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Man  muß  in  der  politischen  Geschichte  sehr  weit  zurück- 
gehen, um  ein  Analogon  für  den  plötzlichen  und  vollständigen 
Zusammenbruch  eines  Staatenbundes  von  60  Millionen  Menschen 
zu  finden.  Es  hat  wohl  zu  allen  Zeiten  Kriege  mit  katastrophalem 
Ausgange  für  die  besiegten  Staaten  gegeben,  aber  daß  ein  wirt- 
schaftlich hoch  entwickelter  Staat  einfach  vom  Erdboden  ver- 
schwindet, ist,  seitdem  die  Geld-  oder  gar  die  Kredit  wir  tschaft  die 
primitiven  Formen  der  Naturalwirtschaft  abgelöst  hat,  noch  nicht 
dagewesen.  Mit  dieser  Feststellung  ist  schon  die  Schwere  des 
Problems  der  wirtschaftlichen  Folgen  eines  solchen  Zusammen- 
bruchs gekennzeichnet,  wie  es  die  letzten  Oktobertage  des  Jahres 
1918  für  das  ehemalige  Österreich-Ungarn  aufgerollt  haben.  Gewiß 
hat  der  Weltkrieg  allen  beteiligten  Staaten  schwere  Wunden  ge- 
schlagen, Sieger  und  Besiegte  werden  zu  deren  Überwindung  jahr- 
zehntelang brauchen.  Aber  in  allen  Staaten,  mit  Ausnahme  Öster- 
reich-Ungarns, sind  die  Grundmauern  des  wirtschaftlichen  Funda- 
mentes stehen  geblieben,  die  zum  Wiederaufbau  verwendbar  sind. 
Die  Völker  Österreich-Ungarns  allein  müssen,  soweit  sie  nicht 
Anschluß  an  ein  bestehendes  konsolidiertes  Staatengebilde  gefunden 
haben,  auch  die  Grundmauern  neu  errichten.  Die  Friedensverträge 
von  St.  Germain  en  Laye  und  Trianon  haben  zwar  in  bewußter 
Verkennung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  versucht,  einzelne  Teile 
der  ehemaligen  Monarchie  zu  alleinigen  Rechtsnachfolgern  des 
alten  Reiches  zu  erklären,  aber  es  kann  unmöglich,  selbst  bei 
Annahme  weitgehender  Unorientiertheit  über  die  politischen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  Österreich-Ungarns, 
seriöse  Wirtschaftspolitiker  in  den  Weststaaten  gegeben  haben, 
welche  aus  der  Tatsache  allein,  daß  Wien  die  Hauptstadt  des 
neuen  Deutschösterreich  bildet,  die  Anschauung  herleiteten,  daß 
das  von  ihnen  ins  Leben  gesetzte  selbständige  Land,  bestehend  aus 
den  wirtschaftlich  unergiebigsten  und  für  die  Wirtschaftsbilanz  am 
wenigsten  in  Betracht  kommenden  Gebieten  Österreichs,  auch  nur 
eine  Ähnlichkeit  mit  dem  großen  Wirtschaftskörper  aufweist,  der 
die  Wurzeln  seiner  Kraft  aus  den  Sudetenländern  zog. 
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Die  Währung  ist  das  getreue  Spiegelbild  der  Wirtschaft,  und 
so,  wie  das  Problem  des  Neuaufbaues  der  Wirtschaft  grund- 
verschieden ist  von  dem  des  Wieder- Aufbaues,  so  ist  auch  das 
Problem  der  neuen  Währung  auf  den  Gebieten  der  National- 
staaten grundverschieden  von  dem  Problem  der  Valutasanierung, 
vor  welches  auch  alle  anderen  Staaten  gestellt  sind.  Das  Schicksal 
der  österreichischen  Krone  wird  künftigen  Theoretikern  des  Geld- 
wesens zweifellos  den  interessantesten  Stoff  für  ihre  Untersuchungen 
bieten  und  gewiß  werden  die  Versuche,  die  zur  Lösung  des  un- 
geheuren Problems  des  vollkommenen  Neuaufbaues  einer  Währung 
in  den  Nationalstaaten,  deren  wirtschaftlichen  Fundamente  zum 
Teil  noch  nicht  gefunden  sind,  unternommen  wurden,  vielfacher 
Kritik  begegnen.  Wir,  die  wir  als  beteiligte  Leidtragende  diesem 
Prozeß  zusehen,  haben  gewiß  noch  nicht  die  genügende  Distanz 
zu  den  Ereignissen,  um  alle  die  währungspolitischen  Maßnahmen 
der  letzten  zwei  Jahre  in  unsere  finanzwissenschaftliche  Theorie 
vollends  einordnen  zu  können.  Die  vorliegende  Arbeit  erhebt 
daher  von  vornherein  nicht  den  Anspruch  einer  durchgreifend 
kritischen  Würdigung  der  von  den  Nationalstaaten  auf  dem  Gebiete 
des  Währungswesens  verfügten  Maßnahmen ;  sie  verdankt  ihr  Ent- 
stehen vielmehr  in  erster  Linie  dem  Bedürfnisse  der  Praxis  nach 
einer  genauen  Orientierung  über  Umfang  und  Art  der  Währungs- 
politik der  Nationalstaaten,  an  der  Hand  des  Gesetzestextes:  Wenn 
es  daneben  dem  Verfasser  als  Praktiker  noch  gelungen  sein  sollte, 
noch  den  oder  jenen  Baustein  zur  weiteren  theoretischen  Bearbei- 
tung der  akuten  Währungsfragen  in  den  Sukzessionsstaaten  herbei- 
zutragen, so  ist  der  Zweck  der  Arbeit  voll  erreicht. 

il 

Die  Regelung  des  Währungsipesens  gehörte  in  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  zu  den  sogenannten  dualistischen 
Angelegenheiten,  welche  zwischen  Österreich  und  Ungarn  von  Zeit 
zu  Zeit  nach  gemeinsamen  Gesichtspunkten  zu  regeln  waren*)  (im 
Gegensatz  zu  den  pragmatischen,  d.  h.  absolut  gemeinsamen  An- 

*)  §'  2  Ges.  vom  21.  Dezember  186 7,  RGBl.  Nr.  146:  „  außerdem 

sollen  nachfolgende  Angelegenheiten  zwar  gemeinsam  verwaltet,  jedoch  nach 
gleichen  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden. 

3.)  Die  Feststellung  des  Münzwesens  und  des  Geldfußes." 
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Gelegenheiten ,  wie  z.  B.  das  Heerwesen  und  die  Außenpolitik). 
Die  Kronenwährung  beruhte  auf  einem  Komplex  österreichischer  Ge- 
setze vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126 ff.  und  gleichartigen  un- 
garischen Gesetzen,  welche  an  Stelle  der  bisherigen  Gulden( Silber )- 
Währung  die  Kronenwährung  als  Goldwährung  setzten.  Aus  einem 
Kilogramm  Feingold  waren  32j6  Kronen  in  Goldstücken  zu  20  Kro- 
nen zu  prägen.  Hieraus  ergibt  sich  die  Relation  zur  Franc- 
währung der  lateinischen  Münzunion  von  1  Krone  —  i'0$  Franc 
und  zur  deutschen  Reichsmark  von  1  Krone  =  0.85  Mark.  Die 
kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  189p,  RGBl.  Nr.  176, 
bestimmte,  daß  die  neue  Währung  mit  1.  Januar  1900  in  Geltung 
zu  treten  hat.  Die  Funktion  der  Österreichisch-ungarischen  Bank 
als  Notenbank  blieb  dadurch  unberührt.  Ihr  Privilegium  wurde 
von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  verlängert,  zuletzt  provisorisch 
(Gesetz  vom  27.  Dezember  191J,  RGBl.  Nr.  $iS)  bis  zum  3i.  De- 
zember 191 9.  An  diesem  Tage  ist  das,  Notenprivileg  der  Oster- 
reichisch-ungarischen  Bank  erloschen,  da  die  Sukzessionsstaaten 
dasselbe  nicht  erneuert  haben.  Nur  auf  dem  Boden  Österreichs 
und  Ungarns  übt  die  Bank  zwar  nicht  de  jure,  wohl  aber  de  facto 
die  Funktion  als  Notenbank  weiter  aus.  In  Österreich  gründete 
sich  dieser  Zustand  auf  das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1919, 
RGBl.  Nr.  $J4,  welches  die  Regierung  ermächtigt,  die  zur  vor- 
läufigen Regelung  des  Notenbankwesens  erforderlichen  Verfügungen 
zu  treffen. 

Die  Österreichisch-ungarische  Bank  war  verpflichtet,  den  ge- 
samten Banknotenumlauf  zu  mindestens  metallisch  bedeckt  zu 
halten.  Ihre  Noten  hatten  jedoch  bis  zum  Kriegsausbruch  Zwangs- 
kurs im  Inlande.  Die  Kronenwährung  war  daher  keine  volle 
Goldwährung,  stellte  sich  vielmehr  als  Typus  einer  „hinkenden" 
Währung  dar.  Gerade  die  Zeit  vor  dem  Kriege  schien  aber  den 
Übergang  zur  reinen  Goldwährung  zu  bringen,  denn  die  Frage  der 
sogenannten  „Aufnahme  der  Barzahlungen*'  schien  der  Lösung  in 
positivem  Sinne  näher  denn  je.  Diese  verheißungsvolle  Entwicklung 
brachte  der  Krieg  mit  einem  Male  zum  Stillstande.  Die  kaiserliche 
Verordnung  vom  4.  August  191 4,  RGBl.  Nr.  198  (siehe  Seite  99) 
ermächtigt  die  Regierung,  außerordentliche  Verfügungen  auf  dem 
Gebiete  des  Notenwesens  zu  treffen,  eine  Ermächtigung,  von  welcher 
die  Regierung  vor  allem  in  dem  Sinne  Gebrauch  machte,  daß  sie 
die  Golddeckungsvorschriften  außer  Geltung  setzte,  um  die  un- 
geheuren Ausgaben  des  Krieges  zu  decken.   Es  ist  bekannt,  daß 
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die  österreichische  und  ungarische  Regierung,  ebenso  wie  die  Regie- 
rungen Deutschlands,  Frankreichs  und  anderer  Staaten,  im  Gegensatz 
zu  der  englischen  Finanzverwaltung,  den  Krieg  lange  Zeit  hindurch 
nicht  durch  Erhöhung  der  Einkünfte  des  Staates  zu  finanzieren 
trachtete,  sondern  durch  Erhöhung  des  Notenumlaufes  und  in 
zweiter  Linie  durch  innere  Anleihen.  Die  Theorie  hat  in  einzelnen 
Fällen  den  Standpunkt  vertreten,  daß  die  zitierte  kaiserliche  Ver- 
ordnung die  Schaffung  einer  neuen  Währung  bedeute,  daß  sie  an 
die  Stelle  der  „hinkenden  Goldwährung"  die  reine  Papierwährung 
gesetzt  habe,  so  daß  diese  Verordnung  mit  Gesetzeskraft*)  als 
Mutter  der  heutigen  reinen  Papierwährungen  aller  Sukzessions- 
staaten anzusehen  wäre.  Demgegenüber  wurde  jedoch  von  anderer 
Seite  eingewendet,  daß  ja  auch  die  „hinkende  Goldwährung*  theo- 
retisch kaum  als  etwas  anderes  anzusehen  ist,  als  eine  Papier- 
währung, und  daß  andererseits  provisorische  Bestimmungen  über , die 
Einlösungspflicht  und  Deckungsbestimmungen  der  Notenbank  auch 
in  Ländern  mit  alter  Goldwährung  bei  Kriegsbeginn  erlassen 
worden  sind  (Suspendierung  der  Bankakte  in  England),  ohne  daß 
hiebei  jemals  theoretisch  oder  praktisch  an  die  Etablierung  einer 
Papierwährung  gedacht  worden  sei.  Immerhin  reagierten  die  neu- 
tralen Märkte  auf  die  infolge  des  Krieges  befürchtete  Entwertung 
der  österreichischen  Krone  (Frank-Kurs  Ende  Oktober  1914  zirka 
109,  Holländischer  Gulden-Kurs  zirka  20 0)  ziemlich  empfindlich. 

Mit  der  längeren  Dauer  des  Krieges  ging  eine  beträchtliche 
Minderbewertung  der  österreichischen  Krone  auf  den  ausländischen 
Märkten  Hand  in  Hand.  Die  Regierung  tat  nicht  viel,  um  diesem 
Prozeß  Einhalt  zu  tun,  und  konnte  wohl  auch  nicht  allzu  viel  tun. 
Nicht  einmal  das  landläufige  Mittel  der  Erhöhung  der  Bankrate 
wurde  angewendet,  vielmehr  betrug  die  Bankrate  nach  anfäng- 
lichen stärkeren  Schwankungen  während  der  weitaus  längsten  Zeit 
des  Krieges  S°lo>  Offenbar  ging  die  Notenbank  dabei  auch  von  der 

*)  Für  weniger  genaue  Kenner  der  österreichischen  Verhältnisse  mag  hier 
angefügt  werden,  daß  diese  „kaiserliche'  Verordnung  auf  Grund  des  §  14.  des 
Staatsgrundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  mit  provisorischer  Gesetzeskraft 
erlassen  wurde.  Diese  Gesetzesstelle  gestattete  der  österreichischen  Regierung, 
während  der  Zeit,  während  welcher  der  Reichsrat  nicht  versammelt  war,  unter 
bestimmten  Kautclen  \'crordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft  zu  erlassen, 
welche  allerdings  dem  Reichsrate  unmittelbar  nach  seinem  nächsten  Zusammentritt 
vorzulegen  waren.  Der  $  14  des  Gesetzes  über  die  Reichsvertretung  war  ein  be- 
liebtes Auskunftsmittel  der  Regierung,  wenn,  wie  es  ja  häufig  genug  vorzukommen 
pflegte,  die  parlamentarische  Maschinerie  wieder  einmal  versagte. 
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Erwägung  aus,  daß  eine  erhebliche  Verbesserung  der  Zahlungs- 
bilanz hiedurch  nicht  zu  gewärtigen  sei. 

Die  sowohl  bei  Beginn  des  Krieges  als  auch  späterhin  wieder- 
holt  auftretenden  periodischen  Störungen  im  Geldverkehr  suchte 
die  Regierung  durch  Ausgabe  verschiedener  neuer  Münzen  und 
Papiergeldtypen  (Banknoten  zu  i  und  2  Kronen  und  neuer  Münzen 
zu  10,  20  und  2  Heller)  zu  begegnen. 

Im  Jahre  igi 6  entschloß  sich  die  Regierung  dazu,  auch  eine 
Bewirtschaftung  der  fremden  Zahlungsmittel  eintreten  zu  lassen 
und,  ähnlich  wie  dies  bezüglich  wichtiger  Bedarfsgegenstände  schon 
früher  geschehen  war,  auch  den  Bedarf  in  Devisen  und  Valuten 
zu  rationieren.  Ursprünglich  beruhten  die  diesbezüglichen  Beschrän- 
kungen auf  einer  Vereinbarung  der  maßgebenden  Wiener  Banken 
mit  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  als  Notenbank  und  be- 
zweckten lediglich  die  Schaffung  einer  Übersicht  über  die  jeweils 
vorhandenen  Bestände  an  fremden  Zahlungsmitteln.  Die  Ministerial- 
ver Ordnung  vom  ig.  Dezember  ig  16,  RGBl.  Nr.  421,  schuf  so- 
dann in  der  Zentralstelle  für  den  Verkehr  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln  (Devisenzentrale)  eine  zwangsläufige  Organisation. 
Die  Handhabung  dieser  Verordnung  gab  speziell  in  der  ersten  Zeit 
zu  erheblichen  Klagen  keinen  Anlaß,  zumal  Industrie  und  Handel 
unter  weitgehender  staatlicher  Kontrolle  standen  und  die  Einfuhr, 
ebenso  wie  die  Ausfuhr  fast  durchwegs  reglementiert  waren.  Erst 
die  zunehmende  Entgüterung  der  österreichischen  Volkswirtschaft 
züchtete  allmählich  den  Schleichhandel  in  Waren  aller  Art  und 
damit  naturgemäß  alsbald  auch  den  Schleichhandel  in  fremden 
Zahlungsmitteln.  Dagegen  suchte  die  Ministerialverordnung  vom 
18.  Juni  ig  18,  RGBl.  Nr.  223,  mit  einer  strafferen  Reglemen- 
tierung des  Kronenverkehrs  und  insbesondere  auch  des  Wertpapier- 
verkehres vergeblich  anzukämpfen.  Der  dringendste  Bedarf  an 
den  notwendigsten  Gebrauchsgütern  sowie  an  Roh-  und  Hilfsstoffen 
für  die  Industrie  durchbrach  jede  Schranke,  zumal  die  staatliche 
Autorität  mit  ihren  Straf drohun gen  immer  mehr  ins  Wanken  geriet. 
Von  der  allgemeinen  Preissteigerung  blieben  auch  die  fremden  Zahlungs- 
mittel nicht  verschont.  Die  maßgebendsten  Zahlungsmittel  der  neutralen 
Plätze  zeigten  anfangs  Oktober  ig  18  folgende  Notierungen: 
Schweizer  Franken  ....  255 
Holländische  Gulden      .    .    .  5567/2. 

Trotzdem  also  die  straffe  Zentralisierung  des  Devisenverkehrs 
im  alten  Osterreich  keine  nennenswerten  äußeren  Erfolge  auf  zu- 
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weisen  hatte,  blieben  die  Grundsätze,  welche  die  österreichischen 
Devisenverordnungen  beherrschten,  bis  in  die  jüngste  Zeit  auch  in 
den  Sukzessionsstaaten  in  Geltung,  beziehungsweise  verschafften 
sich  nach  einer  kurzen  Übergangszeit  wiederum  Geltung, 

Ganz  abgesehen  von  Deutschösterreich,  wo  die  Verordnung 
vom  18.  Juni  iqi8,  RGBL  Nr.  223,  bis  in  die  letzte  Zeit  un- 
verändert, nur  ergänzt  durch  eine  Fülle  von  Spezialanordnungen 
der  Devisenzentrale,  in  Geltung  war,  haben  sowohl  die  Tschecho- 
slowakei wie  Jugoslawien  und  Polen  ähnliche  oder  gleiche  Grund- 
sätze in  Geltung  gehabt.  Erst  die  tschechoslowakische  Devisen- 
verordnung vom  28.  November  191 9  versuchte  in  Anlehnung  an  das 
deutsche  Muster  neue  Wege  zu  gehen,  wobei  als  die  bemerkens- 
werteste Tatsache  die  teilweise  allerdings  stark  eingeschränkte  Ein- 
setzung des  Arbitrageverkehrs  in  seine  alten  Rechte  zu  verzeichnen  ist. 

Damit  sind  im  Wesen  die  Kriegsmaßnahmen  des  alten  öster- 
reichischen Staates  auf  dem  Gebiete  des  Währungswesens  erschöpft. 
Trotz  der  scharfen  Abwärtsbewegung  der  Krone  war  die  Lage 
doch  noch  nicht  hoffnungslos.  In  seiner  ganzen  Schärfe  trat  das 
Währungsproblem  erst  mit  dem  Zusammenbruch  des  alten  öster- 
reichischen Staates  in  die  Erscheinung. 

in. 

Zunächst  blieb  in  sämtlichen  neu  entstandenen  National- 
staaten, ebenso  in  den  Gebieten  Österreichs,  welche  von  schon 
bestehenden  Staaten  in  Anspruch  genommen  und  besetzt  wurden» 
die  österreichische  Krone  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Aber  schon 
in  den  ersten  Wochen  nach  dem  Zusammenbruch  begegnen  wir 
Betrachtungen  über  die  künftige  Gestaltung  der  Währung.  Man 
wird  von  vornherein  anzunehmen  geneigt  sein,  daß  die  Lösungs- 
versuche grundsätzlich  verschiedene  sind,  je  nachdem  das  be- 
treffende Land  oder  der  betreffende  Landesteil  sich  an  schon  be- 
stehende Staatswesen  anschloß  oder  sich  mit  anderen  Ländern 
zu  einem  neuen  Staatswesen  vereinigte.  In  der  Tat  zeigen  die 
Versuche  zur  Lösung  der  Währungsfrage  in  jeder  der  beiden 
Gruppen  charakteristische  Merkmale,  die  sie  von  den  Versuchen 
anderer  unterschieden.  Ganz  scharf  sind  die  Typen  in  Italien 
einerseits  und  der  Tschechoslowakei  anderseits  umrissen. 

Italien  amalgamiert  sich  die  neugewonnenen  Landesteile  auch 
währungspolitisch.  Zunächst  verfügt  allerdings  ein  am  26.  No- 
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vember  igi8  ergangenes  Dekret  des  Armeeoberkommandos,  daß 
die  Österreichische  Währung  in  den  besetzten  Gebieten  bis  auf 
weiteres  in  Geltung  bleibt  und  daß  Zahlungen  an  Militär-  und  sonstige 
Kassen  nach  dem  Verhältnis  von  40  Centesimi  —  1  Krone  zu  leisten 
seien.  Gleichzeitig  wird  die  Einfuhr  Österreichischen  Papiergeldes 
verboten.  An  dem  Umrechnungskurs  10:4  hält  dann  auch  die  Ge- 
setzgebung der  nächsten  Zeit  fest,  insbesondere  der  sogenannte 
Erlaß  Badoglio*)  (Verordnung  des  italienischen  Oberkommandos 
von  5.  April  191 9),  der  grundsätzlich  in  den  besetzten  Gebieten  die 
Lirewährung  einführt  und  dadurch  die  Währungsfrage  in  diesen 
altösterreichischen  Gebieten  löst.  Hiebei  wurde  jedoch  eine  Kor- 
rektur dieses  sehr  ungünstigen  Umrechnungskurses  vorbehalten, 
der  in  den  Wertverhältnissen  zur  Zeit  des  Zusammenbruches  nicht 
gerechtfertigt  war. 

Es  fehlte  infolgedessen  auch  nicht  an  Stimmen  in  dem  neu- 
besetzten Gebiete,  welche  den  Umrechnungsschlüssel  der  Verord- 
nung vom  26.  November  19 18  als  eine  Art  Kriegsentschädigung 
der  okkupierten  Gebiete  an  Alt-Italien  kennzeichneten  und  die 
Italien  das  Beispiel  Frankreichs  vor  Augen  hielten,  das  im  Elsaß 
die  Mark  al  pari  mit  dem  französischen  Frank  konvertierte.  Die 
italienische  Regierung  hat  diesen  Bedenken  teilweise  Rechnung  ge- 
tragen und  zu  einer  Zeit,  wo  sich  das  Verhältnis  zwischen  Krone 
und  Lira  weiterhin  sehr  zu  Ungunsten  der  Krone  verschoben  hatte, 
endgültig  die  Relation  von  10:6  festgesetzt  (Königl.  Dekret  vom 
2j.  November  191 9  Z.  2227). 

Bei  Durchführung  dieser  Bestimmungen  ergaben  sich,  wie  übri- 
gens auch  im  Elsaß,  in  den  besetzten  Gebieten  für  die  Kreditinstitute 
und  für  diejenigen  Gläubiger,  deren  Schuldner  auf  dem  Boden 
des  alten  Österreich-Ungarn  wohnten,  gewisse  Schwierigkeiten, 
welche  teils  —  wie  bei  den  Kreditinstituten  —  durch  als  zweck- 
mäßig anzuerkennende  weitere  legislative  Verfügungen**)  teils  durch 
den  Friedensvertrag  von  St.  Germain  in  einer  für  die  neuitalieni- 
schen Gläubiger  befriedigenden  —  dafür  aber  für  die  Österreichi- 
schen Schuldner  um  so  drückenderen  —  Weise  ihre  Lösung  fanden***) 

*)  Benannt  nach  dem  Souschef  des  Generalstabschefs  General  Pietro  Badoglio. 
**)  Siehe  insbesondere  das  königliche  Dekret  vom  2p.  Jänner  1920  Nr.  14.4. 
***)  Eingehende  Orientierung  über  die  Details  der  Durchführung  der  Wäh- 
rungsreform in  Italien  ermöglicht  der  Aufsatz:  „Die  Währungsfrage  in  den  be- 
setzten Gebieten  Italiens"  von  Dr.  Max  Bresch  in  den  „Berichte  aus  den  neuen 
Staaten,"  III.  Jahrgang,  Seite  457.    Friedensvertrag  Art.  249. 
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IV. 

Ganz  anders  die  Tschechoslowakei:  Hier  ist  die  gesamte  öffent- 
liche Meinung  von  vornherein  auf  die  Schaffung  einer  neuen  Währung 
eingestellt.  In  den  Pressestimmen  aus  den  ersten  Tagen  der  neuen 
Republik  spielt  bereits  die  Erörterung  der  Frage  der  Schaffung 
einer  neuen  Währung  eine  große  Rolle.  Allgemein  wird  die  Ein- 
führung der  Frank-Währung  ventiliert,  wobei  der  Gedanke  maß- 
gebend ist,  daß  hiedurch  eine  sofortige  Hebung  der  Wahrung  er- 
reicht werden  wird.  Daß  dabei  die  technischen  Schwierigkeiten 
der  Einführung  einer  neuen  Währung  ebenso  übersehen  wurden, 
wie  die  Tatsache,  daß  der  verwüstende  Krieg  seine  währungs- 
politischen Folgen  erst  voll  in  der  Nachkriegszeit  zur  Geltung 
bringen  wird,  ist  den  Tschechen  kaum  zum  Vorwurf  zu  machen. 
Konnte  doch  der  ärgste  Pessimist  ebensowenig  wie  der  weitblickendste 
Volkswirt  ahnen,  in  welch  unerhörten  Zustand  des  Verfalls  die  Wäh- 
rungen der  Kriegführenden  geraten  würden.  Allmählich  begann 
man  jedoch  beide  Tatsachen  richtig  zu  würdigen  und  eine  gründ- 
liche Erörterung  der  Währungsfrage  setzt  ein. 

In  diesem  Stadium  stehen  sich  zwei  Ansichten  scharf  gegen- 
über. Die  eine  Meinung  knüpft  gedanklich  an  die  früher  emp- 
fohlene Einführung  der  Frank -Valuta  in  der  Weise  an,  daß  sie 
eine  neue  Währungseinheit  schaffen  und  dieselbe  durch  Devalvation 
der  Krone  in  ein  fixes  Verhältnis  zu  dieser  neuen  Währung  setzen 
will.  Diese  Meinung  geht  davon  aus,  daß  die  Möglichkeit  einer 
Stabilisierung  der  neuen  tschechoslowakischen  Währungseinheit  in 
dem  Moment  gegeben  ist,  wo  sich  die  tschechoslowakischen  Länder 
von  den  übrigen  österreichischen  Ländern  auch  währungspolitisch 
sondern,  daß  die  Devalvierung  das  wirksamste  Mittel  zum  Abbau 
der  damals  sehr  schwer  empfundenen  Noteninflation  bilde  und 
daß  die  mit  der  Devalvierung  verbundenen  Vorteile  für  die  Schuldner 
und  Nachteile  für  die  Gläubiger  auf  legislativem  Wege  in  ähnlicher 
Weise  beseitigt  werden  könnten,  wie  dies  durch  das  berühmte  öster- 
reichische ^Bankerott- Patent"  vom  Jahre  1811  geschehen  ist.  Die 
zweite  Richtung  verlangt  demgegenüber  die  Schaffung  einer  neuen 
Währung,  zu  welcher  die  Krone  im  Verhältnis  von  i  :  i  stehen  soll, 
wobei  sie  im  gleichen  Vertrauen  auf  die  Zukunft  des  Staates  damit 
rechnet,  daß  die  neue  Währung  sich  sukzessive  dem  Vorkriegsstande 
der  Krone  annähern  wird,  wodurch  die  mit  einer  vorzeitigen  Deval- 
vation verbundenen  schweren  Schäden  vermieden  werden.  Hiebei 


-  XIII  - 


wird  in  Aussicht  genommen,  daß  die  mit  einer  rapiden  Verbesserung 
der  Währung  verbundenen  Gewinne  der  Gläubiger,  in  erster  Linie 
der  Staatsgläubiger,  welche  schlechtes  Geld  geborgt  haben  und  gutes 
empfangen  sollen,  im  Wege  eines  gerechten  Steuersystems  erfaßt 
werden  sollen.  Über  die  Kardinalfrage  der  metallischen  Deckung 
dieser  neuen  Währung  findet  sich  jedoch  charakteristischerweise 
in  den  Arbeiten  der  Anhänger  beider  Richtungen  nicht  viel  Ergie- 
biges, höchstens  der  Hinweis  auf  eine  allgemeine  Goldabgabepflicht. 
Beide  Teile  hoffen  vielmehr,  daß  die  nötige  Gold-Deckung  im  Wege 
auswärtiger  Anleihen  mühelos  zu  beschaffen  sein  wird. 

Beide  Richtungen  waren  sich  darin  einig,  daß  unter  allen 
Umständen  die  Währung  des  neuen  tschechoslowakischen  Staates 
von  der  alten  Österreichischen  Krone  loszulösen  sei,  und  beide  Rich- 
tungen begründeten  diese  ihre  Anschauung  abgesehen  von  politischen 
Erwägungen  damit,  daß  das  wirtschaftlich  hochaktive,  von  der 
Einfuhr  wichtiger  Nahrungs-  und  GenujSmittel  ebenso  wie  von  der 
Einfuhr  industrieller  Rohstoffe  und  Betriebsmittel  unabhängige  Land,, 
auf  sich  selbst  gestellt,  eine  hochaktive  Handels-  und  Zahlungs- 
bilanz aufweisen  muß. 

Diese  Tatsache  müßte  von  selbst  zu  einem  plötzlichen  Um- 
schwung in  der  Bewertung  der  selbständigen  tschechoslowakischen 
Zahlungsmittel  führen,  zumal  die  tschechoslowakische  Finanzver- 
waltung nicht  nur  die  bis  dahin  betriebene  Politik  der  Geldinflation 
nicht  wird  fortsetzen  müssen,  sondern  im  Gegenteil  ungesäumt  an 
den  Abbau  der  Geldinflation  wird  schreiten  können.  Unsicher  war 
man  in  der  Frage,  ob  „Staatsnote"  oder  „Banknote",  sicher  jedoch 
darin,  daß  diese  technische  Frage  die  Entwicklung  der  Währung 
nicht  schädigen  werde.  Beiderseits  herrschte  jedenfalls  ein  sehr 
starker  Optimismus  vor,  daß  das  Ausland  auf  die  Einführung  einer 
neuen  selbständigen  Währung  in  der  Tschechoslowakei  sofort  in  der 
kräftigsten  Weise  reagieren  werde. 

In  diesem  Stadium  trat  die  jugoslawische  Regierung  als  erste 
unter  den  Regierungen  der  Sukzessionsstaaten  mit  dem  Plan  einer 
Separation  der  Währung  hervor  und  verfügte  die  Abstempelung 
aller  auf  ihrenv  Gebiete  umlaufenden  Kronennoten.*)  Es  ist  heute 
noch  kaum  möglich  festzustellen,^  wer  dieses  Ei  des  Kolumbus  ge- 
funden .hat;  sicher  ist,  daß  die  Abstempelung  die  einfachste  und 

*)  Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  vom  8.  Januar  1919,  erlassen  auf 
Grund  der  Ermächtigung  des  serbischen  Fiyianzministers  vom  25.  Dezember  1918, 
Nr.  1263. 


-  XIV  - 


sicherste  Form  der  Nationalisierung  der  Noten  war.  Er  läßt  sich 
auch  nicht  ohneweiter s  sagen,  ob  alle  oder  ein  Teil  der  National- 
staaten, die  nach  Abschluß  des  Waffenstillstandes  als  Verbündete 
der  Entente  auftraten,  bestimmte,  die  Abstempelung  der  Noten  be- 
treffende Vereinbarungen  geschlossen  haben.  Auffällig  ist  jedoch, 
daß  die  jugoslawischen  und  tschechoslowakischen  Maßnahmen  zeit- 
lich ziemlich  zusammenfallen  (wenn  die  tschechoslowakische  Ab- 
stempelung erst  einen  Monat  später  einsetzte,  so  kann  dies  wohl 
auf  die  Tatsache  zurückgeführt  werden,  daß  der  tschechoslowaki- 
sche Finanzplan  weit  umfassender  konzipiert  war  und  zu  seiner 
Vorbereitung  eine  größere  Spanne  Zeit  notwendig  war)  und  daß 
weiters  die  die  Abstempelung  der  Noten  betreffenden  Bestimmungen 
auch  in  dem  Friedensvertrag  von  St.  Germain-en-Laye,  dessen  auf 
währungspolitische  Verhältnisse  des  alten  Österreich  bezüglichen  Be- 
stimmungen wohl  nur  auf  das  Konzept  der  nichtösterreichischen  Sukzes- 
sionsstaaten zurückgeführt  werden  können,  Eingang  gefunden  haben. 

Tatsache  ist  jedenfalls,  daß  durch  das  jugoslawische  Beispiel 
eine  bis  dahin  ungelöste  und  sehr  wichtige  Vorfrage  zur  Einführung 
einer  neuen  Währung  gelöst  erschien.  Und  nunmehr  gelangten  auch 
die  Vor  arbeiten  in  der  Tschechoslowakei  sehr  schnell  zum  Abschlüsse. 
Der  großzügige  Plan  wurde  sorgfältig  geheimgehalten,  alle  dies- 
bezüglichen Zeitungsmeldungen  wurden  unter  scharfe  Zensur  gestellt. 
In  der  dritten  Februarwoche  des  Jahres  1919  waren  die  Arbeiten 
beendigt  und  am  25.  Februar  191 9  trat  der  Finanzminister  Dr.  Rasin 
mit  seinem  großen  Finanz-  und  Valutasanierungsplan  vor  das  Par- 
lament. Der  Finanzausschuß  erhielt  einen  halben  Tag  Zeit  zur 
Beratung  und  Berichterstattung,  so  daß  der  ganze  Komplex  der 
Gesetze  in  einem  einzigen  Tage  beraten  und  beschlossen  werden 
mußte.  Unmittelbar  nach  der  Abstimmung  im  Parlament  wurden 
die  Grenzen  des  Landes  auf  10  Tage  hermetisch  abgeschlossen. 

Im  Mittelpunkt  des  großen  Finanzplanes  stand  das  Gesetz 
vom  25.  Februar  191 9,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  welches  die  Na- 
tionalisierung der  Währung  verfügte  und  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen östen-eichisch-ungarischen  Krone  die  tschechoslowakische 
Krone  als  Währungseinheit  setzte,  wobei  die  Konvertierung  im 
Verhältnis  von  1  :  1  vorgenommen  wurde.  Der  Finanzminister 
lehnte  also  die  Devalvierung  der  Währung  ab  und  begründete  dies 
in  seiner  Rede  im  Parlament  hauptsächlich  mit  den  oben  darge- 
stellten, gegen  die  Devalvierung  im  allgemeinen  sprechenden  Ar- 
gumenten.  Ein  weiteres  charakteristisches  Merkmal  des  Finanz- 
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planes  liegt  in  dem  Bekenntnis  zur  Quantitätstheorie :  Alles  Übel 
in  der  Währung  kommt  von  der  Noteninflation  her.  Die  umlau- 
fenden Noten  übersteigen  den  tatsächlichen  Bedarf,  wodurch 
künstlich  eine  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  nicht  begründete 
Teuerung  hervorgerufen  wird.  Diesem  Übel  sucht  der  Finanzplan 
auf  radikale  Weise  beizukommen,  indem  der  Notenumlauf  durch 
Zurückbehaltung  der  Hälfte  aller  eingereichten  Noten  um  s°°lo 
vermindert  wird.  Diese  50° j0  werden  in  eine  mit  i°\0  verzinsliche 
Staatsanleihe  verwandelt.  Das  gleiche  Schicksal  erleiden  Bankgut- 
haben und  Spareinlagen.  Um  auch  der  staatlichen  Finanzverwaltung 
jedwede  Möglichkeit  der  Manipulation  mit  den  zurückbehaltenen 
Banknotenmengen  zu  nehmen,  mußten  diese  Noten  unberührt  in 
den  Kassen  des  Staates  verbleiben.  Aus  diesem  Grunde  verwarf 
der  Finanzminister  die  Idee,  die  Bons  über  die  zurückbehaltenen 
Noten  höher  verzinslich  zu  stellen,  trotzdem  der  Finanzausschuß 
gerade  in  diesem  Punkte  große  Bedenken  hegte  und  in  der  Ge- 
währung der  einer  Staatsanleihe  entsprechenden  Verzinsung  ein  weit 
sichereres  Mittel  sah,  den  Notenumlauf  dauernd  zu  verringern,  als 
in  den  Maßnahmen  des  Finanzministers.  In  diesem  Punkte  hat 
die  weitere  Entwicklung  dem  Finanzminister  zweifellos  Unrecht  ge- 
geben, denn  bereits  nach  einigen  Monaten  mußten  8^°l0  der  zu- 
rückbehaltenen Noten  wieder  in  Verkehr  gesetzt  werden  und  nur 
I5°lo  der  eingezogenen  Noten  verblieben  in  den  Staatskassen,  wobei 
jedoch  keineswegs  das  währungspolitische  Moment  der  Einschrän- 
kung des  Notenumlaufes,  sondern  vielmehr  der  Gedanke,  eine 
Sicherstellung  für  die  zu  leistende  Vermögensabgabe  in  Händen  zu 
haben,  maßgebend  blieb. 

Technisch  glaubte  der  tschechoslowakische  Staat,  dem  jugo- 
slawischen Beispiel  gegenüber  im  Vorsprung  zu  sein,  indem  er  nicht 
nach  dortigem  Muster  einfach  Stampiglienauf  drücke  verwendete, 
sondern  Stempelmarken,  die  indes,  wenn  vielleicht  auch  nicht  in 
gleichem,  so  doch  in  ähnlichem  Umfange  gleichfalls  der  Fälschung 
unterlagen.  Es  ist  nach  den  jetzt  vorliegenden  Erfahrungen  offen- 
sichtlich, daß  mit  einem  gewissen  Prozentsatz  an  Fälschungen  bei 
dem  immerhin  primitiven  Mittel  der  Abstempelung  in  jedem  Falle 
gerechnet  werden  mußte.  Sogar  der  österreichische  Staat,  der  sich 
bei  der  Abstempelung  seiner  Noten  der  Hilfe  der  Österreichisch- 
ungarischen Bank,  welche  eine  technisch  erstklassige  Notendruckerei 
besitzt,  bedienen  konnte,  war  gezwungen,  sich  mit  Fälschungen 
auseinanderzusetzen. 
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Mit  der  Nationalisierung  der  Währung  gingen  die  Versuche 
zur  Konsolidierung  des  Staatshaushaltes  Hand  in  Hand,  indem 
gleichzeitig  alle  Vorbereitungen  zur  Veranlagung  einer  einmaligen 
Vermögensabgabe  getroffen  unirden;  die  Ermächtigung  der  Regie- 
rung zur  Vornahme  aller  darauf  abzielenden  Konskriptionsmaß- 
nahmen ist  ebenfalls  in  dem  Block  der  Gesetze  enthalten,  welche 
vom  Parlamente  am  gleichen  Tage  genehmigt  wurden.  Das  Problem 
der  Zettelbank  wurde  in  radikaler  Weise  gelöst.  Sämtliche  auf  dem 
Staatsgebiete  liegenden  Filialen  der  Österreichisch-ungarischen  Bank 
wurden  vom  Staate  in  Anspruch  genommen  und  ein  Zentralnoten- 
amt  in  dem  Bankamt  des  Finanzministeriums  errichtet.  Die  neuen 
Noten,  die  nach  sukzessiver  Einziehung  der  alten  gestempelten 
Geldzeichen  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  ausgegeben  worden 
sind,  sind  Staatsnoten,  wobei  allerdings  später  dieser  Zustand  als 
provisorisch  bezeichnet  wurde,  mit  dem  ausdrücklichen  Hinweis 
darauf,  daß  erst  in  einem  späteren  Stadium  die  Frage,  ob  Staats- 
note oder  Banknote,  werde  gelöst  werden.  Zwecks  Fundierung  der 
Noten  versuchte  der  Staat  gleichzeitig,  alles  Edelmetall,  den  ge- 
samten Besitz  an  ausländischen  Zahlungsmitteln  und  alle  Forde- 
rungen gegen  das  Ausland  an  sich  zu  ziehen,  wobei  allerdings  das 
Resultat  ein  ziemlich  klägliches  blieb.*) 

Charakteristisch  für  die  Intensität,  mit  welcher  der  staatliche 
Machtapparat  an  der  Durchsetzung  der  Währungsreform  arbeitete, 
ist  es,  daß  unter  Aufhebung  der  ohnehin  nicht  gerade  milden 
Strafbestimmungen  des  österreichischen  Strafgesetzbuches  über  die 
Münzverfälschung  ein  eigenes  Gesetz  geschaffen  wurde,  welches 
die  Fälschung  „von  Geld  und  Wertpapieren"  unter  barbarische 
Strafen  stellt:  Das  Gesetz  vom  22.  Mai  191 9,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  269,  dehnte  die  geradezu  mittelalterlichen  Straf  bestimmun  gen 
der  alten  österreichischen  Straf ge  setz  gebung  (unter  erschwerenden 
Umständen  lebenslänglicher  Kerker)  auch  auf  die  Verfälschung 
der  Stempelmarken  und  Stempelbilder  aus,  ohne  daß  durch 
diese  untauglichen  Mittel  der  Zweck  der  Abschreckung  erreicht 
wurde. 

Die  Durchführung  dieses  komplizierten  Planes  einer  durch- 
greifenden Valuta-Sanierung  begegnete  in  der  Praxis  erheblichen 
Schwierigkeiten.    Dr.  Rasin  war  ein  Fanatiker  der  Hebung  des 


*)  Siehe  hiezu  unter  anderem  ..Die  tschechoslowakische  Währungsreform- 
von  Dr.  Friedrich  Steiner  im  „Bankarchiv ,  XVIII.  Jahrgang,  Nr.  22. 
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Kronenkurses  um  jeden  Preis.  Demgemäß  mußte  die  Einfuhr  auf 
das  äußerste  gedrosselt  und  die  Ausfuhr  nach  den  Ländern  mit 
Edelvaluta  ebenso  for ziert  werden.  Umgekehrt  suchte  man  die 
Einfuhr  der  notwendigen  Rohstoffe  zu  forzieren.  Dieser  gewalt- 
tätigen Kur  war  der  sehr  schonungsbedürftige  Körper  des  Staates 
flicht  gewachsen.  Die  versuchte,  übrigens  nur  ganz  unvollkommen 
erreichte  Steigerung  des  Kronenkurses  wirkte  lähmend  auf  den 
Export,  die  Drosselung  der  Einfuhr  legte  den  Handel  lahm,  und 
in  beiden  Fällen  war  Arbeitslosigkeit  und  große  Unzufriedenheit 
im  Lande  die  Folge,  welche  noch  durch  die  zunehmende  künstlich 
hervorgerufene  Geldknappheit  vergrößert  wurde.  Der  erhoffte  Er- 
folg der  Valutaanleihe  im  Inlande  blieb  aus.  Vom  Auslande  waren 
Kredite,  welche  zur  Fundierung  einer  Notenbank  ausgereicht 
hätten,  nicht  zu  haben.  Andererseits  büßte  eine  der  wichtigsten  Indu- 
strien  des  Landes,  die  Textilindustrie,  die  Forzierung  der  Rohstoff- 
einfuhr durch  einen  Verlust,  der  sich  um  eine  halbe  Milliarde 
tschechoslowakischer  Kronen  herumbewegt.  Ebenso  wurde  bereits 
hervorgehoben,  daß  die  unter  dem  Schlagwort  der  Bekämpfung 
der  Noteninflation  veranlaßte  Einziehung  von  S°°lo  aller  umlau- 
fenden Noten  unter  dem  Druck  der  währungs-  und  kreditpolitischen 
Verhältnisse  der  Nachkriegszeit  vollkommen  aufgehoben  werden 
mußte.  Ja  auch  die  anfängliche  Steigerung  des  Kronenkurses  im 
Auslande  kam  bald  zum  Stillstande  und  die  tschechoslowakische 
Krone,  die  unmittelbar  nach  der  Abstempelung  noch  etwa  auf  25  Cen- 
times stand,  sank  im  Winter  des  Jahres  1919  bis  auf  5  Centimes. 

Es  ist  unter  diesen  Umständen  kein  Wunder,  wenn  sich  die 
folgenden  Regierungen  veranlaßt  sahen,  einen  anderen  währungs- 
politischen Kurs  einzuschlagen,  der  vielfach,  besonders  in  der 
Handelspolitik  (Behandlung  der  Ein-  und  Ausfuhr)  diametral  den 
Rasinschen  Thesen  zuwiderlief.  Es  wurde  auch  der  Leitsatz  Rasins, 
daß  die  Hebung  des  Kronenkurses  selbst  um  der  größten  Opfer 
willen  erstrebt  werden  müsse,  vollkommen  aufgehoben  und  seine 
Nachfolger  setzten  an  Stelle  dieses  Satzes  die  These  von  der  Not- 
wendigkeit der  Stabilität  des  Kurses.  Jedenfalls  ist  aber  die  Re- 
publik auch  diesem  Ldealzustande  noch  recht  ferne,  denn  die 
tschechoslowakische  Währungseinheit  hatte  sich  von  ihrem  Tief- 
stande im  Winter  191 9  im  Sommer  1920  vorübergehend  bis  auf 
12  bis  i3  Centimes  gehoben  —  wiederum  unter  beträchtlichen 
Erschütterungen  der  Industrie  —  um  im  Laufe  des  Herbstes  1920 
wiederum  auf  zirka  8  Centimes  zurückzusinken. 
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Während  die  Hoffnungen,  die  sich  an  die  tschechoslowakische 
Reform  bezüglich  der  Geltung  des  Kronenkurses  auf  dem  inter- 
nationalen Markte  geknüpft  hatten,  nur  in  sehr  bescheidenem  Um- 
fange in  Erfüllung  gingen,  ist  der  Erfolg  gegenüber  den  öster- 
reichischen Sukzessionsstaaten  zweifellos  ein  durchgreifender  ge- 
wesen. Die  tschechoslowakische  Krone  hat  den  anfänglichen 
Vorsprung  in  der  Bewertung  gegenüber  den  Zahlungsmitteln  der 
anderen  Nationalstaaten  nicht  nur  aufrechterhalten,  sondern  sogar 
noch  erheblich  erweitern  können  und  sie  ist  infolgedessen  von  dem 
katastrophalen  Verfall  der  Währungen  dieser  Länder  doch  nicht 
in  gleicher  Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden.  Demgegen- 
über ist  allerdings  die  nicht  leicht  zu  beantwortende  Frage  auf- 
geworfen worden,  ob  nicht  die  Aufrechterhaltung  der  gemeinsamen 
Währung  allen  Sukzessionsstaaten  und  damit  auch  der  Tschecho- 
slowakei noch  ungleich  größere  Vorteile  gebracht  hätte.  Sicherlich 
haben  die  tschechoslowakischen  Regierungen  ihren  Erfolg  nicht 
nur  der  Werbekraft  ihrer  eigenen  Maßnahmen,  sondern  ebenso  der 
Anwendung  starken  politischen  Druckes  auf  die  schwächeren 
Nationalstaaten  zu  danken,  wie  bewußt  kronenfeindlichen  Verfü- 
gungen anderer  Verbündeter.  So  hat  z.  B.  die  jugoslawische  Re- 
gierung durch  Fixierung  einer  Relation  von  4  :  1  zwischen  Krone 
und  Dinar  gerade  zu  einer  Zeit,  wo  nach  Durchführung  einer 
halbwegs  erfolgversprechenden  Nationalisierung  der  Kronenwährung 
die  Möglichkeit  für  eine  Hebung  des  Kronenkurses  angesichts  der 
gleichfalls  hochaktiven  Wirtschaftsbilanz  der  neuen  Landesteile  ge- 
geben gewesen  wäre,  jede  Besserung  des  Verhältnisses  der  jugo- 
slawischen Krone  zur  tschechoslowakischen  Krone  (erstere  notiert 
gegenwärtig  in  Prag  bei  60)  unmöglich  gemacht. 

In  der  Devisenpolitik  ist  die  tschechoslowakische  Regierung 
lange  Zeit  hindurch  auf  dem  Standpunkte  straffer  staatlicher  Be- 
wirtschaftung gestanden,  den  die  österreichische  Devisenverordnung 
vom  18.  Juni  ig  18  eingenommen  hatte,  ja  sie  hat  die  Zügel  hier 
noch  weit  schärfer  angezogen  als  die  übrigen  Nationalstaaten, 
was  sich  besonders  durch  eine  viel  schärfere  praktische  Hand- 
habung äußerte  als  z.  B.  in  Deutschösterreich.  Sie  hat  alle  Indu- 
strie- und  Handelszweige  zwangsweise  syndiziert,  um  die  Beein- 
flussung des  Geldmarktes  noch  viel  schärfer  ausüben  zu  können. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  mußte  sie  ihre  ursprüngliche  Tendenz 
ändern  und  die  Devisenverordnung  vom  28.  November  191 9  sieht 
schon  wiederum  auf  dem  Stande  des  freien  Devisenverkehrs,  aller- 
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dings  mit  geypissen  Einschränkungen,  die  in  der  Praxis  einen 
freien  Handel  nicht  recht  aufkommen  lassen.  Es  wird  von  tsche- 
chischer Seite  behauptet,  daß  gerade  diese  Praxis  geeignet  ist,  den 
Marktverkehr  in  Devisen  von  Prag  abzuziehen  und  die  Hauptstadt 
des  tschechoslowakischen  Staates  von  dem  internationalen  Devisen- 
handel, der  in  der  Nachkriegszeit  eine  so  erhebliche  Bedeutung 
gewonnen  hat,  auszuschließen. 

Reichlich  spät,  im  Oktober  1920  ist  dann  die  Regelung  der 
Währungsverhältnisse  in  Karpathorußland  und  gewissen  Teilen  der 
Slowakei  erfolgt.  Die  hier  umlaufenden  ungestempelten  und 
rumänisch  gestempelten  Noten  wurden  nur  bei  Vermögen  unter 
2000  K  im  Verhältnis  1  :  1  konvertiert.  Für  Beträge  bis  1 0.000. K 
wurde  ein  Schlüssel  1  c.  K  =  2  K  und  für  Beträge  über  10.600  K 
ein  solcher  von  1  c.  K  =  4  K  festgesetzt.  Forderungen  und  Schulden 
wurden  je  nach  ihrer  Entstehungszeit  im  Verhältnis  zwischen  1  zu  1 
und  1  zu  4  konvertiert.  Diese  Verordnung  vom  12.  Oktober  1920, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  576,  stellt  währungspolitisch  einen  interessanten 
Versuch  dar  und  sticht  auf  das  vorteilhafteste  von  der  Regelung 
der  Währungsverhältnisse  in  den  von  Österreich  nach  dem  Friedens- 
vertrage abgetretenen  Gebieten  (Feldsberg  etc.)  ab,  wo  der  Um- 
tausch einfach  nach  dem  Tageskurs  der  österreichischen  Krone  im 
Sommer  1920  erfolgte. 

An  der  Hand  der  jetzt  dargestellten  Typen,  Italien  einerseits 
und  Tschechoslowakei  anderseits,  sind  deutlich  die  Probleme  zu 
erkennen,  die  sich  für  die  neuen  Sukzessionsstaaten  bei  der  Rege- 
lung der  Währungsfrage  ergeben,  je  nachdem  sie  sich  grundsätzlich 
auf  den  Boden  einer  alten  Währung  stellen,  oder  eine  vollkommen 
neue  schaffen  müssen.  Es  zeigt  sich  jedoch  bei  Betrachtung  der 
Verhältnisse  in  den  anderen  Staaten,  daß  keiner  derselben  den 
Typus  so  rein  darstellt  wie  diese  beiden  Länder.  In  allen  anderen 
Sukzessionsstaaten  verwischen  sich  die  Grenzen  der  beiden  Typen. 
Eine  Reihe  dieser  Staaten  besitzt  eine  eigene  Währung,  ohne  aber 
die  wirtschaftliche  Stärke  zu  besitzen,  die  Italien  bei  Lösung  seiner 
Währungsfrage  gezeigt  hat.  Andererseits  sind  sie  doch  nicht  gezwungen, 
ein  vollkommen  neues  Währungsgebäude  zu  errichten  und  können  in 
manchen  Belangen  an  Bestehendes  anknüpfen.  Die  Währungspolitik 
ist  in  jedem  Falle  ein  Instrument  der  allgemeinen  Politik  des  be- 
treffenden Staates.  Manche  Staaten  betrachten  die  Regelung  der 
Währungsfrage  als  erwünschte  Gelegenheit,  ihre  eigenen  wirt- 
schaftlich rückständigen  Gebiete  auf  Kosten  der  neuen  Länder  zu 
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bereichern  (Jugoslawien),  um  die  politische  Vormachtstellung  der 
alten  Lander  auch  wirtschaftlich  zu  sichern.  Andere  Staaten 
wiederum  sind  durch  politische  Sorgen  an  ihren  Grenzen  lange 
Zeit  an  der  Regelung  der  Währungsfrage  gehindert,  jedoch  bemüht, 
wenn  auch  nicht  im  gleichen  Umfange  wie  Italien,  so  doch  im 
Rahmen  ihrer  wirtschaftlichen  Kraft  ihre  neuen  Staatsbürger 
durch  eine  entsprechende  Regelung  der  Währungsfrage  zufrieden- 
zustellen (Rumänien).  In  einer  besonderen  Lage  befinden  sich  jeden- 
falls Österreich  und  Ungarn,  welche  während  der  ganzen  Zeit 
eine  defensive  Stellung  einnahmen  und  nur  zögernd  die  den  Natio- 
nalisierungsmaßnahmen  der  anderen  Staaten  entsprechenden  Ver- 
fügungen trafen,  wobei  in  Ungarn  die  politischen  Verhältnisse  die 
Lage  noch  besonders  komplizierten. 

v. 

Grundsätzlich  hätte  auch  Jugoslawien  dem  italienischen  Bei- 
spiel von  vornherein  folgen  können,  denn  dieser  Staat,  der  sich  um 
das  alte  Serbien  herum  kristallisierte,  ging  aus  dem  Kriege  eben- 
falls mit  einer  relativ  intakten  Währung  hervor.  Allerdings  hatte 
der  Dinar  seinen  Kurs  nur  der  ausgiebigen  Unterstützung  der 
Ententemächte  zu  verdanken  und  es  wäre  Serbien  selbst  bei  bestem 
Willen  kaum  möglich  gewesen,  im  Falle  der  sofortigen  Vereinheit- 
lichung der  ganzen  Währung  auf  Basis  des  Dinars  den  Kurs  des 
Dinars  zu  halten.  Jedenfalls  wäre  aber  bei  solch  einem  Versuche  der 
etwaige  Sturz  von  allen  Bewohnern  des  neuen  Staates  gleichmäßig 
getragen  worden,  während  durch  die  Maßnahmen  der  Belgrader 
Regierung  nur  die  Bewohner  der  „erlösten"  Provinzen  geschädigt 
wurden.  Von  vornherein  sind  allerdings  die  Währungsverhältnisse 
Jugoslawiens  dadurch  kompliziert  worden,  daß  an  das  frühere 
Serbien  Gebiete  mit  dreierlei  verschiedenen  Währungen  kamen, 
nämlich  österreichische,  bezw.  ungarische,  bulgarische  und  mon- 
tenegrinische Gebiete,  wobei  als  die  wirtschaftlich  stärksten  die 
österreichisch-ungarischen,  als  die  schwächsten  die  montenegrini- 
schen Gebiete  anzusehen  sind.  Die  Frage  der  montenegrinischen 
Währung  (Perper)  machte  der  jugoslawischen  Regierung  nicht  allzu 
viel  Sorgen,  da  die  Zahl  der  Bewohner  gering,  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  einfach  und  daher  ein  Widerstand  von  vornherein  nicht 
zu  befürchten  war.  Die  Hauptmaßnahmen  richten  sich  daher  von 
Anfang  an  fast  ausschließlich  auf  die  Regulierung  des  Umlaufes 


-  XXI  - 


an  Österreichisch-imgarischen  Kronen  und  bulgarischen  Lewas.  Auch 
die  Frage  der  bulgarischen  Lewas  loste  sich  in  der  Praxis  viel 
leichter  dadurch,  daß  der  Lewa  als  Währungsgeld  erhalten  blieb 
und  sich  gegenüber  dem  Dinar  und  anderen  Wahrungen  auf  einem 
immerhin  ansehnlichen  Kursniveau  zu  behaupten  vermochte.  Für 
eine  zwangsweise  Regelung  blieb  nicht  allzuviel  Raum,  da  die 
internationale  Bewertung  des  Lewa  allen  Versuchen  einer  Deval- 
vierung  von  vornherein  gewisse  Schranken  setzte. 

So  blieb  denn  als  Objekt  der  Währungsreform  eigentlich 
praktisch  nur  die  österreichisch-ungarische  Krone  übrig.  Hiebei 
wurde  in  den  ehemals  österreichischen  und  ehemals  ungarischen 
Gebieten  zwar  nach  gleichen  Gesichtspunkten  vorgegangen,  in  den 
Details  der  Durchführung,  besonders  in  den  verschiedenen  Fristen, 
zeigen  sich  jedoch  naturgemäß  gewisse  in  der  relativen  Autonomie 
der  einzelnen  Gebiete  bedingte  Unterschiede,  welche  hier  außer  Be- 
tracht bleiben  können.  Es  wurde  bereits  erwähnt,  daß  die  jugo- 
slawische Regierung  als  erste  mit  der  Nationalisierung  der  auf 
ihrem  Gebiete  umlaufenden  Noten  begann  und  bereits  mit  Verord- 
nung vom  8.  Januar  191 9  die  Abstempelimg  der  Kronennoten 
verfügte.  Diese  Verordnung  trägt,  wie  übrigens  die  meisten  Re- 
gierun gsverfügun  gen  in  diesen  Gebieten,  weit  eher  den  Charakter 
einer  Deklaration  als  den  einer  juristisch  klaren  Verordnung.  Sie 
legt  mehr  Wert  auf  die  Begründung  der  Maßnahmen,  die  in  der 
Notwendigkeit,  die  neuen  Gebiete  vor  der  bedrohlichen  Über- 
schwemmung mit  Kronennoten  zu  schützen,  gipfelt,  als  auf  juri- 
stisch einwandfreie  Durchdringung  der  Materie.  Es  wird  bestimmt, 
daß  alle  Kronennoten  mit  einem  Stempelaufdruck  zu  versehen 
sind,  wobei  der  Kreis  der  Stellen,  die  diese  Abstempelung  vor- 
zunehmen haben,  außerordentlich  weit  gezogen  ist.  Von  einer  end- 
gültigen Regelung  der  Währungsfrage  ist  diese  Verordnung  weit 
entfernt  und  ein  Vergleich  dieser  Regelung  mit  dem  tschecho- 
slowakischen Finanzplan  fällt  sehr  zu  Ungunsten  des  SHS-Staates 
aus.  Wir  vermissen  vor  allem  den  im  tschechoslowakischen  Gesetze 
klar  zum  Ausdrucke  gebrachten  Gedanken,  daß  die  abgestempelten 
Noten  eine  neue  Währung  repräsentieren,  wenn  auch  bestimmt 
wird,  daß  von  nun  ab  die  abgestempelten  Noten  als  Zahlungsmittel 
zu  gelten  haben.  Ebenso  ist  von  einer  Relation  der  abgestempelten 
Krone  zum  Dinar  zunächst  keine  Rede.  Das  Verhältnis  zwischen 
Krone  und  Dinar  wird  auch  weiterhin  der  freien  Kursbildung 
überlassen. 
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Auch  später  ist  von  einer  zielbewußten  Valutapolitik  zur  Be- 
einflussung des  Kronenkurses  nichts  zu  merken,  während  anderer- 
seits dem  Dinar  jegliche  Sorgfalt  zuteil  wird.  Die  Wirkungen  der 
Abstempelung  waren  denn  auch  denkbar  gering.  Zunächst  rächten 
sich  die  technischen  Mängel  der  Abstempelung  in  einer  geradezu 
grotesken  Weise.  Die  Fälschungen  der  Stempel  nahmen  einen  der- 
artigen Umfang  an,  daß  die  Regierungsorgane  selbst  nicht  mehr 
beurteilen  konnten,  welche  Stempel  echt  und  welche  unecht  sind, 
und  die  Regierimg  sah  sich  bei  der  neuerlichen  Abstempelung 
(Markierung)  gezwungen,  die  Falsifikate  in  breitem  Umfange  zur 
Markierung  zuzulassen.  Auch  die  ange'blich  erhofften  Wirkungen 
in  Bezug  auf  die  Hebung  des  Kurses  blieben  zunächst  vollkommen 
aus.  Ja  die  jugoslawischen  Noten  hatten  stellenweise  sogar  ein 
Disagio  gegenüber  den  ungestempelten.  Jedenfalls  setzt  im  Momente, 
wo  sich  ein  kleines  Agio  zeigte,  trotz  behördlichen  Verbots  die  Ein- 
fuhr ungestempelter  Noten  ein,  da  die  Falsifizierung  durch  Stempel 
eine  sehr  einfache  war.  Mittlerweile  sank  die  Krone  in  ihrer 
internationalen  Bewertung  andauernd.  Da  die  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs doch  die  Festsetzung  einer  fixen  Relation  zwischen  den  beiden 
Hauptwährungen  des  Landes  forderte,  setzte  die  Regierung  in  ge- 
wissen Zeitabständen  eine  für  die  Krone  immer  ungünstige  Relation 
fest,  nach  der  in  den  Staatskassen  Kronen  im  Verhältnis  zum  Dinar 
entgegengenommen  werden  sollten.  Zuerst  betrug  das  Verhältnis 
21j2'i,  dann  Sil  und  weiterhin  31j2:i.  Gegen  jede  derartige 
Maßnahme  der  Belgrader  Regierung  machte  sich  in  den  Ländern 
der  Kronenwährung  eine  starke  Opposition  geltend,  indem  immer 
wieder  darauf  verwiesen  wurde,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  der 
neuen  Gebiete  keine  Veranlassung  zu  derartiger  Bevorzugung  des 
Dinars  als  Zahlungsmittel  eines  weit  weniger  produktiven  Gebietes 
gebe  —  und  daß  der  Versuch,  den  Ausgleich  durch  ungerecht- 
fertigte Devalvationsversuche  durchzuführen,  energisch  bekämpft 
werden  müsse.  Die  technisch  unvollkommene  Nationalisierung  der 
Währung,  welche  fortwährend  die  Handhabe  zur  Vergrößerung  des 
Umlaufes  an  Kronennoten  biete  und  dadurch  jede  Hebung  des 
Kronenkurses  unmöglich  mache,  sei  aber  ausschließlich  das  Ver- 
schulden der  Regierung,  für  welches  die  neuen  Gebiete  doch  nicht 
büßen  könnten. 

Die  auf  die  Dauer  unhaltbaren  Zustände  veranlaßten  die  Re- 
gierung nach  einigen  Monaten  doch,  mit  einem  weiter  gesteckten 
Finanzplan  hervorzutreten,  welcher  die  Einführung  einer  Doppel- 
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Währung  vorsah  und  die  serbische  Notenbank  auch  mit  der  Rege- 
lung des  Kronenverkehres  befaßte.  Zunächst  wurde  eine  nach 
tschechischem  Beispiel  technisch  vollkommenere  neuerliche  Stempe- 
lung in  die  Wege  geleitet  und  mit  Verordnung  vom  5.  November 
191 9  eine  Markierung  der  Kronenbanknoten  verfügt.  Die  Kenn- 
zeichnung erfolgte  nunmehr  durch  Aufkleben  von  Stempelmarken, 
wobei  alle  seinerzeit  bezeichneten  Noten  unter  weitgehender  Zu- 
lassung von  Falsifikaten  der  Markierung  unterlagen.  Gelegentlich 
der  Markierung  wurden  2o°\0  der  vorgewiesenen  Noten  zurück- 
behalten und  dem  Inhaber  ein  mit  4°\0  verzinslicher  Staatsbon  ein- 
gehändigt. Biese  Markierung  war  jedoch  nur  als  vorübergehende 
Maßnahme  gedacht,  denn  gleichzeitig  wurde  die  Einlösung  aller 
Kronennoten  verfügt.  Die  neuen  Noten,  die  sodann  im  Laufe  der 
nächsten  Monate  gegen  abgestempelte  und  markierte  Kronennoten 
im  Verhältnis  von  1  :  1  eingelöst  wurden,  wurden  als  „Kronen- 
dinar"-Noten  bezeichnet.  Ihr  fixes,  seither  unverändert  gebliebenes 
Verhältnis  zum  Dinar  beträgt  4  :  1.  Diese  Verhältniszahl  ist  wiederum 
Gegenstand  heftigster  Beschwerden  gewesen  und  insbesondere 
wurde  jetzt  kritisiert,  daß  nach  endlicher  Emission  neuer  Noten 
bei  vollständig  freiem  Verkehr  zwischen  Krone  und  Dinar  ein  ganz 
anderes  Verhältnis  zutage  treten  müßte,  als  früher,  wo  durch  das 
unmöglich  zu  verhindernde  Einströmen  ungestempelter  Noten  jede 
Möglichkeit  einer  Besserung  des  Kronenkurses  ausgeschlossen  war. 
Die  Belgrader  Regierung  zeigte  sich  indes  diesen  Argumenten  nicht 
zugänglich  und  führte  ihren  Finanzplan  durch.  Die  alten  Kronen- 
noten wurden  sukzessive  vollständig  durch  Kronendinarnoten  er- 
setzt, so  daß  heute  nur  noch  die  kleinsten  Appoints  in  Verkehr 
stehen.  Als  Zentralnoteninstitut  fungiert  die  serbische  Notenbank, 
die  in  ein  neues  Vertragsverhältnis  zum  Staate  getreten  ist. 

Die  jeweiligen  Währungsbestimmungen  wurden  stets  durch 
ein  auch  in  den  anderen  Staaten  angewandtes  System  des  Verbotes 
der  Einfuhr  von  ungestempelten  Kronen  und  der  Ausfuhr  von  ge- 
stempelten Kronen  gestützt.  Auch  eine  Regelung  des  Devisenhandels 
nach  dem  Muster  der  anderen  Nationalstaaten  war  längere  Zeit 
in  Geltung.  Die  Devisenzentrale  wurde  jedoch  bald  aufgehoben  und 
ihre  Befugnisse  dem  Finanzministerium  übertragen.  Hiebei  wurde 
jedoch  das  Prinzip  der  Devisenbewirtschaftung  als  solches  nicht 
aufgegeben,  vielmehr  der  staatliche  Einfluß  bei  der  Begründung- 
neuer  Guthaben  von  Ausländern,  sowie  bei  der  Ausfuhr  von  Noten 
noch  verschärft. 
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VI. 

Am  schmerigsten  gestaltete  sich  die  Regelung  der  Währungs- 
frage in  Polen.  Einerseits  ein  völlig  neuer  Staat,  wie  die  Tschechoslo- 
wakei, setzte  sich  sein  Gebiet  nicht  wie  das  des  tschechoslowakischen 
Staates  aus  Teilen  einer  früheren  Währungseinheit  zusammen,  viel- 
mehr fand  der  neuentstandene  Staat  ähnlich  wie  Jugoslawien  nicht 
weniger  als  vier  verschiedene  Währungen  vor,  wenn  man  von  den 
auf  dem  Gebiete  der  Ukraine  umlaufenden  Noten  verschiedenster 
Prägung  absieht.  Von  diesen  vier  Währungen  war  jedoch  nicht  wie 
in  Jugoslawien  eine  gesund,  vielmehr  hatte  keine  einzige  eine  wirk- 
liche Fundierung.  Außerdem  erschwerten  die  bis  in  die  jüngste 
Zeit  andauernden  Kämpfe  dieses  Staates  um  die  Grenzen  seines 
Territoriums  naturgemäß  die  Lösung  der  Währungsfrage  erheblich. 
Zunächst  handelte  es  sich  für  den  Staat  darum,  die  Möglichkeit 
der  Ausgabe  irgendeines  Geldumlaufmittels  zu  sichern.  Die  Regie- 
rung bediente  sich  zu  diesem  Zwecke  der  von  den  deutschen  und 
Österreichischen  Okkupationsbehörden  begründeten  polnischen  Landes- 
darlehenskasse, welche  die  Prägung  von  „polnischen  Mark"  weiter- 
hin auf  Grund  eines  Regierungsprivilegs  fortsetzte,  sodann  tauchte 
der  Plan  auf,  eine  einheitliche  polnische  Währung  mit  dem  „Lech" 
oder  den  polnischen  Gulden  („Zloty")  als  Einheitsbasis  zu  schaffen. 
Die  diesbezüglichen  Verordnungen  der  Regierung  —  es  existiert 
tatsächlich  eine  unseres  Wissens  bis  heute  formell  noch  nicht  auf- 
gehobene Verordnung  der  polnische?!  Regierung,  welche  bestimmt, 
daß  der  polnische  Gulden  als  Währungseinheit  zu  gelten  hat  — 
blieben  jedoch  ohne  jedwede  Bedeutung.  Weder  ist  irgendeine  Münze 
dieses  Namens  geprägt  oder  eine  Note,  die  diese  Bezeichnung  trägt, 
ausgegeben  worden,  noch  ist  irgendeine  Maßnahme  verfügt  worden, 
welche  die  Umwandlung  der  im  Lande  umlaufenden  Zahlungsmittel 
in  diese  neue  Währung  zum  Gegenstand  gehabt  hätte!  Bald  wurde 
jedoch  ein  anderer  Weg  beschritten  und  zunächst  die  Konvertierung 
der  deutschen  Mark  al  pari  verfügt.  Daß  diese  Relation  für  die 
Bewohner  der  ehemals  deutschen  Gebiete  außerordentlich  ungünstig 
war,  liegt  auf  der  Hand.  Nach  den  heutigen  Kursen  hat  jeder 
Bewohner  der  früheren  deutschen  Gebiete  9\j0  seines  Vermögens 
durch  die  polnische  Konvertierungsmaßnahme  verloren!  Bezüglich 
der  Kronennoten  wurde  nach  Durchführung  der  Abstempelung 
in   der  Tschechoslowakei   und  Deutschösterreich   ebenfalls  eine 
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Abstempelung  vorbereitet,  jedoch  nicht  durchgeführt,  vielmehr  blieben 
die  ungestempelten  Kronennoten  noch  längere  Zeit  hindurch  in  Polen 
gesetzliches  Zahlungsmittel  und  flüchteten,  wo  immer  ihr  Schicksal 
durch  eine  mit  einer  Devalvierung  verbundene  Konvertierung  be- 
droht war,  dorthin,  trotzdem  auch  hier  die  Einfuhr  streng  ver- 
boten ivar.  Erst  bei  Beginn  des  Jahres  1920  entschied  man  sich 
endgültig  für  die  Einführung  der  polnischen  Mark  als  allgemeine 
Landeswährung.  Dies  wurde  mit  Gesetz  vom  15.  Januar  1920  ver- 
fügt und  nimmehr  wurden  auch  die  umlaufenden  Kronennoten  ein- 
gelöst. Das  Gesetz  vom  24.  März  1920  setzte  eine  Umtauschrelation 
von  70  : 100  zugunsten  der  polnischen  Mark  fest,  obwohl  weder 
der  damalige  Stand  der  polnischen  Mark,  noch  die  spätere  Entwick- 
lung die  Anwendung  eines  solchen  Kurses  rechtfertigte.  Wiederum 
sind  es  politische  Einflüsse  gewesen,  welche  die  für  die  österreichi- 
schen Teilgebiete  günstigeren  Pläne  des  ehemaligen  Finanzministers 
Bilinski  zum  Scheitern  brachten. 

Das  Gesetz  vom  24.  Mai  1920  sieht  vor,  daß  im  allgemeinen 
der  Umtausch  in  polnische  Mark  zu  bewerkstelligen  ist,  stellt  es 
jedoch  den  lokalen  Finanzämtern  frei,  statt  der  neuen  Marknoten 
auch  abgestempelte  Kronennoten  auszugeben,  welche  weiterhin  allent- 
halben neben  den  polnischen  Mark  im  Verhältnis  von  jo  :  100  als 
Zahlungsmittel  in  Geltung  bleiben  sollten.  Ungestempelte  Noten 
dürfen  von  da  ab  nur  als  Valuten  gehandelt  werden.  Auf  einmal 
wurden  nicht  mehr  als  15.000  Mark  ausgefolgt,  der  Rest  der  vor- 
gelegten Noten  wurde  in  Bons  honoriert,  welche  spätestens  nach 
drei  Monaten  fällig  nnd  zur  Einzahlung  auf  die  Staatsanleihe  vom 
Jahre  1920  verwendbar  waren.  Allen  mit  Bons  beteilten  Personen 
wurde  während  der  Laufzeit  des  Bons  ein  Moratorium  für  Ver- 
bindlichkeiten bis  zur  Höhe  der  im  Bon  genannten  Summe  bewilligt. 
Während  der  Umtauschfrist  wurde  die  Tätigkeit  aller  Banken  ein- 
gestellt, soweit  es  sich  um  Transaktionen  in  Kronenwährung  handelte. 
Hier  wie  in  allen  bisher  besprochenen  Sukzessionsstaaten  blieben 
die  nach  dem  27.  Oktober  1918  ausgegebenen  Noten  (so  insbesondere 
die  Noten  zu  10.000  K  und  die  20-K-Noten  LI.  Auflage)  von  der 
Abstempelung  von  vornherein  ausgenommen.  Der  Umtausch  wurde, 
offenbar  aus  technischen  Gründen,  in  zwei  Etappen  vorgenommen, 
indem  in  der  Zeit  vom  19.  bis  26.  April  1920  lediglich  die 
Noten  zu  1000  und  100  K  abgestempelt  wurden,  während  die 
kleineren  Apipoints  erst  in  der  Zeit  vom  14.  bis  25.  Juni  1920  zum 
Umtausch  gelangten. 
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Die  Rubelwährung  wurde  mit  Gesetz  vom  29.  April  1920  ihres 
Charakters  als  Landeswährung  entkleidet,  doch  wurde  für  den  Um- 
tausch der  Rubel  keine  fixe  Relation  festgesetzt,  sondern  es  war 
bei  einem  etwaigen  Umtausch  jeweils  der  im  freien  Verkehr  gezahlte 
Kurs  zugrundezulegen.  Lediglich  bei  Bezahlung  von  auf  Rubel 
lautenden  Verbindlichkeiten  wurde  ein  Kurs  von  216  -polnischen 
Mark  für  100  Rubel  gesetzlich  statuiert,  welcher  der  Friedens- 
parität zwischen  Rubel  und  deutscher  Reichsmark  entspricht  und 
daher  für  die  Rubelbesitzer  ebenso  günstig  wie  für  den  ursprüng- 
lichen Besitzer  von  deutscher  Reichsmark,  die  al  pari  in  polnische 
Mark  konvertiert  wurden,  ungünstig  ist.  Man  begegnet  daher  in 
Polen  ganz  allgemein  dem  Urteil,  daß  die  Währungsreform  auf 
dem  Rücken  der  ehemals  preußischen  und  Österreichischen  Landes- 
teile durchgeführt  worden  ist.  Unter  Rubel  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist 
immer  nur  der  Romanow-(Zaren-)Rubel  verstanden. 

Auf  diesen  etwas  komplizierten  Wegen  ist  Polen  nunmehr  doch 
zu  seiner  Einheitswährung  gelangt,  nur  das  Problem  der  Zentral- 
notenbank harrt  noch  seiner  Losung. 


VII. 

Am  längsten  hat  Rumänien  mit  der  Eingliederung  der  Kronen- 
noten in  seine  Landeswährung  gezögert.  Das  System,  das  Rumänien 
hiebei  anwendete,  ähnelt  in  manchen  Zügen  dem  jugoslawischen, 
doch  ist  der  Endeffekt  für  die  in  den  neurumänischen  Provinzen 
ansässigen  Kronenbesitzer  ein  günstigerer.  Das  System  der  Doppel- 
währung hat  Rumänien  allerdings  nicht  übernommen,  vielmehr  — 
ähnlich  wie  Italien  —  nach  einer  Übergangszeit  die  Kronennoten 
in  Leinoten  konvertiert.  Zunächst  hat  Rumänien  die  von  der  deutschen 
Besetzungsarmee  im  Wege  der  Banca  generale  ausgegebenen  deutschen 
Leinoten  nach  vorheriger  Abstempelung  al  pari  konvertiert.  Dies 
geschah  schon  im  Februar  1919,  während  zu  dieser  Zeit  bezüglich 
der  Krone  nur  vorbereitende  Maßnahmen  getroffen  wurden.  Im 
Grunde  waren  naturgemäß  die  Währungsmaßnahmen  in  den  ehe- 
mals Österreichischen  (Bukowina)  und  ungarischen  Landesteilen 
(Siebenbürgen)  die  gleichen,  doch  erfolgte  ihre  Durchführung  zu 
verschiedenen  Zeiten  und  in  technisch  nicht  immer  gleicher  Art. 
Eine  Verordnung  vom  2j.  Februar  1919  verbot  die  Einfuhr  der 
Kronennoten  und  beschränkte  die  Verfügungsberechtigung  der  außer- 
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halb  der  eigenen  Gebiete  ansässigen  Österreicher  und  Ungarn  über 
ihre  in  den  rumänischen  Landesteilen  befindlichen  Kronen  guthaben. 
Ungefähr  gleichzeitig  wurde  auch  die  Ausfuhr  von  Lei  verbotet!. 
Mittlerweile  wurde  in  Rumänien  für  die  Kronenbesitzer  eine  Staats- 
anleihe aufgelegt,  bei  welcher  den  Kronenbesitzern  die  Rückzahlung 
in  Lei  mindestens  nach  dem  Verhältnis  von  2  : 1  spätestens  im  Jahre 
1923  zugesichert  wurde.  Die  rumänische  Regierung  scheint  sich 
überhaupt  von  vorneherein  auf  die  Relation  2  K  —  1  Lei  festgelegt 
zu  haben,  denn  schon  nach  dem  Einzug  der  rumänischen  Truppen 
in  die  neuen  rumänischen  Gebiete  hatte  die  Heeresverwaltung  diese 
Umrechnung  dekretiert.  Die  Neurumänen  sahen  hierin,  wie  aus 
einem  eingehenden  Memorandum  des  „Zentralkomitees  für  die  Gleich- 
stellung von  Kronen  und  Leiu  hervorgeht,  eine  Schädigung  und 
verwiesen  darauf,  daß  zilr  Zeit  der  Angliederung  der  neuen  Pro- 
vinzen das  Verhältnis  zwischen  Krone  und  Lei  1 :  1  gewesen  sei 
und  daß  nur  dieses  Verhältnis  für  die  Kronenkonvertierung  in  Be- 
tracht komme.  Nach  Bekanntwerden  des  Friedensvertrages  von  Saint 
Germain  wurde  auch  geltend  gemacht,  daß  der  in  den  Artikeln  24g 
und  2ji  vorgesehene  Umrechnungsschlüssel  für  die  Kronenschulden 
von  Österreichern  an  Angehörige  der  Ententestaaten  doch  wohl  eine 
Signatarmacht  wie  Rumänien  verpflichte,  ihren  eigenen  Bürgern 
das  zu  geben,  was  der  Friedensvertrag  den  Reichsrumänen  gibt, 
nämlich  die  Umrechnung  der  Krone  in  Lei  nach  dem  durch- 
schnittlichen Kurse  der  letzten  zwei  Monate  vor  dem  1.  No- 
vember 1918. 

Erst  am  7.  Juni  191 9  wurde  die  Abstempelung  der  Kronen- 
noten in  der  Bukowina,  und  ungefähr  gleichzeitig  auch  in  Sieben- 
bürgen dekretiert.  Die  Ab  Stempelungsfrist  währte  in  der  Bukowina 
einen  Monat  (16.  Juni  bis  15.  Juli  1919).  Ausgeschlossen  von  der 
Abstempelung  blieben,  wie  in  den  anderen  Nationalstaaten,  ur- 
sprünglich die  nach  dem  28.  Oktober  ig  18  emittierten  Noten  zu 
25,  200  und  10.000  K,  sowie  die  20-K-Noten  II.  Auflage.  Nach- 
träglich wurden  jedoch  auch  die  Noten  zu  10.000  und  20  K 
(II.  Auflage)  zur  Abstempelung  zugelassen,  während  die  Noten  zu 
200  und  25  K  von  den  Filialen  der  Österreichisch-ungarischen  Bank 
gegen  Noten  anderer  Stückelung  umgetauscht  wurden.  Wenn  auch 
die  Abstempelungsaktion  nicht  in  so  innigein  Zusammenhange  mit 
der  geplanten  Vermögenskonskription  stand  wie  in  der  Tschecho- 
slowakei, so  wurden  doch  alle  eingereichten  Noten  nach  Besitzern 
konsigniert.  Die  Manipulationsgebühr  betrug  i°j0f  war  jedoch  bei 


-  XXVIII  - 


Bezahlung  von  Kronenschulden  auf  den  Gläubiger  nicht  überwälzbar. 
Es  scheint,  daß  die  Technik  der  Abstempelung  auch  hier  eine 
recht  primitive  war,  was  den  Schmuggel  nach  Rumänien  sehr  for- 
derte und  offenbar  auch  die  Kursbildung  der  rumänisch  gestem- 
pelten Krone  stark  beeinflußte.  Von  siebenbür  gischer  Seite  wurde 
darüber  Klage  geführt,  daß  die  Vorbereitung  der  Abstempelungs- 
aktion  auch  insofern  ungenügend  war,  als  die  Bevölkerung  über 
die  Tragweite  dieser  Maßnahmen  nicht  aufgeklärt  wurde  und  in 
der  ganzen  Aktion  weniger  währungspolitische  als  fiskalische  Ziele 
vermutete.  Die  Endtermine  mußten  daher  wiederholt  verlängert 
werden. 

Bis  zur  endgültigen  Konvertierung  verfloß  dann  ein  weiteres 
volles  Jahr.  Erst  am  ij.  Juli'  1920  wurde  der  rumänischen  Kammer 
ein  Gesetz  vorgelegt,  welches  den  Finanzminister  ermächtigt,  die 
Kronen-  (und  Rubel-JNoten  zu  konvertieren.  In  diesem  Gesetze 
wurde  der  Konvertierungsschlüssel  noch  nicht  bekanntgegeben,  viel- 
mehr der  Ministerrat  ermächtigt,  denselben  festzusetzen.  Um- 
getauscht wurden  nur  die  ordnungsmäßig  gestempelten  Noten.,  Es 
ist  bekannt  geworden,  daß  die  rumänische  Regierung  bezüglich  des 
Umtausches  der  Falsifikate  ziemlich  liberal  vorgegangen  ist,  in 
vielen  Fällen  die  Abstempelung  und  auch  den  Umtausch  der  nach 
dem  28.  Oktober  ig  18  emittierten  Notenkategorien  (siehe  oben) 
gestattet  hat.*)  Die  Konvertierung  wurde  in  der  Weise  durch- 
geführt, daß  lediglich  6o°j0  der  eingereichten  Noten  in  Lei  um- 
getauscht wurden,  während  für  die  restlichen  4o°\0  dreimonatige 
Staatsschatzscheine  ausgegeben  wurden.  Es  liegt  also  hier  eine 
Variante  des  tschechoslowakischen  Beispiels  vor,  da  die  rumänische 
Regierung  sich  die  in  der  Tschechoslowakei  vom  Finanzausschusse 
der  Nationalversammlung  gegenüber  dem  Finanzminister  vertretene 
Anschauung,  daß  die  zwangsweise  zurückbehaltenen  Noten  in  ent- 
sprechend verzinslichen  Staatspapiere  umzuwandeln  seien,  zu 
eigen  gemacht  hat  und  überdies  in  der  kurzen  Laufzeit  der  Schatz- 
scheine der  provisorische  Charakter  der  Maßnahme  zum  Ausdruck 
kommt.  Übrigens  ist  der  Termin  für  die  Einlösung  nach  Ablauf  der 
drei  Monate  wiederholt  verlängert  worden.  Bisnun  ist  eine  Aus- 
zahlung noch  immer  nicht  erfolgt.  Die  Umtauschrelation  wurde  am 


*)  Näheres  hierüber  siehe  bei  Kerschagl,  „Die  Währungstreiviung  in  den 
Nationalstaaten" ,  Verlag  Manz  1920,  auf  den  auch  bezüglich  sonstiger  Details 
der  hier  behandelten  Fragen  verwiesen  wird. 
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Tage  des  Beginnes  der  Abstempelung  mit  2  :  1  festgesetzt.  Zur  Zeit 
der  definitiven  Lösung  der  Währungsfrage  stellte  sich  das  Verhältnis 
zwischen  Krone  und  Lei  ungefähr  wie  1  :  4.  Die  rumänisch 
gestempelte  Krone  notierte  allerdings  in  Wien  zu  dieser  Zeit,  das 
heißt,  bevor  die  Relation  zwischen  Krone  und  Lei  endgültig 
bekannt  wurde,  zirka  i'$o,  so  daß  das  Umtauschverhältnis 
immer  noch  den  Neurumänen  einige  Vorteile  bot,  die  allerdings 
durch  Zurückbehaltung  der  4o°j0  zum  Teile  aufgewogen  wurden. 
Immerhin  ist  das  Verhalten  Rumäniens  doch  von  nicht  ganz  so 
kleinlichen  Gesichtspunkten  diktiert  wie  z.  B.  das  Verhalten  der 
Tschechoslowakei,  die  den  Bewohnern  der  nach  dem  Friedens- 
vertrage von  St.  Germain  von  Deutschösterreich  abzutretenden  Ge- 
biete, wie  z.  B.  Feldsberg,  die  Konversion  ihrer  Kronenbestände 
genau  nach  dem  im  Sommer  1920  bestandenen  Kurse  (zirka  4:1) 
anbot  und  hiebei  nicht  einmal  auf  die  Tatsache  Rücksicht  nahm, 
daß  die  wirkliche  Kaufkraft  der  Österreichischen  Krone,  besonders 
am  Lande,  eine  wesentlich  höhere  war,  als  der  Kurs  stand,  der  ja 
immer  von  dem  Kohlen-  und  Zuckerbedarf  Wiens  diktiert  ist. 


VIII. 

Das  deutschösterreichische  Verhalten  zur  Währungsfrage  war 
in  wesentlichen  Punkten  von  der  tschechoslowakischen  Nachbar- 
republik diktiert,  mit  welcher  seit  altersher  die  intensivsten  Wirt- 
schaftsbedingungen bestehen.  Österreich  befürchtete  bei  den  ersten 
Vorkehrungen  der  Tschechoslowakei  ein  starkes  Einströmen  der 
dort  nicht  abgestempelten  Noten  und  so  loste  das  tschechoslowaki- 
sche Einfuhrverbot  für  Kronennoten  alsbald  die  Österreichische 
Vollzugsanweisung  vom  75.  Februar  1920  aus,  welche  nicht  nur 
ein  Einfuhrverbot  für  Kronennoten  statuierte,  sondern  auch  die 
Verfügungsberechtigung  der  Nationalstaatler  über  ihre  Kronengut- 
haben in  Deutschösterreich  in  ähnlicher  Weise  beschränkt,  wie  die 
Devisenverordnung  vom  18.  Juni  ig  18  dies  bezüglich  der  Alt- 
ausländer getan  hat.  Ja  es  wurde  sogar  für  diese  Guthaben  eine 
besondere  Kenntlichmachung  vorgeschrieben.  In  analoger  Anwendimg 
der  bei  der  Handhabung  der  Devisenverordnung  gemachten  Er- 
fahrungen wurde  auch  der  Verkehr  in  Wertpapieren  starken  Be- 
schränkungen unterworfen.  Man  hat  über  die  Zypeckmäßigkeit 
dieser  Maßnahme  viel  gestritten,  insbesondere  ist  es  heftig  getadelt 
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worden,  daß  Österreich  noch  weit  über  den  damaligen  Rechts- 
zustand in  der  Tschechoslowakei  hinausgegangen  ist.  Tatsache  ist, 
daß  die  tschechoslowakische  Regierung  erst  mit  Verordnung  vom 
10.  April  1919  als  Retorsionsmaßnahme  eine  Beschränkung  der 
Nationalstaatler  in  ihrer  Verfügungsberechtigung  über  tschecho- 
slowakische Guthaben  statuierte  —  und  überdies  alle  Nationalstaaten 
zu  gleichem  oder  ähnlichem  Vorgehen  ermunterte,  was,  wie  jede 
Einschränkung  des  Verkehrs  zwischen  den  Nationalstaaten,  in  erster 
Linie  Deutschösterreich  schädigen  mußte.  Jedenfalls  sind  dem 
österreichischen  Staate  und  den  österreichischen  Kreditinstituten 
aus  der  Handhabung  der  Bestimmungen  über  die  sogenannten 
„A-K"  (alte  Kronen-)  Konti  schwere  Hemmungen  erwachsen.  An- 
gesichts der  Bestimmungen  des  Friedensvertrages ,  welcher  immer- 
hin die  Möglichkeit  einer  sehr  ungünstigen  Relation  für  die  Rück- 
zahlung tschechoslowakischer  Guthaben  in  Österreich  offen  läßt,  ist 
wohl  die  Frage  nicht  leicht  zu  beantworten,  ob  der  Vorteil,  der 
Österreich  aus  der  Verhinderung  des  Einströmens  von  Noten  aus 
der  Tschecho-Slowakei  und  aus  einem  eventuellen  Abströmen  von 
ungestempelten  Noten  nach  den  Nationalstaaten  entstanden  ist,  im 
Verhältnis  zu  den  Nachteilen  dieser  Verfügung  steht. 

Wenn  also  die  Schritte,  die  Österreich  notgedungen  auf  dem 
Gebiete  der  Nationalisierung  der  Kronenwährung  tat,  keineswegs 
einhelliger  Zustimmung  begegneten,  so  wurde  jedenfalls  der  Ent- 
schluß der  österreichischen  Regierung,  der  tschechoslowakischen 
Republik  auf  dem  Boden  ihrer  Finanzpläne  nicht  weiter  zu  folgen, 
allseits  zustimmend  aufgenommen.  Es  ist  auch  heute  ganz  sicher, 
daß  ein  Finanzplan,  der  auf  Basis  der  Verhätnisse  vom  Früh- 
jahr 191 9  aufgestellt  worden  wäre,  außer  sehr  bedeutenden  Be- 
lastungen des  Publikums  keinerlei  Möglichkeit  für  eine  Sanierung 
der  Valuta  geboten  hätte.  Hat  schon  das  in  der  Tschecho-Slowakei 
nach  dem  Stichtag  vom  1.  März  1919  gesammelte,  umfangreiche 
Konskriptionsmaterial  erheblich  an  Wert  verloren,  so  haben  sich 
seit  dem  verhängnisvollen  Frieden  von  St.  Germain  die  Verhältnisse 
für  Österreich  in  einer  Weise  gewendet,  die  alle  früheren  währungs- 
politischen Ideen  als  nahezu  wertlos  erscheinen  lassen. 

Bezüglich  der  Noten  ab  Stempelung-  folgte  die  österreichische 
Regierung  allerdings  dem  tschechoslowakischen  Beispiel.  Die  Ver- 
ordnung vom  2j.  Februar  1919  verfügte  die  Abstempelung  aller 
umlaufenden  Noten  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  mit  Aus- 
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nähme  der  i-  und  2-Kronennoten.  Deutschösterreich  anerkannte 
also  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Nationalstaaten  die  2$-,  200-  und 
10.000-K-Noten,  ebenso  wie  die  20-K-Noten  IL  Auflage.  Bei  dieser 
Gelegenheit  wurden  auch  die  Guthaben  der  Altausländer  (also  der- 
jenigen Personen,  welche  außerhalb  der  ehemaligen  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  ihren  Sitz,  beziv.  Wohnsitz  haben)  als  AK- 
(alte  Kronen-)  Guthaben  erklärt  und  den  gleichen  Einschränkungen 
unterworfen,  wie  sie  mit  Verordnung  vom  1$.  Februar  191 9  für 
die  Neuausländer  statuiert  worden  waren.  Die  Abstempelung  an 
sich  ging  technisch  leichter  und  erfolgreicher  vor  sich  als  in  der 
Tschechoslowakei.  Schwere  Verkehrsstörungen  wurden  nach  Mög- 
lichkeit vermieden  und  auch  Fälschungen  zeigten  sich  nicht  in  dem 
Umfange,  wie  in  der  Tschechoslowakei.  Daß  dies  nicht  nur  den 
technisch  vollkommeneren  Einrichtungen  der  Österreichisch-unga- 
rischen Bank,  die  entgegen  ihren  Protesten  in  den  Dienst  der  Ab- 
stempelungsaktion  gestellt  wurde,  zuzuschreiben  war,  sondern  weit 
mehr  dem  niedrigen  Stande  der  Österreichischen  Krone,  zeigte  sich, 
als  die  ungestempelten  Noten  im  Laufe  des  Jahres  1920  zeitweise 
ein  größeres  Disagio  gegenüber  den  gestempelten  Noten  hatten. 
Damals  kamen  auch  in  Österreich  Fälschungen  vor.  Die  dadurch 
hervorgerufene  Beunruhigung  des  Publikums  wurde  jedoch  bald 
durch  entsprechende  Verfügungen  gemildert. 

Die  Kodifikation  der  neuen  Währungsmaßnahmen,  wie  sie 
sich  aus  der  Durchführung  der  Abstempelung  ergaben,  brachte  die 
Verordnung  vom  25.  März  191 9,  ypelche  überdies  eingehende  Be- 
stimmungen über  die  Regelung  der  Verbindlichkeiten  des  ehemaligen 
k.  k.  und  k.  u.  k.  Ärars  und  über  die  Geschäftsführung  der  Öster- 
reichisch-ungarischen Bank  brachte.  Die  Verordnung,  nach  der  vom 
Zeitpunkte  ihres  Lnkrafttretens  die  auf  Kronen  lautenden  Ver- 
bindlichkeiten nur  in  deutschösterreichisch  gestempelten 
Kronen  zu  erfüllen  sind,  statuierte  also,  ähnlich  wie  das 
tschechoslowakische  Gesetz  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  84,  die  Einführung  einer  neuen  Währung,  welche  gegenüber 
der  alten  österreichischen  Krone  die  Relation  1  :  1  zeigt.  Die  von 
der  Abstempelung  vorläufig  ausgeschlossen  gewesenen  Noten  zu 
1  und  2  K  wurden  im  Sinne  der  Vollzugs anw eisung  vom  9.  Februar 
1920  ebenfalls  allmählich  der  Abstempelung  zugeführt. 

Die  neue  deutschösterreichische  Währung  gibt  in  ihrem  weiteren 
Schicksal  ein  getreues  Spiegelbild  des  österreichischen  Staates  über- 
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haupt.  Ihre  Wertbestimmung  am  internationalen  Devisenmärkte  ist 
—  besonders  rapid  seit  Bekanntwerden  des  Friedensvertrages  von 
St.  Germain  —  bis  zum  Frühjahr  1920  eine  kontinuierlich  ab- 
steigende, und  zwar  in  einem  Tempo  und  einem  Ausmaße,  das  alles 
bisher  Dagewesene  in  den  Schatten  stellt.  Recht  interessant  gestaltete 
sich  die  Relation  zu  den  anderen  Währungen  der  Nationalstaaten. 
Die  ts che cho- slowakische  Krone  erlangt  in  ganz  kurzer  Zeit  ein  sehr 
erhebliches  Agio  gegenüber  der  österreichischen  Krone.  Die  ersten 
Notizen  nach  der  Abstempelung  auf  den  neutralen  Märkten,  die 
allerdings  höchstwahrscheinlich  von  tschechischer  Seite  beeinflußt 
gewesen  sein  dürften,  zeigen  bereits  ein  25-  bis  3o°j0iges  Aufgeld 
und  im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  das  Verhältnis  nahezu  konstant  — 
mit  kurzen  Rückschlägen,  wie  sie  bei  den  gewaltigen  Schwankungen 
auf  den  Devisenmärkten  von  heute  selbstverständlich  sind  —  zu 
Ungunsten  der  österreichischen  Krone  verschlechtert,  so  daß  der- 
malen das  Aufgeld  für  die  tschechoslowakische  Krone  zirka  goo°j0 
beträgt. 

Weniger  einheitlich  ging  die  Kursbildung  gegenüber  den 
wideren  nationalstaatlichen  Währungen  vor  sich.  Die  jugoslawische 
Krone  bewegte  sich  lange  Zeit  mühselig  um  die  Parität  und  erst 
die  definitive  Regelung  der  Währungsfrage  im  SHS-Staate  gab  den 
Impuls  zu  einer  kräftigen  —  wiederum  durch  starke  Rückschläge 
unterbrochenen  —  Aufwärtsbewegung  der  SHS-Krone,  deren  Agio 
sich  gegenwärtig  auf  zirka  450° \0  stellt.  Besonders  starken  Schwan- 
kungen ist  die  Bewertung  der  polnischen  Währung  ausgesetzt  ge- 
wesen. Kurz  nach  der  Konvertierung  der  Krone  in  Mark  nach 
dem  Verhältnis  70  : 100  fiel  die  polnische  Mark  derart,  daß  sie 
stellenweise  ziemlich  tief  unter  der  Parität  der  österreichischen 
Krone  notierte.  Erst  nach  Beendigung  des  Krieges  mit  Rußland 
hat  sie  sich  beiläufig  bis  zur  Höhe  ihrer  seiner  zeitigen  Konver- 
tierungsparität erholt,  um  jedoch  bald  wieder  selbst  unter  die 
Parität  der  österreichischen  Krone  herabzusinken. 

Die  rumänisch  abgestempelte  Krone  stand  von  vornherein 
stark  unter  dem  Druck  der  in  Aussicht  gestellten  Konvertierung 
zwischen  Krone  und  Lei  und  konnte  sich  infolgedessen  über  ein 
Agio  von  S°°io  nicht  erheben. 

Die  ungarische  Krone  teilt  im  allgemeinen  das  Schicksal  der 
österreichischen.    Ihre  Notierungen  bewegten  sich  immer  um  den 
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Paristand  herum,  wenn  auch  zeitweilig,  zum  Beispiel  unter  dem  un- 
mittelbaren Eindruck  der  ungarischen  Abstempelung,  ein  Agio  bis 
zu  20° jo  auftrat. 

Die  Ab  Stempelungsmaßnahmen  der  Nationalstaaten  beeinflußten 
auch  stark  den  Kurs  der  ungestempelten  Krone.  Selbst  erfahrene 
Männer  der  Praxis  rechneten  nach  Durchführung  der  Abstempe- 
lungsmaßnahmen  in  der  Tschechoslowakei  und  Deutschösterreich 
mit  einem  rapiden  Sturze  des  Kurses  der  ungestempelten  Note.  Der 
trat  nun  keineswegs  ein,  im  Gegenteil,  es  stellte  sich  nach  einer 
kurzen  Zeit  alsbald  ein  Agio  ein,  das  bis  zu  3o°j0  ging-  Es  dauerte 
indes  kaum  einige  Monate  und  das  Agio  verschwand  plötzlich  und 
machte  einem  Disagio,  wiederum  bis  zu  So°\0,  Platz.  Das  Disagio 
verwandelte  sich  bald  in  ein  allerdings  bescheideneres  Agio  von 
10  bis  i50jo,  welches  jetzt  jedoch  wiederum  verschwunden  ist.  Dabei 
muß  man  sich  vor  Augen  halten,  daß  die  regulär  im  Inlande  um- 
laufenden ungestempelten  Noten  überhaupt  keinerlei  Anspruch  an 
irgendeinen  Sukzessionsstaat  gewähren  (Art.  20$  des  Friedens- 
vertrages von  St.  Germain)  und  auch  die  im  Auslande  befindlichen 
nur  von  Osterreich  und  Ungarn  einzulösen  sind,  soweit  sie  sich  am 
15.  Juni  1919  im  Auslande  befanden.  Die  Spekulation  auf  ein  Agio 
gegenüber  österreichischen  Noten  wäre  daher,  insoweit  nicht  etwa 
die  ungarischen  Zahlungsmittel  höher  bewertet  werden,  und  das 
war,  wie  erwähnt,  niemals  in  größerem  Maßstabe  der  Fall,  unter 
Berücksichtigung  der  Bestimmungen  des  Friedensvertrages  ganz 
haltlos. 

Bezüglich  der  Devisenbewirtschaftung  hielt  Deutschösterreich 
prinzipiell  starr  an  der  altösterreichischen  Devisenverordnung  vom 
18.  Juni  1918  fest.  Die  Grundsätze  dieses  Systems  bestanden  kurz 
darin,  daß  einerseits  der  Verkehr  in  Valuten  und  Devisen  aus- 
schließlich bei  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  konzentriert 
wurde,  und  zwar  sowohl  bezüglich  des  Kaufes,  Tausches  und  Ver- 
kaufes von  Valuten  und  Devisen  im  Inlande  als  auch  bezüglich  der 
Verfügung  über  bereits  bestehende  Guthaben  im  Auslande.  Anderer- 
seits wurde  die  Ausfuhr  von  Kronen,  die  Ausbietung  von  Kronen 
im  Auslande,  die  Begründung  von  ausländischen  Guthaben  im  In- 
lande, ebenso  wie  der  Wertpapier  an-  und  -verkauf  im  Auslande 
unter  scharfe  Kontrolle  gestellt.  Deutschösterreich  übernahm  diese 
an  sich  schon  recht  schwer  praktikablen  Bestimmungen  zu  einer 
Zeit,  in  der  der  Güterverkehr  mit  dem  Auslande  wieder  einsetzte. 
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Die  einer  vollkommenen  staatlichen  Reglementierung  des  Wirtschafts- 
lebens angepaßten  Einschränkungen  im  Devisenverkehr  konnten  den 
geänderten  Bedürfnissen  nicht  Stand  halten.  Zudem  sah  sich  die 
Devisenzentrale  durch  die  Währungstrennung  der  Nationalstaaten 
vor  eine  sehr  schwierige  Situation  gestellt.  Dem  Wortlaute  wie  dem 
Sinne  nach  hätte  sie  die  Bestimmungen  der  Devisenverordnung  auf 
sämtliche  Nationalstaatsvaluten  anwenden  müssen.  Dies  gebot  der 
Wortlaut  des  Gesetzes  wie  auch  die  Tatsache,  daß  die  österreichische 
Valuta  sich  den  nationalstaatlichen  Valuten  gegenüber  als  nicht 
weniger  schutzbedürftig  erwies  als  etwa  die  alte  österreichische 
Währung  gegenüber  den  Währungen  der  Westländer.  Andererseits 
war  nicht  zu  übersehen,  daß  eine  strenge  Handhabung  aller  dieser 
durch  eine  kaum  mehr  übersehbare  Fülle  von  einzelnen  Vorschriften 
ergänzten  Bestimmungen  den  wirtschaftlichen  Verkehr  mit  den  Suk- 
zessionsstaaten unmöglich  gemacht  hätte,  dies  zu  einer  Zeit,  wo  die 
schrankenlose  Verkehrsfreiheit  im  eminenten  Interesse  Deutschöster- 
reichs und  vor  allem  Wiens  als  Verkehrszentrum  gelegen  war.  Die 
Devisenzentrale  sah  sich  daher  gezwungen,  eine  besondere  Hand- 
habung der  Vorschriften  bezüglich  nationalstaatlicher  Devisen  und 
Valuten  eintreten  zu  lassen,  die  im  Wesen  in  einer  ziemlichen  Verkehrs- 
freiheit gipfelt  und  sich  nach  Möglichkeit  darauf  beschränkte,  zu 
verhindern,  daß  über  das  Neuausland  spekulative  Abgaben  öster- 
reichischer Kronen  im  Auslande  stattfanden. 

Als  dann  aber  immer  intensiver  der  Verkehr  auch  mit  den 
Westmächten  einsetzte,  durchlöcherte  das  Bedürfnis  der  Praxis  die 
Vorschriften  der  starren  Devisenbewirtschaftung,  so  daß  sich  die 
Devisenzentrale  eigentlich  nur  als  staatliche  Devisenbeschaffungs- 
stelle betätigte  und  im  übrigen  bemüht  war,  unerwünschte  Kronen- 
exporte nach  Möglichkeit  zu  hindern.  Diesen  durch  die  Praxis  ge- 
schaffenen Zustand  haben  Verfügungen,  die  in  diesen  Wochen  er- 
gangen sind,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sanktioniert. 

Sichtbare  Erfolge  hat  die  österreichische  Devisenzentrale  bei 
ihren  Bemühungen  um  den  Schutz  der  österreichischen  Währung 
zweifellos  nicht  gehabt.  Es  ist  indes  klar,  daß  an  den  unlösbaren 
Problemen  wirtschaftlicher  Natur,  die  der  Zusammenbruch  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  für  das  kleine  Deutsch- 
österreich geschaffen  hat,  selbst  die  bestdurchdachten  behörd- 
lichen Vorschriften  und  die  beste  staatliche  Organisation  scheitern 
mußten. 
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IX. 

Die  Versuche  Ungarns,  sich  den  geänderten  politischen  Ver- 
hältnissen auch  währungspolitisch  anzupassen,  sind  durch  innere 
Wirren,  in  welche  dieses  Land  durch  den  Zusammenbruch  des 
Jahres  igi8  gestürzt  wurde,  stark  beeinträchtigt  worden.  Gerade 
zur  Zeit,  als  der  tschechoslowakische  Staat  mit  der.  Durchführung 
seines  Finanzplanes  begann  und  auch  Deutschösterreich  nötigte, 
seine  defensiven  Vorkehrungen  zu  treffen,  geriet  das  nach  dem 
Umsturz  etablierte  politische  System  Ungarns  ins  Wanken  und 
machte  der  Räteregierung  Platz,  welche  naturgemäß  zufolge  ihrer 
politischen  Ideologie  für  die  von  den  früheren  Regierungen  bereits 
vorbereiteten  Maßnahmen  einer  Abstempelung  nach  österreichischem 
Muster  keinerlei  Verständnis  zeigte.  Unmittelbar  vor  Errichtung 
der  Rätediktatur  yvar  eine  Verfügung  ergangen,  welche  analog  der 
österreichischen  Verordnung  vom  15.,  beziehungsweise  27.  Februar 
ig  ig  die  Verwendung  von  Guthaben  von  Ausländern  in  Ungarn 
beschränkte.  Über  die  Handhabung  dieser  Verordnung  im  Verkehr 
mit  Österreich  sollte  eine  freundschaftliche  Auseinandersetzung 
zwischen  diesen  beiden  Staaten  in  die  Wege  geleitet  werden.  Für 
die  Räteregierung  trat  jedoch  bald  das  Problem  der  Geldschaffung 
viel  stärker  in  den  Vordergrund.  Die  Räteregierung  konnte  über 
die  Notenbank  nicht  unbeschränkt  verfügen  und  geriet,  da  der 
Produktionsprozeß  bald  vollständig  ins  Stocken  kam,  in  ganz 
kurzer  Zeit  in  schwere  finanzielle  Bedrängnis.  So  entschloß  sie 
sich  denn,  allerhand  Geldsurrogate,  wie  offenkundige  Falsifikate 
der  noch  im  Verkehr  befindlichen  25-  und  200-K-Noten  auszu- 
geben und  suchte  sich  überdies  der  Postsparkasse  als  Emissions- 
institut zu  bedienen.  Da  sie  jedoch  zur  Pflege  ihrer  kostspieligen 
Auslandsbeziehungen  die  von  ihr  selbst  geschaffenen  Gelder  nicht 
verwenden  konnte,  ging  sie  im  letzten  Monate  ihres  Bestandes 
daran,  das  sogenannte  „blaue"  Geld,  das  sind  die  alten  Noten  der 
Österreichisch-ungarischen  Bank,  für  ungültig  zu  erklären  und 
einzuziehen,  um  auf  diese  Weise  wenigstens  für  das  Ausland  ein 
immerhin  noch  anerkanntes  Zahlungsmittel  zur  Verfügung  zu 
haben.  Trotz  der  barbarischen  Strafen,  welche  die  Sanktion  auf 
diese  unsinnige  Maßnahme  bildeten,  scheint  die  Räteregierung  da- 
mit im  Lande  nicht  viel  Glück  gehabt  zu  haben. 

Eine  der  ersten  Maßnahmen  der  nach  dem  Sturze  der  Räte- 
regierung gebildeten  neuen  Regierung  bestand  darin,   diese  Ver- 
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fügung  wieder  aufzuheben.  Angesichts  der  Verwüstungen,  die  die 
Räteregierung  im  Lande  hinterlassen  hatte,  verging  naturgemäß 
eine  gewisse  Zeit,  bis  sich  die  neue  Regierung  der  Regelung  der 
Währungsfrage  zuwenden  konnte.  Die  schließlich  gefundene  Lösung 
lehnte  sich  teilweise  an  das  tschechische  System  der  Zwangsan- 
leihe als  Mittel  zur  Verringerung  des  Notenumlaufes  an,  wenn 
auch  von  kritischer  Seite  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
diesen  beiden  Systemen  darin  gefunden  wurde,  daß  der  tschecho- 
slowakischen Zwangsanleihe  ein  theoretisch  durchdachter  Plan  zum 
Abbau  der  Inflation  zugrundelag,  während  die  ungarische  Zwangs- 
anleihe eher  aus  dem  momentanen  staatlichen  Geldbedarf  zu 
erklären  gewesen  ist.  Die  Abstempelung  erfolgte  in  einer  tech- 
nisch ziemlich  einwandfreien  Form;  der  vom  Staate  als  Zwangs- 
anleihe in  Anspruch  genommene  Betrag  betrug  2o°j0  der  ein- 
gereichten Banknotenmenge.  Indes  wurden  in  Ungarn  die  in  der 
Tschechoslowakei  bei  Durchführung  der  Zwangsanleihe  zutage 
getretenen  Härten  im  allgemeinen  vermieden  und  insbesondere 
wurde  Wert  auf  die  Schonung  des  aüländischen  Kapitals  gelegt. 

Bezüglich  der  weiteren  Pläne  Ungarns  ist  bekannt  geworden, 
daß  Ungarn  beabsichtige,  in  kurzer  Zeit  die  abgestempelten  Noten 
durch  neue  Staats-Noten  zu  ersetzen,  wobei  das  Verhältnis  zwi- 
schen alten  und  neuen  Noten  i  :  i  bleiben  soll.  Auf  diese  Weise 
will  sich  Ungarn  mit  der  durch  die  Liquidation  der  Österreichisch- 
ungarischen Bank  geschaffenen  Situation  auseinandersetzen.  Es  ist 
klar,  daß  die  neue  Währung,  wie  übrigens  die  aller  anderen 
Nationalstaaten,  nur  eine  reine  Papierwährung  sein  kann,  denn 
von  einer  Metalldeckung  kann  in  keinem  der  angeführten  Fälle 
der  Einführung  einer  neuen  Währung  die  Rede  sein. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  bemerkt,  daß  in  gewissen  Ge- 
bieten des  ehemaligen  Österreich-Ungarn,  deren  politische  Zuge- 
hörigkeit lange  Zeit  nicht  feststand,  wie  z.  B.  Fiume,  Dalmatien,  noch 
heute  ein  währungspolitisches  Chaos  herrscht.  Auf  die  Wiedergabe 
der  vielfach  von  lokalen  Stellen  erlassenen  disparaten  Verfügungen 
wurde  hier  verzichtet. 

x. 

Es  scheint  zum  Schluß  vielleicht  nicht  ganz  unangebracht, 
auf  gewisse  Gesichtspunkte  hinzuweisen,  die  bei  der  Sammlung  und 
Behandlung  des  Stoffes  der  vorliegenden  Arbeit  maßgebend  waren. 
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Zunächst  lag  eine  gewisse  Schwierigkeit  in  der  Begrenzung  des 
sehr  umfangreichen  Stoffes,  die  schon  deshalb  nicht  einfach  war, 
weil  der  Begriff  „Währungsmaßnahmen"  an  sich  ein  ziemlich 
weiter  ist.  Es  wäre  verlockend  gewesen,  in  diese  Sammlung  alle 
kreditpolitischen  Verfügungen,  wie  Anleiheversuche  der  National- 
staaten etc.,  ebenso  einzubeziehen  wie  alle  Maßnahmen,  die  in 
weiterem  Sinne  Ausstrahlungen  der  katastrophalen  valutarischen 
Situation  dieser  Staaten  sind,  also  etwa  die  fortlaufend  ergangenen 
Verfügungen  über  die  Bewertung  von  in  Gold  oder  Silber  zahlbaren 
Verbindlichkeiten,  die  diversen  Umrechnungstabellen  fremder  Wäh- 
rungen bei  der  Bezahlung  von  Steuern  und  Gebühren  aller  Art  etc. 
Im  Interesse  der  Übersichtlichkeit  des  Stoffes  wurde  jedoch  dieser 
Sammlung  eine  wesentlich  engere  Fassung  des  Begriffes  „Währungs- 
maßnahmen" zugrundegelegt  und  nur  dasjenige  aufgenommen,  was 
an  konkreten  Maßnahmen  bei  der  Umgestaltung  der  Währung  vor- 
liegt, wobei  Wert  darauf  gelegt  wurde,  durch  eine  möglichst  voll- 
ständige Erfassung  der  Valutasanierungsprojekte  gleichzeitig  auch 
charakteristische  Merkmale  in  den  einzelnen  Plänen  festzuhalten. 

•  Bei  der  Gestaltung  des  Stoffes  ergaben  sich  von  selbst  zwei 
größere  Gruppen,  nach  denen  in  jedem  Staate  das  Material  ge- 
gliedert wurde:  Die  erste  Gruppe  bilden  alle  Maßnahmen,  die  sich 
auf  die  Einführung  der  neuen  Währung  beziehen  —  der  eigentlich 
technische  Teil  der  Währungsgesetzgebung,  —  während  in  der 
zweiten  Gruppe  alle  Fragen  der  eigentlichen  Währungspolitik 
Behandlung  fanden,  wobei  wiederum  die  Probleme  der  Emissions- 
bank einerseits  und  der  Beeinflussung  des  Standes  der  Währung 
durch  staatliche  Maßnahmen  (Devisenbewirtschaftung  etc.)  anderer- 
seits in  je  eine  Gesamtgruppe  zusammengefaßt  wurden. 

Eine  weitere  große  Schwierigkeit  lag  darin,  daß  der  hier 
behandelte  Fragenkomplex  zum  größten  Teil  noch  weit  von  der 
endgültigen  Lösung  in  diesem  oder  jenem  Sinne  entfernt  ist  und 
daß  fortlaufend  fast  alle  Staaten  neue  einschneidende  Verfügungen 
treffen.  Soweit  es  technisch  und  systematisch  möglich  war,  wurden 
Neuerscheinungen  auf  legislatorischem  Gebiete  bis  zur  Drucklegung 
der  Arbeit  berücksichtigt,  doch  mußte  immerhin  dieses  oder  jenes 
vielleicht  wichtige  Detail  zurückgestellt  werden. 

Die  größte  Erschwerung  bei  der  Zusammenstellung  des 
Materiales  bildete  jedoch  die  Tatsache,  daß  sehr  häufig  einwand- 
freie Übersetzungen  aus  den  Sprachen  der  Nationalstaaten  nicht  in 
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kurzer  Zeit  beschaffbar  waren.  Abgesehen  von  Deutschösterreich, 
wo  amtliche  Texte  aus  dem  Staatsgesetzblatt  oder  aus  der  „Wiener 
Zeitung"  oder  sonstige  Erlässe  der  zuständigen  Stellen  benützt  werden 
konnten,  mußte  fast  bezüglich  des  ganzen  Materials  eine  umfangreiche 
textkritische  Arbeit  geleistet  werden.  Allerdings  erscheint  z.  B.  im 
tschechoslowakischen  Staate  die  Gesetzessammlung  in  einwandfreier 
deutscher  Übersetzung,  allein  die  Publikationen  in  diesen  übrigens  in- 
offiziellen Texten  erfolgen  erst  viele  Monate  nach  dem  Erscheinen  des 
Gesetzes  in  der  tschechischen  offiziellen  Sammlung,  so  daß  in  einzelnen 
Fällen  selbst  bei  dem  aus  diesem  Staate  stammenden  Material  zu  pri- 
vaten Übersetzungen  gegriffen  werden  mußte.  Wesentlich  komplizierter 
lagen  die  Verhältnisse  bezüglich  der  anderen  Sukzessionsstaaten. 
So  z.  B.  gibt  die  italienische  Regierung  für  die  besetzten  Gebiete 
eine  deutsche  Übersetzung  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  Kund- 
machungen etz.  heraus,  die  jedoch  nicht  nur  sprachlich  vollkommen 
unzulänglich,  sondern  stellenweise  sogar  dem  Sinne  nach  direkt  un- 
verständlich ist,  so  daß  wiederum  erst  bei  privaten  Übersetzungs- 
arbeiten Rat  gesucht  werden  mußte.  Ähnliches  gilt  von  dem  rumäni- 
schen Material,  wobei  allerdings  die  Form  der  deutschen  Über- 
setzung weniger  erschwerend  wirkte,  als  die  Tatsache,  daß  die 
deutsche  Ueber Setzung  erst  viele  Monate  nach  Erscheinen  der  be- 
treffenden Verfügung  zu  erlangen  war.  Vollkommen  auf  die  Be- 
nützung privater  Üb  er  s  et  zun  gs  arbeiten  war  der  Verfasser  bezüglich 
des  polnischen,  ungarischen  und  jugoslawischen  Materials  an- 
gewiesen. Hiebei  konnte  er  sich  in  erster  Linie  auf  das  in  seiner 
Eigenschaft  als  leitender  Redakteur  der  vom  Verband  österreichi- 
scher Banken  und  Bankiers  herausgegebenen  „Berichte  aus  den 
neuen  Staaten"  gesammelte  Material  stützen,  welches  Blatt  in 
vielen  Fällen  als  Quelle  für  die  hier  publizierte  Übersetzung 
gedient  hat. 

Es  dürfte  endlich  dem  Leser  nicht  entgehen,  daß  die  juristische 
Diktion  in  der  Gesetzgebung  der  Nationalstaaten  in  vielen  Belangen 
voneinander  wesentlich  abweicht.  Während  die  österreichischen, 
ebenso  wie  die  tschechoslowakischen  und  polnischen  Verfügungen 
den  uns  geläufigen  formalen  Anforderungen  zum  größten  Teile 
entsprechen,  scheint  dies  bei  dem  jugoslawischen  Material  nur  bis 
zu  einem  gewissen  bescheidenen  Maße  der  Fall  zu  sein.  Die  jugo- 
slawischen Verfügungen  geben  sich  in  der  hier  publizierten  Fassung 
weit  eher  als  regierungsseitige  Deklarationen  mit  stark  agitatori- 
schem Einschlag,  denn  als  juristisch  klar  durchdachte  Vorschriften. 
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Leider  ist  es  nicht  möglich,  nachzuprüfen,  ob  in  allen  Fällen  diese 
Tatsache  auf  das  Konto  der  nachgeordneten  Stellen,  der  Landes- 
verwaltungen der  neuen  Gebiete  zu  buchen  ist  (was  mit  Rücksicht 
darauf,  als  sich  hier  das  Konzeptspersonal  wenigstens  zum  Teile 
aus  im  alten  Österreich-Ungarn  geschulten  Juristen  zusammensetzt, 
wenig  wahrscheinlich  ist),  oder  ob  diese  Form  der  Gesetzestechnik 
auf  serbischen  Einfluß  zurückzuführen  ist.  Es  ist  nämlich  trotz 
aller  Bemühungen  nur  in  ganz  seltenen  Fällen  möglich  gewesen, 
die  Originalverfügungen  der  Belgrader  SHS- Regierung  zu  erhalten. 
Es  mußte  vielmehr  nahezu  in  allen  Fällen  mit  den  auf  Grund  der 
Belgrader  Maßnahmen  ergangenen  Verordnungen,  Erlässen,  Kund- 
machungen etz.,  der  Landesverwaltungen  in  den  neuen  Gebieten 
vorlieb  genommen  werden. 

Alle  diese  Gründe  mögen  es  rechtfertigen,  wenn  statt  des  er- 
strebten vollkommenen  Sammelwerkes  nur  eine  in  vielen  Punkten 
unvollkommene  Arbeit  zustandegekommen  ist,  deren  Publizierung 
nur  deshalb  nicht  hinausgeschoben  werden  sollte,  weil  einerseits 
nicht  zu  erwarten  steht,  daß  sich  in  absehbarer  Zeit  die  hier  ge- 
schilderten Schwierigkeiten  beheben  lassen,  andererseits  das  Be- 
dürfnis weiter  Kreise  nach  einer  möglichst  lückenlosen  Übersicht 
über  alle  legislatorischen  Maßnahmen  hinsichtlich  der  Kronen- 
währung im  alten  Österreich  und  in  den  Sukzessionsstaaten  ein 
außerordentlich  lebhaftes  ist. 

Der  Verfasser  fühlt  sich  endlich  verpflichtet,  allen  jenen  seinen 
Dank  auszusprechen,  die  teils  durch  Sammlung  von  Material,  teils 
durch  Bereitstellung  von  Übersetzungen  und  durch  sonstige  freund- 
liche Unterstützung  das  Erscheinen  der  vorliegenden  Arbeit  er- 
möglicht haben.  Unter  den  amtlichen  Stellen  hat  sich  besonders  die 
Wiener  rumänische  Legation  bemüht,  das  schwer  zu  erlangende 
rumänische  Material  zugänglich  zu  machen.  Daneben  verdankt 
der  Verfasser  der  Czernowitzer  Filiale  des  „Wiener  Bankver- 
eines" und  dem  Czernowitzer  Bankhause  Leibuka  Barbers  Nach  f., 
sowie  der  freundlichen  Intervention  des  Herrn  Dr.  Kerschagl 
(Österreichisch-ungarische  Bank)  wichtige  Beiträge.  Bei  der  Samm- 
lung des  ungarischen  Materials  hat  die  Vereinigung  der  Sparkassen 
und  Banken  (Tebe)  in  Budapest  in  außerordentlich  dankenswerter 
Weise  mitgeholfen.  Um  die  Komplettierung  des  t s che cho- slowakischen 
Materials  war  Herr  Dr.  Müller,  Sekretär  der  Landeshypotheken- 
bank in  Prag,  sehr  bemüht,  während  das  polnische  Material  der 
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freundlichen  Mitarbeit  des  Herrn  Dr.  Korkis,  Sekretär  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  in  Lemberg  und  Dr.  M.  Harnik 
(Wien)  zu  danken  ist.  Auch  von  hervorragender  jugoslawischer 
Seite  wurde  der  Verfasser  in  besonderer  Weise  unterstützt.  Für 
den  italienischen  Teil  haben  die  Herren  Dr.  Paolo  Graf  (Triest) 
und  Dr.  Max  Bresch  (Triest)  wertvolle  Beiträge  geliefert. 

Besonders  verbunden  ist  der  Verfasser  den  Filialbüros  der 
Wiener  Banken,  die  durch  periodische  Übermittlung  des  ihnen  zu- 
gänglichen Materials  wertvolle  Dienste  bei  der  textkriiischen  Über- 
prüfung des  Stoffes  geleistet  haben,  endlich  in  besonderem  Maße 
auch  dem  Büro  des  Verbandes  österreichischer  Banken  und  Ban- 
kiers (Herr  Landsberger),  dessen  Mitarbeit  das  endliche  Erscheinen 
der  Arbeit  wesentlich  gefördert  hat. 

Wien,  im  Februar  1921. 
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Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBL  Nr.  126,  womit 
die  Kronenwährung  festgestellt  wird. 


Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  zu  ver* 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

An  die  Stelle  der  bisherigen  österreichischen  Währung  tritt  die 
Goldwährung,  deren  Rechnungseinheit  die  Krone  ist. 
Die  Krone  wird  in  hundert  Heller  eingeteilt. 

Artikel  II. 

Das  Münzgrundgewicht  ist  das  Kilogramm  mit  seiner  dezimalen 
Abstufung,  wie  dasselbe  durch  das  Gesetz  yom  23.  Juli  1871,  RGBl. 
Nr.  16  ex  1872,  als  allgemeines  Gewicht  eingeführt  worden  ist. 

Artikel  III. 

Die  Landesgoldmünzen  werden  im  Mischungsverhältnisse  von 
900  Tausendteilen  Gold  und  100  Tausendteilen  Kupfer  ausgeprägt. 

Auf  Ein  Kilogramm  Münzgold  gehen  2952  Kronen,  demnach  auf 
Ein  Kilogramm  feinen  Goldes  3280  Kronen. 

Artikel  IV. 

Von  Landesgoldmünzen  werden  ausgeprägt: 

a)  ZwanzigsKronenstücke, 

b)  ZehnsKronenstücke.  . 

Aus  Einem  Kilogramm  Münzgold  werden  147'6  Stücke  zu  zwanzig 
Kronen,  beziehungsweise  295*2  Stücke  zu  zehn  Kronen,  daher  aus  Einem 
Kilogramm  feinen  Goldes  164  Stücke  zu  zwanzig  Kronen,  beziehungs* 
weise  328  Stücke  zu  zehn  Kronen  ausgebracht. 

Das  Zwanzig*Kronenstück  hat  sonach  das  Rohgewicht  von  6*775067 
und  das  Feingewicht  von  6'09756  Gramm,  das  Zehn*Kronenstück  das  Roh* 
gewicht  von  3'3875338  und  das  Feingewicht  von  3'04878  Gramm. 

A  r  t  i  k  e  1  V. 

Diese  Goldmünzen  werden  auf  der  Aversseite  Mein  Brustbild, 
auf  der  Reversseite  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Wertbezeichnung  20, 
beziehungsweise  10  Cor.,  sowie  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung  tragen. 
Die  Umschrift  hat,  in  angemessener  Abkürzung,  zu  lauten:  „Franciscus 
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Joscphus  I.D.  G.  Imperator  Austriae,  Rex  Bohemiae,  Galiciae,  Illyriae  etc. 
et  Apostolicus  Rex  Hungariae". 

Der  Rand  wird  glatt  sein  und  bei  den  Zwanzig*Kronenstücken  in 
vertiefter  Schrift  die  Worte:  „Viribus  unitis"  enthalten.  Bei  den  Zehn* 
kronenstücken  wird  der  Rand  eine  vertiefte  Verzierung  enthalten. 

Die  innere  Einfassung  besteht  auf  beiden  Seiten  aus  einem  flachen 
Stäbchen,  dessen  inneren  Umfang  ein  Perlenkreis  (Perle  an  Perle  an* 
liegend)  berührt. 

Die  Goldmünzen  zu  20  Kronen  werden  21  Millimeter,  jene  zu 
10  Kronen  werden  19  Millimeter  im  Durchmesser  betragen. 

Artikel  VI. 

Das  Verfahren  bei  der  Ausprägung  dieser  Münzen  soll  die  voll* 
ständige  Genauigkeit  der  Münzen  nach  Gehalt  und  Gewicht  sicher* 
stellen. 

Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei  dem  einzelnen  Stücke  nicht 
eingehalten  werden  kann,  wird  eine  äußerste  Abweichung  in  Mehr  oder 
Weniger  gestattet,  welche  im  Rohgewichte  2  Tausendteile  und  im  Fein* 
gehalte  1  Tausendteil  nicht  überschreiten  darf. 

Artikel  VII. 

Das  Passiergewicht  des  Zwanzig*Kronenstückes  wird  mit 
674  Gramm,  dasjenige  des  Zehn*Kronenstückes  mit  3'37  Gramm  fest* 
gestellt. 

Goldmünzen,  welche  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  nicht  unter 
dieses  Gewicht  verringert  sind,  sind  bei  den  Staats*  und  den  übrigen 
öffentlichen  Kassen  und  im  Privatverkehre  als  vollwichtig  bei  allen 
Zahlungen  anzunehmen. 

Dagegen  werden  Goldmünzen,  welche  infolge  längerer  Zirkulation 
und  Abnützung  am  Gewichte  so  viel  eingebüßt  haben,  daß  sie  das 
Passiergewicht  nicht  mehr  erreichen,  für  Rechnung  des  Staates  zum  Ein* 
schmelzen  eingezogen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  derlei  abgenützte  Gold* 
münzen  bei  allen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  stets  voll 
zu  ihrem  Nennwerte  anzunehmen  und  im  Wege  der  k.  k.  Staats*Zentral* 
kasse  in  Wien  an  das  k.  k.  Hauptmünzamt  in  Wien  abzuführen. 

Münzen,  welche  in  anderer  Art  als  durch  den  gewöhnlichen  Um* 
lauf  am  Gewichte  verringert  wurden,  werden  von  den  Staats*  und  den 
übrigen  öffentlichen  Kassen  im  Vorkommensfalle  gegen  Ersatz  des  ihnen 
zukommenden  inneren  Wertes  eingezogen  und,  wie  oben  festgesetzt,  der 
Umprägung  zugeführt  werden. 

Artikel  VIII. 

Die  Ausprägung  der  Landesgoldmünzen  erfolgt  auf  Rechnung  des 
Staates.  Zwanzig*Kronenstücke  werden  auch  für  Rechnung  von  Privat* 
personen,  und  zwar  soweit  ausgeprägt  werden,  als  das  k.  k.  Münzamt 
nicht  für  den  Staat  beschäftigt  ist. 

Die  bei  der  x\usprägung  für  Privatrechnung  für  Prägekosten  ein* 
zuhebendc  Gebühr  wird  im  Verordnungswege  festgesetzt;  sie  darf  indes 
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bei  den  ZwanzigsKronenstücken  das  Maximum  von  0'3  %  des  Wertes 
nicht  übersteigen. 

Artikel  IX. 

Außer  den  bezeichneten  Landesgoldmünzen  werden  die  Österreichs 

189 

sehen  Dukaten,  wie  bisher,  81  — —  Stücke   aus  einer  Wiener  Mark 

355 

(0*280668  Kilogramm)  feinen  Goldes  in  dem  Feingehalte  von  23  Karat 
/9861h\ 

8  Gramm  (  ~]qqq~~  )a^s  Handelsmünze  ausgeprägt. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  9.  März  1870,  RGBL  Nr.  22,  einge* 
führten  Goldmünzen  zu  Acht  und  Vier  Gulden  werden  nicht  mehr  ge* 
prägt  werden. 

Artikel  X. 

Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
RGBl.  Nr.  169,  ausgeprägten  Landessilbermünzen  zu  2,  1  und  XU  Gulden 
österreichischer  Währung  haben  bis  auf  "weiteres  im  gesetzlichen  Um* 
laufe  zu  verbleiben.  Landessilbermünzen  der  österreichischen  Währung 
sind  nicht  mehr  auszuprägen,  außer  aus  jenen  Silbermengen,  welche  sich 
bereits  im  Besitze  der  Finanzverwaltung  befinden  oder  von  derselben 
zu  Münzzwecken  erworben  worden  sind. 

Insolange  die  bezeichneten  Landessilbermünzen  nicht  außer  Vers 
kehr  gesetzt  werden,  sind  dieselben  bei  allen  Zahlungen,  welche  gesetz* 
lieh  in  der  Kronenwährung  zu  leisten  sind,  von  Staats*  und  den  übrigen 
öffentlichen  Kassen  und  von  Privatpersonen  in  Zahlung  anzunehmen, 
und  zwar  dergestalt,  daß  gerechnet  wird: 

das  ZweisGuldenstück  =  4  Kronen, 
„    Ein.  „  ==  2 

„    Viertel       „  =  50  Heller. 

Artikel  XI. 

Außer  den  Landesgoldmünzen  werden  zunächst  folgende  Münzen 
der  Kronenwährung  ausgeprägt: 

1.  Silbermünzen: 
EinsKronenstücke. 

2.  Nickelmünzen: 

a)  Zwanzig*Hellerstücke, 

b)  ZehnsHellerstücke. 

3.  Bronzemünzen: 

a)  Zwei^Hellerstücke, 

b)  Ein*Hellerstücke. 

Artikel  XII. 

Die  Ein*Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von 
835  Tausendteilen  Silber  und  165  Tausendteilen  Kupfer  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramme  Münzsilber  werden  200  Ein^Kronenstücke 
ausgebracht.  Es  werden  demnach  die  Ein^Kronenstücke  das  Gewicht  von 
5  Gramm  haben. 
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Bei  der  Ausprägung  der  Ein*Kronenstücke  muß  das  Normalgewicht 
und  der  Normalgehalt  eingehalten  werden.  Soweit  eine  absolute  Ge* 
nauigkeit  bei  den  einzelnen  Stücken  nicht  eingehalten  werden  kann,  wird 
eine  Abweichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte 
3/iooo  und  im  Gewichte  Vio  ooo  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  XIII. 

Die  Ein*Kronenstücke  werden  im  Averse  Mein  Brustbild,  im  Re* 
verse  die  kaiserliche  Krone,  die  Wertbezeichnung  sowie  die  Jahreszahl 
der  Ausmünzung  tragen.  Die  Umschrift  hat,  in  angemessener  Abkürzung, 
zu  lauten:  „Franciscus  Josephus  I.  D.  G.  Imperator  Austriae,  Rex  Bo* 
hemiae,  Galiciae,  Illyriae  etc.  et  Apostolicus  Rex  Hungariae". 

Der  Rand  der  Ein*Kronenstücke  wird  glatt  sein  und  mit  ver* 
tieften  Buchstaben  den  Wahlspruch:  „Viribus  unitis"  enthalten. 

Der  Durchmesser  der  Ein*Kronenstücke  wird  23  Millimeter  be* 
tragen. 

Artikel  XIV. 

Die  Ausprägung  der  Ein*Kronenstücke  erfolgt  nur  für  Rechnung 
des  Staates. 

Es  sind  für  140  Millionen  Kronen  Ein  *  Kronenstücke  aus? 
zuprägen. 

-  Im  Verordnungswege  wird  bestimmt  werden,  in  welchen  Ter; 
minen  die  Ausprägung  und  Hinausgabe  der  Ein*Kronenstücke  statt* 
zufinden  hat. 

Artikel  XV. 

Die  Nickelmünzen  werden  aus  reinem  Nickel  geprägt.  Aus  dem 
Kilogramm  reinen  Nickels  wrerden  250  Zwanzig*Hellerstücke,  be* 
ziehungsweise  333  Zehn*Hellerstücke  ausgebracht. 

Der  Avers  der  Nickelmünzen  trägt  den  kaiserlichen  Adler,  der 
Revers  enthält  die  Wertangabe  und  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung. 

Der  Rand  wird  gerippt  sein. 

Der  Durchmesser  wird  bei  den  Zwanzig*Hellerstücken  21  MillU 
meter,  bei  den  Zehn?Hellerstücken  19  Millimeter  betragen. 

Artikel  XVI. 

Die  Ausprägung  der  Nickelmünzen  findet  nur  für  Rechnung  des 
Staates  statt. 

Nickelmünzen  sind  bis  zum  Betrage  von  42  Millionen  Kronen  aus* 
zuprägen. 

Die  Ausgabe  derselben  erfolgt  unter  Einziehung  der  Silberscheide* 
münzen  zu  20,  10  und  5  Kreuzern  österreichischer  Währung. 

Im  Verordnungswege  wird  bestimmt  werden,  in  welchen  Terminen 
die  Ausprägung  und  Ausgabe  dieser  Münzen  sowie  die  Einziehung  der 
Silberscheidemünzen  österreichischer  Währung  stattfindet. 

Artikel  XVII. 
Die  Bronzemünzen  werden  aus  einer  Legierung  von  95  Teilen 
Kupfer,  4  Teilen  Zinn  und  1  Teil  Zink  geprägt. 
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Aus  dem  Kilogramm  dieser  Legierung  sollen: 

a)  300  Stücke  zu  2  Hellern, 

b)  600  Stücke  zu  1  Heller  ausgebracht  werden. 

Der  Avers  der  Bronzemünzen  trägt  den  kaiserlichen  Adler,  der 
Revers  enthält  die  Wertangabe  und  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung. 
Der  Rand  wird  glatt  sein. 

Der  Durchmesser  dieser  Münzen  wird  auf  19  und  beziehungsweise 
17  Millimeter  festgesetzt. 

Artikel  XVIII. 

Die  Ausprägung  der  Bronzemünzen  findet  nur  für  Rechnung  des 
Staates  statt  und  darf  insgesamt  den  Betrag  von  18,200.000  Kronen  nicht 
übersteigen.  Sie  dürfen  nur  unter  Einziehung  der  Kupferscheidemünzen 
zu  4,  1  und  5/io  Kreuzern  österreichischer  Währung  ausgegeben  werden. 

Im  Verordnungswege  wird  bestimmt  werden,  in  welchen  Terminen 
die  Ausprägung  und  Ausgabe  dieser  Münzen,  sowie  die  Einziehung  der 
Kupfermünzen  österreichischer  Währung  stattzufinden  hat. 

Artikel  XIX. 

Die  Ein*Kronenstücke  sowie  die  Nickel*  und  Bronzemünzen  der 
Kronenwährung  werden  bei  allen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen 
Kassen  nach  ihrem  Nennwerte  in  Zahlung  genommen,  und  zwar  die  Ein* 
Kronenstücke  unbeschränkt,  die  Nickel*  und  Bronzemünzen  bis  zum 
Betrage  von  10  Kronen. 

Außerdem  sind  dieselben  bei  den  als  Verwechslungskassen  fun* 
gierenden  Kassen  im  Wege  der  Verwechslung  gegen  gesetzliche  Landes* 
münzen  (Artikel  IV  und  X)  unter  den  im  Verordnungswege  festzusetzen* 
den  näheren  Bedingungen  anzunehmen. 

Hinsichtlich  des  Privatverkehrs  wird  festgesetzt,  daß  niemand  ver* 
pflichtet  ist,  Ein*Kronenstücke  im  Betrage  von  mehr  als  fünfzig  Kronen, 
Nickelmünzen  im  Betrage  von  mehr  als  zehn  Kronen  und  Bronzemünzen 
im  Betrage  von  mehr  als  einer  Krone  in  Zahlung  zu  nehmen. 

Artikel  XX. 

Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Artikels  haben  auf  durch* 
löcherte  oder  sonst  auf  andere  Weise  als  durch  den  gewöhnlichen  Um* 
lauf  am  Gewichte  verringerte  sowie  auch  auf  verfälschte  Münzstücke 
keine  Anwendung  zu  finden.  Kommen  verfälschte  Münzstücke  bei  den 
Staats*  oder  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  vor,  so  sind  dieselben  so* 
fort,  ohne  jeden  Ersatz,  einzuziehen  und  an  das  k.  k.  Hauptmünzamt  in 
Wien  einzusenden.  Münzen,  welche  durchlöchert  oder  sonst  auf  andere 
Weise  als  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  am  Gewichte  verringert 
wurden,  sind  im  Falle  ihres  Vorkommens  bei  den  Staats*  oder  den  übrigen 
öffentlichen  Kassen  mit  einem  Merkmale  zu  kennzeichnen,  welches  sie 
aus  dem  gesetzlichen  Umlaufe  ausschließt. 

Silber*,  Nickel*  und  Bronzemünzen,  welche  infolge  längerer  Zirku* 
lation  und  Abnützung  an  Gewicht  oder  Erkennbarkeit  erheblich  ein* 
gebüßt  haben,  werden  zwar  von  den  öffentlichen  Kassen  in  Zahlung 
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oder  in  Verwechslung  angenommen,  sind  aber  auf  Rechnung  des  Staates 
zur  Umprägung  einzuziehen. 

Artikel  XXI. 

Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
RGBl  Nr.  169,  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Oktober  1860,  RGBl. 
Nr.  230,  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1868,  RGBl.  Nr.  84,  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1872,  RGBl.  Nr.  44,  des  Gesetzes  vom  16.  April  1878,  RGBl. 
Nr.  55,  des  Gesetzes  vom  26.  Februar  1881,  RGBl.  Nr.  20,  des  Gesetzes 
vom  10.  März  1885,  RGBl.  Nr.  92,  und  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1891, 
RGBl.  Nr.  90,  geprägten  Silber*  und  Kupferscheidemünzen  österreichi* 
scher  Währung  haben  solange  im  Umlaufe  zu  verbleiben,  bis  deren  Ein? 
ziehung  verfügt  werden  wird. 

Diese  Verfügung  wird  im  Verordnungswege  im  Zusammenhange  mit 
der  Durchführung  dieses  Gesetzes  erfolgen.  Auch  wird  im  Verordnungs* 
wege  ein  letzter  Termin  ausgesprochen  werden,  bis  zu  welchem  die  ein* 
berufenen  Münzen  von  den  Staatskassen  einzulösen  sind.  Mit  dem  Ab* 
laufe  dieses  Termins  ist  jede  Verpflichtung  des  Staates  zur  Einlösung 
dieser  Münzen  erloschen. 

Bis  dahin  sind  dieselben,  und  zwar  die  Zwanzig*Kreuzerstücke  mit 
40  Hellern,  die  Zehn*Kreuzerstückc  mit  20  Hellern,  die  Fünf*Kreuzer* 
stücke  mit  10  Hellern,  die  Kupfermünzen  zu  4  Kreuzer  mit  8  Hellern, 
die  Ein*Kreuzerstücke  mit  2  Hellern,  die  5/io*Kreuzerstücke  mit  1  Heller 
zu  rechnen  und  nach  Maßgabe  des  Artikels  X  des  Gesetzes  vom  1.  Juli 
1868,  RGBl.  Nr.  84,  in  Zahlung  anzunehmen. 

Artikel  XXII. 

Die  sogenannten  Levantiner*Taler  mit  dem  Bildnisse  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  glorreichen  Andenkens  und  mit  der  Jahreszahl  1780  wer* 
den  im  damaligen  Schrot  und  Korn,  wie  bisher  12  Taler  aus  1  Wiener 
Mark    (0°280668   Kilogramm)    feinen   Silbers   in   dem   Feingehalte  von 

(3331/  \ 
 ^-1  als  Handelsmünze  ausgeprägt  werden. 
1000  / 

Artikel  XXIII. 
Die  auf  österreichische  Währung  lautenden  Papiergeldzeichen  sind 
bis  zu  ihrer  Einziehung  bei  allen  Zahlungen,  welche  gesetzlich  in  Kronen* 
Währung  zu  leisten  sind,  von  allen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen 
Kassen  sowie  von  Privatpersonen  anzunehmen,  und  zwar  dergestalt,  daß 
je  ein  Gulden  österreichischer  Währung  des  Nennwertes  der  betreffen* 
den  Papiergeldzeichen  gleich  zwei  Kronen  gerechnet  wird. 

Artikel  XXIV. 
Die  allgemeine  Einführung  der  obligatorischen  Rechnung  in  der 
Kronenwährung  im  Zusammenhange  mit  der  Ordnung  der  Verhältnisse 
des  allgemeinen  Münzverkehrs  und  den  Bestimmungen  über  die  Anwen* 
dung  der  neuen  Währung  (Artikel  I)  auf  die  Rechtsverhältnisse  sowie 
die  Verfügungen  in  Bezug  auf  die  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  im 


-  11  - 


Umlaufe  verbleibenden  Landessilbermünzen  zu  2,  1  und  XU  Gulden 
österreichischer  Währung,  ferner  die  Verfügungen  über  die  Einlösung 
der  Staatsnoten,  die  Bestimmungen  über  die  Ordnung  der  Papiergeld* 
Zirkulation  und  die  Verfügungen  über  die  Aufnahme  der  Barzahlungen, 
werden  durch  besondere  Gesetze  festgestellt  werden. 

Es  können  jedoch  alle  Zahlungen,  welche  gesetzlich  in  Österreichs 
scher  Währung  —  sei  es  in  klingender  Münze  oder  nicht  —  zu  leisten 
sind,  schon  von  dem  Zeitpunkte  an,  da  gegenwärtiges  Gesetz  in  Kraft 
treten  wird,  nach  Wahl  des  Schuldners  auch  in  Landesgoldmünzen  der 
Kronenwährung  dergestalt  geleistet  werden,  daß  das  Zwanzig*Kronenstück 
zum  Werte  von  10  Gulden  österreichischer  Währung  und  das  Zehn* 
Kronenstück  zum  Werte  von  5  Gulden  österreichischer  Währung  ge* 
rechnet  wird. 

Dasselbe  gilt  von  den  Ein*Kronenstücken  und  den  Nickel*  und 
Bronzemünzen  der  Kronenwährung  nach  Maßgabe  der  denselben  im 
Artikel  XIX  dieses  Gesetzes  eingeräumten  Zahlkraft,  und  zwar  der* 
gestalt,  daß  das  Ein*Kronenstück  zum  Werte  von  50  Kreuzern  öster* 
reichischer  Währung,  das  Zwanzig*Hellerstück  zum  Werte  von  zehn 
Kreuzern  österreichischer  Währung,  das  Zehn*Hellerstück  zum  Werte 
von  5  Kreuzern  österreichischer  Währung,  das  Zwei*Hellerstück  zum 
Werte  von  1  Kreuzer  österreichischer  Währung  und  das  Ein*Hellerstück 
zum  Werte  von  5/io  Kreuzern  österreichischer  Währung  gerechnet  wird. 

Artikel  XXV. 
Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetze,  wodurch  das  Mi* 
nisterium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zum 
Abschlüsse  eines  Münz*  und  Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird,  in  Kraft. 

Artikel  XXVI. 
Meine  Minister  der  Finanzen  und  der  Justiz  sind  mit  dem  Vollzuge 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBL  Nr,  127,  wodurch 
das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  König* 
reiche  und  Länder  zum  Abschlüsse  eines  Münz'  und 
Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  zu  ver* 
ordnen,  wie  folgt: 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und' 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari* 
sehen  Krone  auf  Grund  des  §  2,  Z.  3  des  Gesetzes  vom  21.  Dezem* 
ber  1867,  RGBl.  Nr.  146,  betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen 
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Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung, 
nachfolgenden  Münz*  und  Währungsvertrag  abzuschließen: 

Artikel  I. 

In  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  tritt  an  die  Stelle  der 
bisherigen  österreichischen  Währung  die  Goldwährung,  deren  Rechnungs* 
einheit  die  Krone  ist. 

Die  Krone  wird  in  hundert  Heller  geteilt. 

Artikel  II. 

Das  Münzgrundgewicht  ist  das  Kilogramm  mit  seiner  dezimalen 
Abstufung. 

Artikel  III. 

Auf  1  Kilogramm  Münzgold,  im  Mischungsverhältnisse  von 
900  Tausendteilen  Gold  und  100  Tausendteilen  Kupfer,  gehen  2952  Kro* 
nen;  demnach  auf  1  Kilogramm  feinen  Goldes  3280  Kronen. 

Artikel  IV. 
Von  Landesgoldmünzen  werden  ausgeprägt: 

a)  Zwanzig*Kronenstücke, 

b)  Zehn*Kronenstücke. 

Aus  1  Kilogramm  Münzgold  werden  147*6  Zwanzig*Kronenstücke, 
beziehungsweise  295*2  Zehn?Kronenstücke,  somit  aus  1  Kilogramm  feinen 
Goldes  164  Zwanzig*Kronenstücke,  beziehungsweise  328  Zehn*Kronen* 
stücke  ausgebracht. 

Es  wird  demnach  das  Zwanzig?Kronenstück  das  Rohgewicht  von 
6775067  und  das  Feingewicht  von  6*09756  Gramm,  das  Zehn*Kronen* 
stück  das  Rohgewicht  von  3*3875338  und  das  Feingewicht  von 
3*04878  Gramm  haben. 

Der  Durchmesser  hat  zu  sein: 

Bei   den  Zwanzig*Kronenstücken  21  Millimeter,  bei  den  Zehn*  ' 
Kronenstücken  19  Millimeter. 

Die  Inschrift  dieser  Münzen  hat  die  deutliche  Angabe  des  Wertes 
20,  beziehungsweise  10  Kronen  und  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung  zu 
enthalten.  Die  sonstige  Ausstattung  dieser  Goldmünzen  sowie  der 
übrigen  Münzen  der  Kronenwährung  hat  eine  möglichst  übereinstim* 
mende  zu  sein.  Es  wird  hierüber  zwischen  dem  kaiserlich*königlichen 
und  dem  königlich*ungarischen  Finanzministerium  das  Einvernehmen  ge* 
pflogen  werden. 

Das  Verfahren  bei  der  Ausprägung  dieser  Goldmünzen  soll  die 
vollständige  Genauigkeit  der  Münzen  nach.  Gehalt  und  Gewicht  sicher* 
stellen. 

Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei  den  einzelnen  Stücken  nicht 
eingehalten  werden  kann,  wird  eine  äußerste  Abweichung  in  Mehr  oder 
Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte  Viooo,  im  Rohgewichte 
2/iooo  nicht  übersteigen  darf. 
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Artikel  V. 

Die  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  werden  von  den  beiden 
Regierungen  in  ihren  Münzstätten  für  ihre  eigene  Rechnung  geprägt 
werden.  Diese  Ausprägung  unterliegt  der  Höhe  nach  keiner  Be* 
schränkung. 

Außerdem  werden  die  beiden  Regierungen  gestatten,  daß  Zwanzig* 
Kronenstücke  auch  für  Rechnung  von  Privaten  ausgeprägt  werden,  so* 
weit  ihre  betreffenden  Münzämter  nicht  mit  Ausprägungen  für  Rechnung 
des  Staates  in  Anspruch  genommen  sind. 

Für  die  Ausprägung  für  Privatrechnung  darf  keine  höhere  Präge* 
gebühr  als  bei  Zwanzig*Kronenstücken  0*3  Prozent  des  Wertes  in  Abzug 
gebracht  werden. 

Die  Festsetzung  der  Prägegebühr  innerhalb  dieser  Maximalgrenze 
erfolgt  nach  Übereinkommen  der  beiden  Minister  der  Finanzen  im  Ver* 
ordnungswege,  und  werden  die  übrigen  Bedingungen  der  Ausprägung 
für  Privatrechnung  nach  zu  vereinbarenden  einheitlichen  Grundsätzen 
ebenfalls  im  Verordnungswege  geordnet  werden. 

Artikel  VI. 

Die  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmungen  in  beiden  Staats* 
gebieten  ausgegebenen  Goldmünzen,  welche  durch  den  gewöhnlichen 
Umlauf  nicht  unter  das  nachstehend  normierte  Passiergewicht  am  Ge* 
wichte  verringert  sind,  sind  in  beiden  Staatsgebieten  bei  den  Staats*  und 
den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  im  Privatverkehr  als  vollwichtig 
bei  allen  Zahlungen  anzunehmen. 

Das  Passiergewicht  des  Zwanzig*Kronenstückes  ist  674  Gramm, 
dasjenige  des  Zehn*Kronenstückes  3'37  Gramm. 

Goldmünzen,  welche  infolge  längerer  Zirkulation  und  Abnützung 
am  Gewichte  soviel  eingebüßt  haben,  daß  sie  das  Passiergewicht  nicht 
mehr  erreichen,  sind  zwar  von  den  beiderseitigen  Staats*  und  den  übrigen 
öffentlichen  Kassen  als  vollwichtig  zu  ihrem  Nennwerte  anzunehmen, 
allein  nicht  wieder  auszugeben,  sondern  an  die  Staatszentralkasse  des  ein* 
ziehenden  Teiles  abzuführen. 

Die  Münzen  des  eigenen  Gepräges  werden  sohin  von  der  be* 
treffenden  Staatszentralkasse  zur  Umprägung  an  das  Münzamt  abge* 
geben.  Die  eingezogenen  Münzen,  welche  das  Gepräge  des  anderen 
Staatsgebietes  tragen,  werden  dagegen  an  dessen  Finanzverwaltung  gegen 
Ersatz  in  gleichen  umlaufsfähigen  Stücken  zur  Umprägung  übergeben 
werden. 

Über  die  Durchführung  dieser  Bestimmung  wird  zwischen  den 
beiden  Finanzministern  ein  Übereinkommen  geschlossen  werden. 

Münzen,  welche  in  anderer  Art  als  durch  den  gewöhnlichen  Um* 
lauf  am  Gewichte  verringert  wurden,  werden  von  den  Staats*  und  den 
übrigen  öffentlichen  Kassen  der  beiden  Staatsgebiete  im  Vorkommens* 
falle  gegen  Ersatz  ihres  Wertes  nach  Feingehalt,  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
Nennwert,  eingezogen  und  in  gleicher  Weise,  wie  oben  festgesetzt,  der 
Umprägung  zugeführt  werden. 
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Artikel  VII. 

Keine  der  beiden  Regierungen  wird  andere  als  die  vorbenannten 
Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  in  ihren  Münzstätten  prägen 
lassen. 

Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870,  RGBl.  Nr.  22, 
respektive  des  Gesetzartikels  XII  ex  1869  eingeführten  Goldmünzen  zu 
acht  und  vier  Gulden  werden  in  den  beiden  Staatsgebieten  nicht  mehr 
geprägt  werden. 

Es  bleibt  jedem  der  den  Vertrag  schließenden  Teile  freigestellt, 
Dukaten  in  der  Art,  wie  sie  im  Artikel  XX  des  Gesetzes  vom  19.  Sep- 
tember 1857,  RGBl.  Nr.  169,  respektive  Gesetzartikel  VII  ex  1868  zur 
Prägung  zugelassen  sind,  auch  des  weiteren  auszuprägen. 

Artikel  VIII. 

Außer  den  Landesgoldmünzen  werden  zunächst  folgende  auf  die 
Kronenwährung  lautende  Münzen  ausgeprägt: 

1.  Silbermünzen: 
Ein*Kronenstücke. 

2.  Nickelmünzen: 

a)  Zwanzig?Hellerstücke, 

b)  Zehn?Hellerstücke. 

3.  Bronzemünzen: 

a)  Zwei=Hellerstücke, 

b)  Ein=Hellerstücke. 

Die  Ein^Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von 
835  Tausendteilen  Silber  und  165  Tausendteilen  Kupfer  ausgeprägt.  Aus 
dem  Kilogramm  Münzsilber  werden  200  Ein^Kronenstücke  ausgebracht. 
Es  werden  demnach  die  Ein^Kronenstücke  das  Gewicht  von  5  Gramm 
haben.  Bei  der  Ausprägung  derselben  muß  das  Normalgewicht  und  der 
Normalgehalt  eingehalten  werden.  Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei 
den  einzelnen  Stücken  nicht  eingehalten  werden  kann,  wird  eine  Ab* 
weichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte  3/iooo 
und  im  Gewichte  10/iooo  nicht  übersteigen  darf.  Der  Durchmesser  wird 
bei  den  Ein?Kronenstücken  23  Millimeter  betragen. 

Die  Nickelmünzen  werden  aus  reinem  Nickel  geprägt.  Aus  dem 
Kilogramm  reinen  Nickels  werden  250  Zwanzig*Hellerstücke,  beziehungs* 
weise  333  Zehn?Hellerstücke  ausgebracht.  Der  Durchmesser  wird  bei 
den  ZwanzigsHellerstücken  21  Millimeter,  bei  den  Zehn?Hellerstücken 
19  Millimeter  betragen. 

Die  Bronzemünzen  werden  aus  einer  Legierung  von  95  Teilen 
Kupfer,  4  Teilen  Zinn  und  1  Teil  Zink  geprägt.  Aus  dem  Kilogramm 
dieser  Legierung  sollen  300  Stücke  zu  zwei  Heller,  beziehungsweise 
600  Stücke  zu  einem  Heller  ausgebracht  werden.  Der  Durchmesser  der 
Zwei*Hellerstücke  wird  19,  jener  der  Ein^Hellerstücke  17  Millimeter  be* 
tragen. 
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Artikel  IX. 

Die  Ausprägung  der  Ein*Kronenstücke,  der  Nickel*  und  Bronze* 
münzen  findet  in  beiden  Staatsgebieten  nur  für  Rechnung  des  betreffen* 
den  Staates  statt. 

Von  den  Ein*Kronenstücken  werden  in  beiden  Staatsgebieten  zu* 
nächst  insgesamt  200  Millionen  Kronen  ausgeprägt  werden.  Die  Zeit* 
punkte,  in  welchen  die  Prägung  und  Hinausgabe  stattzufinden  haben, 
werden  von  den  beiden  Finanzministern  vereinbart  und  im  Verordnungs* 
wege  bestimmt  werden. 

Nickelmünzen  werden  in  beiden  Staatsgebieten  zunächst  zusammen 
60  Millionen  Kronen  ausgeprägt  werden.  Die  Ausprägung  und  die  Aus* 
gäbe  derselben  erfolgt  in  nach  gepflogenem  Übereinkommen  beiderseits 
im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Terminen,  und  zwar  die  Ausgabe 
unter  Einziehung  der  Silberscheidemünzen  zu  20,  10  und  5  Kreuzer  öster* 
reichischer  Währung. 

Bronzemünzen  werden  in  beiden  Staatsgebieten  zunächst  zusam* 
men  26  Millionen  Kronen  ausgeprägt  werden.  Die  Prägung  und  Ausgabe 
derselben  erfolgt  in  nach  getroffenem  Übereinkommen  der  beiden  Finanz* 
ministerien  im  Verordnungswege  beiderseits  zu  bestimmenden  Terminen, 
und  zwar  die  Ausgabe  unter  Einziehung  der  Kupfermünzen  zu  4,  1  und 
5/io  Kreuzer  österreichischer  Währung. 

Artikel  X. 

Die  in  dem  Artikel  IX  festgesetzten  Kontingente  von  Ein*Kronen* 
stücken,  Nickel*  und  Bronzemünzen  werden  im  Verhältnisse  von  70  :  30 
auf  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  auf  die 
Länder  der  ungarischen  Krone  aufgeteilt. 

In  demselben  Verhältnisse  werden  die  Kosten  der  Einlösung  der. 
Münzen  der  österreichischen  Währung  jeder  Art  und  Prägung  auf  die 
beiden  Staatsgebiete  aufgeteilt  werden. 

Artikel  XI. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  die  beiderseits  geprägten  Ein* 
Kronenstücke,  Nickel*  und  Bronzemünzen  der  Kronenwährung  nach 
ihrem  Nennwerte  bei  allen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen 
in  Zahlung  zu  nehmen,  und  zwar  die  Ein*Kronenstücke  unbeschränkt, 
die  Nickel*  und  Bronzemünzen  bis  zum  Betrage  von  zehn  Kronen. 

Außerdem  werden  diese  Münzen  beiderlei  Gepräges  bei  den  als 
Verwechslungskassen  beiderseits  fungierenden  Kassen  unter  den  zu  ver* 
einbarenden  und  im  Verordnungswege  festzustellenden  näheren  Bedin* 
gungen  gegen  gesetzliche  Landesmünzen  unbeschränkt  angenommen 
werden. 

Hinsichtlich  des  Privatverkehrs  wird  festgesetzt,  daß  niemand  ver* 
pflichtet  ist,  von  den  in  beiden  Staatsgebieten  ausgegebenen  Münzen  der 
Kronenwährung  mehr  als  50  Kronen  in  Ein*Kronenstücken,  mehr  als  zehn 
Kronen  in  Nickelmünzen  und  mehr  als  eine  Krone  in  Bronzemünzen  in 
Zahlung  zu  nehmen. 


-  16  - 


Diese  Bestimmungen  haben  auf  durchlöcherte  oder  sonst  auf 
andere  Weise  als  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  am  Gewicht  ver* 
ringertc,  sowie  auch  auf  verfälschte  Münzstücke  keine  Anwendung  zu 
finden. 

Kommen  verfälschte  Münzstücke  irgend  einer  Art  bei  den  Staats* 
oder  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  vor,  so  sind  dieselben  sofort,  ohne 
jeden  Ersatz,  einzuziehen  und  an  das  Münzamt  desjenigen  Staatsgebietes 
einzusenden,  in  welchem  die  Einziehung  erfolgte.  Betrifft  die  Münzver* 
fälschung  die  Prägung  des  anderen  Staatsgebietes,  so  hat  das  betreffende 
Münzamt  das  Münzamt  des  anderen  Staatsgebietes  von  dem  festgestellten 
Fälschungsfalle  in  Kenntnis  zu  setzen.  Münzen  beiderlei  Gepräges,  welche 
durchlöchert  oder  sonst  auf  andere  Weise  als  durch  den  gewöhnlichen 
Umlauf  am  Gewichte  verringert  wurden,  sind  im  Falle  ihres  Vorkommens 
bei  den  Staats*  oder  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  eines  der  beiden 
Staatsgebiete  mit  einem  Merkmale  zu  kennzeichnen,  welches  sie  aus  dem 
gesetzlichen  Umlaufe  ausschließt.  Die  Bestimmung  des  Artikels  VI  be* 
züglich  der  Landesgoldmünzen  bleibt  hievon  unberührt. 

Ein*Kronenstücke,  Nickel*  und  Bronzemünzen  der  Kronenwährung, 
welche  infolge  längerer  Zirkulation  und  Abnützung  an  Gewicht  oder  Er* 
kennbarkeit  erheblich  eingebüßt  haben,  werden  zwar  von  den  beider* 
seitigen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  in  Zahlung,  be* 
ziehungsweise  in  Verwechslung  angenommen,  dieselben  sind  jedoch  nicht 
wieder  auszugeben,  sondern  an  die  Staatszentralkasse  des  Staatsgebietes, 
in  welchem  sie  eingezogen  wurden,  abzuführen. 

Die  Münzen  des  eigenen  Gepräges  werden  sohin  von  der  betreffen* 
den  Staatszentralkasse  zur  Umprägung  an  das  Münzamt  abgegeben.  Die  , 
eingezogenen  Münzen,  welche  das  Gepräge  des  anderen  Staatsgebietes 
tragen,  werden  von  dessen  Finanzverwaltung  gegen  Ersatz  des  Nenn* 
wertes  zur  Umprägung  übernommen  werden. 

Über  die  Durchführung  dieser  Bestimmung  wird  zwischen  den 
beiden  Finanzministern  ein  Übereinkommen  geschlossen  werden. 

Artikel  XII. 

Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
RGBl.  Nr.  j  169,  ausgeprägten  Landessilbermünzen  zu  Zwei*,  Ein*  und 
1U  Gulden  österreichischer  Währung  und  die  auf  Grund  der  Gesetz* 
artikel  VII  ex  1868,  beziehungsweise  XII  ex  1869  ausgeprägten  Gulden* 
stücke  österreichischer  Währung  haben  bis  auf  weiteres  in  beiden  Staats* 
gebieten  im  gesetzlichen  Umlaufe  zu  verbleiben. 

Die  Regierungen  beider  Staatsgebiete  verpflichten  sich,  Landes* 
silbermünzen  der  österreichischen  Währung  nicht  mehr  auszuprägen, 
außer  aus  jenen  Silbermengen,  welche  sich  im  Besitze  der  beiderseitigen 
Finanzverwaltungen  befinden,  oder  von  denselben  zu  Münzzwecken  be* 
reits  erworben  worden  sind. 

Die  Feststellung  dieser  Silbermengen  wird  einverständlich  durch 
hiezu  von  den  beiden  Finanzministerien  entsendete  Beamte  geschehen. 
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Überhaupt  wird  über  die  Art  jeder  Beschaffung  von  Silber  für 
Münzzwecke  stets  ein  Einverständnis  zwischen  den  beiden  Finanzministe* 
rien  zu  erfolgen  haben. 

Insolange  die  bezeichneten  Landessilbermünzen  nicht  außer  Ver* 
kehr  gesetzt  werden,  sind  dieselben  bei  allen  Zahlungen,  welche  gesetz* 
lieh  in  Kronenwährung  zu  leisten  sind,  vön  allen  Staats*  und  den  übrigen 
öffentlichen  Kassen  beider  Staatsgebiete  und  von  Privatpersonen  in 
diesen  beiden  Staatsgebieten  anzunehmen,  und  zwar  dergestalt,  daß  ge* 
rechnet  wird: 

Das  Zwei*Guldenstück  =  4  Kronen,  das  Ein*Guldcnstück 
—  2  Kronen,  das  Viertel*Guldenstück  =  50  Hellern. 

Artikel  XIII. 

Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
RGBL  Nr.  169,  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Oktober  1860, 
RGBl.  Nr.  230,  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1868,  RGBl.  Nr.  84,  des  Ge* 
Metzes  vom  30.  März  1872,  RGBl.  Nr.  44,  des  Gesetzes  vom  16.  April  1878, 
RGBl.  Nr.  55,  des  Gesetzes  vom  26.  Februar  1881,  RGBl.  Nr,  20,  des 
Gesetzes  vom  10.  März  1885,  RGBl.  Nr.  92,  und  des  Gesetzes  vom 
10.  Juni  1891,  RGBl.  Nr.  90,  und  die  auf  Grund  der  ungarischen  Gesetz* 
artikel  VII  ex  1868,  XII  ex  1869,  XXIV  ex  1870,  VI  ex  1878,  XXIV  ex 
1879,  VII  ex  1881,  XII  ex  1885  und  XXII  ex  1891  geprägten  Silber*  und 
Kupferscheidemünzen  österreichischer  Währung  haben  in  beiden  Staats* 
gebieten  solange  im  Umlauf  zu  verbleiben,  bis  deren  Einlösung  verfügt 
werden  wird. 

Diese  Verfügung  wird  nach  zwischen  den  beiden  Regierungen  zu 
treffenden  Übereinkommen  im  Verordnungswege  im  Zusammenhange  mit 
der  Durchführung  dieses  Gesetzes  erfolgen. 

Diese  Münzen  sind  bis  dahin,  und  zwar  die  Zwanzig*Kreuzerstücke 
mit  40  Hellern,  die  Zehn*Kreuzerstücke  mit  20  Hellern,  die  Fünf*Kreuzer* 
stücke  mit  10  Hellern,  die  Kupfermünzen  zu  4  Kreuzer  mit  8  Hellern, 
die  Ein*Kreuzerstücke  mit  2  Hellern,  die  5/io*Kreuzerstücke  mit  einem 
Heller  zu  rechnen  und  nach  Maßgabe  der  für  diese  Scheidemünzen  be* 
stehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Zahlung  anzunehmen. 

Artikel  XIV. 

Der  Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  bleibt  es  vorbehalten,  die  sogenannten  Levantiner*Taler  im  Sinne 
des  Artikels  XIX  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
RGBl.  Nr.  169,  auch  weiter  auszuprägen;  dieselben  genießen  jedoch  im 
Sinne  des  §  11  des  kaiserlichen  Patentes  vom  27.  April  1858,  RGBl.  Nr.  63, 
keinen  gesetzlichen  Zahlwert. 

Artikel  XV. 

Die  Ausmünzungen  beider  Staatsgebiete ,  werden  in  den  beider* 
seitigen  General*Probierämtern  gegenseitig  geprüft. 

Zur  Durchführung  dieser  Bestimmung  wird  zwischen  den  beiden 
Finanzministern  ein  Übereinkommen  geschlossen  werden. 

2 
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Es  werden  unter  öffentlicher  Kontrolle  Gewichte  justiert,  gestern* 
pelt  und  zu  dem  Gestehungspreise,  welcher  über  getroffenes  Einverständ* 
nis  der  beiden  Finanzminister  im  Verordnungswege  festgesetzt  werden 
wird,  verkauft  werden,  welche  das  Normalgewicht  und  andere,  welche 
das  Passiergewicht  der  Landesgoldmünzen  haben  werden. 

Artikel  XVI. 

Nach  Ablauf  jeden  Monates  hat  jede  der  beiden  Regierungen  der 
anderen  einen  Ausweis  über  die  im  Laufe  desselben  vorgenommenen 
Ausmünzungen  neuer  Münzen  und  über  die  Einziehung  und  Einschmel* 
zung  alter  Münzen  mit  Angabe  der  Münzsorten,  des  Feingehaltes  und 
des  Gewichtes  mitzuteilen. 

Ebenso  werden  die  beiden  Finanzminister  alle  Gesetze  und  Ver* 
Ordnungen,  welche  zur  Regelung  des  Münzwesens  im  Sinne  des  gegen* 
wärtigen  Vertrages  ergehen  werden,  einander  mitteilen. 

Artikel  XVII. 

Die  auf  österreichische  Währung  lautenden  Papiergeldzeichen 
werden  bis  zu  ihrer  Einziehung  in  beiden  Staatsgebieten  bei  allen 
Zahlungen,  welche  gesetzlich  in  Kronenwährung  zu  leisten  sind,  von 
allen  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  von  Privatpersonen 
anzunehmen  sein,  und  zwar  dergestalt,  daß  je  ein  Gulden  österreichischer 
Währung  des  Nennwertes  des  betreffenden  Papiergeldzeichens  gleich 
zwei  Kronen  gerechnet  wird. 

Artikel  XVIII. 

Die  allgemeine  Einführung  der  obligatorischen  Rechnung  in  der 
Kronenwährung  im  Zusammenhange  mit  der  Ordnung  des  allgemeinen 
Münzverkehrs,  sowie  die  Verfügungen  in  Bezug  auf  die  nach  dem  gegen* 
wärtigen  Vertrage  im  Umlaufe  verbleibenden  Landessilbermünzen  öster* 
reichischer  Währung  zu  2,  1  und  1U  Gulden  werden  nach  den  zu  ver* 
einbarenden  Grundsätzen  im  Wege  der  beiderseitigen  Gesetzgebung  er* 
folgen.  Auch  wird  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Anwendung 
der  Kronenwährung  auf  die  Rechtsverhältnisse  vor  Einbringung  der  bc* 
treffenden  Gesetzvorlagen  ein  Einvernehmen  zwischen  den  beiderseitigen 
Regierungen  gepflogen  werden. 

Es  werden  jedoch  schon  von  dem  Zeitpunkte  an,  da  gegenwärtiger 
Vertrag  in  beiden  Staatsgebieten  in  gesetzliche  Kraft  getreten  sein  wird, 
alle  Zahlungen  bei  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  im 
Privatverkehr,  welche  gesetzlich  in  österreichischer  Währung  —  sei  es 
in  klingender  Münze  oder  nicht  —  zu  leisten  sind,  in  beiden  Staats* 
gebieten  nach  Wahl  des  Schuldners  in  Ländesgoldmünzen  der  Kronen* 
Währung  beiderlei  Gepräges  dergestalt  geleistet  werden  können,  daß  das 
Zwanzig*Kronenstück  zum  Werte  von  zehn  Gulden  österreichischer 
Währung  und  das  Zehn*Kronenstück  zum  Werte  von  fünf  Gulden 
österreichischer  Währung  gerechnet  wird. 

Dasselbe  gilt  von  den  Ein*Kronenstücken  und  den  Nickel*  und 
Bronzemünzen  der  Kronenwährung,  nach  Maßgabe  der  denselben  im 


-  19  - 


Artikel  XI  dieses  Vertrages  eingeräumten  Zahlkraft,  und  zwar  dergestalt, 
daß  das  Ein*Kronenstück  zum  Werte  von  50  Kreuzern  österreichischer 
Währung,  das  Zwanzig*Hellerstück  zum  Werte  von  10  Kreuzern  öster* 
reichischer  Währung,  das  Zehn*Hellerstück  zum  Werte  von  5  Kreuzern 
österreichischer  Währung,  das  Zwei*Hellerstück  zum  Werte  von  einem 
Kreuzer  österreichischer  Währung  und  das  Ein*Hellerstück  zum  Werte 
von  5/io  Kreuzer  österreichischer  Währung  gerechnet  wird. 

Artikel  XIX. 

Die-  Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  werden  im  geeigneten 
Zeitpunkte  im  gegenseitigen  Einvernehmen  bei  den  beiden  Legislativen 
Vorlagen  über  die  Einlösung  der  Staatsnoten  einbringen. 

Die  Kosten  der  Einlösung  dieser  eine  gemeinsame  schwebende 
Schuld  bildenden  Staatsnoten  werden  nur  bis  zum  Betrage  von  312  Mil* 
lionen  Gulden  österreichischer  Währung  gemeinsam,  und  zwar  von  den 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  mit  70  Prozent, 
von  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  mit  30  Prozent  getragen  werden. 

In  Betreff  des  Vorganges  bei  Einlösung  der  Staatsnoten  wird  schon 
gegenwärtig  vereinbart,  daß  seitens  der  beiden  Regierungen  in  erster 
Linie  die  Einlösung  der  Staatsnoten  zu  einem  Gulden  und  der  Ersatz 
derselben  durch  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  jedoch  unter  Aus* 
Schluß  von  Staatsnoten,  bewirkt  werden  soll.  Die  aus  dem  Umlaufe  ge* 
zogenen  Staatsnoten  sind  zu  vernichten  und  ist  der  Betrag  derselben 
von  dem  Staatsnotenumlaufe  von  312  Millionen  Gulden  als  getilgt  ab* 
zuschreiben. 

Über  die  Ordnung  der  Papiergeldzirkulation  sowie  bezüglich  der 
Aufnahme  der  Barzahlungen  werden  im  angemessenen  Zeitpunkte  von 
den  Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  Vereinbarungen  getroffen 
werden. 

Artikel  XX. 

Die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  haben  bis  einschließlich  Ende 
des  Jahres  1910  zu  gelten.*) 

Sollte  gegenwärtiger  Vertrag  ein  Jahr  vor  seinem  Ablaufe  seitens 
eines  der  'beiden  vertragschließenden  Teile  gekündigt  werden,  so  sind 
die  beiderseits  vertragsmäßig  geprägten  Münzen  noch  wenigstens  durch 
zwei  Jahre  entsprechend  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ver* 
träges  in  beiden  Staatsgebieten  zuzulassen.  Zugleich  verpflichten  sich 
die  beiden  Regierungen,  innerhalb  dieser  Zeit  die  Kronenwährung  nach 
dem  vertragsmäßigen  Münzfuße  und  Münzsystem  beizubehalten. 

Nach  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  ist  jeder  Teil  verpflichtet,  die 
innerhalb  des  anderen  Staatsgebietes  befindlichen  Ein*Kronenstücke, 
Nickel*  und  Bronzemünzen  der  Kronenwährung  seines  Gepräges  gegen 
gesetzliche  Landesmünzen  zurückzulösen. 

Der  Anspruch  auf  diese  Zurücklösung  erlischt  nach  Ablauf  eines 
weiteren  Jahres. 


*)  Vgl.  hiezu  S.  51. 

2* 
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Falls  gegenwärtiger  Vertrag  ein  Jahr  vor  seinem  Ablaufe  von 
keinem  der  beiden  vertragschließenden  Teile  gekündigt  wird,  so  hat  der* 
selbe  in  seiner  Gänze  auf  weitere  zehn  Jahre  in  Geltung  zu  verbleiben. 

In  diesem  Falle  treten  die  obigen  Bestimmungen  für  den  Ablauf 
der  verlängerten  Vertragsperiode  in  Kraft. 

Artikel  XXI. 

Unmittelbar  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Vertrages  werden  die 
beiden  Regierungen  die  Verhandlungen  fortsetzen,  um  über  die  all? 
gemeine  Einführung  der  obligatorischen  Rechnung  in  der  Kronenwährung 
im  Zusammenhange  mit  der  Ordnung  des  allgemeinen  Münzverkehrs, 
ferner  die  über  die  Ordnung  der  Papiergeldzirkulation,  sowie  die  bezüg* 
lieh  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  zu  erlassenden  gesetzlichen  Ver* 
fügungen  zu  vereinbaren. 

Artikel  XXII. 

Dieser  Vertrag  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung,  welcher  von 
den  beiden  Regierungen  zu  vereinbaren  sein  wird,  in  beiden  Staats* 
gebieten  in  gesetzliche  Kraft. 

Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBL  Nr.  128,  betreffend 

die  Erfüllung  von  auf  Goldgulden  lautenden  Ver' 
pflichtungen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  zu  ver* 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  h 

Zahlungsverbindlichkeiten,  welche  in  österreichischen  oder  ungari* 
sehen  Goldgulden  effektiv  zu  leisten  sind,  können  nach  Wahl  des 
Schuldners  und  nach  dem  im  Artikel  II  des  gegenwärtigen  Gesetzes  fest* 
gesetzten  Wertverhältnisse  auch  in  den  gemäß  dem  Gesetze,  wodurch 
das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
zum  Abschlüsse  eines  Münz*  und  Währungsvertrages  mit  dem  Ministe* 
rium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird,  und  dem  Ge* 
setze,  womit  die  Kronenwährung  festgestellt  wird,  geprägten  Landesgold* 
münzen  der  Kronenwährung  beiderlei  Gepräges  erfüllt  werden. 

Artikel  II. 

Bei  solchen  Zahlungen  sind,  in  Festhaltung  des  Grundsatzes  des 
§  989  ABGB.,  wonach  der  innere  Wert  des  zu  Leistenden  ungeändert  zu 
bleiben  hat,  je  42  österreichische  oder  ungarische  Goldgulden  gleich 
100  Kronen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  zu  rechnen. 
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Artikel  III. 

Diese  Bestimmungen  haben  insbesondere  auch  bei  Zollzahlungen 
Anwendung  zu  finden. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetze,  wodurch  das  Mi* 
nisterium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zum 
Abschlüsse  eines  Münz*  und  Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird,  in  Kraft. 

Artikel  V, 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Minister  der  Finan* 
zen,  der  Justiz  und  des  Handels  beauftragt. 

Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBL  Nr,  i3o,  durch  welches 
der  Finanzminister  ermächtigt  wird,  ein  Anlehen  zur 
Beschaffung  von  effektivem  Gold  behufs  der  Ausprägung 
von  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  für  Rech" 
nung  des  Staates  aufzunehmen,  und  womit  Bestimm 
mungen  über  die  Gebarung  und  Kpntrolle  hinsichtlich 
dieser  neugeprägten  Landesgoldmünzen  erlassen  werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  zu  ver* 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  Finanzministerium  wird  ermächtigt,  ein  Anlehen  mittels  Be* 
gebung  von  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1876,  RGBl.  Nr.  35,  ge* 
schaffenen,  mit  4  Prozent  in  Gold  verzinslichen  Rente*Obligationen  in 
jenem  Gesamtausmaße  aufzunehmen,  welches  erforderlich  ist,  um  in 
effektivem  Gold  einen  Betrag  von  Einhundertdreiundachtzig  Millionen 
vierhundertsechsundfünfzig  Tausend  österreichischen  Goldgulden  zu  er* 
lösen. 

Artikel  IL 

Der  erlöste  Goldbetrag  ist  sofort  in  Landesgoldmünzen  der  Kronen* 
Währung  auszuprägen. 

Artikel  III. 

Diese  Goldmünzen  sind  in  der  k.  k.  Staats*Zentralkasse  oder  im 
Auftrage  und  für  Rechnung  der  Finahzverwaltung  in  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  zur  gesonderten  Verwahrung  zu  erlegen. 
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Artikel  IV. 

Verfügungen  über  die  nach  dem  vorstehenden  Artikel  in  Ver* 
Währung  erlegten  Goldmünzen  können  nur  durch  die  Gesetzgebung  ge* 
troffen  werden. 

Artikel  V. 

Zur  Kontrolle  über  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  der  Artikel 
III  und  IV  dieses  Gesetzes  ist  die  StaatsschuldemKontrollkommission  des 
Reichsrates  berufen. 

Zu  diesem  Zwecke  übt  die  Kontrollkommission  die  Gegensperre 
über  den  Erlag  dieser  Goldmünzen. 

Die  Kommission  hat  über  die  Ausübung  ihrer  Kontrolle,  so  oft 
sie  es  angemessen  erachtet,  jedoch  alljährlich  mindestens  einmal,  einen 
besonderen  Bericht  an  den  Reichsrat  zu  erstatten. 

Artikel  VI. 

Der  Finanzminister  wird  angewiesen,  über  die  Ordnung  der  mit 
dem  Maximalbetrage  von  Einhundert  Millionen  Gulden  österreichischer 
Währung  begrenzten  schwebenden  Schuld  in  Partial*Hypothekar?Anweis 
sungen,  beziehungsweise  in  den  dieselben  in  der  Zirkulation  vertretenden 
Staatsnoten  eine  besondere  Gesetzvorlage  rechtzeitig  einzubringen. 

Artikel  VII. 

Mit  dem  Vollzuge  Mieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Kundmachung  des  k,  k.  Ministerpräsidenten  vom 
Ii.  August  1892,  RGBL  Nr.  i32,  womit  der  zwischen 
dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  König' 
reiche  und  Länder  und  dem  Ministerium  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  erfolgte  Abschluß  des  Münz' 
und  Wahrungsvertrages  bekanntgegeben  wird. 

In  Ausführung  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  127,*) 
ist  von  dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  der 
Münz*  und  Währungsvertrag  in  der  durch  das  Gesetz  festgestellten 
Fassung  abgeschlossen  Wörden.  Zugleich  wurde  im  Sinne  des  Artikels 
XXII  des  bezeichneten  Gesetzes  von  den  beiden  Regierungen  der 
11.  August  1892  als  Tag  der  Kundmachung  und  des  Beginnes  der  ge= 
setzlichen  Kraft  dieses  Vertrages  vereinbart. 


*)  Siehe  S.  11  ff. 
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Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  n.  August 
1892,  RGBl.  Nr.  i33,  wegen  Durchführung  des  Artikels 
VIII  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126, 
womit  die  Kronenwährung  festgestellt  wird  und  wegen 
Vollzuges  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  129,  betreffend  einen  Zusatz  zu  Artikel  87  der 
Statuten  der  Osterreichisclvungarischen  Bank. 

I.  Auf  Grund  des  Artikels  V  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892, 
RGBL  Nr.  127,*)  wodurcjh.  das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  zum  Abschlüsse  eines  Münz*  und  Währungs* 
Vertrages  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  er* 
mächtigt  wird,  und  im  Einvernehmen  mit  dem  königlich  ungarischen 
Finanzministerium  wird  in  Durchführung  des  Artikels  VIII  des  Gesetzes 
vom  2.  August  1892,  RGBL  Nr.  126,  die  Prägegebühr  für  die  Ausprägung 
von  Zwanzig*Kronenstücken  für  Rechnung  von  Privaten  bis  auf  weiteres 
festgesetzt,  wie  folgt: 

Das  k.  k.  Hauptmünzamt  in  Wien  hat  für  die  Ausprägung  von 
Zwanzig*Kronenstücken  für  Rechnung  von  Privatpersonen  in  allen  Fällen, 
mit  Ausnahme  der  Ausprägung  für  Rechnung  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank,  eine  Prägegebühr  von  sechs  Kronen  für  das  Kilogramm  Fein* 
gold  einzuheben.  Für  die  Ausprägung  für  Rechnung  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  wird  die  vom  k.,  k.  Hauptmünzamte  einzuhebende 
Prägegebühr  mit  vier  Kronen  für  das  Kilogramm  Feingold  bestimmt. 

II.  Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  demgemäß  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  129,  verpflichtet,  Gold* 
barren  zum  Satze  von  3276  Kronen  für  das  Kilogramm  Feingold  gegen 
Banknoten  jederzeit  einzulösen.**) 

III.  Der  Zeitpunkt,  von  welchem  angefangen  das  k.  k.  Hauptmünz* 
amt  in  Wien  die  Ausprägung  von  Zwanzig*Kronenstücken  für  Rechnung 
von  Privaten  zu  übernehmen  hat,  sowie  die  übrigen  Bedingungen,  unter 
welchen  diese  Ausprägung  zu  übernehmen  ist,  werden  besonders  kund* 
gemacht  werden. 

IV.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 


*j  Siehe  S.  11  ff. 

**)  Das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  129,  ändert  Artikel  87  der 
Statuten  der  Österreichisch* ungarischen  Bank  insoweit  ab,  als  sie  die  gesetzliche  Ver* 
pflichtung  der  Bank  zur  Einlösung  von  gesetzlichen  Goldmünzen  zum  Nennwerte 
und  Goldbarren  gernäß  dem  gesetzlichen  Münzfuße  der  Kronen  Währung  gegen  Bank* 
noten  statuiert.  Die  derzeit  geltende  Fassung  des  Artikels  87  der  Bankstatuten  nach 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  s.  S.  82. 
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Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
RGBl.  Nr.  176,  betreffend  das  wirtschaftliche  Verhältnis 
zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  die  gänzliche 
Eml  ösung  der  Staatsnoten,  die  Einführung  der  Kronen' 
Währung  als  Landeswährung,  die  Verlängerung  des 
Privilegiums  der  Österreichisch" ungarischen  Bank  und 
die  Ordnung  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen 

Gulden. 

Auf  Grund  des  §   14  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezem* 
her  1867,  RGBl.  Nr.  141,  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 


ZWEITER  TEIL. 

Gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten  und  damit 
im  Zusammenhange  stehende  Verfügungen. 

Erstes  Kapitel. 

Gänzliche   Einlösung   der   gemeinsamen  schwebenden 
Schuld  in  Staatsnoten. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari* 
sehen  Krone  folgendes  Übereinkommen  abzuschließen: 

Artikel  I. 

Auf  Grund  des  Artikels  XIX  des  Münz*  und  Währungsvertrages 
vom  11.  August  1892*)  wird  im  gegenseitigen  Einvernehmen  festgesetzt, 
daß  von  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld  von  ursprünglich  312 
Millionen  Gulden  ö.  W.  in  Staatsnoten  nunmehr  auch  der  Restbetrag 
von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.  einzulösen  ist. 

Artikel  II. 

Die  nach  §  5  des  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1867, 
RGBl.  Nr.  3  ex  1868,  und  des  ungarischen  Gesetzartikels  XV  vom  Jahre 
1867  abgeschlossenen  Übereinkommens  bestehende  Verbindung  der  Par* 
tialhypothekaranweisungen  mit  dem  Umlaufe  der  Staatsnoten  ist  mit 
dem  Tage,  an  welchem  das  gegenwärtige  Übereinkommen  abgeschlossen 
wird,  aufgehoben. 


*)  S.  11  ff. 
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Von  diesem  Tage  angefangen  dürfen  daher  die  Partialhypothekar* 
anweisungen  nicht  mehr  durch  Staatsnoten  in  der  Zirkulation  ersetzt 
werden,  ohne  daß  im  übrigen  die  von  der  österreichischen  Gesetzgebung 
festgestellte  Ordnung  dieser  schwebenden  Schuld  hiedurch  alteriert  wird. 

Insoweit  an  diesem  Tage  Partialhypothekaranweisungen  durch 
Staatsnoten  in  der  Zirkulation  ersetzt  sind,  wird  das  k.  k.  Finanzmini* 
sterium  diese  Staatsnoten  ausschließlich  auf  Kosten  der  k.  k.  Finanzver* 
waltung  aus  der  Zirkulation  ziehen  und  dieselben  einlösen. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  sonach  Staatsnoten  in  jenem  Be* 
trage  einzulösen,  in  welchem  der  an  dem  Tage,  an  dem  dieses  Überein* 
kommen  abgeschlossen  wird,  ausgewiesene  Umlauf  der  Staatsnoten  zu 
fünf  Gulden  und  zu  fünfzig  Gulden  zusammen  den  Betrag  von  112  Mil* 
lionen  Gulden  ö.  W.  übersteigt. 

Diese  Einlösung  wird  vom  k.  k.  Finanzministerium,  ohne  besondere 
Einberufung,  gegen  aridere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  unter  Ausschluß 
von  Staatsnoten,  vorgenommen  und  innerhalb  eines  Jahres,  vom  Ab* 
Schlüsse  dieses  Übereinkommens  an  gerechnet,  durchgeführt  werden. 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  die  k.  k.  Finanzverwaltung  die  Partial* 
hypothekaranweisungen  in  der  Zirkulation  ersetzenden  Staatsnoten  voll* 
ständig  eingelöst  haben  wird,  geht  die  Gebarung  der  schwebenden  Schuld 
in  Partialhypothekaranweisungen  von  dem  k.  u.  k.  Reichsfinanzministerium 
an  das  k.  k.  Finanzministerium  über. 

Auch  hört  von  diesem  Tage  angefangen  jede  Mitkontrolle  der 
ungarischen  Kontrollkommission  bezüglich  dieser  schwebenden  Schuld  auf. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  festgesetzte  Einlösung  des  Restbetrages  von 
1\2  Millionen  Gulden  ö.  W.  der  auf  gemeinsame  Kosten  einzulösenden 
Staatsnoten  hat  durch  die  Einberufung  und  Einlösung  der  Staatsnoten 
zu  fünf  Gulden  ö.  W.  mit  der  Firma  der  k.  u.  k.  Reichszentralkasse  und 
mit  dem  Datum  vom  1.  Januar  1881  und  der  Staatsnoten  zu  fünfzig 
Gulden  ö.  W.  mit  der  Firma  der  k.  u.  k.  Reichszentralkasse  und  mit  dem 
Datum  vom  1.  Januar  1884  zu  erfolgen. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Übereinkommen  abgeschlossen 
wird,  ist  die  weitere  Hinausgabe  von  Staatsnoten  durch  die  k.  u.  k.  Reichs* 
zentralkasse  eingestellt  und  der  Umlauf  der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden 
und  beziehungsweise  zu  fünfzig  Gulden  auf  jenen  Betrag  beschränkt,  in 
welchem  jede  dieser  Notenkategorien  an  diesem  Tage  in  Ausgabe  sein 
wird. 

Die  k.  u.  k.  Reichszentralkasse  hat  aber  die  Verwechslung  von  für 
den  Verkehr  unbrauchbar  gewordenen  Staatsnoten  zu  fünf  und  zu  fünfzig 
Gulden  gegen  neue  Staatsnoten  dieser  beiden  Kategorien,  nach  Maßgabe 
des  für  jede  derselben  zulässigen  Ausgabekontingents,  noch  weiterhin, 
und  zwar  insolange  fortzusetzen,  bis  diese  Verwechslung  von  dem 
k.  k.  und  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister,  im  Einvernehmen 
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mit  dem  k.  u.  k.  Rcichsfinanzministerium  im  Verordnungswege  unter? 
sagt  wird.  Die  Staatsnoten  haben,  auch  nach  dem  Zeitpunkte  der  all* 
gemein  obligatorischen  Einführung  der  Kronenwährung,  bis  zu  ihrer  Ein* 
lösung  auf  österreichische  Währung  zu  lauten. 

Die  von  der  k.  und  k.  Reichszentralkasse  in  Umlauf  gesetzten 
Staatsnoten  zu  fünf  und  zu  fünfzig  Gulden  dürfen  von  den  beiderseitigen 
und  den  k.  u.  k.  gemeinsamen  Kassen  und  Ämtern  noch  solange  in 
Zahlung  und  im  Verwechslungswege  ausgegeben  werden,  bis  die  gänz* 
liehe  Einstellung  jeder  Ausgabe  und  Verwechslung  dieser  Staatsnoten, 
von  den  beiden  Finanzministern,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k. 
Reichsfinanzministerium,  im  Verordnungswege  angeordnet  sein  wird. 

Die  Einberufung  und  Einlösung  der  im  Artikel  III  bezeichneten 
Staatsnoten  wird  von  dem  k.  k.  Finanzminister  und  von  dem  königlich 
ungarischen  Finanzminister,  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichs* 
finanzministerium,  im  Verordnungswege  angeordnet  werden,  sobald  die 
nach  Artikel  V  des  gegenwärtigen  Übereinkommens  an  Stelle  der  ein* 
zulösenden  Staatsnoten  in  den  Verkehr  zu  setzenden  Zirkulationsmittel 
hergestellt  sein  werden. 

In  derselben  Verordnung  ist  zugleich  festzusetzen,  in  welchem  Zeit* 
punkte  die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme  dieser 
Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  erlischt  und  bis  zu  welchem  Zeitpunkte 
diese  Staatsnoten  noch  bei  den  sämtlichen  beiderseitigen  Staatskassen 
und  Ämtern  sowie  bei  den  k.  u.  k.  gemeinsamen  Kassen  und  Ämtern 
als  Zahlung  angenommen  werden. 

In  derselben  Verordnung  sind  ferner  diejenigen  Kassen  anzugeben, 
welche  zur  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  in  Verwechslung 
gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  berufen  sind. 

Der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  bestehende  allgemeine  Verpflich* 
tung  zur  Annahme  dieser  Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  erlischt,  muß  "auf 
einundeinhalb  Jahre,  der  Zeitpunkt,  bis  zu  wrelchem  diese  Staatsnoten 
bei  den  sämtlichen  beiderseitigen  Staatskassen  und  Ämtern  und  bei  den 
k.  u.  k.  gemeinsamen  Kassen  und  Ämtern  als  Zahlung  anzunehmen 
sind,  auf  zwei  Jahre  nach  dem  Tage  der  Kundmachung  dieser  Ver* 
Ordnung  festgesetzt  werden. 

Der  letzte  Termin  zur  Einlösung  durch  die  hiezu  berufenen  Kassen 
ist  mit  Ablauf  des  sechsten  Jahres  nach  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  festzusetzen. 

Mit  Ablauf  dieses  letzten  Termines  ist  jede  Verpflichtung  des 
Staates  zur  Einlösung  dieser  Staatsnoten  erloschen. 

Artikel  V. 

Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und 
zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  findet  gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel, 
jedoch  unter  Ausschluß  von  Staatsnoten,  statt.  An  Stelle  der  eingelösten 
Staatsnoten  sind  keine  Staatsnoten  mehr  auszugeben. 

Zum  Ersätze  der  im  Restbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W. 
auf  gemeinsame  Kosten  einzulösenden  Staatsnoten  in  der  Zirkulation 
werden  die  k.  k.  Regierung  und  die  königlich  ungarische  Regierung  für 
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64  Millionen  Kronen  gleich  32  Millionen  Gulden  ö.  W.  Silbermünzen 

der  Kronenwährung  zu  fünf  Kronen  ausgeben  und  mit  der  Österreichisch* 

ungarischen  Bank  ein  Übereinkommen  wegen  Ausgabe  von  Banknoten 

zu  zehn  Kronen  im  Betrage  von  160  Millionen  Kronen  gleich  80  Millionen 

Gulden  ö.  W.  abschließen. 

Die  Bestimmungen  über  die  auszugebenden  Silbermünzen  zu  fünf 

Kronen  und  Banknoten  zu  zehn  Kronen  werden  besonders  vereinbart 

werden.  ■  • 

Artikel  VI. 

Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  zu  fünf  und  fünfzig 
Gulden  wird  von  dem  k.  k.  und  dem  königlich  ungarischen  Finanz* 
minister  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank  übertragen  werden. 

Im  Zusammenhange  damit  wird  auch  die  Hinausgabe  der  Silber* 

münzen  zu  fünf  Kronen  durch  die  Österreichisch*ungarische  Bank  vor* 

genommen  werden.  . 

*  Artikel  VII. 

Die  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  eingelösten  und  un* 
brauchbar  gemachten  Staatsnoten  sind  von  derselben,  unter  Intervention 
des  k.  u.  k.  Reichsfinanzministeriums,  zu  vernichten. 

Die  vom  k.  k.  Finanzministerium  gemäß  Artikel  II  eingelösten  und 
unbrauchbar  gemachten  Staatsnoten  sind  an  das  k.  u.  k.  Reichsfinanz* 
ministerium  ■  abzuliefern,  durch  welches  dieselben  der  Vernichtung  zu* 
geführt  werden. 

Das  k.  k.  Finanzministerium,  sowie  das  königlich  ungarische  Finanz* 
ministerium  werden  berechtigt  sein,  bei  der  Vernichtung  der  eingelösten 
Staatsnoten  durch  hiezu  entsendete  Beamte  zu  intervenieren. 


Artikel  VIII. 

Über  die  vom  k.  k.  Finanzministerium  im  Sinne  des  Artikels  II 
dieses  Übereinkommens  vorzunehmende  Einlösung  ist  eine  besondere 
Rechnung  zu  führen  und  diese  Einlösung  besonders  nachzuweisen. 

Die  im  Sinne  des  Artikels  II  von  dem  k.  k.  Finanzministerium  ein* 
gelösten  Staatsnoten  sind  nach  vollzogener  Vernichtung  sofort  von  dem 
Betrage  der  ausgegebenen  Staatsnoten,  welche  Partialhypothekaranwei* 
sungen  in  der  Zirkulation  ersetzen,  als  getilgt  abzuschreiben  und  auszu* 
weisen. 

Ebenso  ist  über  die  im  Sinne  des  Artikels  III  dieses  Uberein* 
kommens  auf  gemeinsame  Kosten  vorzunehmende  Einlösung  von  Staats* 
noten  im  Restbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.  eine  besondere 
Rechnung  zu  führen  und  auch  diese  Einlösung  besonders  nachzuweisen. 

Die  im  Sinne  des  Artikels  III  eingelösten  Staatsnoten  sind  nach 
vollzogener  Vernichtung  sofort  von  dem  auf  gemeinsame  Kosten  einzu* 
lösenden  Betrage  der  schwebenden  Schuld  in  Staatsnoten  (Artikel  XIX 
des  Münz*  und  Währungsvertrages)  als  getilgt  abzuschreiben  und  auszu* 
weisen. 

Der  Betrag  der  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Überein* 
kommen  abgeschlossen  wird,  zur  Ausgabe  gelangten  und  bis  zum  Ab* 
laufe   des  letzten  Einlösungstermines   zur  Einlösung  nicht  gebrachten 
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Staatsnoten  zu  fünf,  beziehungsweise  zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  ist  nach 
dem  Ablaufe  des  letzten  Einlösungstermines  von  dem  auf  gemeinsame 
Kosten  einzulösenden  Betrage  der  schwebenden  Schuld  in  Staatsnoten 
als  getilgt  abzuschreiben. 

Bis  zu  dieser  Abschreibung  als  Tilgung  ist  bezüglich  der  Staats* 
noten  zu  fünf  Gulden  und  zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  fortlaufend  je  eine 
besondere  Rechnung  zu  führen  und  nachzuweisen,  welcher  Betrag  dieser 
Staatsnoten  bereits  eingelöst  und  vernichtet  wurde  und  welcher  Betrag 
von  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  noch  im 
Umlaufe  ist. 

Artikel  IX. 

Über  die  Kosten  der  Einlösung  der  auf  gemeinsame  Kosten  einzu* 
lösenden  Staatsnoten  im  Restbetrage  von  112  Millionen  Gulden  ö.  W.,  wel* 
che  von  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  mit  70%, 
von  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  mit  30%  getragen  werden  (Ar* 
tikel  XIX  des  Münz?  und  Währungsvertrages)*),  wird  zwischen  den  beiden 
Finanzministerien  auf  Grund  der  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank, 
beziehungsweise  von  dem  k.  u.  k.  Reichsfinanzministerium  gegebenen 
Nachweisungen  abgerechnet  werden. 

Sollte  sich  nach  Ablauf  des  letzten  Einlösungstermines  der  fünf 
Gulden*,  beziehungsweise  fünfzig  Gulden*Staatsnoten  herausstellen,  daß 
ein  Teil  der  ausgegebenen  Staatsnoten  zur  Einlösung  nicht  gebracht 
wurde,  so  wird  die  durch  die  Abschreibung  dieser  ausgegebenen  und  zur 
Einlösung  nicht  gebrachten  Staatsnoten  als  getilgt  (Artikel  VIII)  er* 
wachsende  Ersparnis  mit  70%  den  im  Reichsrate  vertretenen  König* 
reichen  und  Ländern  und  mit  30%  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
zukommen. 

Artikel  X. 

Die  wegen  Durchführung  dieses  Übereinkommens  mit  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  zu  treffenden  Vereinbarungen  werden  von 
dem  k.  k.  und  von  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  im  Einver* 
nehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichsfinanzministerium  zugleich  mit  dem  Über* 
einkommen  wegen  der  Ausgabe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen  (Ar* 
tikel  V)  abgeschlossen  werden. 

Artikel  XI. 

Die  Kontrolle  über  die  durch  dieses  Übereinkommen  geordnete 
Durchführung  der  gänzlichen  Einlösung  der  Staatsnoten  wird  von  der 
zur  Kontrolle  der  Gebarung  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld  durch 
das  Gesetz  vom  10.  Juni  1868,  RGBl.  Nr.  53,  beziehungsweise  von  der 
durch  den  ungarischen  Gesetzartikel  XLVI  vom  Jahre  1868  eingesetzten 
Kontrollkommission  gemäß  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  geübt. 

Artikel  XII. 

In  Ausführung  des  Artikels  XIX  des  Münz*  und  Währungsvertrages 
wird  vereinbart,  daß,  sobald  im  Sinne  des  Artikels  IV  des  gegenwärtigen 


*)  Siehe  S.  19. 
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Übereinkommens  die  bestehende  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme 
der  Staatsnoten  zu  fünf  Gulden  und  zu  fünfzig  Gulden  ö.  W.  an  Zahlungs* 
statt  erloschen  sein  wird,  von  jedem  der  beiden  Ministerien  eine  be* 
sondere  Schlußfassung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen  über  die  Frage 
der  gesetzlich  auszusprechenden  Aufnahme  der  Barzahlungen  veranlaßt 
werden  wird. 

Zweites  Kapitel. 
Ausprägung  von  Fünf>Kronenstücken. 

Artikel  I. 

Außer  den  im  Artikel  XI  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  126,*)  womit  die  Kronenwährung  festgestellt  wird,  genannten  Münzen 
der  Kronenwährung  werden  an  Silbermünzen  auch  Fünf^Kronenstücke 
ausgeprägt. 

Artikel  II. 

Die  Fünf=Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von 
907iooo  Silber  und  100/1000  Kupfer  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramm  Münzsilber  werden  412/3  Fünf*Kronenstücke 
ausgebracht.  Es  wird  demnach  das  Fünf*Kronenstück  das  Gewicht  von 
24  Gramm  haben. 

Bei  der  Ausprägung  derselben  muß  das  Normalgewicht  und'-  der 
Normalgehalt  eingehalten  werden.  Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei 
den  einzelnen  Stücken  nicht  eingehalten  werden  kann,  wird  eine  Ab* 
weichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte  3/iooo 
und  im  Gewichte  5/iooo  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  III. 

Die  Fünf^Kronenstücke  werden  auf  der  Aversseite  Mein  Brustbild, 
auf  der  Reversseite  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Wertbezeichnung 
5  Cor.    sowie  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung  tragen. 

Die  Umschrift  hat,  in  angemessener  Abkürzung  zu  lauten:  „Fran* 
ciscus  Josephus  I.  D.  G.  Imperator  Austriae,  Rex  Bohemiae,  Galiciae, 
Illyriae,  etc.  et  Apostolicus  Rex  Hungariae." 

Der  Rand  wird  glatt  sein  und  in  vertiefter  Schrift  die  Worte 
„Viribus  unitis"  enthalten. 

Der  Durchmesser  der  Fünf=Kronenstücke  wird  36  Millimeter  be* 
tragen. 

Artikel  IV. 

Die  Ausprägung  der  Fünf^Kronenstücke  erfolgt  nur  für  Rechnung 
des  Staates. 

Es   sind  für  44,800.000  Kronen  Fünf^Kronenstücke  auszuprägen. 
Im  Verordnungswege  wird  bestimmt  werden,  in  welchen  Terminen 
die  Ausprägung  und  Hinausgabe  der  Fünf=Kronenstücke  stattzufinden  hat, 


*)  Siehe  S.  7,  d.  s.  Münzen  zu  1  Krone  sowie  zu  20,  10,  2  und  1  Heller. 
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Artikel  V. 

Die  in  dem  Artikel  XIX  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  126,  bezüglich  der  Ein*Kronenstücke  getroffenen  Bestimmungen*) 
haben  bezüglich  der  Fünf*Kronenstücke  mit  der  Abänderung  zu  gelten,  daß 
hinsichtlich  des  Privatverkehrs  festgesetzt  wird,  daß  niemand  verpflichtet 
ist,  Fünf*Kronenstücke  im  Betrage  von  mehr  als  zweihundertfünfzig 
Kronen  in  Zahlung  zu  nehmen. 

Die  im  Artikel  XX  des  genannten  Gesetzes  bezüglich  der  Ein* 
Kronenstücke  getroffenen  Bestimmungen  haben  auch  bezüglich  der  Fünf* 
Kronenstückc  zu  gelten. 

Ebenso  können,  im  Sinne  des  Artikels  XXIV  dieses  Gesetzes,  alle 
Zahlungen  bei  Staats*  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  im  Privat* 
verkehr,  welche  gesetzlich  in  österreichischer  Währung  —  sei  es  in 
klingender  Münze  oder  nicht  —  zu  leisten  sind,  von  dem  Zeitpunkte  an, 
da  die  gegenwärtige  kaiserliche  Verordnung  in  Kraft  treten  wird,  nach 
Wahl  des  Schuldners  und  nach  Maßgabe  der  den  Fünf*Kronenstückcn 
eingeräumten  Zahlkraft  auch  in  diesen,  und  zwar  dergestalt  geleistet 
werden,  daß  das  Fünf*Kronenstück  zum  Werte  von  2  fl.  50  kr.  ö.  W.  gc* 
rechnet  wird. 

Drittes  Kapitel. 

Additionalvertrag  zum  Münz'  und  Währungsvertrage 
in  Betreff  der  Ausprägung  von  Fünf'Kronenstücken. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 

Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen 

Krone  folgenden  Additionalvertrag  zum  Münz*  und  Währungsvertrage 

abzuschließen:  . 

Artikel  I. 

Außer  den  im  Artikel  VIII  des  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten 
bestehenden  Münz*  und  Währungsvertrages  (Gesetz  vom  2.  August  1892, 
RGBl.  Nr.  127,  und  ungarischer  Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1892) 
genannten  Münzen  der  Kronenwährung**)  werden  an  Silbermünzen  auch 
Fünf*Kronenstücke  ausgeprägt. 

Die  Fünf*Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von  900/iooo 
Silber  und  100/iooo  Kupfer  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramm  Münzsilber  werden  412/3  Fünf*Kronenstücke 
ausgebracht.  Es  wird  demnach  das  Fünf*Kronenstück  das  Gewicht  von 
24  Gramm  haben. 

Bei  der  Ausprägung  derselben  muß  das  Nörmalgewicht  und  der 
Normalgehalt  eingehalten  werden.  Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei 
den  einzelnen  Stücken  nicht  eingehalten  werden  kann,  wird  eine  Ab* 
weichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet,  welche  im  Feingehalte  3/iooo 
und  im  Gewichte  5/iooo  nicht  übersteigen  darf. 


*)  Siehe  S.  9. 

**)  Siehe  S.  14;  die  in  diesem  Artikel  genannten  Münzen  sind  dieselben  wie  die  in 
Art.  XI  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  126  genannten  (siehe  die  Fußnote  S.  29). 
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Der  Durchmesser  der  Fünf*Kronenstücke  wird  36  Millimeter  be* 
tragen. 

Artikel  II. 

Die  Ausprägung  der  Fünf*Kronenstücke  findet  in  beiden  Staats* 
gebieten  nur  für  Rechnung  des  betreffenden  Staates  statt. 

Von  den  in  beiden  Staatsgebieten  zunächst  insgesamt  zu  prägen* 
den  64  Millionen  Kronen  dieser  Münze  werden  in  den  im  Reichsrate  ver* 
tretenen  Königreichen  und  Ländern  44,800.000  Kronen  und  in  den  Län* 
dern  der  ungarischen  Krone  19,200.000  Kronen  ausgeprägt. 

Die  Ausprägung  der  vorbezeichneten  Kontingente  wird  von  den 
beiden  Finanzministern  sofort  nach  dem  Abschlüsse  dieses  Additional* 
Vertrages  eingeleitet  und  muß  beiderseits  spätestens  innerhalb  eines  Jahres 
zu  Ende  geführt  sein. 

Der  Zeitpunkt,  in  welchem  mit  der  Hinausgabe  zu  beginnen  ist, 
wird  von  den  beiden  Finanzministern  vereinbart  und  im  Verordnungs* 
wege  bestimmt  werden. 

Artikel  III. 

Zum  Zwecke  der  Ausprägung  der  vorbezeichneten  Kontingente 
von  Fünf*Kronenstücken  wird  von  beiden  Finanzministern  ein  Betrag  von 
zusammen  32  Millionen  Gulden  ö.  W.  in  Silberguldenstücken  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  gegen  Einzahlung  des  gesetzlichen 
Gegenwertes  in  Zwanzig*Kronenstücken,  und  zwar  von  dem  k.  k.  Finanz* 
minister  der  Betrag  von  22*4  Millionen  Gulden  und  von  dem  königlich 
ungarischen  Finanzminister  der  Betrag  von  9'6  Millionen  Gulden  über* 
nommen. 

Der  Vorgang  hinsichtlich  dieser  Übernahme  wird  in  dem  in  Be* 
treff  der  Golderläge  bei  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zwischen 
den  beiderseitigen  Ministerien  abzuschließenden  Übereinkommen  ver* 
einbart. 

Die  von  den  beiden  Finanzministerien  übernommenen  Ein*Gulden* 
stücke  werden  von  denselben  sofort  den  betreffenden  Münzämtern  als 
Münzgut  überwiesen. 

Artikel  IV. 

Die  in  dem  Artikel  XI  des  Münz*  und  Währungsvertrages  (Gesetz 
vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  127,  und  ungarischer  Gesetzartikel  XVIII 
vom  Jahre  1892)  bezüglich  der  Ein*Kronenstücke  getroffenen  Bestimmun* 
gen  haben  bezüglich  der  Fünf*Kronenstücke  mit  der  Abänderung  zu 
gelten,  daß  hinsichtlich  des  Privatverkehrs  festgesetzt  wird,  daß  niemand 
verpflichtet  ist,  von  den  in  beiden  Staatsgebieten  ausgegebenen  Fünf* 
Kronenstücken  mehr  als  zweihundertfünfzig  Kronen  in  Zahlung  zu 
nehmen. 

Die  in  den  Artikeln  XV,  XVI  und  XX  des  genannten  Vertrages 
bezüglich  der  Ein*Kronenstücke  getroffenen  Bestimmungen  sowie  die  im 
fünften  Alinea  des  Artikels  IV  hinsichtlich  der  Ausstattung  der  Münzen 
der  Kronenwährung  getroffene  Bestimmung  haben  auch  bezüglich  der 
Fünf*Kronenstücke  zu  gelten. 
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Ebenso  können,  im  Sinne  des  Artikels  XVIII  des  Münz*  und 
Währungsvertrages,  alle  Zahlungen  bei  Staats*  und  den  übrigen  öffent* 
liehen  Kassen  und  im  Privatverkehr,  welche  gesetzlich  in  österreichischer 
Währung  —  sei  es  in  klingender  Münze  oder  nicht  —  zu  leisten  sind,  in 
beiden  Staatsgebieten  nach  Wahl  des  Schuldners  und  nach  Maßgabe  der 
den  Fünf^Kronenstücken  eingeräumten  Zahlkraft  auch  in  diesen,  und 
zwar  dergestalt  geleistet  werden,  daß  das  Fünf^Kronenstück  zum  Werte 
von  2fl.  50  kr.  ö.  W.  gerechnet  wird. 

Viertes  Kapitel. 

Ausgabe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen  durch  die 
Osterreichisclvungarische  Bank. 

Das  Ministerium  der  im  Rcichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  folgendes  Übereinkommen  abzuschließen:*) 


DRITTER  TEIL. 
Einführung  der  Kronenwährung  als  Landeswährung. 

A.  Die  Einführung  der  allgemein  obligatorischen 
Rechnung  in  der  Kronenwährung. 

§  h 

Die  mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126,  fest* 
gestellte  Kronenwährung  tritt  vom  1.  Jänner  1900  angefangen  als  aus* 
sehließliche  gesetzliche  Landeswährung  an  die  Stelle  der  bisherigen  öster* 
reichischen  Währung. 

§  2. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  ist  der  Staatshaushalt  sowie  jeder  andere 
öffentliche  Haushalt  in  der  Kronenwährung  zu  führen,  und  es  hat  die 
gesamte  Verrechnung  der  Staats*  und  der  übrigen  öffentlichen  Kassen 
und  Ämter  in  der  Kronenwährung  zu  erfolgen. 

Die  für  die  Zollbemessung  und  Zollzahlung  bestehenden  Vor* 
Schriften  bleiben  von  dieser  Anordnung  unberührt;  die  Verrechnung  im 
Zollgefälle  ist  jedoch  in  der  Kronenwährung  vorzunehmen. 

§  3. 

Vom  selben  Tage  an  sind  alle  Bücher  und  Rechnungen  der  unter 
besonderer    öffentlicher    Aufsicht    stehenden    oder    zur  öffentlichen 

*)  Die  in  diesem  Übereinkommen  getroffenen  Vereinbarungen  erscheinen 
gemäß  dem  Gesetze  vom  8.  August  1911,  RGBl.  Nr.  157,  3.  Abschnitt,  Artikel  VI, 
Punkt  I  (siehe  S.  48)  aufgehoben. 
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Rechnungslegung  verpflichteten  oder  öffentlichen  Zwecken  dienenden 
Körperschaften,  Fonde,  Vereine  und  Anstalten,  namentlich  der  Banken, 
Geld?  und  Kreditanstalten,  Eisenbahn*  und  Schiffahrtsunternehmungen 
u.  dgl.  in  der  Kronenwährung  zu  führen. 

§  4. 

Für  die  Durchführung  der  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  haben 
die  vorgesetzten  Behörden  durch  die  gesetzlich  »zulässigen  Verwaltungs* 
maßregeln  zu  sorgen. 

Zu  diesem  Behufe  ist  die  Regierung  insbesondere  ermächtigt,  die 
Verfügung  zu  treffen,  daß  die  statutarischen  Bestimmungen  von  Körper* 
schatten,  Fonden,  Vereinen  und  Anstalten  (§  3)  mit  der  allgemein  obli* 
gatorischen  Rechnung  in  der  Kronenwährung  in  Einklang  gebracht 
werden. 

Für  die  Österreichisch*ungarische  Bank  sind  die  nötigen  Anordnun* 
gen  im  ersten  Kapitel  des  IV.  Teiles  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
getroffen. 

§  5. 

Die  in  bestehenden  Gesetzen  oder  Vorschriften  enthaltenen,  auf 
österreichische    Währung    sich    beziehenden    Bestimmungen  sind  vom 

1.  Jänner  1900  an  nach  dem  im  Gesetze  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  126,  aufgestellten  Wertverhältnisse,  nach  welchem  ein  Gulden  öster* 
reichischer  Währung  gleich  zwei  Kronen  und  ein  Kreuzer  österreichischer 
Währung  gleich  zwei  Hellern  zu  rechnen  ist,  in  der  Kronenwährung  zu 
verstehen. 

Die  in  bestehenden  Gesetzen  oder  Vorschriften  enthaltenen,  auf 
Konventionsmünze  oder  eine  andere  Währung,  deren  Verhältnis  zur 
österreichischen  Währung  gesetzlich  festgestellt  ist,  sich  beziehenden 
Bestimmungen  sind  von  dem  angegebenen  Zeitpunkte  an  in  der  Kronen* 
Währung  nach  dem  Wertverhältnisse  zu  verstehen,  welches  sich  aus  den 
§§  5  und  9  des  kaiserlichen  Patentes  vom  27.  April  1858,  RGBl.  Nr.  63, 
beziehungsweise  dem  dritten  Absätze  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
27.  April  1858,  RGBl.  Nr.  64,  in  Verbindung  mit  dem  Gesetze  vom 

2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126,  ergibt. 

§  6. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  sind  Geldbeträge  in  Gesetzen,  in  Ver* 
Ordnungen  und  öffentlichen  Bekanntmachungen,  in  Verfügungen  und 
Aufträgen  von  Staats*  oder  anderen  öffentlichen  Behörden  und  Ämtern 
sowie  in  Beschlüssen  öffentlicher  Körperschaften  nur  in  der  Kronen* 
Währung  festzusetzen. 

Diese  Bestimmung  hat  dann  keine  Anwendung  zu  finden,  wenn  es 
sich  um  einen  Geldbetrag  handelt,  welcher  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
in  einer  bestimmten  Münzsorte  oder  in  einer  anderen  als  der  Landes* 
Währung  zu  leisten  ist. 

Andere  Ausnahmen  von  der  im  ersten  Absätze  getroffenen  Bestim* 
mung  sind  nur  aus  besonderen  Gründen  zulässig  und  bedürfen,  soweit 
es  sich  nicht  um  Gesetze  handelt,  der  Genehmigung  der  Regierung. 
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§  7. 

In  allen  gerichtlich  oder  notariell  aufgenommenen,  sowie  in  sonstig 
gen  öffentlichen  Urkunden  zivilrechtlichen  Inhaltes,  welche  über  Geld* 
betrage  ausgestellt  werden,  sowie  in  allen  zu  Geldbeträgen  verurteilen; 
den  Erkenntnissen,  auch  wenn  das  betreffende  Klagebegehren  oder  Ge- 
such vor  dem  1.  Jänner  1900  angebracht  worden  ist,  sind  die  Geldbeträge 
vom  1.  Jänner  1900  an  in  der  Kronenwährung  auszudrücken. 

Die  ursprünglich  *in  einer  anderen  Währung  oder  in  einer  be* 
stimmten  Münzsorte  angegebenen  Geldbeträge  oder  begründeten  Ver* 
bindlichkeiten  sind  jedoch  nach  den  in  §  5  angeführten  Wertverhältnissen 
in  der  Kronenwährung  und  zugleich  in  der  betreffenden  Währung,  be< 
ziehungsweise  Münzsorte  auszudrücken,  wenn  das  Verhältnis  der  bc? 
treffenden  Währung,  beziehungsweise  Münzsorte  zur  Kronenwährung 
gesetzlich  festgestellt  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  finden  keine  Anwendung 
hinsichtlich  derjenigen  Geldbeträge  und  Verbindlichkeiten,  welche  kraft 
gesetzlicher  Vorschrift  in  einer  anderen  als  der  Landeswährung  oder  in 
einer  bestimmten  Münzsorte  zu  leisten  sind,  ferner  hinsichtlich  aller 
Geldbeträge  und  Verbindlichkeiten,  welche  auf  eine  Münzsorte  oder 
Währung  lauten,  wofür  ein  gesetzliches  Verhältnis  zur  Kronenwährung 
nicht  festgestellt  ist. 

Q.  Die  Ordnung  des  allgemeinen  Münz  Verkehres. 

§  8. 

Die  Münzen  der  Kronenwährung  sind  nach  Maßgabe  der  den> 
selben  durch  das  Gesetz  eingeräumten  Zahlkraft  bei  allen  Zahlungen, 
an  eiche  in  Landeswährung  erfolgen,  anzunehmen. 

§  9. 

An  Stelle  der  Münzen  der  Kronenwährung  sind  die  Ein*Gulden; 
stücke  der  österreichischen  Währung,  insolange  dieselben  nicht  gesetzlich 
außer  Verkehr  gesetzt  werden,  bei  allen  Zahlungen  unbeschränkt  anzw 
nehmen;  hiebei  ist  das  Ein^Guldenstück  gleich  zwei  Kronen  zu  rechnen 
(Artikel  X  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126). 

§  10. 

Die  Bestimmungen  der  §§  8  und  9  haben  in  Gemäßheit  des  zwi= 
sehen  dem  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  abge* 
schlossenen  Münz*  und  Währungsvertrages  (Gesetz  vom  2.  August  1892, 
RGBl.  Nr.  127,  und  Kundmachung  vom  11.  August  1892,  RGBl.  Nr.  132) 
für  die  Münzen  ungarischen  Gepräges  Anwendung  zu  finden. 

§  11. 

Den  als  Handelsmünze  ausgeprägten  Dukaten  sowie  den  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870,  RGBl.  Nr.  22,  ausgeprägten 
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Goldmünzen  zu  acht  und  zu  vier  Gulden  und  den  als  Handelsmünze 
ausgeprägten  sogenannten  Levantiner  Talern  kommt  gesetzliche  Zahl* 
kraft  an  Stelle  der  Münzen  der  Kronenwährung  nicht  zu. 

§  12. 

Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  und  dem  Eisenbahnminister  allgemein  oder  für  be* 
stimmte  Gebietsteile  zu  untersagen,  daß  ausländische  Münzen  oder 
sonstige  ausländische  Zahlungsmittel  in  Zahlung  oder  an  Zahlungs* 
statt  gegeben  oder  genommen  werden. 

Ein  solches  Verbot  sowie  dessen  Aufhebung  muß  im  Reichsgesetz* 
blatte  kundgemacht  werden.  Das  Verbot  darf  nicht  vor  Ablauf  von  vier 
Wochen  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  treten. 

Die  gewohnheitsmäßige  oder  gewerbsmäßige  Übertretung  eines 
solchen  Verbotes  wird  von  den  Gerichten  als  Übertretung  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen  oder  mit  Arrest  bis  zu  einem  Monat 
bestraft. 

§  13. 

Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  und  dem  Eisenbahnminister  an  Stelle  der  Münzen  der 
Kronenwährung  auch  andere  Münzen  inländischen  Gepräges  oder  Mün* 
zen  ausländischen  Gepräges,  sowie  andere  Zahlungsmittel  bei  allen  oder 
bei  besonders  zu  benennenden  Staats*  und  öffentlichen  Kassen  zur 
Zahlung  zuzulassen.  Eine  solche  Zulassung  muß  im  Reichsgesetzblatte 
kundgemacht  und  in  der  Kundmachung  zugleich  der  Wert  angegeben 
werden,  zu  welchem  diese  Münzen  oder  Zahlungsmittel  an  Stelle  der 
Münzen  der  Kronenwährung  von  den  Kassen  anzunehmen  sind. 

C.  Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  Kronen' 
Währung  auf  die  Rechtsverhältnisse. 

§  14. 

Rechtsgeschäfte,  welche  vom  1.  Jänner  1900  an  geschlossen  wer? 
den,  sind,  wenn  keine  bestimmte  Währung  benannt  ist,  in  der  Kronen* 
Währung  zu  verstehen,  soferne  nicht  die  Absicht,  sich  einer  anderen 
Währung  zu  bedienen,  nachgewiesen  wird. 

§  15. 

Alle  vor  dem  1.  Jänner  1900  rechtlich  begründeten  und  in  öster* 
reichischer  Währung  erfüllbaren  Verbindlichkeiten  sind  von  dem  be* 
zeichneten  Tage  an  in  der  Kronenwährung  zahlbar,  und  zwar  dergestalt, 
daß  ein  Gulden  österreichischer  Währung  gleich  zwei  Kronen  und  ein 
Kreuzer  österreichischer  Währung  gleich  zwei  Hellern  gerechnet  wird. 

Beruhen  solche  Verbindlichkeiten  auf  einem  vor  dem  1.  Novem* 
ber  1858  begründeten  Rechtstitel  und  beziehen  sie  sich  auf  eine  Währung, 
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deren  Verhältnis  zur  österreichischen  Währung  gesetzlich  festgestellt  ist, 
so  sind  dieselben  nach  den  Bestimmungen  der  §§  5  und  9  des  kaiserlichen 
l  atentes  vom  27.  April  1858,  RGBl.  Nr.  63,  beziehungsweise  des  dritten 
Absatzes  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  April  1858,  RGBl.  Nr.  64, 
in  der  österreichischen  Währung  zu  berechnen  und  sohin  nach  dem  obi* 
gen  Maßstabe  in  der  Kronenwährung  zahlbar. 

Verbindlichkeiten,  welche  infolge  gesetzlicher  Bestimmung,  ver* 
tragsmäßiger  Verpflichtung  oder  sonstiger  Privatwillenserklärung  in  klin* 
gender  Münze  oder  in  einer  bestimmten  Sorte  der  auf  Grund  der  kaiser* 
liehen  Patente  vom  19.  September  1857,  RGBl.  Nr.  169,  und  vom  27.  April 
1858,  RGBl.  Nr.  63,  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  österreichischer 
Währung  in  Geltung  gestandenen  Silbermünzen  zu  leisten  waren,  sind 
auch  fortan  in  klingender  Münze,  und  zwar  unter  Zugrundelegung  des 
im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  angegebenen  Umrechnungsmaß; 
Stabes  zahlbar. 

§  16. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  begründete,  auf  österreichische  Währung 
lautende  Verbindlichkeiten  unterliegen  gleich  den  vor  dem  1.  Jänner  1900 
begründeten  Verbindlichkeiten  in  Rücksicht  ihrer  Umrechnung  und  Zahl* 
barkeit  den  Bestimmungen  des  §  15,  Absatz  1  und  3. 

§  17. 

Die  vor  dem  1.  Jänner  1900  begründeten,  in  einer  bestimmten, 
im  dritten  Absätze  des  §  15  nicht  benannten  Münzsorte  oder  in  einer  aus* 
ländischen  Währung,  und  zwar  effektiv,  zu  leistenden  Verbindlichkeiten 
werden  durch  diese  kaiserliche  Verordnung  nicht  berührt. 

§  18. 

Vom  1.  Jänner  1900  an  begründete,  in  einer  bestimmten,  im  dritten 
Absätze  des  §  15  nicht  benannten  Münzsorte  oder  in  einer  ausländischen 
Währung,  und  zwar  effektiv,  zu  leistende  Verbindlichkeiten  sind  in  der 
bestimmten  Münzsorte,  beziehungsweise  ausländischen  Währung  effektiv 
zu  erfüllen. 

§  19. 

Die  auf  eine  bestimmte,  im  dritten  Absätze  des  §  15  nicht  be* 
nannte  Münzsorte  oder  auf  eine  ausländische  Währung  lautenden,  nach 
den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  jedoch  nicht  in  dieser 
Münzsorte,  beziehungsweise  Währung  effektiv  zu  leistenden  Verbindlich* 
keiten  sind,  gleichviel  ob  sie  vor  oder  nach  dem  1.  Jänner  1900  begründet 
wurden,  von  diesem  Zeitpunkte  an  in  Gemäßheit  der  bestehenden  ge* 
setzlichen  Bestimmungen,  unter  Zugrundelegung  des  im  ersten  Absätze 
des  §  15  angegebenen  Umrechnungsmaßstabes,  zu  erfüllen. 

Insoferne  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die 
Bewertung  einer  auf  Silbermünzen  lautenden  Verbindlichkeit  nach  dem 
inneren  Werte  (Metallwerte)  dieser  Silbermünzen  stattzufinden  hat,  ist 
der  Wertberechnung  in  der  Kronenwährung  der  Marktpreis  des  Silbers 
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in  dem  für  die  Bewertung  maßgebenden  Zeitpunkte  zugrunde  zu  legen 
und  die  Verbindlichkeit  nach  dem  berechneten  Werte  in  der  Kronen* 
Währung  zahlbar. 

§  20. 

Bei  der  Umrechnung  in  die  Kronenwährung  und  bei  Berechnungen 
in  der  Kronenwährung  sind  Bruchteile  zu  einem  Heller  zu  berechnen, 
wenn  sie  einen  halben  Heller  oder  mehr  betragen;  Bruchteile  unter  einem 
halben  Heller  sind  nicht  zu  rechnen. 

§  21. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
haben  auch  auf  die  Zahlungen  der  Staats*,  sowie  anderer  öffentlicher 
Behörden  und  Ämter  und  auf  die  Zahlungen  an  dieselben  Anwendung 
zu  finden,  insolange  die  Erfüllung  der  betreffenden  Verbindlichkeiten 
oder  Leistungen  nicht  neu  geregelt  wird. 

Die  über  die  Art  der  Entrichtung  der  Zölle  und  Nebengebühren 
bestehenden  Vorschriften  werden  hiedurch  nicht  berührt  (§  2). 

Ferner  sind  diese  Bestimmungen  hinsichtlich  aller  einer  physischen 
oder  juristischen  Person  gebührenden  oder  von  ihr  zu  leistenden  Zahlun- 
gen anzuwenden,  bei  welchen  der  Verpflichtungsgrund  auf  einem  Gesetze 
oder  einer  Verordnung  beruht. 

VIERTER  TEIL. 

Verlängerung  des  Privilegiums  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  und  Ordnung  der  Schuld  von 
ursprünglich  80  Millionen  Gulden. 

Erstes  Kapitel. 

Verlängerung  des  Privilegiums  der  Österreichisch' 
ungarischen  Bank, 

Artikel  I. 

Indem  von  dem  den  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  zu* 
stehenden  und  gegenseitig  anerkannten  Rechte,  selbständige  Zettel* 
banken  zu  errichten,  abermals,  und  zwar  bis  zum  Ende  des  Jahres  1910, 
kein  Gebrauch  gemacht  wird,  wird  das  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  mit  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1878,  RGBl.  Nr.  66,  verliehene, 
mit  dem  Gesetze  vom  21.  Mai  1887,  RGBl.  Nr.  51,  für  die  Zeit  vom 
1.  Januar  1888  bis  31.  Dezember  1897  verlängerte  und  durch  die  kaiser* 
liehen  Verordnungen  vom  30.  Dezember  1897,  RGBl.  Nr.  308,  und  vom 
30.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  239,  provisorisch  bis  31.  Dezember  1899 
aufrecht  erhaltene  Privilegium  für  die  Zeit  vom   1.   Jänner  1900  bis 
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31.  Dezember  1910  neuerdings  verlängert;  jedoch  haben  an  die  Stelle 
der  einen  integrierenden  Bestandteil  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878,  be? 
ziehungsweise  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887  bildenden  Artikel  1,  2,  4, 
13,  23,  24,  25,  26,  27,  28,  29,  31,  34,  35,  36,  37,  38,  39,  40,  41,  44,  45, 
46,  47,  51,  52,  53,  54,  55,  56,  58,  60,  62,  64,  65,  75,  82,  83,  84,  86,  87, 
89,  90,  92,  95,  101,  102,  103,  104,  105,  106,  107,  108,  109  und  111  der 
Statuten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  die  in  den  beifolgenden, 
einen  integrierenden  Bestandteil  dieser  kaiserlichen  Verordnung  bildenden 
Artikeln  und  die  in  dem  neu  hinzugefügten  Artikel  114  enthaltenen  Be? 
Stimmungen  zu  treten,  indem  gleichzeitig  die  Bestimmungen  der  Ar? 
tikel  42  und  43  außer  Kraft  gesetzt  werden. 

Ebenso  haben  an  die  Stelle  der  §§  3,  6,  7,  9,  11,  24,  27,  29,  35,  37, 
38,  39,  40,  41,  43,  45,  47,  48,  54,  55,  57,  60  und  63  der  Statuten  der  Hypo? 
thekarkreditabteilung  dieser  Bank  die  in  den  beifolgenden,  gleichfalls 
einen  integrierenden  Bestandteil  dieser  kaiserlichen  Verordnung  bilden? 
den  Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  zu  treten  und  werden  gleich? 
zeitig  die  Bestimmungen  der  §§  49  und  69  außer  Kraft ,  gesetzt.*) 

Artikel  II. 

Gleichzeitig  wird  die  durch  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1890,  RGBl. 
Nr.  112,  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  erteilte  und  durch  die 
kaiserlichen  Verordnungen  vom  30.  Dezember  1897,  RGBl.  Nr.  308,  und 
vom  30.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  239,  provisorisch  aufrecht  erhaltene 
Ermächtigung,  von  öffentlichen  Lagerhäusern  ausgestellte  Lagerpfand? 
scheine  (Warrants)  zu  eskomptieren,  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1900  bis 
31.  Dezember  1910  mit  der  Abänderung  verlängert,  daß  solche  Lager? 
pfandscheine  (Warrants)  auf  die  Kronenwährung  zu  lauten  haben. 

Auch  wird  die  Österreichisch?ungarische  Bank  ermächtigt,  den  Be? 
Stimmungen  des  abgeänderten  Gesetzes  entsprechende  Lagerpfandscheine 
(Warrants)  gemäß  den  Artikeln  76  und  77  der  Statuten  im  Girogeschäfte 
zu  übernehmen. 

Artikel  III. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  gemeinschaftlich  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  die  zwei  beifolgenden,  gleicherweise 
einen  integrierenden  Bestandteil  dieser  kaiserlichen  Verordnung  bildenden 
Übereinkommen  betreffend  die  in  den  beiden  Staatsgebieten  der  Mon? 
archie  in  den  Jahren  1900,  1901  und  1902  zu  errichtenden  neuen  Filialen 
und  betreffend  die  bilanzmäßige  Bewertung  der  Immobilien  und  des 
Fundus  instruetus  der  Bank  mit  der  österreichisch?ungarischen  Bank  ab? 
zuschließen  sowie  die  Wirksamkeit  des  auf  Grund  des  Artikels  2  des 
Gesetzes  vom  21.  Mai  1887,  RGBl.  Nr.  51,  zwischen  dem  k.  k.  und  dem 


*)  Die  hier  angezogenen  Statutenbestimmungen  sind  zum  Teil  durch  das 
Gesetz  vom  8.  August  1911,  RGBl.  Nr.  157  (s.  S.  46  ff.),  abgeändert  worden.  Die  derzeit 
geltenden  Statuten  der  Österreichischsungarischen  Bank  s.  S.  53  bis  93. 
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königlich  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  anderseits  in  Betreff  der  Ausdehnung  des  Privilegiums 
und  der  Tätigkeit  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  auf  die  okkupierten 
Länder  Bosnien  und  Hercegovina  abgeschlossenen  und  zufolge  Überein* 
kommens  vom  31.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  1  vom  Jahre  1899,  pro* 
visorisch  bis  31.  Dezember  1899  unverändert  in  Geltung  verbleibenden 
Übereinkommens  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1900  bis  31.  Dezember  1910 
zu  verlängern. 

Artikel  IV. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  hat  vom  1.  Januar  1900  an  ihre 
Bücher  und  Rechnungen  in  der  Kronenwährung  zu  führen. 

Sie  ist  jedoch  berechtigt,  auch  nach  dem  31.  Dezember  1899: 

a)  auf  österreichische  Währung  lautende  Wechsel  und  Lagerpfand* 
scheine  (Warrants)  statutengemäß  zu  eskomptieren  (Artikel  60  der  abge* 
änderten  Statuten  und  Artikel  II),  wofern  diese  Wechsel  und  Lagerpfand* 
scheine  (Warrants)  vor  dem  1.  Januar  1900  ausgestellt  sind; 

b)  auf  österreichische  Währung  lautende  Banknoten  bis  zur  Her* 
Stellung  der  einzelnen  Kategorien  der  auf  die  Kronenwährung  lautenden 
Banknoten,  längstens  aber  bis  31.  Dezember  1902  statutengemäß  aus* 
zugeben; 

c)  auf  österreichische  Währung  lautende  Pfandbriefe  bis  zur  Her* 
Stellung-  der  auf  die  Kronenwährung  lautenden  Pfandbriefformularien 
unter  den  statutenmäßigen  Bedingungen  auszugeben. 

Artikel  V. 

Die  auf  österreichische  Währung  lautenden  Banknoten  sind  bis  zu 
ihrer  Einziehung  nach  Maßgabe  des  Artikels  86  der  Statuten,  und  zwar 
dergestalt  anzunehmen,  daß  je  ein  Gulden  österreichischer  Währung  des 
Nennwertes  der  betreffenden  Banknote  gleich  zwei  Kronen  gerechnet 
wird  (Artikel  XXIII  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126). 

Solange  auf  österreichische  Währung  lautende  Noten  sich  im  ge* 
setzlichen  Umlaufe  befinden,  müssen  dieselben  besonders  ausgewiesen 
werden;  im  übrigen  haben  auf  diese  auf  die  österreichische  Währung 
lautenden  Noten  alle  Bestimmungen  der  Statuten  volle  Anwendung 
zu  finden. 

Für  die "  Einziehung  der  auf  österreichische  Währung  lautenden 
Noten  werden  die  Fristen  im  Sinne  des  Artikels  89  der  Statuten  fest* 
gesetzt  werden. 

Artikel  VI. 

Das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  (Artikel  92  der  Statuten)  ist  in  den  beiden  Staatsgebieten  der 
Monarchie  bezüglich  der  von  dem  Hypothekarkreditgeschäfte  entfallen* 
den  Quote  nach  dem  Verhältnisse  der  am  31.  Dezember  des  Steuer* 
jahres  in  dem  einen  und  dem  anderen  Staatsgebiete  ausständigen  Hypo* 
thekarkapitalsforderungen  der  Bank,  bezüglich  des  übrigen  steuerpflich* 
tigen  Betrages  hingegen  nach  dem  reinen  Erträgnisse  der  in  dem  einen 
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und  dem  anderen  Staatsgebiete  bestehenden  Bankanstalten  gemäß  den 
in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  geltenden  Steuergesetzen  zu  besteuern. 

Die  nach  Artikel  92  der  abgeänderten  Statuten  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  an  die  k.  k.  Finanzverwaltung  zu  entrichtende  Steuer 
beträgt  im  Sinne  des  §  100,  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober 
1896,  RGBl.  Nr.  220,  betreffend  die  direkten  Personalsteuern,  10%: 
die  Bestimmungen  des  zweiten  bis  achten  Absatzes  des  §  100  finden 
keine  Anwendung. 

Die  Steuer  hat  sich  auf  dasselbe  Jahr  zu  beziehen,  in  welchem 
das  steuerpflichtige  Einkommen  erzielt  wurde. 

An  Stelle  des  Abzuges  der  im  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896, 
RGBl.  Nr.  220,  betreffend  die  direkten  Personalstcuern,  eingeführten 
Rentensteuer  von  den  Zinsen  der  Pfandbriefe  hat  die  Österreichisch* 
ungarische  Bank,  insolange  eine  gleiche  Besteuerung  der  Zinsen  der 
Pfandbriefe  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  nicht  eingeführt  ist, 
an  die  k.  k.  Finanzvcrwaltung  ein  Rentensteuerpauschale  von  2%  des* 
jenigen  Betrages  zu  entrichten,  der  von  den  gesamten  alljährlich  zur 
Auszahlung  gelangenden  Pfandbriefzinsen  auf  die  im  Reichsrate  ver* 
tretenen  Königreiche  und  Länder  entfällt,  wenn  die  erwähnten  Zinsen 
in  dem  Verhältnisse  aufgeteilt  werden,  in  welchem  der  Gesamtbetrag 
der  am  31.  Dezember  des  Steuerjahres  ausständigen  Hypothekarkapitals* 
forderungen  zu  den  in  diesen  Königreichen  und  Ländern  ausständigen 
Hypothekarkapitalsforderungen  steht. 

Das  Erträgnis  des  unbeweglichen  Vermögens  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  wird  in  jenem  Staatsgebiete  der  Besteuerung  unter* 
zogen,  in  welchem  sich  die  betreffenden  Realitäten  befinden. 

Artikel  VII. 

Die  Effektenumsatzsteuerpflicht  der  Geschäfte,  welche  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  als  Kontrahenten  abgeschlossen  werden, 
ist  auch  während  der  Dauer  des  verlängerten  Privilegiums  nach  den  Be* 
Stimmungen  des  §  22  des  Gesetzes  vom  9.  März  1897,  RGBl.  Nr.  195, 
zu  beurteilen. 

Artikel  Vitt. . 

Wer  unbefugt  Banknoten  oder  andere  auf  den  Inhaber  lautende 
unverzinsliche  Schuldverschreibungen,  welche  •im  Verkehr  als  Geld* 
zeichen  verwendet  werden  könnten,  ausgibt,  macht  sich,  sofern  darin 
nicht  eine  im  allgemeinen  Strafgesetze  mit  strengerer  Strafe  bedrohte 
Handlung  gelegen  ist,  eines  Vergehens  schuldig  und  wird  mit  einer  Geld* 
strafe  belegt,  welche  dem  Zehnfachen  der  von  ihm  ausgegebenen  Wert* 
zeichen  gleichkommt,  mindestens  aber  4000  Kronen  beträgt. 

Zum  Verfahren  und  zur  Urteilsfällung  über  dieses  Vergehen  ist 
in  den  im  Rcichsratc  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ausschließ* 
lieh  das  Landesgericht  in  Strafsachen  in  Wien  berufen. 

Die  Verfolgung  findet  nur  statt,  wenn  die  Österreichisch*ungarische 
Bank  um  dieselbe  ansucht. 
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Im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  ist  die  Geldstrafe  in  Arrest  um* 
zuwandeln,  dessen  Dauer  jedoch  ein  Jahr  nicht  übersteigen  darf. 

,      Artikel  IX. 

Sollten  die  im  ersten  Kapitel  des  I.  Teiles  dieser  kaiserlichen  Ver* 
Ordnung  getroffenen  Verfügungen  mit  31.  Dezember  1907  außer  Kraft 
treten,  ohne  daß  die  Gemeinschaftlichkeit  in  Zollangelegenheiten  durch 
die  Gesetzgebungen  beider  Staatsgebiete  der  Monarchie  über  diesen 
Termin  hinaus,  wenigstens  bis  31.  Dezember  1910,  verfügt  worden  wäre, 
so  erlischt  das  im  vorstehenden  Artikel  I  bis  31.  Dezember  1910  ver* 
längerte  Privilegium  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  von  selbst  mit 
dem  31.  Dezember  1907. 

In  diesem  Falle  haben  die  in  den  abgeänderten  Statuten  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  in  Betreff  des  Ablaufes  des  Privilegiums  (Ar- 
tikel 105)  oder  der  Auflösung  der  Bankgesellschaft  (Artikel  106)  ge* 
troffenen  Bestimmungen  unverändert  in  Geltung  zu  treten. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  das  beifolgende,  einen  in* 
tegrierenden  Bestandteil  dieser  Verordnung  bildende  Additionalüberein* 
kommen  in  Betreff  des  allfälligen  Erlöschens  des  Privilegiums  der  Öster* 
reichisch^ungarischen  Bank  mit  dem  31.  Dezember  1907  mit  der  Öster* 
reichischsungarischen  Bank  abzuschließen.*) 

Zweites  Kapitel. 

Ordnung  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen 
Gulden  an  die  Österreichisch^ungarische  Bank. 

L 

Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878, 
RGBl.  Nr.  64,  und  mit  Beziehung  auf  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1887, 
RGBl.  Nr.  49,  sowie  auf  die  kaiserlichen  Verordnungen  vom  30.  Dezember 
1897,  RGBl.  Nr.  308,  und  vom  30.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  239,  mit 
dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  in  Betreff  der  Schuld 
von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  an  die  österreichisch^ungarische 
Bank  folgende  Vereinbarung  zu  treffen: 

Artikel  I. 

Das  laut  Übereinkommens  vom  3.  Januar  1863  von  der  damaligen 
privilegierten  österreichischen  Nationalbank  dem  Staate  überlassene  Dar* 
lehen  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  ö.  W.  wird  mit  dem  Tage, 
an  welchem  das  verlängerte  Privilegium  der  ,Österreichisch*ungarischen 
Bank  in  Kraft  tritt,  auf  den  Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W. 
reduziert. 


*)  Siehe  S.  44  f. 
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Diese  Reduktion  wird  in  der  Art  bewirkt,  daß  die  Staatsverwaltung 
der  im  Rcichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  am  31.  Dezember 
1899  den  Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  gleich  60  Millionen 
Kronen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  zur  teilweisen  Be* 
richtigung  des  bezeichneten  Darlehens  an  die  Österreichisch*ungarische 
Bank  bezahlt,  die  Österreichisch*ungarische  Bank  aber  an  demselben 
Tage  zur  weiteren  teilweisen  Tilgung  dieses  Darlehens  von  demselben 
den  Betrag  abschreibt,  um  welchen  der  nach  der  Abzahlung  von  30  Mil* 
lionen  Gulden  ö.  W.  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  noch  ungetilgte 
Teil  dieses  Darlehens  den  zu  erreichenden  Restbetrag  von  30  Millionen 
Gulden  ö.  W.  übersteigt. 

Diese  Abschreibung  wird  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
zu  Lasten  des  Reservefonds  vorgenommen,  von  welchem  sonach  gleich* 
zeitig  derselbe  Betrag  abzuschreiben  ist. 

Während  der  Dauer  des  verlängerten  Privilegiums  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  findet  eine  Tilgung  des  ungetilgt  verbliebenen 
Restbetrages  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  dieses  Darlehens  nicht  statt. 
Daher  entfällt  auch  die  Verwendung  der  im  Artikel  102  der  abgeänderten 
Bankstatuten  bestimmten  Anteile  der  beiden  Staatsverwaltungen  an  dem 
jährlichen  Reinerträgnisse  der  Bank  und  der  im  Artikel  84  der  abge* 
änderten  Bankstatuten  normierten  Notensteuer  zur  Abschreibung  von 
dieser  Schuld. 

Das  zur  Durchführung  dieser  Bestimmungen  erforderliche  Überein* 
kommen  mit  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  wird  der  k.  k.  Finanz* 
minister  abschließen. 

Artikel  II. 

Die  königlich  ungarische  Staatsverwaltung  wird  in  Ausführung  des 
Artikels  II  des  in  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1878,  RGBl.  Nr.  64,  ent* 
haltenen  Übereinkommens  zur  Tilgung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
abgezahlten  Teilbetrages  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  des  genannten 
Darlehens  in  der  Weise  beitragen,  daß  dieselbe  einen  Betrag  von  9  Mil* 
lionen  Gulden  ö.  W.  in  50  gleichen  unverzinslichen  Jahresraten  an  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  entrichtet. 

Die  erste  Jahresrate  per  180.000  fl.  ö.  W.  wird,  sobald  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  den  Betrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  an  die  Öster* 
reichisch*ungarische  Bank  bezahlt  haben  wird,  mit  1.  Januar  1900  fällig. 

Hinsichtlich  des  ungetilgt  verbliebenen  Restbetrages  von  30  Mil* 
lionen  Gulden  ö.  W.  des  genannten  Darlehens  wird  die  Ausführung  des 
Artikels  II  des  in  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1878,  RGBl.  Nr.  64,  ent* 
haltenen  Übereinkommens  bis  zum  Ablaufe  des  verlängerten  Privilegiums 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank  hinausgeschoben  und  haben  dem* 
gemäß  die  in  dem  bezogenen  Artikel  vereinbarten  Ratenzahlungen  be* 
hufs  Tilgung  dieses  Restbetrages  erst  mit  dem  auf  das  Erlöschen  des 
Privilegiums  folgenden  Tage  ihren  Anfang  zu  nehmen. 
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II. 

Verhältnis  zur  Osterreichisch'ungarischen  Bank. 

§  l. 

Der  k.  k.  Finanzminister  wird  ermächtigt,  mit  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  folgendes  Übereinkommen  abzuschließen: 

Artikel  I. 

Die  Staatsverwaltung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  zahlt  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank  am  31.  Dezember 
1899  auf  das  laut  §  4  des  Übereinkommens  vom  3.  Januarl863  dem  Staate 
überlassene,  laut  Ubereinkommens  vom  29.  Juli  1887,  RGBl.  Nr.  115,  be* 
ziehungsweise  vom  31.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  1  vom  Jahre  1899,  mit 
31.  Dezember  1899  fällig  werdende  Darlehen  von  ursprünglich  80  Millionen 
Gulden  ö.  W.  den  Teilbetrag  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  gleich 
60  Millionen  Kronen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  zurück. 

Artikel  II. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  verpflichtet  sich,  sobald  diese 

Rückzahlung  erfolgt  sein  wird,  die  verbleibende  Restschuld  durch  Ab* 

Schreibung  aus  den  Mitteln  des  Reservefonds  bis  auf  den  Restbetrag  von 

30  Millionen  Gulden  ö.  W.  sofort  herabzumindern  und  prolongiert  dieses 

restliche  Darlehen  in  unveränderlicher  Höhe  für  die  -Dauer  des  im  ersten 

Kapitel  des  IV.  Teiles  dieser  kaiserlichen  Verordnung  verlängerten  Bank* 

Privilegiums  zinsenfrei.  '     ,     ,  TTT 

Artikel  III. 

Mit  Ablauf  des  verlängerten  Privilegiums  wird  die  Staatsverwaltung 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  diese  30  Millionen 
Gulden  ö.  W.  betragende  Darlehensrestschuld  an  die  Österreichisch* 
ungarische  Bank  berichtigen,  wofern  nicht  bis  dahin  eine  neue  Verein* 
barung  zustande  kommt. 

Für  dieses  prolongierte  Darlehen  wird  der  Bank  eine  neue  Schuld* 
verschreibung  übergeben,  deren  Form  zwischen  dem  k.  k.  Finanzminister 
und  der  Bank  vereinbart  werden  wird. 

§  2. 

Zur  Zahlung  des  Betrages  von  30  Millionen  Gulden  (gleich  60  Mil* 
lionen  Kronen)  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  an  die  Öster* 
reichisch*ungarische  Bank  hat  der  Finanzminister  bei  der  k.  k.  Staats* 
zentralkasse  in  kassemäßigem  Vorrate  befindliche  Landesgoldmünzen  zu 
.verwenden. 

FÜNFTER  TEIL. 
Schlußbestimmungen. 

Artikel  I. 

Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt,  soweit  in  den  vorstehenden  Be* 
Stimmungen  nicht  besondere  Termine  angegeben  sind,  mit  dem  Tage 
ihrer  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
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Artikel  II. 


Rücksichtlich  derjenigen  Bestimmungen,  deren  Wirksamkeit  vor 
dem  1.  Januar  1900  beginnt,  treten  mit  dem  hiefür  festgesetzten  Zeit* 
punkte  die  denselben  Gegenstand  behandelnden  Vorschriften  der  kaiser* 
liehen  Verordnung  vom  30.  Dezember  1898,  RGBl.  Nr.  239,  außer  Kraft. 


Mit  dem  Vollzuge  dieser  kaiserlichen  Verordnung  ist  Mein  Ge* 
samtministerium  betraut. 


Additionalübereinkommen  zwischen  dem  k.  k.  Finanz' 


Auf  Grund  des  Artikels  IX  des  ersten  Kapitels  des  IV.  Teiles 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  be* 
treffend  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank,  wird  zwischen  dem  k.  k.  Finanzminister  und  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  nachfolgendes  Additionalübereinkommen  abgeschlossen: 


Falls  das  Privilegium  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  im  Sinne 
des  Artikels  IX  des  ersten  Kapitels  des  IV.  Teiles  der  kaiserlichen  Ver* 
Ordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  mit  dem  31.  Dezem* 
her  1907  erlöschen  sollte,  haben  die  in  den  zwischen  dem  k.  k.  Finanz* 
minister  und  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  auf  Grund  des  vierten 
Kapitels  des  II.  Teiles  dieser  kaiserlichen  Verordnung,  in  Betreff  der 
Ausgabe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen  durch  die  Österreichischen* 
garische  Bank,  und  auf  Grund  des  fünften  Kapitels  des  II.  Teiles  der* 
selben  kaiserlichen  Verordnung,  in  Betreff  der  Erläge  von  Landesgold* 
münzen  bei  der  Österreichisch*ungarischen  Bank,  abgeschlossenen  Über* 
einkommen  für  den  Fall  des  Ablaufes  des  Privilegiums  (Artikel  105) 
oder  der  Auflösung  der  Bankgesellschaft  (Artikel  106)  getroffenen  Ver* 
einbarungen  unverändert  in  Anwendung  zu  kommen. 


Das  im  Artikel  II  des  auf  Grund  des  zweiten  Kapitels  (Ab* 
schnitt  II)  des  IV.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep* 


Artikel  III. 


I907, 


Artikel  I. 


Artikel  II. 


-  45  - 


tember  1899,  RGBl.  Nr.  176,  in  Betreff  der  Schuld  des  Staates  von  ur* 
sprünglich  80  Millionen  Gulden  ö.  W.  zwischen  dem  k.  k.  Finanzminister 
und  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  abgeschlossenen  Überein* 
kommens  für  die  Dauer  des  im  ersten  Kapitel  des  IV.  Teiles  der  zitierten 
kaiserlichen  Verordnung  verlängerten  Bankprivilegiums  prolongierte 
restliche  Darlehen  von  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  wird  im  Falle  des 
Erlöschens  des  Bankprivilegiums  mit  dem  31.  Dezember  1907  an  diesem 
Tage  fällig  und  wird  daher  die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  diesem  Falle 
verpflichtet  sein,  diese  30  Millionen  Gulden  ö.  W.  betragende  Darlehens* 
restschuld  am  31.  Dezember  1907  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank 
zu  berichtigen. 

Artikel  III. 

Falls  das  Privilegium  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  im  Sinne 
des  Artikels  IX  des  ersten  Kapitels  des  IV.  Teiles  der  kaiserlichen  Ver* 
Ordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  mit  dem  31.  Dezem* 
ber  1907  erlöschen  sollte,  gewähren  die  k.  k.  Regierung  und  die  königlich 
ungarische  Regierung  den  Aktionären  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  für  jede  Aktie  und  für  jedes  der  hiedurch  entfallenden  Privilegial* 
jähre,  das  ist  für  die  Jahre  1908,  1909,  1910,  eine  Entschädigung  von 
22  Kronen  in  der  durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  126,*) 
und  den  ungarischen  Gesetzartikel  XVII  vom  Jahre  1892  festgestellten 
Währung. 

Die  Hinauszahlung  dieser  Entschädigung  an  die  Aktionäre  erfolgt 
zu  Händen  des  Generalrates  am  1.  Februar  des  je  nächstfolgenden  Jahres, 
demnach  am  1.  Februar  1909,  1910  und  1911,  und  zwar  seitens  der 
k.  k.  Regierung  in  demjenigen  einheitlichen  prozentuellen  Ausmaße,  in 
welchem  der  k.  k.  Staatsverwaltung  gemäß  des  Artikels  102  der  ab* 
geänderten  Bankstatuten  ein  Anteil  an  dem  Gewinne  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  während  der  Dauer  der  vorausgegangenen  Privilegial* 
jähre,  das  ist  für  die  Jahre  1900  bis  1907  nach  einverständlich  mit  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  pflegender  Durchschnittsberechnung 
ausbezahlt  worden  ist. 

Dagegen  verzichtet  die  Österreichisch*ungarische  Bank  ausdrück* 
lieh  auf  die  Erhebung  irgendeines  anderweitigen  Anspruches  an  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  aus  dem  Titel  eines  Gewinnentganges  oder  einer 
Schadloshaltung  infolge  Erlöschens  des  Bankprivilegiums  mit  dem 
31.  Dezember  1907. 

Artikel  IV. 

Die  Wirksamkeit  dieses  Übereinkommens  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  daß  ein  mit  demselben  übereinstimmendes  Übereinkommen 
zwischen  dem  k.  ungarischen  Finanzminister '  und  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  abgeschlossen  wird. 


*)  Siehe  S.  5  ff. 
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Gesetz  vom  8.  August  191 1,  RGBL  Nr,  157,  betreffend 


Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Rcichsrates  finde  Ich  anzu* 
ordnen,  wie  folgt: 


Indem  von  dem  den  beiden  Staaten  der  Monarchie  zustehenden 
und  gegenseitig  anerkannten  Rechte,  selbständige  Zettelbanken  zu  er* 
richten,  abermals,  und  zwar  bis  zum  Ende  des  Jahres  1917,  kein  Ge* 
brauch  gemacht  wird,  wird  das  am  31.  Dezember  1910  abgelaufene  Privi* 
legium  der  österreichisch*ungarischen  Bank  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner 
1911  bis  zum  31.  Dezember  1917  verlängert. 

An  Stelle  der  Artikel  1,  82,  83,  84,  93,  102,  105  und  111  der  Statuten 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank  haben  die  beifolgenden,  einen  inte* 
grierenden  Bestandteil  dieses  Gesetzes  bildenden  Artikel  zu  treten;  im 
Artikel  104  der  Statuten  ist  statt  Artikel  111  der  Artikel  84  und  im 
Artikel  107,  Punkt  V,  nebst  Artikel  105  und  83  auch  der  Artikel  111 
zu  berufen;  die  Bestimmungen  der  Artikel  109,  110,  112,  113  und  114 
werden  außer  Kraft  gesetzt. 

Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Statuten  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  einschließlich  jener  der  Hypothekarkredits* 
abteilung  dieser  Bank  unverändert  in  Geltung.*) 


Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  auch  während  der  Dauer 
ihres  verlängerten  Privilegiums  ermächtigt,  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
ausgestellte,  auf  Kronenwährung  lautende  Lagerpfandscheine  (Warrants) 
nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1890, 
RGBl.  Nr.  112,  zu  eskontieren  und  solche  dem  vorbezogenen  Gesetze 
entsprechende  Lagerpfandscheine  (Warrants)  gemäß  Artikel  76  und  77 
der  Statuten  im  Girogeschäfte  zu  übernehmen. 


Der  Finanzminister   wird   ermächtigt,   gemeinschaftlich  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  die  zwei  beifolgenden,  einen  inte* 


1.  Abschnitt. 


Artikel  I. 


Artikel  II. 


Artikel  III. 


*)  Siehe  die  Anmerkung  zu  Artikel  I  des  ersten  Kapitels  des  IV.  Teiles  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  S.  38. 
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grierenden  Bestandteil  dieses  Gesetzes  bildenden  Übereinkommen,*)  be* 
treffend  die  Errichtung  neuer  Filialen  sowie  betreffend  die  bilanzmäßige 
Bewertung  der  Immobilien  und  des  Fundus  instructus  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  abzuschließen,  ferner  das  auf  Grund  des  Artikels  2 
des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887,  RGBl.  Nr.  51,  in  betreff  der  Ausdehnung 
des  Privilegiums  und  der  Tätigkeit  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
auf  Bosnien  und  Herzegowina  abgeschlossene,  bis  31.  Dezember  1910  auf* 
rechterhaltene  Übereinkommen  für  die  Dauer  des  verlängerten  Privi* 
legiums  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  erneuern. 

Artikel  IV. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  VI,  VII  und  VIII  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,**)  vierter  Teil,  erstes 
Kapitel,  betreffend,  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank,  haben  für  die  Dauer  des  neuerlich  verlängerten  Pri* 
vilegiums  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  in  Geltung  zu  bleiben. 

2.  Abschnitt. 

Artikel  V. 

Falls  die  Österreichisch*ungarische  Bank  gemäß  Artikel  111  ihrer 
abgeänderten  Statuten  die  Aufhebung  der  Suspension  des  Artikels  83 
der  Bankstatuten  beantragt,  hat  die  Regierung  der  im  Reichsrate  ver* 
tretenen  Königreiche  und  Länder  mit  der  Regierung  der  Länder  der 
heiligen  ungarischen  Krone  sofort  in  Verhandlung  zu  treten,  diese  Ver* 
handlung  mit  aller  Beschleunigung  durchzuführen  und  nach  hergestelltem 
Einverständnisse  an  dem  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  verein* 
barten  Tage  in  beiden  Häusern  des  Reichsrates  gleichlautende  Vorlagen 
einzubringen,  mit  welchen  die  Genehmigung  des  Antrages  auf  sofortige 
Aufhebung  der  Suspension  des  Artikels  83  der  Statuten  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  angesucht  wird. 


*)  Ein  Übereinkommen  vom  16.  September  1911  zwischen  dem  k.  k.  Finanz* 
minister  und  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Öster* 
reichisch  *  ungarischen  Bank  andererseits  verpflichtet  die  Österreichisch*  ungarische 
Bank,  in  Österreich  und  Ungarn  mit  tunlichster  Beschleunigung  je  10  Filialen  zu 
errichten. 

Ein  weiterjes  zwischen  den  gleichen  Kontrahenten  abgeschlossenes  Überein* 
kommen  vom  gleichen  Tage  regelt  die  Bewertung  der  Immobilien  und  des  Fundus 
instructus  der  Österreichisch* ungarischen  Bank  dahin,  daß  während  der  Dauer  des 
Privilegiums  bereits  im  Besitze  der  Bank  befindliche  Immobilien  und  der  Fundus 
instructus  mit  keinem  höheren  als  dem  gegenwärtigen,  neu  erworbene  Immobilien 
und  Bestandteile  des  Fundus  instructus  mit  keinem  hofieren  als  dem  Anschaffungs* 
werte  in  die  Bilanz  einzustellen  sind.  Für  den  Fall  der  Übernahme  des  Bankgeschäftes 
durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  hat  es  bei  dieser  Bewertung  zu  verbleiben. 
**)  Siehe  S.  39  f. 
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Die  Genehmigung  dieses  Antrages  wird  dureh  zustimmende  Be* 
Schlüsse  beider  Häuser  des  Rcichsrates  erteilt.  Der  ablehnende  Beschluß' 
auch  nur  eines  der  beiden  Häuser  hat  die  Verweigerung  der  Genehmigung 
dieses  Antrages  zur  Folge.  Wurde  innerhalb  einer  Frist  von  vier  Wochen, 
welche  vom  Zeitpunkte  der  Einbringung  der  Vorlage  zu  rechnen  ist  und 
nur  während  der  Tagung  des  Reichsrates  läuft,  von  einem  der  beiden 
Häuser  oder  von  beiden  Häusern  des  Reichsrates  über  die  Vorlage  kein 
Beschluß  gefaßt,  so  gilt  der  Antrag  als  von  dem  betreffenden  Hause,  be* 
ziehungsweise  als  von  beiden  Häusern  des  Reichsrates  genehmigt. 

Wenn  die  Genehmigung  des  Antrages  im  Sinne  der  vorstehenden 
Bestimmungen  erteilt  wurde  und  auch  in  den  Ländern  der  heiligen  ungari* 
sehen  Krone  auf  Grund  im  Wesen  gleicher  gesetzlicher  Bestimmungen 
eine  gleiche  Vorlage  der  königlich  ungarischen  Regierung  von  beiden 
Häusern  des  Reichstages  genehmigt  worden  ist,  hat  die  Regierung  binnen 
drei  Tagen  nach  Erfüllung  der  vorbezeichneten  Voraussetzungen  die  In* 
kraftsetzung  der  derzeit  suspendierten  Bestimmungen  des  Artikels  83  der 
Bankstatuten  kundzumachen. 

3.  Abschnitt. 

Artikel  VI. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  folgendes  Übereinkommen  abzuschließen:*) 

I. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  und  das  königlich  ungarische  Finanz* 
ministerium  werden  mit  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  Verein* 
barungen  abschließen,  welche  folgende  Bestimmungen  zu  enthalten  und 
rückwirkend  ab  1.  Jänner  1911  in  Kraft  zu  treten  haben: 

Die  Vereinbarungen  vom  1.  November  1899,  betreffend  die  Aus* 
gäbe  von  Banknoten  zu  zehn  Kronen,**)  werden  aufgehoben. 

Die  im  Ubereinkommen  vom  1.  November  1899,  betreffend  den 
Erlag  von  Landesgoldmünzen  bei  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
normierten,  die  Einrechnung  der  Erläge  in  den  Barvorrat  der  Bank  be* 
treffenden  Beschränkungen  werden  aufgelassen. 

Die  übrigen  Bestimmungen  des  letztbezeichneten  Ubereinkommens 
werden  aufrechterhalten  und  auf  die  zufolge  Artikel  III,  P.  1  der  Verein* 
barungen  vom  1.  November  1899,  betreffend  die  Ausgabe  von  Banknoten 
zu  zehn  Kronen,  erlegten  Landesgoldmünzen  im  Betrage  von  160  Mil* 
lionen  Kronen  ausgedehnt. 

*)  Dieses  Übereinkommen  wurde  unter  dem  16.  September  1911  zwischen  dem 
k.  k.  Finanzminister  und  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der 
Österreichisch -.ungarischen  Bank  andererseits  abgeschlossen. 

**)  Vgl.  hiezu  das  vierte  Kapitel  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Septem* 
ber  1899,  RGBl.  Nr.  176,  S.  32. 
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II. 

Die  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten  Banknoten 
zu  zehn  Kronen,  welche  Emissionen  aus  der  Zeit  vor  Inkraftsetzung  des 
Artikels  83  der  Bankstatuten  angehören,  verjähren  hinsichtlich  jenes 
Umlaufsbetrages,  welcher  160  Millionen  Kronen  nicht  übersteigt,  zugunsten 
der  beiden  Staatsverwaltungen  in  der  Weise,  daß  davon  70  Prozent  der 
k.  k.  österreichischen  und  30  Prozent  der  königlich  ungarischen  Staats* 
Verwaltung  zugute  kommen;  im  übrigen  finden  auch  auf  die  Banknoten  zu 
10  K  die  Bestimmungen  des  Artikels  89  der  Bankstatuten  Anwendung. 

III. 

Falls  die  Regierungen  der  beiden  Staaten  von  dem  ihnen  nach 
Artikel  107  der  Statuten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  vorbehalte* 
nen  Rechte,  das  gesamte  den  Gegenstand  des  Privilegiums  bildende 
Bankgeschäft  unter  Abtrennung  der  Hypothekarkreditsabteilung,  welche 
der  Bankgesellschaft  verbleibt,  im  bilanzmäßigen  Stande  und  nach  dem 
bilanzmäßigen  Werte  zu  übernehmen,  Gebrauch  machen  sollten,  sind 
aus  dem  zur  Aufteilung  gelangenden  bilanzmäßigen  Metallschatze  der 
Bank  jene  Beträge  in  Landesgoldmünzen,  welche  den  von  der  k.  k.  Re* 
gierung  und  der  königlich  ungarischen  Regierung  behufs  Einlösung  der 
Staatsnoten  bei  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  bewerkstelligten 
Golderlägen  von  zusammen  542,656.000  K  entsprechen,  insoweit  jene 
Erläge  nicht  etwa  bereits  vorher  infolge  Ausübung  des  Rückforderungs* 
rechtes  zurückgestellt  wurden,  zwischen  den  beiden  Regierungen  vorweg 
zu  Lasten  ihres  Anteiles  an  dem  aufzuteilenden  Vermögen  der  Bank 
in  dem  Verhältnisse  des  Erlages,  das  ist  in  der  Weise  zu  teilen,  daß 
70  Prozent  auf  die  k.  k.  Staatsverwaltung  und  30  Prozent  auf  die 
königlich  ungarische  Staatsverwaltung  entfallen. 

Der  Rest  des  Metallschatzes,  und  zwar  getrennt  nach  den  ein* 
zelnen  Kategorien  desselben,  wird  zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
und  der  königlich  ungarischen  Staatsverwaltung  nach  demjenigen 
Schlüssel  aufgeteilt  werden,  welcher  für  die  Teilung  des  gesamten  be* 
weglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  mit  Ausschluß  der  dem  Hypothekarkreditsgeschäfte  zugehörigen 
Vermögensteile  festgestellt  werden  wird  und  der  sonach  für  das  Ver* 
hältnis,  in  welchem  die  Staatsverwaltungen  für  den  an  die  Aktionäre  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  hinauszuzahlenden  Betrag  aufzukommen 
haben,  in  Anwendung  zu  bringen  sein  wTird. 

Tritt  dieser  Fall  ein,  bevor  die  Bestimmungen  der  Bankstatuten 
(Artikel  83),  betreffend  die  Einlösung  der  Banknoten  gegen  gesetzliches 
Metallgeld,  in  Kraft  gesetzt  wurden,  so  sind  dem  k.  k.  Finanzministerium 
auf  dessen  Verlangen  und  nach  Maßgabe  des  vorhandenen  bilanzmäßigen 
Goldvorrates  der  Bank  die  zur  teilweisen  Berichtigung  des  von  der 
privilegierten  österreichischen  Nationalbank  dem  Staate  überlassenen 
Darlehens  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  österreichischer 
Währung  am  31.  Dezember  1899  in  Landesgoldmünzen  der  Kronen* 
Währung  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank  bezahlten  60  Millionen 

4 


-  50  - 


Kronen  in  Landcsgoldmünzen  der  Kronenwährung  gegen  Erlag  des  glci* 
chcn  Betrages  in  Silberkurantgeld  oder  Banknoten  zurückzustellen. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  wird  jedoch  von  diesem  seinem 
Rechte  nur  insoweit  Gebrauch  machen,  als  der  bilanzmäßig  vorhandene 
Goldvorrat  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  nicht  im  Sinne  des 
ersten  Absatzes  in  Anspruch  genommen  sein  wird. 

4.  Abschnitt. 

Artikel  VII. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  in  betreff  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen 
Gulden  an  die  Österreichisch?ungarische  Bank  folgende  Vereinbarung 
zu  treffen: 

i. 

Während  der  Dauer  des  verlängerten  Privilegiums  der  Öster* 
reichisch?ungarischen  Bank  findet  eine  Tilgung  des  ungetilgt  verbliebenen 
Restbetrages  von  60  Millionen  Kronen  des  laut  Übereinkommens  vom 
3.  Jänner  1863  von  der  privilegierten  österreichischen  Nationalbank  dem 
Staate  überlassenen  Darlehens  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden 
ö.  W.  nicht  statt. 

Das  zur  Durchführung  dieser  Bestimmungen  erforderliche  Über« 
einkommen  mit  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  wird  der  k.  k.  Fi* 
nanzminister  abschließen. 

II. 

Hinsichtlich  des  ungetilgt  verbliebenen  Restbetrages  von  60  Mil* 
lionen  Kronen  des  genannten  Darlehens  wird  die  Ausführung  des 
Artikels  II  des  in  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1878,  RGBl.  Nr.  64,  ent* 
haltenen  Übereinkommens  bis  zum  Ablaufe  des  verlängerten  Privi? 
legiums  der  österreichisch^ungarischen  Bank  hinausgeschoben  und  haben 
demgemäß  die  in  dem  bezogenen  Artikel  vereinbarten  Ratenzahlungen 
behufs  Tilgung  dieses  Restbetrages  erst  mit  dem  auf  das  Erlöschen  des 
Privilegiums  folgenden  Tage  ihren  Anfang  zu  nehmen. 

Artikel  VIII. 

Der  k.  k.  Finanzminister  wird  ermächtigt,  mit  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  folgendes  Übereinkommen  abzuschließen:*) 

I. 

Die  Österreichischsungarische  Bank  prolongiert  den  ungetilgt  ge* 
bliebenen  Restbetrag  von  60  Millionen  Kronen  des  laut  Übereinkommens 


*)  Dieses  Übereinkommen  wurde  unter  dem  16.  September  1911  zwischen  dem 
k.  k.  Finanzminister  und  der  Österreichisch  =  ungarischen  Bank  abgeschlossen. 
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vom  3.  Jänner  1863  von  der  privilegierten  österreichischen  National* 
bank  dem  Staate  überlassenen  Darlehens  von  ursprünglich  80  Millionen 
Gulden  in  unveränderlicher  Höhe  für  die  Dauer  des  im  Artikel  I  dieses 
Gesetzes  verlängerten  Bankprivilegiums  zinsenfrei. 

II. 

Mit  Ablauf  des  verlängerten  Privilegiums  wird  die  Staatsver* 
waltung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  diese 
60  Millionen  Kronen  betragende  Darlehensrestschuld  an  die  Öster* 
reichisch*ungarische  Bank  berichtigen,  woferne  nicht  bis  dahin  eine  neue 
Vereinbarung  zustande  kommt. 

Für  dieses  prolongierte  Darlehen  wird  der  Bank  eine  neue  Schuld* 
verschreibung  übergeben,  deren  Form  zwischen  dem  k.  k.  Finanzminister 
und  der  Bank  vereinbart  werden  wird. 

5.  Abschnitt. 

Artikel  IX. 

Das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  wird  ermächtigt,  den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892, 
RGBl.  Nr.  127,*)  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  und  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  ab* 
geschlossenen  und  von  beiden  Regierungen  für  Ende  des  Jahres  1910 
gekündigten  Münz*  und  Währungsvertrag  samt  den  hiezu  abgeschlossenen 
Additionalverträgen  in  betreff  der  Ausprägung  von  Fünf*Kronenstücken, 
der  weiteren  Ausprägung  von  Nickelmünzen,  dann  der  Ausprägung  von 
Hundert*Kronenstücken  und  in  betreff  der  weiteren  Ausprägung  von 
Fünf*Kronenstücken  mit  der  Änderung  zu  erneuern,  daß  an  Stelle  des 
eisten  Absatzes  des  im  übrigen  unverändert  aufrechtbleibenden  Ar* 
tikels  XX  des  Münz*  und  Währungsvertrages  folgende  Bestimmung  zu 
treten  hat: 

„Die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  haben  bis  einschließlich  Ende 
des  Jahres  1917  zu  gelten." 

6.  Abschnitt. 

Artikel  X. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  Wirksamkeit  vom  1.  Jänner  1911  am  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft;  zugleich  werden  die  von  der  Regierung  zum 
Zwecke  der  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  Zustandes  bezüglich  der 
in  diesem  Gesetze  geregelten  Angelegenheiten  für  die  Zeit  seit 
1.  Jänner  1911  getroffenen  Verfügungen  genehmigt. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  '  das  Gesamtministerium 
betraut. 


*)  Siehe  S.  11  ff. 
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Übereinkommen  vom  16.  September  191 1  zwischen 
dem  k.  k.  Finanzminister  und  dem  königlich  unga^ 
rischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Österreichisch' 
ungarischen  Bank  andrerseits  bezüglich  der  Erneuerung 
des  Ubereinkommens  betreffend  die  Ausdehnung  des 
Privilegiums  und  der  Tätigkeit  der  Bank  auf  Bosnien 
und  Herzegowina. 

Auf  Grund  des  Artikels  III  des  Gesetzes  vom  8.  August  1911, 
RGBl.  Nr.  157,  beziehungsweise  §  3  des  ungarischen  Gesetzartikels  XVIII 
vom  Jahre  1911  wird  zwischen  dem  k.  k.  Finanzminister  und  dem  könig* 
lieh  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Österreichischmngari* 
sehen  Bank  andrerseits  nachfolgendes  Übereinkommen  abgeschlossen: 

Das  auf  Grund  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887, 
RGBl.  Nr.  51,  resp.  §  2  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXVI  vom  Jahre  1887 
in  Betreff  der  Ausdehnung  des  Privilegiums  und  der  Tätigkeit  der  Öster= 
reichisch^ungarischen  Bank  auf  Bosnien  und  Herzegowina  abgeschlossene, 
bis  31.  Dezember  1910  aufrechterhaltene  Übereinkommen*)  wird  hiemit 
für  die  Dauer  des  verlängerten  Privilegiums  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  erneuert. 


*)  Dieses  Übereinkommen  lautete  folgendermaßen:  Übereinkommen  zwischen 
dem  k.  k.  und  dem  k.  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Österreichisch; 
ungarischen  Bank  andrerseits  in  Betreff  der  Ausdehnung  des  Privilegiums  und  der 
Tätigkeit  der  Österreichischsungarischen  Bank  auf  die  okkupierten  Länder  Bosnien 
und  Herzegowina. 

Auf  Grund  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1887,  RGBl.  Nr.  51,  und 
des  ungarischen  Gesetzartikels  XXVI  vom  Jahre  1887  betreffend  die  Verlängerung  des 
Privilegiums  der  Österreichischsungarischen  Bank  wird  zwischen  dem  k.  k.  und  königs 
lieh  ungarischen  Finanzminister  einerseits  und  der  Österreichischsungarischen  Bank 
andrerseits  nachfolgendes  Übereinkommen  abgeschlossen  : 

Das  der  Österreichischsungarischen  Bank  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  1888  bis 
zum  31.  Dezember  1897  verliehene  Privilegium  wird  im  Sinne  des  §  6  des  Gesetzes 
vom  20.  Dezember  1879,  RGBl.  Nr.  136,  beziehungsweise  des  ungarischen  Gesetz* 
artikels  LH  vom  Jahre  1879  auf  die  okkupierten  Länder  Bosnien  und  Herzegowina 
ausgedehnt  und  wird  demzufolge  die  Österreichischsungarische  Bank  berechtigt  sein, 
vom  1.  Jänner  1888  angefangen  ihre  Tätigkeit  mit  allen  ihr  im  Sinne  der  Statuten  zu* 
stehenden  Rechten  und  Pflichten  auch  in  den  genannten  Ländern  auszuüben. 

Insoferne  die  Österreichischsungarische  Bank  in  diesen  Ländern  Filialen  errichtet, 
werden  bezüglich  derselben  die  nach  Artikel  40  der  Statuten  den  Direktionen  zufallenden 
Agenden  durch  den  Generalrat  unmittelbar  ausgeübt. 


STATUTEN 

DER 

Österreichisch  *  ungarischen  Bank.") 

(Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  [RGBl.  Nr.  66],  beziehungsweise  des 
ungarischen  Gesetzartikels  XXV  vom  Jahre  1878,  mit  Berücksichtigung  der  durch  das 
Gesetz  vom  21.  Mai  1887  [RGBl.  Nr.  51],  beziehungsweise  durch  den  ungarischen 
Gesetzartikel  XXVI  vom  Jahre  1887,  dann  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  September  1899  [RGBl.  176],  beziehungsweise  durch  den  ungarischen  Gesetzartikel 
XXXVII  vom  Jahre  1899  und  durch  das  Gesetz  vom  8.  August  1911  [RGBl.  Nr.  157], 
beziehungsweise  durch  den  ungarischen  Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1911  getroffenen 

Abänderungen.) 

I.  Titel. 
Firma  und  Sitz  der  Bank. 

Artikel  1.  f 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  eine  Aktiengesellschaft, 
welche  ihre  statutenmäßige  Tätigkeit  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  und  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  ausübt. 

Bei  Ausübung  ihrer  statutenmäßigen  Tätigkeit  liegt  der  Öster* 
reichisctaaingarischen  Bank  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie 
gleicherweise  ob,  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes,  die  Erleichterung 
der  Zahlungsausgleichungen  und  die  Befriedigung  der  kommerziellen, 
industriellen,  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Kreditbedürfnisse  zu 
sorgen,  vor  allem  jedoch  die  Aufrechterhaltung  der  Barzahlungen  nach 
erfolgter  gesetzlicher  Verfügung  der  Aufnahme  derselben  (Artikel  111) 
zu  sichern. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  mit  allen  ihr  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln  dafür  zu  sorgen,  daß  der  im  Kurse  der  aus* 
ländischen  Wechsel  zum  Ausdrucke  gelangende  Wert  ihrer  Noten  ent* 
sprechend  der  Parität  des  gesetzlichen  Münzfußes  der  Kronenwährung 
dauernd  gesichert  bleibt. 

*)  Jene  Artikel  der  Statuten,  welche  durch  das  "Gesetz  vom  8.  August  1911 
RGBl.  Nr.  157  (s.  S.  46  ff.),  abgeändert  wurden,  sind  in  dem  abgeänderten  Wortlaute 
angeführt  und  mit  f  bezeichnet. 
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Die  Firma  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  lautet  in  deutscher 
Sprache:  „österreichisch*ungarische  Bank",  in  ungarischer  Sprache: 
„Osztrak*magyar  bank".  Sie  führt  in  ihrem  Siegel  den  kaiserlich  öster* 
reichischen  Adler  und  das  Wappen  der  Länder  der  heiligen  ungarischen 
Krone  ohne  Verbindung  nebeneinander  sowie  die  Firma  in  deutscher  und 
ungarischer  Sprache  als  Umschrift. 

Artikel  2. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Für  alle  von  der  Bank  betriebenen  Geschäftszweige  (mit  Aus* 
nähme  des  Hypothekarkredits*  und  Pfandbriefgeschäftes,  Artikel  56) 
haben  in  Wien  und  in  Budapest  Hauptanstaltcn  zu  bestehen. 

Die  Bank  ist  zur  Errichtung  von  Zweiganstalten  (Filialen)  zum 
Betrieb  einzelner  oder  mehrerer  Geschäftszweige  in  beiden  Staats* 
gebieten  der  Monarchie  berechtigt. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  infolge  des  von  dem  österreichischen 
oder  dem  ungarischen  Gesamtministerium  im  Einverständnisse  mit  dem 
Generalrate  der  Bank  erkannten  Erfordernisses  in  dem  betreffenden 
Staatsgebiete  Filialen  für  das  Eskont*,  Darlehens*  und  Girogeschäft,  und 
zwar  binnen  sechs  Monaten  vom  Tage  des  bezüglichen  Beschlusses  zu 
errichten. 

Bestehende  Filialen  können  vor  Ablauf  des  Bankprivilegiums  nur 
mit  Zustimmung  des  betreffenden  Finanzministers  aufgelöst  werden. 

Für  das  Hypothekarkredits*  und  Pfandbriefgeschäft  wird  in  Buda* 
pest  eine  Vertretung  der  Hypothekarkreditsabteilung  errichtet. 

IL  Titel. 

Gesellschaftskapital,  Aktien  und  Aktionäre. 

Artikel  3. 

Alles  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  privilegierten 
österreichischen  Nationalbank  mit  Einschluß  des  Reserve*  und  Pensions* 
fonds  und  der  Hypothekarforderungen  geht  kraft  dieser  Statuten  in  das 
Eigentum  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  überf  ebenso  werden  alle 
Passiva  und  Verbindlichkeiten  der  privilegierten  österreichischen  Na* 
tionalbank,  insbesondere  auch  die  von  letzterer  ausgegebenen  Banknoten 
und  Pfandbriefe  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  als  eigene 
Passiva  und  Verbindlichkeiten  übernommen. 

Artikel  4. 

Das  Aktienkapital  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  besteht 
in  zweihundertzehn  Millionen  Kronen,  welche  mit  je  tausendvierhundert 
Kronen  auf  hundertfünfzigtausend  Aktien  eingezahlt  sind. 

Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Aktienkapitals  kann  nur 
mit  Zustimmung  der  Generalversammlung  und  Genehmigung  der  Ge* 
setzgebungen  beider  Staatsgebiete  der  Monarchie  stattfinden. 
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Artikel  5. 

Die  Gesamtheit  der  Aktionäre  bildet  die  Bankgesellschaft. 
Den  Aktionären  gebührt  für  jede  Aktie  ein  gleicher  Anteil  an 
dem  gesamten  Vermögen  der  Bank. 
Die  Aktien  sind  unteilbar.  " 

Kein  Aktionär  ist  über  den  statutenmäßigen  Betrag  der  Aktien 
haftungspflichtig. 

Artikel  6. 

Das  gesamte  Vermögen  der  österreichisch=amgarischen  Bank  haftet 
für  alle  Verbindlichkeiten  derselben. 

'  Für  die  pünktliche  Verzinsung  und  Bezahlung  des  Kapitals  der 
von  der  privilegierten  österreichischen  Nationalbank  und  von  der  Öster* 
reichischsungarischen  Bank  ausgegebenen  Pfandbriefe  haften  vorzugs- 
weise die  Hypothejcarforderungen  und  außerdem  das  sonstige  bewegliche 
und  unbewegliche  Vermögen  der  Bank. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Bankgesellschaft  oder  der  Trennung 
der  Hypothekarkreditsabteilung  von  den  anderen  Geschäftsabteilungen 
der  Österreichischsungarischen  Bank  wird  diese  Haftung  auf  die  Hypo* 
thekarforderungen  und  auf  einen  aus  dem  Aktienkapitale  der  Bank  zu 
bestellenden  Fonds  beschränkt,  welcher  mindestens  dem  zehnten  Teile 
der  dann  im  Umlaufe  befindlichen  Pfandbriefe  gleichkommt  und  nach 
Maßgabe  der  Einlösung  der  Pfandbriefe  in  demselben  Verhältnisse  ver* 
mindert  werden  kann. 

Artikel  7. 

Die  Aktien  lauten  auf  Namen  und  werden  in  ein  eigenes  Aktien* 
buch  eingetragen.  Sie  sind  mit  Kuponsbogen  und  Talon  versehen  und 
nach  dem  angeschlossenen  Formular  ausgefertigt. 

Artikel  8. 

Aktien,  welche  auf  einen  freien  Namen  lauten,  werden  von  der 
Bank  auf  jeden  beliebigen  Namen  umgeschrieben,  wenn  die  Zession  oder 
das  Giro  mit  dem  Namen  desjenigen  unterschrieben  erscheint,  auf  den 
die  Aktie  lautet.  Die  Bank  prüft  die  Echtheit  der  Unterschrift  nicht 
und  übernimmt  keine  Haftung  für  deren  Echtheit. 

Jeder  Aktionär  kann  sein  Eigentumsrecht  auf  die  ihm  gehörigen 
Aktien  sichern.  Zu  diesem  Zwecke  hat  derselbe  unter  Vorlage  der  Aktie 
bei  der  Bank  die  Vormerkung  in  dem  Aktienbuche  zu  verlangen:  daß 
eine  Umschreibung  dieser  Aktie  auf  einen  anderen  Namen  nur  gegen 
seine  legalisierte  Unterschrift  stattfinden  könne.  Die  vollzogene  Vormer* 
kung  wird  auf  der  Aktie  selbst  ersichtlich  gemacht. 

Artikel  9. 

Aktien,  welche  nicht  auf  einen  freien  Namen  lauten,  können  dann 
umgeschrieben  werden,  wenn  der  Präsentant  durch  öffentliche  oder  ge* 
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richtlich  oder  notariell  legalisierte  Urkunden  nachweist,  daß  er  das  Eigen? 
tum  der  Aktie  erworben  habe. 

Die  Bewilligung  der  Umschreibung  ist  unter  Beibringung  der  Ur* 
künden  über  die  Eigentumserwerbung  bei  dem  Gcneralrate  anzusuchen. 

Die  nicht  auf  freien  Namen  lautenden  Aktien  sind  jene  Aktien, 
welche 

a)  als  Eigentum  eines  Minderjährigen  oder  Kuranden  ausdrücklich 
bezeichnet  sind; 

b)  auf  den  Namen  einer  Körperschaft,  Gemeinde  oder  Stiftung  oder 
auf  eine  von  den  Behörden  verwaltete  oder  unter  deren  Schutze 
stehende  Anstalt  lauten; 

c)  vinkuliert  (mit  einem  Haftungsbande  versehen,  Artikel  10)  sind; 

oder 

d)  auf  welchen  eine  die  freie  Verfügung  ihres  Eigentümers  hemmende 
gerichtliche  Verordnung  ersichtlich  gemacht  oder  bezüglich  deren 
eine  solche  Verordnung  der  Bank  unmittelbar  bekanntgegeben 
wurde. 

Artikel  10. 

Will  ein  Aktienbesitzer  sich  die  Behebung  der  Dividende  von 
ihm  gehörigen  Aktien  sichern,  oder  soll  eine  Aktie  und  deren  Erträgnis 
einem  bestimmten  Zwecke  durch  Vinkulierung  gewidmet  werden,  so  ist 
um  die  Umschreibung  der  Aktie  auf  den  Namen  des  Eigentümers,  so* 
ferne  sie  nicht  auf  diesen  lautet,  und  um  die  Vornahme  der  Vinkulierung 
bei  der  Bank  unter  Vorlegung  der  betreffenden  Aktie  samt  Kupons* 
bogen  schriftlich  anzusuchen.  Hiebei  ist  die  auf  die  Aktie  zu  setzende 
Vinkulierungsklausel  genau  zu  bezeichnen  und  jene  Person  namhaft  zu 
machen,  welche  zum  Empfange  und  zur  Quittierung  der  auf  die  vinku* 
lierte  Aktie  jeweilig  entfallenden  Dividende  ermächtigt  ist.  Eine  Vinku* 
lierung  zugunsten  mehrerer  Eigentümer  oder  eine  Erfolgung  der  Divi* 
dende  in  Teilbeträgen  findet  nicht  statt. 

Die  Vinkulierung  wird  im  Aktienbuche  und  auf  der  Aktie,  deren 
Kuponsbogen  die  Bank  zurückbehält,  vorgemerkt,  was  zur  Folge  hat,  daß 
die  auf  die  vinkulierte  Aktie  entfallende  Dividende  gegen  Quittung  nach 
dem  Inhalte  des  Vinkulums  ausgezahlt  wird. 

Zur  Devinkulierung  von  Aktien  ist  die  Zustimmung  derjenigen 
Behörde  oder  Person  erforderlich,  auf  deren  Veranlassung  die  Vinku* 
lierung  erfolgte. 

Sollen  vinkulierte  Aktien  auf  Verlangen  eines  anderen  als  des  in 
der  Aktie  genannten  Eigentümers  devinkuliert  werden,  so  haben  die  im 
Artikel  9  für  die  Umschreibung  angeordneten  Bestimmungen  zu  gelten. 

Artikel  11.  ■ 

Unbehobene  Dividenden  verjähren  zugunsten  des  Reservefonds 
drei  Jahre  nach  dem  letzten  Tage  des  Monats,  in  welchem  sie  zur  Zahlung 
fällig  waren.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  der  General* 
rat  diesfalls  Ausnahmen  eintreten  lassen. 
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III.  Titel. 
Generalversammlung. 

Artikel  12, 

Die  Rechte,  welche  den  Aktionären  in  den  Angelegenheiten  der 
Bank  zustehen,  werden  im  Namen  der  Gesamtheit  der  Aktionäre  durch 
die  Generalversammlung  ausgeübt. 

Artikel  13. 

Die    Generalversammlung   tritt  zusammen: 

a)  zur  regelmäßigen   Jahressitzung   spätestens   im   Monate  Februar 
eines  jeden  Jahres; 

b)  zu  außerordentlichen  Sitzungen,  so  oft  dies  erforderlich  wird, 
Die  Sitzungen  der  Generalversammlung  werden  vom  Generalrat 

einberufen  und  in  Wien  oder  in  Budapest  abgehalten,  je  nachdem  die 
Mehrheit  der  Mitglieder  der  Generalversammlung  (Artikel  14)  aus 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  besteht. 

Auf  schriftliches  Verlangen  von  vierzig  Mitgliedern  (Artikel  14) 
ist  eine  außerordentliche  Sitzung  der  Generalversammlung  innerhalb 
sechzig  Tagen  einzuberufen. 

Artikel  14. 

An  den  Generalversammlungen  der  österreichisch*ungarischen 
Bank  können  nur  österreichische  und  ungarische  Staatsangehörige  teil* 
nehmen. 

Alle  jene  Aktionäre,  welche  im  November  vor  der  regelmäßigen 
Jahressitzung  der  Generalversammlung  durch  Hinterlegung  oder  Vinku* 
lierung  den  Besitz  von  zwanzig  auf  ihren  Namen  lautenden,  vor  dem 
Juli  desselben  Jahres  datierten  Aktien  nachweisen,  sind,  soweit  ihnen 
die  Bestimmungen  des  Artikels  15  nicht  entgegenstehen,  für  die  Dauer 
des  mit  jener  Jahressitzung  beginnenden  Jahres  bis  zum  Zusammen* 
tritte  der  nächstjährigen  regelmäßigen  Jahressitzung  Mitglieder  der 
Generalversammlung. 

Die  Aufforderung  zum  Aktienerlage  erfolgt  jährlich  in  der  letzten 
Woche  des  Oktober  durch  Kundmachung  des  Generalrates  in  den  zu 
Wien  und  Budapest  erscheinenden  Amtsblättern.  Die  Einberufung  zu 
den  Sitzungen  der  Generalversammlung  findet  in  gleicher  Weise,  und 
zwar  bei  der  regelmäßigen  Jahressitzung  fünfundvierzig  Tage,  bei  außer* 
ordentlichen  Sitzungen  vierzehn  Tage  vor  Abhaltung  derselben  statt. 

An  den  außerordentlichen  Sitzungen  der  Generalversammlung 
können  nur  jene  Mitglieder  teilnehmen,  welche  auch  an  der  regelmäßigen 
Jahressitzung  teilzunehmen  berechtigt  waren  und  welche,  soferne  deren 
Aktien  nicht  vinkuliert  sind,  ihren  fortdauernden  Aktienbesitz  durch 
neuerliche  Hinterlegung  derselben  acht  Tage  vor  Abhaltung  der  außer* 
ordentlichen  Sitzung  nachweisen. 
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Artikel  15. 

Von  der  Teilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  ausgeschlossen: 

a)  wer  nicht  im  Vollgenusse  der  bürgerlichen  Rechte  steht,  insbe* 
sondere  auch  derjenige,  über  dessen  Vermögen  das  Konkursver* 
fahren  eröffnet  worden  ist,  bis  zur  Beendigung  desselben; 

b)  wer  infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  in  seinen  bürger* 
liehen,  politischen  oder  Ehrenrechten  beschränkt  ist,  solange  diese 
Beschränkung  andauert. 

Artikel  16. 

Die  Generalversammlung  wird  durch  die  Anwesenheit  von  hundert 
Mitgliedern  beschlußfähig.  Ist  auf  ergangene  Berufung  zur  regelmäßigen 
Jahressitzung  oder  zu  einer  außerordentlichen  Sitzung  eine  beschlußfähige 
Versammlung  nicht  zustande  gekommen,  so  ist  binnen  acht  Tagen  ein 
neuer  Termin  zur  Abhaltung  der  betreffenden  Sitzung  festzusetzen,  an 
welchem  die  Versammlung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  dabei  er* 
scheinenden  Mitglieder  beschlußfähig  ist;  in  diesem  Falle  darf  aber  die 
Versammlung  nur  über  Gegenstände  Beschlüsse  fassen,  welche  in  der 
ursprünglichen  Tagesordnung  enthalten  waren.  Die  zweite  Einberufung 
einer  Sitzung  ist  mindestens  acht  Tage  vor  Abhaltung  derselben  kund* 
zumachen. 

Artikel  17. 

Acht  Tage  vor  der  regelmäßigen  Jahressitzung  der  Generalver* 
Sammlung  liegen  die  Rechnungsabschlüsse  (Artikel  104,  2)  für  das  vorher* 
gehende  Jahr  bei  den  beiden  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  zur 
Einsicht  auf  und  ist  jedem  Mitgliede  der  Generalversammlung  auf  Ver* 
langen  ein  Abdruck  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Acht  Tage  vor  jeder  Sitzung  der  Generalversammlung  ist  den 
Mitgliedern  derselben  die  Tagesordnung  durch  Kundmachung  des  Ge* 
neralrates  in  den  zu  Wien  und  Budapest  erscheinenden  Amtsblättern 
bekanntzugeben. 

Rechtzeitig  eingebrachte  selbständige  Anträge  (Artikel  22)  sind 
in  die  Tagesordnung  aufzunehmen. 

Artikel  18. 

Jedes  Mitglied  der  Generalversammlung  kann  nur  in  eigener  Per* 
son  und  nicht  durch  einen  Bevollmächtigten  erscheinen  und  hat  bei  Be« 
ratungen  und  Entscheidungen,  auch  wenn  es  in  mehreren  Eigenschaften 
an  den  Verhandlungen  teilnehmen  würde,  nur  Eine  Stimme. 

Artikel  19. 

Lauten  Aktien  auf  juristische  Personen,  auf  Frauen  oder  auf  mehrere 
Teilnehmer,  so  ist  derjenige  berechtigt,  in  der  Generalversammlung  zu 
erscheinen  und  das  Stimmrecht  auszuüben,  welcher  sich  mit  einer  Voll* 
macht  der  Aktieneigentümer,  soferne  diese  österreichische  oder  unga* 
rische  Staatsangehörige  sind,'  ausweist.  Bevollmächtigte  müssen  aber  mit 
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Ausnahme  des  Aktienbesitzes  ihren  persönlichen  Eigenschaften  nach 
(Artikel  14  und  15)  fähig  sein,  an  der  Generalversammlung  teilzunehmen. 

Artikel  20. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Gouverneur 
der  Bank  oder  in  Verhinderung  desselben  ein  Vizegouverneur.  Der 
Vorsitzende  legt  der  Generalversammlung  zuerst  die  von  dem  General* 
rate  gestellten  Anträge  zur  Beratung  und  Beschlußfassung  vor. 

Hierauf  gelangen  die  übrigen  auf  der  Tagesordnung  (Artikel  17) 
stehenden  Gegenstände  nach  der  vom  Vorsitzenden  festzusetzenden 
Reihenfolge  zur  Verhandlung  und  sind  die  erforderlichen  Wahlen  vor* 
zunehmen. 

Die  Beschlüsse  werden  (mit  Ausnahme  des  im  Artikel  107*)  vor* 
gesehenen  Falles)  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefaßt. 

Der  Vorsitzende  stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit  und  ist  seine 
Stimme  entscheidend. 

Artikel  21. 

In  der  regelmäßigen  Jahressitzung  der  Generalversammlung 
(Artikel  13)  wird  vom  Generalrate  über  die  Geschäftsführung  des  ab* 
gelaufenen  Jahres  und  von  den  Rechnungsrevisoren  über  die  Prüfung 
der  Bilanz  (Artikel  50)  Bericht  erstattet. 

Die  Generalversammlung  beschließt  sonach,  ob  der  Bilanzabschluß 
zu  genehmigen  und  das  Absolutorium  zu  erteilen  sei. 

Der  Generalversammlung  ist  außer  der  in  den  Artikeln  105  und 
107**)  vorgesehenen  Beschlußfassung  insbesondere  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Generalräte  (Artikel  23  und  31); 

b)  die  Wahl  von  fünf  Rechnungsrevisoren  und  fünf  Ersatzmännern 
(Artikel  50); 

c)  die  Beschlußfassung  über  Abänderung  der  Statuten  (vorbehaltlich 
der  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Gewalt  in  beiden  Teilen  des 
Reiches); 

d)  die  Beschlußfassung  über  eine  Erhöhung  oder  Verminderung  des 
Aktienkapitals  (Artikel  4). 

Artikel  22. 

Jedes  Mitglied  der  Generalversammlung  ist  berechtigt,  in  den 
Sitzungen  der   Generalversammlung  Anträge  zu  stellen. 

Anträge,  welche  nicht  unmittelbar  einen  auf  der  Tagesordnung 
befindlichen  Gegenstand  betreffen,  können  in  der  Sitzung  der  General* 
Versammlung,  in  welcher  sie  eingebracht  werden,  nicht  zur  Beschluß* 
fassung  gelangen.  Selbständige  Anträge  (Artikel  17)  sind  nebst  deren 
Begründung  wenigstens  dreißig  Tage  vor  der  betreffenden  Sitzung  der 
Generalversammlung  dem  Gouverneur  schriftlich  zur  Kenntnis  zu 
bringen. 


*)  Soll  richtig  106  lauten. 
**)  Soll  richtig  105  bis  107  lauten. 
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Im  Falle  die  Einberufung  der  Generalversammlung  aber  auf  Ver* 
langen  von  vierzig  Mitgliedern  (Artikel  13)  geschehen  soll,  haben  die« 
selben  ihre  Anträge  gleichzeitig  mit  diesem  Verlangen  einzubringen. 

Artikel  23. 

Die  Generalräte  werden  von  der  Generalversammlung  unmittelbar 
gewählt. 

Die  Wahl  ist  in  der  Weise  vorzunehmen,  daß  von  den  zwölf 
Generalräten  (Artikel  26)  sechs  österreichische  und  sechs  ungarische 
Staatsangehörige  sind. 

Zu  Generalräten  können  sowohl  Mitglieder  der  Generalversamm* 
hing  als  auch  solche  Personen  gewählt  werden,  welche  nicht  Mitglieder 
der  Generalversammlung  sind,  soferne  sie  mit  Ausnahme  des  Aktien* 
besitzes  ihren  persönlichen  Eigenschaften  nach  (Artikel  14  und  15)  fähig 
wären,  an  der  Generalversammlung  teilzunehmen. 

Mitglieder  des  Generalrates  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
dürfen  der  Verwaltung  eines  anderen  Institutes,  welches  Bank*  oder 
Hypothekarkreditsgeschäfte  betreibt,  nicht  angehören. 

Artikel  24. 

Die  Wahl  der  Generalräte  erfolgt  nach  absoluter,  jene  der 
Rechnungsrevisoren  und  deren  Ersatzmänner  nach  relativer  Stimmen* 
mehrheit.  Bei  der  Wahl  der  Rechnungsrevisoren  und  deren  Ersatzmänner 
ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  sich  unter  denselben  Angehörige 
beider  Staatsgebiete  der  Monarchie  befinden. 

Die  Wahlen  geschehen  schriftlich  durch  Abgabe  von  Wahlzetteln. 
Die  Unterschrift  des  Stimmenden  auf  dem  Wahlzettel  ist  nicht  erforder* 
lieh.  Das  Skrutinium  wird  durch  die  von  der  Generalversammlung  ge* 
wählten  Skrutatoren  vorgenommen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  entscheidet  in  allen  Fällen  das  Los. 

Kommt  bei  Wahlen  für  den  Generalrat  bei  der  ersten  Wahl* 
handlung  keine  absolute  Mehrheit  zustande,  so  wird  zur  engeren  Wahl 
geschritten. 

Bei  der  engeren  Wahl  haben  sich  die  Mitglieder  der  Generalver* 
Sammlung  auf  jene  Personen  zu  beschränken,  welche  bei  der  ersten 
Wahlhandlung  die  relativ  meisten  Stimmen  für  sich  hatten. 

Die  Zahl  der  in  die  engere  Wahl  zu  bringenden  Personen  ist 
immer  die  doppelte  von  der  Zahl  der  noch  zu  wählenden  Generalräte. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los,  wer  in  die  engere  Wahl 
zu  bringen  sei. 

Jede  Stimme,  welche  bei  der  engeren  Wahl  auf  eine  nicht  in  die* 
selbe  gebrachte  Person  fällt,  ist  als  ungültig  zu  betrachten. 
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IV.  Titel. 
Verwaltung  der  Bank. 

A.  Generalrat. 

Artikel  25. 

Der  Generalrat  vertritt  die  Österreichisch*ungarische  Bank  nach 
außen  gerichtlich  und  außergerichtlich.  Er  ist  nach  Maßgabe  der  Statu* 
ten  zu  allen  Verfügungen  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversamm* 
lung  oder  den  Direktionen  ausschließlich  vorbehalten  sind. 

Der  Generalrat  leitet  und  überwacht  die  Verwaltung  des  Vers 
mögens  und  den  gesamten  Geschäftsbetrieb  der  Bank.  Zur  Überwachung 
der  vorschriftsmäßigen  Verwaltung  der  Bank  werden  sich  die  Mitglieder 
des  Generalrates  nach  der  von  ihm  festgesetzten  Geschäftsordnung  in 
die  einzelnen  Hauptzweige  der  Geschäfte  teilen. 

Dem  Generalrate  ist  die  Bestimmung  der  jedem  einzelnen  Ge* 
schäftszweige  zuzuwendenden  Geldmittel  und  die  Festsetzung  der  Ge* 
Schäftsbedingungen,  dann  die  Errichtung  und  Aufhebung  von  Filialen 
(Artikel  2)  sowie  die  Führung  des  Hypothekarkredits*  und  Pfandbrief* 
geschäftes  nach  den  hiefür  bestehenden  besonderen  Statuten  vorbehalten. 

Der  Generalrat  bestimmt  die  allgemeinen  Grundsä-tze,  erläßt  die 
jeweilig  nötigen  besonderen  Weisungen  für  die  gesamte  Geschäfts* 
führung  und  überwacht  und  sichert  deren  Befolgung  (Artikel  27  und  46). 

Die  Bestimmungen  für  sämtliche  Geschäftszweige  gelten  gleich* 
lautend  für  die  österreichischen  und  die  ungarischen  Bankplätze. 

Der  Generalrat  setzt  nach  freiem  Ermessen  den  einheitlichen  Zins* 
fuß  im  Eskontgeschäfte  sowie  im  Darlehensgeschäfte  fest.  Von  Seite 
der  beiden  Regierungen  wird  durch  die  betreffenden  Kommissäre  (Ar* 
tikel  52  und  53)  nur  überwacht,  ob  die  diesf älligen  Beschlüsse  des  Ge* 
neralrates  formell  den  Statuten  (Artikel  37)  entsprechen. 

Der  Generalrat  wählt  aus  seiner  Mitte  für  die  Dauer  eines  jeden 
Geschäftsjahres  ein  Exekutivkomitee  (Artikel  39).  In  das  Exekutiv* 
komitee  sowie  in  die  nach  der  festgesetzten  Geschäftsordnung  für  die 
einzelnen  Hauptzweige  der  Geschäfte  zu  wählenden  Komitees  ist  je 
eine  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern  österreichischer  und  ungarischer 
Staatsangehörigkeit  zu  wählen. 

Der  Generalrat  ernennt  den  Generalsekretär,  die  Mitglieder  der 
Geschäftsleitung  und  die  leitenden  Beamten  der  Bankanstalten  und  der 
Geschäftsabteilungen  des  Zentraldienstes.  Seiner  Genehmigung  ist  die 
definitive  Anstellung  von  Beamten  und  sonstigen  mit  Jahresgehalt  auf* 
genommenen  Bediensteten  vorbehalten  (Artikel  46,  47  und  49). 

Der  Generalrat  berichtet  der  Generalversammlung  über  die  An* 
gelegenheiten  der  Bank.  Diese  Berichte  unterliegen  weder  der  dem 
Gouverneur  vorbehaltenen  Approbation  (Artikel  27),  noch  einer  Ein* 
spräche  der  beiden  Regierungskommissäre  aus  dem  Grunde  des  Staats* 
interesses  (Artikel  52). 
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Artikel  26. 

Der  Generalrat  besteht  aus  dem  Gouverneur,  dem  österreichischen 
und  dem  ungarischen  Vizegouverneur,  den  Steilvertretern  der  Vize* 
gouverneure  und  aus  zwölf  (Artikel  23)  Gcneralräten. 

Artikel  27. 

Der  Gouverneur  wird  auf  gemeinsamen  Vorschlag  des  k.  k.  öster* 
reichischen  und  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  von  Seiner 
k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  ernannt. 

Die  Dauer  der  Funktion  des  Gouverneurs  läuft  mit  dem  Tage  der 
Abhaltung  der  auf  seine  Ernennung  folgenden  fünften  regelmäßigen 
Jahressitzung  der  Generalversammlung  (Artikel  13)  ab. 

Der  abtretende  Gouverneur  kann  zur  Ernennung  wieder  vorge* 
schlagen  werden. 

Er  bezieht  aus  den  Mitteln  der  Bank  einen  Jahresgehalt  von 
40.000  Kronen  und  hat  Anspruch  auf  eine  freie  Wohnung  im  Bank? 
gebäude  in  Wien. 

Der  Gouverneur  führt  in  den  Sitzungen  des  Generalrates,  des 
Exekutivkomitees  und  der  sonstigen  ständigen  Komitees  den  Vorsitz. 

Die  Beschlüsse  des  Generalrates,  des  Exekutivkomitees  und  der 
sonstigen  ständigen  Komitees  des  Generalrates  bedürfen  zu  ihrer  Aus* 
.  lührung  der  Approbation  des  Gouverneurs  (Artikel  25).  Als  approbiert 
gelten  alle  Beschlüsse,  welchen  der  Gouverneur  nicht  vor  Schluß  der 
Sitzung,  in  der  sie  zustande  gekommen  sind,  ausdrücklich  die  Appro* 
bation  versagt  hat. 

Der  Gouverneur  übt  im  Namen  des  Generalrates  die  permanente 
Überwachung  der  Verwaltung  des  Vermögens  und  des  gesamten  Ge* 
Schäftsbetriebes  der  Bank  (Artikel  25  und  §  2  der  Statuten  der  Hypo* 
thekarkreditsabteilung)  in  allen  jenen  Fällen  aus,  in  welchen  vom  Ge* 
neralrate  diesfalls  nicht  noch  andere  besondere  Einrichtungen  getroffen 
werden. 

Der  Gouverneur  trifft  nach  Maßgabe  der  vom  Generalrate  fest* 
gesetzten  Bestimmungen  über  Gegenstände  der  laufenden  Geschäfts* 
führung  und  der  inneren  Verwaltung  die  ihm  vorbehaltene  Entscheidung 
und  erläßt  die  im  Sinne  des  Artikels  39  erforderlichen  Verfügungen. 

Artikel  28. 

Der  Vizegouverneur,  welcher  zugleich  den  Vorsitz  in  der  Direk* 
tion  in  Wien  führt,  sowie  dessen  Stellvertreter  werden  auf  Vorschlag 
des  k.  k.  österreichischen  Finanzministers,  der  Vizegouverneur,  welcher 
zugleich  den  Vorsitz  in  der  Direktion  in  Budapest  führt,  sowie  dessen 
Stellvertreter  werden  auf  Vorschlag  des  königlich  ungarischen  Finanz* 
ministers  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  ernannt. 

Die  Dauer  der  Funktion  der  Vizegouverneure  sowie  der  Stell* 
Vertreter  der  Vizegouverneure  läuft  mit  dem  Tage  der  Abhaltung  der 
uui  ihre  Ernennung  folgenden  fünften  regelmäßigen  Jahressitzung  der 
Generalversammlung  (Artikel  13)  ab. 
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Die  abtretenden  Vizegouverneure  sowie  deren  Stellvertreter  können 
zur  Ernennung  wieder  vorgeschlagen  werden. 

Die  Vizegouverneure  beziehen  aus  den  Mitteln  der  Bank  je  einen 
Jahresgehalt  von  20.000  Kronen. 

Die  Stellvertreter  der  Vizegouverneure  versehen  ihr  Amt  un* 
entgeltlich. 

Artikel  29. 

Zur  Ausübung  der  dem  Wirkungskreise  des  Gouverneurs  vor; 
behaltenen  Amtshandlungen  sind  im  Falle  der  Verhinderung  des  Gouver* 
neurs  zunächst  die  Vizegouverneure,  dann  die  Stellvertreter  der  Vize? 
gouverneure  nach  der  von  dem  Gouverneur  zu  bestimmenden  Reihen* 
folge  berufen. 

Die  Stellvertreter  der  Vizegouverneure  werden  in  der  Eigenschaft 
als  Stellvertreter  des  Gouverneurs  nötigenfalls  durch  ein  von  dem  Ge* 
neralrate  bezeichnetes  Mitglied  des  Generalrates  vertreten. 

Artikel  30. 

Die  Bestätigung  der  von  der  Generalversammlung  gewählten  Ge* 
neralräte  ist  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  vorbehalten.  Diese 
Allerhöchste  Bestätigung  ist  vom  Generalrate  der  Bank  im  Wege  des 
betreffenden  Finanzministers  zu  erwirken. 

Artikel  31. 

Das  Amt  der  Generalräte  dauert  durch  vier  Jahre.  Jene,  welche 
die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  können  wieder  gewählt  werden. 

In  der  ersten  regelmäßigen  Jahressitzung  der  Generalversamni* 
lung  trifft  nach  dem  Lose  drei  Generalräte,  in  der  regelmäßigen  Jahres* 
sitzung  des  zweiten  und  dritten  Jahres  ebenso  drei  Generalräte,  in  der 
Jahressitzung  des  vierten  Jahres  die  übrigen  drei  Generalräte  die  Reihe 
zum  Austritte. 

Für  den  Fall  des  Ausscheidens  eines  Generalrates  vor  Ablauf 
seiner  Funktionsdauer  gilt  die  Ersatzwahl  nur  für  die  Wahlperiode  des 
Ausgeschiedenen. 

Artikel  32. 

Jeder  Generalrat  hat  bei  Antritt  seines  Amtes  und  für  die  Dauer 
desselben  bei  der  Bank  fünfundzwanzig  auf  seinen  Namen  lautende  un* 
belastete  Aktien  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  hinterlegen. 

Artikel  33. 

Die  Generalräte  versehen  ihre  Ämter  unentgeltlich. 

Für  die  in  Ausübung  ihrer  Funktion  erwachsenden  Reisekosten  ist 
den  Mitgliedern  des  Generalrates  aus  den  Mitteln  der  Bank  eine  an* 
gemessene  Entschädigung  zu  leisten. 
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Artikel  34. 

Der  Gouverneur,  die  Vizegouverneure,  die  Stellvertreter  der  Vize* 
Gouverneure  und  die  Generalräte  der  Östercichisch*ungarischen  Bank 
leisten  bei  dem  Antritt  ihres  Amtes  die  feierliche  Angelobung,  die  Sta* 
tuten  der  Bank  genau  zu  befolgen,  die  Erfüllung  der  Aufgaben,  welche 
der  Bank  gemäß  Artikel  1  in  den  beiden  Staatsgebieten  gleicherweise 
obliegen,  und  das  Wohl  der  Bank  nach  Kräften  zu  fördern,  sich  eine  red* 
liehe,  eifrige  und  aufmerksame  Verwaltung  der  Geschäfte  der  Bank  und 
des  Vermögens  derselben  bestens  angelegen  sein  zu  lassen  und  über  die 
Verhandlungen  der  Bank  Verschwiegenheit  zu  beobachten. 

Der  Gouverneur  leistet  diese  Angelobung  Seiner  k.  und  k.  Aposto* 
lischen  Majestät,  die  Vizegouverneure  und  die  Stellvertreter  der  Vize* 
gouverneure  leisten  selbe  dem  betreffenden  Finanzminister,  die  Ge* 
neralräte  leisten  selbe  dem  Gouverneur,  bekräftigen  sie  mit  ihrem  Hand* 
schlag  und  fertigen  hierüber  eine  Urkunde  aus. 

Artikel  35. 

Der  Gouverneur,  die  Vizegouverneure,  die  Stellvertreter  der  Vize* 
gouverneure  und  die  Generalräte  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
sind  für  die  Beschlüsse,  zu  denen  sie  die  Zustimmung  gegeben  haben,  und 
in  ihrem  Wirkungskreise  für  eine  redliche,  aufmerksame  und  den  Sta* 
tuten  entsprechende  Geschäftsführung  verantwortlich. 

Artikel  36. 

Der  Generalrat,  das  Exekutivkomitee  und  die  sonstigen  Komitees 
des  Generalrates  werden  durch  den  Gouverneur  einberufen. 

Der  Generalrat  versammelt  sich  in  der  Regel  zweimal  im  Monat 
an  den  von  dem  Gouverneur  zu  bestimmenden  Tagen.  Außerordentliche 
Versammlungen  werden  nach  Erfordernis  von  dem  Gouverneur  ein* 
berufen. 

Jeder  Regierungskommissär  (Artikel  51)  kann  die  Einberufung 
einer  außerordentlichen  Versammlung  veranlassen. 

Die  Sitzungen  des  Generalrates,  des  Exekutivkomitees  und  der 
sonstigen  Komitees  des  Generalrates  werden  nach  Bestimmung  des 
Gouverneurs  in  Wien  oder  Budapest,  und  zwar  nach  Tunlichkeit  ab* 
wechselnd,  abgehalten. 

Zu  den  Sitzungen  des  Generalrates,  des  Exekutivkomitees  und 
der  sonstigen  ständigen  Komitees  sind  außer  sämtlichen  Mitgliedern 
auch  beide  Regierungskommissäre  einzuladen. 

Artikel  37. 

In  den  Versammlungen  des  Generalrates  führt  der  Gouverneur 

den  Vorsitz. 

Zur  Beschlußfähigkeit  des  Generalrates  ist  die  Anwesenheit  von 
wenigstens  sieben  Mitgliedern  desselben,  den  Vorsitzenden  mitgerechnet, 
erforderlich. 
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Die  Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  der  An* 
wesenden  gefaßt.  Der  Vorsitzende  stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit 
und  ist  seine  Stimme  entscheidend. 

Kein  Mitglied  des  Generalrates  kann  mehr  als  Eine  Stimme  führen. 
Bevollmächtigungen  und  schriftliche  Voten  abwesender  Mitglieder  sind 
unzulässig. 

Alle  Wahlen  des  Generalrates  geschehen  mittelst  Stimmzettel. 

In  den  Verhandlungsprotokollen  sind  die  Namen  der  Anwesen* 
den  und  die  gefaßten  Beschlüsse  anzuführen.  Jedem  Regierungskom* 
missär  und  jedem  anwesenden  Mitgliede  des  Generalrates  steht  es  frei, 
seine  von  dem  Majoritätsbeschluß  abweichende  Meinung  zu  Protokoll 
zu  geben. 

Die  Verhandlungsprotokolle  werden  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Generalsekretär  als  Referenten  und  von  den  Regierungskommissären 
(Artikel  51),  soweit  letztere  in  der  Sitzung  anwesend  waren,  gefertigt 
und  im  Archiv  aufbewahrt. 

Artikel  38. 

Der    Generalrat   führt   die   Firma  der  Österreichisch*ungarischen 

Bank. 

Zur  Gültigkeit  der  Firmierung  ist  die  Unterschrift  des  Gouverneurs 
oder  an  dessen  Stelle  eines  Vizegouverneurs  oder  des  Stellvertreters 
eines  Vizegouverneurs,  eines  Generalrates  und  die  Mitfertigung  4es 
Generalsekretärs  oder  seines  Stellvertreters  erforderlich.  Durch  diese 
Firmazeichnung  wird  die  Österreichisch*ungarische  Bank  in  allen  Fällen, 
und  zwar  auch  wo  die  Gesetze  eine  Spezialvollmacht  erfordern,  ver* 
pflichtet. 

Die  Korrespondenz  des  Generalrates  ist  stets  mit  der  Statuten* 
mäßigen  Firmazeichnung  zu  versehen. 

Der  Generalrat  bestimmt,  in  welchen  Fällen  und  in  welcher  Form 
die  Unterschrift  der  Geschäftsleitung  in  Wien  (Artikel  46)  und  der  fir* 
mierenden  Bankanstalten  und  Geschäftsabteilungen  eine  Verpflichtung 
für  die  Österreichisch*ungarische  Bank  begründet,  und  macfit  dies  durch 
öffentlichen  Anschlag  in  den  betreffenden  Amtslokalitäten  bekannt. 

Artikel  39. 

Das  Exekutivkomitee  des  Generalrates  (Artikel  25)  hat  die  genaue 
Befolgung  der  im  Artikel  84  ausgesprochenen  Bestimmungen  zu  über* 
wachen.  Dasselbe  hat  ferner  in  Fällen  dringender  Notwendigkeit  die 
erforderlichen  unaufschiebbaren  Verfügungen  zu  treffen  und  bringt 
letztere  dem  Generalrate  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten  motiviert 
zur  Kenntnis. 

Das  Exekutivkomitee  besteht  aus  dem  Gouverneur  und  vier  Mit* 
gliedern  des  Generalrates.  Das  Exekutivkomitee,  ist  bei  Anwesenheit  von 
drei  Mitgliedern  einschließlich  des  Vorsitzenden  beschlußfähig. 

Für  Fälle  der  Verhinderung  wählt  der  Generalrat  aus  seiner  Mitte 
zwei  Ersatzmänner. 
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Jeder  Regierungskommissär  (Artikel  51)  kann  die  Einberufung  einer 
Sitzung  des  Exekutivkomitees  veranlassen. 

Zu  den  Sitzungen  des  Exekutivkomitees  sind  sämtliche  Mitglieder 
desselben  und  beide  Regierungskommissäre  einzuladen. 

Ist  wegen  besonderer  Dringlichkeit  und  Unaufschiebbarkeit  des 
Falles  die  vorgängige  Einberufung  einer  Sitzung  des  Exekutivkomitees 
nicht  möglich,  so  trifft  der  Gouverneur  die  erforderlichen  unaufschieb* 
baren  Verfügungen  und  bringt  dieselben  dem  Generalrate  bei  dessen 
nächstem  Zusammentreten  motiviert  zur  Kenntnis. 

Die  beiden  Regierungskommissäre  sind  von  solchen  Verfügungen 
ohne  Verzug  in  Kenntnis  zu  setzen. 

B.  Die  Direktionen  in  Wien  und  Budapest. 

Artikel  40. 

Die  Direktion  in  Wien  und  die  Direktion  in  Budapest  sind  zu  allen 
Verfügungen  berechtigt,  welche  sich  aus  dem  ihnen  statutenmäßig  ein* 
geräumten  Wirkungskreise  unmittelbar  ergeben. 

Den  Direktionen  steht  das  ausschließliche  Recht  zu,  den  Bank; 
kredit  im  Eskont*  und  Darlehensgeschäfte  in  dem  betreffenden  Staats* 
gebiete  zu  bemessen.  Sie  setzen  zu  diesem  Behufe  die  Grenze  fest,  bis 
zu  welcher  der  Bankkredit  in  jedem  dieser  beiden  Geschäfte  von  ein; 
zelnen  Firmen  und  Personen  benützt  werden  kann. 

Die  Direktionen  überwachen  auch  die  Benützung  dieses  Kredites  in 
jeder  Richtung,  verfügen  das  diesfalls  Erforderliche  und  treffen  in  den 
Fällen  des  Artikels  63  die  ihnen  vorbehaltene  Entscheidung. 

Sie  sind  ferner  berechtigt,  an  den  ihnen  hiezu  geeignet  erscheinen*  * 
den  Plätzen  des  betreffenden  Staatsgebietes  Banknebenstellen  für  das 
Eskontgeschäft  zu  errichten  und  aufzulösen  sowie  an  Firmen  und  Per* 
sonen  das  Zugeständnis  zu  erteilen,  den  Bankkredit  auch  im  Korrespon* 
denzwege  benützen  zu  dürfen. 

Sie  bestimmen  die  Zahl  der  Zensoren  nach  dem  Bedarf  und  den 
Verhältnissen  der  verschiedenen  Plätze  und  ernennen  die  Zensoren  bei 
den  Bankanstalten  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete. 

Die  an  die  Bankanstalten  eines  oder  beider  Staatsgebiete  schrift* 
lieh  ergehenden  Verfügungen  des  Generalrates  sind  den  betreffenden 
Direktionen  behufs  Mitteilung  an  die  ihnen  unterstehenden  Bankanstalten 
zu  übermitteln  (Artikel  46).  An  Bankanstalten  wegen  Dringlichkeit  un* 
mittelbar  ergehende  Verfügungen  sind  unverzüglich  der  betreffenden 
Direktion  mitzuteilen. 

Die  Direktionen  haben  dem  Generalrate  die  von  demselben  ab* 
verlangten  Berichte  zu  erstatten,  sind  aber  auch  berechtigt,  innerhalb 
und  außerhalb  ihres  Wirkungskreises  liegende  Anträge  jederzeit  an  den 
Generalrat  zu  stellen. 
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Artikel  41. 

Jede  Direktion  besteht  aus  dem  betreffenden  Vizegouverneur, 
dessen  Stellvertreter  und  aus  den  sechs  Generalräten  der  betreffenden 
Staatsangehörigkeit  (Artikel  23). 

Der  Vizegouverneur  führt  in  den  Sitzungen  der  Direktion  den  Vor* 
sitz  und  ist  der  ständige  Repräsentant  der  Direktion. 

Er  übt  im  Namen  der  Direktion  unbeschadet  des  vom  Gouverneur 
im  Namen  des  Generalrates  auszuübenden  Rechtes  (Artikel  27)  die  per* 
manente  Überwachung  der  Kreditbenützung  bei  den  unterstehenden 
Bankanstalten  aus. 

In  diesem  Wirkungskreise  ist  der  Vizegouverneur  berechtigt,  in 
Fällen  dringender  Notwendigkeit  die  erforderlichen  unaufschiebbaren 
Verfügungen  zu  treffen,  und  bringt  letztere  dem  Gouverneur  unverzüglich 
und  der  Direktion  bei  deren  nächstem  Zusammentreten  motiviert  zur 
Kenntnis. 

Seiner  Approbation  oder  seinem  Visum  unterliegen  alle  Anträge, 
Berichte  und  Korrespondenzen  des  Referenten  der  Direktion  (Artikel  45), 
in  Budapest  auch  jene  der  Vertretung  der  Hypothekarkreditsabteilung 
(Artikel  2).  * 

(Artikel  42  und  43  sind  entfallen/5) 
Artikel  44. 

Jede  Direktion  versammelt  sich  in  der  Regel  wöchentlich  an  einem 
von  dem  Vorsitzenden  zu  bestimmenden  Tage  zur  Erledigung  der  in 
ihren  Wirkungskreis  gehörenden  Geschäfte. 

Außerordentliche  Versammlungen  werden  nach  Erfordernis  auf 
Veranlassung  des  Vorsitzenden,  des  Gouverneurs  oder  des  betreffenden 
Regierungskommissärs  einberufen. 

Zur  Beschlußfähigkeit  der  Direktion  ist  die  Anwesenheit  von  vier 
Mitgliedern  derselben  einschließlich  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

Bei  den  Beratungen  der  Direktion  werden  die  Beschlüsse  nach 
absoluter  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden  gefaßt. 

Der  Vorsitzende  stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit  und  ist  seine 
Stimme  entscheidend. 

Die  Beschlüsse  der  Direktion  bedürfen  zu  ihrer  Ausführung  der 
Approbation  des  Vorsitzenden.  Als  approbiert  gelten  alle  Beschlüsse, 
welchen  der  Vorsitzende  nicht  vor  Schluß  der  Sitzung,  in  der  sie  zustande 
gekommen  sind,  ausdrücklich  die  Approbation  versagt  hat. 

Die  dem  Vizegouverneur  vorbehaltenen  Amtshandlungen  (Ar* 
tikel  41)  werden  im  Falle  der  Verhinderung  desselben  von  seinem  Stell* 
Vertreter  versehen. 

Falls  sowohl  der  Vizegouverneur  als  dessen  Stellvertreter  ver* 
hindert  sind,  bestellt  der  Vizegouverneur  interimistisch  einen  der  be* 
treffenden  Direktion  angehörenden  Generalrät  zu  seinem  Stellvertreter. 

*)  Siehe  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  RGBl.  Nr.  176,  vierter 
Teil,  erstes  Kapitel,  Artikel  I,  S.  37/38. 
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Artikel  45. 

Jeder  Direktion  wird  vom  Generalrate  im  Einvernehmen  mit  der* 
selben  ein  Mitglied  der  Geschäftsleitung  als  Zentralinspektor  in  dem 
betreffenden  Staatsgebiete  sowie  das  erforderliche  Beamten*  und  Dienst* 
personale  zugeteilt.  Der  Zentralinspektor  fungiert  als  Referent  der  Di* 
rektion  und  ist  das  Organ,  welches  die  Beschlüsse  und  Verfügungen  der* 
selben  unter  Aufsicht  des  Vizegouverneurs  auszuführen  hat. 

Außerhalb  seines  Wirkungskreises  als  Exekutivorgan  der  Direktion 
übt  der  Zentralinspektor  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  der  Geschäfts* 
leitung  auf  Grund  der  vom  Generalrate  zu  erlassenden  Instruktion  die 
Aufsicht  über  die  Bankanstalten  des  betreffenden  Staatsgebietes  aus. 

Er  ist  verpflichtet,  zu  allen  seinen  Anträgen,  Berichten  und 
Korrespondenzen  die  Approbation  oder  das  Visum  des  Vizegouverneurs 
einzuholen  (Artikel  41). 

Die  Verhandlungsprotokollc  und  Korrespondenzen  der  Direktionen 
sowie  ihre  Erlässe  an  die  Bankanstalten  in  dem  betreffenden  Staats* 
gebiete  sind  von  dem  Vizegouverneur  und  von  dem  Referenten  —  die 
Verhandlungsprotokolle  auch  von  dem  betreffenden  Regierungskommis* 
sär,  soweit  letzterer  in  der  Sitzung  anwesend  war  —  zu  fertigen. 

Von  jedem  Veihandlungsprotokoll  ist  längstens  binnen  drei  Tagen 
eine  Abschrift  an  den  Generalrat  einzusenden. 

V.  Titel. 

Geschäftsleitung  und  Personale  der  Bank. 

Artikel  46. 

Die  Oberleitung  sämtlicher  Geschäftszweige  führt  der  General* 
sekretär  als  oberster  Beamter  der  Bank  im  Namen  und  unter  Aufsicht 
des  Generalrates  (Artikel  25  und  27)  nach  der  zu  erlassenden  Instruktion. 
Im  Verhinderungsfalle  vertritt  denselben  in  der  Regel  der  General* 
sekretär*Stellvertreter. 

Der  Generalsekretär  ist  das  Organ,  durch  welches  der  Generalrat 
alle  seine  Beschlüsse  unter  Aufsicht  des  Gouverneurs  in  Ausführung 
bringen  läßt  und  welches  zunächst  über  die  gehörige  Vollziehung  der* 
selben  zu  wachen  hat.  Er  erläßt  unmittelbar,  beziehungsweise  im  Wege 
der  Geschäftsleitung  oder  der  Direktionen  (Artikel  40)  auf  Grund  der 
vom  Generalrate  genehmigten  Instruktionen  alle  diesfalls  erforderlichen 
Weisungen  und  Erläuterungen  an  die  Bankanstalten  und  sonstigen  Organe 
der  Bank. 

Der  Generalsekretär  nimmt  an  allen  Beratungen  des  Generalrates, 
des  Exekutivkomitees  und  der  sonstigen  ständigen  Komitees  des  General* 
rates,  jedoch  nur  mit  beratender  Stimme  teil.  Es  liegt  in  seiner  Pflicht, 
dem  Generalrate  dienstförderliche  Anträge  zu  erstatten;  auch  ist  dessen 
Meinungsäußerung  in  den  Protokollen  und  Akten  ersichtlich  zu  machen. 

Der  Generalsekretär  erstattet  täglich  dem  Gouverneur  ausführ* 
liehen  Bericht  über  die  Geschäftsbewegung,  Betriebsmittel  und  Situation 
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der  Bank  und  hat  dessen  Approbation  oder  Visum  zu  allen  dem  General* 
rate  zu  unterbreitenden  Anträgen  einzuholen. 

Für  die  unmittelbare  Geschäftsführung  ist  dem  Generalsekretär 
die  Geschäftsleitung  als  Beirat  i  beigegeben.  Dieselbe  besteht  aus  dem 
Generalsekretär  als  Vorsitzenden,  dem  Generalsekretär*Stellvertreter, 
den  Oberbeamten  des  Generalsekretariats,  dem  Oberbuchhalter,  den 
beiden  Zentralinspektoren,  den  Vorständen  der  Hauptanstalten  und  dem 
Direktor  der  Hypothekarkreditsabteilung.  Die  Oberbeamten  des  General* 
Sekretariats  und  der  Oberbuchhalter  leiten  alle  Eingaben  und  Zusammen* 
Stellungen  durch  den  Generalsekretär  an  den  Generalrat  und  erhalten 
durch  denselben  auch  die  Beschlüsse  des  Generalrates. 

Für  die  unmittelbare  Geschäftsführung  der  Hypothekarkredits* 
abteilung  wird  der  Generalsekretär  durch  den  Direktor  der  Hypothekar* 
kreditsabteilung  vertreten. 

Artikel  47. 

Die  definitive  Anstellung  von  Beamten  und  sonstigen  mit  Jahres* 
gehalt  aufgenommenen  Bediensteten  der  Bank  ist  dem  Generalrate  vor* 
behalten. 

Der  Generalrat  bestimmt  die  Dienstesverhältnisse  und  Bezüge  der 
Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  Bank  und  kann  ihnen  Belohnun* 
gen  und  Unterstützungen  gewähren. 

Die  Pensionen  für  Beamte,  Unterbeamte,  Diener  und  Arbeiter  der 
Bank  und  deren  Hinterlassene  sowie  die  Erziehungsbeiträge  für  Waisen 
von  Bankbediensteten  werden  vom  Generalrate  nach  dem  diesfalls  be* 
stehenden  Normale  festgesetzt. 

Abänderungen  des  Pensionsnormale  können  nur  von  der  General* 
Versammlung  und  nur  ohne  Schmälerung  erworbener  Ansprüche  vor* 
genommen  werden. 

Die  oberste  Disziplinargewalt  über  die  Beamten  und  sonstigen  Be* 
diensteten  der  Bank  ist  dem  Generalrate  vorbehalten. 

Zur  Durchführung  von  Disziplinaruntersuchungen  im  Sinne  der 
vom  Generalrate  zu  erlassenden  Dienstesordnung  werden  in  Wien  und 
Budapest  Disziplinarkommissionen  eingesetzt,  deren  Mitglieder  vom  Ge* 
neralrate  ernannt  werden.  Den  Vorsitz  in  der  Disziplinarkommisson  führt 
der  betreffende  Zentralinspektor. 

Die  Ausübung  aller  in  diesem  Artikel  dem  Generalrate  vorbehalte* 
nen  Rechte  unterliegt  keiner  Einsprache  der  beiden  Regierungskommissäre 
aus  dem  Grunde  des  Staatsinteresses  (Artikel  52),  soweit  es  sich  nicht 
um  eine  Änderung  des  Systems  der  Dienstbezüge  und  Pensionen  handelt. 

Artikel  48. 

Die  Beamten  der  Bank  sind  verpflichtet,  über  die  Verhandlungen 
und  alle  einzelnen  Geschäfte  der  Bank,  besonders  aber  über  den  Umfang 
des  an  Privatpersonen  und  Firmen  gewährten  Kredites  sowie  über  die 
Namen  der  Eigentümer  der  bei  der  Bank  liegenden  Gelder,  Pfänder  und 
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Depositen  und  über  Zahl,  Beschaffenheit  oder  Wert  der  letzteren  Vers 
schwiegenheit  zu  beobachten  (Artikel  98). 

Artikel  49. 

Die  Beamten  und  sonstigen  Bediensteten  der  privilegierten  öster* 
reichischen  Nationalbank  werden  unter  Beibehaltung  ihres  Ranges,  ihrer 
Anciennität  und  ihres  Diensteinkommens  von  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  übernommen. 

Ansprüche  auf  Aktivitäts*,  Pensions*  oder  Provisionsbezüge,  welche 
Beamte  oder  sonstige  Bedienstete  der  privilegierten  österreichischen  Na* 
tionalbank  zu  erheben  berechtigt  sind,  hat  die  Österreichisch*ungarische 
Bank  zu  erfüllen. 

Dasselbe  gilt  von  den  Bezügen  der  Hinterbliebenen  von  Beamten 
und  Bediensteten  der  privilegierten  österreichischen  Nationalbank. 

VI.  Titel. 
Rechnungsrevisoren. 

Artikel  50. 

Die  von  der  Generalversammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählten 
Rechnungsrevisoren  (Artikel  21  b)  haben  die  ganzjährig  abgeschlossene 
Bilanz  der  Bank  zu  prüfen  und  in.  der  regelmäßigen  Jahressitzung  der 
Generalversammlung  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 

Sie  sind  berechtigt,  vom  Generalrat  alle  zur  Erfüllung  ihrer  Auf* 
gäbe  erforderlichen  Aufklärungen  zu  verlangen  und  insbesondere  auch 
in  die  Bücher  der  Bank  Einsicht  zu  nehmen. 

VII.  Titel. 

Verhältnis  zu  den  Staatsverwaltungen. 

Artikel  51. 

Die  österreichische  und  die  ungarische  Regierung  ernennen  jede 
einen  Kommissär  und  einen  Stellvertreter  desselben,  welche  die  Organe 
sind,  durch  die  sich  die  beiden  Staatsverwaltungen  die  Überzeugung  ver* 
schaffen,  daß  die  Bankgesellschaft  den  Gesetzen  und  den  Statuten  ge* 
mäß  sowie  in  Übereinstimmung  mit  dem  Staatsinteresse  vorgeht. 

Artikel  52. 

Die  Kommissäre  sind  berechtigt,  den  Sitzungen  der  Generalver* 
Sammlung,  des  Generalrates,  des  Exekutivkomitees  und  der  sonstigen 
ständigen  Komitees  des  Generalrates  sowie  der  betreffenden  Direktion, 
jedoch  nur  mit  einer  beratenden  Stimme  beizuwohnen  und  alle  Auf* 
klärungen  zu  verlangen,  welche  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  notwen* 
dig  sind. 
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Denselben  ist  stets  die  zur  Ausübung  der  ihnen  obliegenden  Auf* 
sieht  nötige  Einsichtnahme  in  die  Geschäftsführung  der  Bank  zu  ge* 
statten. 

Jedem  der  beiden  Regierungskommissäre  steht  das  Recht  zu,  gegen 
Beschlüsse  der  Generalversammlung,  des  Generalrates,  des  Exekutiv* 
komitees  und  der  sonstigen  ständigen  Komitees  des  Generalrates  oder 
der  betreffenden  Direktion  Einsprache  zu  erheben,  wenn  er  den  Be* 
Schluß  mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  mit  den  Statuten  in  Wider* 
spruch  oder  mit  den  Interessen  des  bereffenden  Staatsgebietes  nicht  ver* 
einbar  findet  (Artikel  25  und  47). 

Artikel  53. 

Erhebt  ein  Regierungskommissär  gegen  einen  Beschluß  der  General* 
Versammlung,  des  Generalrates,  eines  Komitees  oder  der  betreffenden 
Direktion  Einsprache,  so  hat  diese  Einsprache  aufhaltende  Wirkung  und 
ist  der  Gegenstand,  insofern  er  den  Beschluß  eines  Komitees  oder  einer 
Direktion  betrifft,  zunächst  dem  Generälrate  zur  Beschlußfassung  vor* 
zulegen. 

Betrifft  ein  solcher  Einspruch  seitens  eines  Regierungskommissärs 
einen  Beschluß  der  Generalversammlung  oder  des  Generalrates,  so  ist 
hierüber  mit  der  Regierung,  von  welcher  der  Regierungskommissär  be* 
stellt  worden  ist,  vorläufig  das  Einvernehmen  zu  pflegen. 

Wird  hierüber  zwischen  der  Regierung  und  der  Bank  eine  Ver* 
ständigung  nicht  erzielt,  so  entscheidet  über  den  Gegenstand,  sofern  es 
sich  um  die  Beobachtung  der  in  einem  oder  dem  anderen  Staatsgebiete 
geltenden  Gesetze  oder  der  Statuten  handelt,  mit  Ausschluß  jedes  weite* 
ren  Rechtszuges,  ein  Schiedsgericht,  welches  entsprechend  der  Einladung 
des  Vorsitzenden  in  Wien  oder  Budapest  zusammentritt.  Handelt  es 
sich  dagegen  um  einen  aus  dem  Grunde  der  Wahrung  des  Staatsinteresses 
erhobenen  Einspruch,  so  entscheidet  über  den  Gegenstand  endgültig  das 
betreffende  Gesamtministerium. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  sieben  Mitgliedern,  wovon  je  drei 
aus  Mitgliedern  des  Obersten  Gerichtshofes  zu  Wien  und  der  königlich 
ungarischen  Kurie  in  Budapest  von  dem  betreffenden  Gerichtspräsiden* 
ten  für  die  Dauer  eines  Jahres  hiezu  bestimmt  werden.  Das  siebente 
Mitglied,  welches  zugleich  den  Vorsitz  zu  führen  hat,  wird  von  den 
sechs  Mitgliedern  gewählt. 

Ergibt  die  Wahl  keine  absolute  Majorität,  so  wird  der  Obmann  des 
Schiedsgerichtes  abwechselnd  einmal  von  dem  Präsidenten  des  Obersten 
Gerichtshofes  in  Wien,  einmal  von  dem  Präsidenten  der  königlich  ungari* 
sehen  Kurie  ernannt. 

Das  Los  entscheidet,  welcher  von  den  beiden  obersten  Gerichts* 
Präsidenten  zuerst  zur  Ernennung  des  Obmannes  berufen  wird. 

Das  Schiedsgericht  faßt  nach  vorheriger  Einvernehmung  des  Ge* 
neralrates  seine  Beschlüsse  nach  absoluter  Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Ansicht  zum  Beschluß  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 
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Das  Schiedsgericht  ist  an  keine  Bestimmung  einer  Prozeßordnung 
gebunden,  hat  jedoch  seinem  Ausspruche  die  Entscheidungsgründe  bei* 
zufügen. 

Artikel  54. 

Bei  allen  Gegenständen,  welche  die  Mitwirkung  der  Staätsver* 
waltung  erfordern,  hat  sich  die  Bank  durch  den  Generalrat  an  den  be* 
treffenden  Finanzminister,  nach  Umständen  an  beide  Finanzminister  zu 
wenden. 

Über  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Staatsverwaltung  der  im 
Rcichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  entstehen  und  deren  Entscheidung  nicht  dem  im  Ar* 
tikel  53  normierten  Schiedsgerichte  zusteht  (Artikel  108),  steht  das  Ver* 
fahren  und  die  Urteilsschöpfung  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien  zu. 

Über  Streitigkeiten,  welche  zwischen  der  Staatsverwaltung  der  L-in* 
der  der  ungarischen  Krone  und  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  ent* 
stehen  und  deren  Entscheidung  nicht  dem  im  Artikel  53  normierten 
Schiedsgerichte  zusteht  (Artikel  108),  steht  das  Verfahren  und  die  Ur* 
teilsschöpfung  dem  Budapester  königlichen  Gerichtshöfe  zu. 

Artikel  55. 

Die  Bank  kann  Wechsel,  welche  von  der  österreichischen  oder 
von  der  ungarischen  Finanzverwaltung  eingereicht  werden,  statutenmäßig 
(Artikel  60)  eskontieren,  doch  ist  hiezu  ein  Sitzungsbeschluß  des  Ge* 
neralrates  nötig. 

Die  Bank  kann  ferner  kommissionsweise  Geschäfte  für  Rechnung 
der  Staatsverwaltungen  besorgen. 

Der  aus  der  kommissionsweisen  Besorgung  solcher  Geschäfte  zu 
Lasten  der  Staatsverwaltung  sich  ergebende  Saldo  ist  während  des  Mo* 
nats  nach  Vereinbarung,  ein  solcher  am  Schlüsse  eines  jeden  Monats 
verbleibender  Saldo  aber  spätestens  bis  zum  7.  des  nächstfolgenden  Mo* 
nats  bar  zu  begleichen. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  für  Rechnung  jeder  der  beiden  Finanz* 
Verwaltungen  nach  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  Gelder  zu  über* 
nehmen  und  bis  zur  Höhe  des  betreffenden  Guthabens  Zahlungen  zu 
leisten.  Auch  ist  die  Bank  verpflichtet,  auf  Verlangen  und  für  Rechnung 
jeder  der  beiden  Finanzverwaltungen  an  den  zu  vereinbarenden  Orten 
durch  die  Bankkassen  Verwechslungen  vorzunehmen.  Die  Bank  hat  für 
ihre  diesfällige  Mühewaltung  keinen  Anspruch  auf  Kommission  und  Er* 
satz  der  Kosten. 

Außerdem  kann  die  Bank  andere  statutenmäßige  Geschäfte  mit 
der  österreichischen  oder  mit  der  ungarischen  Finanzverwaltung  nur  inso* 
weit  eingehen,  als  hiemit  eine  Darlehens*  oder  Kreditgewährung  seitens 
der  Bank  nicht  verbunden  ist. 
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VIII.  Titel. 
Geschäfte  der  Bank. 

Artikel  56. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  berechtigt: 

a)  Wechsel,  Effekten  und  Kupons  zu  eskontieren  (Artikel  60 
und  61)  und  weiter  zu  begeben; 

b)  Darlehen  gegen  Handpfand  zu  erteilen  (Artikel  65); 

c)  Depositen  zur  Verwahrung,  beziehungsweise  zur  Verwaltung  zu 
übernehmen  (Artikel  71); 

d)  Gelder  gegen  Verbriefung  (Artikel  75),  dann 

e)  Gelder,  Wechsel  und  Effekten  mit  kurzer  Verfallszeit  in  laufende 
Rechnung  (Girogeschäft)  zu  übernehmen  (Artikel  76); 

f)  Anweisungen  auf  ihre  eigenen  Kassen  auszustellen  (Artikel  78); 

g)  kommissionsweise  Geschäfte  zu  besorgen  (Artikel  81); 

h)  für  Effekten,  welche  bei  der  Bank  belehnbar  sind  und  für  deren 
Kupons  nach  Fälligkeit  Auszahlung  zu  leisten; 

i)  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungemünzt,  anzuschaffen  und  zu 
verkaufen  (Artikel  65); 

k)  Wechsel  und  Schecks  auf  auswärtige  Plätze  sowie  ausländische 
Noten,  ferner  im  Geltungsgebiete  dieser  Statuten  zahlbare,  nicht  auf  die 
Kronenwährung  lautende  Wechsel  im  Inland  und  Ausland  anzuschaffen 
und  zu  verkaufen  sowie  Schecks  und  Anweisungen  auf  auswärtige  Plätze' 
abzugeben,  im  Ausland  Inkassi  zu  besorgen  und  Zahlungen  für  fremde 
Rechnung  zu  leisten  und  die  zur  Führung  dieser  Geschäftszweige  er* 
forderlichen  Guthabungen  im  Auslande  zu  halten; 

l)  nach  den  mit  gegenwärtigen  Statuten  im  Anhange  vereinigten 
Statuten  der  Hypothekarkreditsabteilung  Hypothekardarlehen  in  Pfand* 
briefen  zu  gewähren; 

m)  eigene  Pfandbriefe  der  Bank  anzukaufen  und  zu  veräußern. 

Das  Geschäftsjahr  der  Bank  beginnt  am  1.  Jänner  und  endet  mit 
31.  Dezember. 

Artikel  57. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  wird  in  beiden  Teilen  des 
Reiches  von  der  Wirksamkeit  jeder  die  Höhe  des  Zinsfußes  beschränken* 
den  gesetzlichen  Verfügung  losgezählt. 

Artikel  58. 

Zahlungen  an  die  Bank,  welche  in  der  Kronenwährung  zu  leisten 
sind,  können  nur  in  Noten  der  Bank  (Artikel  82)  oder  in  gesetzlichem 
Metallgelde  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  geleistet  werden. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  unechte  Banknoten  im  Falle  ihres  Vor* 
kommens  gegen  Bestätigung  abzunehmen.  Hinsichtlich  des  Münzverkehrs 
sind  bei  den*  Bankkassen  die  durch  die  Artikel  VI  und  XI  des  Münz* 
und  Währungsvertrages  vom  11.  August  1892  (österreichisches  Gesetz  vom 
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2.  August  1892,  RGBl.  Nr.  127,*)  und  ungarischer  Gesetzartikel  XVIII  vom 
Jahre  1892)  für  die  Staats*  und  öffentlichen  Kassen  festgestellten  Normen 
einzuführen. 

Artikel  59. 

Alle  Kundmachungen  des  Generalrates  erfolgen  in  dem  zu  Wien 
erscheinenden  Amtsblatte  in  deutscher,  in  dem  zu  Budapest  erscheinen* 
den  Amtsblatte  in  ungarischer  Sprache. 

A.  Eskontgeschäft. 

Artikel  60. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  berechtigt,  gezogene  und 
eigene  Wechsel  zu  eskontieren,  welche  auf  die  Kronenwährung  lauten 
und  längstens  binnen  drei  Monaten  innerhalb  des  Geltungsgebietes  dieser 
Statuten  zahlbar  sind. 

Die  zu  eskontierenden  Wechsel  müssen  der  Regel  nach  mit  der 
Unterschrift  von  drei,  jedenfalls  aber  mit  der  Unterschrift  von  zwei  als 
zahlungsfähig  bekannten  Verpflichteten  versehen  sein. 

Die  Geringfügigkeit  der  Wechselsumme  ist  kein  Ausschließungs* 

grund. 

Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  eine  Ursache  der  verweigerten 
Eskontierung  anzugeben. 

Die  Eskontierungen  der  Bank  haben  bei  allen  Bankanstalten  in  der 
Regel  nur  zu  dem  vom  Generalrat  einheitlich  festgesetzten  Zinsfuße 
(Artikel  25),  welcher  öffentlich  und  an  den  Schaltern  der  Bank  bekannt* 
zumachen  ist,  zu  geschehen;  Ausnahmen  sind  nur  auf  Grund  eines  Be* 
Schlusses  des  Generalrates  oder  eines  von  diesem  hiezu  beauftragten 
Komitees  zulässig. 

Artikel  61. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  alle  zur  Beleihung  bei  derselben  geeigneten 
Effekten  (Artikel  65)  und  deren  Kupons,  insofern  selbe  längstens  inner* 
halb  drei  Monaten  zahlbar  sind,  zu  eskontieren. 

Artikel  62. 

Bei  der  Prüfung  der  zum  Eskont  angebotenen  Wechsel  ist  ein  auf 
allen  Bankplätzen  gleichmäßiger  und  unparteiischer  Vorgang  zu  beob* 
achten.  Diese  Prüfung  erfolgt  in  der  Regel  durch  ein  Zensurkomitee. 

Der  Generalrat  entscheidet,  in  welchen  besonderen  Fällen  Wechsel 
ohne  frühere  Prüfung  durch  ein  Zensurkomitee  eskontiert  werden  können, 
jedoch  sind  solche  Wechsel  nachträglich  dem  Zensurkomitee  vorzulegen. 

Die  Zensoren  haben  bei  Beurteilung  der  zum  Eskont  eingebrachten 
Wechsel  mit  strenger  Unparteilichkeit  zu  Werke  zu  gehen,  über  die 
Verhandlungen  des  Zensurkomitees  und  des  Zensorenkollegiums  Ver* 


*)  Siehe  S.  llft. 
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schwiegenheit  zu  beobachten  und  bei  Antritt  ihres  Amtes  schriftlich  eine 
diesbezügliche  Angelobung  zu  leisten. 

Kein  Mitglied  des  Zensurkomitees  kann  über  seine  eigenen  oder 
über  Wechsel  einer  Firma  ein  Votum  abgeben,  der  es  in  irgendeiner 
Eigenschaft  angehört. 

Artikel  63. 

Über  die  Annahme  oder  Ablehnung  eingereichter  Wechsel  ent* 
scheiden  die  Zensurkomitees  durch  Stimmenmehrheit.  Der  Vorsitzende 
stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit  und  ist  seine  Stimme  entscheidend. 

Den  Vorsitz  im  Zensurkomitee  führt  in  Wien  und  Budapest  ein 
Mitglied  der  Direktion;  in  dessen  Verhinderung  sowie  überhaupt  bei  den 
Zensurkomitees  in  den  Filialen  führt  der  an  den  Beratungen  des  Komitees 
teilnehmende  Beamte  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende  ist  berechtigt,  die  Eskontierung  eines  von  dem 
Zensurkomitee  zur  Annahme  geeignet  befundenen  Wechsels  abzulehnen. 

Geschieht  dies  in  einem  Zensurkomitee,  in  welchem  ein  Beamter 
den  VorsitJ  führt,  so  hat  er  den  Fall  auf  Verlangen  der  Majorität  der 
Zensoren  der  betreffenden  Direktion  zur  Entscheidung  vorzulegen  (Ar* 
tikel  40). 

Artikel  64. 

Zu  Zensoren  ernennen  die  beiden  Direktionen  (Artikel  40)  Kauf* 
leute  und  andere  mit  den  kommerziellen,  industriellen,  gewerblichen  oder 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Platzes  vertraute  Personen.  Vor 
der  Ernennung  der  Zensoren  werden  die  betreffenden  Handels*  und  Ge* 
werbekammern,  Landeskulturräte,  k.  k.  Landwirtschafts*  oder  Ackerbau* 
gesellschaften  (Vereine),  beziehungsweise  der  ungarische  Landesverband 
der  landwirtschaftlichen  Vereine,  der  kroatisch*slawonische  landwirt* 
schaftliche  Verein  von  der  kompetenten  Direktion  einvernommen. 

Die  Zensoren  werden  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt  und 
können  nach  deren  Ablauf  in  dieser  Eigenschaft  für  weitere  drei  Jahre 
unmittelbar  wieder  berufen  werden. 

Söhne,  Gesellschafter  und  Prokuraführer  von  Generalräten  und 
Zensoren  können  nicht  zu  Zensoren  ernannt  werden. 

B.  Darlehensgeschäft. 

Artikel  65. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  Darlehen  gegen  Handpfand  auf  nicht  länger 
als  drei  Monate  zu  erteilen. 

Zur  Verpfändung  sind  geeignet: 

1.  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungemünzt; 

2.  Wertpapiere,  die  an  einer  öffentlichen  Börse  in  einem  der  beiden 
Staatsgebiete  der  Monarchie  amtlich  notiert  erscheinen,  und  zwar: 

a)  österreichische  und  ungarische  Staatspapiere; 

h)  Effekten  von  österreichischen  und  ungarischen  Landesschulden; 
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c)  Anlchensobligationen,  welche  auf  Grund  behördlicher  Bewillig 
gung  von  Gemeinden  oder  sonstigen  unter  behördlicher  Aufsicht  stehen* 
den,  zur  Ausschreibung  von  Umlagen  berechtigten  Korporationen  oder 
für  deren  Zwecke  von  Kreditinstituten  statutenmäßig  ausgegeben  werden; 

d)  Pfandbriefe  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  und  Pfandbriefe 
anderer  Hypothekarkreditinstitute  im  Geltungsgebiete  dieser  Statuten, 
dann  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  zur  Anlage  von  Pupillae 
oder  Depositengeldern  geeignete  österreichische  und  ungarische  Wert* 
papiere; 

e)  voll  eingezahlte  Aktien  von  österreichischen  oder  ungarischen 
in  Betrieb  stehenden  Transport*  und  Industrieunternehmungen. 

f)  Prioritätsobligationen  der  unter  e)  aufgeführten  Gesellschaften 
und  Unternehmungen. 

3.  Im  Geltungsgebiete  dieser  Statuten  zahlbare  Wechsel,  welche 
eine  Verfallszeit  von  höchstens  sechs  Monaten  haben  und  im  übrigen 
den  Bestimmungen  des  Artikels  60  entsprechen,  auch  wenn  dieselben 
nicht  auf  die  Kronenwährung  lauten. 

4.  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  welche  eine  Verfallszeit  von 
höchstens  sechs  Monaten  haben  und  rücksichtlich  der  Verpflichteten  den 
Bestimmungen  des  Artikels  60  entsprechen. 

Der  Generalrat  setzt  die  Bedingungen  für  die  Belehnung  von 
Edelmetallen  und  Wechseln  fest  und  bestimmt,  welche  Effekten  und  mit 
welcher  Quote  des  Kurswertes,  eintretenden  Falles  bis  zu  welchem  Ge* 
samtbetrage  dieselben  bei  den  Kassen  der  Bank  in  beiden  Staatsgebieten 
der  Monarchie  belehnt  werden  können. 

Die  Belehnung  von  gemünztem  oder  ungemünztem  Silber  sowie 
dessen  Anschaffung  durch  die  Bank  (Artikel  56  /')  darf  nur  über  Zu* 
Stimmung  des  k.  k.  österreichischen  und  des  königlich  ungarischen 
Finanzministers  stattfinden. 

Artikel  66. 

Dem  Darlehensschuldner  steht  es  frei,  den  Vorschuß  auch  vor 
dessen  Verfallsfrist  zurückzuzahlen,  doch  ist  er  dadurch  nicht  berechtigt, 
einen  Ersatz  der  im  vorhinein  an  die  Bank  entrichteten  Zinsen  anzu* 
sprechen.  ' . 

A  r  t  i  ke  1  67. 

Erleidet  der  börsenmäßige  Wert  des  Pfandes  eine  Verminderung, 
so  hat  der  Darlehensschuldner  eine  entsprechende  Pfandzulage  oder  Dar* 
lehensrückzahlung  zu  leisten.  Im  letzteren  Falle  findet  die  entsprechende 
Rückvergütung  der  etwa  vorausbezahlten  Zinsen  statt.  Leistet  hingegen 
der  Darlehensschuldner  weder  die  erforderliche  Pfandzulage  noch  Dar* 
lehensrückzahlung,  so  ist  die  Bank  berechtigt,  noch  vor  Fälligkeit  des 
Darlehens  das  Pfand  ganz  oder  teilweise  an  einer  öffentlichen  Börse  zu 
veräußern  und  nur  den  nach  voller  Bedeckung  ihrer  Forderung  an  Kapital, 
Zinsen,  etwaigen  Gebühren  und  Kosten  unter  Zuschlag  einer  besonderen 
Verkaufsprovision  von  einem  Achtel  vom  Hundert  der  gesamten  Forde* 
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rung  erübrigten  Überschuß  für  Rechnung  des  Schuldners  als  Depositum 
(Artikel  71)  zu  seiner  Verfügung  unverzinslich  aufzubewahren  oder  den* 
selben  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Eigentümers  zu  Gerichtshanden  zu 
erlegen.  Sollte  der  aus  dem  Verkaufe  des  Pfandes  erzielte  Betrag  nicht 
hinreichen,  die  Forderungen  der  Bank  zu  bedecken,  so  bleibt  ihr  der 
Regreß  gegen  den  Schuldner  vorbehalten. 

Artikel  68. 

Wird  zur  Verfallszeit  das  Darlehen  nicht  zurückbezahlt,  so  ist  die 
Bank  berechtigt,  ohne  irgendeine  Rücksprache  mit  dem  Darlehensschuld* 
ner  und  ohne  gerichtliches  Einschreiten  das  Pfand  zu  ihrer  Schadlos* 
haltung  entweder  ganz  oder  teilweise  zu  veräußern  und  nach  voller  Be* 
"deckung  ihrer  ganzen  Forderung  mit  dem  erübrigten  Überschusse  nach 
den  Bestimmungen  des  Artikels  67  zu  verfahren. 

Die  Bank  ist  jedoch  zu  diesem  Verkaufe  nicht  verpflichtet  und 
wenn  sie  nach  Fälligkeit  des  Darlehens  nicht  dazu  schreitet,  tritt  für  ihre 
Forderung  an  Kapital,  Zinsen,  etwaigen  Gebühren  und  Kosten  keine  Ver* 
jährung  ein. 

.Artikel  69. 

Die  Unverkäuflichkeit  der  am  Verfallstage  nicht  ausgelösten  Effek* 
ten  gibt  keinen  Anspruch  auf  die  Verlängerung  des  Darlehens  und  hebt 
nicht  die  Verbindlichkeit  des  Schuldners  auf,  die  volle  Bezahlung  an  die 
Bank  zu  leisten. 

Artikel  70. 

Die  Bank  betrachtet  den  Inhaber  eines  von  einer  Haupt*  oder 
Zweiganstalt  ausgefertigten  Pfandscheines  als  berechtigt,  jede  überhaupt 
zulässige  Veränderung  mit  dem  Pfände  vorzunehmen  und  dasselbe  aus* 
zulösen.  Die  Bank  prüft  die  Echtheit  der  erforderlichen  Unterschriften 
nicht  und  übernimmt  keine  Haftung  für  deren  Echtheit. 

C.  Depositen. 

Artikel  71. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  nach  den  vom  Generalrate  festzusetzenden 
Bestimmungen  bares  Geld,  Wertpapiere  und  Urkunden  zur  Aufbe* 
Währung,  dann  Wertpapiere  zur  Verwaltung  zu  übernehmen. 

Auf  Ansuchen  der  Beteiligten  und  mit  Bewilligung  des  kompe* 
tenten  Gerichtes  können  Wertpapiere,  welche  nach  den  allgemeinen  ge* 
setzlichen  Bestimmungen  bei  Behörden  oder  Gerichtsdepositenämtern 
zu  erlegen  wären,  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zur  Aufbewahrung 
oder  Verwaltung  unter  den  von  dem  Gerichte  zu  bestimmenden  Kautelen 
und  unter  den  für  diese  Geschäftszweige  von  der  Bank  festgesetzten  Be* 
dingungen  hinterlegt  werden. 
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Artikel  72. 

Die  Bank  ist  zur  sorgfältigen  Aufbewahrung  der  bei  ihr  hinter* 
legten  Gegenstände  verpflichtet  und  haftet  für  deren  Zahl  und  Beschaffen* 
heit;  sie  haftet  im  Falle  einer  Veruntreuung  oder  Entwendung,  nicht  aber 
iür  Schäden  durch  Krieg,  Aufruhr,  Elementarereignisse  oder  andere  Zu* 
fälle,  soferne  diese  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  aus* 
schließend  den  Eigentümer  treffen. 

Die  Haftung  der  Bank  für  die  ihr  zur  Aufbewahrung  übergebenen 
Depositen  erlischt  mit  dem  Ablaufe  der  im  Depositenscheine  bezeichneten 
oder  prolongierten  Verwahrungsfrist,  wenn  die  Bank  das  Depositum  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Eigentümers  zu  Gerichtshanden  erlegt  hat. 

Artikel  73. 

Die  von  der  Bank  ausgestellten  Depositenscheine  über  bei  ihr 
erlegte  Wertschaften  und  Urkunden  können  übertragen  wrerden. 

Die  Zession  muß  mit  der  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigten 
Unterschrift  des  Deponenten  versehen  sein  und  der  Bank  angezeigt 
werden. 

Artikel  74. 

Über  ein  Depositum,  welches  für  Rechnung  eines  Dritten  hinter* 
legt  wurde,  kann  der  Erleger  ohne  Beibringung  einer  Vollmacht  des  an* 
gegebenen  Eigentümers  nicht  verfügen,  sowie  der  Eigentümer  eines  durch 
einen  Dritten  erlegten  Depositums,  wenn  er  in  eigener  Person  die  hinter* 
legten  Gegenstände  in  Anspruch  nimmt,  die  Identität  seiner  Person  auf 
eine  der  Bank  genügende  Art  auszuweisen  hat. 

D.  Gelder  gegen  Verbriefung. 

Artikel  75. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  bares  Geld  in  Noten  oder  Münzen  mit 
oder  ohne  Verzinsung  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  gegen  Ver* 
briefung  zu  übernehmen. 

E.  Girogeschäft. 

Artikel  76. 

Im  Girogeschäfte  übernimmt  die  Bank  Gelder,  Wechsel  und 
Effekten  mit  kurzer  Verfallszeit  in  laufende  Rechnung  mit  oder  ohne 
Verzinsung.  Der  Besitzer  eines  Foliums  kann  nach  Eingang  über  sein 
Guthaben  mittels  Anweisung  (Scheck)  verfügen,  und  zwar  durch  Be* 
hebung  in  barem  oder  zugunsten  Dritter. 

Die  Bank  kann  die  angesuchte  Eröffnung  eines  Girofoliums  ab* 
weisen  oder  ein  eröffnetes  Folium  dem  Besitzer  künden,  ohne  eine  Ur* 
sache  hiefür  anzugeben. 
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Jeder  Foliumbesitzer  kann  seine  Akzepte  zur  Zahlung  bei  der  be* 
treffenden  Girokasse  der  Bank  anweisen. 

Artikel  77. 

Wird  über  das  Vermögen  eines  Foliumbesitzers  der  Konkurs  er* 
öffnet  und  die  Bank  hievon  gemäß  Artikel  97  verständigt,  so  werden  die 
Anweisungen  des  Foliumbesitzers,  sie  mögen  wann  immer  ausgestellt, 
noch  in  seinen  Händen  oder  bereits  an  einen  Dritten  übergegangen  sein, 
nicht  mehr  berücksichtigt. 

Mit  dem  Guthaben  des  Foliumbesitzers  wird  nach  den  Bestimmun* 
gen  des  Artikels  97  verfahren. 

F.  Anweisungsgeschäft. 

Artikel  78. 

Im  Anweisungsgeschäfte  werden  bei  den  dazu  bestimmten  Kassen 
der  Bank  Gelder  zur  Auszahlung  bei  der  Kasse  der  Bank  an  einem  am 
deren  Platze  übernommen  und  hingegen  a  vista  oder  nach  einer  fest* 
gesetzten  Zeit  zahlbare  Anweisungen  erfolgt.  Diese  Anweisungen  können 
auf  Namen  oder  auf  Ordre  lauten. 

Die  Bank  haftet  nicht  für  die  Echtheit  des  Giros  oder  des  Acquit. 

Auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  lautende  Anweisungen  sind 
der  Kasse  der  iBank  am  Zahlungsorte  vorzuweisen,  um  auf  denselben 
den  Zahlungstag  vormerken  zu  lassen. 

Artikel  79. 

Bezüglich  der  Präsentation,  Übertragung  und  Zahlung  von  An* 
Weisungen  haben  die  am  Orte  dieser  Handlungen  für  Wechsel  geltenden 
Vorschriften  Anwendung  zu  finden. 

Artikel  80. 

Gerät  eine  Anweisung  in  Verlust,  so  kann  der  Verlustträger  die 
Sistierung  der  Auszahlung  auf  vierzehn  Tage  bei  der  Bankanstalt  am 
Zahlungsorte  dann  veranlassen,  wenn  er  die  Nummer  der  Anweisung, 
deren  Betrag,  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung  sowie  den  Namen  desjenigen, 
auf  welchen  sie  lautet,  richtig  angegeben  hat.  Kann  der  Verlustträger  die 
erwähnten  Daten  nicht  vollständig  und  genau  angeben,  so  entscheidet  die 
betreffende  Bankanstalt  nach  eigenem  Ermessen,  ob  eine  vorläufige 
Sistierung  der  Zahlung  auf  vierzehn  Tage  eingeräumt  werden  kann. 

G.  Kommissionsgeschäfte. 

Artikel  81. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  berechtigt,  kommissions* 
weise  Inkassi  zu  besorgen,  für  fremde  Rechnung  nach  eingegangener  barer 
Deckung  Effekten  aller  Art  sowie  Edelmetalle  zu  kaufen  und  solche  nach 
vorheriger  Lieferung  zu  verkaufen. 
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IX.  Titel. 

Banknoten. 

Artikel  82.  f 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  während  der  Dauer  ihres 
Privilegiums  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  ausschließlich  be* 
rechtigt,  innerhalb  der  durch  Artikel  84  bestimmten  Grenzen  Anweisun* 
gen  auf  sich  selbst,  die  unverzinslich  und  dem  Überbringer  auf  Verlangen 
zahlbar  sind,  anzufertigen  und  auszugeben. 

Der  Betrag,  auf  welchen  diese  Anweisungen  (Banknoten)  lauten, 
wird  von  der  Österrcichisch*ungarischen  Bank  bestimmt.  Banknoten, 
welche  auf  einen  niedrigeren  Betrag  als  50  K  lauten,  dürfen  jedoch  nur  in 
Stücken  zu  20  K  und  zu  10  K  und  nur  bis  zu  dem  vom  k.  k.  österreichi* 
sehen  und  königlich  ungarischen  Finanzministerium  einverständlich  be* 
stimmten  Höchstbetrage  ausgegeben  werden. 

Die  Banknoten  sind  auf  der  einen  Seite  mit  deutschem  Texte  und 
dem  kaiserlich  österreichischen  Adler  und  auf  der  anderen  Seite  mit 
gleichlautendem  ungarischen  Texte  und  dem  Wappen  der  Länder  der 
heiligen  ungarischen  Krone  versehen.  Sie  tragen  die  statutenmäßige  Firma* 
Zeichnung  der  Bank  (Artikel  38). 

Artikel  83.  f 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  die  von  ihr 
ausgegebenen  Noten  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest 
sofort  auf  Verlangen  gegen  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder 
ungarischer  Prägung  einzulösen.  Die  diesbezügliche  Versicherung  ist  in 
den  Text  der  Banknoten  aufzunehmen. 

Wird  diese  Verpflichtung  bei  der  Hauptanstalt  in  Wien  oder  bei 
der  Hauptanstalt  in  Budapest  nicht  längstens  binnen  24  Stunden  nach 
Präsentation  erfüllt,  so  hat  dies  außer  dem  Falle  einer  im  gesetzlichen 
Wege  gleichzeitig  in  beiden  Staaten  der  Monarchie  verfügten  zeitweiligen 
Einstellung  der  Noteneinlösung  den  Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge, 
sofern  nicht  eine  durch  höhere  Gewalt  hervorgerufene,  von  beiden  Re* 
gierungen  anerkannte  unmittelbare  Verhinderung  besteht. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  auch  bei  ihren  Filialen  mit 
gesetzlichem  Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  ein* 
zulösen,  soweit  es  deren  Barbestände  und  Geldbedürfnisse  gestatten. 

Artikel  84.  f 

Der  Generalrat  hat  für  ein  solches  Verhältnis  des  Metallschatzes 
zum  Banknotenumlaufe  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist,  die  voll* 
ständige  Erfüllung  der  im  Artikel  83  ausgesprochenen  Verpflichtung  zu 
sichern. 

Es  muß  jedoch  jedenfalls  der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  Bank* 
noten  mindestens  zu  zwei  Fünfteln  durch  gesetzliches  Metallgeld  öster* 
reichischer  oder  ungarischer  Prägung  nach  seinem  Nennwerte  oder  durch 
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inländische  Handelsgoldmünzen  oder  ausländische  Goldmünzen  oder 
Gold  in  Barren  nach  dem  Gewichte  zum  gesetzlichen  Münzfuße  der 
Kronenwährung  unter  Abzug  der  Prägegebühr  berechnet,  der  Rest  des 
Notenumlaufes  zuzüglich  aller  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten  bank? 
mäßig  bedeckt  sein. 

Der  Bank  wird  gestattet,  ihren  Besitz  an  Wechseln  auf  auswärtige 
Plätze  und  an  ausländischen  Noten,  soweit  dieselben  in  Gold  oder  in  mit 
Gold  gleichwertiger  effektiver  Metallwährung  zahlbar-  sind,  bis  zum 
Höchstbetrage  von  60,000.000  K  in  den  Bestand  ihres  Barvorrates  ein* 
zurechnen. 

Welche  effektiven  Metallwährungen  in  diesem  Sinne  als  mit  Gold 
gleichwertig  anzusehen  sind,  wird  vom  Generalrate  der  Bank  im  Ein* 
vernehmen  mit  dem  k.  k.  österreichischen  und  mit  dem  königlich  unga? 
rischen  Finanzministerium  zeitweise  festgesetzt. 

Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  sind  nur  dann  in  den  Barvorrat 
einrechenbar,  wenn  sie  längstens  binnen  drei  Monaten  zahlbar  und  mit 
der  Unterschrift  von  mindestens  zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Ver* 
pflichteten  versehen  sind. 

Zur  bankmäßigen  Bedeckung  dürfen  dienen: 

a)  statutenmäßig  eskontierte  Wechsel  und  Effekten; 

b)  statutenmäßig  beliehene  Edelmetalle,  Wertpapiere  und  Wechsel; 

c)  statutenmäßig  eingelöste  verfallene  Effekten  und  Kupons; 

d)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze,  welche  bezüglich  der  Laufzeit  und 
der  Verpflichteten  den  Bestimmungen  der  Artikel  60  und  65  ent? 
sprechen,  und  ausländische  Noten. 

Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Barvorrat  um 
mehr  als  sechshundert  Millionen  Kronen  übersteigt,  so  hat  die  Bank  von 
dem  Überschusse  eine  Steuer  von  jährlich  fünf  von  Hundert  an  die  beiden 
Staatsverwaltungen,  und  zwar  in  demselben  Verhältnisse  und  im  selben 
Zeitpunkte  zu  entrichten,  in  welchen  jeder  der  beiden  Staatsverwaltungen 
der  Anteil  am  Gewinne  der  Bank  auszubezahlen  ist  (Artikel  102). 

Zum  Zwecke  der  Feststellung  der  aus  dem  Titel  der  Noten? 
emission  zu  entrichtenden  Steuer  hat  die  Verwaltung  der  Bank  am  7., 
15.,  23.  und  letzten  jeden  Monats  den  Betrag  des  Barvorrates  und  der 
umlaufenden  Noten  der  Bank  festzustellen  und  diese  Feststellung  für 
jeden  der  bezeichneten  Termine  am  Schlüsse  des  Jahres  den  beider? 
seitigen  Finanzverwaltungen  einzureichen. 

Auf  Grund  dieser  Nachweisungen  wird  die  von  der  Bank  zu 
zahlende  Notensteuer  in  der  Weise  festgestellt,  daß  von  jedem  für  einen 
dieser  Termine  sich  ergebenden  steuerpflichtigen  Überschusse  des  Noten? 
Umlaufes  5Us%  als  Steuersoll  berechnet  werden.  Die  Summe  dieser  für 
die  einzelnen  Termine  als  Steuersoll  berechneten  Beträge  ergibt  die  von 
der  Bank  zu  leistende  Steuer. 

Artikel  85. 

Als  im  Umlaufe  befindlich  sind  die  von  der  Bank  ausgegebenen 
und  nicht  an  ihre  Kassen  zurückgelangten  Noten  anzusehen. 
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Jedoch  sind  die  einberufenen,  sechs  Jahre  nach  Ablauf  der  letzten 
Frist  (Artikel  89)  nicht  zur  Einlösung  oder  Umwechslung  gelangten 
Banknoten  als  nicht  mehr  im  Umlaufe  befindlich  anzusehen  und  vom 
Notenumläufe  abzuschreiben. 

Artikel  86. 

Die  Noten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  genießen  aus* 
schließlich  die  Begünstigung,  daß  sie  bei  allen  in  der  Kronenwährung 
zu  leistenden  Zahlungen,  welche  nicht  infolge  gesetzlicher  Bestimmung, 
vertragsmäßiger  Verpflichtung  oder  sonstiger  Privatwillenserklärung  in 
klingender  Münze  zu  leisten  sind,  in  beiden  Staatsgebieten  der  Mon* 
archie  von  jedermann  sowie  von  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem 
vollen  Nennwert  angenommen  werden  müssen. 

Artikel  87. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  Goldbarren  gemäß  dem  gesetzlichen 
Münzfuße  der  Kronenwährung  gegen  Banknoten  bei  ihren  Hauptanstalten 
in  Wien  und  Budapest  auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  hiebei  die  Goldbarren  auf  Kosten  des  Ab* 
gebers  durch  die  von  ihr  bezeichneten  Techniker  prüfen  und  scheiden 
zu  lassen,  ferner  die  von  den  Regierungen  diesfalls  festgesetzten  und 
verlautbarten  Prägegebühren  in  Abzug  zu  bringen. 

Artikel  88. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  bei  ihren  Hauptanstalten  und 
Filialen  gegen  Noten  anderer  Kategorien  gemäß  dem  diesfälligen  Ver* 
langen  der  Präsentanten  umzuwechseln. 

Die  Banknoten  können  nicht  amortisiert  und  auf  Banknoten  kann 
keinerlei  Vormerkung  oder  Verbot  erwirkt  werden.  Vor  Ausgabe  einer 
neuen  Form  von  Banknoten  veröffentlicht  die  Bank  die  genaue  Be* 
Schreibung  derselben  in  den  zu  Wien  und  Budapest  erscheinenden  Amts; 
blättern. 

Artikel  89. 

Bei  dem  Einziehen  einzelner  oder  aller  Gattungen  von  Banknoten, 
dann  bei  Erlöschen  des  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  gewährten 
Privilegiums  setzen  die  beiden  Regierungen  im  Einvernehmen  mit  dem 
Generalrate  die  Fristen  fest,  in  welchen  die  einberufenen  Banknoten 
zur  Einlösung  oder  Umwechslung  zu  bringen  sind. 

Sechs  Jahre  nach  Ablauf  der  öffentlich  kundgemachten  ietzten 
Frist  für  die  Einziehung  einer  einzelnen  oder  aller  Gattungen  von  Bank* 
noten  ist  die  Bank  nicht  mehr  verpflichtet,  die  einberufenen  Banknoten 
einzulösen  oder  umzuwechseln. 

Der  Betrag  der  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten 
Noten  (Artikel  85)  verjährt  zugunsten  der  beiden  Staatsverwaltungen, 
und  zwar  in  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  jeder  der  beiden  Staats* 
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'Verwaltungen  der  Anteil  am  Gewinne  der  Bank  auszuzahlen  ist  (Ar* 
tikel  102). 

Der  Betrag  der  einberufenen,  aber  zur  Einlösung  nicht  gelangten 
Noten  der  Emission  mit  dem  Datum  vom  1.  Mai  1880  verjährt  jedoch 
im  Sinne  des  Artikels  89  der  bisher  in  Geltung  gewesenen  Statuten  zu* 
gunsten  des  Reservefonds. 

Artikel  90. 

So  oft  es  von  der  österreichischen  oder  der  ungarischen  Staats* 
Verwaltung  verlangt  wird  und  so  oft  sich  in  der  Person  eines  Regie* 
rungskommissärs,  des  Gouverneurs  oder  des  Generalsekretärs  durch  Aus* 
tritt  aus  dem  Amte  eine  Veränderung  ergibt,  wird  der  jeweilige  Stand 
der  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  auf  das  genaueste  geprüft,  der 
Befund  mit  den  bestehenden  Vormerkungen  verglichen  und  der  Revi* 
sionsakt  durch  die  vorstehend  genannten  Personen,  dann  durch  den 
Oberbuchhalter  und  den  Direktor  der  Bankdruckerei  gefertigt,  sodann 
aber  im  Archiv  aufbewahrt. 

X.  Titel. 
Besondere  Rechte  der  Bank, 

Artikel  91. 

Die  für  die  Aktiengesellschaften  im  allgemeinen  geltenden  Be* 
Stimmungen  des  österreichischen,  beziehungsweise  des  ungarischen  Han* 
delsgesetzes  finden,  soweit  sie  mit  den  Statuten  in  Widerspruch  stehen, 
auf  die  Österreichisch*ungarische  Bank  keine  Anwendung. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  ihre 
Firma  oder  die  Firmen  ihrer  geschäftsführenden  Organe  (Artikel  38) 
handelsgerichtlich  protokollieren  zu  lassen. 

Artikel  92. 

Das  Vermögen  und  die  Einkünfte  der  Bank  sind  mit  Ausnahme 
der  Realitäten,  der  Effekten  des  Reservefonds  und  des  Betrages,  den  die 
Bank  den  Aktionären  als  Dividende  auszahlt,  steuerfrei. 

Artikel  93.  f 

Alle  Bücher  und  Vormerkungen  der  Bank  sowie  alle  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  oder  von  ihren  firmierenden  Organen 
(Artikel  38)  ausgefertigten  Urkunden  genießen  in  beiden  Staaten  die 
Stempel*  und  Gebührenfreiheit. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  genießt  feiner  die  volle  Be/- 
fieiung  von  der  Entrichtung  des  Postportos  für  ihre  Versendungen  von 
Banknoten,  Papier*  und  gemünztem  Gelde  zwischen  ihren  Bankanstalten 
in  dem  betreffenden  Staatsgebiete,  ferner  zwischen  den  Bankanstalten 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  einerseits 
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und  den  Bankanstalten  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone 
andererseits  sowie  für  solche  Versendungen  im  Verkehr  mit  den  Staats* 
und  öffentlichen  Kassen  und  Ämtern  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete. 

Artikel  94. 

Die  Verfälschung  (Nachmachung  oder  Abänderung)  der  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  ausgefertigten  Noten,  Aktien,  Schuld; 
\  erschreibungen  und  Pfandbriefe  oder  der  dazu  gehörigen  Kupons  und 
Talons  wird  in  beiden  Teilen  des  Reiches  als  Verbrechen  der  Ver« 
fälschung  öffentlicher  Kreditspapiere,  die  Nachmachung  oder  Verfälschung 
aller  sonstigen  von  der  Bank  ausgestellten  Urkunden  aber  gleich  der 
Nachmachung  oder  Verfälschung  öffentlicher  Urkunden  nach  den  Be* 
Stimmungen  des  Strafgesetzes  bestraft. 

Artikel  95. 

Klagen  gegen  die  Bank,  welche  auf  den  Geschäftsbetrieb  der 
Hauptanstalt  in  Wien  und  der  Filialen  in  den  österreichischen  Ländern 
Bezug  haben,  können  nur  bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien, 
Klagen,  welche  auf  den  Geschäftsbetrieb  der  Hauptanstalt  in  Budapest 
und  der  Filialen  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  Bezug  haben, 
können  nur  bei  dem  königlichen  Handels*  und.  Wechselgerichte  in  Buda* 
pest  erhoben  werden. 

Klagen  gegen  die  Bank,  welche  auf  das  Hypothekarkreditsgeschäft 
Bezug  haben,  sind  bei  dem  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  oder  bei  dem 
Budapester  königlichen  Gerichtshofe  anzubringen,  je  nachdem  die  ver* 
pfändete  Realität  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  oder  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gelegen  ist,  soferne 
nicht  nach  den  Vorschriften  der  Exekutionsordnung  die  Klage  bei  dem 
Exekutionsgerichte  eingebracht  werden  muß. 

Artikel  96. 

Den  Büchern  der  österreichisch*ungarischen  Bank  sowie  den  mit 
der  statutenmäßigen  Firma  der  Bank  unterzeichneten  Auszügen  aus  den? 
selben  kommt  die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  zu. 

Artikel  97. 

Wer  Verbots*,  Pfand*  oder  Exekutionsrechte  auf  bei  der  Bank 
liegende  Gelder  und  Effekten  oder  bei  derselben  einzuhebende  Forde* 
rungen  erwirken  will,  hat  sich  diesfalls  an  das  kompetente  Gericht  zu 
wenden,  welches  eine  solche  sicherstellungsweise  oder  exekutive  Maß* 
regel  immer  nur  unbeschadet  der  der  Bank  an  diesen  Werten  zustehen* 
den  Rechte  bewilligen  kann  und  hievon  die  Bank  unmittelbar  zu  ver* 
ständigen  hat. 

.  In  allen  diesen  Fällen  aber  ist  die  Bank  berechtigt,  die  Gelder 
und  Effekten  oder  den  betreffenden  Forderungsbetrag  auf  Kosten  des 
Eigentümers  oder  Forderungsberechtigten  gerichtlich  zu  hinterlegen. 
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Wird  über  den  Eigentümer  bei  der  Bank  liegender  Gelder  oder 
Effekten  der  Konkurs  verhängt  oder  ist  derselbe  gestorben,  so  obliegt 
es  dem  Vertreter  der  Konkurs*,  beziehungsweise  der  Verlassenschafts* 
masse,  die  Bank  hievon  durch  das  kompetente  Gericht  verständigen 
und  in  Kenntnis  der  Personen  setzen  zu  lassen,  welche  berechtigt  sind, 
über  die  Gelder  und  Effekten  zu  verfügen.  Ist  diese  Mitteilung  unter* 
blieben,  so  haftet  die  Bank  nicht  für  den  hieraus  der  Konkurs*  oder  Ver* 
lassenschaftsmasse  etwa  erwachsenden  Schaden. 

Die  Erfolgung  von  bei  der  Bank  liegenden  Geldern  und  Effekten  an 
gerichtlich  legitimierte  dritte  Personen  findet  stets  nur  gegen  Zurück* 
Stellung  der  betreffenden  Urkunden  statt. 

Artikel  98. 

Die  Bank  erteilt  über  die  von  ihr  ausgegebenen  Aktien  und  Pfand* 
briefe  und  über  bei  .ihr  liegende  Gelder  und  Effekten  nur  deren  Eigen* 
tümern  Auskünfte  (Artikel  48). 

Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  über  die  von  ihr  gewährten  Kredite 
Auskünfte  zu  erteilen. 

Die  Berechtigung  der  Gerichte,  Auskünfte  zu  fordern,  wird  hie* 
durch  nicht  berührt. 

Artikel  99. 

Die  Amortisierung  der  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
ausgegebenen  Aktien  und  Pfandbriefe  und  der  dazu  gehörigen  Divi* 
denden*,  beziehungsweise  Zinsenkupons  muß  bei  dem  k.  k.  Landes* 
gerichte  in  Wien  nachgesucht  werden. 

Bei  Amortisierung  von  Anweisungen  (Artikel  78)  ist  nach  den  am 
Zahlungsorte  derselben  für  die  Amortisierung  von  Wechseln  gültigen 
Vorschriften  zu  verfahren. 

Zur  Amortisierung  aller  übrigen  von  der  Österreichisch*unga* 
rischen  Bank  oder  einer  ihrer  Anstalten  an  einem  österreichischen  Platze 
ausgestellten  Urkunden  ist  ausschließend  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien, 
zur  Amortisierung  der  von  ihren  Anstalten  in  den  Ländern  der  ungari* 
sehen  Krone  ausgestellten  Urkunden  ausschließend  das  königliche  Han* 
dels*  und  Wechselgericht  in  Budapest  berufen.  Die  genannten  Gerichte 
verfahren  hiebei  nach  den  in  dem  betreffenden  Teile  der  österreichisch* 
ungarischen  Monarchie  für  die  Amortisierung  von  Staatspapieren  be* 
stehenden  Vorschriften. 

Vor  Einleitung  des  Amortisierungsverfahrens  und  vor  Erlassung 
des  definitiven  Amortisierungserkenntnisses  haben  die  genannten  Ge* 
richte  die  Äußerung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  über  die  Rieh* 
tigkeit  der  von  dem  Amortisierungswerber  angeführten  Merkmale  der  zu 
amortisierenden  Urkunden,  beziehungsweise  über  deren  Ausstand  ein* 
zuholen. 

Artikel  100. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  hat  ein  unbedingtes  Vorzugs* 
recht  zur  Befriedigung  ihrer  eigenen  Ansprüche  auf  die  in  ihrem  Besitze 
befindlichen  Gelder,  Wechsel  und  sonstigen  Wertpapiere. 
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Dieses  Vorzugsrecht  kommt  der  Österrcichisch*ungarischen  Bank 
nicht  nur  auf  jene  Gelder,  Wechsel  und  Wertpapiere,  welche  ihr  zur 
Sichcrstcllung  für  ihre  Forderungen  übergeben  worden  sind,  sondern  ohne 
Unterschied  auf  alles  bewegliche  Vermögen  ihres  Schuldners  zu,  in  dessen 
Innehabung  sie  wann  immer  und  zu  welchem  Zwecke  auch  immer  ge* 
langt  ist. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  hat  das  Recht,  sich  selbst  ohne 
gerichtliche  Ermächtigung  oder  Mitwirkung  und  auch  außerhalb  des  über 
das  Vermögen  ihres  Schuldners  etwa  verhängten  Konkurses  aus  obigen 
Mitteln  auf  die  ihr  geeignet  erscheinende  Art  zahlhaft  zu  machen,  und 
kann  in  der  Ausübung  dieses  ihres  Vorzugsrechtes  durch  keinen  An* 
spruch  eines  Dritten,  selbst  nicht  durch  Eigentumsansprüche  oder  andere 
früher  erworbene  Rechte  gehemmt  oder  gehindert  werden,  woferne  nur 
die  Österreichisch*ungarische  Bank  die  betreffenden  Gelder,  Wechsel  und 
Wertpapiere  als  ein  Vermögen  ihres  Schuldners  übernommen  hat  und 
ihr  die  erwähnten  Eigentums*  oder  sonstigen  Ansprüche  bei  der  Über* 
nähme  nicht  deutlich  erkennbar  waren. 


XI.  Titel 

Jahresbilanz  und  Wochenübersichten. 

Artikel  101. 

Für  die  Aufstellung  der  Jahresbilanz  gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Die  Bilanz  ist  mit  dem  31.  Dezember  jedes  Jahres  abzuschließen. 

2.  Die  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  Wertpapiere  sind  zum 
Tageskurse  des  31.  Dezember  in  die  Bilanz  einzustellen;  der  kässenmäßig 
nicht  eingegangene  Kursgewinn  an  den  noch  im  Besitze  der  Bank  befind* 
liehen  Wertpapieren  ist  dem  Reservefonds  zuzuschreiben. 

Wenn  das  Privilegium  der  Bank  erlischt  und  nicht  erneuert  wird 
(Artikel  105)  oder  wenn  die  Bankgesellschaft  vor  Erlöschen  ihres  Privi* 
legiums  aufgelöst  wird  (Artikel  106),  so  sind  die  während  des  letzten 
Geschäftsjahres  der  Privilegiumsdauer  sich  ergebenden  kassenmäßig  nicht 
eingegangenen  Gewinne  nicht  dem  Reservefonds  zuzuschreiben,  sondern 
in  die  Jahreserträgnisse  einzurechnen. 

3.  Von  den  Kosten  der  Verwaltung  dürfen  nur  die  Auslagen  für 
eine  neue  Form  von  Banknoten  auf  mehrere  Jahre  verteilt  werden. 

Artikel  102.  f 

Von  dem  gesamten  Jahreserträgnisse  der  Geschäfte  und  des  Ver* 
mögens  der  Bank  gebühren  den  Aktionären  nach  Abzug  aller  Auslagen 
zunächst  vier  von  Hundert  des  eingezahlten  Aktienkapitals.  Von  dem 
noch  verbleibenden  reinen  Jahreserträgnissc  werden  zehn  von  Hundert 
in  den  Reservefonds  und  zwei  von  Hundert  in  den  Pensionsfonds 
hinterlegt. 
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Von  dem  sonach  erübrigenden  Teile  des  Gewinnes  ist,  insolange 
die  Gesamtdividende  der  Aktionäre  sechs  von  Hundert  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  nicht  übersteigt,  die  eine  Hälfte  der  für  die  Aktionäre 
entfallenden  Dividende  zuzurechnen,  die  andere  Hälfte  fällt  den  beiden 
Staatsverwaltungen  zu. 

Von  dem  weiter  erübrigenden  Teile  des  Gewinnes  ist,  insolange 
die  Gesamtdividende  der  Aktionäre  sieben  von  Hundert  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  nicht  übersteigt,  ein  Drittel  der  für  die  Aktionäre  ent* 
fallenden  Dividende  zuzurechnen,  die  anderen  zwei  Drittel  fallen  den 
beiden  Staatsverwaltungen  zu. 

Von  dem  Reste  des  Gewinnes  ist  ein  Viertel  der  für  die  Aktionäre 
entfallenden  Dividende  zuzurechnen,  die  erübrigenden  drei  Viertel  fallen 
den  beiden  Staatsverwaltungen  zu. 

Der  den  beiden  Staatsverwaltungen  zufallende  Anteil  an  dem  Ge* 
winne  ist  der  k.  k.  österreichischen  und  der  königlich  ungarischen  Staats* 
Verwaltung  nach  der  spätestens  im  Februar  des  folgenden  Jahres  statt* 
findenden  regelmäßigen  Jahressitzung  der  Generalversammlung,  und  zwar 
in  demselben  Aufteilungsverhältnisse  auszubezahlen,  in  welchem  das 
nach  Artikel  92  steuerpflichtige  Einkommen  der  österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  bezüglich  der  von  dem  Hypothekarkreditsgeschäfte  ent* 
fallenden  Quote  und  bezüglich  des  übrigen  steuerpflichtigen  Betragens 
dieses  Einkommens  im  Sinne  des  Artikels  IV  des  österreichischen  Ge* 
setzes,  beziehungsweise  des  §  4  des  ungarischen  Gesetzartikels,  be* 
treffend  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank,  in  dem  betreffenden  Geschäftsjahre  in  diesem  oder  jenem  Staats* 
gebiete  steuerpflichtig  war. 

Aus  dem  im  ersten  Semester  erzielten  reinen  Erträgnisse,  soweit 
es  sich  nach  den  vorausgegangenen  Bestimmungen  zur  Verteilung  an  die 
Aktionäre  eignet,  wird  im  Juli  jedes  Jahres  eine  Abschlagszahlung  von 
zwei  von  Hundert  des  eingezahlten  Aktienkapitals  an  die  Aktionäre 
erfolgt. 

Der  Rest  der  reinen  Jahreserträgnisse  wird  nach  der  spätestens  im 
Februar  des  folgenden  Jahres  stattfindenden  regelmäßigen  Jahressitzung 
der  Generalversammlung  ausbezahlt. 

Genügen  die  reinen  Jahreserträgnisse  nicht,  um  eine  Dividende 
\on  vier  Prozent  des  eingezahlten  Aktienkapitals  zu  erzielen,  so  kann 
das  Fehlende  dem  Reservefonds  entnommen  werden,  insolang  derselbe 
hiedurch  nicht  unter  zehn  Prozent  des  eingezahlten  Aktienkapitals  her* 
absinkt. 

Artikel  103. 

Der  Reservefonds  ist  noch  vor  Ergänzung  der  vierprozentigen 
erdentlichen  Dividende  (Artikel  102)  zur  Deckung  von  Verlusten  oder 
Abschreibungen  was  immer  für  einer  Art  bestimmt. 

Hat  der  Reservefonds  die  Höhe  von  zwanzig  Prozent  des  ein* 
gezahlten  Aktienkapitals  erreicht,  so  sind  ihm  aus  dem  reinen  Jahres* 
erträgnisse  keine  Zuflüsse  zuzuweisen,  solange  er  auf  dieser  Höhe  ver* 
bleibt. 
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In  diesem  Falle  kann  der  Generalrat  die  nach  Artikel  102  dem 
Pensionsfonds  zuzuweisende  Quote  des  nach  Abzug  von  vier  von  Hundert 
des  eingezahlten  Aktienkapitals  erübrigenden  reinen  Jahreserträgnisses 
dem  Erfordernisse  angemessen,  aber  nicht  über  den  doppelten  Betrag 
der  sich  nach  Artikel  102  ergebenden  Quote  erhöhen.  Eine  solche  Er* 
höhung  der  Quote  des  Pensionsfonds  bedarf  der  Zustimmung  des  k.  k. 
österreichischen  und  des  königlich  ungarischen  Finanzministers. 

Der  Generalrat  entscheidet,  auf  welche  Art  der  Reservefonds  und 
der  Pensionsfonds  fruchtbringend  zu  verwenden  sind. 

Doch  darf  die  Anlage  des  Reservefonds  nicht  in  Aktien  der  Bank 
geschehen. 

Artikel  104. 

Die  Österrcichischsungarische  Bank  hat  durch  die  zu  Wien  und 
Budapest  erscheinenden  Amtsblätter  zu  veröffentlichen: 

1.  den  Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva  vom  7.,  15.,  23.  und  letzten 
jeden  Monates,  längstens  am  fünften  Tage  nach  diesen  Terminen  —  und 

2.  die  Bilanz  der  Bank  und  den  Jahresabschluß  des  Gewinn?  und 
Verlustkontos  längstens  acht  Tage  vor  der  regelmäßigen  Jahressitzung 
der  Generalversammlung  (Artikel  13). 

Der  zur  Veröffentlichung  bestimmte  Stand  der  Aktiva  und  Passiva 
der  Bank  hat  zu  enthalten: 
Auf  der  Passivseite: 

a)  das  eingezahlte  Aktienkapital; 

b)  den  Reservefonds; 

c)  den  Betrag  der  in  Umlauf  befindlichen  Banknoten; 

d)  die  sonstigen  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten; 

e)  die  an  eine  Kündigungsfrist  gebundenen  Verbindlichkeiten; 
/)  die  im  Umlaufe  befindlichen  Pfandbriefe  —  und 

g)  die  sonstigen  Passiva. 

Auf  der  Passivseite: 
aa)  den  Bestand  des  Metallschatzes; 

bb)  den  Bestand  der  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  und  der  auslände 

sehen  Noten  (Artikel  84); 
cc)  den   Stand   der   eskontierten   Wechsel   und   der  Darlehen  gegen 

Handpfand; 
dd)  die  Effekten; 

ee)  den  Stand  der  Hypothekardarlehen  —  und 
die  anderen  Aktiva. 

XII.  Titel. 

Dauer  des  Privilegiums  und  Auflösung  der  Bank. 

Artikel  105.  f 

Das  Privilegium  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  dauert  bis 
31.  Dezember  1917.*) 


*)  Siehe  hiezu  jedoch  Gesetz  vom  28.  Dezember  1917,  RGBl.  Nr.  513,  S.  111. 
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Drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums  hat  die  Generalversamm* 
lung  in  Beratung  zu  ziehen  und  zu  beschließen,  ob  die  Erneuerung  des 
Privilegiums  anzusuchen  ist. 

Im  Falle  die  Österreichisch*ungarische  Bank  das  Ansuchen  um  weis 
tere  Verlängerung  des  Privilegiums  stellen  will,  hat  sie  dasselbe  wenig, 
stens  zwei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums  bei  beiden  Regierungen 
einzubringen. 

Artikel  106. 

Die  Gesellschaft  kann  über  ihr  Begehren  mit  Genehmigung  der 
Gesetzgebungen  beider  Staatsgebiete  auch  vor  dem  Erlöschen  ihres  Privi* 
legiums  aufgelöst  werden.  Ein  solches  Begehren  kann  jedoch  nur  mit 
wenigstens  drei  Vierteilen  der  Stimmen  der  anwesenden  Mitglieder  in 
einer  außerordentlichen  Sitzung  der  Generalversammlung  beschlossen 
werden.  Von  Seite  des  Generalrates  ist  vier  Wochen  früher  in  den  zu 
Wien  und  Budapest  erscheinenden  Amtsblättern  kundzumachen,  daß  die 
Frage  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  in  dieser  Sitzung  der  General* 
Versammlung  verhandelt  werden  solle. 


Artikel  107. 

I.  Die  k.  k.  Regierung  und  die  königlich  ungarische  Regierung  sind 
über  ihr  mit  Genehmigung  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen  getroffenes 
Einverständnis  berechtigt,  im  Falle  des  Ablaufes  des  Privilegiums  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  (Artikel  105)  oder  der  Auflösung  der 
Bankgesellschaft  vor  dem  Erlöschen  des  Privilegiums  (Artikel  106)  das 
gesamte  den  Gegenstand  des  Privilegiums  bildende  Bankgeschäft  unter 
Abtrennung  des  Hypothekarkreditsgeschäftes  (Artikel  6),  welches  der 
Bankgesellschaft  verbleibt,  im  bilanzmäßigen  Stande  und  nach  dem 
bilanzmäßigen  Werte  zu  übernehmen. 

Im  Falle  der  Ausübung  dieses  Rechtes  erwerben  die  beiden  Staats* 
Verwaltungen  das  Eigentum  an  dem  gesamten  beweglichen  und  unbeweg* 
liehen  Vermögen  der  Bank  mit  der  Verpflichtung,  die  sämtlichen  Ver* 
bindlichkeiten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  erfüllen,  insoweit 
das  Vermögen,  beziehungsweise  die  Verbindlichkeiten  der  Bank  nicht  un* 
mittelbar  dem  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  betriebenen 
Hypothekarkreditsgeschäfte  zugehören. 

Die  beiden  Staatsverwaltungen  übernehmen  daher  auch  das  ge* 
samte,  nicht  der  Hypothekarkreditsabteilung  angehörende  aktive  Dienst* 
personale  der  Bank  mit  allen  seinen  aus  dem  Dienstvertrage  hervor* 
gehenden  Rechten  und  Pflichten,  ebenso  den  Pensionsfonds  und  den  ge* 
samten  Pensionsdienst,  insoferne  dieselben  nicht  die  Hypothekarkredits* 
abteilung  betreffen. 

Den  Aktionären  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  ist  dagegen 
von  den  übernehmenden  Staatsverwaltungen  für  jede  Aktie  sofort  der 
Betrag  von  1520  Kronen  in  der  durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892, 
RGBl.  Nr.  126,  und  den  XVII.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1892  festgestellten 
Währung  hinauszuzahlen.   Außerdem  haben  die  übernehmenden  Staats* 
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Verwaltungen  den  Aktionären  den  Betrag  der  noch  nicht  zur  Verteilung 
gelangten  Dividenden  und  den  für  jede  Aktie  entfallenden  gleichen  Anteil 
an  dem  bilanzmäßigen  Reservefonds,  soweit  derselbe  nicht  zur  Deckung 
von  aus  der  Zeit  vor  der  Übernahme  des  Bankgeschäftes  durch  die 
beiden  Staatsverwaltungen  herrührenden  Verlusten  in  Anspruch  zu  neh* 
nien  ist,  auszufolgen.  Die  Abrechnung  über  den  Reserve?  und  Pensions* 
fonds  ist  in  dem  der  Übernahme  folgenden  Jahre  durchzuführen. 

Die  Hinauszahlung  an  die  Aktionäre  erfolgt  zu  Händen  des  Ge* 
neralrates,  welcher  die  Gesamtheit  der  Aktionäre  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  auch  bei  der  Abrechnung  über  den  Reservefonds  und 
den  Pensionsfonds  zu  vertreten  hat,  welch  letzterer  nach  Maßgabe  des 
das  Bankgeschäft  und  des  die  Hypothekarkreditsabteilung  betreffenden 
Pensionsdienstes  zwischen  den  Staatsverwaltungen  und  der  Bank  zu 
teilen  ist. 

Die  Befugnisse  des  Generalratcs  erlöschen  in  Bezug  auf  die  aus  der 
Übernahme  des  Bankgeschäftes  durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  ent* 
springenden  Geschäfte  erst  nach  der  gänzlichen  Abwicklung  derselben. 

Für  das  der  Bankgesellschaft  bei  Übernahme  der  Bankgeschäfte 
durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  verbleibende  Hypothekarkredits* 
geschäft  wird  aus  den  für  die  Aktien  hinausgezahlten  Beträgen  im  Sinne 
des  Artikels  6  ein  Fonds  gebildet.  Der  erübrigende,  beziehungsweise  der 
im  Sinne  des  Artikels  6  frei  verfügbar  werdende  Betrag  wird  vom  Ge* 
neralrate  unter  die  Gescllschaftsmitglieder  nach  Verhältnis  der  Aktien 
verteilt.  Im  übrigen  gelten  für  den  Fall  der  Liquidation  der  Hypothekar* 
kreditsabteilung  die  für  den  Fall  der  Liquidation  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  getroffenen  Bestimmungen. 

II.  Im  Falle  der  Übernahme  des  den  Gegenstand  des  Privilegiums 
bildenden  Bankgeschäftes  durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  ist  jedoch 
die  Generalversammlung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  auch  be* 
rechtigt,  die  Fortdauer  der  Aktiengesellschaft  zum  Betriebe  des  Hypo* 
thekarkreditsgeschäftes  unter  Beobachtung  des  Artikels  6  der  Statuten 
bezüglich  der  im  Zeitpunkte  der  Abtrennung  der  Hypothekarkredits* 
abteilung  im  Umlaufe  befindlichen  Pfandbriefe  in  beiden  Staatsgebieten 
mit  freier  Wahl  des  Hauptsitzes  in  Wien  oder  Budapest  zu  beschließen. 
Alle  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  in  Titel  X  der  Bankstatuten 
sowie  in  den  Statuten  der  Hypothekarkreditsabteilung  eingeräumten  be* 
sonderen  Rechte  kommen  der  Bankgesellschaft  für  die  bis  zu  dem  Zeit* 
punkte  der  Abtrennung  der  Hypothekarkreditsabteilung  gewährten  Hypo* 
thekardarlehen  bis  zur  völligen  Abwicklung  derselben  und  insolange  zu, 
als  diese  Geschäfte  im  Sinne  der  Statuten  der  Hypothekarkreditsabteilung 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank  geführt  werden.  Auf  die  nach  der 
Abtrennung  gewährten  Hypothekardarlehen  finden  die  Bestimmungen  der 
neuen  Gesellschaftsstatuten  Anwendung. 

III.  Sollte  das  Privilegium  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  (Ar* 
tikel  105)  ablaufen,  ohne  daß  die  beiden  Staatsverwaltungen  von  dem 
ihnen  vorbehaltenen  Übernahmsrechte  Gebrauch  machen,  so  wird  der 
Generalversammlung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  das  Recht  zu* 
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stehen,  die  Fortdauer  der  Aktiengesellschaft  mit  dem  Hauptsitz  in  Wien 
oder  Budapest  und  mit  Zweigniederlassungen  in  beiden  Staatsgebieten 
der  Monarchie  zum  Betriebe  des  Bank*  und  Hypothekarkreditsgeschäftes 
unter  Ausschluß  der  Rechte  einer  Notenbank  und  der  damit  zusammen* 
hängenden  Verpflichtungen  zu  beschließen. 

Bezüglich  der  bis  zum  Ablaufe  des  Privilegiums  abgeschlossenen 
Geschäfte  haben  dann  die  für  den  Fall  der  Liquidation  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  getroffenen  Bestimmungen  sinngemäße  Anwendung  zu 
finden. 

IV.  Soferne  die  in  den  unter  II.  und  III.  angeführten  Fällen  von 
der  Generalversammlung  zu  beschließenden  neuen  Statuten  den  bestehen* 
den  Gesetzen  desjenigen  Staatsgebietes,  in  welchem  der  Hauptsitz  der 
Aktiengesellschaft  errichtet  werden  soll,  entsprechen,  bedarf  die  Fortdauer 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank  keiner  besonderen  staatlichen  Ge* 
nehmigung  von  Seite  der  betreffenden  Staatsverwaltung.  Diese  Staats* 
Verwaltung  wird  aber  der  neuen  Bankgesellschaft  auch  alle  jene  Berechti* 
gungen  einräumen,  welche  anderen  Anstalten  dieser  Art  und  dieser  Be* 
deutung  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete  erteilt  sein  werden.  Hinsicht* 
lieh  der  gegenseitigen  Zulassung  der  Zweigniederlassungen  dieser  Ge* 
Seilschaft  sind  die  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie 
abgeschlossenen  Übereinkommen  über  die  gegenseitige  Zulassung  von 
Aktiengesellschaften  maßgebend. 

Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Statuten  über  die  Anteil* 
nähme  der  beiden  Staatsverwaltungen  am  Reingewinne  erstrecken  sich 
auf  die  umgestaltete  Gesellschaft  nicht. 

V.  Wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  wird,  ohne  daß  die  beiden 
Staatsverwaltungen  von  dem  ihnen  vorbehaltenen  Übernahmsrechte  Ge* 
brauch  machen,  so  hat  der  Generalrat  die  laufenden  Geschäfte  zu  be* 
enden,  die  Forderungen  einzuziehen,  das  gesamte  bewegliche  und  un* 
bewegliche  Vermögen  der  Bank  unter  Beobachtung  des  Artikels  6  der 
Statuten  zu  verwerten  und  sämtliche  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen. 

Zur  Beendigung  schwebender  Geschäfte  können  auch  neue  Ge* 
Schäfte  eingegangen  werden. 

Der  nach  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten  erübrigte  Betrag  wird 
unter  die  Gesellschaftmitglieder  nach  Verhältnis  der  Aktien  verteilt. 

Unter  Aufrechthaltung  des  zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  zu 
bestellenden  Fonds  auf  der  in  Artikel  6  bestimmten  Höhe  können  im 
Zuge  der  Liquidation  aus  dem  nach  ausreichender  Bedeckung  der  son* 
stigen  noch  schwebenden  Verbindlichkeiten  verfügbaren  Vermögen  der 
Bank  auch  Teilrückzahlungen  auf  die  Aktien  geleistet  werden. 

Mit  dem  Erlöschen  des  Privilegiums  der  Bank  (Artikel  105,  83 
und  111)  sowie  mit  der  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  beider  Staats* 
gebiete  genehmigten  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  dem  Erlöschen  des 
Privilegiums  (Artikel  106)  treten  die  Privilegialrechte  der  Bank  in  Bezug 
auf  die  Anfertigung  und  Ausgabe  von  Banknoten,  die  Bestimmungen  des 
Titels  IV,  B  über  die  Direktionen  in  Wien  und  Budapest,  dann  die  Be* 
Stimmungen  über  die  Anteilnahme  der  beiderseitigen  Regierungen  an 
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dem  Rcinerträgnisse  der  Gesellschaft,  soweit  es  sich  nicht  um  vordem 
erworbene  Rechte  derselben  handelt,  außer  Kraft.  Die  Befugnisse  der 
Direktionen  gehen  auf  den  Generalrat  über. 

Alle  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  in  Titel  X  der  Statuten 
eingeräumten  besonderen  Rechte  reichen  bis  zur  vollständigen  Durch* 
führung  ihrer  Liquidation  auch  über  die  Dauer  des  Privilegiums  der  .Bank. 

Artikel  108. 

Über  jene  Streitigkeiten,  welche  anläßlich  der  Übernahme  des  Bank* 
geschäftes  durch  die  beiden  Staatsverwaltungen  in  dem  Verhältnisse  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu  der 
königlich  ungarischen  Regierung  oder  anläßlich  der  Umgestaltung  oder 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  (Artikel  106  und  107)  zwischen  den  Mit* 
gliedern  derselben  oder  in  dem  Verhältnisse  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu  der  königlich  ungarischen 
Regierung  entstehen,  entscheidet  das  im  Artikel  53  bezeichnete  Schicds* 
gericht,  gegen  dessen  Ausspruch  auch  in  diesem  Falle  kein  weiterer 
Rechtszug  stattfindet. 

Die  Anordnung  der  Exekution  aus  einem  Verhältnisse  der  Öster* 
ieichisch*ungarischen  Bank  zu  der  k.  k.  österreichischen  oder  zu  der 
königlich  ungarischen  Regierung  betreffenden  Schiedssprüche  steht  den 
im  Artikel  54  bezeichneten  Gerichten  zu. 

Vor  dem  bezeichneten  Schiedsgerichte  sind  auch  die  Ansprüche 
geltend  zu  machen,  welche  aus  der  im  Artikel  35  ausgesprochenen  Vor* 
antwortlichkeit  abgeleitet  werden. 

XIII.  Titel. 
Transitorische  Bestimmungen. 

Die  Artikel  109  und  110  sind  entfallen   (Gesetz  vom  8.  August  1911,  RGBl.  Nr.  157, 
Artikel  I,  beziehungsweise  ungarischer  Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1911,  §  1). 

Artikel  111.  f 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  (Artikel  83)  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetz* 
liches  Metallgeld  österreichischer  oder  ungarischer  Prägung  sind  und 
bleiben  solange  suspendiert,  bis  sie  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des 
Artikels  V  des  österreichischen  Gesetzes,*)  beziehungsweise  des  §  5  des 
ungarischen  Gesetzes  betreffend  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  in  Kraft  treten  oder  von  den  Gesetz* 
gebungen  beider  Staaten  in  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

Falls  die  Österreichisch*ungarische  Bank  während  dieser  Zwischen* 
zeit  ihrer  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehen* 
den  Mitteln  dafür  zu  sorgen,  daß  der  im  Kurse  der  ausländischen  Wechsel 
zum  Ausdrucke  gelangende  Wert  ihrer  Noten  entsprechend  der  Parität 
des  gesetzlichen  Münzfußes  der  Kronenwährung  dauernd  gesichert  bleib!: 


*)  Siehe  S.  471. 
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(Artikel  1),  so  hat  dies,  außer  dem  Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege 
gleichzeitig  in  beiden  Staaten  der  Monarchie  verfügten  zeitweiligen  Ent* 
hebung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  von  ihrer  vorbezeichneten 
Verpflichtung,  den  Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge,  sofern  nicht  eine 
durch  höhere  Gewalt  hervorgerufene,  von  beiden  Regierungen  anerkannte 
unmittelbare  Behinderung  besteht. 

Solange  die  Bestimmungen  der  Statuten  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  (Artikel  83)  betreffend  die  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  ge* 
setzliches  Metallgeld  nicht  in  Kraft  gesetzt  sind,  hat  die  Österreichisch* 
ungarische  Bank  über  ihre  Wahrnehmungen  bei  der  Abwicklung  des 
Zahlungsverkehres  mit  dem  Auslande  den  beiden  Regierungen  Bericht 
zu  erstatten;  sie  ist  ferner  berechtigt,  auf  Grund  dieser  Wahrnehmungen 
in  einem  nach  ihrer  Ansicht  geeigneten  Zeitpunkte  die  Aufhebung  der 
Suspension  des  Artikels  83  der  Bankstatuten  bei  beiden  Regierungen  zu 
beantragen  (Artikel  25).  Der  bezügliche  Beschluß  des  Generalrates  unter? 
liegt  keiner  Einsprache  der  beiden  Regierungskommissäre  aus  dem 
Grunde  des  Staatsinteresses  (Artikel  52). 

Durch  die  Suspension  des  Artikels  83  wird  das  Recht  der  Bank, 
auch  in  der  Zwischenzeit  Zahlungen  in  gesetzlichem  Metallgelde  zu 
leisten  oder  nach  ihrem  Ermessen  Banknoten  mit  gesetzlichem  Metall* 
geld  einzulösen,  nicht  beirrt. 

Die  Bank  ist  und  bleibt  bei  Führung  der  ihr  statutenmäßig  ge* 
statteten  Geschäfte  berechtigt,  auch  bestimmte  Münzsorten  oder  bares 
Geld  in  Noten  oder  Münze  einer  ausländischen  Währung  mit  der  Ver* 
bindlichkeit  der  Rückstellung  in  der  betreffenden  effektiven  Münz*  oder 
Geldsorte  zu  übernehmen. 


Die  Artikel  112  bis  114  sind  entfallen  (Gesetz  vom  8.  August  1911,  RGBl.  Nr.  157, 
Artikel  I,  beziehungsweise  ungarischer  Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1911,  §  1). 
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Die  österreichisch^ungarische  Krone 
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Kaiserliche  Verordnung  vom  4.  August  1914; 
RGBl  Nr.  198,  betreffend  außerordentliche  Maßnahmen 
hinsichtlich   der   Geschäftsführung  der  Österreichisch' 
ungarischen  Bank. 

Auf  Grund  des  §  14  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  De* 
zember  1867,  RGBl.  Nr.  141,  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  Regierung  wird  im  Hinblick  auf  die  durch  die  angeord? 

nete  allgemeine  Mobilisierung  und  durch  den  Kriegszustand  ver? 

ursachten  Verhältnisse  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Re? 

gierung  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  außerordent? 

liehe  Maßnahmen  hinsichtlich  der  Geschäftsführung  der  öster* 

reichisch?ungarischen  Bank  zu  treffen  und  zu  diesem  Zwecke 

auch  von  den  Bankstatuten  abweichende  Bestimmungen  in  Wirk? 

samkeit  zu  setzen.  ' 

§  2. 

Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund? 

machung  in  Kraft.  c  _ 

8  3. 

Mit  dem  Vollzuge  ist  das  Gesamtministerium  betraut. 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  7.  Mai  19 15, 
RGBl.  Nr,  112,  betreffend  die  Ausprägung  und  Ausgabe 
neuer  Teilmünzen  der  Kronenwährung. 

Gemäß  einer  vom  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertrete? 
nen  Königreiche  und  Länder  mit  dem  Ministerium  der  Länder 
der  heiligen  ungarischen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträg? 
liehen  Erwirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen  Ver? 
einbarung  werden  bis  zum  Höchstbetrage  von  20  Millionen  Kro? 
nen  Teilmünzen  zu  zehn  Heller,  eventuell  auch  zu  zwanzig  Heller 
aus  einer  Legierung  von  50  Teilen  Kupfer,  40  Teilen  Zink  und 
10  Teilen  Nickel  ausgeprägt. 
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Aus  dem  Kilogramm  dieser  Legierung  sollen  333  Zehn? 
hellerstücke,  beziehungsweise  250  Zwanzighellcrstücke  ausge* 
bracht  werden.  Der  Durchmesser  wird  bei  den  Zehnhellerstücken 
19  mm,  bei  den  Zwanzigheilerstücken  21  mm  betragen. 

Die  Ausprägung  dieser  Münzen  findet  in  beiden  Staats? 
gebieten  nur  für  Rechnung  des  betreffenden  Staates  statt.  Von 
den  in  beiden  Staatsgebieten  zu  prägenden  20  Millionen  Kronen 
dieser  Münzen  werden  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König* 
reichen  und  Ländern  14  Millionen  Kronen  und  in  den  Ländern 
der  heiligen  ungarischen  Krone  6  Millionen  Kronen  ausgeprägt. 

Die  Ausgabe  der  Zehnhellermünzen  wird  gemäß  der  mit 
dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  getroffenen  Verein? 
barung  ab  10.  Mai  1.  J.  stattfinden. 

Der  Revers  der  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König? 
reichen  und  Ländern  ausgeprägten  Teilmünzen  wird  in  einem 
Kranze  von  Eichenlaub  die  Wertangabe  und  die  Jahreszahl  der 
Ausmünzung,  der  Revers  der  in  den  Ländern  der  heiligen  unga? 
rischen  Krone  ausgeprägten  Teilmünzen  die  Wertangabe  und 
darunter  zwei  gekreuzte  Lorbeerzweige  tragen.  Sonst  wird  die 
Ausstattung  dieser  Teilmünzen  mit  jener  der  Nickelmünzen  zu 
zehn  Heller  und  zu  zwanzig  Heller  übereinstimmen. 

Im  übrigen  werden  die  für  die  Nickelmünzen  getroffenen 
Bestimmungen  der  Gesetze,  beziehungsweise  des  Münz?  und 
Währungsvertrages,  auch  auf  die  Teilmünzen  aus  der  bezeich? 
neten  Legierung  Anwendung  finden.  Die  Zeichnung  des  Reverses 
der  neuen  Zehnhellerstücke  wird  in  der  Anlage  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebracht.*) 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  12,  Juli  1916, 
RGBL  Nr.  21 6,  betreffend  die  Ausgabe  der  neuen  Bank' 
noten  zu  10  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
2.  J anner  1915» 

Die    Österreichisch?ungarische   Bank   wird   zufolge  nach? 
stehender  Kundmachung  am  24.  Juli  1916  mit  der  Hinausgabe 

*)  In  derselben  Nummer  des  Reichsgesetzblattes  enthalten. 
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der  neuen  Banknoten  zu  10  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
2.  Jänner  1915  beginnen.  Die  Einberufung  der  im  Umlaufe  be* 
findlichen  Banknoten  zu  10  Kronen  mit  dem  Datum  vom  2.  Jänner 
1904  wird  einem  späteren  Zeitpunkte  vorbehalten. 

Kundmachung  vom  28.  Juni  19 16  wegen  Hinausgabe 
neuer  Banknoten  zu  10  Kronen  mit  dem  Datum  vom 

2.  Jänner  19 15. 

Am  24.  Juli  1916  wird  die  Österreichisch?ungarische  Bank 
bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  sowie  bei  sämt* 
liehen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  der  Banknoten  zu  10  Kronen 
mit  dem  Datum  vom  2.  Jänner  1915  beginnen. 

Die  neuen  Banknoten  sind  im  Anhange  zu  dieser  Kund* 
machung  beschrieben. 

Die  Bestimmungen  über  die  Einberufung  und  Einziehung 
der  jetzt  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  zu  10  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  2.  Jänner  1904  werden  seinerzeit  besonders 
kundgemacht  werden. 

Beschreibung  der  Zehnkronen' Banknote 
der  Osterreichisch'ungarischen  Bank  vom  Jahre  1915. 

Die  Noten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  zu  zehn 
Kronen  vom  2.  Jänner  1915  haben  ein  Format  von  150  mm  Breite 
und  80  mm  Höhe  und  zeigen  auf  dem  in  seiner  ganzen  Aus* 
dehnung  mit  einem  Wasserzeichen  (römische  Ziffer  Zehn  in 
dunklem  quadratischen  Gitterwerk)  versehenen  Papier  einen 
Doppeldruck,  einerseits  mit  deutschem,  andererseits  mit  ungari* 
schem  Texte. 

Die  beiden  Seiten  der  Note  sind  sowohl  in  der  Zeichnung 
als  auch  in  der  Farbe  vollkommen  verschieden. 

Ungefähr  drei  Viertel  des  Formates  beider  Notenseiten 
tragen  das  eigentliche  Notenbild,  während  das  übrige  Viertel 
.das  Wasserzeichen  frei  sehen  läßt  und  nur  teilweise  über 
druckt  ist. 

Der  vollbedruckte  Teil  der  deutschen  Notenseite  enthält 
in  der  Mitte  den  deutschen  Notentext  samt  Firmazeichnung 
der  Bank  in  folgender  Anordnung:  . 
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«Die  Österreichisctaungarische  Bank  zahlt  gegen 
diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen 

Zehn  Kronen 

in  gesetzlichem  Metallgelde. 

Wien,  2.  Jänner  1915. 

OESTERREICHISCHsUNGARISCHE  BANK 

Popovics 

Gouverneur 

Schoeller  Schmid 

Generalrat  Generalsekretär.» 

Unter  dem  Notentext  erscheinen  in  ovaler  guillochierter 
Rosette  ein  Knabenidealkopf,  links  und  rechts  davon  stehende 
rechteckige  Hochvignetten,  von  welchen  die  linke  oben  den 
kaiserlich  österreichischen  Adler,  die  rechte  oben  die  Ziffer  Zehn 
und  beide  in  der  Mitte  und  unten  je  eine  guillochierte  Rosette 
in  weißen  Linien  auf  dunklem  Grunde  tragen,  die  miteinander 
durch  Ornamente  verbunden  sind. 

Das  Notenbild  ist  in  blauer  Farbe  gedruckt. 

Der  Untergrund  ist  buntfartig,  stellt  einen  in  Reliefmanier 
gravierten  Fond  dar,  welcher  abwechselnd,  aus  der  Ziffer  ,,10'b 
und  einem  rhombischen  vierzackigen  Sterne  besteht. 

Das  äußerste  rechte  Viertel  der  Note  trägt  in  einem  guillo? 
chierten,  schmalen  Rahmen  buntfarbig  die  V/ertbezeichnung  in 
acht  Landessprachen: 

DESET  KORUN 
DZIES8EC  K0R0N 
flECRTb  K0P0H 
DIECI  C0R0NE 
DESET  KRÖN 
DESET  KRUNA 
A E  C  ET  K  Py H A 
ZECE  C0R0ANE 

und  durch  eine  Guillocherosette  getrennt,  die  Straf bestimmung: 

«Die  Nachahmung  der  Banknoten  wird  gesetzlich  bestraft». 

Oberhalb  dieses  Rahmens  ist  die  Nummer,  unterhalb  die 
Serie  in  schwarzer  Farbe  angebracht. 


-  103  - 


Auf  der  ungarischen  Seite  sind  sowohl  die  Zeichnung  des 
Notenbildes  als  auch  der  Untergrund  buntfarbig. 

Das  äußerste  linke  Viertel  der  Note  zeigt  in  blauer  Farbe 
das  von  einem  Ornament  umgebene  Wappen  der  Länder  der 
ungarischen  heiligen  Krone,  darüber  links  und  rechts  die  Ziffer 
„10"  und  unter  dem  Wappen  eine  Vignette  mit  der  Wertbezeich? 
nung  „TIZ  KORONA5',  weiß  auf  blauem  Grunde. 

Oben  rechts  hievon  steht  die  Wertbezeichnüng: 
Tiz  Korona 

in  einer  rechteckigen  guillochierten  Vignette  in  weißer  Schrift 
auf  dunklem  Grunde,  darunter  der  ungarische  Notentext: 

«Az  Oszträksmagyar  bank  e  bankjegyert 
bärki  kivänsägära  azonnal  fizet  becsi  es  budapesti 
föintezeteinel 

Tiz  Korona 

törvenyes  erczpenzt. 
Becs,  1915  januär  2.an» 
und  die  Firmazeichnung: 

«OSZTRÄK.MAGYAR  BANK 

Popovics 

kormänyzö 

Schreiber  Schmid 

fötanicsos  vezertitkär» ; 

dann  folgt  die  Straf bestimmung: 

«A  bankjegyek  utänzäsa  a  törveny  szerint  büntettetik». 

Rechts  von  diesem  Notenteile  befindet  sich  in  einem  welli? 
gen  guillochierten  Rahmen  ein  Knabenidealkopf,  unter  diesem 
eine  guillochierte  Vignette  mit  der  Ziffer  „10",  weiß  auf  dunklem 
Grunde,  darunter  freistehend  das  Wort  „Korona". 

Der  Untergrund  besteht  aus  der  Kombination  eines  Relief* 
fonds  mit  der  Ziffer  „10"  und  eines  Guillochefonds,  welcher  unter 
dem  Notentext  in  einem  ovalen  Ringe  die  römische  Ziffer  ,,X'S 
erscheinen  läßt. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  3i.  Juli  1916, 
RGBL  Nr.  237,  betreffend  die  Einziehung  der  Nickel' 
münzen  zu  zwanzig  Heller. 

Gemäß  einer  vom  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertrete* 
nen  Königreiche  und  Länder  mit' dem  Ministerium  der  Länder 
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der  heiligen  ungarischen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträgt 
liehen  Erwirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen 
Vereinbarung  wird  die  gänzliche  Einziehung  der  Nickelmünzen 
zu  zwanzig  Heller  unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen 
verfügt: 

1.  Die  Nickelmünzen  zu  zwanzig  Heller  werden  mit  1.  Jan? 
ner  1917  außer  gesetzlichen  Umlauf  gesetzt.  Diese  Münzen  sind 
daher  nur  noch  bis  einschließlich  31.  Dezember  1916  im  Privat* 
verkehre  zum  Nennwerte,  und  zwar  nach  Maßgabe  der  Bestim? 
mungen  des  Artikels  XIX  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892, 
RGBl.  Nr.  126,  in  Zahlung  zu  nehmen.*) 

2.  Die  Nickelmünzen  zu  zwanzig  Heller  dürfen  von  den 
k.  k.  Kassen  und  Ämtern  nicht  mehr  ausgegeben  werden;  da? 
gegen  sind  sie  von  den  k.  k.  Kassen  und  Ämtern  bis  einschließ? 
lieh  30.  April  1917  bei  allen  Zahlungen  und  im  Verwechslungs? 
wege  zum  Nennwerte,  und  zwar  nach  Maßgabe  der  Bestimmun? 
gen  des  Artikels  XIX  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  126,  anzunehmen.*) 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  3 1.  Juli  191 6, 
RGBL  Nr.  238,  betreffend  die  Ausprägung  und  Aus' 
gäbe  von  Teilmünzen  der  Kronenwährung  zu  zwanzig 
Heller  aus  Eisen. 

Gemäß  einer  vom  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertrete« 
nen  Königreiche  und  Länder  mit  dem  Ministerium  der  Länder 
der  heiligen  ungarischen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträg? 
liehen  Erwirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen 
Vereinbarung  werden  bis  zum  Höchstbetrage  von  50  Millionen 
Kronen  Teilmünzen  zu  zwanzig  Heller  aus  Eisen  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramm  Eisen  sollen  300  Zwanzighellerstücke 
ausgebracht  werden;  der  Durchmesser  der  Zwanzighellerstücke 
wird  21  mm  betragen. 

Die  Ausprägung  dieser  Münzen  findet  in  beiden  Staats* 
gebieten  nur  für  Rechnung  des  betreffenden  Staates  statt.  Von 
den  in  beiden  Staatsgebieten  zu  prägenden  50  Millionen  Kronen 
dieser  Münzen  werden  in  Österreich  35  Millionen  Kronen  und 


*)  D.  i.  bis  zum  Betrage  von  10  K  bei  jeder  Zahlung.  Siehe  S.  9. 
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in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  15  Millionen 
Kronen  ausgeprägt. 

Der  Revers  der  in  Österreich  ausgeprägten  Eisenmünzen 
zu  zwanzig  Heller  wird  in  einem  Kranze  von  Eichenlaub  die 
Wertangabe  und  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung,  der  Revers 
der  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  ausgeprägten 
Eisenmünzen  zu  zwanzig  Heller  die  Wertangabe  und  darunter 
zwei  gekreuzte  Lorbeerzweige  tragen.  Sonst  wird  die  Ausstattung 
dieser  nTeilmünzen  von  jener  der  Nickelmünzen  zu  zwanzig 
Heller  nur  darin  abweichen,  daß  der  kaiserliche  Adler,  bezie? 
hungsweise  die  heilige  ungarische  Krone  auf  dem  Avers  der 
Eisenmünzen  zu  zwanzig  Heller  kleiner  ist. 

Im  übrigen  werden  die  für  die  Nickelmünzen  getroffenen 
Bestimmungen  der  Gesetze,  beziehungsweise  des  Münz*  und 
Währungsvertrages  auch  auf  die  Eisenmünzen  zu  zwanzig  Heller 
Anwendung  finden.  Die  Zeichnung  der  neuen  Zwanzigheller? 
stücke  wird  in  der  Anlage  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht.*) 

Die  Ausgabe  der  Eisenmünzen  zu  zwanzig  Heller  hat  unter 
Einziehung  eines  gleichen  Betrages  von  Nickelmünzen  zu  er* 
folgen.  Gemäß  der  mit  dem  königlich  ungarischen  Finanz* 
minister  getroffenen  Vereinbarung  wird  mit  der  Ausgabe  dieser 
Münzen  am  3.  August  1916  begonnen  werden. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom 
6.  November  19 16,  RGBL  Nr.  378,  betreffend  die  Aus' 
prägung  und  Ausgabe  von  Teilmünzen  der  Kronen" 
Währung  zu  zwei  Heller  aus  Eisen. 

Gemäß  einer  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari? 
sehen  heiligen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträglichen  Er* 
Wirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen  Verein? 
barung  werden  bis  zum  Höchstbetrage  von  acht  Millionen 
Kronen  Teilmünzen  zu  zwei  Heller  aus  Eisen  ausgeprägt. 

Aus  dem  Kilogramm  Eisen  sollen  360  Zweihellerstücke  aus? 
gebracht  werden;  der  Durchmesser  der  Zweihellerstücke  wird 
17  mm  betragen. 


*)  In  derselben  Nummer  des  Reichsgesetzblattes  enthalten. 
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Die  Ausprägung  dieser  Münzen  findet  in  beiden  Staats* 
gebieten  nur  für  Rechnung  des  betreffenden  Staates  statt. 

Von  den  in  beiden  Staatsgebieten  zu  prägenden  acht  Mil* 
Honen  Kronen  dieser  Münzen  werden  in  Österreich  5,600.000  Kro? 
nen  und  in  den  Ländern  der  ungarischen  heiligen  Krone 
2,400.000  Kronen  ausgeprägt. 

Der  Avers  der  in  Österreich  ausgeprägten  Eisenmünzen  zu 
zwei  Heller  wird  das  kleine  Wappen  der  österreichischen  Län* 
der,  der  Revers  in  einer  Umrahmung  von  Lorbeerzweigen  die 
Wertangabe  „2"  und  darunter  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung 
tragen;  der  Avers  der  in  den  Ländern  der  ungarischen  heiligen 
Krone  ausgeprägten  Eisenmünzen  zu  zwei  Heller  wird  die  unga* 
rische  heilige  Krone  mit  der  Umschrift  „Magyar  kirälyi  vältö* 
penz"  und  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung,  der  Revers  in  einer 
Umrahmung  von  Eichenästen  die  Wertangabe  ,,2  filier"  sowie 
das  Münzzeichen  „K.  B."  des  Münzamtes  in  Körmöczbänya 
tragen. 

Der  Rand  der  Eisenmünzen  zu  zwei  Heller  wird  glatt  sein. 

Im  übrigen  werden  die  für  die  Bronzemünzen  geltenden 
Bestimmungen  der  Gesetze,  beziehungsweise  des  Münz*  und 
Währungsvertrages  auch  auf  die  Eisenmünzen  zu  zwei  Heller 
Anwendung  finden. 

Die  Zeichnung  der  neuen  Zweihellerstücke  wird  in  der  An* 
läge  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht.*)  Mit  der  Ausgabe  dieser 
Münzen  wird  gemäß  der  mit  dem  königlich  ungarischen  Finanz* 
minister  getroffenen  Vereinbarung  am  10.  November  1916  be* 
gönnen  werden. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  28.  Juni  19 17, 
RGBL  Nr.  274,  betreffend  die  Ausgabe  der  neuen  Bank' 
noten  zu  2  K  mit  dem  Datum  vom  i.  März  1917. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  wird  zufolge  nach* 
stehender  Kundmachung  am  9.  Juli  1917  mit  der  Hinausgabe 
der  neuen  Banknoten  zu  zwei  Kronen  mit  dem  Datum  vom 


*)  In  derselben  Nummer  des  Rcichsgesetzblattes  enthalten. 
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1.  März  1917  beginnen.  Die  Einberufung  der  im  Umlaufe  be* 
findlichen  Banknoten  zu  zwei  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
5.  August  1914  wird  einem  späteren  Zeitpunkte  vorbehalten. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  neuer  Banknoten  zu 
zwei  Kronen  mit  dem  Datum  vom  i.  März  19 17. 

Am  9.  Juii  1917  wird  die  Österreichisch^ungarische  Bank 
bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  sowie  bei  sämt? 
liehen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  der  Banknoten  zu  zwei  Kronen 
mit  dem  Datum  vom  1.  März  1917  beginnen. 

Die  neuen  Banknoten  sind  im  Anhange  zu  dieser  Kund? 
machung  beschrieben. 

Die  Bestimmungen  über  die  Einberufung  und  Einziehung 
der  jetzt  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  zu  zwei  Kronen 
mit  dem  Datum  vom  5.  August  1914  werden  seinerzeit  besonders 
kundgemacht  werden. 

Beschreibung  der  Zweikronen'Banknote 
der  Osterreichisch'ungarischen  Bank  vom  Jahre  19 17. 

Die  Noten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  zu  zwei 
Kronen  vom  Jahre  1917  haben  ein  Format  von  125  mm  Breite 
und  83  mm  Höhe  und  sind  auf  weißem  Velinpapier  gedruckt. 

Die  in  roter  Farbe  gedruckte  deutsche  Seite  besteht  aus 
einem  ornamentalen  Rahmen,  welcher  oben  zwischen  zwei  weib? 
liehen  Idealköpfen  und  in  den  beiden  unteren  Ecken  die  Ziffer 
,,2"  weiß  auf  rotem  Grunde  aufweist. 

Der  Raum  innerhalb  des  Rahmens  wird  durch  Perlenstab* 
leisten  in  drei  Felder  geteilt.  Das  Mittelfeld  enthält  den  Noten? 
text  in  folgender  Anordnung: 

«Die  Österreichischsungarische  Bank  zahlt  gegen 
diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen 

Zwei  Kronen 

in  gesetzlichem  Metallgelde.  Wien,  1.  März  1917. 

ÖSTERREICHISCHsUNGARISCHE  BANK 


Zimmermann 

Generalrat 


Popovics 

Gouverneur 


Schmid 

Generalsekretär' 
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Die  kleineren  beiden  Seitenfelder  sind  mit  der  Wertbczeiehnung 
in  acht  Landessprachen  und  der  Strafbestimmung  ausgefüllt, 
und  zwar: 

links:  „DVE  KORUNY    rechts:  „D VE  KRONE 
DWIE  KORONY  DVIJE  KRUNE 

Die  Nachmachung  Die  Nachmachung 

der  Banknoten  wird  der  Banknoten  wird 

gesetzlich  bestraft  gesetzlich  bestraft 

ABI   KOPOHH  ABMJE  KPVHE 

DUE  CO  RONE",  DOUE  COROANE". 

Der  in  schwarzer  Farbe  gedruckte  Untergrund  zeigt  auf 
dem  unteren  Teile  des  großen  Schriftfeldes  von  den  Firma? 
Unterschriften  umgeben  den  kaiserlich  österreichischen  Adler. 

In  der  unteren  Rahmenleiste  befindet  sich  in  grüner  Farbe 
die  Nummern?  und  Serienbezeichnung. 

Die  ebenfalls  in  roter  Farbe  gedruckte  ungarische  Seite 
zeigt  im  allgemeinen  die  gleiche  Anordnung  des  Rahmens  wie 
die  deutsche  Seite.  Die  beiden  in  den  oberen  Ecken  befindlichen 
weiblichen  Idealköpfe  sind  jedoch  durch  ein  Schriftband  ver? 
bunden,  welches  weiß  auf  rotem  Grund  in  der  Mitte  die  Wert? 
bezeichnung: 

«Ket  Korona» 

sowie  oben  und  unten  die  Straf bestimmung: 

«A  bankjegyek  utänzäsa  a  törveny  szerint  büntettetik» 

aufweist. 

Der  im  unteren  Teile  des  Rahmens  befindliche  rechteckige 
Ausschnitt  trägt  den  ungarischen  Text: 

«Az  Oszträksmagyar  bank  e  bankjegyert 
bärki  kivänsägära  azonnal  fizet  beesi  es  budapesti 
föintezeteinel 

«Ket  Korona» 

törvenyes  erezpenzt. 
Becs,  1917.  evi  marcziusjl.en 

OSZTRÄK?MAGYAR  BANK 

Popovics 

kormänyzö 

Schreiber  Schmid 

fötanäcsos  vezertilknr.» 
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Der  Untergrund  ist  ebenfalls  in  schwarzer  Farbe  gedruckt 
und  zeigt  im  Schriftfelde  links  von  der  Firmazeichnung  das 
Wappen  der  Länder  der  ungarischen  heiligen  Krone,  rechts  das 
Monogramm  „OMB". 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  3o.  Mai  19x7, 

RGBL  Nr.  244,  betreffend  die  Einziehung  der  Nickel' 

münzen  zu  zehn  Heller, 

Gemäß  einer  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari? 
sehen  heiligen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträglichen  Er? 
Wirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen  Verein? 
barung  wird  die  gänzliche  Einziehung  der  Nickelmünzen  zu  zehn 
Heller  unter  den  nachstehenden  Bestimmungen  verfügt: 

1.  Die  Nickelmünzen  zu  zehn  Heller  werden  mit  31.  De? 
zember  1917  außer  gesetzlichen  Umlauf  gesetzt.  Diese  Münzen 
sind  daher  nur  noch  bis  einschließlich  31.  Dezember  1917  im 
Privatverkehre  zum  Nennwerte,  und  zwar  nach  Maßgabe  der 
Bestimmungen  des  Artikels  XIX  des  Gesetzes  vom  2.  August 
1892,  RGBl.  Nr.  126,*)  in  Zahlung  zu  nehmen 

2.  Die  Nickelmünzen  zu  zehn  Heller  dürfen  von  den  k.  k. 
Kassen  und  Ämtern  nicht  mehr  ausgegeben  werden;  dagegen 
sind  sie  von  den  k.  k.  Kassen  und  Ämtern  bis  einschließlich 
30.  April  1918  bei  allen  Zahlungen  und  im  Verwechslungswege 
zum  Nennwerte,  und  zwar  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen 
des  Artikels  XIX  des  Gesetzes  vom  2.  August  1892,  RGBl. 
Nr.  126,*)  anzunehmen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  jede  Ver* 
pflichtung  des  Staates  zur  Einlösung  dieser  Münzen  erloschen. 

3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  15.  April  1918, 
RGBl.  Nr.  i3g,  betreffend  die  ausnahmsweise  Einlösung 
der  außer  Umlauf  gesetzten  Nickelmünzen  zu 
zehn  Heller. 

Mit  Rücksicht  auf  die  außerordentlichen  Verhältnisse  des 
Kriegszustandes,  welche  es  einem  Teile  der  Bevölkerung  er* 

*)  D.  i.  bis  zum  Betrage  von  10  K  bei  jeder  Zahlung. 
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schwert  oder  unmöglich  gemacht  haben,  die  einberufenen  Nickel* 
münzen  zu  zehn  Heller  innerhalb  der  mit  der  Verordnung  vom 

30.  Mai  1917,  RGBl.  Nr.  244,  festgesetzten,  mit  30.  April  1918 
ablaufenden  Frist  zur  Einlösung  zu  bringen,  wird  im  Einver* 
ständnisse  mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzministerium 
verfügt,  daß  die  Nickelmünzen  zu  zehn  Heller  österreichischen 
und  ungarischen  Gepräges  von  den  k.  k.  Kassen  und  Ämtern  noch 
bis  auf  weiteres  zum  Nennwerte  bei  allen  Zahlungen  und  im 
Verwechslungswege  anzunehmen  sind. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Mai  1918  in  Wirk* 
samkeit. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  3o.  Mai  19 17, 
RGBl.  Nr,  245,  betreffend  die  weitere  Ausprägung  und 
Ausgabe  von  Teilmünzen  der  Kronenwährung  zu 
zwanzig  Heller  und  zu  zwei  Heller  aus  Eisen. 

Gemäß  einer  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungari? 
sehen  heiligen  Krone  unter  Vorbehalt  der  nachträglichen  Er* 
Wirkung  der  gesetzlichen  Genehmigung  getroffenen  Vereinbarung 
werden  außer  den  auf  Grund  der  Ministerialverordnungen  vom 

31.  Juli  1916,  RGBl.  Nr.  238,  und  vom  6.  November  1916, 
RGBl.  Nr.  378,  bis  zum  Höchstbetrige  von  50  Millionen  Kronen 
auszuprägenden  Teilmünzen  zu  20  h  aus  Eisen  und  den  bis  zum 
Höchstbetrage  von  8  Millionen  Kronen  auszuprägenden  Teil? 
münzen  zu  2  h  aus  Eisen  in  beiden  Staatsgebieten  weiter  zusamt 
men  30  Millionen  Kronen  Teilmünzen  zu  20  h  aus  Eisen  und  8  Mil? 
Honen  Kronen  Teilmünzen  zu  2  h  aus  Eisen  ausgeprägt,  von  wel? 
ehern  Betrage  in  Österreich  21  Millionen  Kronen  Teilmünzen  zu 
20  h  und  5,600.000  Kronen  Teilmünzen  zu  2  h,  in  den  Ländern  der 
ungarischen  heiligen  Krone  9  Millionen  Kronen  Teilmünzen  zu 
20  h  und  2,400.000  Kronen  Teilmünzen  zu  2  h  auszuprägen  sind. 
Die  Ausgabe  dieser  Münzen  hat  unter  Einziehung  der  Nickel? 
münzen  zu  10  h  zu  erfolgen.  Im  übrigen  haben  die  Bestimmun? 
gen  der  Ministerialverordnungen  vom  31.  Juli  1916,  RGBl. 
Nr.  238,*)  und  vom  6.  November  1916,  RGBl.  Nr.  378,**)  auch  auf 


*)  Siehe  S.  102. 
**)  Siehe  S.  103. 
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die  gemäß  dieser  Verordnung  auszuprägenden  Eisenmünzen  uiu 
verändert  Anwendung  zu  finden.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem 
Tage  ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

Gesetz  vom  27.  Dezember  191 7,  RGBL  Nr.  513,  über 
die  provisorische  Verlängerung  .des  Privilegiums  der 
Osterreichisclvungarischen  Bank  und  des  Münz'  und 
Währungsvertrages  sowie  die  Ordnung  der  damit  im 
Zusammenhange  stehenden  Angelegenheiten. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  Wirksamkeit  der  mit  dem  Gesetz  vom  8.  August  1911, 
RGBl.  Nr.  157,  getroffenen  Verfügungen  betreffend  die  Verlänge* 
rung  des  Privilegiums  der  österreichisehsungarischen  Bank  und 
des  Münz*  und  Währungsvertrages  sowie  die  Ordnung  der  da? 
mit  im  Zusammenhange  stehenden  Angelegenheiten,  wird  für 
die  Dauer  der  Geltung  des  Vertrages  vom  18.  November  1917 
betreffend  die  provisorische  Regelung  der  wechselseitigen  Han* 
dels=  und  Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der 
ungarischen  heiligen  Krone,  erstreckt.*) 

Zugleich  wird  die  Ermächtigung  erteilt,  die  in  den  Ar? 
tiketn  III  und  VIII,  ferner  VI  und  VII  dieses  Gesetzes  bezeich? 
neten  Vereinbarungen  für  die  gleiche  Zeitdauer  zu  verlängern. 

§  2. 

Die  Regierung  wird  ferner  ermächtigt,  den  für  Ende  1917 
gekündigten  Münz?  und  Währungsvertrag  samt  Additionalüber? 
einkommen  für  die  gleiche  Zeitdauer  zu  erneuern.**) 

§  3. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Jänner  1918  in  Kraft.  Mit  dem 
Vollzuge  ist  das  Gesamtministerium  betraut. 


*)  D.  i.  längstens  bis  31.  Dezember  1919. 
**)  Siehe  Gesetz  vom  8.  August. 1911,  RGBl.  Nr.  157,  5.  Abschnitt, 
Artikel  IX.  S.  51. 
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Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  21.  Oktober  1918, 
RGBL  Nr.  370,  betreffend  die  Ausgabe  der  II,  Auflage 
der  Banknoten  zu  20  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
2.  Jänner  1913.*) 

Die  Österreichischnmgarische  Bank  wird  zufolge  nach? 
stehender  Kundmachung  am  28.  Oktober  1918  mit  der  Hinaus* 
gäbe  der  II.  Auflage  der  Banknoten  zu  20  Kronen  mit  dem  Datum 
vom  2.  Jänner  1913  beginnen. 


Kundmachung  vom  19.  Oktober  19 18  wegen  Hinaus' 
gäbe  der  II.  Auflage  der  Banknoten  der  Österreichisch' 
ungarischen  Bank  zu  20  Kronen  mit  dem  Datum  vom 

2.  Jänner  1913. 

Am  28.  Oktober  1918  wird  die  Österreichisch?ungarische 
Bank  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  sowie  bei 
sämtlichen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  der  II.  Auflage  der  Bank; 
noten  zu  20  Kronen  mit  dem  Datum  vom  2.  Jänner  1913  be* 
ginnen. 

Die  II.  Auflage  weist  gegenüber  der  ersten  folgende  Unter? 
schiede  auf: 

Auf  der  buntfarbig  gedruckten  deutschen  Seite  ist  der 
Idealkopf  in  der  Zeichnung  etwas  anders  gehalten  und  mit  einem 
Schutzdrucke  versehen.  Überdies  ist  links  unten  in  blauer  Farbe 
der  Aufdruck  „Ute  Auflage"  vertikal  gestellt. 

Auf  der  ungarischen  Seite  ist  das  rechts  befindliche,  den 
Idealkopf  enthaltende  Feld  von  oben  nach  unten  in  blauer, 
grüner  und  brauner  Farbe  gedruckt. 

Die  im  unteren  Teile  befindliche  große  Ziffer  „20"  sowie 
die  sie  umgebende  Rosette  ist  in  violetter,  der  ungarische  Noten? 


*)  Über  die  Ausschließung  der  nach  dem  Ausbruche  der  Revolution 
emittierten  Noten  zu  20,  25,  200  und  10.000  K  von  der  Nationalisierung 
der  Währung  in  Italien,  der  Tschechoslowakei,  Jugoslawien,  Polen  und 
Rumänien  siehe  die  im  III.  Teile  dieser  Sammlung  publizierten  Gesetze 
und  Verordnungen.  Siehe  hiezu  auch  die  in  der  Einleitung  gegebene 
Darstellung. 
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text  in  blauer  und  grüner,  die  Firmazeichnung  in  grüner  und 
brauner  Farbe  gedruckt. 

Rechts  unten  befindet  sich  in  brauner  Farbe  der  Aufdruck 
II.  kiadäs"  vertikal  gestellt. 

Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  28,  Oktober  191 8, 

RGBl.  Nr.  384,  betreffend  die  Ausgabe  der  Banknoten 

der  Österreichisch '  ungarischen   Bank    zu   25  Kronen 

und  200  Kronen. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  wird  zufolge  der  nach* 
stehenden  Kundmachungen  demnächst  mit  der  Hinausgabe  der 
Banknoten  zu  25  Kronen  und  200  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
27.  Oktober  1918  beginnen. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  der  Banknoten  der 
Österreichisch' ungarischen   Bank  zu  25  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  27.  Oktober  19 18. 

Die  Österreichisch*ungarische  Bank  wird  bei  ihren  Haupt? 
anstalten  in  Wien  und  Budapest  sowie  bei  sämtlichen  Filialen 
mit  der  Hinausgabe  der  Banknoten  zu  25  Kronen  mit  dem  Da* 
tum  vom  27.  Oktober  1918  demnächst  beginnen. 

Die  Beschreibung  dieser  neuen  Banknoten  wird  im  An* 
hange  zu  dieser  Kundmachung  veröffentlicht. 

Wien,  28.  Oktober  1918. 

Beschreibung  der  25  Kronen'Banknote  der 
Osterreichisch'ungarischen  Bank  vom  Jahre  1918. 

Die  Noten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  25  Kro* 
nen  vom  27.  Oktober  1918  haben  ein  Format  von  135  mm  Breite 
und  80  mm  Höhe  und  sind  auf  weißem,  beiderseits  mit  einem 
grauen  Wellenraster  versehenen  Papier  gedruckt.  Das  blaue 
Notenbild  besteht  aus  einem  guillochierten  rechteckigen  Rah* 
men,  in  welchem  links  in  rechteckigem  Feld  oben  ein  Idealkopf, 
unten  die  Ziffer  25  weiß  auf  dunklem  Grund,  erscheint.  Rechts 
von  der  Kopfvignette  ist  oben  die  Ziffer  25  flankiert  von  Serien* 
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und  Nummerbezeichnung,  darunter  links  der  deutsche,  rechts 
der  ungarische  Notentext  angebracht: 

«Die  Österreichischsungarische  Bank  zahlt  gegen 
diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen 

Fünfundzwanzig  Kronen 

in  gesetzlichem  Metallgelde. 

ÖSTERREICHISCHsUNGARISCHE  BANK 

Wien,  27.  Oktober  1918. 

Az  Oszträksmagyar  bank  e  bankjegyert 
bärki  kivänsägära  azonnal  fizet  becsi  es  budapesti 
föintezeteinel 

Huszonöt  Korona 

törvenyes  erczpenzt. 

OSZTRAKsMAGYAR  BANK 

Becs,  1918.  evi  oktöber  27.?en. 

Gruber 

Vizegouverneur  *  Alkormänyzö 

Heinrich  Schmid 

Generalrat  *  Fö'tanäcsos  Generalsekretär  *  Vezertirkär 

Diese  Note  wird  bis  30.  Juni  1919  gegen  andere  Banknoten  umgetauscht. 
E  jegy  1919.  evi  junius  30.*äig  mäs  bankjegyekkel  felcsereltetik. 
Die  Nachahmung  der  Banknoten  wird  gesetzlich  bestraft. 
—  A  bankjegyek  utänzäsa  a  törveny  szerint  büntettetik.» 

Der  Untergrund  besteht  aus  einem  Fond,  in  dessen  Mitte 
sich  in  ovaler  Vignette  die  Firmazeichnung,  der  kaiserlich  öster* 
reichische  Adler  und  das  Wappen  der  Länder  der  ungarischen 
heiligen  Krone  befindet.  Die  Serien?  und  Nummernbezeichnung 
ist  in  roter  Farbe  gedruckt. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  der  Banknoten  der 
Österreichisch- ungarischen  Bank  zu  200  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  27,  Oktober  19 18. 

Die  Österreichisch^ungarische  Bank  wird  bei  ihren  Haupt* 
anstalten  in  Wien  und  Budapest  sowie  bei  sämtlichen  Filialen 
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mit  der  Hinausgabe  der  Banknoten  zu  200  Kronen  mit  dem  Da* 
tum  vom  27.  Oktober  1918  demnächst  beginnen. 

Die  Beschreibung  dieser  neuen  Banknoten  wird  im  An* 
hange  zu  dieser  Kundmachung  veröffentlicht. 

Beschreibung  der  200  Kroneri'Bankriote  der 
Osterreichisch'ungarischen  Bank  vorn  Jahre  19 18. 

Die  Noten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  zu  200  Kro? 
nen  vom  27.  Oktober  1918  haben  ein  Format  von  168  mm  Breite 
und  100  mm  Höhe  und  sind  auf  weißem,  beiderseits  mit  einem 
grauen  Wellenraster  versehenen  Papier  gedruckt.  Das  grüne 
Notenbild  besteht  aus  einem  guillochierten  rechteckigen  Rah* 
men,  in  welchem  links  in  rechteckigem  Feld  oben  ein  Idealkopf, 
unten  die  Ziffer  200  weiß  auf  dunklem  Grund  erscheint.  Rechts 
von  der  Kopfvignette  ist  oben  die  Ziffer  200  flankiert  von  Serien* 
und  Nummernbezeichnung,  darunter  links  der  deutsche,  rechts 
der  ungarische  Notentext  angebracht: 

«Die  Österreichischsimgarische  Bank  zahlt  gegen 
diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen 

Zweihundert  Kronen 
in  gesetzlichem  Metallgelde. 

ÖSTERREICHISC HsUNGARI SCHE  BANK 

Wien,  27.  Oktober  1918. 

«Az  Oszträksmagyar  bank  e  bankjegyet 
bärki  kivänsägara  azonnal  Hzet  becsi  es  budapesti 
föintezeteinel 

Ketszäs  Korona 

törvenyes  erczpenzt. 

OSZTRAKsMAGYAR  BANK 

Becs,  1918.  evi  oktöber  27,*en 
Grub  er 

Vizegouverneur  *  Alkormänyzo . 

Wiesenburg  Schmid 

Generalrat  *  Fötanäcsos.  Generalsekretär  »Vezertikär. 

Diese  Note  wird  bis  30.  Juni  1919  gegen  andere  Banknoten  umgetauscht. 
E  jegy  1919.  evi  junius  30?äig  mäs  bankjegyekkel  felcsereltetik. 

Die  Nachahmung  der  Banknoten  wird  gesetzlich  bestraft. 
A  bankjegyek  utänzäsa  a  törveny  szerint  büntettetik.» 

8* 
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Der  Untergrund  besteht  aus  einem  Fond,  in  dessen  Mitte 
sich  in  ovaler  Vignette  die  Firmazeichnung,  der  kaiserlich  östers 
reichische  Adler  und  das  Wappen  der  Länder  der  ungarischen 
heiligen  Krone  befindet.  Die  Serien*  und  Nummernbezeichnung 
ist  in  roter  Farbe  gedruckt. 


III.  TEIL. 


Die  Währungsmaßnahmen  der  Suk* 
zessionsstaaten. 


A. 


Österreich. 
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Beschluß  der  Provisorischen  Nationalversammlung  für 
Deutschösterreich  vom  3o.  Oktober  1918,  StGBl.  Nr.  1 
über  die  grundlegenden  Einrichtungen  der  Staatsgewalt. 


§  16. 

Insoweit  Gesetze  und  Einrichtungen,  die  in  den  im  Reichs* 
rate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  in  Kraft  stehen, 
durch  diesen  Beschluß  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  sind, 
bleiben  sie  bis  auf  weiteres  in  vorläufiger  Geltung. 


.Vollzugsanweisung  des  Deutschösterreichischen  Staats' 
amtes  der  Finanzen  vom  21.  November  1918,  StGBl. 
Nr.  34,  betreffend  die  Ausgabe  von  Geldersatzzeichen. 

Über  Ermächtigung  des  Staatsrates  wird  angeordnet,  wie 

folgt: 

Die  Ausgabe  von  Geldersatzzeichen  (Notgeld)  durch 
öffentliche  Körperschaften,  industrielle  Verbände,  Unternehmung 
gen  usw.  zur  Behebung  eines  durch  vorübergehenden  Mangel 
an  gesetzlichen  Zahlungsmitteln  verursachten  Notstandes  im 
Zahlungsverkehr  ist  im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  nur  mit 
Genehmigung  des  Deutschösterreichischen  Staatsamtes  der  Fi* 
nanzen  gestattet.  Auf  die  unbefugte  Ausgabe  solcher  Geldersatz? 
zeichen  finden  die  Strafbestimmungen  des  Artikels  VIII  des 
IV.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
RGBl.  Nr.  176,  Anwendung.*) 

Für  die  ohne  staatliche  Bewilligung  bereits  in  Verkehr  ge? 
setzten  Geldersatzzeichen  ist  die  nachträgliche  Genehmigung 
des  Deutschösterreichischen  Staatsamtes  der  Finanzen  ohne  Ver? 
zug  einzuholen. 


*)  Siehe  S.  40. 
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Die  ausgebenden  Stellen  sind  verpflichtet,  für  die  Dauer 
des  Umlaufes  der  von  ihnen  in  Verkehr  gesetzten  Geldzeichen 
bei  einer  Bankanstalt  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  oder 
beim  Postsparkassenamte  ein  Barguthaben  in  der  Höhe  des  je* 
weiligen  Umlaufsbetrages  der  Geldzeichen  zu  unterhalten  oder 
pupillarsichere  Wertpapiere  in  dem  nach  ihrem  Kurswert  ent? 
sprechenden  Betrag  zu  hinterlegen. 

Die  Umlaufsdauer  der  Geldersatzzeichen  ist  in  der  Regel 
mit  nicht  mehr  als  drei  Monaten  festzusetzen'. 

Für  die  Ausgabe  von  Geldersatzzeichen  durch  Gemeinden 
ist  ein  Beschluß  der  Gemeindevertretung  erforderlich. 

Die  auszugebenden  Geldzeichen  müssen  die  deutliche  Wert; 
angäbe  in  Worten  und  Ziffern  tragen,  die  ausgebende  Stelle  genau 
bezeichnet  und  die  näheren  Daten  über  die  Einlösung  (Ein? 
lösungstermin  und  Einlösungsstelle)  enthalten. 

Dem  Deutschösterreichischen  Staatsamte  der  Finanzen 
bleibt  es  vorbehalten,  aus  wichtigen  Gründen  Ausnahmen  von 
den  vorstehenden  Grundsätzen  zuzulassen  oder  die  Genehmig 
gung  von  der  Erfüllung  weiterer  Voraussetzungen  abhängig  zu  * 
machen;  es  kann  ferner  die  Annahme  ordnungsmäßig  in  Ver* 
kehr  gesetzter  Geldersatzzeichen  an  Zahlungsstatt  bei  bestimm? 
ten  staatlichen  Kassen  und  Ämtern  gestatten  oder  anordnen. 

Die  Ansuchen  um  Genehmigung  der  Ausgabe  von  Notgeld 
haben  genaue  Angaben  über  den  Gesamtbetrag  der  Emission, 
Stückelung,  Umlaufsgebiet  und  Umlaufsdauer  sowie  Einlösungs? 
termin  zu  enthalten;  vor  Beginn  der  Ausgabe  sind  die  Belege 
über  die  vorgeschriebene  Deckung,  eine  Beschreibung  der  Geld? 
zeichen  sowie  Probedrucke  vorzulegen. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund? 
machung  in  Kraft. 

Gesetz  vom  20.  Dezember  19 19,  StGBl.  Nr.  574,  über 
die  Ermächtigung  der  Staatsregierung  zu  vorläufigen 
Verfügungen  auf  dem  Gebiete  des  Notenbankwesens, 

Die  Nationalversammlung  hat  beschlossen: 

§  1. 

Die  Staatsregierung  wird  im  Hinblicke  auf  den  mit  31.  De? 
zember  1919  bevorstehenden  Ablauf  des  Privilegiums  der  öster? 
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reichisctuungarischen  Bank  ermächtigt,  die  zur  vorläufigen  Rege? 
lung  des  Notenbankwesens  bis  zur  Errichtung  einer  neuen 
Notenbank  oder  bis  zu  anderweitiger  gesetzlicher  Anordnung 
notwendigen  Verfügungen  —  unbeschadet  der  aus  dem  Staats? 
vertrage  von  St.  Germain  sich  ergebenden  Ansprüche  und  Ver* 
bindlichkeiten  —  mittels  Vollzugsanweisung  zu  treffen. 

§  2. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Verfügungen  und 
getroffenen  Vereinbarungen  sind  der  Nationalversammlung  bei 
ihrem  nächsten  Zusammentreten  zur  Beschlußfassung  vorzulegen. 

§  3. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner  Kundmachung  in  Kraft. 
Mit  dem  Vollzuge  ist  die  Staatsregierung  betraut. 

Erlaß  des  Deutschösterreichischen  Staatsamtes  der 
Finanzen  vom  21,  Dezember  1918,  StGBl,  Nr*  127, 

betreffend  die  Ausgabe  der  neuen  Banknoten  zu 
10,000  Kronen  mit  dem  Datum  vom  2,  November  1918, 

Die  Österreichisch^ungarische  Bank  hat  zufolge  nachstehen? 
der  Kundmachung  am  19.  Dezember  1918  mit  der  Hinausgabe 
der  neuen  Banknoten  zu  10.000  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
2.  November  1918  begonnen. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  der  Banknoten  der 
Osterreichisch'ungarischen  Bank  zu  10,000  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  2.  November  19 18. 

Am  19.  Dezember  1918  wird  die  Österreichisch?ungarische 
Bank  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien,  Budapest  und  Prag  sowie 
bei  sämtlichen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  der  Banknoten  zu 
10.000  Kronen  mit  dem  Datum  vom  2.  November  1918  beginnen. 

Die  Beschreibung  dieser  neuen  Banknoten  wird  im  Anhang 
zu  dieser  Kundmachung  veröffentlicht. 

Beschreibung  der  10,000  Kroneri'Banknote  der 
Osterreichisclvungarischen  Bank  vom  Jahre  19 18. 

Die  Noten  der  Österreichischnmgarischen  Bank  zu  10.000 
Kronen  vom  2.  November  1918  haben  ein  Format  von  192  mm 
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Breite  und  128  mm  Höhe  und  zeigen  auf  dem  ohne  Wasser? 
zeichen  hergestellten  Papier  einen  Doppeldruck  einerseits  mit 
deutschem,  andererseits  mit  ungarischem  Texte. 

Das  eigentliche,  185  mm  breite  und  120  mm  hohe,  in  violetter 
Farbe  gedruckte  Notenbild  ist  von  einem  rechteckigen,  mit 
guiilochierten  Rosetten  gefüllten  Rahmen  gleicher  Farbe  umgeben. 

Dieser  Rahmen  trägt  in  der  linken  oberen  und  unteren  Ecke 
je  einen  kreisrunden,  stilisierten  Rosenkranz,  in  dessen  Innerem 
auf  einer  zarten,  in  hellgrünem  Untergrunde  ruhenden  blauen 
Guilloche  die  Ziffern  „10.000"  dunkel  mit  violetter  Umrandung 
stehen. 

Auf  der  rechten  Hälfte  der  Note  erscheint  auf  einem  im 
Charakter  des  Rahmens  gehaltenen  Band  in  eiförmigem  Aus? 
schnitt  ein  idealer  Frauenkopf,  dessen  dunkles  Haupthaar  rechts? 
seitig  Weinlaub  mit  Traube,  linksseitig  Rosen  schmücken.  Dieses 
Bildnis  umgeben  Festons  und  Rosengirlanden,  welch  letztere 
oberhalb  des  Kopfes  einen  ovalen  Kranz  bilden,  der  die  Ziffern 
„10.000"  in  gleicher  Ausstattung  wie  oben  beschrieben  trägt. 

Die  linksseitige  Notenhälfte  der  deutschen  Bildseite  zeigt 
oben  in  der  Mitte  den  stilisierten  österreichischen  Adler,  rechts 
und  links  flankiert  von  den  in  acht  verschiedenen  Sprachen 
wiedergegebenen  Bezeichnungen  des  Nennwertes  der  Note,  das 
ist  Zehntausend  Kronen,  in  folgender  Anordnung: 

links  die  Worte: 

DESET-TISIOKORUN 
DZIESIEOTYSISCY-KORON 
ftECHTb-THCflH-KO  POH 
DIECIMILA-CORONE 

links  die  Worte: 

DESET-TISOC-KRON 
DESET/TISUCA'KRUNA 
HECET-XH^AftA-KPYHA 
ZECE-MIL-DE'COROANE 

Jede  dieser  Wortgruppen,  oben  und  unten  von  einer  orna? 
mentierten  kurzen  Leiste  eingeschlossen,  bildet  eine  quadratische 
Figur. 
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Auf  der  ungarischen  Seite  ist  an  Stelle  des  österreichischen 
Adlers  das  ungarische  Wappen  und  an  Stelle  der  verschieden? 
sprachigen  Wertbestimmung  dieselbe  nur  in  ungarischer  Sprache 
mit  den  Worten  „Tizezer  korona",  und  zwar  rechts  und  links 
innerhalb  gleichgroßer  Quadrate  wie  die  vorbeschriebenen  an? 
gebracht. 

Unter  dem  Adler,  respektive  ungarischen  Wappen  ist  die 
Textschrift  der  Noten  gestellt,  in  welcher  die  Worte:  „Zehn? 
tausend  Kronen",  beziehungsweise  „Tizezer  korona"  in  weißen 
Buchstaben  auf  dunklem  Grunde,  flankiert  von  zwei  recht* 
eckigen,  respektive  quadratischen  Ornamenten,  besonders  her? 
vorgehoben  sind. 

Am  untersten  Rande  des  Innenraumes,  unter  der  Firma? 
Zeichnung,  steht  auf  der  deutschen  wie  ungarischen  Seite  die 
Straf bestimmung:  „Die  Nachahmung  der  Banknoten  wird  gesetz? 
lieh  bestraft",  beziehungsweise  „A  bankjegyek  utänzäsa  a  törveny 
szerint  büntettetik". 

Der  Untergrund  in  bräunlicher  Farbe  stellt  innerhalb  des 
Rahmens  einen  in  Relief manier  gravierten  Fond  dar,  welcher  sich 
auf  beiden  Bildseiten  über  den  Adler,  beziehungsweise  über  das 
ungarische  Wappen  hin  in  einem  dunkleren,  mehr  grauen  Bande 
bis  zum  unteren  Rande  des  Schriftfeldes  zieht,  den  obgedachten 
idealen  Frauenkopf  aber  freiläßt. 

Die  Serien?  und  Nummernbezeichnung  ist  auf  der  deutschen 
Bildseite  der  Note  in  roter  Farbe,  und  zwar  rechts  und  links 
vom  Adler  zwischen  dem  in  quadratischer  Form  wiedergegebe? 
nen  Nennwerte  der  Note  und  dem  Notentext  angebracht. 

Der  Wortlaut  des  Notentextes  samt  Firmazeichnung  lautet 
auf  der  deutschen  Seite: 

«Die  Österreichischsiingarische  Bank  zahlt  gegen 
diese  Banknote  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und 
Budapest  sofort  auf  Verlangen 

Zehntausend  Kronen 
in  gesetzlichem  Metallgelde.    Wien,  2.  November  1918. 

ÖSTERREICHISCH?UNGARISCHE  BANK 
Grub  er 

Vizegouverneur. 

Schmid 

Generalsekretär». 


Hainisch 

Generalrat. 
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auf  der  ungarischen  breite: 

«Az  Oszträk*magyar  bank  e  bankjegyert 
bärki  kivänsägära  azonnal  fizet  beesi  es  budapesti 
föintezeteinel 

Tizezer  Korona 

törvenyes  erezpenzt.   Becs,  1918.  november  2.*an. 
OSZTR AK s MAGYAR  BANK 

Gruber  % 

v  alkormänyzc. 

Pranger     "  Schmid 

fötanäesos.  vezertitkär.» 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  vom 
15.  Februar  1919,  StGBl,  Nr.  114,  betreffend  zeitweilige 
Beschränkungen  des  Zahlungsverkehrs. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  vom  Staatsamt  der  Finanzen  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

(1)  Die  Einfuhr  von  Banknoten  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  und  die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  nach 
Deutschösterreich  sowie  die  Durchführung  solcher  Überweisun* 
gen  ist  bis  auf  weiteres  verboten.  Das  Staatsamt  der  Finanzen 
kann  Überweisungen  von  Kronenbeträgen  aus  dem  Auslande 
nach  Deutschösterreich  ausnahmsweise  oder  unter  besonderen 
Bedingungen  gestatten.*) 

(2)  Im  Reisenden*  und  Grenzpassantenverkehre  ist  die  Eins 
fuhr  von  Banknoten  bis  zum  Betrage  von  500  Kronen  gestattet. 

§  2. 

Personen  und  Firmen,  welche  außerhalb  Deutschösterreichs 
in  einem  der  auf  dem  Boden  der  ehemaligen  österreichisch* 
ungarischen    Monarchie    bestehenden    Nationalstaaten  ihren 

*)  Trotz  des  Einfuhrverbotes  in  Deutschösterreich  einlangende 
Banknoten,  Zins*  oder  Dividendenscheine,  welche  nachweisbar  vor  In* 
krafttreten  der  Verordnung  abgesandt  wurden,  durften  bis  zum  24.  Fe* 
bruar  1919  von  Bankinstituten  entgegengenommen  werden.  Später  ein* 
langende  Banknoten  oder  Zins*,  beziehungsweise  Dividendenscheine 
waren  in  das  Verwahrungsdepot  zu  legen. 
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Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  dürfen  über 
ihre  in  Deutschösterreich  bestehenden  oder  später  entstehenden 
Kronenguthaben  zu  Zahlungen  nach  jenem  Gebiete,  in  welchem 
sie  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben, 
oder  nach  dem  Gebiete  der  anderen  auf  dem  Boden  der  ehe? 
maligen  österreichischnmgarischen  Monarchie  bestehenden  Na* 
tionalstaaten  ohne  Beschränkung,  zu  Zahlungen  nach  dem  übri* 
gen  Auslande  oder  innerhalb  Deutschösterreichs  aber  bis  auf 
weiteres  nur  mit  Genehmigung  des  Staatsamtes  der  Finanzen 
verfügen.*) 

§  3. 

Die  in  Deutschösterreich  bestehenden  oder  später  entstehen? 
den  Guthaben  lund  Forderungen  von  Personen  und  Firmen, 

*)  Ausgenommen  von  diesem  Verbote  blieben: 

a)  Die  Honorierung  von  vor  dem  16.  Februar  1919  ausgestellten 
Schecks,  wenn  deren  Aviso  bis  24.  Februar  1919  in  Deutschösterreich 
eingetroffen  war; 

b)  Zahlungen  bis  zum  Betrage  von  50.000  K  auf  Grund  anderer 
vor  Inkrafttreten  der  Vollzugsanweisung  getroffener,  bis  24.  Februar  1919 
in  Deutschösterreich  einlangender  Verfügungen,  mit  Ausnahme  von  wider* 
ruflichen  Akkreditiven  und  Kreditbriefen; 

c)  Zahlungen  auf  Grund  von  vor  Inkrafttreten  der  Vollzugsanwei* 
sung  eröffneten  widerruflichen  Akkreditiven  und  vor  diesem  Termine 
ausgestellten  Kreditbriefen  bis  zur  Höhe  von  20.000  K  des  einzelnen 
Akkreditivs,  soferne  die  Abhebung  längstens  bis  1.  März  1919  erfolgt. 
Zahlungen  von  unwiderruflichen  Akkreditiven,  die  vor  dem  16.  Februar 
eröffnet  wurden,  waren  ohne  Rücksicht  auf  den  Abhebungstermin  zulässig; 

d)  Übertragungen  auf  Guthaben  von  einem  auf  ein  anderes  bei 
demselben  Institute  geführtes  „AK"  (technische  Bezeichnung  für  Konti 
alter  Kronenwährung)  *Konto; 

e)  Zahlungen  und  Überweisungen  aus  AK*Guthaben  an  in  Deutsch* 
Österreich  domizilierende  Mitglieder  des  Bankenverbandes,  an  das  Post* 
sparkassenamt,  Wien,  oder  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank,  Wien, 
zugunsten  von  Personen,  welche  in  einem  fremden  Nationalstaate  domi* 
zilieren; 

f)  Dispositionen  mittels  Schecks  und  Anweisungen,  wenn  der  Prä* 
sentant  ein  in  Deutschösterreich  ansässiges  Mitglied  des  Bankenverbandes 
oder  des  Postsparkassenamtes,  Wien,  oder  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  ist  und  sich  in  einer  Erklärung  verpflichtet,  den  einkassierten  Be* 
trag  lediglich  zur  Gutschrift  auf  einem  „AK*Konto"  zu  verwenden; 

g)  Zahlungen  dringender  Natur  innerhalb  Deutschösterreichs  bis 
zur  Gesamthöhe  von  2000  K  pro  Monat; 

h)  Verfügungen  jeder  Art  bis  zur  Höhe  des  im  Postanweisungs* 
verkehr  freigegebenen  Maximalbetrages. 
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welche  in  einem  der  auf  dem  Boden  der  ehemaligen  öster* 
reichisch*ungarischen  Monarchie  bestehenden  Nationalstaaten 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  sind 
als  solche  kenntlich  zu  machen  und  gesondert  zu  führen. 

§  4. 

Die  Überführung  von  Zins*  und  Dividendenscheinen  aus 
den  anderen  Nationalstaaten  nach  Deutschösterreich  ist  nur  mit 
Genehmigung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  zulässig. 

§  5. 

Die  Veräußerung  von  Wertpapieren  an  Personen  oder  Fir* 
men,  welche  außerhalb  Deutschösterreichs  in  dem  Gebiete  eines 
anderen  Nationalstaates  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden 
Aufenthalt  haben,  ist  nur  mit  Genehmigung  des  Staatsamtes  der 
Finanzen  zulässig. 

§  6. 

Der  effektive  Banknotenverkehr  zwischen  der  Öster* 
reichisch?ungarischen  Bank  und  den  auf  dem  Boden  der  ehe* 
maligen  österreichisch*ungarischen  Monarchie  bestehenden  Na* 
tionalstaaten  sowie  dem  übrigen  Auslande  ist  frei;  doch  sind 
Verfügungen  über  die  so  entstandenen  Kronenguthaben  inner* 
halb  Deutschösterreichs  nur  mit  Genehmigung  des  Staatsamtes 
der  Finanzen  zulässig. 

§  7. 

Jene  Gebiete  Deutschösterreichs,  welche  von  der  bewaff* 
neten  Macht  eines  anderen  Staates  besetzt  und  unter  fremde  Ver* 
waltung  genommen  sind,  sind  für  die  Dauer  dieses  Zustandes 
bezüglich  der  Bestimmungen  dieser  Vollzugsanweisung  ebenso 
zu  behandeln  wie  die  Gebiete  der  betreffenden  Staaten. 

§  8. 

(1)  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  dieser  Vollzugs* 
anweisung  können  vom  Staatsamt  der  Finanzen  bewilligt  werden. 

(2)  Anträge  auf  Bewilligungen  gemäß  §§  2  bis  5  sind  an 
das  Staatsamt  der  Finanzen  zu  richten  und  im  Wege  der  Devisen* 
zentrale  in  Wien  einzubringen. 
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§  9. 

Übertretungen  dieser  Vollzugsanweisung  werden  gemäß 
§  13  der  Ministerialverordnung  vom  18.  Juni  1918,  RGBL  Nr.  223,*) 
bestraft.  Ferner  kann  auf  den  Verfall  der  Gegenstände,  auf  die 
sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  erkannt  werden. 

§  10. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund* 
machung  in  Wirksamkeit. 

Vollzugsanweisung  des  Deutschösterreichischen  Staats' 
amtes  der  Finanzen  im  Einvernehmen  mit  den  be' 
teiligten  Staatsämtern  vom  15*  Februar  19 ig,  StGBL 
Nr.  115,  über  die  aus  Anlaß  des  Verbotes  der  Einfuhr 
von  Banknoten  der  Osterreichisch'ungarischen  Bank 
und  der  Uberweisungen  von  Kronenbeträgen  nach 
Deutschösterreich  zu  treffenden  Maßnahmen.**) 

Auf  die  Dauer  der  Geltung  der  Vollzugsanweisung  des  Deutsch* 
österreichischen  Staatsamtes  der  Finanzen  vom  15.  Februar  1919,  StGBl. 
Nr.  114,  wird  bis  auf  weiteres  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Im  Verkehr  aus  dem  Ausland  und  aus  den  auf  dem  Gebiete  der 
früheren  österreichisch=ungarischen  Monarchie  entstandenen  Staaten  nach 
Deutschösterreich  werden  im  Briefpostverkehr  nur  gewöhnliche  offene 
Briefe  und  gewöhnliche  Warenproben,  gewöhnliche  und  eingeschriebene 
Postkarten,  dann  Zeitungen,  im  Postanweisungsverkehr  nur  Beträge  bis 
zu  100  Kronen  zugelassen. 

§  2. 

Nach  Deutschösterreich  eingehende  Postpakete  sind  ausnahmslos 
der  vollständigen  inneren  Untersuchung  zu  unterziehen;  alle  aus  den 
Nationalstaaten  eingehenden  Postpakete  sind  daher  an  die  zuständigen 
Überwachungspostämter  zu  leiten. 

§  3. 

Im  Eisenbahngüterverkehr  sind  alle  Sendungen  ausnahmslos  in  der 
Bestimmungsstation  durch  Angestellte  der  Zollverwaltung  und,  wo  solche 

*)  Siehe  S.  170. 

**)  Aufgehoben  durch  Vollzugsanweisung  vom  10.  Juni  1919,  StGBl. 
Nr.  316,  siehe  nächste  Seite. 


9* 
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nicht  zur  Verfügung  stehen,  durch  Eisenbahnangestellte  unter  Beiziehung 
des  Empfängers  oder  seines  Vertreters  zu  eröffnen  und  der  vollständigen 
inneren  Untersuchung  zu  unterziehen. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Staatsämtern  vom 
Ii.  Juni  191 9,  StGBl.  Nr.  3 16,  betreffend  die  Aufhebung 
der  Vollzugsanweisung  vom  15.  Februar  19 19, 
StGBl.  Nr.  115. 

§  1. 

Die  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Staatsämtern  vom  15.  Fe? 
bruar  1919,  StGBl.  Nr.  115,  womit  aus  Anlaß  des  Verbotes  der 
Einfuhr  von  Banknoten  der  österreichischsungarischen  Bank  und 
der  Überweisungen  von  Kronenbeträgen  nach  Deutschösterreich 
Beschränkungen  hinsichtlich  des  Postverkehres  und  besondere 
Maßnahmen  zur  Überwachung  des  Verkehres  getroffen  wurden, 
wird  außer  Kraft  gesetzt. 

§  2. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund? 
machung  in  Wirksamkeit. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  vom 
27.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  152,  betreffend  die  Kenn' 
Zeichnung  der  für  den  Umlauf  in  Deutschösterreich  be^ 
stimmten  Noten  der  Osterreichisch'ungarischen  Bank. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  vom  Staatsamt  der  Finanzen  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

(1)  Die  in  Deutschösterreich  im  Umlauf  befindlichen  Noten 
der  Österreichischsungarischen  Bank  —  mit  Ausnahme  der  Stücke 
zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen*)  —  werden  durch  einen 
amtlichen  Stempelaufdruck,  welcher  in  roter  Farbe  innerhalb 


*)  Über  die  Kennzeichnung  dieser  Noten  s.  Vollzugsanweisung 
vom  9.  Januar  1920,  StGBl.  Nr.  30,  S.  145  f. 
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eines  guillochierten  Rahmens  das  Wort  „Deutschösterreich"  ent* 
hält,  gekennzeichnet.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Banknoten 
innerhalb  einer  öffentlich  bekanntzumachenden  Frist  bei  den 
hiefür  zu  bestimmenden  Stellen  zum  Umtausch  gegen  gestern* 
pelte  Stücke  einzureichen.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem  mit  dem 
Umtausch  begonnen  wird,  die  hiefür  bestimmte  Frist  und  das 
dabei  zu  beobachtende  Verfahren  wird  durch  besondere  Kund* 
machung  festgesetzt  werden.  Zur  Mitwirkung  an  dem  Umtausche 
können  außer  den  staatlichen  Kassen,  Ämtern  und  Anstalten 
nach  Bedarf  auch  Gemeinden  und  andere  öffentliche  Körper* 
Schäften  sowie  alle  im  Gebiete  Deutschösterreichs  befindlichen 
Kreditinstitute  herangezogen  werden. 

(2)  Zur  Anbringung  des  Stempelaufdruckes  sind  ausschließ* 
lieh  die  vom  Staatsamt  der  Finanzen  hiezu  beauftragten  Stellen 
befugt.  Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  beauftragt,  durch 
ihren  Druckereibetrieb  an  der  Kennzeichnung  der  Banknoten 
mitzuwirken  und  die  benötigte  Menge  gestempelter  Noten  für 
Umtauschzwecke  gegen  Einlieferung  des  gleichen  Betrages  un* 
gestempelter  Noten  zur  Verfügung  zu  stellen;  ferner  hat  die 
österreichisch*ungarische  Bank  im  Rahmen  der  jeweils  bestehen* 
den  staatlichen  Guthabungen  bereits  gekennzeichnete  Noten  für 
Zwecke  des  staatlichen  Kassenverkehres  auszufolgen. 

(3)  Die  staatlichen  Kassen  und  Ämter  werden  schon  vom 
Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  angefangen 
nach  Maßgabe  der  ihnen  zu  erteilenden  Weisungen  und  im 
Rahmen  der  zu  ihrer  Verfügung  stehenden  Bestände  deutsch* 
österreichisch  gestempelte  Banknoten  in  Verkehr  setzen.  Die 
Österreichisch*ungarische  Bank  kann  ermächtigt  werden,  an  In* 
haber  von  Girokonten,  welche  in  Deutschösterreich  ihren  Wohn* 
sitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  schon  vor  Beginn 
des  allgemeinen  Umtausches  deutschösterreichisch  gestempelte 
Banknoten  abzugeben. 

§  2. 

(1)  Die  Erlassung  einer  Vorschrift,  wonach  von  einem  fest* 
zusetzenden  Zeitpunkt  angefangen  —  abgesehen  von  den  Stücken 
zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen,  bezüglich  deren  keine  Ände* 
rung  des  bisherigen  Zustandes  vorgesehen  ist  —  nur  mehr  die 
deutschösterreichisch   gestempelten   Banknoten   als  gesetzliche 
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Zahlungsmittel  in  Deutschösterreich  zu  gelten  haben,  bleibt  der 
Gesetzgebung  vorbehalten. 

(2)  Bis  dahin  ist  jedermann  verpflichtet,  sowohl  die  deutsch? 
österreichisch  gestempelten  als  auch  die  nicht  gestempelten 
Banknoten  bei  allen  in  Kronenwährung  zu  leistenden  Zahlungen 
zum  Nennwerte  anzunehmen.*) 

§  3. 

(1)  Die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse,  welche  durch  die 
Neuordnung  des  Banknotenumlaufes  berührt  werden,  wird  im 
Zusammenhang  mit  der  Erlassung  von  Bestimmungen  über  die 
gesetzliche  Zahlkraft  der  deutschösterreichisch  gestempelten 
Banknoten  (*  §  2)  durch  Gesetz  erfolgen. 

(2)  Bis  dahin  können  Personen  und  Firmen,  welche  außer? 
halb  des  Gebietes  der  ehemaligen  österreichisch?ungarischen 
Monarchie  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt 
haben,  über  ihre  in  Deutschösterreich  bestehenden  Kronengut? 
haben  zu  Überweisungen  nach  den  anderen  auf  dem  Boden  der 
ehemaligen  österreichisch?ungarischen  Monarchie  bestehenden 
Nationalstaaten  oder  nach  dem  übrigen  Ausland  unbeschränkt, 
desgleichen  innerhalb  Deutschösterreichs  zur  Abstattung  bereits 
vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  entstandener  Verbind? 
lichkeiten  unbeschränkt,  sonst  nur  mit  Genehmigung  des  Staats? 
amtes  der  Finanzen  verfügen.**) 

*)  Die  einschlägigen  Bestimmungen  wurden  auf  Grund  des  söge? 
nannten  kriegswirtschaftlichen  Ermächtigungsgesetzes  vom  24.  Juli  1917, 
RGBl.  Nr.  307,  mit  Vollzugsanweisung  vom  25.  März  1919,  StGBl.  Nr.  191, 
getroffen,  welche  auch  die  in  §  3  der  Gesetzgebung  vorbehaltene  Re? 
gelung  der  Rechtsverhältnisse  enthält.  Siehe  S.  139. 

**)  a)  Verfügungen  aller  Art  und  in  welcher  Form  immer  (Scheck, 
Akkreditiv  usw.),  welche  vor  dem  28.  Februar  1919  bereits  erteilt  wurden 
und  vor  dem  15.  März  1919  in  Deutschösterreich  einlangten,  konnten  bis 
1.  April  1919  ausgeführt  werden.  Zahlungen  auf  unwiderrufliche  Akkredi? 
tive  waren  ohne  Rücksicht  auf  den  Abhebungstermin  zulässig. 

b)  Der  Vollzug  von  Verfügungen  bis  zum  Betrage  von  1000  K  in 
einzelnen  Fällen  wurde  den  Banken  anheimgestellt,  sofern  nicht  die 
Häufigkeit  der  Dispositionen  darauf  schließen  ließ,  daß  es  sich  um  einen 
Mißbrauch  handelt. 

c)  Alle  übrigen  Verfügungen,  einschließlich  der  Kauf  von  Effekten, 
unterlagen  der  Genehmigung  des  Staatsamtes  der  Finanzen,  insbesondere 
bedurfte  einer  solchen  Genehmigung  auch  die  Gewährung  von  neuen 
Krediten  (auch  Lombardkrediten). 
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(3)  Auf  den  Gegenwert  von  Kassenscheinen  der  Öster? 
reichischsimgarischen  Bank,  welche  für  Rechnung  einer  Person 
oder  Firma  eingelöst  werden,  die  außerhalb  Deutschösterreichs 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  hat,  finden  die 
Bestimmungen  des  §  3  der  Vollzugsanweisung  vom  15.  Februar 
1919,  StGBl.  Nr.  114,*)  Anwendung. 

(4)  Anträge  auf  Bewilligungen  gemäß  Absatz  2  dieses  Para* 
graphen  sind  im  Wege  der  Devisenzentrale  in  Wien  einzubringen. 

§  4. 

Jene  Gebiete  Deutschösterreichs,  welche  von  der  bewaff* 
neten  Macht  eines  anderen  Staates  besetzt  und  unter  fremde 
Verwaltung  genommen  sind,  werden  für  die  Dauer  dieses  Zu* 
Standes  bezüglich  der  Bestimmungen  dieser  Vollzugsanweisung 
ebenso  behandelt  wie  die  Gebiete  der  betreffenden  Staaten. 

§  5. 

(1)  Übertretungen  dieser  Vollzugsanweisung  werden  nach 
den  Bestimmungen  des  §  13  der  Ministerialverordnung  vom 
18.  Juni  1918,  RGBl.  Nr.  223,**)  bestraft. 

(2)  Die  Nachahmung  des  zur  Kennzeichnung  der  Bank* 
noten  für  den  Umlauf  in  Deutschösterreich  bestimmten  amt? 
liehen  Stempelzeichens  sowie  die  unbefugte  Anbringung  dieses 
Stempelzeichens  wird  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes 
geahndet. 

§  6. 

Die  Bestimmungen  der  Vollzugsanweisung  vom  15.  Februar 
1919,  StGBl.  Nr.  114,  betreffend  zeitweilige  Beschränkungen  des 
Zahlungsverkehrs,  sowie  der  Devisenordnung  vom  18.  Juni  1918, 
RGBl.  Nr.  223,  werden  durch  diese  Vollzugsanweisung  nicht 
berührt. 

§  7. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kunds 
machung  in  Wirksamkeit. 


*)  Siehe  S.  129. 
**)  Siehe  S.  170. 
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Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  vom 
27.  Februar  19 19,  StGBl,  Nr.  153,  betreffend  weitere 
zeitweilige  Beschränkungen  des  Zahlungsverkehrs. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  vom  Staatsamt  der  Finanzen  in  Ergänzung  der  Vollzugs? 
anweisung  vom  15.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  114,  verordnet, 
wie  folgt: 

§  1. 

Die  Einfuhr  von  Kassenscheinen  der  Österreichischsungari* 
sehen  Bank  ist  bis  auf  weiteres  nur  mit  Genehmigung  des 
Staatsamtes  der  Finanzen  zulässig. 

§  2. 

Bis  auf  weiteres  dürfen  Wertpapiere  aus  den  auf  dem 
Boden  der  ehemaligen  österreichischsungarischen  Monarchie  be* 
stehenden  Nationalstaaten  nur  mit  Genehmigung  des  Staats* 
amtes  der  Finanzen  eingeführt  oder  dorthin  ausgeführt  werden.*) 

§  3. 

Die  Bestimmungen  der  §§  7  bis  9  der  Vollzugsanweisung 
vom  15.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  114,  betreffend  zeitweilige  Be* 
schränkungen  des  Zahlungsverkehrs,  finden  auch  bezüglich  der 
vorstehenden  Verkehrsbeschränkungen  Anwendung. 

§  4. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund* 
machung  in  Wirksamkeit. 

Kundmachung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  über  die 
Kennzeichnung  der  für  den  Umlauf  in  Deutschösterreich 
bestimmten  Banknoten. 

Gemäß  der  Vollzugsanweisung  vom  27.  Februar  1919, 
StGBl.  Nr.  152,**)  werden  die  in  Deutschös'terreich  im  Umlauf  be? 
findlichen  Noten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank,  mit  Aus? 

*)  Trotz  des  Einfuhrverbotes  einlangende  Wertpapiere  und  Kassen* 
scheine  waren  von  Banken  in  ein  Verwahrungsdepot  zu  nehmen. 
**)  Siehe  S.  132  ff. 
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nähme  der  Stücke  zu  1  und  2  Kronen,  durch  einen  amtlichen  Auf* 
druck  gekennzeichnet. 

Die  Kennzeichnung  erfolgt  in  der  Weise,  daß  jede  Note 
auf  der  deutschen  Textseite  einen  roten  Aufdruck  in  Form  einer 
aus  eirunden  Guillocherosetten  gebildeten  Vignette  erhält,  in 
deren  Längsrichtung  in  roter  Schrift  das  Wort  „Deutschester* 
reich"  angebracht  ist. 

Durch  ein  Gesetz,  dessen  Entwurf  die  Regierung  der  Natio* 
nalversammlung  vorlegen  wird,  soll  bestimmt  werden,  daß  nach 
Ablauf  der  für  die  Kennzeichnung  der  Noten  festgesetzten  Frist 
nur  mehr  die  in  der  bezeichneten  Weise  deutschösterreich  ge* 
stempelten  Noten  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  Geltung  haben 
v/erden  und  demnach  sowohl  bei  den  staatlichen  Kassen  und 
Ämtern  als  im  allgemeinen  Zahlungsverkehre  zum  Nennwert  an* 
genommen  werden  müssen. 

Als  Frist  für  die  Kennzeichnung  der  Banknoten  wird  die 
Zeit  vom  12.  bis  24.  März  1919  festgesetzt.  Innerhalb  dieser  Frist 
sind  von  den  Besitzern  die  noch  nicht  gekennzeichneten  Noten 
im  Umtausche  gegen  deutschösterreich  gestempelte  einzureichen. 

Als  Umtauschstellen  werden  die  Kassen  der  staatlichen 
Finanzverwaltung  (Staatszentralkassen,  Finanzlandeskassen, 
Steuerämter  usw.),  die  Postämter  und  die  Geldinstitute  (Post* 
Sparkasse,  Banken,  Sparkassen),  in  Wien  auch  das  Versatz*,  Ver* 
wahrungs*  und  Versteigerungsamt  und  die  städtischen  Kassen 
der  Gemeinde  Wien  wirken.  Die  Anstalten  der  österreichisch* 
ungarischen  Bank  werden  während  der  Umtauschfrist  durch  die 
Versendung  der  Noten  zwischen  den  Stellen,  die  den  Stempel* 
aufdruck  besorgen,  und  den  mit  dem  Umtausche  betrauten  Or* 
ganen  in  Anspruch  genommen  sein;  ein  Umtauschdienst  für 
Privatparteien  wird  daher  bei  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  nicht  eingerichtet  werden. 

Zum  Umtausche  sind  die  N,oten  mittels  eines  Verzeichnisses 
der  aus  dem  beiliegenden  Muster*)  ersichtlichen  Art  einzuliefern. 
Ist  der  Einreicher  der  Umtauschstelle  nicht  bekannt,  so  hat  er 
seine  Identität  und  Wohnung  nachzuweisen  (Ausweispapier  und 
Meldezettel  oder  dgl.).  Bei  der  Einreichung  durch  einen  Boten 
gilt  der  Auftraggeber  als  Einreicher. 

*)  Von  der  Drucklegung  des  Musters  ist  Abstand  genommen  wor* 
den,  da  dasselbe  rein  formaler  Natur  ist. 
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Wenn  die  bei  der  Umtauschstelle  jeweils  vorrätigen  Be- 
stände  an  gekennzeichneten  Noten  ausreichen,  kann  sofort  der 
volle  Gegenwert  für  die  eingelieferten  Stücke  in  gekennzeichnet 
ten  Noten  ausgefolgt  werden.  Die  Umtauschstellen  sind  jedoch 
angewiesen,  in  der  Regel  kleinere  Einreichungen  tunlichst  voll  zu 
berücksichtigen,  dagegen  von  größeren  Einreichungen  —  bei  mög? 
lichster  Bedachtnahme  auf  den  Zahlungsbedarf  der  Parteien  — 
nur  einen  entsprechenden  Teilbetrag  zu  erfolgen.  Für  jene  ein?  • 
gelieferten  Noten,  die  nicht  sofort  umgetauscht  werden  können, 
werden  den  Einreichern  Empfangsbescheinigungen  (Gutscheine) 
eingehändigt.  Diese  Gutscheine  sind  sorgfältig  aufzubewahren; 
gegen  Rückstellung  derselben  werden  deutschösterreichisch  ge* 
stempelte  Noten  längstens  binnen  2  Wochen  nach  Ablauf  der 
allgemeinen  Umtauschfrist  ausgefolgt. 

Im  Falle  des  Verlustes  eines  Gutscheines  ist  sofort  die  An? 
zeige  an  die  Umtauschstelle,  von  der  er  ausgefertigt  wurde,  zu 
erstatten. 

Ein  Anspruch,  die  eingelieferten  Beträge  in  den  gleichen 
Wertabschnitten  zurückzuerhalten,  in  denen  sie  eingereicht  wur? 
den,  besteht  nicht;  größere  Beträge  sind  —  insoweit  nicht  der 
Zahlungsbedarf  der  Einreicher  eine  Ausnahme  rechtfertigt  —  im 
allgemeinen  tunlichst  in  höheren  Wertabschnitten  auszufolgen. 

(Wiener  Zeitung  vom  7.  März  1919.) 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  vom 
8.  März  19 19,  StGBL  Nr,  166,  betreffend  Stempel'  und 
Gebührenbefreiungen  aus  Anlaß  der  Kennzeichnung 
der  für  den  Umlauf  in  Deutschösterreich  bestimmten 
Noten  der  Osterreichisclvungarischen  Bank. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  vom  Staatsamte  der  Finanzen  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

(1)  Die  aus  Anlaß  der  Kennzeichnung  der  für  den  Umlauf 
in  Deutschösterreich  bestimmten  Noten  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  (Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Fi* 
nanzen  vom  27.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  152,  und  Kundmachung 
des  Staatsamtes  der  Finanzen  im  amtlichen  Teile  der  „Wiener 
Zeitung"   vom   7.  März  1919)    ausgefertigten    Urkunden  und 
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Schriften,  insbesondere  Gutscheine  der  Umtauschstellen  über 
nicht  sofort  umgetauschte  Banknoten,  Anzeigen  über  den  Verlust 
von  Gutscheinen,  Empfangsbestätigungen  der  Kreditinstitute 
über  die  an  sie  für  staatliche  Rechnung  abgegebenen  gestempelt 
ten  Noten  usw.  sind,  insolange  von  ihnen  kein  anderer  Gebrauch 
als  für  das  durch  die  oberwähnten  Anordnungen  geregelte  Ver= 
fahren  gemacht  wird,  von  den  Stempels  und  unmittelbaren  Ge? 
bühren  befreit. 

(2)  Die  ausschließlich  über  die  Gebarungen  bei  dem  Um? 
tausche  geführten  Geschäftsaufschreibungen  der  Umtauschstellen 
sind  stempelfrei. 

§  2. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen  im 
Einvernehmen  mit  dem  Staatsamte  für  Justiz  vom 
25.  März  19 19,  St  GBL  Nr.  191,  betreffend  den  Bank' 
notenumlauf  in  Deutschösterreich  und  die  Ordnung 
damit   im   Zusammenhange    stehender  Rechtsverhält' 

nisse. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  mit  provisorischer  Wirksamkeit  bis  zur  gesetzlichen  Rege* 
lung  verordnet,  wie  folgt: 

I.  Ordnung  des  Banknotenumlaufes. 

§  i-, 

(1)  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Vollzugsanweisung 
an  kommt  —  soweit  im  folgenden  nichts  anderes  bestimmt  ist  — 
in  Deutschösterreich  nur  mehr  denjenigen  Noten  der  Öster= 
reichisch?ungarischen  Bank  gesetzliche  Zahlkraft  zu,  die  durch 
den  amtlichen  Stempelaufdruck  gekennzeichnet  sind,  welcher  in 
roter  Farbe  innerhalb  eines  guillochierten  Rahmens  das  Wort 
„Deutschösterreich"  enthält. 

(2)  Diese  für  den  Umlauf  in  Deutschösterreich  gekennzeich? 
neten  Banknoten  genießen  sonach  —  vorbehaltlich  der  aus  den 
folgenden  Bestimmungen  sich  ergebenden  Ausnahmen  —  aus* 
schließlich  die  Begünstigung,  daß  sie  bei  allen  in  der  Kronen? 
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Währung  zu  leistenden  Zahlungen,  welche  nicht  infolge  gesetzt 
licher  Bestimmung,  vertragsmäßiger  Verpflichtung  oder  sonstiger 
Privatwillenserklärung  in  klingender  Münze  oder  in  bestimmten 
anderen  Zahlungsmitteln  zu  leisten  sind,  in  Deutschösterreich 
von  jedermann  sowie  von  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem 
vollen  Nennwert  angenommen  werden  müssen. 

(3)  Unter  den  deutschösterreichischen  gestempelten  Noten 
im  Sinne  der  Vollzugsanweisung  sind  die  Noten  zu  einer  Krone 
und  zu  zwei  Kronen,  die  vorläufig  nicht  abgestempelt  werden, 
mitverstanden. 

§  2. 

Der  Staatssekretär  der  Finanzen  kann  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Staatssekretären  die  Annahme  in  anderen  Na* 
tionalstaaten  gestempelter  Noten  der  Österreichischsungarischen 
Bank  bei  staatlichen  und  anderen  öffentlichen  Kassen  und 
Ämtern  gestatten  und  die  Bedingungen  hierfür  festsetzen.  In 
Ausnahmsfällen,  wenn  besondere  öffentliche  Rücksichten  es  er? 
fordern,  kann  der  Staatssekretär  der  Finanzen  auch  die  An* 
nähme  ungestempelter  Noten  der  Österreichischsungarischen 
Bank  bei  staatlichen  und  anderen  öffentlichen  Kassen  und 
Ämtern  gestatten. 

§  3. 

Der  Staatsekretär  der  Finanzen  kann  in  besonders  berück* 
sichtigungswürdigen  Fällen  die  nachträgliche  Kennzeichnung  un* 
gestempelter  Noten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  mit  dem 
deutschösterreichischen  Stempel  bewilligen.  Dabei  kann  eine 
Gebühr  von  ein  Prozent  des  Nennbetrages  eingehoben  werden. 

II.  Bestimmungen  über  Rechtsverhältnisse. 

§  4. 

(1)  Alle  in  Kronenwährung  erfüllbaren  Verbindlichkeiten 
sind,  wenn  nicht  die  Leistung  in  anderen  Zahlungsmitteln  be* 
düngen  ist  —  vorbehaltlich  der  in  dieser  Vollzugsanweisung  ge* 
troffenen  Ausnahmsbestimmungen  — i,  in  deutschösterreichisch 
gestempelten  Banknoten  nach  dem  Nennbetrage  zahlbar. 

(2)  Seit  dem  L  Februar  1919  in  Kronen  eines  bestimmten, 
auf  dem  Boden  der  ehemaligen  österreichisch^ungarischen  Mon* 
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archie  bestehenden  Nationalstaates  begründete  Verbindlichkeiten 
sind  in  den  im  betreffenden  Staat  anerkannten  gesetzlichen 
Zahlungsmitteln,  und  zwar,  wenn  dies  bedungen  ist,  „effektiv" 
zu  erfüllen,  sonst  kann  die  Zahlung  nach  dem  Kurswert  in 
deutschösterreichisch  gestempelten  Noten  geleistet  werden. 

§  5. 

(1)  Die  Art  der  Abstattung  von  Verbindlichkeiten  des 
k.  u.  k.  Ärars  und  des  k.  k.  Ärars  ist  der  Regelung  durch 
zwischenstaatliche  Vereinbarungen  vorbehalten. 

(2)  Bis  zu  dieser  Regelung  sind  Zahlungen  aus  vor  dem  In? 
krafttreten  dieser  Vollzugsanweisung  entstandenen  Verbindlich? 
keiten  des  k.  u.  k.  und  des  k.  k.  Ärars  —  soweit  nicht  Zahlung 
in  anderen  Zahlungsmitteln  ausdrücklich  bedungen  ist  —  grund? 
sätzlich  in  ungestempelten  Noten  zu  erfüllen. 

(3)  Nur  insoferne  Zahlungen  aus  solchen  Verbindlichkeiten 
in  Deutschösterreich  an  Personen  oder  Firmen  geleistet  werden, 
welche  in  Deutschösterreich  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauern? 
den  Aufenthalt  haben,  können  sie  in  deutschösterreichisch  ge? 
stempelten  Banknoten  bewirkt  werden;  auf  Forderungen  gegen 
das  k.  u.  k.  und  das  k.  k.  Ärar,  die  erst  nach  dem  Zeitpunkte 
des  Inkrafttretens  dieser  Vollzugsanweisung  auf  eine  solche  Per? 
son  oder  Firma  übergegangen  sind,  findet  diese  Bestimmung 
keine  Anwendung. 

§  6. 

(1)  Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Vollzugsanweisung 
in  Deutschösterreich  bestehenden,  auf  Kronen  lautenden  Gut? 
haben  (aus  Girokonten,  laufender  Rechnung,  Einlagen  und 
Kassenscheinen)  des  k.  u.  k.  und  des  k.  k.  Ärars  und  von  Per? 
sonen  und  Firmen,  welche  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden 
Aufenthalt  nicht  in  Deutschösterreich  haben,  ferner  Guthaben, 
die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Vollzugsanweisung  durch  den 
Erlag  ungestempelter  Banknoten  oder  durch  Überweisung  aus 
Guthaben  der  vorbezeichneten  Art  entstehen,  sind  als  Gut? 
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haben  „alter  Kronenrechnung"  zu  führen  und  als  solche  besonders 
kenntlich  zu  machen.*) 

(2)  Aus  diesen  Konten  sind  bare  Auszahlungen  in  unge? 
stempelten  Banknoten  und  Überweisungen  auf  Kronen  „alter 
Kronenrechnung"  unbeschränkt  zulässig.**) 

,(3)  Ungestempelte  Banknoten,  die  aus  Guthaben  des  k.  u.  k. 
oder  des  k.  k.  Ärars  in  Deutschösterreich  an  Personen  oder 
Firmen  in  Zahlung  gegeben  werden,  welche  in  Deutschösterreich 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  sind 
zur  nachträglichen  Kennzeichnung  mit  dem  deutschösterreichi? 
sehen  Stempel  in  allen  Fällen  zuzulassen,  in  denen  nach  §  5, 
Absatz  3,  dieser  Vollzugsanweisung  die  Zahlung  in  deutschester* 
reichisch  gestempelten  Banknoten  bewirkt  werden  kann. 

(4)  Bare  Auszahlungen  in  deutschösterreichisch  gestempeis 
ten  Banknoten  oder  Überweisungen  zur  Gutschrift  in  deutsch? 
österreichischen  Kronen  aus  den  im  Absatz  1  bezeichneten 
Konten  sind  nur  mit  Genehmigung  des  Staatssekretärs  der  Fi? 
nanzen,  sonst  in  folgenden  Fällen  zulässig: 

a)  aus  den  Guthaben  von  Personen  oder  Firmen,  die  außer? 
halb  Deutschösterreichs  in  einem  der  auf  dem  Boden  der  ehe? 
maligen  österreichisch?ungarischen  Monarchie  entstandenen  Na* 
tionalstaaten  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt 
haben,  zur  Abstattung  in  Deutschösterreich  erfüllbarer  Verbind? 
lichkeiten,  deren  Ausbezahlung  durch  den  Guthabensschuldner 
schon  gemäß  §  2  der  Vollzugsanweisung  vom  15.  Februar  1919, 
St  GBl.  Nr.  114,  vom  Staatsamte  der  Finanzen  gestattet  und 
während  der  Geltungsdauer  der  erwähnten  Vollzugsanweisung 
vom  Guthabensschuldner  übernommen  wurde; 

b)  aus  den  Guthaben  von  Personen  oder  Firmen,  die  außer? 
halb   des   Gebietes   der   ehemaligen  österreichisch?ungarischen 


*)  Verbindlichkeiten  von  Personen,  welche  außerhalb 
Deutschösterreichs  wohnen,  an  Deutschösterreicher  waren  in  deutsch* 
österreichischen  Kronen  zahlbar. 

**)  Hiedurch  erscheinen  die  Bestimmungen  des  §  2  der  Verordnung 
vom  15.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  114  (s.  S.  128),  und  des  §  3  der  Ver? 
Ordnung  vom  27.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  136  (s.  S.  127),  wonach  die 
Verwendung  von  AK?Guthaben  an  die  Genehmigung  des  Staatsamtes 
für  Finanzen  geknüpft  wurde,  modifiziert.  Siehe  jedoch  dagegen  die  Voll? 
zugsanweisung  vom  6.  November  1920,  StGBl.  Nr.  507,  S.  150  f. 
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Monarchie  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt 
haben,  zur  Abstattung  bereits  vor  dem  28.  Februar  1919  ent* 
standener,  in  Deutschösterreich  erfüllbarer  Verbindlichkeiten. 

(5)  Der  Staatssekretär  der  Finanzen  kann  auf  Grund  von 
Vereinbarungen  mit  den  anderen  Nationalstaaten  für  die  Gut? 
haben  der  im  Absatz  4  genannten  Personen  und  Firmen  ab* 
weichende  Verfügungen  treffen. 

III.  BesondereBestimmungenüberdieGebarung 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank. 

§  7. 

(1)  Die  Österreichisch*ungarische  Bank  wird  verpflichtet, 
ihren  Geschäftsbetrieb  und  ihre  inneren  Einrichtungen  den  durch 
die  Neuordnung  des  Banknotenumlaufes  entstandenen  Verhält* 
nissen  anzupassen. 

(2)  Die  kassenmäßige  Behandlung,  Tilgung  und  Verrech* 
nung  deutschösterreichisch  gestempelter  Noten  ist  von  der  Ge* 
barurtg  mit  den  übrigen  Noten  getrennt  zu  halten. 

(3)  Insofern  die  Kennzeichnung  der  Noten  mit  dem  deutsch* 
österreichischen  Stempel  durch  die  Österreichisch*ungarische 
Bank  stattfindet,  darf  sie  nur  unter  den  vom  Staatssekretär  der 
Finanzen  zu  bestimmenden  Voraussetzungen  und  Modalitäten 
erfolgen.  Die  Ausgabe  deutschösterreichisch  gestempelter  Bank* 
noten  durch  die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  — unbe* 
schadet  der  Gebarung  der  Bank  im  Devisengeschäfte  —  nur  in 
Deutschösterreich  zulässig. 

(4)  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Vollzugsanweisung 
angefangen  ist  der  Geschäftsbetrieb  der  Bank,  insoweit  es  sich 
nicht  um  die  Abwicklung  früher  entstandener  Verbindlichkeiten 
handelt,  in  Deutschösterreich  ausschließlich  unter  Verwendung 
deutschösterreichisch  gestempelter  Noten  zu  führen.  Ungestem* 
pelte  Noten  sind  im  Rahmen  der  im  Zeitpunkte  des  Inkraft* 
tretens  dieser  Vollzugsanweisung  in  Deutschösterreich  bestehen* 
den  Girokonten  und  Kassenscheinforderungen  auf  Verlangen 
der  Forderungsberechtigten  auszufolgen,  insoweit  sie  nachweis* 
bar  zur  Abstattung  vor  Inkrafttreten  dieser  Vollzugsanweisung 
entstandener  Verbindlichkeiten  an  Personen  und  Firmen,  welche 
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außerhalb  Deutschösterreichs  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauern* 
den  Aufenthalt  haben,  Verwendung  finden. 

(5)  Zahlungen  der  österreichisch*ungarischen  Bank  aus  vor 
dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  entstandenen  Ver* 
bindlichkeiten  können  nur,  insofern  sie  in  Deutschösterreich  .an 
Personen  oder  Firmen  geleistet  werden,  welche  in  Deutschöster* 
reich  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben, 
in  deutschösterreichisch  gestempelten  Banknoten  bewirkt  wer* 
den;  auf  Forderungen,  die  erst  nach  dem  Zeitpunkte  des  In* 
krafttretens  dieser  Vollzugsanweisung  auf  eine  solche  Person 
oder  Firma  übergegangen  sind,  findet  diese  Bestimmung  keine 
Anwendung. 

(6)  Zahlungen  an  die  Österreichisch*ungarische  Bank  aus 
Verbindlichkeiten,  die  vor  dem  Tage  der  Kundmachung  dieser 
Vollzugsanweisung  entstanden  sind,  können  auch  weiterhin  in 
ungestempelten  Banknoten  zum  Nennwerte  geleistet  werden. 
Sonst  sind  Erläge  ungestempelter  Banknoten  nur  zur  Gutschrift 
auf  Konten  alter  Kronenrechnung  entgegenzunehmen.*) 

(7)  Die  in  den  anderen  Nationalstaaten  abgestempelten 
Noten  sind  im  deutschösterreichischen  Geschäftsbetriebe  wie 
fremde  Zahlungsmittel  zu  behandeln. 

(8)  Die  Einzelheiten  der  im  Geschäftsbetriebe  der  öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  gebotenen  Änderungen  sind  unter 
Festhaltung  der  vorstehenden  Grundsätze  zwischen  dem  Staats* 
Sekretär  der  Finanzen  und  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
zu  vereinbaren. 

IV.  Schlußbestimmungen. 

§  8. 

Jene  Gebiete  Deutschösterreichs,  welche  von  der  bewaff* 
neten  Macht  eines  anderen  Staates  besetzt  und  unter  fremde 
Verwaltung  genommen  sind,  sind  für  die  Dauer  dieses  Zustandes 
bezüglich  der  Bestimmungen  dieser  Vollzugsanweisung  ebenso 
zu  behandeln  wie  die  Gebiete  der  betreffenden  Staaten. 

§  9. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund* 
machung  in  Wirksamkeit. 


*)  Siehe  jedoch  dagegen  die  Vollzugsanweisung  vom  28.  April  1920, 
StGBl.  Nr.  211,  S.  148  f. 
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Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
9.  Jänner  1920,  StGBl.  Nr,  3o,  betreffend  die  Kenn' 
Zeichnung  der  für  den  Umlauf  in  der  Republik  Ostern 
reich  bestimmten  Noten  der  Osterreichisch'ungarischen 
Bank  zu  1  K  und  zu  2  K. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  vom  Staatsamte  für  Finanzen  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

(1)  Die  in  der  Republik  Österreich  im  Umlauf  befindlichen 
Noten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  zu  einer  Krone  und 
zu  zwei  Kronen  werden  durch  einen  amtlichen  Stempelaufdruck 
gekennzeichnet.  Dabei  wird  das  gleiche  Stempelzeichen  in  An* 
wendung  gebracht,  welches  zufolge  der  Vollzugsanweisung  des 
Staatsamtes  für  Finanzen  vom  27.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  152, 
zur  Kennzeichnung  der  Noten  der  höheren  Betragskategorien 
diente,  und  welches  innerhalb  eines  guillochierten  Rahmens  das 
Wort  „Deutschösterreich"  enthält;  der  Stempelaufdruck  wird 
aber  —  abweichend  von  dem  früheren  Vorgange  —  in  grüner 
Farbe  ausgeführt. 

(2)  Die  Banknoten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  wer* 
den  innerhalb  einer  öffentlich  bekanntzumachenden  Frist  bei  den 
hierfür  zu  bestimmenden  Stellen  zum  Umtausche  gegen  ge* 
stempelte  Noten  einzureichen  sein.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem 
mit  dem  Umtausche  begonnen  wird,  die  hiefür  bestimmte  Frist 
und  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  wird  durch  besondere 
Kundmachung  festgesetzt  werden.  Zur  Mitwirkung  an  dem  Um* 
tausch  können  außer  den  staatlichen  Kassen,  Ämtern  und  An* 
stalten  nach  Bedarf  auch  die  Gemeinden  und  anderen  öffent* 
liehen  Körperschaften  sowie  alle  im  Gebiete  der  Republik  Öster* 
reich  befindlichen  Kreditinstitute  herangezogen  werden. 

(3)  Zur  Anbringung  des  Stempelaufdruckes  sind  ausschließ* 
lieh  die  vom  Staatsamte  für  Finanzen  beauftragten  Stellen  befugt. 
Die  Österreichisch*ungarische  Bank  ist  beauftragt,  durch  ihren 
Druckereibetrieb  an  der  Kennzeichnung  der  Banknoten  zu  einer 
Krone  und  zu  zwei  Kronen  mitzuwirken,  und  die  benötigte  Menge 
gestempelter  Noten  dieser  Kategorie  für  Umtauschzwecke  gegen 
Einlieferung  des  gleichen  Betrages  ungestempelter  Noten  zu 
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einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  oder  deutschösterreichisch  ges 
stempelter  Noten  anderer  Betragskategorien  an  die  ihr  vom 
Staatsamte  für  Finanzen  zu  bezeichnenden  Stellen  auszufolgen; 
ferner  hat  die  Österreichischsungarische  Bank  im  Rahmen  der 
jeweils  bestehenden  staatlichen  Guthabungen  bereits  gekenns 
zeichnete  Noten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  für  Zwecke 
des  staatlichen  Kassenverkehrs  auszufolgen. 

(4)  Die  in  der  Republik  Österreich  bestehenden  Banks 
anstalten  der  Österreichischsungarischen  Bank  sowie  die  Staats 
liehen  Kassen  und  Ämter  werden  schon  vor  Beginn  der  allges 
meinen  Umtauschfrist  nach  Maßgabe  der  ihnen  zu  erteilenden 
Weisungen  und  im  Rahmen  der  zu  ihrer  Verfügung  stehenden 
Bestände  deutschösterreichisch  gestempelte  Noten  zu  einer  Krone 
und  zu  zwei  Kronen  in  Verkehr  setzen. 

§  2. 

(1)  Die  Erlassung  einer  Vorschrift,  wonach  von  einem  fest* 
zusetzenden  Zeitpunkte  angefangen  die  ungestempelten  Banks 
noten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  nicht  mehr  als  ges 
setzliche  Zahlungsmittel  in  der  Republik  Österreich  zu  gelten 
haben,  bleibt  vorbehalten. 

(2)  Bis  dahin  ist  jedermann  verpflichtet,  sowohl  die  deutsch? 
österreichisch  gestempelten  als  auch  die  nicht  gestempelten 
Banknoten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  bei  allen  in 
Kronenwährung  zu  leistenden  Zahlungen  zum  Nennwerte  ans 
zunehmen. 

§  3. 

Die  Nachahmung  des  zur  Kennzeichnung  der  Banknoten 
für  den  Umlauf  in  der  Republik  Österreich  bestimmten  amtlichen 
Stempelzeichens  sowie  die  unbefugte  Anbringung  des  Stempels 
Zeichens  wird  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  ges 
ahndet. 

§  4. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kunds 
machung  in  Wirksamkeit. 
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Erlaß   des  Staatsamtes   für  Finanzen  vom   2,  August 
1920,  Z.  69.369,  gerichtet  an  den  Verband  österreichischer 
Banken  und  Bankiers,  betreffend  den  Umtausch  von  1 
und  2  Kronennoten. 

Das  Staatsamt  für  Finanzen  gedenkt  binnen  kurzem  den 
Umtausch  der  noch  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  zu 
einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  gegen  deutschösterreichisch 
gestempelte  Noten  durchführen  zu  lassen. 

Im  Sinne  des  §  1,  Absatz  2,  der  Vollzugsanweisung  vom 
9.  Jänner  1920,  StGBl.  Nr.  30,  wird  hiebei  auch  die  Mitwirkung 
der  Banken  und  Sparkassen  wieder  in  Anspruch  genommen  wer^ 
den.  Das  Staatsamt  für  Finanzen  ersucht,  die  Mitgliedsinstitute 
darauf  behufs  rechtzeitiger  Durchführung  der  etwa  nötigen  Vor? 
bereitungen  mit  dem  Beifügen  aufmerksam  zu  machen,  daß  die 
Umtauschfrist  voraussichtlich  gegen  Ende  August  1.  J.  beginnen 
und  gegen  Mitte  September  endigen  wird. 

Die  Modalitäten  des  Umtausches  werden  im  allgemeinen 
dieselben  sein,  wie  anläßlich  der  vorjährigen  Abstempelung  der 
Banknoten  der  höheren  Nennwerte,  jedoch  werden  Identitäts* 
und  Wohnungsnachweise  von  den  umtauschenden  Parteien  nicht 
zu  verlangen  sein.  Auch  wird  ein  Umtausch  gegen  Gutscheine 
nicht  stattfinden,  vielmehr  der  Gegenwert  der  eingelieferten  un* 
gestempelten  Noten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  sofort 
voll,  wenn  auch  nicht  unbedingt  in  (gestempelten)  Stücken 
gleicher  Nennwerte,  auszufolgen  sein. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
2,  August  1920,  StGBL  Nr.  387,  über  die  Außerver' 
kehrsetzung  der  ungestempelten  Banknoten  zu   1  K 

und  zu  2  K, 

Auf  Grund  des.  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
und  in  Ausführung  des  §  2,  Absatz  1,  der  Vollzugsanweisung 
vom  9.  Jänner  1920,  StGBl.  Nr.  30,  wird  angeordnet,  wie  folgt: 

Die  ungestempelten  Noten  der  Österreichisch?ungarischen 
Bank  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  werden  für  das  Ge* 
biet  der  Republik  Österreich  mit  1.  September  1920  außer  gesetzt 
liehen  Umlauf  gesetzt.  Von  diesem  Tage  an  kommt  in  Österreich 
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auch  in  den  Wertabschnitten  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen 
nur  mehr  denjenigen  Noten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank 
gesetzliche  Zahlkraft  zu,  die  durch  den  amtlichen  Stempelauf* 
druck  nach  der  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen 
-vom  9.  Jänner  1920,  StGBl.  Nr.  30,  gekennzeichnet  sind. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
28.  August  1920,  StGBl.  Nr.  416,  über  Stempel'  und 
Gebührenbefreiungen  aus  Anlaß  des  Umtausches  der 
ungestempelten  Noten  der  Osterreichisclvungarischen 
Bank  zu  einer  Krone  und  zu  zwei  Kronen  gegen 
deutschösterreichisch  gestempelte  Banknoten. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  verordnet: 

§  1. 

Die  in  der  Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  der  Finanzen 
vom  8.  März  1919,  StGBl.  Nr.  166,  vorgesehenen  Befreiungen 
von  den  Stempel*  und  unmittelbaren  Gebühren  haben  auch  für 
die  aus  Anlaß  des  Umtausches  der  ungestempelten  Noten  der 
Österreichischsungarischen  Bank  zu  einer  Krone  und  zu  zwei 
Kronen  gegen  deutschösterreichisch  gestempelte  Banknoten  aus* 
gefertigten  Urkunden  und  Schriften  sowie  für  die  ausschließlich 
über  die  Gebarungen  bei  diesem  Umtausche  geführten  Ge* 
schaftsaufschreibungen  der  Umtauschstellen  zu  gelten. 

§  2. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  im 
Einvernehmen  mit  dem  Staatsamte  für  Justiz  vom 
28.  April  1920,  StGBl.  Nr.  211,  betreffend  Verwendungen 
ungestempelter  Noten  der  Osterreichisclvungarischen 
Bank  in  der  Republik  Osterreich. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  verordnet,  wie  folgt: 
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§  1. 

Zahlungen  an  die  Österreichisch?ungarische  Bank  aus  Ver* 
bindlichkeiten,  die  vor  dem  26.  März  1919  entstanden  sind, 
können  in  ungestempelten  Noten  weiterhin  von  Personen  oder 
Firmen,  die  in  der  Republik  Österreich  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder 
dauernden  Aufenthalt  haben,  nur  mehr  mit  Genehmigung  des 
Staatssekretärs  für  Finanzen  geleistet  werden. 

§  2. 

Erläge  ungestempelter  Banknoten  zur  Gutschrift  als  Gut* 
haben  „alter  Kronenwährung"  dürfen  von  den  in  §  1  bezeichneten 
Personen  oder  Firmen  weiterhin  nur  mehr  mit  Genehmigung  des 
Staatssekretärs  für  Finanzen  vorgenommen  oder  entgegen? 
genommen  werden. 

§  3. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund* 
machung  in  Wirksamkeit.*) 

*)  Rundschreiben  der  Devisenzentrale  vom  26.  Juni  1920,  Nr.  273: 

I. 

Mitglieder  der  Devisenzentrale  dürfen  untereinander  Überträge 
und  Überweisungen  von  AK^Guthaben  sowie  Sendungen  in  ungestem* 
pelten  Noten  vor*,  beziehungsweise  entgegennehmen,  sofern  die  bezüg* 
liehen  Guthaben  oder  Depots  am  Tage  des  Inkrafttretens  der  zitierten 
Vollzugsanweisung,  d.  i.  am  15.  Mai  1920,  bei  ihnen  bereits  bestanden 
haben  oder  nach  diesem  Zeitpunkt  auf  legale  Weise  entstanden  sind 
und  dieser  Umstand  von  dem  überweisenden,  beziehungsweise  erlegenden 
Mitgliede  durch  den  firmamäßig  gefertigten  Beisatz  „aus  legalem,  AK? 
Guthaben  (Bardepot)"  bestätigt  wird. 

Für  aus  dem  Inland  eingelangte  „Sendungen"  ist  mit  Ausnahme 
des  obenerwähnten  Falles  bei  der  Devisenzentrale  um  Bewilligung  zur 
Entgegennahme  anzusuchen.  Die  Noten  sind  bis  zum  Einlangen  der  Ent? 
Scheidung  dieser  Stelle  gesondert  zu  behandeln;  keinesfalls  ist  ein  etwaiger 
Drittbegünstigter  zu  verständigen.  Im  Falle  der  Ablehnung  sind  die 
Noten  sofort  zu  retournieren.  Sendungen  aus  dem  Auslande  sind,  wenn 
nicht  eine  Einfuhrbewilligung  erteilt  wurde,  sofort  dem  Absender  zu 
retournieren,  zu  welchem  Behufe  bei  der  Devisenzentrale  um  Bewilligung 
zur  Rückausfuhr  anzusuchen  ist. 

II. 

Die  Ausfolgung  ungestempelter  Noten  auf  Grund  legaler  AK?Gut? 
haben  oder  Depots  gemäß  §  6  der  Währungsverordnung  (Vollzugsanwei* 
sung  vom  25.  März  1919,  StGBl.  Nr.  191)  ist  direkt  an  die  Begünstigten 
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Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
6.  November  1920,  StGBl.  Nr.  507,  betreffend  die  Gut' 
haben  „alter  Kronenrechnung"  von  Altausländern. 

Auf  Grund  des  §  6,  Absatz  4,  der  Vollzugsanweisung  vom 
25.  März  1919,  StGBl.  Nr.  191,  wird  angeordnet: 

§  1. 

(1)  Aus  Guthaben  „alter  Kronenrechnung"  (§  6,  Absatz  1, 
der  Vollzugsanweisung  vom  25.  März  1919,  StGBl.  Nr.  191)  von 
Personen  und  Firmen,  die  außerhalb  des  Gebietes  der  ehemaligen 
österreichisch?ungarischen  Monarchie  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder 
dauernden  Aufenthalt  haben,  sind  bare  Auszahlungen  in  deutsch; 
österreichisch  gestempelten  Banknoten  oder  Überweisungen  zur 
Gutschrift  in  deutschösterreichischen  Kronen  nunmehr  allgemein 
zulässig. 


zulässig.  Sollen  diese  Beträge  aber  an  einen  Dritten  bezahlt  und  bei 
diesem  dem  Begünstigten  gutgeschrieben  werden,  ist  hiezu  —  außer  dem 
sub  I  erwähnten  Falle  —  die  schriftliche  Genehmigung  der  Devisen? 
zentrale  erforderlich.  Die  Entgegennahme  von  anderen  als  den  sub  I,  III 
und  IV  erwähnten  Überträgen,  Überweisungen  und  Erlägen  ist  auch  Mit* 
gliedern  der  Devisenzentrale  nur  auf  Grund  einer  schriftlichen  Bewilli* 
gung  der  Devisenzentrale  gestattet. 

III. 

Das  Inkasso  von  auf  Mitglieder  der  Devisenzentrale  gezogenen 
oder  lautenden  Schecks,  Wechseln  und  Anweisungen  auf  Kronenbeträge 
alter  Währung  sowie  die  Entgegennahme  des  Inkassoerlöses  solcher  Pa* 
piere  ist  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  gestattet,  doch  ist  die  Ho* 
norierung  solcher  Papiere  dem  Bezogenen,  beziehungsweise  dem  Domi* 
ziliaten  nur  dann  erlaubt,  wenn  sie  aus  legalem  „AK*Guthaben"  oder 
„Depot"  erfolgt.  Das  Inkasso  und  die  Entgegennahme  des  Inkassoerlöses 
von  Schecks,  Wechseln  und  Anweisungen  auf  andere  Personen  oder 
Firmen  unterliegt  der  fallweisen  Genehmigung  der  Devisenzentrale. 

IV. 

Die  Entgegennahme  von  ungestempelten  Noten  ist  den  Mitgliedern 
der  Devisenzentrale  außer  in  den  vorerwähnten  Fällen  noch  gestattet: 

1.  wenn  die  Noten  den  Erlös  von  bereits  im  Inlande  befindlichen 
oder  mit  Bewilligung  der  Devisenzentrale  eingeführten  Kupons  oder  ver* 
losten  Wertpapieren  darstellen,  welche  auf  Grund  der  bestehenden  ge* 
setzlichen  Vorschriften  in  ungestempelten  Noten  bezahlt  wurden; 


(2)  Verbindlichkeiten  aus  solchen  Guthaben  sind  demnach 
gemäß  §  4,  Absatz  1,  der  Vollzugsanweisung  vom  25.  März  1919, 
StGBl.  Nr.  191,  in  deutschösterreichisch  gestempelten  Banknoten 
nach  dem  Nennbetrage  zahlbar. 

§  2. 

Hinsichtlich  aller  anderen  Guthaben  „alter  Kronenrechnung" 
bleiben  die  Bestimmungen  des  §  6  der  Vollzugsanweisung  vom 
25.  März  1919,  StGBl.  Nr.  191,  in  Geltung.  Aus  diesen  Konten 
sind  bare  Auszahlungen  in  ungestempelten  Banknoten,  wobei 
solche  mit  dem  Aufdruck  „ausgegeben  nach  dem  4.  Oktober  1920" 
gemäß  Kundmachung  der  österreichisch^ungarischen  Bank  vom 
15.  Oktober  1920  den  ungestempelten  gleichzuhalten  sind,  und 
Überweisungen  auf  Konten  „alter  Kronenrechnung"  unbeschränkt 
zulässig. 

§  3. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund^ 
machung  in  Wirksamkeit. 


2.  wenn  die  Noten  von  einem  der  früheren  gemeinsamen  öster* 
reichiscmoingarischen  oder  österreichischen  Ämter  erlegt  oder  überwiesen 
werden. 

V. 

Der  Giro?  und  Kassenverein  ist  im  Verkehr  in  ungestempelten 
Noten  und  Guthaben  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  gleichzuachten. 

VI. 

Falsch  gestempelte  Noten  stellen  nach  Konstatierung  ihrer  Un* 
echtheit  selbstverständlich  ungestempelte  Noten  dar,  doch  kann  der* 
jenige,  welcher  solche  Noten  ohne  Kenntnis  der  Unechtheit  ihres  Stern* 
pels  und  ohne  daß  ihn  diesfalls  ein  Verschulden  trifft  —  übernimmt,  nicht 
wegen  Übertretung  der  Vollzugsanweisung  vom  28.  April  1920  verant* 
wortlich  gemacht  werden.  Die  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
gegen  solche  Noten  ausbezahlten  ungestempelten  Noten  sind  dann  im 
Sinne  der  vorstehenden  Richtlinien  zu  behandeln. 

Die  Devisenzentrale  macht  bei  dieser  Gelegenheit  ausdrücklich 
darauf  aufmerksam,  daß  das  Überweisungsverbot  für  Kronenbeträge  alter 
Währung  nach  Deutschösterreich  (Vollzugsanweisung  vom  15.  Februar 
1919,  StGBl.  Nr.  114)  noch  aufrecht  besteht,  sowie  weiters,  daß  der 
Übertrag  alter  Kronenbeträge  von  Inländern  auf  Neu*  oder  Altausländer 
oder  von  Neuausländern  auf  Altausländer  auf  Grund  der  Devisenverord* 
nung  einer  besonderen  Bewilligung  der  Devisenzentrale  bedarf. 
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Erlaß  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom  J.  Mai  1920, 
betreffend  die  Hinausgabe  neuer,  deutschösterreichisch 
gestempelter  Banknoten  zu  1000  Kronen. 

Die  Österreichischmngarische  Bank  wird  zufolge  nach* 
stehender  Kundmachung  am  8.  Mai  1920  mit  der  Hinausgabe 
neuer,  deutschösterreichisch  gestempelter  Banknoten  zu  1000  Kro* 
nen  beginnen. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  neuer,  deutsch' 
österreichisch  gestempelter  Banknoten  zu  1000  Kronen. 

Am  8.  Mai  1920  wird  die  österreichisch?ungarische  Bank 
bei  ihrer  Hauptanstalt  in  Wien  sowie  bei  ihren  österreichischen 
Filialen  mit  der  Hinausgabe  neuer,  deutschösterreichisch  ge* 
stempelter  Banknoten  zu  1000  Kronen  beginnen. 

Die  neuen  Noten  unterscheiden  sich  von  den  bisher  im  Um? 
laufe  befindlichen  Noten  gleicher  Kategorie  dadurch,  daß  sie 
auf  beiden  Seiten  das  Notenbild  der  deutschen  Seite  tragen. 
Nur  der  Untergrunddruck  der  bisher  ungarischen  Seite,  welcher 
das  Wort  „SZÄM"  (Nummer)  enthält,  ist  aus  drucktechnischen 
Rücksichten  beibehalten  worden.  Der  Stempelaufdruck  „Deutsch? 
Österreich"  in  der  bisherigen  Ausführung  ist  auf  der  rechten 
Hälfte  der  einen  Seite  der  Note  vertikal  derart  angebracht,  daß 
das  Wort  „SZÄM"  damit  überstempelt  ist. 

Das  bisherige  Normale  für  die  Umwechslung  unbrauch* 
barer  und  die  Teilvergütung  beschädigter  Banknoten  zu 
1000  Kronen  findet  auch  auf  die  neuen  Banknoten  unverändert 
Anwendung. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
20.  Juni  1920,   StGBl.  Nr.  274,   wegen  Ausgabe  von 
Banknoten  der  Osterreichisch'ungarischen  Bank  in  ver' 
änderter  Ausstattung. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1919,  StGBl. 
Nr.  574,  über  die  Ermächtigung  der  Staatsregierung  zu  vor? 
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läufigen  Verfügungen  auf  dem  Gebiete  des  Notenbankwesens, 
wird  verordnet: 

§  i. 

Die  für  den  Umlauf  in  der  Republik  Österreich  bestimmten 
Noten  der  österreichischsungarischen  Bank  sind  in  Hinkunft, 
wenn  sich  eine  Veränderung  ihrer  Ausstattung  als  notwendig 
oder  zweckmäßig  erweist,  abweichend  von  den  bisher  in  Geltung 
stehenden  Bestimmungen  des  Artikels  82  der  Bankstatuten  auf 
beiden  Seiten  mit  deutschem  Texte  zu  versehen. 

§  2. 

Auf  diese  neuen  Banknoten  haben  alle  für  die  Noten  der 
bisherigen  Ausstattung  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  und 
sonstigen  Anordnungen  Anwendung  zu  finden. 

§  3. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund? 
machung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auch  auf 
die  zufolge  der  Kundmachungen  der  österreichisch?ungarischen 
Bank  vom  5.  und  12.  Mai  1920  ausgegebenen  neuen  Banknoten 
zu  1000  und  10.000  Kronen. 

Erlaß  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom  28.  Juli  1920, 
betreffend  die  Hinausgabe  neuer  deutschösterreichisch 
gestempelter  Banknoten  zu  100  Kronen, 

Die  Österreichisch?ungarische  Bank  wird  zufolge  nach* 
stehender  Kundmachung  am  31.  Juli  1920  mit  der  Hinausgabe 
neuer  deutschösterreichisch  gestempelter  Banknoten  zu  100  Kro* 
nen  beginnen. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  neuer  deutsch' 
österreichisch  gestempelter  Banknoten  zu  100  Kronen. 

Am  31.  Juli  1920  wird  die  österreichisch^ungarische  Bank 
bei  ihrer  Hauptanstalt  in  Wien  sowie  bei  ihren  österreichischen 
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Filialen  mit  der  Hinausgabe  neuer  deutschösterreichisch  ge* 
stempelter  Banknoten  zu  100  Kronen  beginnen. 

Die  neuen  Noten  unterscheiden  sich  von  den  bisher  im  Um? 
laufe  befindlichen  Noten  gleicher  Kategorie  dadurch,  daß  sie 
auf  beiden  Seiten  das  Notenbild  der  deutschen  Seite  tragen  und 
daß  der  sonst  vollkommen  identische  Idealkopf  sich  als  Spiegel* 
bild  des  auf  der  früheren  Note  gleicher  Kategorie  befindlichen 
Kopfes  darstellt. 

Der  rote  Stempelaufdruck  „Deutschösterreich"  ist  in  der  bis* 
herigen  Ausführung  auf  derselben  Stelle  der  neuen  Noten  ent? 
halten. 

Die  Bezeichnungen  der  Serie  und  Nummer  befinden  sich  auf 
den  neuen  Noten  auf  der  gestempelten  Seite  unter  den  Unter? 
Schriften  der  Bankfunktionäre,  die  Serienbezeichnung  links,  die 
Nummernbezeichnung  rechts,  während  sie  auf  den  bisher  im 
Umlaufe  befindlichen  Noten  auf  der  ungestempelten  Seite  an? 
gebracht  sind  und  die  Bezeichnung  der  Nummer  unter  die  der 
Serie  gestellt  ist. 

Das  bisherige  Normale  für  die  Umwechslung  unbrauch? 
barer  und  die  Teilvergütung  beschädigter  Banknoten  zu  100  Kro? 
nen  findet  auch  auf  die  neuen  Banknoten  unverändert  An= 
Wendung. 

Vollzugsanweisung  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom 
18.  Juli  1920,  StGBl.  Nr.  340,  mit  der  das  willkürliche 
Uberdrucken  und  dergleichen  mehr  der  Noten  Ostern 
reichisch'ungarischer  Bank  verboten  wird. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1919,  StGBl. 
Nr.  574,  über  die  Ermächtigung  der  Staatsregierung  zu  vor* 
läufigen  Verfügungen  auf  dem  Gebiete  des  Notenbankwesens 
wird  verordnet: 

§  1. 

Die  für  den  Umlauf  in  der  Republik  Österreich  bestimmten 
Noten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  dürfen  nicht  mit 
textlichen  Zusätzen  versehen,  überdruckt,  übermalt,  stampigliert, 
mit  oder  ohne  Schriftzeichen  perforiert  oder  sonstwie  in  ihrer 
äußeren  Form  abgeändert  werden. 
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§  2. 

Noten,  die  in  der  in  §  1  angeführten  Weise  verändert  wur* 
den,  verlieren  die  gesetzliche  Zahlkraft  und  dürfen  von  der 
Österreichisch^ungarischen  Bank  nicht  eingewechselt  oder  um* 
getauscht  werden. 

§  3. 

Diese  Vollzugsanweisung  tritt  hinsichtlich  der  Bestimmung 
des  §  1  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  und  hinsichtlich  der 
in  §  2  enthaltenen  Anordnung  14  Tage  nach  der  Kundmachung 
in  Kraft. 

Erlaß  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom  6.  August 
1920,  betreffend  die  Einziehung  der  deutschösterreichisch 
gestempelten  Banknoten  erster  Emission  (mit  deutschem 
und  ungarischem  Notenbilde)  zu  10,000  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  2.  November  19 18, 

Die  Österreichisch?ungarische  Bank  wird  zufolge  nach* 
stehender  Kundmachung  vom  26.  Juli  1920  die  deutschester* 
reichisch  gestempelten  Banknoten  erster  Emission  (mit  deut? 
schem  und  ungarischem  Notenbilde)  zu  10.000  Kronen  mit  dem 
Datum  vom  2.  November  1918  unter  den  in  dieser  Kundmachung 
angegebenen  Modalitäten  einberufen  und  einziehen. 

Kundmachung    wegen    Einziehung    der  deutschester' 
reichisch  gestempelten  Banknoten  erster  Emission  (mit 
deutschem  und  ungarischem  Notenbilde)  zu  10.000  K 
mit  dem  Datum  vom  2.  November  19 18. 

Die  jetzt  im  Umlaufe  befindlichen  deutschösterreichisch 
gestempelten  Banknoten  erster  Emission  (mit  deutschem  und 
ungarischem  Notenbilde)  zu  10.000  Kronen  mit  dem  Datum  vom 
2.  November  1918  werden  einberufen  und  eingezogen. 

Diesfalls  hat  folgendes  zu  gelten: 

Die  einberufenen  Banknoten  sind  bei  der  hierortigen  Haupt? 
anstalt   und   den   deutschösterreichischen   Filialen    der  Öster? 
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reichischsungarischen  Bank  bis  30.  September  1920  zur  Zahlung 
oder  Verwechslung  zu  bringen,  so  daß  der  30.  September  1920 
die  letzte  Frist  für  die  Einziehung  dieser  Banknoten  ist. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  werden  die  einberufenen  Bank* 
noten  von  den  deutschösterreichischen  Bankanstalten  der  öster* 
reichischsungarischen  Bank  nur  mehr  im  Wege  der  Verwechslung 
angenommen. 

Nach  dem  30.  September  1926  ist  die  österreichisch^ungas 
rische  Bank  nicht  mehr  verpflichtet  (Artikel  89  der  Statuten),  die 
deutschösterreichisch  gestempelten  Banknoten  erster  Emission 
(mit  deutschem  und  ungarischem  Notenbilde)  zu  10.000  Kronen 
vom  2.  November  1918  einzulösen  oder  umzuwechseln. 

Erlaß  des  Staatsamtes  für  Finanzen  vom  21.  Oktober 
1920,  StGBL  Nr.  153,  betreffend  die  Ausgabe  unge 
stempelter  Banknoten  der  Österreichisch '  ungarischen 
Bank  mit  dem  Aufdrucke:  „Ausgegeben  nach  dem 
4.  Oktober  1920". 

Die  Österreichischmngarische  Bank  gibt  zufolge  nach* 
stehender  Kundmachung  vom  5.  Oktober  1920  angefangen  uns 
gestempelte  Banknoten  mit  dem  Aufdrucke  „Ausgegeben  nach 
dem  4.  Oktober  1920"  aus. 

Kundmachung  wegen  Hinausgabe  ungestempelter  Bank' 
noten  der  Osterreichisclvungarischen  Bank  mit  dem 
Aufdrucke:   „Ausgegeben  nach  dem  4.  Oktober  1920", 

Über  Veranlassung  der  Liquidatoren  der  österreichisch? 
ungarischen  Bank  werden  vom  5.  Oktober  1920  angefangen  von 
der  Österreichisch^ungarischen  Bank  bei  ihrer  Hauptanstalt  in 
Wien  sowie  bei  ihren  österreichischen  Filialen  sowohl  im  Zahlungs? 
als  auch  im  Verwechslungsverkehr  ungestempelte  Banknoten 
nur  mehr  mit  dem  Aufdruck:  „Ausgegeben  nach  dem  4.  Oktober 
1920"  ausgegeben.  Dieser  Aufdruck  ist  bei  den  Banknoten  zu 
1000  Kronen,  100  Kronen  und  50  Kronen  auf  der  deutschen  Seite 
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schief  in  dem  linken  oberen  Notenteile,  bei  den  Banknoten  zu 
20  Kronen  auf  der  deutschen  Seite  schief  im  linken  oberen  Teile 
des  Schriftfeldes,  bei  den  Banknoten  zu  10  Kronen  auf  der 
deutschen  Seite  schief  in  dem  rechten  oberen  Notenteile,  bei  den 
Banknoten  zu  zwei  Kronen  schief  über  dem  linken  oberen  Teile 
des  Schriftfeldes  und  bei  den  Banknoten  zu  einer  Krone  schief 
über  der  im  Mittelfelde  stehenden  weißen  Ziffer  „1"  angebracht. 
Der  Aufdruck  ist  von  einem  einfachen  Perlstabrähmehen  um* 
grenzt  und  ist  bei  den  Banknoten  zu  1000  Kronen,  100  Kronen, 
50  Kronen,  20  Kronen  und  10  Kronen  in  roter,  bei  den  Banks 
noten  zu  zwei  Kronen  und  einer  Krone  in  grüner  Farbe  gehalten. 


Die  Regelung  des  Devisenverkehrs. 


Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  19.  Dezember  191 6, 
RGBL  Nr.  421,  betreffend  den  Handel  und  Verkehr 
mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  und  Beschränkungen 
im  Verkehre  mit  dem  Auslande. 

Auf  Grund  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Oktober  1914, 
RGBl.  Nr.  274,  und  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  September 
1914,  RGBl.  Nr.  251,  wird  im  Einvernehmen  mit  der  königlich  ungarischen 
Regierung  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Der  Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  (De* 
visen  und  Valuten)  und  der  Verkehr  mit  dem  Auslande  wird  für  die 
Dauer  der  durch  den  Krieg  verursachten  außerordentlichen  Verhältnisse 
den  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Beschränkungen  unterworfen. 

§2. 

Ausländische  Geldsorten  (Münzen  und  Noten)  und  inländische 
Handelsmünzen  sowie  Auszahlungen,  Schecks  und  Wechsel  auf  das  Aus* 
land  dürfen  nur  bei  Firmen,  welche  der  Zentralstelle  für  den  Verkehr  in 
ausländischen  Zahlungsmitteln  (Devisenzentrale)  angehören,  gekauft,  um* 
getauscht  oder  darlehensweise  erworben  und  nur  an  sie  verkauft,  ver* 
pfändet  oder  darlehensweise  abgegeben  werden. 

Über  Guthabungen  im  Auslande  darf  zum  Zwecke  der  Erwerbung 
von  Geldsorten  (Münzen  und  Noten),  Guthabungen,  Auszahlungen, 
Schecks  und  Wechseln  in  anderer  als  derjenigen  Währung,  auf  welche 
das  Guthaben  lautet,  oder  zum  Zwecke  der  Erwerbung  inländischer  Harn 
delsmünzen  nur  verfügt  werden,  soferne  die  Erwerbung  bei  einer  der 
Firmen  erfolgt,  welche  der  Devisenzentrale  angehören. 

§  3. 

Die  Geschäfte  mit  den  der  Devisenzentrale  angehörigen  Firmen 
können  auch  durch  Kommissionäre  vermittelt  werden;  der  Kommissionär 
darf  jedoch  bei  Geschäften  dieser  Art  —  wenngleich  sonst  die  im  Ar* 
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tikel  376  des  Handelsgesetzbuches  vorgesehenen  Voraussetzungen  vor* 
liegen  —  nicht  selbst  in  das  Geschäft  eintreten. 

§  4. 

Wer  Geschäfte  der  im  §  2,  Absatz  1  und  2,  bezeichneten  Art  ab* 
schließt,  ist  verpflichtet,  den  von  der  österreichisch*ungarischen  Bank  mit 
der  Leitung  der  Devisenzentrale  betrauten  Organen  auf  deren  Verlangen 
über  Inhalt  und  Zweck  des  Geschäftes  wahrheitsgemäß  Auskunft  zu  er* 
teilen  und  die  erforderlichen  Belege  vorzulegen.  Diese  Verpflichtung  ob* 
liegt  in  den  Fällen  des  §  3  sowohl  dem  Kommittenten  als  dem  Korns 
missionär. 

§  5. 

Die  Firmen,  welche  der  Devisenzentrale  angehören,  dann  Ände* 
rungen  in  der  Liste  der  Mitglieder  werden  in  der  „Wiener  Zeitung"  be* 
kanntgemacht. 

§  6. 

Die  der  Devisenzentrale  angehörigen  Firmen  sind  in  Aufrecht* 
erhaltung  der  von  ihnen  freiwillig  übernommenen  Verbindlichkeit  ver* 
pflichtet,  ihre  Geschäfte  in  Übereinstimmung  mit  den  in  der  Geschäfts* 
Ordnung  für  die  Devisenzentrale  festgesetzten  Grundsätzen  zu  führen, 
insbesondere: 

1.  die  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  vorhandenen,  im  Sinne  der  Ge* 
Schäftsordnung  frei  verfügbaren  Bestände  und  sich  ergebenden  Eingänge 
an  Devisen  und  Valuten  nach  Maßgabe  der  in  der  Geschäftsordnung  für 
die  Devisenzentrale  enthaltenen  näheren  Bestimmungen  der  Devisen* 
zentrale  zur  Verfügung  zu  stellen  und  ihren  gesamten  Bedarf  an  aus* 
ländischen  Zahlungsmitteln  bei  der  Devisenzentrale  anzusprechen; 

2.  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  die  mit  Zustimmung  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  festgesetzten  Bedingungen  für  die  Aufnahme 
und  Abgabe  ausländischer  Zahlungsmittel  entsprechend  den  in  der  Ge* 
schäftsordnung  enthaltenen  näheren  Bestimmungen  einzuhalten. 

§  7. 

Der  Finanzminister  kann  Maßnahmen  zur  Kontrolle  der  Geschäfts* 
gebarung  der  Firmen  und  Personen  treffen,  welche  gemäß  §  3  dieser  Ver*' 
Ordnung  nur  zum  kommissionsweisen  Betriebe  des  Devisen*  und  Valuten* 
geschäftes  berechtigt  sind;  er  kann  ferner  aus  Rücksichten  des  öffent* 
liehen  Interesses  einzelne  Firmen  auch  von  der  Berechtigung  zum  kom* 
missionsweisen  Betrieb  des  Devisen*  und  Valutengeschäftes  ausschließen. 

§  8. 

Die  Ausfuhr  von  Noten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank,  von 
Kassenscheinen  der  Kriegsdarlehenskasse  sowie  auf  Kronenwährung 
lautender  Schecks  und  Wechsel  nach  dem  Ausland  ist  verboten. 
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Ausgenommen  von  diesem  Verbote  sind  Versendungen  oder  Über? 
tragungen  nach  dem  Auslande,  welche  mit  schriftlicher  Zustimmung  der 
österreichischen  und  ungarischen  Devisenzentrale  vorgenommen  werden. 

Ferner  ist  im  Reisenden?  und  Grenzpassantenverkehre  die  Mit? 
nähme  von  Banknoten  bis  zum  Betrage  von  500  Kronen  gestattet. 

Hinsichtlich  des  Auslandsverkehrcs  mit  Münzen  der  Kronen? 
Währung  gelten  die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung  vom 
10.  März  1916,  RGBl.  Nr.  66,  §  1,  P.  90  und  91. 

§  9. 

Die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  nach  dem  Auslande,  ferner 
die  Einzahlung  oder  Uberweisung  von  Kronenbeträgen  auf  im  Inlande 
geführte  Rechnungen  (Konti)  ausländischer  Personen  oder  Firmen  ist  nur 
dann  zulässig,  und  darauf  gerichtete  Aufträge  dürfen  nur  dann  vollzogen 
werden,  wenn  die  Devisenzentrale  schriftlich  ihre  Zustimmung  dazu  ge? 
geben  hat.  Ausgenommen  sind  diejenigen  Fälle: 

1.  in  denen  es  sich  um  Verfügungen  von  Ausländern,  die  im  Aus? 
land  ihren  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt  haben  (Einzahlungen 
oder  Verfügungen  über  das  eigene  Guthaben)  oder  um  Verfügungen 
auf  Rechnung  und  über  das  eigene  Guthaben  solcher  Personen  han? 
delt,  dann 

2.  in  welchen  der  Betrag  der  Einzahlung  oder  Uberweisung 
200  Kronen  nicht  erreicht. 

Inländische  Niederlassungen  ausländischer  Firmen  werden  den  In? 
ländern  gleichgehalten. 

§  10. 

Zur  Erlangung  der  in  den  §§  8  und  9  vorgesehenen  Zustimmungs? 
erklärungen  sind  der  Devisenzentrale  die  Belege  über  das  der  beabsich? 
tigten  Verfügung  zugrunde  liegende  Geschäftsverhältnis  vorzulegen  und 
die  von  der  Devisenzentrale  verlangten  Auskünfte  über  Inhalt  und  Zweck 
des  Geschäftes  zu  erteilen.  Die  Zustimmung  wird  nur  dann  erteilt  wer? 
den,  wenn  Rücksichten  des  öffentlichen  Interesses  nicht  entgegenstehen. 

Wenn  es  sich  um  die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  handelt, 
welche  mit  Genehmigung  der  Devisenzentrale  übernommen  wurden, 
wird  die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  vorgesehene  Zustimmungs? 
erklarung  nicht  verweigert  werden.  Ferner  wird  die  Zustimmung  erteilt 
werden,  wenn  es  sich  um  die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  handelt, 
welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  entstanden  sind  und 
die  ohne  Verletzung  übernommener  Verpflichtungen  weder  rückgängig 
gemacht,  noch  auf  andere  Weise  als  durch  Zahlung  in  Kronenwährung 
abgewickelt  werden  können. 

§  IL 

Wer  Waren  im  Werte  von  mehr  als  300  Kronen  nach  dem  Ausland 
ausführt,  ist  verpflichtet,  den  Gegenwert  in  der  Währung  des  Bestim? 
mungslandes  der  Ausfuhrsendung  sofort  nach  Eingang  an  eine  der  De? 
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visenzentrale  angehörige  Firma  abzugeben,  wenn  er  nicht  von  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  ausnahmsweise  aus  wichtigen  Gründen  dieser 
Verpflichtung  enthoben  wurde.  Zum  Zwecke  der  zollamtlichen  Abferti* 
gung  der  Ausfuhrwaren  ist  eine  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
ausgestellte  oder  mitgefertigte  Erklärung  beizubringen,  durch  welche  he* 
stätigt  wird,  daß  mit  einer  der  Devisenzentrale  angehörigen  Firma  eine 
Vereinbarung  über  die  Ablieferung  der  Valuta  getroffen  wurde. 

§  12. 

Der  Finanzminister  kann  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  dieser. 
Verordnung  zulassen. 

Inwieweit  Umsätze  im  Geldwechslergeschäfte  von  beschränkenden 
Vorschriften  dieser  Verordnung  freigelassen  werden,  wird  nach  Maßgabe 
der  Weisungen  des  Finanzministers  von  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  für  jede  Firma  festgesetzt. 

Auf  den  Postanweisungs*,  Postnachnahme?  und  Postauftragsver* 
kehr  findet  die  Verordnung  keine  Anwendung. 

§  13. 

Wer  dem  in  §  8  dieser  Verordnung  enthaltenen  Ausfuhrverbote 
zuwiderhandelt,  wird  nach  den  gefällsstrafgesetzlichen  Bestimmungen  be* 
straft.  Neben  der  gesetzlichen  Strafe  ist  stets  auch  der  Verfall  der  den 
Gegenstand  der  strafbaren  Handlung  bildenden  Werte  auszusprechen. 
Die  Hälfte  des  Wertes  der  in  Verfall  erklärten  Gegenstände  wird  jenen 
Personen  als  Belohnung  erfolgt,  welche  sich  durch  die  Anzeige  oder  Auf* 
bringung  des  Gefällsanstandes  verdient  gemacht  haben. 

Übertretungen  aller  anderen  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
werden,  insoweit  nicht  nach  anderen  Vorschriften  eine  strengere  Be* 
strafung  eintritt,  von  den  politischen  Behörden  mit  Geld  bis  zu  5000  Kronen 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft;  der  gleichen  Bestrafung 
unterliegt,  wer  eine  der  Bestrafung  durch  die  politischen  Behörden  unter* 
liegende  Übertretung  dieser  Verordnung  versucht,  dazu  anstiftet  oder 
daran  mitwirkt.  Bei  vorsätzlichen  Übertretungen  ist  regelmäßig  Arrest* 
strafe  zu  verhängen. 

Angehörige  der  österreichischen  Länder  können  wegen  einer  Über* 
tretung  dieser  Verordnung  auch  dann  verfolgt  werden,  wenn  sie  die 
Übertretung  im  Betrieb  eines  inländischen  Handelsgewerbes  in  den  Län* 
dern  der  ungarischen  heiligen  Krone,  in  Bosnien  und  der  Herzegowina 
oder  im  Auslande  begangen  haben. 

§  14. 

Zum  Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  die  Länder  der 
ungarischen  heiligen  Krone  sowie  die  Länder  Bosnien  und  die  Herze* 
gowina  nicht  zu  rechnen. 

Ii 
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§  15. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung,  hinsichtlich 
der  Bestimmungen  des  §  11  am  1.  Januar  1917  in  Wirksamkeit. 

Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  18.  Juni  1918,  RGBl. 
Nr,  223,  betreffend  den  Handel  und  Verkehr  mit  aus' 
ländischen  Zahlungsmitteln  und  Beschränkungen  im 
Verkehre  mit  dem  Auslande. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307, 
wird  im  Einvernehmen  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung 
verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Der  Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungs? 
mittein  (Devisen  und  Valuten)  und  der  Verkehr  mit  dem  Aus* 
lande  wird  für  die  Dauer  der  durch  den  Krieg  verursachten 
außerordentlichen  Verhältnisse  den  in  dieser  Verordnung  vor? 
gesehenen  Beschränkungen  unterworfen. 

§  2. 

Ausländische  Geldsorten  (Münzen  und  Noten)  und  inlän* 
dische  Handelsmünzen  sowie  Auszahlungen,  Schecks  und 
Wechsel  auf  das  Ausland  dürfen  nur  bei  Firmen,  welche  der 
Zentralstelle  für  den  Verkehr  in  ausländischen  Zahlungsmitteln 
(Devisenzentrale)  angehören,  gekauft,  umgetauscht  oder  dar* 
lehensweise  erworben  und  nur  an  sie  verkauft,  verpfändet  oder 
darlehensweise  abgegeben  werden. 

Über  Guthaben  im  Auslande  (Forderungen  und  Kredite) 
oder  über  ausländische  Geldsorten  (Münzen  und  Noten),  über 
Auszahlungen,  Schecks  und  Wechsel  auf  das  Ausland  darf  nur 
zugunsten  einer  Firma,  die  der  Devisenzentrale  angehört,  oder 
mit  Genehmigung  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  verfügt 
werden.*) 

*)  Ohne  Genehmigung  der  Österreichisch=ungarischen  Bank  (De* 
visenzentrale)  waren  gestattet: 

a)  Erläge  zur  Gutschrift  auf  dem  eigenen  in  der  betreffenden  aus* 
ländischen  Währung  geführten  Konto  des  Erlegers  oder  für  das  eigene 
Depot  des  Erlegers; 
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Ohne  Einwilligung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
darf  zugunsten  ein  und  derselben  ausländischen  Person  oder 
Firma  über  Beträge  in  ausländischer  Währung  bis  zu  dem  Gegen* 
werte  von  200  Kronen  verfügt  werden;  doch  darf  ein  und  die* 
selbe  inländische  Person  oder  Firma  pro  Monat  insgesamt  nicht 
über  mehr  als  2000  Kronen  verfügen. 

§  3. 

Die  Geschäfte  mit  den  der  Devisenzentrale  angehörigen 
Firmen  können  auch  durch  Kommissionäre  vermittelt  werden; 
der  Kommissionär  darf  jedoch  bei  Geschäften  dieser  Art  — 
wenngleich  sonst  die  im  Artikel  376  des  Handelsgesetzbuches 
vorgesehenen  Voraussetzungen  vorliegen  —  nicht  selbst  in  das 
Geschäft  eintreten. 

§  4. 

Wer  Geschäfte  der  im  §  2  bezeichneten  Art  abschließt, 
ist  verpflichtet,  den  von  der  Österreichiseh*ungarischen  Bank 
mit  der  Leitung  der  Devisenzentrale  betrauten  Organen  auf 
deren  Verlangen  über  Inhalt  und  Zweck  des  Geschäftes  wahr* 
heitsgemäß  Auskunft  zu  erteilen  und  die  erforderlichen  Belege 
vorzulegen.  Diese  Verpflichtung  obliegt  in  den  Fällen  des  §  3 
sowohl  dem  Kommittenten  als  dem  Kommissionär. 


•  b)  Erläge  zugunsten  eines  Mitgliedes  der  Devisenzentrale.  Soll  der 
erlegte  Betrag  nach  den  bezüglichen  Weisungen  nicht  zur  Lieferung  an 
die  Devisenzentrale  oder  zur  Gutschrift  auf  dem  eigenen  Konto  des  Er* 
legers  gelangen,  sondern  einem  Dritten  gutgebracht  werden,  dann  ist  es 
Sache  des  Mitgliedes  der  Devisenzentrale,  zu  dessen  Gunsten  der  Erlag 
erfolgt,  die  Genehmigung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  einzuholen. 

c)  Erläge  und  Guthaben  aus  Depots  im  Auslande  domizilierender 
Ausländer  zur  Gutschrift  auf  dem  rn  derselben  Währung  geführten  Konto, 
beziehungsweise  zur  Übernahme  für  das  Depot  in*  oder  ausländischer 
Personen. 

Von  Guthaben  im  Inlande  domizilierender  Personen,  welche  in 
ausländischer  Währung  geführt  werden,  konnten  Abhebungen  in  Barem 
erfolgen,  ebenso  Überträge  auf  in  derselben  Währung  geführte  Konti 
derselben  Partei  bei  derselben  oder  einer  anderen  Bank.  Dagegen  waren 
Verfügungen  durch  Ausschreibung  von  Schecks  an  die  Ordre  Dritter 
oder  an  Überbringer,  Überträge  auf  andere  Personen,  Remittierung  in 
das  Ausland  nur  mit  Genehmigung  der  Devisenzentrale  gestattet. 

Ii* 
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§  5. 

Die  Firmen,  welche  der  Devisenzentrale  angehören,  dann 
Änderungen  in  der  Liste  der  Mitglieder,  werden  in  der  „Wiener 
Zeitung"  bekanntgemacht. 

§  6. 

Die  der  Devisenzentrale  angehörigen  Firmen  sind  in  Auf* 
rechterhaltung  der  von  ihnen  freiwillig  übernommenen  Verbind? 
iichkeit  verpflichtet,  ihre  Geschäfte  in  Übereinstimmung  mit  den 
in  der  Geschäftsordnung  für  die  Devisenzentrale  festgesetzten 
Grundsätzen  zu  führen,  insbesondere: 

1.  die  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  vorhandenen,  im  Sinne 
der  Geschäftsordnung  frei  verfügbaren  Bestände  und  sich  er? 
gebenden  Eingänge  an  Devisen  und  Valuten  nach  Maßgabe  der 
in  der  Geschäftsordnung  für  die  Devisenzentrale  enthaltenen 
näheren  Bestimmungen  der  Devisenzentrale  zur  Verfügung  zu 
stellen  und  ihren  gesamten  Bedarf  an  ausländischen  Zahlungs? 
mittein  bei  der  Devisenzentrale  anzusprechen; 

2.  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  die  mit  Zustimmung  der 
Österreichisch?ungarischen  Bank  festgesetzten  Bedingungen  für 
die  Aufnahme  und  Abgabe  ausländischer  Zahlungsmittel  ent? 
sprechend  den  in  der  Geschäftsordnung  enthaltenen  näheren 
Bestimmungen  einzuhalten. 

§  7. 

Der  Finanzminister  kann  Maßnahmen  zur  Kontrolle  der 
Geschäftsgebarung  der  Firmen  und  Personen  treffen,  welche  ge? 
mäß  §  3  dieser  Verordnung  nur  zum  kommissionsweisen  Be? 
triebe  des  Devisen?  und  Valutengeschäftes  berechtigt  sind;  er 
kann  ferner  aus  Rücksichten  des  öffentlichen  Interesses  einzelne 
Firmen  auch  von  der  Berechtigung  zum  kommissionsweisen  Be? 
trieb  des  Devisen?  und  Valutengeschäftes  ausschließen. 

§  8. 

Die  Ausfuhr  von  Noten  der  Österreichisch?ungarischen 
Bank,  von  auf  Kronenwährung  lautenden  Schecks,  Wechseln, 
Anweisungen  und  Einlagebüchern,  von  Kassenscheinen  der 
österreichischen  und  der  ungarischen  Kriegsdarlehenskasse  so? 
wie  der  Banken  und  Sparkassen  ist  verboten,  wenn  nicht  die 
schriftliche  Zustimmung  der  österreichischen  oder  der  ungari? 
sehen  Devisenzentrale  beigebracht  wird. 
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Im  Reisenden*  und  Grenzpassantenverkehr  ist  die  Mit* 
nähme  von  Banknoten  bis  zum  Betrage  von  500  Kronen  gestattet. 

Hinsichtlich  des  Auslandsverkehres  mit  Münzen  der  Kro* 
nenwährung  gelten  die  Bestimmungen  der  Ministerialverord* 
nungen  vom  10.  März  1916,  RGBl.  Nr.  66,  §  1,  Punkt  90  und  91, 
vom  18.  Mai  1917,  RGBl.  Nr.  228,  und  vom  8.  Februar  1918, 
RGBl.  Nr.  54.*) 

§  8  a. 

Wertpapiere,  die  im  Vertragszollgebiete  der  Monarchie 
ausgestellt  sind,  und  die  entweder  zur  Rückzahlung  bereits  fällig 
sind,  oder  von  denen  feststeht,  daß  sie  durch  Auslosung,  Kündi* 
gung,  Ablauf  der  Anleihefrist  oder  aus  anderen  Gründen  binnen 
Jahresfrist  zur  Rückzahlung  fällig  werden  sowie  bereits  fällige, 
oder  binnen  Jahresfrist  fällig  werdende  Zinsscheine  von  Wert* 
papieren,  die  im  Vertragszollgebiete  der  Monarchie  ausgestellt 
sind,  dürfen  nach  dem  Auslande  nicht  ausgeführt  werden. 

Im  übrigen  dürfen  Wertpapiere  sowie  Zins*  und  Divi* 
dendenscheine  nach  dem  Auslande  ausgeführt  werden,  wenn  die 
Österreichisch*ungarische  Bank  schriftlich  ihre  Zustimmung  dazu 
gegeben  hat. 

Diese  Zustimmung  wird  nicht  versagt  werden,  wenn  es  sich 
um  Wertpapiere  oder  Kupons  handelt,  die  für  Rechnung  von 

*)  Die  Verordnung  vom  10.  März  1916,  RGBl.  Nr.  66,  bestimmte: 

§  1. 

Die  Ausfuhr  der  nachbenannten  Artikel  und  deren  Durchfuhr  wird 
verboten: 

90.  Gold  und  Silber,  rein,  sowie  Gold*  und  Silberlegierungen  in 
Münzen  und  Barren  .  .  . 

Anmerkung.  Im  Reisen  denverkehr  ist  die  Ausfuhr  von  Silber* 
münzen  bis  zum  Höchstbetrage  von  20  K  zulässig. 

91.  Münzen  aus  unedlen  Metallen. 

Anmerkung.  Im  Reisendenverkehr  ist  die  Ausfuhr  dieser 
Münzen  bis  zum  Höchstbetrage  von  10  K  zulässig. 

Durch  die  Verordnung  vom  18.  Mai  1917,  RGBl.  Nr.  228,  wurde  die 
Ziffer  20  in  der  Anmerkung  zu  Punkt  90  durch  die  Ziffer  10,  die  Ziffer  10 
in  der  Anmerkung  zu  Punkt  91  durch  die  Ziffer  2  ersetzt. 

Durch  die  Verordnung  vom  8.  Februar  1918,  RGBl.  Nr.  54,  erhielt 
die  Anmerkung  zu  Punkt  90  folgenden  Wortlaut:  „Die  bisher  im  Reisen* 
denverkehre  bis  zum  Höchstbetrage  von  20  K  (offenbar  ein  Redaktions* 
versehen,  soll  heißen  10  K)  gestattete  Ausfuhr  von  Silbermünzen  ist  nun* 
mehr  gänzlich  untersagt." 
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Ausländern,  die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  oder  dauernden 
Aufenthalt  haben,  bei  Banken  oder  Kreditinstituten  erliegen. 

§  9. 

Die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  nach  dem  Auslande, 
ferner  die  Einzahlung  oder  Überweisung  von  Kronenbeträgen 
(in  bar  oder  in  Schecks,  Wechseln,  Anweisungen,  Einlagebüchern 
oder  Kassenscheinen)  sowie  die  Erlegung  oder  Überweisung  von 
Wertpapieren  und  Zins*  und  Dividendenscheinen  zugunsten  aus* 
ländischer  Personen  oder  Firmen  ist  nur  dann  zulässig,  und 
darauf  gerichtete  Aufträge  dürfen  nur  dann  vollzogen  werden, 
wenn  die  Devisenzentrale  schriftlich  ihre  Zustimmung  dazu  ge* 
geben  hat. 

Jedoch  sind  Verfügungen  von  Ausländern,  die  im  Ausland 
ihren  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  über  ihre  bei 
Banken  und  Kreditinstituten  bestehenden  Guthaben  ohne  Zu* 
Stimmung  der  Devisenzentrale  zulässig.*)  **)***)  f) 

*)  Wenn  aus  dem  Guthaben,  beziehungsweise  Depot  eines  Aus* 
länders,  der  im  Auslande  seinen  Wohnsitz  hat,  bei  einem  Mitgliede  der 
Devisenzentrale  Erläge  von  einem  anderen  Mitgliede  der  Devisenzentrale 
zugunsten  eines  Ausländers  geleistet  werden,  so  hat  das  erlegende  Bank* 
institut  in  ihrer  Erlagserklärung  und  ihrer  Verantwortung  zu  bestätigen, 
daß  es  sich  um  eine  Verfügung  über  ein  „Auslands"*Guthaben,  beziehungs* 
weise  „Auslands"*Depot  handelt.  Auf  Grund  dieser  Bestätigung  kann  das 
empfangende  Bankinstitut  die  Gutschrift  ihrer  ausländischen  Kommit* 
tenten  erteilen,  ohne  daß  die  Zustimmung  der  Devisenzentrale  einzu* 
holen  wäre. 

**)  Mit  Erlaß  vom  6.  Oktober  1920,  Z.  87992,  hat  das  Staatsamt  für 
Finanzen,  die  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  erteilte  generelle  Er* 
laubnis  zur  bedingungslosen  Gutschrift  des  Erlöses  von  für  Rechnung 
des  Auslandes  hier  verkauften  Effekten  zurückgezogen.  Eine  Gutschrift 
auf  dispositionsfreiem  Auslandskonto  ist  demnach  von  nun  an  —  auch 
wenn  sie  den  Erlös  eines  solchen  Effektenverkaufes  darstellt  —  nur  mehr 
mit  schriftlicher  Bewilligung  der  Devisenzentrale  zulässig.  Dagegen  wurde 
den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  die  generelle  Ermächtigung  erteilt, 
bis  auf  weiteres  solche  Kronenbeträge  ohne  schriftliche  Bewilligung  der 
Devisenzentrale  „auf  Inlandskonto"  gutzuschreiben.  Auch  Lombard* 
kredite  dürfen  Ausländern  von  nun  an  nur  mehr  mit  schriftlicher  Zu* 
Stimmung  der  Devisenzentrale  erteilt  werden.  Diesbezügliche  Ansuchen 
an  die  Devisenzentrale  haben  nur  Aussicht  auf  günstige  Erledigung,  wenn 
der  Darlehensbetrag  zu  Zahlungszwecken  in  Österreich  oder  zum  An* 
kaufe  von  Effekten  verwendet  wird.  (Gutschrift  des  Darlehensbetrages 
auf  Inlandskonto.) 
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Ferner  bedürfen  Einzahlungen  oder  Überweisungen  bis  zum 
Betrage  von  200  Kronen  nicht  der  Zustimmung  der  Devisen* 
zentrale. 

Inländische  Niederlassungen  ausländischer  Firmen  werden 
den  Inländern  gleichgehalten. 

§  10. 

Zur  Erlangung  der  in  den  §§  8,  Sa  und  9  vorgesehenen 
Zustimmungserklärungen  sind  der  Devisenzentrale  die  Belege 
über  das  der  beabsichtigten  Verfügung  zugrunde  liegende  Ge* 
Schäftsverhältnis  vorzulegen  und  die  von  der  Devisenzentrale 
verlangten  Auskünfte  über  Inhalt  und  Zweck  des  Geschäftes  zu 
erteilen.  Die  Zustimmung  wird  nur  dann  erteilt  werden,  wenn 
Rücksichten  des  öffentlichen  Interesses  nicht  entgegenstehen. 

Dagegen  bleibt  die  seinerzeit  erteilte  Erlaubnis  zur  Gutschrift  des 
Erlöses  von  dem  Auslande  gehörigen  Kupons  aufrecht,  sofern  die  be= 
treffenden  Stücke  im  inländischen  Depot  eines  Altausländers  ruhen  oder 
aus  dem  Altauslande  zum  Inkasso  eingesendet  werden.  Neuausländern 
wird  der  Kuponerlös  ohnedies  nur  auf  einem  in  der  Disposition  be* 
schränkten  Konto  gutgeschrieben. 

***)  Nach  dem  Erlaß  des  Staatsamtes  für  Finanzen,  Z.  97892,  ist  es  den 
Mitgliedern  des  Geschäftsausschusses  der  Devisenzentrale  (d.  s.  im  wesent* 
liehen  die  Wiener  Bankaktiengesellschaften)  gestattet,  Auslandsguthaben, 
welche  bei  der  Zentrale  eines  Mitgliedes  des  Geschäftsausschusses  der 
Devisenzentrale  erliegen,  an  die  Zentrale  eines  im  selben  Orte  domi* 
zilierenden  anderen  Mitgliedes  des  Geschäftsausschusses  der  Devisen* 
zentrale  ohne  Einholung  einer  schriftlichen  Bewilligung  zu  übertragen, 
soferne  das  erlegende  oder  überweisende  Institut  eine  firmamäßig  ge* 
fertigte  Erklärung  beibringt,  die  ausdrücklich  besagt,  daß  der  bezügliche 
Kronenbetrag  aus  freien,  hier  erliegenden  altausländischen  Guthaben 
stammt. 

f)  Hinsichtlich  des  Verkehres  in  Devisen  der  Nationalstaaten  hat 
die  Devisenzentrale  (Rundschreiben  Nr.  150  vom  22.  April  1920)  „mit 
Rücksicht  auf  die  äußerst  lebhaften  Beziehungen  mit  diesen  Staaten" 
folgendes  festgesetzt: 

Der  Erlag  und  die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  zugunsten 
von  Personen  oder  Firmen,  welche  in  den  SHS?Staaten  (einschließlich 
Altserbien),  Polen,  in  der  Tschechoslowakei  oder  in  Ungarn,  Rumänien 
und  Bulgarien  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  werden 
ohne  Einholung  einer  besonderen  Bewilligung  der  Devisenzentrale  mit 
der  Einschränkung  freigegeben,  daß  über  die  solcherart  entstandenen, 
beziehungsweise  entstehenden  deutschösterreichischen  Kronenguthaben 
nur  zugunsten  von  Personen  oder  Firmen,  welche  in  Deutschösterreich 
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Ferner  wird  die  Zustimmung  erteilt  werden,  wenn  es  sich 
um  die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  handelt,  welche  vor 
dem  1.  Jänner  1917  entstanden  sind  und  die  ohne  Verletzung 
übernommenen  Verpflichtungen  weder  rückgängig  gemacht,  noch 
auf  andere  Weise  als  durch  Zahlung  in  Kronenwährung  -abge* 
wickelt  werden  können.  Ebenso  wird  die  Zustimmung  nicht 
versagt  werden,  wenn  es  sich  um  die  Erfüllung  von  Verbindlich* 
keiten  handelt,  welche  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  mit 
Genehmigung  der  Devisenzentrale  übernommen  wurden. 

§  10  a. 

Verbindlichkeiten  in  in*  oder  ausländischer  Währung  dürfen 
gegenüber  einer  im  Ausland  ansässigen  Person  oder  Firma  zum 
Zwecke   des   Erwerbes   von   beweglichen   und  unbeweglichen 

oder  in  einem  der  vorerwähnten  Länder  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
oder  Sitz  haben,  verfügt  werden  darf,  wogegen  Dispositionen  zugunsten 
des  Altauslandes  (worunter  das  frühere  Währungsausland  einschließlich 
der  an  Italien  abgetretenen  Gebietsteile  der  früheren  Monarchie  zu  ver* 
stehen  ist)  nicht  stattfinden  dürfen.  Ausländische  Niederlassungen  in* 
ländischer  Firmen  sind  hiebei  analog  der  Bestimmung  des  letzten  Ab* 
satzes  des  §  9  der  Devisenverordnung  den  ausländischen  Firmen  gleich* 
zuhalten.  Unter  diesen  Bedingungen  wird  der  Kauf  von  Nationalstaats* 
valuta  aus  den  früher  erwähnten  Nationalstaaten,  nicht  aber  aus  dem  Alt* 
auslande  wieder  gestattet. 

Der  Handel  in  Nationalstaatsdevisen,  einschließlich  der  Devise 
Bukarest  und  Sofia,  im  Inlande  sowie  der  Verkauf  derselben  im  Aus* 
land  ist  somit  vom  Standpunkte  der  Devisenzentrale  vollkommen  frei; 
erfolgt  letzterer  jedoch  nach  dem  Altausland,  so  ist  die  erlöste  Valuta 
der  Devisenzentrale  einzuliefern.  Unzulässig  ist  dagegen  der  Ankauf  von 
Nationalstaatsdevisen  im  Altausland  oder  der  Verkauf  solcher  für  alt* 
ausländische  Rechnung  im  Inland.  In  Berücksichtigung  vorstehender  Er* 
leichterungen  im  Zahlungsverkehre  mit  den  Nationalstaaten  wird  auch 
die  Ausfuhr  von  neuausländischen  Valuten  und  Devisen  nach  den  Na* 
tionalstaaten  einschließlich  Rumäniens  und  Bulgariens  in  Hinkunft  keinen 
Beschränkungen  seitens  der  Devisenzentrale  unterworfen.  Die  Ausfuhr 
von  altausländischen  Valuten  und  Devisen  nach  diesen  Staaten  bleibt 
dagegen  nach  wie  vor  nur  mit  schriftlicher  Bewilligung  der  Devisen* 
zentrale  zulässig. 

Dem  Bezogenen  eines  in  den  genannten  Nationalstaaten  ausge* 
stellten  Schecks,  Wechsels  oder  Anweisung  (beziehungsweise  dem  Do* 
miziliaten)  ist  es  nicht  gestattet,  denselben  einzulösen,  wenn  aus  einem 
auf  der  Rückseite  desselben  befindlichen  „altausländischen"  Giro  zu  er* 
sehen  ist,  daß  das  betreffende  Papier  per  Giro  im  Altauslande  zirkulierte, 
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Sachen  aller  Art,  von  Forderungen  oder  Wertpapieren  nur  auf 
Grund  einer  vorgängigen  Einkaufsbewilligung  eingegangen  wer? 
den.  Auch  durch  Tausch  dürfen  derartige  Erwerbungen  bei  einer 
im  "Ausland  ansässigen  Person  oder  Firma  nur  auf  Grund  einer 
solchen  Bewilligung  vorgenommen  werden.  Die  Bewilligung  wird 
bei  Wertpapieren  und  Forderungen  durch  die  Österreichisch? 
ungarische  Bank,  in  allen  übrigen  Fällen  durch  das  Finanzministe? 
rium  auf  Grund  einer  Schlußfassung  der  Zentralstelle  für  Ein? 
fuhr?,  Ausfuhr?  und  Durchfuhrbewilligungen  erteilt  werden. 

Durch  besondere  Durchführungsbestimmungen  wird  festge? 
stellt,  inwieweit  die  auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom 
24.  Februar  1918,  RGBl.  Nr.  76,  betreffend  Regelung  der  Einfuhr, 
in  einzelnen  Fällen  erteilte  Einfuhrbewilligung  die  Einholung  der 
im  Vorstehenden  vorgesehenen  Einkaufsbewilligung  ersetzt,  und 
inwieweit  bei  Erteilung  der  Einkaufsbewilligung  gleichzeitig  auch 
die  Einfuhrbewilligung  ausgesprochen  werden  kann. 

Einer  im  Ausland  ansässigen  Person  oder  Firma  darf  ein 
auf  Kronen  lautender  Kredit  nur  mit  Einwilligung  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  eingeräumt  werden.  Der  Einwilligung 

beziehungsweise  daß  der  Erlös  einem  Altausländer  gutgeschrieben  werden 
soll  oder  wenn  dieser  Umstand  dem  Zahler  auf  irgendeine  andere  Art 
bekannt  geworden  ist. 

Ist  das  Inkasso  jedoch  erfolgt,  ist  es  dem  Zahlungsempfänger 
(Präsentant)  nicht  gestattet,  den  bezüglichen  Inkassobetrag  einem  „alt? 
ausländischen"  Vordermanne  gutzuschreiben.  In  diesem  Falle  ist  bei  der 
Devisenzentrale  um  die  Bewilligung  anzusuchen,  die  Gutschrift  des  In? 
kassobetrages  auf  einem  separaten  Sperrkonto  vornehmen  zu  dürfen,  von 
welchem  jedwede  Übertragung  oder  Teilabhebung  (auch  zugunsten  eines 
Inländers  oder  Neuausländers)  nur  mit  speziell  einzuholender  schrift? 
licher  Bewilligung  der  Devisenzentrale  zulässig  ist. 

Ein  Handel  mit  „Auslandskronen",  d.  s.  Kronen,  die  in  Wien  auf 
dispositionsfreiem  Konto  eines  Altausländers  oder  bei  einer  altausländi? 
sehen  Bank  im  Altausland  erliegen,  und  jede  Mithilfe  hiezu  ist  unstatthaft 
und  stellt  eine  Übertretung  der  Devisenverordnung  dar,  da  Auslands? 
krönen  durch  eigentumsrechtlichen  Übergang  an  im  Inland  oder  im  Neu? 
ausländ  ansässige  Personen  oder  Firmen  ihres  Charakters  als  Auslands? 
krönen  entkleidet  werden  und  nur  mehr  Inlandskronen  darstellen,  somit 
den  Gegenstand  eines  Handels  als  Auslandskronen  nicht  darstellen 
können.  Es  ist  demnach  nicht  nur  unzulässig,  einem  Inländer  ein  „Aus? 
landskronenkonto"  zu  eröffnen,  sondern  es  ist  auch  unstatthaft,  ein 
solches  für  einen  in  den  Sukzessionsstaaten  ansässigen  Klienten  zu  führen, 
selbst  wenn  er  die  bezüglichen  Kronen  aus  dem  Altausland  erhalten  hat. 
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unterliegt  nicht  die  Verlängerung  bereits  vor  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  eingeräumter  Kredite. 

§  Ii. 

Wer  Waren  oder  Wertpapiere  im  Werte  von  mehr  als 
300  Kronen  nach  dem  Auslande  ausführt,  ist  verpflichtet,  den 
Gegenwert  in  der  Währung  des  Bestimmungslandes  der  Aus* 
fuhrsendung  sofort  nach  Eingang  an  eine  der  Devisenzentrale 
angehörige  Firma  abzugeben,  wenn  er  nicht  von  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  ausnahmsweise  aus  wichtigen  Grün? 
den  dieser  Verpflichtung  enthoben  wurde.  Zum  Zwecke  der 
zollamtlichen  Abfertigung  der  Ausfuhrwaren  ist  eine  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  ausgestellte  oder  mitgefertigte 
Erklärung  beizubringen,  durch  welche  bestätigt  wird,  daß  mit 
einer  der  Devisenzentrale  angehörigen  Firma  eine  Vereinbarung 
über  die  Ablieferung  der  Valuta  getroffen  wurde. 

§  12. 

Der  Finanzminister  kann  Ausnahmen  von  den  Bestimmun* 
gen  dieser  Verordnung  zulassen. 

Inwieweit  Umsätze  im  Geldwechslergeschäfte  von  be* 
schränkenden  Vorschriften  dieser  Verordnung  freigelassen  wer* 
den,  wird  nach  Maßgabe  der  Weisungen  des  Finanzministers  von 
der  österreichisch*ungarischen  Bank  für  jede  Firma  festgesetzt. 

Für  den  Postanweisungs*,  Postnachnahme*  und  Postauf* 
tragsverkehr  gelten  besondere  Bestimmungen. 

§  13. 

Wer  dem  in  den  §§  8  und  8  a  dieser  Verordnung  ent* 
haltenen  Ausfuhrverbote  zuwiderhandelt,  wird  nach  den  gefälls* 
strafgesetzlichen  Bestimmungen  bestraft.  Neben  der  gesetzlichen 
Strafe  ist  stets  auch  der  Verfall  der  den  Gegenstand  der  straf* 
baren  Handlung  bildenden  Werte  auszusprechen.  Die  Hälfte  des 
Wertes  der  in  Verfall  erklärten  Gegenstände  wird  jenen  Per* 
sonen  als  Belohnung  erfolgt,  welche  sich  durch  die  Anzeige  oder 
Aufbringung  des  Gefällsanstandes  verdient  gemacht  haben. 

Übertretungen  aller  anderen  Bestimmungen  dieser  Verord* 
nung  sowie  Umgehungen  dieser  Verordnung  durch  Mißbrauch 
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des  Postverkehres  werden,  insoweit  nicht  nach  anderen  Vor* 
Schriften  eine  strengere  Bestrafung  eintritt,  von  den  politischen 
Behörden  mit  Geld  bis  zu  20.000  Kronen  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft;  der  gleichen  Bestrafung  unterliegt, 
wer  eine  der  Bestrafung  durch  die  politischen  Behörden  unter* 
liegende  Übertretung  dieser  Verordnung  versucht,  dazu  anstiftet 
oder  daran  mitwirkt.  Bei  vorsätzlichen  Übertretungen  ist  regele 
mäßig  Arreststrafe  zu  verhängen,  ferner  kann  auf  den  Verfall 
der  Gegenstände,  auf  die  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht, 
erkannt  werden. 

Ist  eine  Übertretung  dieser  Verordnung  im  Betrieb  eines 
Gewerbes  erfolgt,  so  kann  auch  neben  der  gesetzlichen  Strafe  der 
Verlust  der  Gewerbeberechtigung  ausgesprochen  werden. 

Angehörige  der  österreichischen  Länder  können  wegen 
einer  Übertretung  dieser  Verordnung  auch  dann  verfolgt  werden, 
wenn  sie  die  Übertretung  im  Betrieb  eines  inländischen  Handels* 
gewerbes  in  den  Ländern  der  ungarischen  heiligen  Krone,  in 
Bosnien  oder  der  Herzegowina  oder  im  Auslande  begangen 
haben. 

§  14. 

Zum  Auslande  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind  die  Länder 
der  ungarischen  heiligen  Krone  sowie  die  Länder  Bosnien  und  die 
Herzegowina  nicht  zu  rechnen. 

§  15. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit.  Zugleich  tritt  die  Verordnung  vom  19.  Dezember 
1916,  RGBl.  Nr.  421,  außer  Kraft. 

Zirkuiarschreiben   der    Devisenzentrale   vom   26.  Okv 
tober  1920,  Nr,  27. 

Neue  Bestimmungen  über  den  Verkehr  mit  ausländischen 

Zahlungsmitteln. 

Im  Zusammenhange  mit  der  vom  Herrn  Staatssekretär  für 
Finanzen  angeordneten  provisorischen  Freigabe  des  Börsehandels 
mit  Valuten  und  Devisen  wird  die  von  der  Devisenzentrale  auf 
Grund  des  §  2,  al.  2  der  Devisenverordnung  bisher  geübte  Kon* 
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trolle  über  die  Verwendung  ausländischer  Zahlungsmittel  und 
Guthaben  in  ausländischer  Währung  bis  auf  weiteres  sistiert. 
Demnach  darf  in  Hinkunft  über  ausländische  Zahlungsmittel  und 
Guthaben  im  Auslande  mit  Ausnahme  solcher  in  Kronenwährung 
ohne  Einholung  einer  besonderen  Zustimmung  der  Devisen; 
zentrale  verfügt  werden.  Nur  zur  Verfügung  über  eventuelle 
Kronenguthaben  im  Ausland  ist  auch  weiterhin  eine  schriftliche 
Bewilligung  der  Devisenzentrale  erforderlich.  Außerdem  werden 
die  Mitglieder  und  Kommissionäre  der  Devisenzentrale  von  der 
im  §  6  der  Devisenverordnung  normierten  Einlieferung  der  Ein? 
gänge  und  Anmeldung  des  Bedarfes  an  Valuta  bei  der  Devisen; 
zentrale  bis  auf  weiteres  befreit.  Die  übrigen  in  der  Devisen; 
Verordnung  angeordneten  Beschränkungen  im  Zahlungsverkehre 
mit  dem  Auslande,  insbesondere  das  Verbot  der  Gutschrift  von 
Kronenbeträgen  zugunsten  des  Auslandes,  behalten,  soweit  sie 
mit  nachstehenden  Bestimmungen  nicht  in  Widerspruch  stehen, 
voll  und  ganz  Geltung. 

Für  den  Verkehr  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  gelten 
von  nun  an  nachstehende  Bestimungen: 

A.  Veröffentlichung  der  Liste  der  zum  Handel 
mit   Valuten   und   Devisen   befugten  Personen 

und  Firmen. 

Die  Namen  der  Mitglieder  und  Kommissionäre  der  Devisen; 
zentrale  werden  in  der  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht.  Die 
Firmen,  beziehungsweise  Namen  der  in  Wien  ansässigen,  zum 
Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  befugten  Personen 
werden  außerdem  im  Verordnungsblatt  der  Wiener  Börsekammer 
unter  Beifügung  der  Namen  der  von  ihnen  bevollmächtigten  Ver; 
treter  bekanntgegeben.  Ein  vollständiges  Verzeichnis  der  Mit; 
glieder  und  Kommissionäre  sowie  deren  Vertreter  ist  im  Börsen; 
saale  zu  affichieren. 

B.  Verkehr  in  Devisen  und  Valuten  im  Inland 

und  mit  dem  Neuausland. 

Der  Kauf,  der  Tausch  (Konvertierung)  und  der  Verkauf  von 
ausländischen  Zahlungsmitteln  in?  und  außerhalb  der  Börse  wird 
den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  gestattet.  Außer  den  Mit; 
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gliedern  sind  auch  die  von  der  Devisenzentrale  ernannten  Korn? 
missionäre  zum  Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  in 
dem  im  Punkte  5  der  beiliegenden  „Bestimmungen  für  die  Korn* 
missionäre"  begrenzten  Umfange  berechtigt. 

Der  Devisenverkehr  mit  dem  Neuauslande  wird  der  Be? 
schränkung  unterworfen,  daß  über  die  deutschösterreichischen 
Kronenguthaben,  welche  zugunsten  von  Personen  oder  Firmen 
entstehen,  die  im  Neuausland  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  haben, 
in  keinem  Falle  zugunsten  von  Personen  und  Firmen  verfügt  wer? 
den  darf,  welche  im  Altauslande  domizilieren. 

C.  Verkehr  in  Devisen  und  Valuten  mit  dem 
Altausland. 

Der  Handel  und  Verkehr  in  Devisen  und  Valuten  mit  dem. 
Altausland  ist  nur  insoweit  beschränkt,  als  solche  Transaktionen 
eine  Gutschrift  in  deutschösterreichischen  Kronen  zur  Folge 
haben  oder  sonst  mit  den  Bestimmungen  dieser  Leitsätze  im 
Widerspruche  stehen.  Es  ist  daher  in  erster  Linie  verboten,  Kro? 
nen  im  Altauslande  zu  verkaufen  oder  Devisen  (gleichgültig,  ob 
alt*  oder  neuausländische)  dort  gegen  Kronen  zu  kaufen.  Ebenso 
ist  es  verboten,  Devisen  für  altausländische  Rechnung  im  Inlande 
zu  verkaufen;  solche  Verkäufe  dürfen  auch  dann  nicht  durch* 
geführt  werden,  wenn  der  Erlös  zur  Abdeckung  bestehender 
Kronenverbindlichkeiten  des  Auslandes  zum  Ankaufe  von  Effek? 
ten  oder  zur  Gutschrift  auf  Inlandskonto  verwendet  werden  soll. 
Solche  Aufträge  sind  vielmehr  fallweise  der  Devisenzentrale  vor? 
zulegen,  welche  im  Bedarfsfalle  die  vom  Ausland  angebotene 
Valuta  zur  Weltparität  oder  zu  einem  ihr  genehmen  Kurse  in 
Anspruch  nehmen  kann. 

D.  Registerpflicht. 

Alle  Personen  und  Firmen,  die  zum  Handel  mit  auslände 
sehen  Zahlungsmitteln  zugelassen  sind  (Mitglieder  und  Kommis? 
sionäre),  sind  verpflichtet,  sämtliche  von  ihnen  mit  einem  anderen 
Mitglied  oder  Kommissionär  in?  oder  außerhalb  der  Börse  abge? 
schlossenen  Geschäfte  in  Valuten  und  Devisen  —  einschließlich 
der  Zahlungsmittel  der  auf  dem  Boden  der  früheren  Monarchie 
entstandenen  Nationalstaaten  —  in  ein  fortlaufend  zu  numerieren? 
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des  und  täglich  zu  summierendes  Register  einzutragen,  welches 
nach  dem  diesen  Leitsätzen  angeschlossenen  Muster  einzurichten 
ist.  Die  Gesamtsumme  aller  Umsätze  ist  der  Devisenzentrale  all* 
monatlich  anzuzeigen. 

E.  Schiedsgericht. 

Die  Mitglieder  und  Kommissionäre  sind  verpflichtet,  sich 
im  Falle  von  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Abwicklung  des  Ver? 
kehres  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  ergeben,  den  inappel* 
lablen  Schiedsspruch  eines  Schiedsrichterausschusses  zu  unter* 
werfen.  Dieser  Ausschuß  besteht  aus  je  einem  von  den  beiden 
Streitteilen  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder  zu  wählenden  Schieds* 
lichter  und  einem  von  diesen  beiden  Schiedsrichtern  gemeinsam 
zu  wählenden  Vorsitzenden,  welcher  der  Direktion  der  Devisen* 
zentrale  als  Mitglied  oder  Ersatzmann  angehören  muß. 

F.  Die  Berechtigung   zum  Handel  mit  Valuten 
und  Devisen  erlischt: 

a)  durch  Erlöschen  der  Firma, 

b)  durch  Konkurs, 

c)  durch  freiwillige  Zurücklegung, 

d)  durch  Nichtzahlung  des  Regiebeitrages, 

e)  durch  Beschluß  der  Disziplinarkommission  der  Devisen* 
zentrale, 

f)  durch  Beschluß  der  Geschäftsausschußsitzung  der  Devisen* 
zentrale, 

g)  wegen  Verurteilung  durch  eine  Strafbehörde  infolge  Über* 
tretung  von  Vorschriften  über  den  Handel  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln  und  den  Verkehr  mit  dem  Auslande,  zu 
einer  Arreststrafe. 

In  allen  vorerwähnten  Fällen  sind  die  eventuell  für  Bevoll* 
mächtigte  der  Firma  ausgestellten  Legitimationen  der  Devisen* 
zentrale  sofort  zurückzustellen.  Das  Erlöschen  der  Handels*  oder 
Vertretungsbefugnis  ist  in  der  „Wiener  Zeitung",  beziehungs* 
weise  im  Verordnungsblatt  der  Wiener  Börsekammer  und  im 
Börsesaale  zu  publizieren.  Die  Mitglieder  haften  für  jeden  Scha* 
den,  der  aus  der  mißbräuchlichen  Verwendung  der  für  ihre  Ver* 
treter   ausgefertigten   Legitimationspapiere  entsteht.  Insolange 
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das  Erlöschen  der  Handels*  oder  Vertretungsbefugnis  nicht  im 
Verordnungsblatt  der  Wiener  Börsekammer  publiziert  und  im 
Börsesaal  affichiert  wurde,  haftet  die  betreffende  Firma  für  alle 
bis  zu  diesem  Zeitpunkt  abgeschlossenen  Geschäfte. 

G.  Strafbestimmungen. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  oder  Außerachtlassung  der  in 
diesen  Leitsätzen  normierten  Bestimmungen  finden  die  Straf* 
bestimmungen  der  Verordnung  vom  18.  Juni  1918,  RGBl.  Nr.  223, 
Anwendung.  Außerdem  kann  die  Angelegenheit  bei  der  Di* 
sziplinarkommission  der  Devisenzentrale  (siehe  §  10  der  Statuten) 
anhängig  gemacht  werden. 

H.  Schlußbestimmungen. 

Als  Neuausland  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gelten  die 
Tschechoslowakei,  Polen,  die  SHS*Staaten  und  Ungarn;  als  Alt* 
ausländ  die  außerhalb  der  ehemaligen  österreichisch*ungarischen 
Monarchie  liegenden  Staaten  und  die  an  Rumänien  und  Italien 
gefallenen  Gebietsteile  der  ehemaligen  österreichisch*ungarischen 
Monarchie. 

Vorstehende  Erleichterungen  im  Verkehren  mit  Valuten  und 
Devisen  treten  am  16.  November  1920  in  Kraft.  Das  Staatsamt 
für  Finanzen  wird  dieselben  sistieren,  wenn  die  Deckung  des  Be* 
darfes  der  Devisenzentrale  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
stoßen  sollte. 

Die  Kommissionäre*)  der  Devisenzentrale,  ihre  Rechte 

und  Pflichten. 

1.  Ernennung. 

Personen  und  Firmen,  welche  sich  der  Devisenzentrale  als 
Kommissionäre  anzuschließen  wünschen,  haben  einen  firmamäßig 
gefertigten  Antrag  auf  Ernennung  zu  Kommissionären  bei  der 
Direktion  der  Devisenzentrale  einzureichen.  Diese  entscheidet 
in  den  allmonatlich  stattfindenden  Geschäftsausschußsitzungen 
über  die  vorliegenden  Ansuchen  und  teilt  die  getroffene  Ent* 

*)  Die  in  diesen  Leitsätzen  gebrauchte  Bezeichnung  „Kommissionär" 
ist  nicht  im  Sinne  des  Artikels  360  des  Handelsgesetzbuches  aufzufassen. 
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Scheidung  dem  Gesuchsteller  auf  schriftlichem  Wege  mit.  An* 
träge  in  Wien  ansässiger  Personen  und  Firmen  auf  Bestellung  zu 
Kommissionären  werden  in  der  Regel  nur  dann  berücksichtigt, 
wenn  sie  Börsebesucher  sind.  Gründe  für  eine  eventuelle  Ab* 
lehnung  solcher  Ansuchen  anzugeben,  ist  der  Geschäftsausschuß 
nicht  verpflichtet. 

2.  Regiebeitrag. 

Von  den  zu  Kommissionären  ernannten  Personen  und  Fir* 
men  ist  bis  auf  weiteres  ein  Regiebeitrag  in  der  Höhe  von  10.000 
Kronen  pro  Quartal  antieipando  zu  entrichten.  Nach  Zahlung 
desselben  sind  die  Kommissionäre  berechtigt,  Geschäfte  in  Va* 
luten  und  Devisen  nach  Maßgabe  dieser  Bestimmungen  durch 
ihre  leitenden  Direktoren,  beziehungsweise  Firmenchefs  abzu* 
schließen.  Außerdem  können  sie  noch  zwei  Angestellte  zur  Ab* 
wicklung  solcher  Geschäfte  bevollmächtigen;  für  jeden  weiteren 
Angestellten,  der  hiezu  ermächtigt  werden  soll,  erhöht  sich  der 
Regiebeitrag  pro  Quartal  um  5000  Kronen  für  den  dritten,  10.000 
Kronen  für  den  vierten,  15.000  Kronen  für  den  fünften  Vertre* 
ter  etc.  Als  Vertreter  kommen  nur  wirklich  Angestellte  der  be* 
treffenden  Firma  in  Betracht.  Ein  Remissier,  der  mit  Valuten 
und  Devisen  handeln  will,  muß  selbst  um  Zulassung  als  Kommis* 
sionär  ansuchen. 

Die  Direktion  der  Devisenzentrale  ist  berechtigt,  den  Regie* 
beitrag  für  in  der  Provinz  ansässige  Kommissionäre  entsprechend 
deren  Umsatz  herabzusetzen. 

3.  Legitimation. 

Die  zu  Kommissionären  ernannten  Personen  und  Firmen  er* 
halten  zum  Nachweis  ihrer  Bestellung  eine  von  der  Direktion 
der  Devisenzentrale  gefertigte  Urkunde,  welche  sie  in  ihren  Ge* 
schäftsräumen  an  einer  für  das  Publikum  sichtbaren  Stelle  anzu* 
schlagen  haben.  Außerdem  erhält  jeder  zum  Handel  mit  Valuten 
und  Devisen  bevollmächtigte  und  von  der  Direktion  der  Devisen* 
zentrale  bestätigte  Angestellte  des  Kommissionärs  eine  mit  einem 
Lichtbilde  zu  versehende,  auf  ein  Jahr  gültige  Legitimation, 
welche  nach  Ablauf  dieser  Frist  der  Devisenzentrale  zurückzu* 
stellen  ist. 
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4.  Veröffentlichung  der  Liste  der  zum  Handel 
mit    Valuten  ■•und    Devisen    befugten  Firmen 
und  Personen. 

Die  Firmen,  beziehungsweise  Namen  der  zum  Handel  mit 
ausländischen  Zahlungsmitteln  befugten  Personen  werden  in  der 
„Wiener  Zeitung"  veröffentlicht.  Soferne  dieselben  in  Wien  an? 
sässig  sind,  werden  sie  auch  im  Verordnungsblatt  der  Wiener 
Börsekammer  unter  Beifügung  der  Namen  der  von  ihnen  bevoll? 
mächtigten  Vertreter  bekanntgegeben  und  im  Börsesaal  affichiert. 

5.  Devisen?  und  Valutenverkehr  der 
Kommissionäre. 

a)  Inland. 

Die  Kommissionäre  sind  berechtigt,  sowohl  in  ihren  Ge? 
schäftsräumen  als  auch  außerhalb  derselben,  insbesondere  aber 
an  der  Börse  entweder  selbst  oder  durch  ihre  mit  der  im  Punkte  3 
erwähnten  Legitimation  ausgestatteten  Vertreter  Valuten  und  De? 
visen  von  jedermann  anzukaufen.  Der  Verkauf  von  Valuten  und 
Devisen  ist  ihnen  jedoch  nur  dann  gestattet,  wenn  der  Gegen? 
kontrahent  ein  Mitglied  oder  ein  mit  Legitimation  oder  Urkunde 
ausgestatteter  Kommissionär  der  Devisenzentrale  ist. 

Die  an  einen  Kommissionär  verkauften  Devisen  dürfen  ihm 
nicht  direkt  im  Auslande  zur  Verfügung  gestellt,  sondern  letzter 
Hand  nur  an  ein  Mitglied  der  Devisenzentrale  geliefert  werden. 
Der  Kommissionär  hat  daher  stets  ein  solches  Mitglied  als 
„Hand"  aufzugeben. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Verkaufsbeschränkung  gilt  nur 
für  Kommissionäre,  welche  eine  öffentliche  Wechselstube  unter? 
halten;  diese  sind  zur  Befriedigung  des  Bedarfes  im  Reisenden? 
verkehre  berechtigt,  an  Parteien,  die  sich  mit  einem  gültigen 
Reisepaß  legitimieren,  Valuten  bis  zum  Gegenwerte  von  10.000 
Kronen  unter  wahrheitsgetreuer  Vormerkung  des  Verkaufes  auf 
dem  rückwärtigen  Deckblatte  des  vorgewiesenen  Reisepasses 
unter  nachstehender  Einschränkung  zu  verkaufen.  Soferne  aus 
dem  Passe  hervorgeht,  daß  die  Partei  innerhalb  der  letzten  30 
Tage  schon  ausländische  Zahlungsmittel  bezogen  hat,  ist  ein 
weiterer  Verkauf  nur  insoweit  gestattet,  als  der  gesamte  Wert 
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der  gekauften  Zahlungsmittel  10.000  Kronen  innerhalb  eines  Mo? 
nates  nicht  übersteigt.  Die  vorerwähnten  Vormerkungen  auf  der 
Rückseite  des  Passes  sind  zu  datieren  und  firmamäßig  zu  fertigen. 
Die  Befriedigung  eines  andersgearteten  Bedarfes  an  ausländischen 
Zahlungsmitteln,  sei  es  für  den  Warenverkehr,  sei  es  zur  Ab* 
deckung  alter  Verbindlichkeiten,  ist  —  auch  wenn  sie  obige  Be? 
tragshöhe  nicht  erreicht  —  den  Kommissionären  streng  verboten. 

b)  mit  dem  Neuausland. 

Der  Verkehr  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  mit  dem 
Neuausland  ist  nur  der  Beschränkung  unterworfen,  daß  über  die 
zugunsten  dieser  Staaten  entstehenden  deutschösterreichischen 
Kronenguthaben  in  keinem  Falle  zugunsten  von  Personen  und 
Filmen  verfügt  werden  darf,  welche  im  Altausland  ihren  Wohn? 
sitz  (Sitz)  haben. 

c)  mit  dem  Altausland. 

Der  Handel  und  Verkehr  in  Devisen  und  Valuten  mit  dem 
Altausland  ist  insoweit  beschränkt,  als  solche  Transaktionen  eine 
Gutschrift  in  deutschösterreichischen  Kronen  zur  Folge  haben 
oder  sonst  mit  den  Bestimmungen  dieser  Richtlinien  im  Wider? 
spruche  stehen.  Es  ist  daher  in  erster  Linie  verboten,  Kronen  im 
Altauslande  zu  verkaufen  oder  Devisen  (gleichgültig  ob  alt?  oder 
neuausländische)  dort  gegen  Kronen  zu  kaufen.  Ebenso  ist  ver? 
boten,  Devisen  für  altausländische  Rechnung  am  hiesigen  Platze 
zu  verkaufen;  solche  Verkäufe  dürfen  auch  dann  nicht  durch? 
geführt  werden,  wenn  der  Erlös  zur  Abdeckung  bestehender 
Kronenverbindlichkeiten  des  Auslandes,  zum  Ankaufe  von  Effek? 
ten  oder  zur  Gutschrift  auf  Inlandskonto  verwendet  werden  soll. 
Solche  Aufträge  sind  vielmehr  der  Devisenzentrale  vorzulegen, 
welche  im  Bedarfsfalle  die  zum  Verkauf  angebotene  Valuta  zur 
Weltparität  oder  zu  einem  ihr  genehmen  Kurs  in  Anspruch 
nehmen  kann. 

Die  Kommissionäre  haben  bei  allen  ihren  Geschäften  die  in 
Geltung  stehenden  gesetzlichen  Vorschriften,  insbesondere  alle 
auf  das  Verbot  der  Gutschrift  von  Kronenbeträgen  zugunsten 
des  Auslandes  bezughabenden  Bestimmungen  und  die  vorliegen? 
den  Richtlinien  genau  zu  beobachten. 
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6.  Die  Berechtigung  zum  Handel  mit  Valuten 
und  Devisen  erlischt: 

a)  durch  Erlöschen  der  Firma, 

b)  durch  Konkurs, 

c)  durch  freiwillige  Zurücklegung,  die  jederzeit  erfolgen  kann, 

d)  durch  Nichtzahlung  des  Regiebeitrages, 

e)  durch  Beschluß  der  Disziplinarkommission  der  Devisen* 
zentrale, 

f)  durch  Beschluß  der  Geschäftsausschußsitzung  der  Devisen* 
zentrale, 

g)  wegen  Verurteilung  durch  eine  Strafbehörde  infolge  Über* 
tretung  von  Vorschriften  über  den  Handel  mit  ausländi* 
sehen  Zahlungsmitteln  und  den  Verkehr  mit  dem  Auslande, 
zu  einer  Arreststrafe. 

In  allen  vorerwähnten  Fällen  ist  die  Bestellungsurkunde 
samt  den  eventuell  für  Bevollmächtigte  der  Firma  ausgestellten 
Legitimationen  der  Devisenzentrale  sofort  zurückzustellen.  Das 
Erlöschen  der  Handels*  oder  Vertretungsbefugnis  ist  in  der 
,, Wiener  Zeitung",  beziehungsweise  im  Verordnungsblatte  der 
Wiener  Börsekammer  und  im  Börsensaale  zu  publizieren.  Die 
Kommissionäre  haften  für  jeden  Schaden,  der  aus  der  mißbräuch* 
liehen  Verwendung  der  für  ihre  Firma,  beziehungsweise  deren 
Vertreter  ausgefertigten  Legitimationspapiere  entsteht.  Insolange 
das  Erlöschen  der  Handels*  oder  Vertretungsbefugnis  nicht  im 
Verordnungsblatt  der  Wiener  Börsekammer  publiziert  und  im 
Börsensaal  affichiert  wurde,  haftet  die  betreffende  Firma  für  alle 
bis  zu  diesem  Zeitpunkt  abgeschlossenen  Geschäfte. 

7.  Registerpflicht. 

Alle  Personen  und  Firmen,  die  zum  Handel  mit  ausländi* 
sehen  Zahlungsmitteln  zugelassen  sind  (Mitglieder  und  Kom* 
missionäre)  sind  verpflichtet,  sämtliche  von  ihnen  mit  einem 
anderen  Mitglied  oder  Kommissionär  in*  oder  außerhalb  der  Börse 
abgeschlossenen  Geschäfte  in  Valuten  und  Devisen  einschließ* 
lieh  der  Zahlungsmittel  der  auf  dem  Boden  der  früheren  Mon* 
archie  entstandenen  Nationalstaaten  in  ein  fortlaufend  zu  nume* 
rierendes  und  täglich  zu  summierendes  Register  einzutragen, 
w  elches  nach  dem  diesen  Leitsätzen  angeschlossenen  Muster  ein* 


12* 
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zurichten  ist.  Die  Gesamtsumme  aller  Umsätze  ist  der  Devisen? 
zentrale  allmonatlich  anzuzeigen. 

8.  Börsenmäßiger  Handel. 

Die  Kommissionäre  sind  berechtigt,  ihre  Devisen?  und  Va? 
lutenaufträge  in  dem  sich  an  der  Börse  täglich  abwickelnden 
freien  Verkehr  auszuführen.  Ihre  Kunden  haben  kein  Recht,  die 
Ausführung  derselben  zu  den  täglich  zur  Veröffentlichung  ge? 
langenden  Kursen  zu  verlangen. 

Der  Verkehr  in  ausländischen  Zahlungsmitteln,  der  sich  „zur 
Notiz"  abwickeln  soll,  ist  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale 
vorbehalten,  Kommissionäre  dürfen  Kaufaufträge  zur  Notiz  nicht 
entgegennehmen,  Verkaufsaufträge  ,,zur  Notiz"  müssen  sie  durch 
ein  Mitglied  der  Devisenzentrale  anmelden  lassen. 

9.  Strafbestimmungen. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  oder  Außerachtlassung  dieser 
Bestimmungen  finden  die  Strafvorschriften  der  Verordnung  vom 
18.  Juni  1918,  RGBl.  Nr.  223,  Anwendung.  Außerdem  kann  die 
Angelegenheit  bei  der  Disziplinarkommission  der  Devisenzentrale 
(siehe  §  10  der  Statuten)  anhängig  gemacht  werden. 

10.  Schiedsgericht. 

Die  Mitglieder  und  Kommissionäre  sind  verpflichtet,  im 
Falle  von  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Abwicklung  des  Vers 
kehres  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  ergeben  sollten,  sich 
dem  inappellablen  Schiedsspruch  eines  Schiedsrichterausschusses 
zu  unterwerfen.  Dieser  Ausschuß  besteht  aus  je  einem  von  den 
beiden  Streitteilen  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder  zu  wählenden 
Schiedsrichter  und  einem  von  diesen  beiden  Schiedsrichtern  ge? 
meinsam  zu  wählenden  Vorsitzenden,  welcher  der  Direktion  der 
Devisenzentrale  als  Mitglied  oder  Ersatzmann  angehören  muß. 

11.  Schlußbestimmungen. 

Als  Neuausland  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gelten  die 
Tschechoslowakei,  Polen,  die  SHSsStaaten  und  Ungarn;  als  Alt* 
ausländ  die  außerhalb  der  ehemaligen  österreichischsungarischen 
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Monarchie  liegenden  Staaten  und  die  an  Italien  und  Rumänien 
gefallenen  Gebietsteile  der  österreichisch?ungarischen  Monarchie. 

Vorstehende  Erleichterungen  im  Verkehre  mit  Valuten  und 
Devisen  treten  am  16.  November  1920  in  Kraft.  Das  Staatsamt 
für  Finanzen  wird  dieselben  sistieren,  wenn  die  Deckung  des 
Bedarfes  der  Devisenzentrale  auf  unüberwindliche  Schwierig? 
keiten  stoßen  sollte. 

Vorschriften   für  den  Börsenhandel  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln. 

Der  Herr  Staatssekretär  für  Finanzen  hat  auf  Grund  des 
§  12  der  Verordnung  vom  18.  Juni  1918,  RGBl.  Nr.  223  (Devisen* 
Verordnung),  mit  Erlaß  ZI.  66.254  angeordnet,  daß  der  Börsen? 
handel  mit  Valuten  und  Devisen  unter  gewissen  von  der  Devisen? 
zentrale  aufzustellenden  Bedingungen  den  Mitgliedern  und  Korn? 
missionären  der  Devisenzentrale  bis  auf  weiteres  zu  gestatten 
ist.  Dieser  Handel  soll  sich  in  Hinkunft  auf  zweifache  Weise 
abwickeln,  einerseits  im  „freien  Verkehr",  anderseits  „zur  Notiz". 
Für  beide  Arten  gelten  die  nachstehenden  Bestimmungen: 

Die  Mitglieder  und  Kommissionäre  der  Devisenzentrale 
sind  berechtigt,  ihre  Devisen?  und  Valutenaufträge  in  dem  sich 
an  der  Börse  täglich  abwickelnden  „freien  Verkehr"  auszuführen. 
Kunden,  welche  die  Ausführung  ihrer  Aufträge  im  freien  Ver? 
kehre  wünschen,  haben  dies  ausdrücklich  vorzuschreiben;  solche 
Kunden  haben  kein  Recht,  die  Anrechnung  der  täglich  zur  Ver? 
öffentlichung  gelangenden  Kurse  zu  verlangen. 

Der  Verkehr  in  ausländischen  Zahlungsmitteln,  der  sich  „zur 
Notiz"  abwickeln  soll,  ist  den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale 
vorbehalten.  Kommissionäre  können  nur  „Notiz?Verkaufsorders" 
entgegennehmen,  müssen  diese  jedoch  durch  clearingfähige  Mit? 
glieder  ausführen  lassen.  Der  Verkehr  „zur  Notiz"  hat  sich  wie 
folgt  abzuwickeln: 

Sämtliche  Mitglieder  sind  verpflichtet,  alle  ihnen  vorliegen? 
den  Kauf?  und  Verkaufsaufträge  „zur  Notiz"  mittelst  der  hiezu 
aufgelegten  Formularien  bei  den  an  der  Börse  tätigen  Organen 
der  Devisenzentrale  anzumelden.  Aufträge  von  Klienten  ohne 
genaue  Bezeichnung,  ob  sie  im  freien  Verkehr  oder  „zur  Notiz" 
ausgeführt  werden  sollen,  sind  als  „Notizorders"  zu  behandeln. 
Limitorders  sind  auf  separaten  Formularien  aufzugeben. 
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Den  Mitgliedern  der  Devisenzentrale  ist  es  nicht  gestattet, 
die  von  ihren  Klienten  vorliegenden  Kaufs  und  Verkaufsorders 
„zur  Notiz"  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  kompensieren  oder 
für  eigene  Zwecke  benötigte  Valuten  und  Devisen  im  Wege  von 
„Notiz?Kauforders"  anzumelden.  Die  Anmeldungen  haben  läng* 
stens  bis  3A 1  Uhr  zu  erfolgen,  spätere  Anmeldungen  werden 
nicht  entgegengenommen.  Die  von  den  Mitgliedern  zur  Deckung 
der  „Notiz?Kauforders"  ihrer  eigenen  Klientel  etwa  auf  eigenes 
Risiko  in  der  Kulisse  vorgekauften  Beträge  sind  wie  ,,  Verkauf  * 
Orders  zur  Notiz"  anzumelden. 

Clearing. 

Die  Ausführung  der  Notizorders  erfolgt  in  einem  im  Neben? 
saale  der  Börse  stattfindenden  Clearing,  dem  sämtliche  Mitglied 
der  der  Devisenzentrale  beiwohnen  können.  Die  Leitung  des 
Clearings  obliegt  einem  Komitee,  welches  aus  dem  geschäfts? 
führenden  Direktor  der  Devisenzentrale  oder  einem  von  ihm 
bevollmächtigten  Vertreter  als  Vorsitzenden,  ferner  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  und  zwei  im  Turnus  allwöchentlich 
wechselnden  Mitgliedern  des  Geschäftsausschusses  der  Devisen? 
zentrale  besteht.  Das  Komitee  bedient  sich  zur  technischen 
Durchführung  des  Clearings  der  Hilfe  von  „Kommissären", 
welche  von  der  Direktion  der  Devisenzentrale  ernannt  werden. 
Das  Rechtsverhältnis  dieser  „Kommissäre"  zur  Devisenzentrale 
wird  vertraglich  geregelt.  Der  im  Clearing  zutage  tretende  un? 
gedeckte  Bedarf  kann  von  den  Anwesenden  gedeckt  werden.  Die 
aus  der  Abwicklung  des  Clearings  sich  ergebenden  Kompen? 
sationen  werden  von  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  als 
Treuhänder  der  Devisenzentrale  durchgeführt.  Diejenigen  Mit? 
glieder,  die  am  Clearing  teilzunehmen  wünschen,  haben  ihren  Um? 
sätzen  entsprechende  Kautionen  zu  leisten.  Der  Direktion  der 
Devisenzentrale  bleibt  es  überlassen,  im  Einzelfalle  von  der  Lei? 
stung  einer  Kaution  ausnahmsweise  abzusehen. 

Preisfestsetzung  und  Abrechnung. 

Das  Komitee  hat  unter  entsprechender  Berücksichtigung  der 
in  der  Kulisse  vorgefallenen  Abschlüsse  und  des  Ergebnisses  des 
Clearings  die  Kurse  für  die  einzelnen  Devisen?  und  Valuten? 
kategorien  täglich  festzusetzen.  Diese  Kurse  werden  im  amt? 
liehen  Kursbiatte  der  Wiener  Börse  im  Anschluß  an  die  übrigen 
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nicht  offiziellen  Kursnotierungen  als  „Veröffentlichungen  der  De* 
visenzentrale"  um  1  Uhr  bekanntgemacht.  Im  Falle  von  Preis? 
ausschrcitungen  hat  der  Vorsitzende  das  Recht,  die  Veröffent? 
lichung  nicht  zuzulassen. 

Die  Abrechnung  zwischen  den  Mitgliedern  erfolgt  zum 
Durchschnittskurse  zwischen  Geld  und  Ware.  Die  Mitglieder 
sind  bis  auf  weiteres  verpflichtet,  die  ausgeführten  Notizorders 
ihren  Klienten  äußerst  zum  GeLd?,  beziehungsweise  Warenkurs 
abzurechnen  und  keine  höhere  Devisen?,  beziehungsweise  Valuten? 
Provision  als  2%o  zu  berechnen.  Auch  Kommissionäre,  welche 
Notizverkäufe  (zu  Notizkäufen  sind  sie  nicht  berechtigt)  durch 
Mitglieder  der  Devisenzentrale  ausführen  lassen,  dürfen  ihren 
Klienten  keine  günstigeren  Konditionen  machen. 

Durch  vorstehende  Bestimmung  wird  das  Recht  der  Mit? 
glieder,  Valuten  und  Devisen  für  ihre  Klienten  im  „freien  Ver? 
kehre"  zu  handeln  und  zu  Kursen  abzurechnen,  welche  von  der 
„Notiz"  abweichen,  nicht  beeinträchtigt. 

An  forderungsrecht. 

Während  des  Clearings  kann  die  Devisenzentrale  ihren  noch 
unbedeckten  Bedarf  geltend  machen;  wird  derselbe  von  den  An? 
wesenden  nicht  gedeckt,  so  hat  sie  das  Recht,  in  die  vorliegenden 
Verkaufsorders  einzutreten  und  von  den  Zahlungsmitteln,  welche 
die  Mitglieder  zur  Deckung  ihrer  Notiz?Kauforders  im  freien 
Verkehr  vorgekauft  haben,  einen  ihrem  unbedeckten  Bedarf  ent? 
sprechenden  Anteil  zum  Mittelkurs  anzufordern.  In  diesem  Falle 
haben  die  Mitglieder  die  angeforderten  Zahlungsmittel  der  De? 
visenzcntrale  zu  überlassen  und  die  Valutazuweisung  an  ihre  Auf? 
traggeber  prozentuell  um  die  geleistete  Abgabe  zu  kürzen. 

Im  übrigen  gelten  auch  für  den  Börsenhandel  mit  Valuten 
und  Devisen  die  beiliegenden  „Neuen  Bestimmungen  über  den 
Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln"  sowie  die  Bestim? 
mungen  der  Devisenordnung,  soweit  sie  nicht  durch  die  neuen 
Bestimmungen  suspendiert  sind. 

Clearing'Ordnung, 

Im  Sinne  der  Vorschriften  für  den  Börsenhandel  mit  aus? 
ländischen  Zahlungsmitteln  vom  26.  Oktober  1920  wird  nach? 
stehende  Ordnung  für  die  Abwicklung  des  Clearings  festgesetzt. 
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1.  Das  Clearing  findet  im  kleinen  Sitzungssaale  der  Wiener 
Börse  statt.  Zur  Teilnahme  am  Clearing  sind  nur  jene  in  Wien 
ansässigen  Mitglieder  berechtigt,  die  der  in  den  Vorschriften  für 
den  Börsenhandel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  normierten 
Bestimmung  hinsichtilch  der  Kautionsleistung  entsprochen 
haben.  Außerhalb  Wiens  domizilierende  Mitglieder  sind  gehal* 
ten,  ihre  eventuellen  Devisentransaktionen  durch  in  Wien  an* 
sässige  clearingfähige  Mitglieder  abwickeln  zu  lassen.  Diese  vor* 
erwähnte  Kaution  dient  als  Sicherstellung  für  eventuelle  Diffe* 
renzen,  die  aus  Exekutionen  im  Falle  der  Nichterfüllung  abge* 
schlossener  Geschäfte  erwachsen.  Die  Direktion  der  Devisen* 
zentrale  hat  die  Höhe  dieser  Kautionen  bis  auf  weiteres  mit  15°/0 
des  jeweiligen  Umsatzes,  mindestens  aber  mit  500.000  Kronen 
festgesetzt.  Die  Kautionen  sind  entweder  bei  der  Devisenzentrale 
durch  schriftliche  Garantie  von  Großbanken  oder  beim  Giro* 
und  Kassenverein  in  barem  oder  in  an  der  Wiener  Börse  kotier* 
ten  Effekten  zu  leisten.  Im  letzteren  Falle  werden  Anlagewerte 
mit  75%,  Dividendenpapiere  mit  50%  des  jeweiligen  Kurswertes 
angenommen.  Den  Teilnehmern  des  Clearings  wird  es  zur  streng* 
sten  Pflicht  gemacht,  ihre  Kautionen  stets  auf  der  Höhe  ihres 
jeweiligen  Clearingobligos  zu  halten.  Soferne  nicht  von  vorn* 
herein  für  eine  entsprechende  Überdeckung  gesorgt  ist,  müssen 
daher  sowohl  im  Fall  einer  während  der  Laufzeit  eines  Clearing* 
Verkaufes  eingetretenen  Kurssteigerung  als  auch  im  Fall  einer  sich 
während  des  Clearings  ergebenden  Überschreitung  die  entspre* 
chenden  Nachdeckungen  geleistet  werden.  Diese  sind  spätestens 
am  nächstfolgenden  Geschäftstage  10  Uhr  vormittags  vorzu* 
nehmen.  Die  Außerachtlassung  dieser  Bestimmung  hat  den  Aus* 
Schluß  des  betreffenden  Mitgliedes  aus  dem  Clearing  zur  Folge. 

Die  oben  erwähnten  Kautionen  werden  ab  10.  November  a.  c. 
von  der  Devisenzentrale  (Schalter  6),  beziehungsweise  vom 
Wiener  Giro*  und  Kassenverein  entgegengenommen. 

Aus  dieser  Kautionsleistung  kann  für  die  Österreichisch* 
ungarische  Bank,  welche  das  Clearing  als  Treuhänder  der  De* 
visenzentrale  durchführen  wird,  keine  Verpflichtung  abgeleitet 
werden,  den  Gegenwert  gelieferter  Devisen  entgegen  ihrer  bis* 
herigen  Gepflogenheit  sofort  zur  Auszahlung  zu  bringen.  Firmen, 
welche  eine  sofortige  Honörierung  ihrer  bei  der  Kasse  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  präsentierten  Rechnungen  wünschen, 
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haben  für  diesen  Zweck  anderweitige  Sicherstellungen  nach  den 
bei  der  österreichisch?ungarischen  Bank  geltenden  Grundsätzen 
zu  leisten. 

Falls  die  Gutschriftsanzeige  über  von  einem  Mitglied  im 
Clearing  eingelieferten  Devisen  längstens  14  Tage  (Bukarest  und 
New  York  drei  Wochen)  nach  dem  unter  Berücksichtigung  der 
Posttage  zu  ermittelnden  Stichtage  nicht  einlangt,  ist  die  Devisen? 
zentrale  nach  vorhergehender  schriftlicher  Mahnung  berechtigt, 
die  ausgebliebene  Valuta  nach  Ablauf  von  weiteren  acht  Tagen 
einzudecken. 

2.  Im  Clearing  sind  nur  (Vista-)Zahlungen  auf  im  Kursblatt 
aufgenommene  Orte  lieferbar.  Schecks  werden  in  der  Regel  nicht 
gehandelt. 

3.  Für  die  Anmeldung  der  Kauf*  und  Verkaufsaufträge  „zur 
Notiz"  und  für  die  Geschäfte  während  des  Clearings  werden 
nachfolgende  Minimalquantitäten  festgesetzt: 


holl.  Gulden   .    .  . 

2.500.— 

Leva  

50.000.— 

Mark  

50.000.— 

franz.  Francs     .  . 

10.000.— 

Schweizer  Francs 

5.000.— 

Lire  

20.000.— 

nord.  Kr  

5.000.— 

ung.  Kronen  .    .  . 

100.000.— 

Lei  ....... 

50.000.— 

tschech.  Kronen 

50.000.— 

Rubel  

50.000.— 

poln.  Mark    .    .  . 

100.000.— 

engl.  Pfunde  .    .  . 

250.— 

jugosl.  Kronen  .  . 

50.000.— 

Dollar   

500.— 

Dinare  

10.000.— 

Kleinere  Orders 

sind  vor 

Beginn  des  Clearings 

den  Kom? 

missären  mündlich  au 

fzugeben. 

4.  Die  Orders  „zur  Notiz' 

sind  den  Beamten  der  Devisen? 

zentrale  im  Clearingsaale  spätestens  3/*  1  Uhr,  an  Samstagen 
3/4ll  Uhr  auf  den  vorgeschriebenen  Formularien,  und  zwar  ge? 
trennt  nach  Währungen  aufzugeben.  Angemeldete  Orders  können 
nicht  widerrufen  werden.  Limitorders  sind  auf  separaten  Formu? 
larien  anzumelden  und  gelten  nur  für  den  Tag  der  Anmeldung. 

5.  Um  l1/*  Uhr  (an  Samstagen  um  II1/*  Uhr)  beginnt  das 
Clearing.  Vom  Beginne  des  Arrangements  im  Clearing  bis  zur 
Ausrufung  der  vom  Komitee  festgesetzten  Notizkurse  können 
Verkaufsaufträge  unbeschränkt,  Kaufaufträge  nur  bei  vornan? 
denem  Material  mündlich  sowohl  erteilt  als  auch  ganz  oder  teil? 
weise  wieder  zurückgezogen  werden.  Für  die  während  des  Arran? 
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gements  abgeschlossenen  Geschäfte  gelten  die  bei  Schluß  des 
Clearings  ermittelten  Notizkurse. 

6.  Nach  Feststellung  der  Notizkurse  werden  die  Kommis* 
säre  die  mit  den  Mitgliedern  während  des  Arrangements  abge? 
schlossenen  Geschäfte  hinsichtlich  ihrer  Richtigkeit  unter  Auf; 
ruf  des  Namens  und  des  Betrages  kollationieren,  aus  welchem 
Grunde  die  Anwesenheit  der  Mitglieder  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
erforderlich  ist.  Über  die  Stichhältigkeit  eventueller  Einwände 
entscheidet  das  Komitee.  Werden  keine  Einwendungen  erhoben, 
so  gilt  das  Geschäft  als  abgeschlossen,  auch  wenn  die  Einwen? 
dung  nur  infolge  Abwesenheit  des  betreffenden  Mitgliedes  untere 
blieben  ist. 

7.  Die  im  Clearing  festgesetzten  und  vom  Komitee  be? 
stätigten  Notizkurse  werden  durch  die  Direktion  der  Devisen? 
zentrale  verifiziert. 

8.  Nach  Schluß  des  Clearings  werden  die  Kommissäre  den 
Organen  der  Devisenzentrale  ein  unterfertigtes  Verzeichnis  der 
von  ihnen  im  Arrangement  abgeschlossenen  Geschäfte  (ein? 
schließlich  der  ausgeführten  Limitorders)  übergeben,  für  deren 
Richtigkeit  die  Kommissäre  solidarisch  haften. 

9.  Die  Devisenzentrale  wird  nach  Vornahme  der  üblichen 
Kompensationen  über  die  zu  beziehenden,  beziehungsweise  zu 
liefernden  Devisen  und  Valuten  „Hände"  erteilen,  die  von  den 
Mitgliedern  am  nächstfolgenden  Werktage  zwischen  8  und 
9  Uhr  früh  am  Schalter  der  Devisenzentrale  zu  beheben  sind. 

Zirkularschreiben  der  Devisenzentrale  vom  27.  No' 

vember  1920,  Nr.  149, 

Im  Zusammenhange  mit  der  Freigabe  des  Börsenhandels  in 
Valuten  und  Devisen  hat  das  Bundesministerium  für  Finanzen 
mit  ZI.  99.467  vom  17.  November  a.  c.  verfügt,  daß  die  Ausfuhr 
von  ausländischen  Zahlungsmitteln  (Noten,  Schecks,  Wech; 
sei  etc.)  nach  dem  Auslande  von  nun  an  nicht  mehr  an  eine  Be- 
willigung  der  Devisenzentrale  gebunden  ist. 


B. 

Tschechoslowakischer  Staat. 


I 


Gesetz  vom  19.  November  1918,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  49,  betreffend  die 

Einführung  von  geschäftlichen  Zahlungsmitteln   195 

Gesetz  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  mit  welchem  der 
Finanzminister  ermächtigt  wird,  im  Verordnungswege  die  Stern* 
pelung  der  Banknoten  und  eine  Konskription  des  Vermögens 
zwecks  Auferlegung  einer  Vermögensabgabe  durchzuführen  .  .  198 

Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Justiz? 
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betreffend  die  Einführung  von  geschäftlichen  Zahlungs' 

mittein. 

§  1. 

Die  Landesbank  des  Königreiches  Böhmen  in  Prag  wird  zur 
Ausgabe  von  Anweisungen  auf  ihre  eigene  Bankkasse  ermächtigt, 
welche  auf  einen  abgerundeten  Betrag  lauten,  unverzinslich  und 
in  Banknoten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  gegen  Vor? 
läge  bei  der  Landesbank  des  Königreiches  Böhmen  oder  bei  an* 
deren  von  der  Landesbank  dazu  filialisch  bestimmten  Banken 
umzuwechseln  sein  werden.  Diese  Anweisungen  können  nicht 
amortisiert  werden  und  man  kann  auf  sie  weder  eine  Vormer* 
kung,  noch  ein  Verbot  erwirken. 

§  2. 

Die  im  §  1  erwähnten  Anweisungen  wird  die  Bank  im  priva* 
ten  Verkehr  auf  kurzfristige,  höchstens  90tägige  Darlehen  aus* 
geben,  und  zwar  entweder  im  Eskont*  oder  im  Lombardver* 
kehr.  Staatliche  Darlehen  sind  ausgeschlossen. 

Zum  Eskont  können  auf  Kronenwährung  lautende,  mit  der 
Unterschrift  von  wenigstens  zwei  zahlungsfähigen  Schuldnern 
versehene  Wechsel  zugelassen  werden  und  Kassenanweisungen 
der  österreichisch*ungarischen  Bank. 

Lombarddarlehen  sind  auf  Grund  ausländischer  Zahhmgs* 
mittel,  ungeprägten  Goldes  und  Silbers,  fälliger  Forderungen  an 
die  österreichisch*ungarische  Bank  und  Pupillarsicherheit  ge* 
nießender  oder  auch  anderer  an  der  Prager  Börse  notierten  Wert* 
papiere  zulässig,  und  zwar  bei  ausländischen  Zahlungsmitteln, 
ungeprägtem  Metall  und  pupillarsicheren  Wertpapieren  bis  zu 
75%  des  Kaufpreises,  beziehungsweise  des  Kurswertes,  bei  den 
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übrigen  Wertpapieren  bis  zu  60%  des  Kurswertes,  höchstens 
jedoch  bis  zur  Höhe  des  Nominalwertes,  bei  Forderungen  an  die 
österreichischmngarische  Bank  bis  zur  Höhe  des  Wertes  der* 
selben.  Vom  Lombardverkehr  sind  jene  Wertpapiere  aus? 
geschlossen,  deren  Kupons  außerhalb  der  Grenzen  des  tschecho* 
slowakischen  Staates  zahlbar  sind. 

§  3. 

Zum  Wechselverkehr  der  Anweisungen  wird  die  Landes* 
bank  Banknoten  der  österreichisch*ungarischen  Bank,  bezie* 
hungsweise  Scheidemünzen  der  Kronenwährung  bereithalten 
(Reserve).  Der  erste  Barbetrag  wird  durch  Einlage  des  tschecho* 
slowakischen  Staates  in  der  Höhe  von  25,000.000  K  gebildet  wer* 
den,  der  um  niedriger  verzinst  werden  wird,  als  der  Diskont 
der  im  §  2  genannten  Darlehen  betragen  wird. 

§  4. 

Die  Gesamtausgabe  aller  Anweisungen  darf  die  vierfache 
Reserve  (§  3)  an  Banknoten  der  österreichischmngarischen  Bank 
und  der  Scheidemünzen  der  Kronenwährung  nicht  übersteigen. 
Durch  im  Einvernehmen  mit  dem  Amte  für  Verwaltung  der  in* 
dustrie,  des  Handels  und  der  Gewerbe  wie  auch  mit  dem  Amte 
für  Verwaltung  der  Landwirtschaft  herausgegebene  Verordnung 
des  Amtes  für  Verwaltung  der  Finanzen  kann  jederzeit  die  Aus? 
gäbe  der  Banknoten  unter  diese  Grenze  eingeschränkt  oder  auch 
ganz  eingestellt  werden. 

§5. 

Für  die  Führung  des  Geschäftes  nach  diesem  Gesetze  wird 
die  Landesbank  eine  besondere,  von  ihren  übrigen  Geschäfts* 
zweigen  hinsichtlich  der  Buchhaltung  und  Bilanz  streng  abgeson* 
derte  Abteilung  errichten,  die  unter  ständiger  Aufsicht  des  Kom* 
missärs  des  tschechoslowakischen  Staates  stehen  wird.  Über 
den  Stand  des  Umlaufes  der  Scheine  und  deren  Deckung  ist  an 
jedem  10.,  20.  und  letzten  Tage  des  Monates  ein  Bericht  zu  ver* 
öffentlichen. 

§6. 

Der  aus  der  Ausgabe  dieser  Anweisungen  fließende  Gewinn 
wird  unter  die  Landesbank  und  den  tschechoslowakischen  Staat 
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in  folgendem  Verhältnisse  verteilt  werden:  der  Jahresgewinn  bis 
zu  1,000.000  K  wird  unter  die  Bank  und  den  Staat  im  Verhältnisse 

1  :  2  verteilt  werden.   Den  Jahresgewinn  über  1  Million  bis  zu 

2  Millionen  teilen  sie  im  Verhältnisse  1  : 3.  Jede  weitere  eine 
Million  betragende  Stufe  wird  in  einem  zugunsten  des  Staates  um 
eine  Einheit  höheren  Verhältnisse  geteilt  (1:4,  1:5,  1:6  usw.). 

0 

%  '    •  §7.  .  : 

Die  im  §  1  erwähnten  Anweisungen  werden  im  Gebiete  des 
tschechoslowakischen  Staates  ein  gesetzliches  Zahlungsmittel 
gleich  den  Banknoten  der  österreichisch^ungarischen  Bank  sein 
und  uneingeschränkt  bei  allen  öffentlichen  Kassen  angenommen 
werden. 

§8. 

Wird  die  Ausgabe  der  Anweisungen  eingestellt,  so  ist  das 
Amt  für  Verwaltung  der  Finanzen  im  Einvernehmen  mit  dem 
Amte  für  Verwaltung  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Ge? 
werbe  und  mit  dem  Amte  für  Verwaltung  der  Landwirtschaft  zur 
Festsetzung  einer  Frist  berechtigt,  bis  zu  welcher  die  Landesbank 
verpflichtet  ist,  die  Anweisungen  einzulösen  und  nach  Ablauf 
dieser  Frist  den  genannten  Anweisungen  den  Charakter  eines  ge? 
setzlichen  Zahlungsmittels  zu  entziehen. 

§9. 

Sämtliche  Bücher  und  Aufzeichnungen  der  die  Anweisungen 
ausgebenden  Abteilung  der  Landesbank  (§  5)  wie  auch  die  von 
ihr  herausgegebenen  Urkunden,  ferner  die  behufs  Sicherstellung 
der  Darlehen  (§  2)  herausgegebenen  Schriftstücke  sind  Stempel* 
und  gebührenfrei. 

§  10. 

Durch  dieses  Gesetz  werden  die  gültigen  Statuten  der 
Landesbank  des  Königreiches  Böhmen  in  Prag  abgeändert,  be* 
ziehungsweise  ergänzt. 

§  IL 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 
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§  12. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  das  Amt  für 
Verwaltung  der  Finanzen  im  Einvernehmen  mit  dem  Amte  für 
Verwaltung  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Gewerbe  und  mit 
dem  Amte  für  Verwaltung  der  Landwirtschaft  betraut. 

Gesetz  vom  25.  Februar  19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84, 
mit  welchem  der  Fmanzminister  ermächtigt  wird,  im 
Verordnungswege  die  Stempelung  der  Banknoten  und 
eine  Konskription  des  Vermögens  zwecks  Auferlegung 
einer  Vermögensabgabe  durchzuführen. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  des  Närodni  shromäzdeni  *) 
wird  angeordnet: 

§  1. 

Die  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  im  Um* 
laufe  befindlichen  Banknoten  der  österreichisch*ungarischen 
Bank  sind  mit  einem  Stempel  zu  versehen,  welcher  einem  Prozent 
ihres  Nominalwertes  gleichkommt.  Der  Finanzminister  wird  er* 
mächtigt,  diese  Stempelgebühr  einheben  zu  lassen,  dieselbe  in  be* 
rücksichtigungswürdigen  Fällen  nachzusehen,  einige  Banknoten* 
gattungen  von  der  Stempelung  auszuschließen,  einen  Teil  der  zur 
Stempelung  vorgelegten  Banknoten,  welcher  für  den  Umlauf  vor* 
aussichtlich  nicht  notwendig  sein  wird,  höchstens  aber  50%  dem 
Umlaufe  zu  entziehen  und  diese  nicht  zurückgestellten  Banknoten 
als  ein  verzinsliches,  seitens  des  Gläubigers  unkündbares,  vom 
Staate  jederzeit  rückzahlbares  Staatsdarlehen  zu  erklären.  Dieses 
Darlehen  darf  zu  Staatsausgaben  nicht  verwendet  werden.  Das 
Darlehen  ist  unter  Lebenden  nicht  übertragbar,  darf  weder  ver* 
pfändet  noch  gepfändet  und  kann  zur  Zahlung  der  künftigen  Ver* 
mpgensabgabe  verwendet  werden.  Die  Verzinsung  wird  mit 
einem  Prozent  festgesetzt. 

§2. 

Nach  Abschluß  der  Banknotenstempelung  haben  nur  die  mit 
dem  Stempel  der  tschecho*slowakischen  Republik  versehenen 
Banknoten  im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates 
Zwangskurs.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  einigen  Gat* 


*)  Deutsch:  Nationalversammlung. 
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tungen  ungestempelter  Banknoten  bis  auf  weiteres  den  Zwangs* 
kurs  zu  belassen. 

§3. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  die  weitere  Vermehrung  der  Girokonti*Gut* 
haben  zu  verbieten  und  die  sichergestellten  Konti  in  staatliche 
Verwaltung  zu  übernehmen. 

§4. 

Sämtliche  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik 
befindlichen  österreichischen  und  ungarischen  Kriegsanleihen 
sowie  die  Kassenscheine  der  österreichisch*ungarischen  Bank  sind 
zu  konskribieren  und  zu  bezeichnen  und  der  Finanzminister  wird 
ermächtigt,  bei  den  Kriegsanleihen  eine  Evidenzzgebühr  von 
40  h  pro  Stück,  bei  den  Kassenscheinen  der  österreichischen* 
garischen  Bank  ein  halbes  Prozent  Gebühr  vom  Nennwerte  ein* 
zuheben. 

§5. 

Sämtliche  Geldeinlagen  bei  Geld*  und  anderen  Instituten 
sowie  bei  Bankhäusern  (auf  Einlagsbücher,  Kassenscheine,  im 
Kontokorrent,  unverzinsliche  Depositen,  Girokonti  u.  dgl.),  ferner 
Mitglieds*  und  Geschäftsanteile  bei  Gesellschaften,  Genossen* 
schaften,  Vereinen  u.  dgl.  sowie  außerbücherliche  Forderungen 
sind  anzumelden  und  der  Finanzminister  hat  von  dem  Betrage, 
auf  welchen  die  Einlage  am  1.  März  1919  unter  Hinzurechnung 
der  bis  31.  Dezember  1918  laufenden  Zinsen  lautete,  eine  einhalb? 
prozentige  Evidenzgebühr  einzuheben.  Diese  Konskription  ist 
unter  der  Sanktion  durchzuführen,  daß  Einlagen,  Anteile  und 
außerbücherliche  Forderungen,  welche  nicht  binnen  drei  Monaten 
ordnungsgemäß  und  mit  der  Angabe  des  wahren  Eigentümers 
zur  Anmeldung  gelangen,  zugunsten  des  Staates  verfallen.  Nicht 
angemeldete  Einlagen,  Anteile  und  außerbücherliche  Forderun* 
gen  dürfen,  überhaupt  nicht  ausgezahlt  werden,  die  Auszahlung 
solcher,  die  ordnungsmäßig  angemeldet  wurden,  kann  vom  Fi* 
nanzminister  bis  zur  Höhe  von  50%  eingeschränkt  werden. 

§6. 

Ausländische  und  einheimische  Wertpapiere  welcher  Art 
immer  (Obligationen,  Schuldverschreibungen,  Aktien,  Prioritäten 
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u.  dgl.)  sind  mit  Ausnahme  der  im  §  4  angeführten  Papiere  zu 
konskribieren  und  zu  bezeichnen.  Bei  allen  Papieren  kann  der 
Finanzminister  eine  einhalbprozentige  Evidenzgebühr  vom  Nenn* 
werte  einheben.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  Über? 
tragung  und  Verpfändung  von  nicht  bezeichneten  Wertpapieren 
zu  verbieten,  für  eine  gewisse  Zeit  die  Auszahlung  der  Kupons 
zu  untersagen  oder  dieselbe  an  die  Erfüllung  von  Bedingungen 
zu  binden,  und  zwar  sowohl  bei  einheimischen  als  auch  bei  aus? 
ländischen  Wertpapieren.  Als  ausländische  Wertpapiere  werden 
alle  Wertpapiere  angesehen,  deren  Kapital  oder  Zinsen  außerhalb 
des  Gebietes  der  tschecho?slowakischen  Republik  zahlbar  sind. 

§7. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  sowohl  gemünztes  als 
auch  unverarbeitetes  Gold  und  Silber,  inländische  und  aus? 
ländische  Gold?  und  Silberkurantmünzen,  Handels?  und  außer 
Kurs  gesetzte  Münzen,  ferner  ausländisches  Papiergeld  kon? 
skribieren  zu  lassen.  Der  Finanzminister  kann  anordnen,  daß 
jeder  Haushaltungsvorstand  eidlich  unter  den  im  Strafgesetze  für 
den  Meineid  vorgesehenen  Folgen  diese  Kategorie  seines  eigenen 
Vermögens  sowie  des  Vermögens  seiner  Angehörigen  genau  ein? 
bekenne  oder  erkläre,  daß  er  derartiges  Vermögen  überhaupt  nicht 
besitzt. 

§8. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  eine  Konskription  des 
gesamten  Viehstandes,  der  landwirtschaftlichen  Maschinen,  mit 
Gebäuden  nicht  verbundener  Maschinen,  verschiedener  Fahr? 
zeuge,  Rohstoffe,  Halbfabrikate  und  Warenvorräte  sowie  die  Ein? 
bekennung  sämtlicher  Beträge,  die  in  der  Zeit  vom  1.  August  1914 
bis  einschließlich  28.  Februar  1919  zur  Anschaffung  von  Edel? 
steinen,  Perlen,  Schmuck,  kostbaren  Teppichen  und  Geweben, 
Musikinstrumenten,  Kunst?,  Zier?  und  anderen  Luxusgegenständen 
sowie  von  Sammlungen  (einschließlich  einzelner  Gegenstände  aus 
denselben)  verwendet  wurden,  anzuordnen.  Bei  der  Konskription 
kann  verordnet  werden,  daß  vom  Fatenten  genau  angegeben 
werde,  wann  und  von  wem  er  die  Gegenstände  gekauft  hat. 
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§9. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  eine  Konskription  der 
Lebensversicherungspolizzen  auf  Kapital  und  Rente  durchzu? 
führen,  die  Stempelung  aller  Polizzen  anzuordnen  und  eine  Kon? 
skription  von  Polizzen  auf  eingelagerte  oder  auf  dem  Transporte 
befindliche  Warenvorräte  durchzuführen.  Die  Evidenzgebühr  wird 
mit  1  K  für  ein  Stück  festgesetzt. 

§  10. 

Alle  der  öffentlichen  Rechnungslegung  unterliegenden 
Unternehmungen  und  alle  juristischen  Personen  sind  verpflichtet, 
zum  1.  März  1919  eine  Liquidationsbilanz  nach  den  vom  Finanz? 
minister  durch  einen  besonderen  Erlaß  herauszugebenden  Normen 
zusammenzustellen. 

§  ii. 

Die  Stempelung  der  Banknoten  und  die  Vermögenskon? 
skriptionen,  wie  dieselben  in  den  vorstehenden  Bestimmungen 
angeführt  sind,  werden  zwecks  Veranlagung  einer  Vermögens? 
abgäbe  durchgeführt.  Jeder  Besitzer  eines  solchen  Vermögens  ist 
verpflichtet,  nach  dem  Muster,  welches  im  Verordnungswege  her? 
ausgegeben  werden  wird,  eine  Fassion  vorzulegen.  Das  Vermögen 
der  Flaushaltungsangehörigen  fatiert  der  Haushaltungsvorstand 
unter  einem  mit  seinem  eigenen  Vermögen. 

§  12. 

Personen,  welche  im  Gebiete  der  tschecho?slowakischen  Re? 
publik  wohnen  oder  sich  hier  mindestens  ein  Jahr  aufhalten,  sind 
verpflichtet,  das  ganze  Vermögen,  also  auch  jenes,  welches  außer? 
halb  des  Gebietes  der  tschechoslowakischen  Republik  liegt,  zu 
fatieren.  Alle  übrigen  Personen  haben  nur  jenes  Vermögen  zu 
fatieren,  welches  sie  im  Gebiete  der  tschecho?slowakischen  Re* 
publik  besitzen. 

§  13. 

Wer  nicht  fatiert  oder  dabei  falsche  oder  unvollständige  An? 
gaben  macht,  oder  wer  zur  Vorlage  der  Fassion  verpflichtete  Per? 
sonen  unrichtig  angibt,  wird  mit  einer  Arreststrafe  in  der  Dauer 
von  ein  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Derselben  Strafe  unter? 
liegt,  wer  bei  der  Verheimlichung  oder  Verschleppung  eines  der 
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Konskription  unterliegenden  Vermögens  behilflich  ist  oder  dazu 
verleitet.  Bezüglich  der  Fassion  gelten  analog  die  Bestimmungen 
des  §  5  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBL 
Nr.  124. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  solche  Personen,  die 
fatieren,  zu  verpflichten,  ihre  Fassion  unter  den  Folgen  des  Straf* 
gesetzes  mit  einem  Eide  zu  bekräftigen.  Die  Nichtablegung  oder 
Verweigerung  des  Eides  wird  als  Einbekenntnis  der  Unrichtigkeit 
oder  Unvollständigkeit  der  Fassion  angesehen. 

Die  Fassion  kann  durch  eine  Ordnungsstrafe  bis  zur  Höhe 
von  5000  K  erzwungen  werden,  welche  Strafe  erforderlichenfalls 
von  der  Steuerbemessungsbehörde  wiederholt  auferlegt  werden 
kann.  Über  einen  Rekurs  entscheidet  endgültig  die  Finanzlandes* 
behörde. 

§  14. 

Die  gesamte  Feststellung  des  Vermögens  erfolgt  nach  dem 
Stande  vom  1.  März  1919.  Jeder  in  der  tschechoslowakischen  Re* 
publik  ansässige  Bürger  ist  verpflichtet,  bei  der  Feststellung  des 
Vermögens  als  Zeuge  und  Sachverständiger  auszusagen,  und  wird 
bei  seinen  Aussagen  der  Verschwiegenheit,  insoferne  dieselbe 
nicht  gesetzlich  auferlegt  ist,  und  von  der  Verpflichtung,  das  Ge* 
Schäftsgeheimnis  zu  wahren,  enthoben  und  es  gelten  für  ihn  als 
Zeugen  nicht  die  Bestimmungen  des  §  153  StPO.;  weder  er  selbst 
noch  die  im  §  152  StPO.  angeführten  Personen  können  aber  straf? 
gerichtlich,  disziplinarisch  oder  gefällsämtlich  verfolgt  werden, 
falls  aus  seiner  Aussage  sich  ergibt,  daß  entweder  er  selbst  oder 
die  im  §  152  StPO.  genannten  Personen  sich  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig  gemacht  haben. 

§  15. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  behufs  beschleunigter 
Durchführung  dieser  Maßnahmen  die  bürgerliche  Arbeitspflicht 
für  öffentliche  Ämter  und  für  Privatpersonen  und  Anstalten  ein* 
zuführen,  dieselben  mit  den  Rechten  und  Pflichten  von  Amts^ 
personen  und  Amtsanstalten  auszustatten  und  ihnen  das  Recht 
der  Requisition  der  zur  Durchführung  dieser  Aufgaben  erfordere 
liehen  Gegenstände  und  notwendigen  Leistungen  einzuräumen, 
die  erforderlichen  zeitweiligen  Beschränkungen  persönlicher  und 


wirtschaftlicher  Natur  einzuführen,  Ausnahmen  von  dem  Ge^ 
setze  betreffend  die  Sonntragsruhe  und  von  dem  Gesetze  über 
die  achtstündige  Arbeitszeit  festzusetzen  und  zur  Durchführung 
einzelner  seiner  Verordnungen  Geld*  und  Freiheitsstrafen,  mit 
denen  der  Verlust  der  Gewerbeberechtigung  sowie  der  Verfall 
der  nicht  ordnungsmäßig  angemeldeten  Gegenstände  zugunsten 
des  tschechoslowakischen  Staates  verbunden  werden  kann,  zu 
bestimmen. 

§  16. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  im  Verordnungswege 
zu  bestimmen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Nachtragssteuer 
oder  die  Strafverfolgung  hinsichtlich  bisheriger  unrichtiger  oder 
unvollständiger  Angaben  bei  der  Bemessung  der  allgemeinen  oder 
besonderen  Erwerbsteuer,  der  Einkommensteuer,  Rentensteuer 
und  Militärtaxe  entfallen  kann. 

§  17. 

Das  Närodni  shromäzdem  wählt  aus  seiner  Mitte  eine  sieben? 
gliedrige  Kommission  für  die  Überwachung  der  durch  dieses  Ge* 
setz  getroffenen  Maßnahmen. 

§  18. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 

§  19. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Justizminister  vom  25,  Februar  19 19,  Slg.  d.  G.  u. 
V.  Nr.  86,  betreffend  die  Stempelung  der  von  der  Öster^ 
reichisch'ungarischen  Bank  herausgegebenen  und  im  Ge^ 
biete   des   tschechoslowakischen   Staates  befindlichen 

Banknoten. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 
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§  1. 

Die  von  der  österreichisch?ungarischen  Bank  herausgegeben 
nen  und  auf  die  Beträge  von  10,  20,  50,  100  und  1000  K  lautenden, 
im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates  befindlichen  Bank? 
noten  sind  zu  stempeln. 

Die  auf  25  und  200  K  lautenden  Banknoten  werden  seitens 
der  die  Stempelung  besorgenden  Organe  vom  Publikum  über? 
nommen,  jedoch  nicht  gestempelt  werden. 

Die  auf  die  Beträge  von  1  K  und  2  K  lautenden  Banknoten 
werden  vorlaufig  nicht  gestempelt  werden,  verbleiben  aber  im 
Umlaufe  mit  gesetzlicher  Gültigkeit. 

Für  die  Stempelung  der  Banknoten  wird  zur  Deckung  der 
Kosten  eine  Manipulationsgebühr  in  der  Höhe  von  1%  des  Nenn? 
wertes  der  Banknote  entrichtet. 

§  2. 

Jedermann,  der  im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staa? 
tes  in  der  Zeit  der  Stempelung  eigene  oder  fremde  Banknoten  be? 
sitzt,  ist  verpflichtet,  dieselben  zur  Stempelung  vorzulegen. 

Die  Hauptanstalt  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  in 
Prag  und  ihre  Filialen  dürfen  ihren  Vorrat  an  diesen  Banknoten 
nicht  stempeln  lassen. 

Für  im  gemeinschaftlichen  Haushalte  lebende  Personen  hat 
die  Stempelung  der  Haushaltungsvorstand  selbst  oder  durch  sei? 
nen  Vertreter  zu  besorgen;  dem  Gesinde  und  den  Dienstboten 
steht  es  frei,  ihre  Banknoten  selbst  stempeln  zu  lassen.  Nicht 
eigenberechtigte  oder  juristische  Personen  werden  durch  ihre  ge? 
setzlichen  Vertreter  vertreten. 

Sollte  es  jemandem  aus  erheblichen  und  nachweisbaren 
Gründen  nicht  möglich  sein,  die  Banknoten,  die  er  im  Gebiete 
des  tschechoslowakischen  Staates  besitzt,  selbst  stempeln  zu  las? 
sen,  so  kann  dies  von  einer  anderen  Person  besorgt  werden;  diese 
Person  muß  bei  der  Stempelung  den  wirklichen  Eigentümer  be* 
kanntgeben,  auf  dessen  Namen  auch  das  Einlagsblatt  (§  5)  aus* 
gestellt  werden  wird.  Darüber,  ob  der  Grund,  aus  welchem  es 
dem  wirklichen  Eigentümer  nicht  möglich  ist,  die  Banknoten 
selbst  stempeln  zu  lassen,  erwiesen  erscheint,  hat  der  Vorsitzende 
des  staatlichen  Bezirkskommissariates  (§  6)  zu  entscheiden.  Ge? 
gen  diese  Entscheidung  ist  eine  Berufung  nicht  zulässig. 
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Die  Vorsteher  der  Landgemeinden  und  insbesondere  der 
Pfarrgemeinden  sind  grundsätzlich  verpflichtet  (neben  ihnen  kön? 
nen  hiezu  auch  andere  geeignete  Personen,  wie  Geistliche,  Lehrer 
usw.  herangezogen  werden),  über  Ersuchen  der  lokalen  oder  ein? 
gepfarrten  Parteien  die  zu  stempelnden  Banknoten  zu  sammeln 
und  der  Sammelstelle  (§  6)  an  dem  für  die  betreffende  Gemeinde 
bestimmten  Tage  vorzulegen. 

Ähnliche  kumulative  Anmeldungen  sind  nach  Ermessen  der 
Einsammlungsorgane  bei  Fabriken  und  großen  Unternehmungen 
zulässig. 

Für  die  im  aktiven  Militärdienste  stehende  Mannschaft  sind 
ähnliche  kumulative  Anmeldungen  obligatorisch;  die  entspre? 
chenden  Verfügungen  hat  die  Militärverwaltung  zu  treffen. 

Für  Staatskassen  werden  besondere  Vorschriften  erlassen 
werden. 

§  3. 

Die  Stempelung  der  Banknoten  findet  in  der  Zeit  vom 
3.  März  bis  einschließlich  9.  März  1919  bei  den  zu  diesem  Zwecke 
am  Sitze  eines  jeden  Bezirksgerichtes  besonders  bestellten  Orga? 
nen  statt. 

Jeder,  der  gestempelte  Banknoten  erhalten  hat,  ist  verpflich? 
tet,  dieselben  schon  in  der  Woche  vom  3.  bis  8.  März  1919  als 
Zahlungsmittel  anzuwenden.  Handel*  und  Gewerbetreibende, 
welche  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfes  (Nahrungsmittel, 
Heiz*  und  Beleuchtungsmaterial,  Arzneimittel)  verkaufen,  haben 
das  Recht,  von  denjenigen,  die  zur  Vorlage  der  Banknoten  zur 
Stempelung  verpflichtet  waren  oder  den  Lohn  und  die  Bezüge  in 
gestempelten  Banknoten  ausgezahlt  erhalten  haben,  die  Bezahl 
lung  in  diesen  Banknoten  zu  fordern;  bei  anderen  Kunden  haben 
sie  die  Wahl,  entweder  ungestempelte  Banknoten  anzunehmen 
oder  die  Zahlung  des  Kaufpreises  bis  zum  10.  März  1919  zu 
stunden. 

Die  Käufer  sind  verpflichtet,  sich  mit  dem  nötigen  Klein? 
geld  derart  zu  versehen,  daß  der  Geschäftsmann  nicht  genötigt 
ist,  Kleingeld  zurückzugeben. 

§  4. 

Die  Tausendkronennoten  sind  mit  einem  auf  die  Banknote 
selbst  aufgedruckten  Stempel  zu  versehen.  Auf  die  übrigen  Bank? 
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noten  werden  zu  diesem  Zwecke  eigens  hergestellte  Stempjl? 
marken  aufgeklebt  werden. 

Folgt  Beschreibung  der  Stempelmarken. 

§  5. 

Die  Partei  hat  dem  Einsammlungsorgane  (§  6)  alle  zu  stem? 
pelnden  Banknoten  mit  Ausschluß  jener,  von  welchen  ein  Teil 
fehlt,  zu  übergeben,  und  erhält  nach  Maßgabe  der  unten  folgen? 
den  Bestimmungen  eine  Quote  des  übergebenen  Betrages  in  ge? 
stempelten  Banknoten  oder,  falls  ein  ausreichender  Vorrat  an 
gestempelten  Banknoten  nicht  vorhanden  wäre,  dieselbe  Quote 
in  nichtgestempelten  Banknoten  mit  den  zugehörigen  Stempel? 
marken,  welche  von  der  Partei  selbst  aufzukleben  sind.  Der  nach 
Abzug  der  Stempelgebühr  für  die  ausgezahlten  Banknoten  erübri? 
gende  Rest  des  übergebenen  Betrages  ist  eine  Forderung  gegen 
den  Staat,  welche  auf  dem  auf  die  Partei  lautenden  Einlagsblatt 
ersichtlich  gemacht  wird. 

Für  die  Berechnung  der  sofort  fälligen  Quote  gelten  fol? 
gende  Regeln: 

Eine  einzige  Zehnkronenbanknote  kann  aus  technischen 
Gründen  von  einer  und  derselben  Partei  nicht  angenommen 
werden. 

Sonst  wird  jeder  Betrag  der  im  §  1  angeführten  Banknoten, 
demnach  auch  auf  25  K  und  200  K  lautende  Banknoten  angenom? 
men  und  werden  sofort  50%  des  übergebenen  Betrages  gegen 
Banknoten  zu  10,  20,  50,  100  und  1000  K  ausgewechselt,  wobei  ein 
allfälliger  Bruchteil  auf  die  nächsthöhere  durch  zehn  teilbare  Ziffer 
abgerundet  wird.  Sollte  der  mit  der  Auszahlung  betraute  Funk* 
tionär  gestempelte  Banknoten  nicht  bei  der  Hand  haben,  so  hat 
er  der  Partei  den  betreffenden  Betrag  in  nichtgestempelten  Bank? 
noten  nebst  der  entsprechenden  Anzahl  der  zugehörigen  Gattun? 
gen  von  Stempelmarken  auszufolgen,  damit  sich  die  Partei  die* 
selben  auf  die  Banknoten  selbst  aufklebe  oder  in  den  Aufklebe? 
räumen,  welche  von  den  Einsammlungsorganen  eventuell  zur  Er? 
richtung  gelangen  werden,  aufkleben  lasse.  Der  Partei  steht  nicht 
das  Recht  zu,  die  Ausfolgung  der  ausgezahlten  Quote  in  einer 
verhältnismäßigen  Menge  gleicher  Banknotenkategorien,  welche 
.sie  vorgelegt  hat,  zu  verlangen. 
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Löhne  (Forderungen  aus  dem  Lohnverhältnis)  der  Arbeiter? 
schaft,  welche  wöchentlich  oder  vierzehntägig  ausbezahlt  werden 
und  Samstag,  den  1.  und  8.  März  1919  fällig  sind,  werden  un* 
gekürzt  in  gestempelten  Banknoten  und  ohne  Abzug  des  Banks 
notenstempels  am  1.,  beziehungsweise  8.  März  1919  ausbezahlt. 
Zu  diesem  Behufe  werden  Privatunternehmern  nichtgestempelte, 
zu  den  Sammelstellen  gebrachte,  der  Auszahlung  entsprechende 
Banknoten  im  vollen  Betrage  gegen  Banknoten  und  Stempels 
marken,  welche  der  Unternehmer  (Arbeitgeber)  auf  die  Banknoten 
selbst  aufzukleben  hat,  eventuell  gegen  bereits  gestempelte  Banks 
noten  umgetauscht  werden,  falls  der  Unternehmer,  dessen  Unters 
nehmung  sich  am  Sitze  der  Bezirkshauptmannschaft  befindet, 
bei  der  Sammelstelle  die  Lohnliste  und  eine  ungestempelte  Bes 
stätigung  der  Bezirkshauptmannschaft  vorlegt,  daß  die  Summe 
der  zur  Stempelung  überreichten  Banknoten  dem  Gesamtbetrage 
der  am  betreffenden  Samstag  fälligen  Arbeitslöhne  entspricht. 
Falls  es  sich  um  eine  außerhalb  des  Sitzes  der  Hauptmannschaft 
gelegene  Unternehmung  handelt,  ist  die  Lohnliste  und  eine  ges 
meindeämtliche,  von  der  Bezirkshauptmannschaft  vidierte  Bes 
stätigung  gleichen  Inhaltes  vorzulegen.  Die  Richtigkeit  der  Lohns 
liste  ist  in  beiden  Fällen  auch  durch  die  Unterschrift  zweier  an 
der  Auszahlung  beteiligter  Arbeiter  zu  bestätigen. 

Banknoten,  von  welchen  ein  Teil  fehlt,  werden  von  der 
Sammelstelle  nicht  angenommen  werden.  Die  Partei  kann  dies 
selben  mit  dem  Einlagsblatt,  das  ihr  bei  der  Stempelung  der  übris 
gen  Banknoten  ausgehändigt  wurde,  dem  Steueramte  oder  der 
Finanzs(Landess)kassa  vorlegen.  Diese  haben  die  beschädigten 
Banknoten  gegen  Bestätigung  behufs  Besorgung  des  Umtausches 
bei  der  österreichischsungarischen  Bank  zu  übernehmen.  Nach 
der  Auswechslung  hat  dieses  Amt  im  Einvernehmen  mit  der  zus 
ständigen  Sammelstelle  (§  6)  die  Abrechnung  zu  pflegen  und  die 
Partei  zu  verständigen,  daß  sie  sich  behufs  Auszahlung  der  bes 
züglichen  Quote  und  Gutschrift  auf  dem  Einlagsblatte  einfinde. 

Es  ist  grundsätzlich  ausgeschlossen,  daß  eine  und  dieselbe 
Partei  zweimal  ihre  Banknoten  vorlegt;  nur  in  besonderen  Fällen 
(z.  B.  wenn  jemand  per  Post  nachträglich  Geld  erhält)  ist  dies 
zulässig.  Ob  das  Ansuchen  begründet  ist,  hat  der  zur  Entgegens 
nähme  der  Banknoten  bestimmte  Beamte  zu  beurteilen.  Die 
wiederholte  Entgegennahme  von  Banknoten  ist  jedoch  an  die  Bes 
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dingung  geknüpft,  daß  die  Partei  bei  derselben  Sammelstelle  er? 
scheine,  bei  welcher  sie  zuerst  erschienen  war,  und  daß  sie  sich 
mit  dem  Einlagsblatte  legitimiere. 

In  allfälligen  Streitigkeiten  mit  Parteien  entscheidet  der  Vor? 
sitzende  des  staatlichen  Bezirkskommissariats  (§  6)  oder  sein 
Stellvertreter.  Gegen  diese  Entscheidung  ist  eine  Berufung  nicht 
zulässig. 

Banknotenstempel,  welche  unbrauchbar  sind  (zerrissen 
u.  dgl.),  können  den  Parteien  bei  den  die  Stempel  ausfolgenden 
Ämtern  ausgewechselt  werden. 

§  6. 

Das  Publikum  hat  die  Banknoten  bei  den  Sammelstellen  ab* 
zugeben,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  den  staatlichen  Bezirks? 
kommissariaten  bei  einigen  Geldinstituten,  die  ihren  Sitz  im  Be? 
reiche  der  einzelnen  Bezirkskommissariate  haben,  errichtet 
wurden. 

Der  örtliche  Wirkungskreis  des  Bezirkskommissariats  um* 
faßt  das  Gebiet  des  bezüglichen  Bezirksgerichtes. 

Als  Vorsitzender  desselben  fungiert  der  Leiter  der  politi? 
sehen  Behörde  oder  des  Bezirksgerichtes,  beziehungsweise  ihre 
Stellvertreter.  Der  Vorsitzende  bestimmt  sodann  als  Mitglieder 
je  einen  Vertreter  der  autonomen  Behörden  für  Stadt  und  Land 
(der  Bezirks?  und  Straßenausschüsse),  weiters  den  Notar  und 
einen  bis  drei  Vertreter  der  Geldinstitute,  welche  mit  der  Funk? 
tion  der  Bezirkssammelstellen  betraut  sind. 

Die  Aufsicht  über  die  Bezirkskommissariate  und  die  Leitung 
der  Sammelaktion  steht  den  staatlichen  Hauptkommissariaten  in 
den  zu  diesem  Behufe  besonders  errichteten  Amtssprengeln  mit 
dem  Sitze  in  Prag,  Budweis,  Königgrätz,  Reichenberg,  Pilsen, 
Brünn,  Ungarisch?Hradisch,  Olmütz,  Mähr.?Ostrau,  Preßburg, 
Kaschau,  Rosenberg  und  Altsohl  zu. 

Das  staatliche  Hauptkommissariat  besteht  aus  dem  Vor? 
sitzenden  und  drei  bis  sechs  Mitgliedern.  Den  Vorsitzenden  er? 
nennt  der  Finanzminister.  Der  Vorsitzende  bestimmt  dann  die 
übrigen  Mitglieder. 
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Das  staatliche  Hauptkommissariat  ist  mit  der  Aufgabe  be? 
traut,  in  seinem  Amtsbereiche  alles  vorzukehren  und  einzuleiten, 
was  zur  zweckmäßigen  und  rechtzeitigen  Durchführung  der  Bank? 
notenstempelung  notwendig  ist. 

Die  staatlichen  Bezirks?  und  Hauptkommissariate  sind  für 
ihre  Funktionsdauer  öffentliche  Behörden  und  genießen  den 
Schutz  des  Gesetzes  als  öffentliche  Behörden.  Die  Mitglieder  und 
Vollzugsorgane  beider  Kommissariate  sind  während  ihrer  Funk? 
tionsdauer  Amtspersonen  und  stehen  als  solche  unter  dem  beson? 
deren  Rechtsschutze.  Die  Mitglieder  und  Vollzugsorgane  beider 
Kommissariate  werden,  insofern  sie  Staatsbeamte  sind,  bei  der 
Übernahme  der  bezüglichen  Funktionen  an  ihren  Diensteid  er? 
innert  werden.  Die  übrigen  Mitglieder  beider  staatlichen  Kom? 
missariate  und  ihre  Angestellten  haben  nachstehenden  Eid  abzu? 
legen: 

„Ich  schwöre  und  gelobe  bei  meiner  Ehre  und  meinem  Ge? 
wissen,  daß  ich  während  der  Dauer  der  Banknotenstempelung 
die  mir  als  Mitglied  (Angestellten)  des  staatlichen  Bezirks? 
(Haupt)kommissariates  nach  Maßgabe  der  erlassenen  Anordnun? 
gen  und  Weisungen  obliegenden  Pflichten  und  Aufgaben  pünkt? 
lieh  und  gewissenhaft  erfüllen,  bezüglich  aller  Beschlüsse  und 
Verfügungen  dieser  Behörde  das  strengste  Amtsgeheimnis  be? 
wahren  und  alles  vermeiden  werde,  was  den  Zweck  dieser  Vor? 
kehrungen  schädigen,  bedrohen  oder  vereiteln  könnte." 

Dem  staatlichen  Bezirks?  oder  Hauptkommissariate  steht  das 
Recht  zu,  von  jeder,  sei  es  physischen  oder  juristischen  Person 
Dienstleistungen  und  Unterstützung  jeglicher  Art  zwecks  Stern? 
pelung  der  Banknoten  zu  beanspruchen.  Insbesondere  steht  ihnen 
das  Recht  zu,  die  Mitwirkung  aller  öffentlichen  (staatlichen  und 
autonomen)  Behörden  sowie  Privatpersonen,  weiters  die  nötige 
militärische  und  sonstige  Assistenz,  Verkehrsmittel,  andere  Be? 
darfs?  und  Heilmittel  in  Anspruch  zu  nehmen  und  angemessene 
Belohnungen  und  Entschädigungen  zu  bestimmen. 

Die  Aufsicht  über  die  gesamte  Stempelungsaktion  führt  das 
„Zentral?Staatskommissariat  für  die  Banknotenstempelung"  mit 
dem  Sitze  in  Prag  (Finanzministerium). 

Alle  genannten  Kommissariate  haben  nach  Beendigung  der 
Stempelungsaktion  solange  weiterzubestehen,  bis  ihre  Funktion 
durch  besondere  Verordnung  eingestellt  wird. 
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§  7. 

Den  Vorstehern  aller  Gemeinden,  den  Priestern  aller  Staat* 
lieh  anerkannten  Kirchen,  den  Banken,  Gesellschaften,  Spar* 
kassen,  Vorschußkassen,  Kredit*,  Produktiv*  oder  Konsumgenos* 
senschaften,  den  Eigentümern  von  Fabriken  und  großen  Han* 
delsunternehmungen,  den  Lehrern  und  Professoren  aller  Schulen 
ohne  Ausnahme  der  Hochschulen,  allen  Vereinen,  allen  Inhabern 
von  Gastgewerbekonzessionen  und  Biolizenzen,  allen  im  Gebiete 
des  tschecho*slowakischen  Staates  erscheinenden  Zeitungen 
wird  als  bürgerliche  Arbeitspflicht  auferlegt,  in  ihrem  Wirkungs* 
kreise  die  Bestimmungen  des  §  1,  des  §  2,  Abs.  1  und  3,  sowie  die 
Bestimmungen  des  §  3  zu  verlautbaren  und  den  Inhalt  des  §  5 
dieser  Verordnung  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen. 

Diese  Verlautbarung  hat  in  geeigneter  Weise,  wie  durch 
öffentliche  Kundmachungen,  Austrommelung,  Anschlag  in  den 
Lokalitäten,  Mitteilung  von  der  Kanzel,  Belehrung  in  den  Schulen 
usw.  zu  erfolgen. 

§  8. 

Nichtgestempelte  Banknoten  sind  vom  10.  März  1919  an* 
gefangen  im  Gebiete  des  tschecho*slowakischen  Staates  kein  ge* 
setzliches  Zahlungsmittel.  Alle  im  Gebiete  des  tschecho*slowaki* 
sehen  Staates  vor  der  Banknotenstempelung  entstandenen  und 
daselbst  in  Kronenwährung  zahlbaren  Verpflichtungen  sind  mit* 
tels  gestempelter  Banknoten  ohne  Abzug  der  Stempelgebühr  zu 
erfüllen. 

Eine  unrichtig  mit  einem  geringeren  oder  höheren  Stempel 
versehene  Banknote  ist  vom  Zwangskurs  ausgeschlossen;  sie 
kann  jedoch,  wenn  die  Partei  gleichzeitig  beide  mit  dem  höheren 
und  mit  dem  geringeren  Stempel  irrtümlich  versehenen  Bank* 
noten  oder  die  mit  einem  höheren  Stempel  versehene  Banknote 
vorlegt,  beim  Steueramte  oder  bei  der  Finanz*(Landes*)kasse  um* 
getauscht  werden.  Der  höhere  Stempelbetrag  wird  im  zweiten 
Falle  nicht  vergütet. 

Rechtsgeschäfte,  die  vom  10.  März  1919  angefangen  ab* 
geschlossen  werden  und  bei  denen  die  Leistung  in  nichtgestempel* 
ten  Banknoten  zu  erfolgen  hat,  sind  nur  dann  gültig,  wenn  die 
Leistung  ausdrücklich  vereinbart  wurde. 
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Die  in  den  Einlagsblättern  verzeichneten  Einlagen  der  Ein? 
zelpersonen  sind  gegenüber  dem  Staate  unkündbare  Forderungen 
und  verjähren  in  dreißig  Jahren.  Sie  sind  verzinslich;  der  Zins? 
fuß  wird  mit  1%  vom  15.  März  1919  ab  bestimmt  und  einmal  im 
Jahre  auch  ohne  Vorlage  des  Einlagsblattes  gutgeschrieben.  Der 
Staat  hat  das  Recht,  diese  Schuld  jederzeit  zur  Gänze  oder  zum 
Teile  zurückzuzahlen;  der  Fälligkeitstag  wird  besonders  kund* 
gemacht  werden.  Vom  Tage  der  Fälligkeit  hört  die  Verzinsung 
auf.  Auf  diese  Forderungen  können  die  in  den  §§  1342  bis  1502 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  enthaltenen  Normen 
nicht  angewendet  werden.  Diese  Forderungen  sind  unveräußer* 
lieh  und  können  nicht  belastet  werden;  sie  können  daher  nicht 
zediert  werden  und  unterliegen  nicht  der  Exekution,  solange 
durch  besondere  Verordnung  keine  anderweitige  Bestimmung  ge* 
troffen  wird. 

Im  Falle  des  Verlustes  des  Einlagsblattes  gelten  die  Vor* 
Schriften  über  die  Amortisation  von  Einlagsbüchern. 

§  9. 

Zur  Sicherung  der  vollkommenen  und  vollständigen  Durch* 
führung  der  Banknotenstempelung  werden  vom  26.  Februar  an* 
gefangen  bis  einschließlich  9,  März  1919  die  Grenzen  für  jeden 
Personen*  und  Warenverkehr,  welcher  durch  die  Bahn,  die  Post 
oder  andere  Verkehrsmittel  erfolgt,  sowie  auch  für  jeden  Grenz* 
übertritt  von  Personen  gesperrt. 

Ausnahmsweise  wird  der  Übergang  über  die  Grenze  bloß 
den  Vertretern  der  ausländischen  Staaten  ohne  Durchsuchung, 
ferner  mit  Leibesrevision  den  Kurieren,  Ärzten,  Hebammen  und 
Personen,  welche  die  Einbringung  von  Arzneien  besorgen,  be* 
willigt. 

Im  Eisenbahnverkehre  werden  ohne  jede  Störung  unter  be* 
sonderen  Kontrollmaßregeln  während  der  obbezeichneten  Dauer 
befördert: 

1.  Kohle  in  Waggons  auf  den  Strecken  Budweis — Linz, 
Budweis— Gmünd,  Weseli— Gmünd,   Lundenburg— Gänserndorf; 

2.  leere  Kohlenwagen  in  das  Gebiet  des  tschecho*slowaki* 
sehen  Staates  auf  denselben  Strecken; 

14* 
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3.  Lcbensmittelzüge  in  das  Gebiet  des  tschechoslowakischen 
Staates  und  die  für  diese  Züge  bestimmten  leeren  Wagen  aus 
diesem  Gebiete  auf  den  unter  Zahl  1  angeführten  Strecken  und 

4.  der  direkte  Zug  Paris — Wien — Preßburg — Budapest — Bu? 
karest. 

Für  die  Zeit  vom  26.  Februar  1919  angefangen  bis  einschließ? 
lieh  9.  März  1919  wird  jeder  Postverkehr  mit  dem  Auslande  unter? 
brochen. 

Vom  1.  März  1919  angefangen  bis  einschließlich  9.  März  1919 
wird  ferner  auch  im  inländischen  Verkehre  die  Annahme  aller 
Postanweisungen,  Postspar?  und  Scheckeinlagen,  Wertbriefe, 
Pakete  mit  Banknoten  und  Wertpapieren,  Nachnahmesendungen, 
Postauftragsbriefe  und  Postauftragskarten  eingestellt. 

Bei  der  Postsparkasse  in  Prag  können  Einzahlungen  nur 
durch  Staats(Staatsbahn)kassen  geleistet  werden;  die  Aufgabe 
von  Wertbriefen  (Geldpaketen)  ist  ausschließlich  den  Staats? 
ämtern  (Staatskommissariaten  für  die  Banknotenstempelung)  ge? 
stattet. 

§  10. 

Zu  dem  in  der  Einleitung  des  vorhergehenden  Paragraphen 
erwähnten  Zwecke  wird  weiters  verordnet: 

1.  Für  privatrechtliche  Geidf orderungen,  welche  bis  ein? 
schließlich  26.  Februar  1919  entstanden  sind,  Wechsel?  und 
Scheckforderungen,  wird  für  das  ganze  Gebiet  der  tschecho?slo? 
wakischen  Republik  folgendes  Moratorium  festgesetzt: 

Bei  den  bis  zum  26.  Februar  1919  fälligen  Forderungen 
dauert  die  Stundung  bis  einschließlich  12.  März  1919,  bei  den  in 
der  Zeit  vom  27.  Februar  1919  angefangen  bis  einschließlich 
9.  März  1919  fälligen  Forderungen  wird  die  Fälligkeit  um 
14  Tage  aufgeschoben.  Die  Stundungsfrist  wird  mit  vollen  14  Ta? 
gen  vom  Tage  der  Fälligkeit  an  gerechnet.. 

Für  die  in  der  Zeit  vom  27.  Februar  1919  bis  einschließlich 
9.  März  1919  fälligen  Wechsel  und  Schecks  wird  die  Frist  zur 
Präsentation  zur  Annahme  oder  Zahlung  sowie  zur  Protesterhe? 
bung  um  14  Tage  verlängert;  die  am  24.,  25.  und  26.  Februar  1919 
fälligen  Wechsel  dürfen,  insoferne  bis  zum  26.  Februar  1919  ein 
Protest  nicht  erhoben  wurde,  noch  am  13.  und  14.  März  1919 
protestiert  werden. 
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2.  Alle  monatlich  zahlbaren  Bezüge  aus  einem  privaten  oder 
öffentlichen  Dienstverhältnis  sowie  auch  die  monatlich  zahlbaren 
Tagesbezüge,  welche  Ende  Februar  oder  anfangs  März  1919  fällig 
sind,  werden  am  1,  März  1919  nur  mit  dem  auf  die  nächsthöhere 
durch  zehn  teilbare  Zahl  abgerundeten  vierten  Teile  und  am 
10.  März  1919  sodann  mit  dem  Reste  bezahlt. 

3.  Von  dem  unter  Z.  1  angeordneten  Moratorium  sind 
folgende  Forderungen  ausgenommen: 

a)  Forderungen  aus  Dienst*  und  Lohnverträgen  (§  1151 
bis  1171  ABGB.),  welche  wöchentlich  oder  vierzehntägig  zahl? 
bar  sind; 

b)  Invalidenrenten  und  Ansprüche  auf  Leistung  des  Unter? 
haltes,  Unterhaltsbeiträge  und  Unterstützungen  für  Arbeitslose; 

c)  Forderungen  aus  Verträgen  mit  Aftermietern,  bei  welchen 
der  Mietzins  täglich  (Bettgeher)  oder  wöchentlich  gezahlt  wird; 

d)  Forderungen  aus  Einlagen  bei  allen  Kreditanstalten  auf 
Einlagsbücher,  Kassenscheine,  unverzinsliche  Depositen  und  in 
laufender  Rechnung,  insoferne  es  sich  um  Begleichung  der  sub 
Z.  2  und  3,  lit  a)  angeführten  Auszahlungen  handelt.  In  die? 
sen  Fällen  können  die  angeforderten  Beträge  von  den  Kredit? 
instituten  nur  dann  ausgezahlt  werden,  wenn  der  Forderungs? 
werber  die  Lohnliste  oder  ein  Verzeichnis  der  Bediensteten  vor? 
weist,  in  welchem  der  Name,  der  Beruf,  der  ordentliche  Wohn? 
sitz  sowie  die  Höhe  der  Bezüge  verzeichnet  sind.  Auf  der  Kassa? 
bestätigung  ist  von  zwei  Beamten  des  Geldinstitutes  die  Anzahl 
der  Bediensteten,  beziehungsweise  der  Arbeiter,  welche  der  aus? 
zuzahlende  Betrag  betrifft,  zu  verzeichnen  und  zu  bestätigen,  daß 
diese  Angaben  mit  den  Originalbelegen  übereinstimmen.  Diese 
Kassabestätigung  hat  den  Beleg  zu  der  betreffenden  Ausgabepost 
der  auszahlenden  Anstalt  zu  bilden; 

e)  Forderungen  aus  Post?  und  Zahlungsanweisungen,  welche 
bei  dem  Postamte,  von  welchem  die  Anweisung  abgesendet 
wurde,  bis  einschließlich  28.  Februar  1919  aufgegeben  wurden. 

4.  Für  die  Zeit,  um  welche  die  Zahlung  durch  das  Morato? 
rium  aufgeschoben  wird,  sind  die  vertragsmäßigen,  höchstens  je? 
doch  21//2%ige  Zinsen  zu  entrichten. 

5.  Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der 
Verjährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Erhebung  der 
Klage  nicht  eingerechnet. 
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6.  Das  Moratorium  steht  der  Aufrechnung  der  gestundeten 
gegen  eine  andere  gegenseitige  Forderung  nicht  entgegen. 

7.  Der  Gläubiger  kann  mit  Ausnahme  des  Anspruches  auf 
Entrichtung  der  Verzugszinsen  das  ihm  vertragsmäßig  einge? 
räumte  Recht  zur  Kündigung  oder  zur  sofortigen  Rückforderung 
des  Kapitals  oder  zur  Forderung  sonstiger  Leistungen,  die  für 
den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Zinsen,  Annuitäten 
oder  Raten  vereinbart  wurden,  nicht  geltend  machen,  solange  der 
Schuldner  nur  mit  einer  einzigen  derartigen  Zahlung  bis  zum 
26.  Februar  1919  im  Rückstände  ist. 

8.  Klagen  auf  Zahlung  von  gestundeten  Geldforderungen 
sind  während  der  Dauer  der  Stundung  unzulässig;  neu  einge? 
brachte  Klagen  sind  abzuweisen.  Klagen,  welche  bis  zum  26.  Fe? 
bruar  1919  eingebracht  wurden,  sind  in  Verhandlung  zu  nehmen 
und  es  ist,  wenn  innerhalb  dieser  Zeit  ein  Urteil  gefällt  wird, 
im  Urteile  die  Frist  für  die  Leistung  so  zu  bestimmen,  daß  sie  von 
dem  Tage  nach  Ablauf  der  14tägigen  Stundungsfrist  berechnet 
werde. 

9.  Exekutionen  zur  Einbringung  der  gestundeten  Forderun? 
gen  sind  nicht  zu  bewilligen  und  bereits  bewilligte  Exekutions? 
handlungen  während  der  Dauer  der  Stundung  nicht  in  Vollzug 
zu  setzen.  Exekutionen  zur  Sicherstellung  und  einstweilige  Vers 
fügungen  können  nach  Maßgabe  der  gesetzlichen  Bedingungen 
bewilligt  und  vollzogen  werden. 

In  der  Zeit  vom  26.  Februar  bis  9.  März  1919  ist  niemand 
verpflichtet,  die  Zahlung  seiner  vor  dem  26.  Februar  1919  ent? 
standenen  Forderungen  anzunehmen. 

§  ii. 

Die  Bestimmungen  dieses  Moratoriums  gelten  auch  für  die 
Hauptanstalt  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  und  ihre  im 
Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates  befindlichen  Filialen. 
Diese  Anstalten  haben  ihre  Girokontis  zum  26.  Februar  1919  ab* 
zuschließen  und  dürfen  in  der  Zeit  vom  26.  Februar  1919  an? 
gefangen  bis  einschließlich  9.  März  1919  Zahlungen  aus  dem 
Girokonto  staatlichen  Ämtern  in  unbeschränktem  Maße,  Privat? 
Personen  jedoch  nur  dann  leisten,  wenn  die  Bedingungen  des 
§  10,  Punkt  3,  lit.  d)  dieser  Verordnung  gegeben  sind.  In  diesen 
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Fällen  darf  jedoch  der  ausgezahlte  Gesamtbetrag  die  Hälfte  der 
Forderung  des  Girokontos  nicht  übersteigen. 

§  12. 

Kein  Geldinstitut  oder  Bankhaus  darf  vom  26.  Februar  1919 
an  Einlagen  auf  Bücher,  in  laufender  Rechnung,  gegen  Kassen* 
scheine  oder  als  unverzinsliche  Depositen  entgegennehmen. 

Zahlungen  können  die  Geldinstitute  nur  bei  Zutreffen  der  im 
§  10,  Punkt  3,  lit.  d)  dieser  Verordnung  angeführten  Bedingungen  leisten. 
Handelt  es  sich  jedoch  um  Zahlungen  aus  Einlagen,  so  dürfen  die  Ge= 
samtauszahlungen  die  Hälfte  der  betreffenden  Einlage  nicht  übersteigen 
und  es  darf  die  Summe  der  Auszahlungen  die  Hälfte  der  Kassabarschaft 
der  Anstalt  am  26.  Februar  1919  nicht  übersteigen.*) 

Banken  und  Geldinstitute  jedweder  Art,  welche  Einlagen 
entgegennehmen,  sind  verpflichtet,  dem  staatlichen  Bezirkskom* 
missariat  Samstag,  den  8.  März  1919  einen  Ausweis  über  ihre 
Kassabarschaft  vom  26.  Februar  1919  sowie  einen  spezifizierten 
Ausweis  aller  im  Sinne  des  vorhergehenden  Absatzes  geleisteten 
Auszahlungen  vorzulegen.  Das  staatliche  Bezirkskommissariat 
weist  die  Anstalt  an,  die  nichtgestempelten,  in  der  Kassa  der 
Anstalt  befindlichen  Banknoten  an  ihre  Sammelstelle  abzuführen. 
Diese  trägt  die  Kassabarschaft  vom  26.  Februar  1919,  dann  die 
geleisteten  Auszahlungen  sowie  den  schließlich  abgeführten 
Banknotenbetrag  im  Einlageblatt  ein.  Von  diesem  Betrage  be* 
hält  die  Sammelstelle  die  Hälfte  der  Barschaft  vom  26.  Februar 
1919  als  Staatsanleihe  zurück  und  gibt  den  Rest  der  Anstalt  in 
gestempelten  Banknoten,  beziehungsweise  in  Banknoten  mit  den 
zugehörigen  Stempelmarken  zurück. 

Übertragungen  von  einem  Konto  auf  ein  anderes  (ohne 
effektive  Zahlung)  sind  bei  allen  Geldanstalten  zwecks  Leistung 
von  Zahlungen,  welche  von  der  Stundung  ausgenommen  sind 
(Löhne  und  Dienstbezüge),  bis  1.  März  1919  gestattet.  Über? 
tragungen  aus  dem  Auslande  und  ins  Ausland  sind  verboten. 

,  §  13. 

Wer  die  Stempelungsaktion  durch  Druck  oder  öffentlich 
durch  Wort  oder  auf  welche  Art  immer  absichtlich  stört,  wird, 


*)  Siehe  hiezu  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  114,  Seite  222  ff. 
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insoferne  nicht  der  Tatbestand  einer  schwerer  strafbaren  Hand? 
lung  vorliegt,  von  dem  ordentlichen  Gerichte  wegen  Übertretung 
mit  einer  Geldstrafe  von  500  K  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  von 
6  Wochen  bis  zu  6  Monaten  bestraft.  Diese  beiden  Strafen  kön? 
nen  nebeneinander  auferlegt  werden.  Die  nach  diesen  Bestim? 
mungen  verhängten  Geldstrafen  sind,  soweit  sie  sich  als  un? 
einbringlich  erweisen,  vom  Gerichte  in  eine  angemessene  Frei* 
heitsstrafe  umzuwandeln.  Diese  Strafe  darf  an  und  für  sich  oder 
mit  Hinzurechnung  der  bereits  auferlegten  Freiheitsstrafe  die 
Dauer  eines  Jahres  nicht  überschreiten. 

Die  Nachahmung  oder  Verfälschung  der  Banknotenstempel 
wird  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetzes  be* 
straft. 

Unternehmer,  welche  eine  Lohnliste  (§  5)  vorlegen,  die  auf 
einen  höheren  Betrag  lautet,  als  die  wirklichen  Löhne  ausmachen, 
begehen  eine  schwere  Gefällsübertretung  und  werden  mit  einer 
Geldstrafe  in  der  Höhe  des  50fachen  des  Banknotenstempels,  der 
auf  den  die  wirklichen  Löhne  übersteigenden  Betrag  entfällt,  be* 
straft. 

Wer  außer  den  im  §  2  dieser  Verordnung  angeführten  Fäl* 
len  zur  Stempelung  Banknoten  im  eigenen  Namen  für  andere 
Personen  vorlegt  und  die  vorgelegten  Banknoten  als  sein  Eigen? 
tum  bezeichnet,  oder  wer  bei  Vorlage  von  Banknoten,  welche 
einer  anderen  Person  gehören,  die  aus  nachweisbaren  Gründen 
(§  2,  Abs.  4  dieser  Verordnung)  die  Stempelung  selbst  zu  besor? 
gen  nicht  imstande  ist,  einen  unrichtigen  Eigentümer  angibt,  be? 
geht  eine  Polizeiübertretung  und  wird  von  den  politischen  Be? 
hörden  mit  einer  Geldstrafe  von  50  K  bis  zu  500  K  und  im 
Wiederholungsfalle  mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen  bestraft. 

Wer  den  Bestimmungen  der  §§  11  und  12  dieser  Verord? 
nung  zuwiderhandelt,  begeht  eine  Übertretung  und  wird  von  den 
ordentlichen  Gerichten  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten  bestraft. 
Die  Anstalten  selbst  unterliegen  in  diesem  Falle  einer  Geldstrafe 
bis  zu  20.000  K. 

Jede  sonstige  Verletzung  der  Bestimmungen  dieser  Ver? 
Ordnung  wird  von  den  politischen  Behörden  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  1000  K  bestraft. 
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Kundmachung  des  Fmanzmmisteriums, 
betreffend  die  Abstempelung  von  Banknoten» 

(„Prager  Zeitung"  vom  26.  Februar  1919.) 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919  hat  der  Finanzminister  die  Abstempelung  der  Banknoten 
zu  10,  20,  50,  100  und  1000  K  in  der  Zeit  vom  3.  bis  9.  März  (ein* 
schließlich)  angeordnet.  Die  Banknoten  zu  1  K  und  zu  2  K  wer* 
den  nicht  abgestempelt  und  behalten  ihre  frühere  unein? 
geschränkte  gesetzliche  Gültigkeit.  Banknoten  zu  10.000  K  wer* 
den  nicht  angenommen.  Die  Banknoten  zu  25  K  und  zu  200  K 
sind  in  der  angeführten  Frist  ebenfalls  abzuführen,  die  Partei  er* 
hält  jedoch  für  die  unten  angeführte  Auszahlungsquote  andere 
Banknoten.  Die  Banknoten  zu  10,  20,  50,  100  und  1000  K,  welche 
im  Laufe  der  obigen  Frist  nicht  zur  Abstempelung  gelangen,  und 
die  Banknoten  zu  25  und  200  K,  welche  innerhalb  derselben  Frist 
nicht  abgeführt  werden,  verlieren  mit  10.  März  1919  ihre  Gültig* 
keit  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  Gebiete  der  tschecho* 
slowakischen  Republik.  Im  Laufe  der  Abstempelungsperiode 
sind  staatliche  Ämter  sowie  Gewerbetreibende  (Handelsleute)  — ■ 
diese  vom  3.  bis  8.  März  einschließlich  unter  Straf  Sanktion,  be* 
ziehungsweise  bei  Verlust  der  Konzession  —  verpflichtet,  Zah* 
lungen  auch  in  nicht  abgestempelten  Banknoten  anzunehmen. 
Am  9.  März  1919  können  nur  Handelsleute  und  Gewerbetreibende 
Banknoten  zur  Abstempelung  vorlegen. 

Da  es  jedermanns  Interesse  erheischt,  daß  der  gesetzlichen 
Pflicht  Genüge  geleistet  werde,  sind  Zeitschriften,  autonome  Be* 
hörden,  politische  Organisationen,  Geldinstitute  und  jede  Person 
von  Bildung  (auf  dem  Lande  Lehrer  in  der  Schule,  die  Geist* 
liehen  von  der  Kanzel  usw.)  verhalten,  das  Publikum  zu  belehren, 
daß  es  sich  im  eigenen  Interesse  rechtzeitig  die  Abstempelung 
besorge.  Auf  dem  Lande  wird  es  besonderer  Kundmachungen 
des  Gemeindeamtes  und  der  lokalen  Organisationen  behufs  Ver* 
ständigung  des  Publikums,  der  Austrommelung  usw.  bedürfen. 

Die  unmittelbare  Einsammlung  und  Abstempelung  der 
Banknoten  werden  die  staatlichen  Bezirkskommissariate  zur 
Banknotenabstempelung  durchführen,  welche  am  Sitze  der  Be* 
zirksgerichte  errichtet  sind.  An  der  Spitze  derselben  steht  in  der 
Regel  der  Bezirkshauptmann  oder  der  Bezirksrichter;  Mitglieder 
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derselben  sind  Vertreter  der  autonomen  städtischen  und  Bezirks* 
behörden,  der  Notar,  dann  Vertreter  der  Geldinstitute,  an  die 
die  oben  angeführten  Banknoten  abzuführen  sind. 

Das  staatliche  Bezirkskorrimissariat  und  die  als  Saminel? 
stellen  bestimmten  Geldinstitute  sind  für  ihre  Funktionsdauer 
öffentliche  Behörden.  Die  Mitglieder  des  staatlichen  Bezirkskom? 
missariats  und  die  Funktionäre  der  Sammelstellen  haben  den  vor? 
geschriebenen  Eid  abzulegen  und  genießen  als  Amtspersonen 
während  ihrer  Funktionsdauer  den  Schutz  des  Strafgesetzes  wie 
alle  andern  Amtspersonen  der  tschecho?slowakischen  Republik. 
Dem  staatlichen  Bezirkskommissariat  steht  das  Recht  zu,  behufs 
Erreichung  des  Zweckes  der  Banknotenabstempelung  von  jeder? 
mann  Dienstleistungen  und  Unterstützung  jeder  Art  zu  be? 
anspruchen,  insbesondere  die  Mitwirkung  aller  öffentlichen  (staat? 
liehen  und  autonomen)  Organe  und  Privatpersonen  anzufordern, 
militärische  und  sonstige  Assistenz,  Verkehrsmittel  und  andere 
Hilfsmittel  in  Anspruch  zu  nehmen.  Zu  diesem  Behufe  erhalten 
diese  Personen  besondere  Legitimationen  und  Vollmachten.  Ihre 
Tätigkeit  hat  solange  fortzudauern,  bis  sie  durch  besondere  Ver? 
Ordnung  des  Finanzministers  eingestellt  wird. 

Die  Abstempelung  der  Banknoten  hat  in  der  Weise  zu  er? 
folgen,  daß  jede  Partei,  welche  Banknoten  vorlegt,  zunächst  einen 
Legitimationskupon  auf  die  Einlage  erhält.  Die  Parteien  werden 
aufmerksam  gemacht,  daß  dieser  Legitimationskupon  sorgfältig 
aufzubewahren  ist,  weil  die  Sammelstelle  für  den  aus  dem  Verluste 
oder  dem  Mißbrauche  dieses  Legitimationskupons  entspringen? 
den  Schaden  nicht  haftet.  Für  diesen  Kupon  erhält  die  Partei  zur 
vorgeschriebenen  Auszahlungsstunde  50%  des  Betrages  der  Bank? 
noten  (abgerundet  nach  oben  auf  10)  in  abgestempelten  Banknoten 
und,  falls  solche  nicht  bei  der  Hand  wären,  in  nicht  abgestempel? 
ten  Banknoten,  wobei  der  Partei  gleichzeitig  Stempelmarken  aus? 
gefolgt  werden,  damit  sie  dieselben  selbst  aufklebe.  In  jeder  Be? 
zirksstadt  werden  Beratungskanzleien  errichtet  werden,  in  welchen 
Rat  erteilt  werden  wird,  auf  welche  Stelle  der  Banknote  die 
Stempelmarke  aufzukleben  ist. 

Insoweit  die  Partei  angewiesen  wurde,  die  Stempelmarken 
selbst  aufzukleben,  wird  sie  aufgefordert,  die  Stempelmarke  auf 
der  magyarischen  Textseite,  und  zwar,  falls  die  Banknote  einen 
weißen   Streifen   trägt,    auf   diesem   Streifen,   sonst   aber  auf 
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der  linken  Seite  der  Banknote  in  der  Mitte  des  oberen  oder 
unteren  Viertelteiles  aufzukleben.  Hiebei  ist  darauf  zu  achten, 
daß  die  Stempelmarke  nicht  über  die  Bruchstellen  der  Note  ges 
klebt  werde.  Es  wird  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Stempel? 
marken  mit  Kriegsklebestoff  versehen  sind  und  daß  es  angezeigt 
erscheint,  den  Oellack,  mit  dem  die  Banknoten  überzogen  sind, 
an  der  Stelle,  wo  die  Marke  angebracht  wird,  mittels  Sodalösung 
abzuwaschen  und  die  Stempelmarke  auf  die  noch  feuchte  Stelle 
aufzukleben. 

Die  Stempelmarken  entsprechen  1%  des  Wertes  der  Bank? 
note  und  werden  nicht  bar  bezahlt,  sondern  erst  bei  der  definis 
tiven  Abrechnung  der  Einlage  in  Abzug  gebracht.  Auf  den  Rests 
betrag  erhält  die  Partei  einen  Einlageschein,  welcher  eine  verzins* 
liehe  Forderung  der  Partei  gegen  die  tschechoslowakische  Res 
publik  repräsentiert.  Diese  Forderung  ist  unabtretbar.  Was  mit 
der  Forderung  zu  geschehen  hat,  wird  durch  ein  besonderes 
Gesetz  bestimmt  werden. 

In  Ergänzung  dieser  Kundmachung  hat  das  Bezirkskoms 
missariat  die  Reihenfolge  zu  bestimmen,  in  welcher  die  Parteien 
zur  Abstempelung  zugelassen  werden  und  bei  welcher  Sammeis 
stelle  sie  zu  erscheinen  haben.  Zuerst  kommen  die  Geldinstitute 
an  die  Reihe,  dann  die  Landgemeinden,  weiter  die  Bezirksstadt 
und  zum  Schluß  (am  Sonntag)  die  Geschäftsleute. 

Die  zur  Entgegennahme  von  Geldeinlagen  berechtigten  Ans 
stalten  und  Unternehmungen  haben  die  am  26.  Februar  1919 
nach  Kassaschluß  vorhandene  Barschaft  an  Banknoten  nach 
Gattungen  gesondert  zu  verzeichnen,  das  Verzeichnis  dreifach 
auszufertigen,  rechtsgültig  zu  unterzeichnen  und  alle  drei  Parien 
dem  Bezirkskommissariate  zu  übergeben,  welches  das  Weitere 
zu  veranlassen  hat. 

Die  Vorsteher  der  Landgemeinden,  insbesondere  der  Pfarrs 
gemeinden,  sind  grundsätzlich  verpflichtet  (neben  ihnen  können 
hiezu  auch  andere  geeignete  Personen,  wie  Geistliche,  Lehrer  usw. 
herangezogen  werden),  über  Ersuchen  der  lokalen,  beziehungss 
weise  eingepfarrten  Parteien  die  abzustempelnden  Banknoten 
laut  besonderer  Konsignation  zu  sammeln  und  die  gestammelten 
Banknoten  nebst  Konsignation  an  den  für  die  betreffende  Ges 
meinde  bestimmten  Tage  der  Sammelstelle  vorzulegen. 

Ähnliche  kumulative  Anmeldungen  der  Banknoten  zur  Abs 
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Stempelung  können  mit  Zustimmung  des  staatlichen  Bezirkskom* 
missariats  von  Fabriken  und  größeren  Betrieben  überreicht 
werden.  Dies  unter  der  Bedingung,  daß  der  Unternehmer  eine 
Konsignation  vorlegt,  welche  nachstehende  Rubriken  enthält: 
Die  Ordnungsnummer,  Namen,  Beschäftigung  und  ordentlicher 
Wohnort  der  Angestellten,  den  zur  Abstempelung  überreichten 
Betrag,  die  Unterschrift  des  Angestellten  (diese  Rubriken  hat  die 
Partei  auszufüllen),  die  Post  des  Empfangsjournals,  die  auszu* 
zahlende  Quote,  die  Post  des  Ausgabejournals,  den  Betrag  der 
Einlage  und  die  Nummern  des  Einlagescheines  (hat  die  Sammele 
stelle  auszufüllen)  und  schließlich  die  Spezifikation  des  gesamten 
übergebenen  Betrages  nach  den  Banknotengattungen  (hat  die 
Partei  auszufüllen).  In  diesem  Falle  werden  die  Einlagescheine 
dem  Unternehmer  nachträglich  ausgefolgt  werden.  Einem  jeden 
Angesteilten  steht  es  selbstverständlich  frei,  seine  Barschaft  bei 
der  Sammelstelle  vorzulegen. 

Arbeitslöhne  und  Forderungen  aus  dem  Lohnverhältnisse, 
welche  wöchentlich  oder  vierzehntägig  ausbezahlt  werden  und 
welche  Samstag,  den  1.  und  8.  März  1919  fällig  sind,  werden  am 
1.  und  8.  März  1919  in  abgestempelten  Banknoten  ohne  Stempel* 
abzug  bei  jener  Sammelstelle,  welche  das  staatliche  Bezirkskom* 
missariat  zu  bestimmen  hat,  ausgezahlt  werden.  Diese  Sammele 
stelle  wird  für  die  lohnauszahlenden  Unternehmungen  aus* 
nahmsweise  schon  am  1.  März  1919  amtieren.  Der  Unternehmer 
muß  jedoch  die  mit  den  Unterschriften  zweier  an  der  Aus* 
Zahlung  beteiligter  Arbeiter  versehene  Auszahlungsliste  und  die 
ungestempelte  Bestätigung  der  politischen  Bezirksbehörde  vor? 
legen,  daß  die  Summe  der  zur  Abstempelung  überreichten  Bank* 
noten  dem  Gesamtbetrage  der  fälligen  Löhne  der  Arbeiterschaft 
entspricht.  Falls  es  sich  um  eine  außerhalb  des  Sitzes  der  poli* 
tischen  Bezirksbehörde  befindliche  Unternehmung  handelt,  ist 
die  Bestätigung  vom  Gemeindeamte  auszustellen  und  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  zu  vidieren.  Die  Hintergehung  der 
Behörden  hinsichtlich  der  Höhe  der  Löhne  wird  durch  schwere 
Strafen  geahndet. 

Alle  übrigen  monatlich,  gleichgültig  ob  vorhinein  oder  nach* 
hinein  fälligen  Bezüge  aus  dem  Lohnverhältnisse  werden  am 
1.  März  1919  nur  mit  einem  Viertel  (abgerundet  auf  die  nächst* 
höhere  durch  10  teilbare  Zahl)  und  am  10.  März  mit  dem  Rest* 
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betrage,  dieser  schon  in  abgestempelten  Banknoten,  ausbezahlt 
werden. 

Bezüglich  der  Auszählung  der  Dienstbezüge  der  staatlichen 
Angestellten  gelten  besondere  Vorschriften. 

Der  Haushaltungsvorstand  oder  der  Vertreter  der  nicht 
eigenberechtigten,  dann  der  juristischen  Personen  hat  in  der  in 
der  Kundmachung  festgesetzten  Frist  bei  der  Sammelstelle  zu  er* 
scheinen.  Das  Gesinde  kann  seine  Banknoten  auch  selbst  vor* 
legen.  Die  Partei  hat  ihren  Namen,  ihre  Beschäftigung  und  ihren 
Wohnort  anzugeben  und  den  Ausweis  über  die  Identität  (den 
Heimatschein,  den  Militärpaß,  die  Landsturmlegitimation,  das 
Arbeitsbuch,  den  Konskriptionsschein,  die  Brotkarte  usw.)  vor* 
zulegen.  Es  liegt  im  eigenen  Interesse  der  Partei,  wahrhafte  An* 
gaben  über  die  Person  des  Einlegers  zu  machen.  Hierauf  folgt  der 
Kassier  der  Partei  die  Hälfte  der  abgestempelten  oder  nicht 
abgestempelten  Banknoten  samt  den  zugehörigen  Stempelmarken 
und  dem  Legitimationskupon  auf  die  Einlage  aus,  welche  nach 
Abschluß  der  Rechnungsarbeiten  bei  der  Kasse  gegen  den  Ein* 
lageschein  umgetauscht  werden  wird. 

Eine  einzige  Zehnkronenbanknote  wird  von  einer  und  der* 
selben  Partei  aus  technischen  Gründen  nicht  angenommen.  Die 
Partei  kann  dieselbe  gemeinschaftlich  mit  einer  anderen  Partei 
vorlegen  oder  sie  für  alltägliche  Bedürfnisse  verausgaben.  Die 
Parteien  werden  ersucht,  die  den  Sammelstellen  vorzulegenden 
Banknoten  nach  den  einzelnen  Gattungen  und  Typen,  und  zwar 
mit  dem  magyarischen  Texte  nach  oben,  zu  schlichten.  Parteien, 
welche  große  Summen  von  Banknoten  vorlegen,  haben  eine  mit 
der  vollen  Adresse  versehene  Konsignation  derselben  beizu* 
bringen.  In  einem  solchen  Falle  ist  die  Identität  der  Person  genau 
festzustellen,  eventuell  der  Einlageschein  erst  nachträglich  nach 
erfolgter  Erhebung  auszufolgen.  Der  Partei  steht  nicht  das  Recht 
zu,  die  Rückgabe  gleicher  Banknotenkategorien,  welche  sie  vor* 
gelegt  hat,  anzusprechen.  Die  Partei  ist  ferner  verpflichtet,  die 
übernommenen  Banknoten  nachzuzählen,  da  für  den  Inhalt  der 
übernommenen  Päckchen  keine  Verantwortung  übernommen 
wird. 

Banknoten,  von  welchen  ein  Teil  fehlt,  sind  dem  Steueramte 
in  Prag,,  Brünn  und  Troppau,  der  Finanz*  (Landes*)Kasse  behufs 
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Besorgung  der  Auswechslung  bei  der  Österreichisch?ungarischcn 
Bank  zu  übergeben. 

Es  ist  grundsätzlich  ausgeschlossen,  daß  sich  eine  und  die? 
selbe  Partei  mehrmals  bei  der  Sammelstelle  einfindet;  nur  in 
Ausnahmsfällen,  z.  B.  wenn  jemand  im  Wege  der  Post  nachträgt 
lieh  Geld  erhält,  ist  dies  zulässig.  Ob  das  Ansuchen  begründet 
ist,  hat  der  zur  Entgegennahme  der  Banknoten  bestimmte  Beamte 
zu  beurteilen.  Die  wiederholte  Entgegennahme  von  Banknoten 
ist  dadurch  bedingt,  daß  die  Partei  bei  derselben  Sammelstelle 
erscheine  und  daß  sie  sich  mit  dem  Einlagescheine  legitimiere. 

Allfällige  Streitigkeiten  zwischen  Parteien  und  den  Funk* 
tionären  der  Sammelstelle  hat  der  Vorsitzende  des  staatlichen 
Bezirkskommissariats  zu  schlichten.  Gegen  seine  Entscheidung 
ist  ein  Rechtsmittel  nicht  zulässig. 

Banknotenstempel,  welche  unbrauchbar  sind  (zerrissen  usw.), 
können  beim  Stempelausgabeamte  umgetauscht  werden.  (Stern? 
pelausgabeämter  sind:  die  Steuerämter;  in  Prag:  Stempelamt, 
Finanzlandeskasse,  Hauptzollamt,  Gefällsamt;  in  Brünn:  Finanz? 
landeskasse,  Hauptzollamt  und  Steueramt.) 

Jede  Störung  der  Abstempelungsaktion  und  Nachmachung 
der  Banknotenstempel  wird  mit  schweren  Strafen  geahndet. 

Es  wird  erinnert,  daß  in  den  Lokalitäten,  wo  mit  Geld  ver? 
fahren  wird,  wie  in  den  Sammelstellen  und  Aufklebestellen,  das 
Rauchen  verboten  ist. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  114, 
betreffend  die  Abänderung  der  Bestimmungen  über 
die  Beschränkung  der  Auszahlung  von  Einlagen  bei 
Geldinstituten.*) 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet: 

§  i- 

Die  Beschränkungen  hinsichtlich  der  Annahme  und  Aus? 
Zahlung  der  Einlagen  von  Geldinstituten,   die   durch  die  Ver? 

*)  Die  gleiche  Verordnung  ist  anscheinend  infolge  eines  Ver= 
sehens  der  Redaktion  der  Gesetzessammlung  noch  einmal  unter  Nr.  168 
ex  1919  erschienen. 
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Ordnung  des  Finanzministers  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  86  *),  eingeführt  wurden,  werden  folgendermaßen  ab* 
geändert: 

Geldinstitute  dürfen  vom  10.  März  1919  angefangen  Ein? 
lagen  annehmen.  Für  vor  dem  1.  März  1919  vollzogene  Einlagen 
werden  bis  einschließlich  zum  24.  März  1919  folgende  Beschränk 
kungen.  eingeführt: 

a)  Von  Einlagen  auf  Einlagsbücher  und  laufende  Rechnung 
dürfen  Geldinstitute  den  Einlegern  wöchentlich  höchstens  15% 
der  Einlagen  vom  28.  Februar  1919  auszahlen; 

b)  handelt  es  sich  um  die  Abhebung  einer  Einlage  behufs 
Ermöglichung  der  Auszahlung  von  Lohn,  Gehalten  der  Angesteil*  - 
ten  und  Beamten,  von  Krankenunterstützungen,  Miet*  und  Pacht? 
zinsen,  Versicherungsprämien,  Steuern  und  öffentlichen  Abgaben, 
so  kann  auch  über  die  Beschränkung  des  Absatzes  a)  hinaus* 
gegangen  werden,  es  muß  jedoch  der  Eigentümer  der  Einlage  den 
Nachweis  vorlegen,  daß  der  verlangte  Betrag  zu  diesem  Zwecke 
bestimmt  ist  und  dazu  verwendet  werden  wird. 

Die  unter  a)  und  b)  angeführten  Auszahlungen  dürfen  ins* 
gesamt  50%  der  Einlage  vom  28.  Februar  1919  nicht  übersteigen. 

§2. 

Einlagen,  die  vom  10.  März  1919  angefangen  gemacht 
werden,  sind  frei. 

§3. 

Vom  25.  März  1919  gelten  die  Bestimmungen  des  Artikels  10 
der  Verordnung  vom  4.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  110.**) 

§4. 

Geldinstitute  dürfen  den  Zinsfuß  von  Einlagen  nicht  unter 
das  bis  zum  26.  Februar  1919  geltende  Ausmaß  herabsetzen,  so* 
weit  durch  die  Verordnung  vom  4.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  110,  und  durch  diese  Verordnung  die  Auszahlung  be* 
schränkt  ist. 


*)  Siehe  S.  203  ff.,  insbesondere  §  12,  Abs.  2  der  zitierten  Verordnung. 
**)  Siehe  S.  243  ff. 
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§5. 

Die  Übertretung  dieser  Verordnung  wird  mit  einer  Geld* 
strafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 
Für  die  Bezahlung  der  einem  Beamten  auferlegten  Geldstrafe 
haftet  die  Anstalt.  Die  Arreststrafe  kann  nicht  in  eine  Geldstrafe 
umgewandelt  werden. 

§6. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  und  mit  ihrer  Durchführung  wird  der  Finanzminister 
betraut. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  7.  März  19 19,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  1 18, 
über  die  Freigebung  von  bei  der  Banknotenstempelung 
zurückbehaltenen  Einlagen. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Von  den  nach  §  1  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  als  1  %  ige  Staatsanleihe  zurückbehaltenen 
Beträgen  werden  folgende  Einlagen  freigegeben: 

1.  Einlagen,  die  nicht  mehr  als  250  K  betragen. 

2.  Einlagen  von  Krankenkassen,  Unfallversicherungsanstal? 
ten,  Bruderladen  und  Pensionsanstalten  der  Privatbeamten,  so? 
weit  diese  Anstalten  nachweisen,  daß  es  sich  um  ihnen  gehörige 
Kassenbarschaften  handelt. 

3.  Einlagen  von  Gemeinde?,  Bezirks?  und  Landeskassen, 
jedoch  nur,  soweit  es  sich  um  Beträge  handelt,  die  an  Zuschlägen 
und  Abgaben  eingehoben  worden  sind,  keineswegs  soweit  es  sich 
um  Beträge  handelt,  die  von  Privatpersonen  diesen  Kassen  an? 
vertraut  worden  sind  (Kautionen,  Kaufpreise  u.  dgl.). 

Beträge,  welche  aus  den  Barschaften  von  Gemeinde?,  Be? 
zirks?  und  Landesunternehmungen  (Elektrizitätswerken,  Gas? 
anstalten,    städtischen    Sparkassen,    städtischen  Verkehrsunter? 
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nehmungen,  Leichenbestattungsanstalten,  Gemeinde*,  Bezirks? 
oder  Landesversicherungsanstalten,  industriellen  Gemeinde* 
betrieben,  von  der  Verwaltung  von  land*  und  forstwirtschaft* 
liehen  Gemeindevermögen  und  anderen  Gemeindeunternehmun* 
gen  mit  auf  Erwerb  gerichteter  Tätigkeit)  zur  Stempelung  ge* 
geben  wurden,  dürfen  nicht  ausgefolgt  werden. 

4.  Einlagen  von  Approvisionierungsanstalten  und  Kriegs* 
küchen. 

§2. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  Auszahlung  solcher 
Einlagen  freizugeben,  welche  öffentlichen  Charakter  haben  oder 
für  Unterstützungs*  und  soziale  Zwecke  bestimmt  sind. 

§3. 

Die  Auszahlung  wird  vom  15.  März  1919  angefangen  nach 
Vorlage  des  Einlagsblattes  und  Entrichtung  der  l%igen  Stempel* 
gebühr  vom  ganzen  ausbezahlten  Betrage,  sowohl  vom  ursprüng* 
lieh  ausgefolgten  Betrage  als  auch  von  dem  nunmehr  zur  Aus* 
folgung  gelangenden  Teile,  durchgeführt  werden. 

Zinsen  werden  von  diesen  freigegebenen  Einlagsblättern 
nicht  ausgezahlt,  es  wäre  denn,  daß  durch  ausdrückliche  Er* 
klärung  der  Betrag  als  l%ige  Einlage  belassen  werden  würde. 
Diese  Belassung  der  Einlage  muß  durch  die  Sammelstelle  auf  dem 
Einlagsblatte  vermerkt  werden. 

Auszahlungen  können  nur  bei  derjenigen  Sammelstelle  er* 
folgen,  welche  das  Einlagsblatt  ausgegeben  hat.  Die  behebende 
Partei  muß  den  Nachweis  vorlegen,  daß  sie  mit  der  Person  iden* 
tisch  ist,  auf  deren  Namen  das  Einlagsblatt  ausgestellt  wurde, 
oder  daß  sie  berechtigt  ist,  für  eine  juristische  Person  die  Einlage 
zu  beheben.  Erben  weisen  sich  mit  der  gerichtlichen  Be* 
willigung  aus. 

Sollte  die  Einlage  nicht  bis  zum  15.  April  1919  behoben  sein, 
so  wird  angenommen  werden,  daß  der  Einleger  den  zurück* 
behaltenen  Betrag  auf  unbestimmte  Zeit  als  Anleihe  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  belassen 
will.  In  diesem  Falle  beginnt  die  Verzinsung  mit  dem  15.  März 
1919. 

15 
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§4. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz* 
minister  betraut. 

§5. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Gesetz  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen  Rc 
publik  vom  io.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187, 
betreffend  die  Regelung  des  Umlaufes  und  der  Ver' 
waltung  der  Zahlungsmittel  im  Tschechoslowakischen 
Staate  und  die  Ergänzung  der  dem  Finanzministerium 
mit  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u. 
V.  Nr.  84*),  erteilten  Ermächtigung. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  des  Närodni  shromäzdeni  wird 
angeordnet: 

§  1. 

Das  Recht,  im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates 
Zahlungsmittel  auszugeben  und  Münzen  zu  prägen,  steht  bis 
auf  weitere  gesetzliche  Anordnung  ausschließlich  dem  Staate  zu. 

§2. 

Die  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  84,  gekennzeichneten  Banknoten  sind,  solange  sie  nicht 
gegen  andere  Zahlungsmittel  ausgetauscht  werden,  gesetzliches 
Zahlungsmittel  und  der  Staat  sowie  jeder  andere  ist  verpflichtet, 
sie  bei  Zahlungen  nach  ihrem  Nennwerte  anzunehmen. 

§  3. 

Die  nicht  gekennzeichneten  Banknoten  der  österreichisch? 
ungarischen  Bank  hören  —  insoweit  der  Finanzminister  hinsieht? 
lieh  einzelner  Arten  nicht  vorübergehend  etwas  anderes  fest? 
setzt  —  auf,  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  sein. 


*)  Siehe  S.  198  ff. 
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§4. 

Im  Rechtsverhältnisse  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
zu  den  von  ihr  ausgegebenen  Banknoten  tritt  durch  diese  Rege* 
lung  keine  Änderung  ein.  Die  Staatsverwaltung  des  tschecho* 
slowakischen  Staates  behält  sich  jedoch  bezüglich  der  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  ge* 
kennzeichneten  Banknoten  das  ausschließliche  Recht  vor,  die 
aus  ihnen  fließenden  Ansprüche  gegenüber  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  geltend  zu  machen. 

§  5. 

Die  Währungseinheit  für  das  Gebiet  des  tschecho*slowaki* 
sehen  Staates  wird  als  tschechoslowakische  Krone,  abgekürzt  Kc, 
bezeichnet. 

§  6. 

Auf  Österreichisch*ungarische  Kronen  lautende,  im  Gebiete 
des  tschechoslowakischen  Staates  zahlbare  Verbindlichkeiten 
sind  in  tschechoslowakischen  Kronen  zu  zahlen,  wobei  eine 
tschechoslowakische  Krone  gleich  einer  österreichisch*ungari* 
sehen  Krone  gerechnet  wird.  Der  Finanzminister  ist  ermächtigt, 
insolange  der  internationale  Verkehr  nicht  durch  besondere 
Staatsverträge  geregelt  sein  wird,  von  dieser  Regel  Abweichung 
gen  festzusetzen. 

In  der  Geltung  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho* 
slowakischen  Republik  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  167,*)  tritt  keine  Änderung  ein. 

§  7. 

Die  Gold*,  Silber*,  Nickel*,  Bronze*  und  Eisenmünzen  der 
österreichisch*ungarischen  Kronenwährung  und  die  Silbergulden 
der  österreichischen  Währung  bleiben  bis  auf  weiteres  im  Um* 
laufe.  Der  Finanzminister  kann  in  dieser  Hinsicht  Ausnahmen 
verfügen. 

§  8. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  durch  Einziehung 
der  Banknoten  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom  25.  Februar 

*)  Siehe  S.  265  f. 

15* 
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1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  entstandene  Staatsschuld  sowie  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  88,*)  abgeschlossene  Staatsschuld  zu  verwalten,  für  den  Um? 
lauf  und  die  Beschaffung  der  Zahlungsmittel  im  tschecho?slowa? 
kischen  Staate  Sorge  zu  tragen  und  zu  diesem  Behufe  im  Verhält? 
nisse  zur  österreichisch?ungarischen  Bank  entweder  jim  Ver? 
trags?  oder  Verordnungswege  das  Erforderliche  zu  veranlassen 
und  überhaupt  bis  zur  anderweitigen  gesetzlichen  Regelung  die 
Funktionen  der  staatlichen  Zettelbank  zu  besorgen,  zu  diesem 
Zwecke  cm  Bankamt  zu  errichten  **)  und  für  diese  Tätigkeit  Hilfs? 
organe  beizuziehen  oder  vertragsmäßig  oder  auf  Grund  der  bür? 
gerlichen  Arbeitspflicht  anzustellen,  namentlich  auch  zur  Er? 
leichterung  der  Verwaltung  des  Bankamtes  einen  Bankausschuß 
zu  bestellen  und  dessen  Wirkungskreis  im  Rahmen  seiner  Be? 
fugnisse  abzugrenzen. 

§  9. 

Die  neuen  Zahlungsmittel,  zu  deren  Ausgabe  der  Finanz? 
minister  behufs  Umtausches  der  durch  Stempel  gekennzeichne? 
ten,  beziehungsweise  nicht  gekennzeichneten,  aber  vorläufig  im 
Umlaufe  belassenen  Banknoten  ermächtigt  wird,  werden  auf 
tschecho?slowakische  Kronen  lauten  und  als  Staatsnoten  einen 
Teil  der  Übergangs?Währungsschuld  des  tschecho?slowakischen 
Staates  bilden,  welcher  sie  bei  Zahlungen  an  seinen  Kassen  zum 
Nennwerte  annehmen  wird. 

Ebenso  wird  jeder  andere  verpflichtet  sein,  sie  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  als  Zahlung  anzunehmen. 

§  10. 

Die  Erhöhung  des  Staatsnotenumlaufes  über  den  Gesamt? 
betrag  der  mit  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  84,  und  mit  der  im  Einvernehmen  mit  dem  Justizmini? 
ster  ergangenen  Verordnung  des  Finanzministers  vom  25.  Fe? 
bruar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  86,  als  Zahlungsmittel  mit  Zwangs? 
kurs  festgesetzten  Banknoten  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  für 
diese  Zahlungsmittel  die  volle  privatrechtliche  bankmäßige 
Deckung  vorhanden  ist.  Eine  sonstige  Vermehrung  kann  nur  im 
Wege  des  Gesetzes  erfolgen. 

*)  Siehe  S.  254  f. 

**)  Vgl.  Verordnung  vom  15.  Mai  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  246, 
S.  321  ff. 
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Der  im  vorangehenden  Absatz  erwähnte  Gesamtbetrag  an 
Banknoten  besteht: 

1.  aus  den  bei  der  ursprünglichen  Stempelung  mit  dem 
Stempel  versehenen  Banknoten; 

2.  aus  den  bis  zur  Hälfte  der  Beträge  jener  Girokonti  und 
Kassenscheine  der  Österreichischsungarischen  Bank  ausgegebenen 
Banknoten,  welche  im  Sinne  der  Verordnung  der  Regierung  der 
tschechoslowakischen  Republik  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  119,*)  übernommen  worden  sind,  und 

3.  aus  den  Ein?  und  Zweikronennoten,  welche  im  Gebiete 
des  tschechoslowakischen  Staates  im  Umlaufe  sind. 

§  n. 

Sofern  die  Anordnungen  dieses  Gesetzes  nicht  schon  im 
Sinne  der  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84 
und  88,  Wirksamkeit  erlangt  haben,  treten  sie  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§  12. 

Der  Vollzug  dieses  Gesetzes  wird  dem  Finanzminister  auf* 
getragen. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  12.  Mai  19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  240, 
betreffend  die  Beschränkung  der  Annahme  der  Ein'  und 
Zweikronenbanknoten  **)♦ 

Auf  Grund  des  §  8  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  187,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1; 

Im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates  ist  niemand  ver* 
pflichtet,  an  einem  Tag  von  derselben  Person  als  Zahlungsmittel  Ein* 
und  Zweikronenbanknoten  der  Österreichischsungarischen  Bank  in  einem 
höheren  Gesamtbetrage  als  20  K  anzunehmen.  Beträge,  die  mit  Bank* 
noten  dieser  Art  in  einer  20  K  übersteigenden  Höhe  gezahlt  worden  sind, 
gelten  als  nicht  gezahlt. 


*)  Siehe  S.  268. 
**)  Siehe  die  folgende  Verordnung. 
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§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk* 
samkeit. 

'§3. 

Der  Vollzug  dieser  Verordnung  wird  dem  Finanzminister  auf* 
getragen. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  6.  Oktober  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  540, 
womit  die  Verordnung  vom  12.  Mai  1919,  Slg.  d.  G. 
u,  V  Nr,  240,  über  die  Beschränkung  der  Annahme  der 
Ein/'  und  Zweikronenbanknoten  aufgehoben  wird. 

Gemäß  §  8  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u. 
V.  Nr.  187,  wird  verordnet: 

§  1. 

Die  Verordnung  der  Regierung  der  tschechoslowakischen 
Republik  vom  12.  Mai  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  240,  über  die  Be* 
schränkung  der  Annahme  der  Ein*  und  Zweikronenbanknoten 
wird  aufgehoben. 

§2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Kraft.  Mit  ihrer  Durchführung  wird  der  Finanzminister  betraut. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  4.  Juli  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  363, 
betreffend  die  Ausgabe  der  Staatsnoten*)  zu  100  tschechc 
slowakischen  Kronen. 

§  U 

Im  Sinne  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministeriums 
zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d,  G.  u.  V.  Nr.  108  veröffent* 

*)  Die  deutsche  Übersetzung  der  tschechoslowakischen  Gesetzes? 
Sammlung  verwendet  die  Ausdrücke  „Banknoten"  und  „Staatsnoten" 
synonym. 
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lichten  Kundmachung  *)  nächster  Tage  bei  seiner  Hauptanstalt 
in  Prag  sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  von 
Staatsnoten  zu  10  tschechoslowakischen  Kronen  mit  dem  Datum 
vom  15.  April  1919  beginnen. 

Gleichzeitig  werden  die  nach  der  Verordnung  des  Finanz* 
ministers  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  86,  ordent* 
lieh  gestempelten  Hundertkronen?Banknoten  von  der  Österrei? 
chischsungarischen  Bank  aus  dem  Verkehr  gezogen. 

Der  Zeitpunkt,  wann  diese  abgestempelten  Banknoten  auf? 
hören,  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  Gebiete  der  tschecho?slo? 
wakischen  Republik  zu  sein,  wird  später  bekanntgegeben  werden. 

§  2. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 

§  3. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  22.  Juli  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  895, 
betreffend  die  Ausgabe  von  Staatsnoten,  lautend  auf 
5000  tschechoslowakische  Kronen. 

§  1 

Im  Sinne  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministe* 
riums  nächster  Tage  zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  396  veröffentlichten  Kundmachung  *)  bei  seiner  Hauptanstalt 
*  sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  von  Staats? 
noten  zu  fünftausend  tschechoslowakischen  Kronen  mit  dem 
Datum  vom  15.  April  1919  beginnen. 

Diese  Staatsnoten  werden  einen  teilweisen  Ersatz  für  die 
gemäß  der  Verordnung  des  Finanzministers  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  86,  gestempelten  Tausendkronen^Bank? 
noten  der  österreichisch?ungarischen  Bank  bilden. 


*)  Die  Kundmachung  enthält  die  Beschreibung  der  Banknoten. 
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§  2. 

Die  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  dem  Finanzmini* 
ster  aufgetragen. 

§  3. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

Gesetz  vom  23.  September  19 19,  Slg.  d.  G,  u.  V.  Nr.  505, 
über  den  Umtausch  der  Ein'  und  Zweikronennoten. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  wird 

angeordnet:  c 

8  1. 

Die  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  um? 

laufenden  Ein?  und  Zweikronennoten  der  österreichisch?ungari? 

sehen    Bank    sind    im   Austausche    gegen    andere  gesetzliche 

Zahlungsmittel  innerhalb  einer  im  Verordnungswege  noch  fest? 

zusetzenden  Frist  aus  dem  Umlaufe  zu  nehmen.  Banknoten, 

welche  innerhalb  dieser  Frist   nicht   zum  Umtausche  vorgelegt 

werden,  werden  die  Eigenschaft  eines  gesetzlichen  Zahlungsmit? 

tels  verlieren.  c  _ 

S  2. 

Für  den  Umtausch  wird  eine  Verwaltungsgebühr  von  10% 
des  Nennwertes  dieser  Banknoten  derart  eingehoben  werden,  daß 
der  Zahlungswert  der  Einkronennote  auf  90  h  und  der  Zwei? 
kronennote  auf  K  1.80  herabgesetzt  wird. 

§3. 

Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  obliegt  dem  Finanz? 
minister.  e  . 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk? 
samkeit. 

Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  23.  Sep' 
tember  19 19,  betreffend  den  Umtausch  der  Ein'  und 
Zweikronennoten. 

Das  in  der  gestrigen  Sitzung  der  Nationalversammlung  ge? 
nehmigte  Gesetz  über  den  Umtausch  der  Ein?  und  Zweikronen? 
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noten  wurde  heute  kundgemacht  und  tritt  sofort  in  Rechtskraft. 
Daher  tritt  bereits  mit  dem  heutigen  Tage  die  Herabsetzung  der 
Einkronennoten  auf  90  h  und  der  Zweikronennoten  auf  K  1.80 
ein.  Die  gesetzliche  Zahlkraft  dieser  beiden  Notenkategorien  mit 
dem  90%igen  Werte  wird  bis  14.  Oktober  1919  festgesetzt.  Der 
Endtermin  für  den  Umtausch  der  Noten  wird  mit  15.  Oktober 
1919  bestimmt.  Durch  den  10%igen  Abzug  sollen  die  Druck? 
kosten  aller  Banknoten,  die  mit  30  Millionen  Kronen  veran* 
schlagt  werden,  bestritten  werden.  Dazu  gehören  nicht  nur  die  im 
Inlande  in  Druck  gegebenen,  sondern  auch  die  in  Amerika  an* 
gefertigten  Noten  zu  50,  100,  500  und  1000  K.  Ein  Teil  der  Staats, 
noten  zu  50,  100  und  500  K  wird  auch  im  Inlande  gedruckt;  die 
in  Amerika  hergestellten  Noten  der  gleichen  Gattung  stellen 
daher  eine  zweite  Auflage  dar,  deren  Ausgabe  einem  späteren 
Zeitpunkte  vorbehalten  bleibt. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  24,  September  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  506,  über  die  Einziehung  der  Ein'  und  Zweikronen' 
banknoten  und  die  Einhebung  einer  Gebühr  bei  ihrem 

Umtausche. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  September  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  505,  wird  verordnet: 

§  1. 

Die  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  im 
Umlauf  befindlichen  Ein*  und  Zweikronenbanknoten  der  Öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  sind  spätestens  bis  zum  15.  Oktober 
1919  zum  Umtausche  vorzulegen. 

Der  Umtausch  erfolgt  in  den  Tagen  vom  25.  September  1919 
bis  einschließlich  15.  Oktober  1919  während  der  festgesetzten 
Amtsstunden  bei  der  Hauptanstalt  und  den  Filialen  des  Bank* 
amtes  des  Finanzministeriums,  in  den  Tagen  vom  1.  Oktober  1919 
bis  einschließlich  15.  Oktober  1919  auch  bei  den  Finanzlandes* 
kassen,  bei  den  staatlichen  Steuerämtern,  bei  den  Postämtern, 
beim  Gefällsamte  in  Prag,  bei  den  Aktienbanken  und  ihren 
Filialen  und  bei  den  Sparkassen. 
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Nach  dem  15.  Oktober  1919  werden  die  Ein?  und  Zwei? 
kronenbanknoten  zum  Umtausch  überhaupt  nicht  angenommen. 

§2. 

Die  Banknoten  können  auch  gemeinsam  für  mehrere  Per? 
sonen  auf  einmal  zum  Umtausch  überreicht  werden. 

Wenn  zum  Umtausche  mehr  als  100  Stück  derselben 
Gattung  überreicht  werden,  sind  die  Banknoten  in  Schleifen 
zu  100  Stück  geordnet,  die  Schleifen  mit  der  Unterschrift  und 
Adresse  des  Überreichers  versehen,  einzureichen. 

§3. 

Die  Partei  ist  verpflichtet,  im  Umtausch  gegen  die  Ein?  und 
Zweikronenbanknoten  auch  tschechoslowakische  Bank?  oder 
Staatsnoten  anzunehmen,  die  auf  höhere  Beträge  als  die  Fünf? 
kronen?Staatsnoten  lauten. 

§4. 

Sendungen  von  Ein?  und  Zweikronen?Banknoten,  die  von 
den  gemäß  §  1  dieser  Verordnung  den  Umtausch  besorgenden 
Geldanstalten  an  das  Bankamt  des  Finanzministeriums  oder  des? 
sen  Filialen  zum  Umtausch  abgesendet  werden,  sind  portofrei. 

§  5. 

Vom  14.  Oktober  1919,  6  Uhr  abends  angefangen  verlieren 
die  Ein?  und  Zweikronen?Banknoten  der  Österreichisch?ungari? 
sehen  Bank  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  die 
Eigenschaft  eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels. 

§  6. 

Die  staatlichen,  autonomen  und  kirchlichen  Behörden,  die 
Lehrerschaft  und  die  Zeitschriften  haben  die  Pflicht,  diese  Ver? 
Ordnung  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  zur  breitesten  Kennt? 
nis  zu  bringen, 

§  7. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 
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Für  die  Slowakei  ist  die  Generalfinanzdirektion  in  Bratislava 
berechtigt,  diese  Verordnung  den  slowakischen  Verhältnissen  an? 
zupassen  und  sie  durch  eine  besondere  Kundmachung  zu  ver* 
lautbaren. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  24.  September  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  507,   betreffend  die  Ausgabe  von  Ein-'  und  Fünf' 
kronen'Staatsnoten. 

§  1. 

Im  Sinne  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  v^m  10.  April  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,*)  wird  das  Bankamt  des  Finanzministe* 
riums  nächster  Tage  zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  508  veröffentlichten  Kundmachung  **)  bei  seiner  Hauptanstalt 
sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  von  Staats* 
noten  zu  einer  und  zu  fünf  tschechoslowakischen  Kronen  mit 
dem  Datum  vom  15.  April  1919  beginnen. 

§  2. 

Dem  Finanzminister  wird  die  Durchführung  der  Verordnung 
aufgetragen. 

§  3. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  14.  Oktober  19 19,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  544, 
betreffend  die  Ausgabe  der  Staatsnoten  zu  fünfhundert 
tschechoslowakischen  Kronen. 

§  1. 

Im  Sinne  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministeriums 
zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  545  veröffent* 
lichten  Kundmachung  **)  nächster  Tage  bei  seiner  Hauptanstalt 


*)  Siehe  S.  226  ff. 
**)  Die  Kundmachung  enthält  die  Beschreibung  der  Banknoten. 


-  236  - 


in  Prag  sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  von 
Staatsnoten  zu  500  tschechoslowakischen  Kronen  mit  dem  Da* 
tum  vom  15.  April  1919  beginnen. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

§  3. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom   12.  Dezember   19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  640,  betreffend  die  Ausgabe  von  tschecho '  slowa' 
kischen  1000'Kronennoten. 

§  1. 

Gemäß  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919,  Slg. 
d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministeriums 
in  den  nächsten  Tagen  laut  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  641  veröffentlichten  Kundmachung  *)  bei  seiner  Hauptanstalt 
in  Prag  als  auch  bei  den  Filialen  Banknoten  auf  1000  tschecho? 
slowakischen  Kronen  mit  dem  Datum  vom  15.  April  1919  her* 
ausgeben. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

§  3. 

Der  Finanzminister  wird  mit  deren  Durchführung  betraut. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschecho  'slowakischen 
Republik  vom  12.  Dezember  191 9,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  63g,  betreffend  die  Einziehung  von  1000 'Kronen' 

Banknoten. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  187,  wird  angeordnet: 


*)  Die  Kundmachung  enthält  die  Beschreibung  der  Banknoten. 
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§  1. 

Die  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  84,  ordentlich  gestempelten  Tausendkronen^Banknoten  der 
österreichisch?ungarischen  Bank  gelten  nach  dem  31.  Dezember 
1919  nicht  mehr  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  auf  dem  Gebiete 
der  tschechoslowakischen  Republik. 

§  2. 

Ordentlich  gestempelte  Tausendkronen?Banknoten  dürfen 
nach  dem  31.  Dezember  1919  bis  31.  Januar  1920  nur  beim  Bank* 
amte  des  Finanzministeriums,  und  zwar  sowohl  bei  der  Haupt* 
anstalt  in  Prag  IL,  Bredauergasse  5,  als  auch  bei  deren  Provinzial? 
filialen  umgetauscht  werden. 

§3. 

Vom  1.  bis  28.  Februar  1920  ist  dieser  Umtausch  nur  bei 
der  Hauptanstalt  des  Bankamtes  in  Prag  zulässig. 

§  4. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft;  der  Finanzminister  wird  mit  deren  Durchführung  betraut. 

Verordnung  der    Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  24.  Jänner  1920,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  47, 
betreffend   die  Ausgabe    der  Staatsnoten  zu  zwanzig 
tschecho  '  slowakischen  Kronen. 

§  1. 

Im  Sinne  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  x\pril  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministe? 
riums  zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  48  ver* 
öffentlichten  Kundmachung  *)  nach  dem  1.  Februar  1920  bei  seiner 
Hauptanstalt  in  Prag  sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hin* 
ausgäbe  von  Staatsnoten  zu  20  tschechoslowakischen  Kronen 
mit  dem  Datum  vom  15.  April  1919  beginnen. 


*)  Die  Kundmachung  enthält  die  Beschreibung  der  Banknoten. 
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Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit;  mit  ihrer  Durchführung  ist  der  Finanzminister  be; 
auftragt. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  4.  Februar  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  63, 
betreffend  die  Einziehung  der  50  Kronen  'Banknoten, 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  187,  und  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho?slowakis 
sehen  Republik  vom  5.  November  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  577, 
wird  verordnet: 

§  1. 

Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d. 
G.  u.  V.  Nr.  84,  ordnungsmäßig  gestempelten  Fünfzigkronen* 
Banknoten  hören  mit  dem  29.  Februar  auf,  im  Gebiete  der 
tschecho  *  slowakischen  Republik  gesetzliches  Zahlungsmittel 
zu  sei» 

§  2. 

Nach  dem  29.  Februar  1920  bis  zum  31.  März  1920  können 
diese  ordnungsmäßig  gestempelten  FünfzigkronensBanknoten 
ausschließlich  beim  Bankamte  des  Finanzministeriums,  und  zwar 
sowohl  bei  der  Hauptanstalt  in  Prag  II,  Bredovskä  ul.  Nr.  5,  als 
auch  bei  dessen  Filialen  am  Lande  ausgewechselt  werden. 

§  3. 

Vom  1.  April  1920  bis  zum  30.  April  1920  ist  diese  Aus* 
wechslung  (§  2)  nur  noch  bei  der  Hauptanstalt  des  Bankamtes 
des  Finanzministeriums  in  Prag  zulässig. 

§  4. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Wirksamkeit;  mit  ihrer  Durchführung  ist  der  Finanzminister 
beauftragt. 
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Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  24.  Februar  1920,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  107, 
betreffend  die  Ausgabe  der  Staatsnoten  zu  zehn  tschechc 
slowakischen  Kronen. 

§  1. 

Im  Sinne,  der  §§  8  und  9  des  Gesetzes  vom  10.  April  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  18V,  wird  das  Bankamt  des  Finanzministeriums 
zufolge  der  gleichzeitig  unter  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  108  veröffent? 
lichten  Kundmachung  *)  nächster  Tage  bei  seiner  Hauptanstalt 
in  Prag  sowie  bei  allen  seinen  Filialen  mit  der  Hinausgabe  von 
Staatsnoten  zu  10  tschechoslowakischen  Kronen  mit  dem  Da* 
tum  vom  15.  April  1919  beginnen. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit;  mit  ihrer  Durchführung  ist  der  Finanzminister  be? 
auftragt. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  4.  März  19 19,  Slg*  d.  G.  u.V.  Nr.  110, 
über  die  Konskription  von  Geldeinlagen  und  Mitglieds' 
und  Geschäftsanteilen. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Alle  Geldeinlagen  (auf  Einlagsbücher  oder  ?blätter,  Kassen* 
scheine,  Kontokorrents,  unverzinsliche  Depositen,  Girokonti 
u.  dgl.)  bei  Geld?  und  anderen  Anstalten  sowie  Bankhäusern, 
ferner  Mitglieds?  und  Geschäftsanteile  von  Gesellschaften,  Ver? 
einen,  Gewerkschaften  u.  dgl.,  sind  in  der  Zeit  vom  10.  März  bis 
10.  Juni  1919,  insoferne  sie  nicht  gemäß  Artikel  2  von  der  Kon? 
skription  befreit  sind,  von  den  Eigentümern  mittels  eines  beson? 
deren  Verzeichnisses  zur  Konskription  anzumelden. 

Die  bei  der  Banknotenstempelung  vom  Staate  ausgegebenen 
Einlagsblätter  unterliegen  der  Konskription  nicht. 

*)  Die  Kundmachung  enthält  die  Beschreibung  der  Banknoten. 
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Artikel  2. 

Von  der  Konskription  sind  die  Einlagen  des  Staates,  der 
staatlichen  Anstalten  und  Betriebe  befreit. 

Artikel  3. 

Konskriptionspflichtig  sind: 

1.  physische  Personen,  und  zwar: 

a)  jene,  welche  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Re? 
publik  wohnen  oder  sich  mindestens  ein  Jahr  aufhalten,  rück? 
sichtlich  der  in?  und  ausländischen  Einlagen  und  Anteile, 

b)  die  übrigen  Personen  rücksichtlich  der  inländischen  Ein- 
lagen und  Anteile, 

2.  in?  und  ausländische  juristische  Personen  (z.  B.  Gemein? 
den,  Bezirke,  Firmen,  Vereine,  Gesellschaften,  Genossenschaften, 
Gewerkschaften  usw.),  welche  in  der  Republik  ihren  Sitz  oder 
wenigstens  einen  Betrieb  oder  eine  Zweigniederlassung  haben. 

Der  Haushaltungsvorstand  verzeichnet  auch  die  Einlagen 
und  Anteile  für  die  Haushaltungsangehörigen  (§11  Erm.?Ges.). 

Für  minderjährige  oder  unter  Kuratel  stehende  Personen 
werden  die  Einlagen  und  Anteile  von  ihrem  gesetzlichen  Ver? 
treter  verzeichnet. 

Für  nichteingeantwortete  Erbschaften  haben  das  Verzeich? 
nis  die  Erben  oder  die  sonstigen  zur  Vertretung  der  Erbschaft 
berufenen  Personen  zusammenzustellen. 

Die  nachträgliche  Konskription  und  Anmeldung  von  Ein? 
lagen  und  Anteilen  kann  nur  vom  Finanzministerium,  beziehungs? 
weise  von  der  hiezu  ermächtigten  Behörde,  und  zwar  über  Nach? 
weis,  daß  die  Partei  ihrer  Konskriptionspflicht  tatsächlich  nicht 
rechtzeitig  entsprechen  konnte,  bewilligt  werden. 

Artikel  4. 

Das  Verzeichnis  ist  nach  dem  zuliegenden  Muster  A  *)  ge? 
hörig  und  gewissenhaft  auszufüllen  und  der  Konskriptionsstelle, 
in  deren  Bezirk  der  Überreicher  wohnt,  zu  übergeben.  Personen, 
welche  im  Gebiete  der  Republik  keinen  ordentlichen  Wohnsitz 
haben,  überreichen  das  Verzeichnis  bei  der  Konskriptionsstelle, 
in  deren  Bezirk  sie  sich  aufhalten. 

*)  Siehe  die  Anmerkung  S.  241. 
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Für  die  in  der  Beilage  B  *)  angeführten  Orte  führen  die  Kon* 
skription  die  in  dieser  Beilage  bezeichneten  Ämter,  im  übrigen 
Gebiete  Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens  die  zuständigen 
Steuerämter  durch.  Hinsichtlich  der  Slowakei  gilt  die  besondere 
Bestimmung  des  Artikels  14. 

Bei  der  Überreichung  des  Verzeichnisses  muß  sich  der 
Eigentümer  der  Einlagen  und  Anteile  gehörig  legitimieren  (Tauf?, 
Heimats?,  Konskriptionsschein,  amtliches  Dekret,  Zahlungs^ 
bogen  betreffend  den  Unterhaltsbeitrag,  Ausweise  zum  Bezüge 
von  Lebensmitteln  u.  dgl.). 

Kann  sich  der  Eigentümer  aus  gewichtigen  Gründen  nicht 
selbst  einfinden,  so  kann  er  das  eigenhändig  unterschriebene  Vers 
zeichnis  mit  seinen  Legitimationspapieren,  beziehungsweise  mit 
den  Belegen  im  Sinne  des  Artikels  5  durch  einen  Boten  vorlegen. 

Die  Verzeichnisse  sind  unentgeltlich  bei  den  Gemeinde? 
ämtern,  beziehungsweise  Magistraten,  außerdem  in  Prag,  Brünn 
und  Troppau  beim  Wirtschaftsamte  (Ökonomat)  der  Finanz? 
(Landess)direktion  erhältlich. 

Artikel  5. 

Zugleich  mit  dem  Verzeichnisse  sind  die  Einlagsbücher 
oder  ?blätter  und  Kassenscheine  vorzulegen;  zu  diesem  Behufe 
sind  die  Inhaber  von  Sicherheitsschrankfächern  (Safes)  verpflich? 
tet,  die  Einlagsbücher  oder  ?blätter  und  Kassenscheine  selbst  zu 
beheben  und  vorzulegen. 

Wenn  sie  der  Eigentümer,  abgesehen  von  dem  im  Abs.  1 
erwähnten  Falle,  nicht  bei  sich  hat,  so  führt  er  den  Namen  und 
die  genaue  Adresse  des  Depositars  an. 

Die  vorgelegten  Einlagsbücher  und  ?blätter  werden  von  der 
Konskriptionsstelle  unter  der  letzten  Eintragung  mit  der  Klausel: 
„Zur  Konskription  der  Einlagen  angemeldet",  ferner  mit  dem 
Amtssiegel,  Datum  und  der  Unterschrift  eines  Beamten  versehen; 
bei  den  Kassenscheinen  geschieht  dies  auf  ihrer  Vorderseite. 

Einlagsbücher  und  ?blätter  sowie  Kassenscheine,  die  bei  der 
Konskription  nicht  vorgelegt  werden  konnten,  weil  sie  sich  ander? 
wärts  in  Verwahrung  befinden,  werden  auf  gleiche  Weise  über 

*)  Das  Muster  A  sowie  die  Beilage  B  wurden  wegen  ihres  rein 
formalen  Charakters  nicht  zum  Abdrucke  gebracht. 

16 
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Aufforderung  der  Konskriptionsstelle,  bei  welcher  die  Einlage 
angemeldet  wurde,  gekennzeichnet,  und  zwar: 

a)  falls  sie  bei  staatlichen  Ämtern,  bei  Landesgeldinstituten, 
bei  der  Prager  Städtischen  Sparkasse  und  der  Böhmischen  Spar? 
kasse  in  Prag,  bei  der  Ersten  mährischen  Sparkasse  in  Brünn  und 
bei  Aktienbanken,  beziehungsweise  deren  Filialen  und  Exposi? 
turen  deponiert  sind,  seitens  dieser  Institute  selbst,  und  zwar 
durch  Beamte,  die  zu  Konskriptionskommissären  ernannt  und  be? 
efdet  werden; 

b)  falls  sie  bei  anderen  physischen  oder  juristischen  Per? 
sonen  deponiert  sind,  seitens  der  Konskriptionsstelle  des  Wohn? 
sitzes,  beziehungsweise  Sitzes  derselben,  welcher  sie  diese  auf 
deren  Aufforderung  hin  vorzulegen  verpflichtet  sind.*) 

Von  der  Durchführung  ist  die  zuständige  Konskriptionsstelle 
zu  verständigen. 

A  r  t  i  k  e  1  6. 

Die  Konskriptionsstelle  gibt  sobald  als  möglich  dem  be* 
treffenden  Institute  bekannt,  daß  die  Einlage  angemeldet  wurde. 

Diese  Mitteilung  wird  von  dem  Institute  in  seinen  Büchern 
vorgemerkt  und  der  Einleger  mit  der  V^igen  Evidenzgebühr  be? 
lastet. 

Behufs  gegenseitiger  Kontrolle  wird  der  Konskriptionsstelle 
von  dem  Institute  die  Höhe  der  Einlage,  auf  welche  dieselbe  zum 
28.  Februar  1919  nach  Gutschrift  der  Zinsen  bis  31.  Dezember 
1918  lautet,  mitgeteilt. 

A  r  t  i  k  e  1  7. 

Alle  übrigen  Geldeinlagen  (abgesehen  von  den  Einlagen  auf 
Bücher  oder  Blätter  und  den  Kassenscheinen)  wie  Kontokorrents, 
unverzinsliche  Depositen,  Girokonti  u.  dgl.,  ferner  Gesellschafts?, 
Genossenschafts?,  Vereins?,  Gewerkschaftsanteile  (z.  B.  Anteile 
von  Kommanditgesellschaften,  Gesellschaften  m.  b.  H.,  Vereinen 
nach  dem  Gesetze  vom  26.  November  1852,  R.  G.  Bl.  Nr.  253, 
Erwerbs?  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Kuxe,  nicht  mit  einer 
Realität  verbundene  Brauberechtigungen  u.  s.  w.)  sind  von  den 
Eigentümern  im  Verzeichnisse  richtig  anzuführen.  Über  das 
weitere  Verfahren  gelten  sinngemäß  die  Bestimmungen  des  Art.  (?. 

*)  Text  nach  der  deutschen  Übersetzung  der  Gesetzessammlung: 
Die  konskriptionspflichtigen  Personen  haben  die  Urkunden  der  Konskrip* 
tionsstelle  über  deren  Aufforderung  vorzulegen. 
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Ar  tikel  8. 

Behufs  Erleichterung  der  Konskription  haben  alle  Geld* 
institute  den  Parteien  sofort  Auszüge  aus  den  Kontokorrents 
nach  dem  Stande  vom  28.  Februar  1919  mitzuteilen. 

Auf  das  Postscheckamt  in  Prag  bezieht  sich  diese  Bestimm 
mung  nicht. 

Ebenso  sind  Deporteinlagen  nach  dem  Stande  dieses  Tages 

ohne  Zinsen  zu  verrechnen  und  ist  den  Parteien  der  Saldostand 

der  Verpflichtungen  (Engagements),  soweit  er  aktiv  ist,  mitzu? 

teilen.  Die  Evidenzgebühr  beträgt  ±lz%  vom  festgestellten  Saldo* 

Überschüsse.  .     • . .     \  n 

Artikel  9. 

Behufs  Vereinfachung  der  Abfuhr  der  1/ 2%  igen  Evidenz? 
gebühr  wird  letztere  unter  Ausscheidung  der  nach  Artikel  2  be? 
freiten  Einlagen  vom  Geldinstitute  nach  dem  Stande  der  Einlagen 
vom  28.  Februar  1919  berechnet.  Von  diesem  Gesamtbetrage 
werden  jedoch  die  Evidenzgebühren,  welche  das  Geldinstitut 
von  seinen  bei  anderen  Anstalten  angelegten  Überschüssen  be? 
zahlt,  in  Abzug  gebracht. 

Die  Evidenzgebühr  ist  von  den  Instituten  der  Landes? 
(Haupt?)Kasse  in  Prag,  Brünn  und  Troppau  zu  übersenden. 

Den  staatlichen,  Landes?  und  Verbandsrevisionsorganen 
der  Geldinstitute  wird  die  Überprüfung  der  Verrechnung  und  Ab? 
fuhr  der  Evidenzgebühr  anläßlich  der  nächsten  Revision  als 
bürgerliche  Arbeitspflicht  auferlegt.  Konstatierte  Anstände  sind 
im  Wege  der  zuständigen  Behörden  oder  Revisionsverbände 
dem  Finanzministerium  anzuzeigen. 

Die  Lastschrift  der  Evidenzgebühr  in  den  einzelnen  Einlags? 
büchern,  bzw.  der  Abzug  von  den  Zinsen  bei  den  Kassenscheinen 
erfolgt  bei  ihrer  ersten  Vorlage. 

In  analoger  Weise  hat  die  betreffende  Gesellschaft,  der  Ver? 
ein,  die  Genossenschaft,  Gewerkschaft  usw.  die  1/2%ige  Evidenz^ 
gebühr  vom  Anteile  zu  berechnen  und  abzuführen. 

Artikel  10.*) 

Insolange  das  Einlagsbuch  oder  =blatt  oder  der  Kassenschein  nicht 
mit  der  Klausel  gejnäß  Art.  5  versehen  ist,  wird  jedwede  Auszahlung,  sei 
es  des  Kapitales  oder  der  Zinsen,  verboten. 

*)  Siehe  hiezu  Vdg.  vom  2.  Januar  1920,'  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  24, 
Seite  247.  • 
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Ebenso  wird  jede  Auszahlung  von  einem  Kontokorrent,  einer 
Giroeinlage,  einem  unverzinslichen  Deposit,  auf  Anteile  oder  Anteils* 
gewinn,  ferner  Dispositionen  über  Deporteinlagen,  welche  den  Saldo* 
Überschuß  des  Engagements  verringern  würden,  insolange  verboten,  als 
nicht  die  Konskriptionsstelle  mitgeteilt  hat,  daß  die  Einlage  oder  der 
Anteil  gehörig  angemeldet  ist. 

Artikel  11.*) 

Die  Auszahlung  gehörig  angemeldeter  Einlagen  und  Anteile  darf 
bis  auf  Widerruf  50%  des  Standes  vom  1.  März  1919  nicht  übersteigen. 

Artikel  12. 

Falsche  Angaben  im  Verzeichnisse  werden  mit  einer  Geld* 
strafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  3  Monaten  bestraft. 

Falsche  Angaben  oder  andere  Verletzungen  der  Kon? 
skriptionsvorschriften  durch  Geldinstitute,  Bankhäuser,  Gesell? 
Schäften,  Genossenschaften,  Vereine,  Gewerkschaften  u.  dgk 
werden  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  10.000  K  bestraft.  Die  ge? 
nannten  Anstalten  haften  dem  Staate  für  den  durch  ihre  Be? 
amten  verursachten  Schaden. 

Hinsichtlich  des  Verfahrens  gelten  analog  die  Bestimmungen 
des  §  5  der  kais.  Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124. 

Artikel  13. 

Die  bei  der  Konskription  der  Einlagen  und  Anteile  gemach? 
ten  richtigen  Angaben  dürfen  zur  Strafverfolgung  hinsichtlich  bis? 
heriger  unrichtiger  oder  unvollständiger,  bei  der  Bemessung  der 
allgemeinen  oder  besonderen  Erwerbsteuer,  der  Einkommens 
Renten?  und  Kriegssteuer  sowie  der  Militärtaxe  gemachter  An? 
gaben  nicht  verwertet  werden,  falls  der  Steuerträger  sein  Be? 
Kenntnis  bis  zum  31.  Mai  1919  richtigstellt. 

Ebenso  entfällt  eine  Nachtragssteuerbemessung  für  die  Zeit 
vor  dem  1.  Januar  1914. 


*)  Hiezu  die  Verordnungen  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  114  (168),  Seite  222  ff.,  vom  4.  Juni  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  285, 
Seite  245,  und  vom  26.  August  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  488,  Seite  246. 
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Artikel  14. 

Für  die  Slowakei  bestimmt  die  Generalfinanzdirektion  in 
Preßburg  die  mit  der  Durchführung  der  Konskription  zu  betrauen? 
den  Ämter.  Diese  Direktion  ist  auch  ermächtigt,  diese  Verords 
nung  den  slowakischen  Verhältnissen  anzupassen  und  sie  durch 
besondere  Kundmachung  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen. 

Artikel  15. 

Einlagen  und  Anteile,  die  nicht  binnen  3  Monaten,  vom 
ersten  Konskriptionstage  an  gerechnet,  zur  Konskription  ange* 
meldet  wurden,  verfallen  zugunsten  des  Staates. 

Artikel  16. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz* 
minister  betraut. 

Artikel  17. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  4.  Juni  19 19,  Slg.  d.  G,  u.  V,  Nr.  285, 
durch  welche  Artikel  11  der  Verordnung  vom  4.  März 
19 19,  Nr»  110,  über  die  Auszahlung  der  Einlagen  und 
Anteile  abgeändert  wird.*) 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar  1919, 
Nr.  84,  wird  verordnet: 

Artikel  1. 

Im  Sinne  der  Verordnung  vom  4.  März  1919,  Nr.  110,  ordnungs* 
gemäß  angemeldete  Einlagen  können  im  Falle,  als  das  Verzeichnungsamt 
die  Anmeldung  den  betreffenden  Geldinstituten  angezeigt  hat  (Art.  6), 
bis  zu  70%  des  Standes  vom  1.  März  1919  ausgezahlt  werden.  Hier* 
durch  wird  Art.  11  der  erwähnten  Verordnung'  abgeändert. 

Artikel  2. 

Diese  Verordnung  erlangt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  Gel* 
tung  und  es  wird  der  Finanzminister  mit  der  Durchführung  betraut. 


*)  Vgl.  die  folgende  Verordnung. 
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Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  26.  August  191 9,  Slg.  d.  G.  u.  V,  Nr.  488, 
über  die  weitere  Freigabe  von  Einlagen  und  Anteilen, 
die  nach  der  Verordnung  vom  4.  März  19 19,  Nr.  110, 
angemeldet  wurden. 

Im  Sinne  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar  1919, 
Nr.  84,  wird  verordnet: 

§  1. 

Einlagen  und  Anteile,  welche  nach  dem  Stand  vom  l.März 
1919  50.000  K  nicht  übersteigen  und  ordnungsgemäß  nach  der 
Verordnung  vom  4.  März  1919,  Nr.  110,  angemeldet  wurden, 
werden,  wenn  die  Anmeldung  durch  das  Konskriptionsamt  dem 
betreffenden  Geldinstitut  (Artikel  6)  angezeigt  wurde,  mit  einem 
Teilbetrag  von  2000  K  vollständig  und  mit  dem  Restbetrag  bis  zu 
85%  freigegeben. 

Überdies  werden  auch  die  übrigen  ordnungsgemäß  angemel? 
deten  Einlagen  und  Anteile  sowie  der  nach  dem  ersten  Absatz 
von  der  Freigabe  ausgeschlossene  Teil  bis  zu  jenem  Betrag  frei* 
gegeben,  der  zur  Zeichnung  der  am  1.  September  1919  ausge? 
schriebenen  Staatsanleihe  der  tschechoslowakischen  Republik 
verwendet  werden  wird. 

Hiedurch  wird  die  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho* 
slowakischen  Republik  vom  4.  Juni  1919,  Nr.  285,  abgeändert. 

§  2. 

In  Fällen,  wo  die  freigegebene  Einlage  zur  Zeichnung  von 
Staatsanleihe  benützt  wird,  muß  diese  auf  Geheiß  der  Partei  in 
der  Höhe  der  freigegebenen  Einlage  durch  das  Geldinstitut  ge? 
zeichnet  werden,  bei  welchem  die  Einlage  oder  der  Anteil  frei? 
gegeben  wird. 

Die  zeichnende  Anstalt  übernimmt  die  vorläufigen  Bestätig 
gungen  über  die  Zeichnung,  allenfalls  die  betreffenden  Titres  in 
Verwahrung  auf  so  lange,  bis  sie  durch  eine  besondere  Verord? 
nung  der  Regierung  freigegeben  werden. 
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Abreifende  Kupons  können  aber  den  Parteien  immer  ausge? 
folgt  werden. 

Die  Anstalt  kann  die  Titres  bei  irgendeiner  anderen  inländi? 
sehen  Anstalt  erlegen. 

§  3. 

Dem  Finanzminister  wird  die  Durchführung  dieser  Verord? 
nung  übertragen. 

§  4. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschecho  /  slowakischen 
Republik  vom  i.  Jänner  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr,  24, 
über  die  Auszahlung  von  kleineren  zur  Konskription 
nicht  angemeldeten  Geldeinlagen  und  Anteilen. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet: 

§  1. 

Der  Artikel  10  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  vom  4.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  110,*)  wird  dahin  abgeändert,  daß  Geldeinlagen,  die  50  K 
nicht  überschreiten,  sowie  Mitglieds?  und  Geschäftsanteile  von 
Gesellschaften,  Genossenschaften,  Vereinen,  Gewerkschaften 
u.  dgl.,  die  für  ein  Mitglied  bei  derselben  Anstalt  im  ganzen  50  K 
nicht  übersteigen,  nach  Abzug  der  1/2%igen  Evidenzgebühr  aus? 
gezahlt  werden  können,  auch  wenn  sie  zur  Konskription  nicht  an? 
gemeldet  wurden. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft  und  mit  ihrem  Vollzug  ist  der  Finanzminister  beauftragt. 

Gesetz  vom  22.  Mai  191 9,  Slg.  d.  G.  u,  V,  Nr.  269,  be' 
treffend  die  Fälschung  von  Geld  und  Wertpapieren, 

Auf  Grund  des  Beschlusses  des  Närodni  shromäzdeni  wird 
angeordnet: 


*)    Siehe  S.  243. 
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Art.  I. 

Die  Vorschriften  des  XI.  und  XII.  Hauptstückes  des  ersten 
Teiles  des  österreichischen  Strafgesetzes  und  des  XI.  Haupt? 
Stückes  des  zweiten  Teiles  des  ungarischen  Strafgesetzes  mit  den 
bezüglichen,  durch  die  §§  39,  40,  41  und  42  der  Strafgesetznovelle, 
Gesetzartikel  XXXVI  ai  1908,  eingeführten  Abänderungen  sowie 
die  Vorschriften  des  VI.  und  VII.  Hauptstückes  des  IV.  Teiles 
des  Militärstrafgesetzes  werden  aufgehoben.  Ebenso  wird  die 
Bestimmung  des  §  201,  lit.  a)  des  österreichischen  Strafgesetzes 
und  des  §  506,  lit.  a)  des  Militärstrafgesetzes,  soweit  sie  die 
unten  im  §  12  dieses  Gesetzes  angeführten  Geldsorten  und  Wert? 
papiere  betrifft,  aufgehoben. 

An  ihre  Stelle  treten  folgende  Vorschriften: 

§  i. 

Ein  Verbrechen  begeht,  wer  Geld  nachmacht,  um  es  für 
echtes  auszugeben,  oder  wer  im  Einverständnisse  mit  dem  Täter 
oder  einer  sonst  an  der  Tat  beteiligten  Person,  mag  dieses  Ein? 
Verständnis  vor  oder  nach  der  Tat  getroffen  worden  sein,  auf 
irgendeine  Art  bei  der  Nachmachung  von  Geld  oder  dessen  Aus? 
gäbe  mitwirkt,  sowie  auch  der,  welcher  ohne  ein  solches  Einver? 
ständnis  nachgemachtes  Geld  zu  diesem  Zwecke  aus  dem  Aus? 
lande  in  das  Gebiet  der  tschecho?slowakischen  Republik  einführt. 
Der  Schuldige  ist,  wenn  er  in  Böhmen,  Mähren  oder  Schlesien 
oder  von  einem  Militärgerichte  abgeurteilt  wird,  mit  schwerem 
Kerker,  wenn  er  von  einem  Zivilgerichte  im  vormals  ungarischen 
Gebiete  abgeurteilt  wird,  mit  Zuchthaus,  in  beiden  Fällen  von 
zehn  bis  fünfzehn  Jahren  zu  bestrafen. 

Bei  besonders  erschwerenden  Umständen,  namentlich,  wenn 
Geld  in  hohem  Gesamtwerte  oder  behufs  Schädigung  des  Wertes 
der  Zahlungsmittel  der  tschecho?slowakischen  Republik  (Valuta) 
nachgemacht  wurde,  ist  der  Schuldige  mit  lebenslänglichem  Ker? 
ker,  beziehungsweise  lebenslänglichem  Zuchthaus  zu  bestrafen. 
Die  gleiche  Strafe  trifft  auch  einen  Täter,  welcher  Geld  gewerbs? 
mäßig  nachmacht  oder  bereits  wegen  irgendeines  Verbrechens 
nach  diesem  Gesetze  verurteilt  wurde  und  die  Strafe  abge? 
büßt  hat. 

Wenn  die  Nachmachung  auf  wenige  Falsifikate  geringeren 
Wertes  beschränkt  und  der  Grund  dieser  Beschränkung  nicht  der 
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war,  daß  der  Täter  ertappt  wurde,  oder  wenn  das  Falsifikat  auf 
eine  die  Vervielfältigung  nicht  ermöglichende  Art  hergestellt 
wurde,  sowie  wenn  Scheidemünzen  geringeren  Wertes  als  die 
Grundeinheit  der  Währung  nachgemacht  wurden,  so  hat  als 
Strafe  schwerer  Kerker,  beziehungsweise  Zuchthaus  von  fünf  bis 
zehn  Jahren  einzutreten. 

Mit  der  Freiheitsstrafe  kann  eine  Geldstrafe  bis  zu 
1,000.000  K  verbunden  werden. 

§  2. 

Ein  Verbrechen  begeht,  wer  Geld  abändert,  um  es  für  Geld 
höheren  Wertes  auszugeben,  oder  wer  außer  Umlauf  gesetztes 
Geld  abändert,  um  es  für  gültiges  Geld  auszugeben,  ferner,  wer 
im  Einverständnisse  mit  dem  Täter  oder  einer  sonst  an  der  Tat 
beteiligten  Person,  mag  dieses  Einverständnis  vor  oder  nach  der 
Tat  getroffen  worden  sein,  auf  welche  Art  immer  bei  einer  der? 
artigen  Abänderung  von  Geld  oder  dessen  Ausgabe  mitwirkt,, 
sowie  auch  der,  welcher  so  verfälschtes  Geld  zu  diesem  Zwecke 
aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet  der  Republik  einführt. 

Als  Strafe  für  dieses  Verbrechen  ist,  wenn  es  in  Böhmen, 
Mähren  oder  Schlesien  oder  von  einem  Militärgerichte  abgeurteilt 
wird,  schwerer  Kerker,  wenn  es  von  einem  Zivilgerichte  im  vor* 
mals  ungarischen  Gebiete  abgeurteilt  wird,  Zuchthaus,  und  zwar 
bei  besonders  erschwerenden  Umständen,  dann  bei  gewerbs? 
mäßigen  Betriebe  und  bei  wiederholter  Verurteilung  eines  Täters, 
der  bereits  wegen  irgendeines  Verbrechens  nach  diesem  Gesetze 
bestraft  worden  ist,  von  zehn  bis  fünfzehn  Jahren,  sonst  von 
fünf  bis  zehn  Jahren  zu  verhängen.  In  den  im  dritten  Absätze 
des  §  1  angeführten  Fallen  hat  als  Strafe  Kerker  von  einem  bis 
fünf  Jahren  einzutreten. 

Mit  der  Freiheitsstrafe  kann  eine  Geldstrafe  bis  zu  500.000  K 
verbunden  werden. 

§  3. 

Ein  Verbrechen  begeht,  wer  den  xMetallgehalt  einer  Münze 
verringert,  um  sie  als  vollwertiges  Geld  in  Umlauf  zu  bringen, 
oder  wer  im  Einverständnisse  mit  dem  Täter  oder  einer  sonst  an 
der  Tat  beteiligten  Person,  mag  dieses  Einverständnis  vor  oder 
nach  der  Tat  getroffen  worden  sein,  auf  welche  Art  immer  bei 
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einer  solchen  Verringerung  der  Münze  oder  deren  Ausgabe  mit? 
wirkt,  sowie  auch  der,  welcher  so  geringhältiger  gemachte  Münzen 
zu  diesem  Zweck  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet  der  Republik 
einführt. 

Der  Schuldige  ist  mit  Kerker  von  einem  bis  fünf  Jahren  zu 
bestrafen.  Bei  besonders  erschwerenden  Umständen  oder,  wenn 
der  Täter  Geld  gewerbsmäßig  zu  geringhältigerem  macht,  oder 
wenn  er  schon  wegen  irgendeines  Verbrechens  nach  diesem 
Gesetze  bestraft  wurde,  ist  er  mit  schwerem  Kerker  oder  Zucht? 
haus  von  fünf  bis  zehn  Jahren  zu  bestrafen.  In  den  im  dritten 
Absätze  des  §  1  angeführten  Fällen  hat  als  Strafe  Kerker  von 
sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  einzutreten. 

Mit  diesen  Strafen  kann  eine  Geldstrafe  bis  zu  300.000  K 
verbunden  werden. 

§  4. 

Wer  nachgemachtes  (§  1)  oder  verfälschtes  (§  2)  Geld  ohne 
Einverständnis  mit  dem  Täter  oder  einer  sonst  an  der  Tat  be? 
teiligten  Person  wissentlich  für  echtes  ausgibt,  begeht  ein  Ver? 
brechen  und  ist  mit  Kerker  von  einem  bis  fünf  Jahren  zu  be* 
strafen,  womit  eine  Geldstrafe  bis  zu  300.000  K  verbunden  wer? 
den  kann. 

Wer  geringhältiger  gemachte  Münzen  (§  3)  auf  diese  Weise 
wissentlich  für  vollwertiges  Geld  ausgibt,  macht  sich  eines  Ver? 
brechens  schuldig  und  ist  mit  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  drei 
Jahren  zu  bestrafen,  womit  eine  Geldstrafe  bis  zu  100.000  K  ver? 
bunden  werden  kann. 

Wer  nachgemachtes,  verfälschtes  oder  geringhältiger  ge? 
machtes  Geld,  das  er  als  echtes  in  Zahlung  erhalten  hat,  wissent? 
lieh  für  echtes  oder  vollwertiges  Geld  ausgibt,  macht  sich  eines 
Vergehens  schuldig  und  ist  mit  Arrest  von  einem  Monat  bis  zu 
einem  Jahre  zu  bestrafen. 

§  5. 

Wer  Werkzeuge  oder  Hilfsmittel,  welche  unzweifelhaft  zur 
Nachahmung,  Verfälschung  oder  Geringhältigmachung  von  Geld 
bestimmt  sind,  herstellt,  sich  anschafft  oder  einem  anderen  über? 
läßt,  macht  sich  eines  Verbrechens  schuldig  und  ist,  falls  es  sich 
nicht  um  eine  schwerer  strafbare  Tat  handelt,  mit  Kerker  von 
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einem  bis  fünf  Jahren  zu  bestrafen,  womit  eine  Geldstrafe  bis  zu 
300.000  K  verbunden  werden  kann. 

Begeht  dieses  Verbrechen  ein  Gewerbetreibender  innerhalb 
seines  Gewerbes,  so  ist  er  mit  schwerem  Kerker  oder  Zuchthaus 
von  fünf  bis  zehn  Jahren  zu  bestrafen,  mit  welcher  Strafe  eine 
Geldstrafe  bis  zu  500.000  K  verbunden  werden  kann. 

§  6.  . 

Wer  die  Nachmachung  von  Geld  (§  1)  absichtlich  nicht  ver? 
hindert  oder  der  Behörde  nicht  anzeigt,  obzwar  er  dies  ohne  Ge? 
fahr  für  sich  oder  ihm  nahestehende  Personen  tun  konnte,  ist 
wegen  Verbrechens  mit  Kerker  von  einem  bis  fünf  Jahren  zu  be? 
strafen,  womit  eine  Geldstrafe  bis  zu  300.000  K  verbunden  wer? 
den  kann. 

Nahestehende  Personen  sind:  Verwandte  und  Verschwä? 
gerte  in  auf?  und  absteigender  Linie,  der  Ehegatte,  die  Geschwi? 
ster  des  Ehegatten,  die  Geschwister  und  deren  Ehegatten,  die 
Geschwister  der  Eltern  und  Großeltern,  Neffen  und  Nichten, 
Geschwisterkinder,  Adoptiveltern  und  ?kinder,  Pflegeeltern  und 
?kinder,  Vormund  und  Mündel. 

Dem  Ehegatten  ist  eine  nicht  angetraute,  mit  ihm  nach  Art 
einer  Ehe  den  gemeinsamen  Haushalt  teilende  Person  gleich? 
gestellt. 

§7. 

Wer  Metall  an  sich  bringt,  obzwar  er  weiß,  daß  es  durch  Ge? 
ringhältigmachung  von  Münzen  gewonnen  wurde,  ist  wegen  Ver? 
gehens  mit  Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  einem  Jahre  zu  be? 
strafen,  womit  eine  Geldstrafe  bis  zu  100.000  K  verbunden  wer? 
den  kann. 

§  8. 

Der  Versuch  von  in  diesem  Gesetze  angeführten  Vergehen 
ist  strafbar,  auch  wenn  die  Sache  vor  ein  Zivilgericht  im  vormals 
ungarischen  Gebiete  gehört. 

§  9- 

Wegen  der  oben  angeführten  Verbrechen  kann  ein  Zivil? 
gericht  im  vormals  ungarischen  Gebiete  auch  den  Verlust  eines 
Amtes  und  die  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte  aussprechen; 
für  das  Gebiet  von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  und  für  den 
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Bereich  der  Militärgerichtsbarkeit  gelten  die  bisherigen  Vorschrift 
ten  über  die  gesetzlichen  Folgen  der  Verurteilung. 

§  10. 

Mildert  ein  Zivilgericht  im  vormals  ungarischen  Gebiete  bei 
besonders  gewichtigen  und  zahlreichen  Milderungsumständen  die 
Strafe  gemäß  §  92  des  ungarischen  Strafgesetzbuches,  so  darf  es 
bei  einem  Strafsatze  von  10  bis  15  Jahren  Zuchthaus  auf  keine 
niedrigere  Stufe  als  drei  Jahre  Zuchthaus  und  bei  einem  Straf; 
satze  von  5 — 10  Jahren  Zuchthaus  auf  keine  niedrigere  Strafe 
als  ein  Jahr  Kerker  erkennen. 

Die  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  kann  bei  Überwiegen 
von  Milderungsumständen  (§  91  ungar.  St.sG.)  bis  auf  drei  Jahre 
Zuchthaus  herabgesetzt  werden. 

§  ii. 

Die  gemäß  diesem  Gesetze  auferlegten  Geldstrafen  fließen 
in  den  Staatsschatz.  Für  uneinbringliche  Geldstrafen  ist  eine 
Freiheitsstrafe  der  gleichen  Art  wie  die  Hauptstrafe  zu  bestim? 
men,  doch  darf  das  Gesamtausmaß  dieser  Strafen  die  Höchst? 
grenze  des  angewendeten  Strafsatzes  nicht  übersteigen. 

§  12. 

Unter  dem  in  den  vorangehenden  Vorschriften  angeführten 
Geld  wird  Metall?  und  Papiergeld  verstanden. 

Dieselben  Vorschriften  sind  bei  Banknoten,  dann  bei  den 
im  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  ange* 
führten  Stempelmarken,  bei  den  auf  Grund  gesetzlicher  Ermächtig 
gung  ausgegebenen  Schuldverschreibungen,  soweit  sie  auf  den 
Inhaber  lauten  oder  mittels  Indossements  übertragbar  sind,  und 
bei  Aktien  dieser  Art  sowie  Kupons  und  Talons  solcher  Papiere 
anzuwenden. 

Ausländisches  Geld  und  Wertpapiere  sind  dem  inländischen 
gleichgestellt. 

Art.  IL 

Das  Geschworenengericht  ist  im  Rahmen  der  bisherigen 
Vorschriften  zur  Entscheidung  über  strafbare  Handlungen  nach 
diesem  Gesetze  nur  dann  zuständig,  wenn  es  sich  um  ein  Ver? 
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brechen  handelt  und  der  öffentliche  Ankläger  schon  in  der  An? 
klageschrift  eine  mehr  als  fünfjährige  Strafe  beantragt. 

A  r  t.  III. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  fünften  Tage  nach  der  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

A  r  t,  IV. 

Mit  seiner  Durchführung  werden  die  Minister  der  Justiz 
und  für  nationale  Verteidigung  betraut. 


Gesetz  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr,  88, 
über  die  Staatsanleihe  in  Gold,  Silber  und  fremden 

Valuten. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  wird 
verordnet: 

§1. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Staatsanleihe  in  Gold, 
Silber,  Gold*  oder  Silbermünzen  und  ausländischen  Papiergeldern, 
welche  der  Finanzminister  bestimmt,  auszuschreiben.  Die  Höhe 
der  Anleihe  kann  durch  Verordnung  der  Regierung  beschränkt 
werden. 

§2. 

Die  Anleihe  ist  mit  höchstens  4  v.  H.  zu  verzinsen  und 
frühestens  nach  vier  Jahren  rückzahlbar.  Zinsen  und  Kapital 
werden  in  dem  Metall  oder  in  der  Währung,  in  welcher  der  ge? 
liehene  Betrag  erlegt  wurde,  zurückgezahlt. 

§3. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  den  Sparkassen  und  anderen 
Anstalten  das  Recht  zu  erteilen,  unter  Staatsgarantie  gebundene 
Einlagen  in  Gold?  und  Silbermünzen  oder  fremden  Währungen 
zu  übernehmen  und  auf  diese  Einlagen  besondere  Bücher  auszu? 
geben,  die  auf  Namen  und  auf  die  Metallmünzen  oder  auf  die 
fremde  Währung  lauten,  wenn  diese  Anstalten  die  so  erworbenen 
Einlagen  nach  Anweisung  der  Regierung  verwenden. 

§4. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  dem  Staate  geliehenen  oder 
in  die  im  §  3  angeführten  Anstalten  auf  besondere  auf  Namen 
lautende  Einlagsbücher  hinterlegten  Beträge  werden  zwar  in  die 


-  255  - 


Grundlage  für  die  Bemessung  der  Vermögensabgabe  oder  Steuer 
eingerechnet,  doch  wird  der  verhältnismäßige  Teil  dieser  Abgabe 
oder  Steuer,  der  auf  diesen  Betrag  entfällt,  bei  der  Bemessung 
abgeschrieben.  Die  Zinsen  sind  von  der  Rentensteuer  frei. 

§5. 

Die  Anleihe  und  die  im  §  3  angeführten  Einlagsbücher  ge= 
nießen  Pupillarsicherheit. 

§6. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  im  Verordnungswege 
festzusetzen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  eine  nachträgt 
liehe  Besteuerung  oder  die  Strafverfolgung  rücksichtlich  eines  er* 
legten  Vermögens  entfallen  kann,  welches  bisher  bei  der  Be* 
messung  der  allgemeinen  oder  besonderen  Erwerbsteuer,  Ein? 
kommensteuer,  Rentensteuer  und  Militärtaxe  verheimlicht  wurde. 

§7- 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanz* 
minister  betraut. 

§8. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u,  V.  Nr.  n3, 
über  die  Beschränkung  von  Auszahlungen  und  das  Ver** 
bot  der  Ausfuhr. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Nr.  84,  wird  verordnet: 

Art.  1. 

Die  Auszahlung  und  die  Übertragung  der  Kupons  und 
Zinsen  von  Wertpapieren,  welche  sich  auf  dem  Gebiete  der 
tschechoslowakischen  Republik  befinden,  oder  von  inländischen 
Papieren,  welche  sich  im  Auslande  befinden,  jedoch  Eigentum 
von  Bürgern  sind,  welche  sich  in  der  tschechoslowakischen  Re? 
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publik  länger  als  ein  Jahr  aufhalten,  wird  bis  auf  weiteres  ver* 
boten. 

Anstalten  und  Gesellschaften,  welche  Wertpapiere  heraus* 
gegeben  haben,  sind  verpflichtet,  den  ganzen  auf  die  Kupons  und 
Zinsen  entfallenden  Betrag  bis  zu  der  Zeit  zurückzubehalten,  bis 
die  Auszahlung  geregelt  und  bewilligt  werden  wird. 

Art.  2. 

Wertpapiere,  Valuten,  Gold  und  Silber  dürfen  aus  dem 
Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  ohne  Zustimmung 
des  Finanzministeriums  nicht  ausgeführt  werden.  Ins  Ausland 
reisende  Personen  dürfen  bloß  einen  Betrag  von  500  K,  wenn  sie 
mit  Familie  reisen  höchstens  1000  K,  in  gestempelten  Banknoten 
mitnehmen.  Unter  gleichen  Beschränkungen  wird  die  Ausfuhr 
von  Schecks,  Wechseln,  Anweisungen  uind  Einlagsbüchern, 
welche  auf  dem  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates  zahl* 
bar  sind,  verboten. 

Bei  Reisen  nach  Italien,  nach  der  Schweiz,  Frankreich,  Holland, 
England  und  Amerika  dürfen  die  Reisenden  nicht  mehr  als  1000  Franken, 
bei  Reisen  nach  Deutschland  und  nach  den  nordischen  Staaten  nicht 
mehr  als  1000  Mark  mitnehmen.  Zur  Ausfuhr  höherer  Beträge  ist  eine 
Bewilligung  der  tschechoslowakischen  Dcvisenzentrale  erforderlich,  auf 
welcher  die  Zustimmung  des  Finanzministeriums  ersichtlich  gemacht  ist.*) 

A  r  t.  3.*) 

Die  Einfuhr  und  Versendung  von  Ein*  und  Zweikronennoten  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  in  das  Gebiet  des  tschechoslowakischen 
Staates  wird  verboten.  Reisenden  in  dieses  Gebiet  wird  nur  die  Mit* 
nähme  eines  50  Kronen  nicht  übersteigenden  Betrages  in  diesen  Bank* 
noten  bewilligt. 

Art.  4. 

Die  Geldinstitute  dürfen  Akkreditive  ins  Ausland,  lautend 
auf  fremde  Währung,  nur  mit  Zustimmung  der  tschecho?slowa* 
kischen  Devisenzentrale  ausstellen,  soweit  es  sich  um  Beträge  bis 
zu  1000  Franken  handelt. 

Art.  5. 

Jeder  Bewohner  der  tschechoslowakischen  Republik  ist 


*)  Siehe  hiezu  Verordnung  vom  10.  Juni  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  311,  Seite  266  f. 
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verpflichtet,  binnen  14  Tagen  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  *) 
fremde  Valuten  und  Wertpapiere,  die  auf  Franken,  Pfund  Ster? 
ling,  Dollar,  Lire,  holländische  Gulden,  bulgarische  und  rumä? 
nische  Lei  lauten,*)  der  tschechoslowakischen  Devisenzentrale 
zum  Kaufe  zu  einem  Kurse  anzubieten,  welchen  diese  Zentrale 
bestimmt.  Wer  sich  ausweisen  kann,  daß  er  diese  Valuta  der 
tschechoslowakischen  Republik  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
25.  Februar  1919,  Nr.  88,  dargeliehen  hat,  ist  von  diesem  Anbote 
befreit.  Diejenigen,  welche  im  Auslande  Forderungen  aus  der 
Kriegszeit  wie  auch  der  Vorkriegszeit  haben,  sind  verpflichtet, 
sie  der  tschechoslowakischen  Devisenzentrale  binnen  acht  Tagen 
vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  oder  acht  Tage  nach  dem 
Entstehen  der  Forderung*)  .  .  .  anzuzeigen.**) 

Art  6. 

Wer  die  Bestimmungen  der  Artikel  1,  2,  3  und  4  übers 
schreitet,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig,  welches  mit  einer 
Geldstrafe  bis  30.000  K  oder  Arrest  bis  sechs  Monate  durch 
Senate  bestraft  wird,  welche  nach  Art.  III,  §  5,  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124,  errichtet  sind. 
Die  Arreststrafe  kann  nicht  in  Geldstrafe  umgewandelt  werden. 
Vorgefundene  Beträge  über  das  erlaubte  Maß  verfallen  zu* 
gunsten  des  Staates.  Die  Geldinstitute  haften  für  die  den  Be? 
amten  auferlegten  Geldstrafen. 

Art.  7. 

Die  Nichterfüllung  der  im  Art.  5  auferlegten  Pflicht  wird 
mit  einer  Geldstrafe  bis  5000  K  oder  Arrest  bis  zur  Dauer  eines 

*)  Siehe  hiezu  die  folgende  Verordnung  vom  14.  März  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  130. 

**)  In  einer  am  14.  März  1919  in  den  Blättern  verlautbarten  Kund* 
machung  betreffend  die  Anbotpflicht  für  fremde  Valuten,  Wertpapiere 
und  Forderungen  macht  das  Finanzministerium  darauf  aufmerksam,  „daß 
es  vorläufig  nicht  nötig  ist,  diese  Valuten,  Wertpapiere  und  Forderungen 
der  Devisenzentrale  in  Prag  schriftlich  anzubieten,  da  mit  dem  Sammel* 
dienstc  in  dieser  Beziehung  die  Filialen  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  betraut  werden.  Diese  Anstalten  erhalten  dieser  Tage  Instruktionen 
und  die  zugehörigen  Drucksorten,  so  daß  das  Publikum  sich  an  die 
nächste  Bankfiliale  wenden  kann".  (Aus  der  im  Verlage  Rud.  M.  Rohrer, 
Brünn,  erschienenen  Slg.  d.  Gesetze  und  Verordnungen  der  tschecho* 
slowakischen  Republik,  betreffend  die  Banknotenabstempelung  und  die 
Vermögensaufnahme.) 

17 
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Jahres  durch  Senate  bestraft,  welche  nach  Art.  III,  §  5,  der  kaiscr; 
liehen  Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124,  errichtet 
sind.  Valuten  und  Geldforderungen  im  Auslande  können  als  zu* 
gunsten  des  Staates  verfallen  erklärt  werden. 

Art.  8. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 

Art.  9. 

Diese  Verordnung  'tritt  mit  ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  14.  März  191 9,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  i3o, 
betreffend  die  Ergänzung  der  Verordnung  vom  6.  März 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V  Nr.  11 3;  über  das  Pflichtanbot 
von  fremden  Valuten  und  Forderungen. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  ü.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§1. 

Die  im  Art.  5,  Abs.  1  und  2,  der  Verordnung  der  Regierung 
der  tschechoslowakischen  Republik  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  113,  für  das  Pflichtanbot  von  fremden  Valuten  und 
Wertpapieren  sowie  von  Forderungen  im  Auslande  an  die 
tschechoslowakische  Devisenzentrale  festgesetzten  Fristen  wer* 
den  um  weitere  14  Tage  verlängert. 

§2. 

Neben  den  fremden  Valuten  und  Wertpapieren,  die  auf  die 
im  Art.  5  der  zitierten  Verordnung  angeführten  Währungen 
lauten,  wird  das  Pflichtanbot  an  die  tschechoslowakische 
Devisenzentrale  auch  hinsichtlich  fremder  Valuten  und  Wert* 
papiere,  die  auf  Dinare,  nordische  Kronen  und  Mark  lauten,  vor* 
geschrieben. 
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V     •  §  3. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  und  der  Vollzug  wird  dem  Finanzminister  auf? 
getragen. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  14.  März  1919,  Slg*  d,  G.  u.V.  Nr,  129, 
über  das  Verbot  der  Lombardierung  von  Wertpapieren 
und  der  Ausfolgung  von   deponierten  Valuten,  Gold 

und  Silber. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§1. 

Bis  auf  weiteres  wird  den  Geldinstituten  und  Bankfirmen 
verboten,  Darlehen  gegen  Verpfändung  von  Wertpapieren  zu  ge? 
währen,  wenn  nicht  die  persönliche  Identität  des  Darlehens? 
werbers  gehörig  sichergestellt  wurde. 

Ebenso  wird  den  Banken  und  Bankfirmen  verboten,  ohne 
Sicherstellung  der  persönlichen  Identität  des  Deponenten  aus  den 
Depots  gemünztes  oder  unverarbeitetes  Gold  und  Silber  sowie 
ausländisches  Papiergeld  auszufolgen. 

Wird  ein  verschlossenes  Paket  ausgefolgt,  so  ist  es  in 
Gegenwart  des  Deponenten  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  des 
Inhaltes  zu  öffnen.  Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Behebung  von 
Gegenständen,  die  in  Sicherheits?Schrankfächern  (Safes)  ver? 
wahrt  sind. 

§2. 

Die  Übertretung  dieser  Verordnung  wird  mit  einer  Geld? 
strafe  bis  zu  20.000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  von 
den  gemäß  Art  III,  §  5,  der  Verordnung  vom  16.  März  1917, 
RGBl.  Nr.  124,  errichteten  Senaten  bestraft.  Für  die  Bezahlung 
der  einem  Beamten  auferlegten  Geldstrafe  haftet  die  Anstalt  oder 
der  Inhaber  der  Firma.  Die  Arreststrafe  kann  nicht  in  eine  Geld? 
strafe  umgewandelt  werden. 

17* 
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§3. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  und  der  Vollzug  wird  dem  Finanzminister  auf? 
getragen. 

Gesetz  vom  20.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  143, 
mit  welchem  das  Gesetz  vom  25.  Februar  191 9,  Nr.  84, 

ergänzt  wird. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  wird 
verordnet: 

Art.  1. 

Die  im  §  13,  Abs.  1  und  5,  der  Finanzministerialverordnung 
vom  25.  Februar  1919,  Nr.  86,  und  in  den  §§  12  und  14  der  Finanz? 
ministerialverordnung  vom  19.  März  1919,  Nr.  141,  angeführten 
strafbaren  Handlungen  sind  durch  die  ordentlichen  Gerichte  zu 
bestrafen. 

Diese  Gerichtsbarkeit  bezieht  sich,  auf  die  Zeit  vom  Tage 
der  Wirksamkeit  der  Finanzministerialverordnungen  vom  25.  Fe? 
bruar  1919,  Nr.  86,  und  vom  19.  März  1919,  Nr.  141. 

Art.  2. 

Der  Finanzminister  ist  berechtigt,  eidliche  Zeugenverhöre, 
welche  er  bei  der  Durchführung  der  gemäß  dem  Gesetze  vom 
25.  Februar  1919,  Nr.  84,  erlassenen  Verordnungen  für  notwendig 
erachtet,  gerichtlich  durchführen  zu  lassen. 

Diese  Verhöre  *)  werden  nach  den  Regeln  des  außer* 
strittigen  Verfahrens  durchgeführt  werden  und  die  Aussage  darf 
vom  Zeugen  nicht  aus  den  im  §  321  des  Gesetzes  vom  1.  August 
1895,  RGBl.  Nr.  113,  angeführten  Gründen  verweigert  werden. 

Der  Zeuge  und  die  im  §  321,  Abs.  1,  der  ZPO.  angeführten 
Personen  können  nicht  strafgerichtlich,  disziplinär  oder  gefälls* 
rechtlich  verfolgt  werden,  wenn  aus  der  Zeugenaussage  hervor* 
geht,  daß,  sei  es  er  selbst  oder  die  im  §  321,  Abs.  1,  ZPO.  ge* 
nannten  Personen,  sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  ge* 
macht  haben. 

*)  Im  tschechischen  Original  steht  vysledky  (deutsch:  Ergebnisse) 
statt  vyslechy  (deutsch:  Verhöre). 
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Art.  3.  *) 

Jeder  Bewohner  der  tschechoslowakischen  Republik  ist  ver* 
pflichtet,  innerhalb  14  Tagen**)  nach  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
fremde  Valuten  und  Wertpapiere,  welche  auf  Franken,  Pfund 
Sterling,  Dollar,  Lire,  holländische  Gulden,  bulgarische  und 
rumänische  Leva  lauten,  der  tschechoslowakischen  Devisen? 
zentrale  zum  Kurse,  welchen  diese  Zentrale  bestimmt,  zum  Kaufe 
anzubieten.  Beweist  er,  daß  er  diese  Valuten  der  tschecho*slowa* 
kischen  Republik  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Februar  1919,  Nr.  88, 
geliehen  hat,  so  ist  er  von  diesem  Anbot  befreit. 

Personen,  welche  Forderungen  aus  der  Kriegs*  oder  Vor* 
kriegszeit  im  Auslande  haben,  sind  verpflichtet,  sie  der  tschecho* 
slowakischen  Devisenzentrale  innerhalb  acht  Tagen  vom  Tage 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  oder  innerhalb  acht  Tagen 
nach  Entstehen  der  Forderung  anzumelden.***) 

Wer  der  in  diesem  Artikel  ihm  auferlegten  Verpflichtung 
nicht  nachkommt,  wird  von  den  nach  Art.  3,  §  5,  der  kaiser? 
liehen  Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124,  eingesetzten 
Senaten  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  einem  Jahr  bestraft.  Die  Valuten  und  Forderungen  im  Aus? 
lande  können  zugunsten  des  Staates  als  verfallen  erklärt  werden. 

Art.  4. 

Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  dem  Finanz*  und 
Justizminister  auferlegt. 

*)  Art.  3  dieses  Gesetzes  hebt,  da  später  erlassen,  die  Verord^ 
nungen  vom  6.  März  1919,  Nr.  113  (Seite  255  ff.),  und  vom  14.  März  1919, 
Nr.  130  (siehe  Seite  258  f.)  betreffend  Anbot  und  Anmeldung  fremder 
Valuten  und  Forderungen  auf.  Valuten  und  Wertpapiere,  die  auf  Dinare, 
nordische  Kronen  und  Mark  lauten,  sind  sonach  nicht  anzubieten.  Die 
Erläuterungen  des  Finanzministeriums  betreffend  Lose,  Wertpapiere, 
die  gleichzeitig  auf  Kronen  und  fremde  Währung  lauten,  sowie  be* 
treffend  Auslandforderungen  in  Kronen  bleiben  wohl  in  Kraft.  (Aus  der 
im  Verlag  Rohrer,  Brünn,  erschienenen  Slg.  d.  Gesetze  und  Verord; 
nungen  der  tschechoslowakischen  Republik  betreffend  die  Banknoten; 
abstempelung  und  die  Vermögensaufnahme.) 

*■*)  Siehe  hiezu  die  folgende  Verordnung  vom  1.  April  1919, 
Slg.  der  G.  u.  V.  Nr.  166. 

***)  Vergleiche  §  2  der  Verordnung  vom  11.  Juni  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  327,  Seite  263  f. 


Art.  5. 


Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  i,  April  1919,  Slg,  d.  G.  u.V.  Nr.  166, 
betreffend  die  Verlängerung  der  Frist  für  das  Pflicht' 
anbot  von  fremden  Valuten  und  auf  fremde  Währung 
lautenden  Wertpapieren. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  März  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  143,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§1.  \  . 

Die  im  Art.  3,  Abs.  1,  des  Gesetzes  vom  20.  März  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  143,  für  das  Pflichtanbot  von  fremden 
Valuten  und  auf  fremde  Währung  lautenden  Wertpapieren  an 
die  tschechoslowakische  Devisenzentrale  festgesetzte  Frist  wird 
bis  zum  30.  April  1919  *)  verlängert. 

§2. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  und  der  Vollzug  wird  dem  Finanzministerium  auf* 
getragen. 

Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  3.  Mai  19 19, 
betreffend   Fristverlängerung   für   die    Aufnahme  von 

Valuten. 

Die  Frist  für  die  Aufnahme  von  Gold,  Silber,  Münzen  und 
ausländischen  Papiernoten  endete  am  30.  April.  Da  jedoch  das 
Verhör  der  Beamtenschaft  der  Banken,  Spar?  und  Vorschuß? 
kassen  noch  nicht  beendet  ist,  erläßt  das  Finanzministerium  die 
bis  auf  5000  K  festgesetzte  Geldstrafe  für  Versäumung  dieser 


*)  Siehe  hiezu  die  folgende  Kundmachung  des  Finanzministeriums 
vom  3.  Mai  1919. 
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Frist  denjenigen,  welche  bis  15.  Mai  d.  J.  die  Anmeldung  nach* 
tragen. 

Während  der  Aufnahme  ist  es  öfter  vorgekommen,  daß  die 
Annahme  von  Geld*  und  Silbermünzen  der  Kronenwährung  und 
ausländischer  Papiere  verweigert  wurde.  Solche  aus  dem  Umlaufe 
verdrängte  Münzen  könnten  in  unberufene  Hände  gelangen,  was 
den  ernstesten  Interessen  des  Staates  zuwiderlaufen  würde.  Es  ist 
daher  Pflicht  aller  Geldinstitute,  wie  auch  der  Kaufleute  und  Ge? 
werbetreibenden,  Gold?  und  Silbermünzen  anzunehmen.  Diese 
Münzen  sind  jedoch  nicht  wieder  dem  Umlaufe  zuzuführen, 
sondern  entweder  für  die  Währungsanleihe  abzuführen  oder  für 
den  Metallschatz  gegen  Papiergeld  einzutauschen. 

Gesetz  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen  Re' 
publik  vom  u.  Juni  ig  ig,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  327, 
über  die  Anbotpflicht  für  Forderungen,  die  auf  fremde 
Wahrung  lauten,  an  die  Tschechoslowakische  Devisen' 

zentrale. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  wird 
verordnet: 

§  i- 

Wer  immer  in  dem  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Re? 
publik  seinen  Wohnsitz  hat  oder  sich  hier  ein  Jahr  aufhält,  ist 
verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen  vom  Wirksamkeitsbeginn  dieses 
Gesetzes  oder  innerhalb  14  Tagen  nach  Entstehen  der  Fordes 
rung  seine  Forderungen  aus  der  Kriegs*  und  Vorkriegszeit,  welche 
auf  fremde  Währung  —  außer  Rubel  und  der  sonstigen  Währung 
des  gewesenen  russischen  Reiches  —  lauten  und  außer  Kronen 
der  aus  dem  gewesenen  österreichisch^ungarischen  Reich  ent? 
standenen  Staaten,  der  tschechoslowakischen  Devisenzentrale  zu 
dem  Kurs  anzubieten,  den  diese  Zentrale  bestimmt. 

§2. 

Angeboten  müssen  auch  Forderungen  werden,  welche  nach 
Art.  3,  Abs.  2,  des  Gesetzes  vom  20.  März  1919.  Xr.  143.*)  an* 
zumeiden  waren. 

*)  Siehe  S.  261. 
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Wurde  dieser  Verpflichtung  entsprochen,  so  wird  die  unters 
lassene  Anmeldung  gemäß  Art.  3,  Abs.  3,  des  zitierten  Gesetzes 
nicht  bestraft. 

§3. 

Die  im  §  1  angeführten  Forderungen  können  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  nach  dem  Gesetze  vom  26.  Februar  1919, 
Nr.  88,*)  dargeliehen  werden;  in  diesem  Falle  sind  sie  vom  An* 
bot  befreit. 

§4. 

Hat  der  anbietende  Gläubiger  gleichzeitig  eine  Verpflich; 
tung,  welche  in  der  nach  §  1  anbotpflichtigen  Währung  zahlbar 
ist,  so  ist  er  berechtigt,  diesen  Umstand  bei  seinem  Anbot  der 
Devisenzentrale  anzuzeigen.  Diese  ist  verpflichtet,  die  angezeigte 
Verpflichtung  zu  übernehmen,  wenn  nachgewiesen  wird,  daß 
diese  Verpflichtung  wirklich  von  Rechts  wegen  besteht. 

§5. 

Der  Anbietende  darf  innerhalb  15  Tagen  von  der  Über* 
reichung  des  Anbotes  an  die  Devisenzentrale  über  diese  Forde? 
rung  nicht  verfügen. 

§  6. 

Wer  die  Verpflichtung  gemäß  §  1  und  2  nicht  erfüllt,  wird 
mit  einer  Strafe  bis  zu  50.000  K  oder  Arrest  bis  zu  einem  Jahr 
durch  Senate  bestraft,  welche  nach  Art.  III,  §  5,  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124,  errichtet  sind. 
Beide  Strafen  können  nebeneinander  verhängt  werden.  Wenn 
die  Geldstrafe  uneinbringlich  wäre,  verhängt  der  Senat  an  Stelle 
dieser  Strafe  eine  Freiheitsstrafe.  Zusammen  mit  der  bereits  auf* 
erlegten  Freiheitsstrafe  darf  diese  Strafe  die  Dauer  von  zw6i 
Jahren  nicht  übersteigen.  Außer  diesen  Strafen  können  die  Forde? 
rungen  als  dem  Staat  verfallen  erklärt  werden. 

§7. 

Dem  Finanzminister  wird  die  Durchführung  des  Gesetzes 
übertragen. 

§8. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

*)  Siehe  S.254f. 
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Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  6.  Februar  19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  57, 
über  das  Verbot  der  Übertragung  von  Forderungen  und 
Deckungen  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet  der  Tscheche 
slowakischen  Republik. 

§1. 

Private  Geldforderungen  und  wie  immer  geartete  Deckung 
gen,  auch  solche,  die  aus  außerhalb  des  Gebietes  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  durchgeführten  Verkäufen  von  Wert* 
papieren  entstanden  sind,  dürfen,  soferne  die  Forderung  in 
Kronen  zahlbar  ist,  in  das  Gebiet  der  tschechoslowakischen  Re* 
publik  nicht  übertragen  werden.  Gegen  dieses  Verbot  erfolgte 
Übertragungen  sind  ungültig. 

§2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschecho'  slowakischen 
Republik  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  167, 
betreffend  das  Verbot  von  Auszahlungen  auf  vor  dem 
26.  Februar  19 19  entstandene  Konti. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Konti,  deren  Inhaber  sich  auf  dem  Gebiete  des  ehemaligen 
Osterreich  und  Ungarn  außerhalb  des  Bereiches  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  befinden,  sind  zum  26.  Februar  1919  ab* 
zuschließen  und  Auszahlungen  auf  dieselben  dürfen  nicht  in  ge- 
stempelten tschechoslowakischen  Banknoten  erfolgen. 

Übertragungen  von  diesen  Konti  sind  nur  auf  Konti  gleicher 
Art  zulässig. 

Alle  nach  dem*  26.  Februar  1919  durchgeführten  Trans* 
aktionen  sind  in  tschechoslowakischen  Kronen  zu  verrechnen 
und  zahlbar.*) 

*)  Siehe  hiezu  die  Vollzugsanweisung  des  österreichischen  Finanz; 
ministeriums  vom  15.  Februar  1919,  StGBl.  Nr.  114,  S.  128. 
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Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  und  der  Vollzug  wird  dem  Finanzminister  auf* 
getragen. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  10.  Juni  1919,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  3n, 
durch  welche  die  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Nr.  1 13, 
betreffend  die  Einschränkung  der  Auszahlungen  und  das 
Verbot  der  Ausfuhr  abgeändert  und  die  Einfuhr  un' 
gestempelter  Banknoten  der  Osterreichisch'ungarischen 
Bank  verboten  wird. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

'  §  U 

Abs.  2,  Art.  2,  der  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Nr.  113, 
wird  folgendermaßen  lauten: 

Bei  Reisen  in  das  Ausland  dürfen  Reisende  nicht  mehr  als 
1000  Francs  oder  1200  Lire  oder  2000  Mark  oder  rumänische 
oder  bulgarische  Lei  mit  sich  führen. 

Für  die  Ausfuhr  auch  dieser  Beträge  ist  die  Bewilligung  der 
tschechoslowakischen  Devisenzentrale  erforderlich;  bei  höheren 
Beträgen  muß  auf  dieser  Bewilligung  auch  die  Zustimmung  des 
Finanzministeriums  ersichtlich  sein. 

§2. 

Art.  3  der  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Nr.  113  wird 
lauten: 

Die  Einfuhr  und  Versendung  ungestempelter  Banknoten  der 
österreichisch^ungarischen  Bank  in  das  Gebiet  des  tschecho* 
slowakischen  Staates  ist  verboten;  in  berücksichtigungswürdigen 
Fällen  kann  der  Finanzminister  Ausnahmen  von  dieser  Be? 
Stimmung  machen. 
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Reisenden  in  dieses  Gebiet  wird  gestattet,  eine  den  Betrag 
von  20  K  nicht  übersteigende  Menge  von  Ein?  und  Zweikronen? 
banknoten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  mit  sich  zu 
führen. 

§3. 

Mit  dem  Vollzuge  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  betraut. 

§ 4- 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 


Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  6.  März  19 19,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  119, 
über  die  Regelung  des  Verhältnisses  zur  Österreichisch" 
ungarischen  Bank. 

§  1. 

In  Durchführung  und  in  Konsequenz  des  Gesetzes  vom 
25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  über  die  Stempelung 
der  Banknoten  und  die  Vermögenskonskription  übernimmt  der 
Finanzminister  das  durch  Einziehung  der  Banknoten  im  Sinne  des 
§  1  des  angeführten  Gesetzes  begründete  verzinsliche  Staats* 
anlehen,  ferner  die  Girokonti  und  Kassenscheine  der  öster* 
reichisch*ungarischen  Bank,  die  bei  der  Hauptanstalt  und  den 
Filialen  der  österreichisch*ungarischen  Bank  im  Gebiete  der 
tschechoslowakischen  Republik  geführt  werden,  beziehungsweise 
ausgegeben  worden  sind,  in  Verwaltung. 

§2. 

Für  die  Zwecke  dieser  Verwaltung  nimmt  der  Finanz* 
minister  die  Gebäude  und  Einrichtungen  der  Hauptanstalt  und 
der  Filialen  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  im  Gebiete  der 
tschechoslowakischen  Republik  in  Anspruch  und  legt  den  in 
ihnen  beschäftigten  Beamten  und  Kräften  aller  Art  allgemein 
die  Verpflichtung  auf,  für  diese  Verwaltung  im  Sinne  dieser  Ver? 
Ordnung  und  der  weiter  noch  zu  erlassenden  Bestimmungen  tätig 
zu  sein. 

Soweit  sie  derart  in  der  Verwaltung  und  für  die  Staats* 
Verwaltung  tätig  sein  werden,  haben  sie  die  Rechte  und  Pflichten 
von  Staatsbeamten;  die  gleiche  Pflicht  wird  auch  für  die  An? 
stalten  festgesetzt,  welche  die  Agenden  von  Nebenstellen  be* 
sorgen. 
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Die  Regelung  der  privatrechtlichen  Seite  des  Verhältnisses, 
welches  hieraus  zwischen  dem  Staate  und  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  erwächst,  ist  einer  Vereinbarung  des  Finanz* 
ministers  mit  dieser  Bank  vorbehalten. 

§3. 

Das  Finanzministerium  wird  bis  zur  weiteren  gesetzlichen 
Regelung  die  Funktionen  einer  staatlichen  Zettelbank  besorgen. 

§4. 

Zur  fachmännischen  Besorgung  dieser  Funktion  errichtet 
der  Finanzminister  das  „Bankamt  des  Finanzministeriums",  in 
dessen  Verwaltung  sich  einerseits  der  fachliche  „Bankausschuß 
beim  Finanzministerium"  unter  Vorsitz  des  Ministers  oder  seines 
Stellvertreters  und  andererseits  die  fachmännische  Beamten*Ge* 
Schäftsleitung  teilen  werden. 

Den  Bankausschuß  bilden  außer  dem  Finanzminister  oder 
seinem  Stellvertreter  als  Vorsitzenden  acht  vom  Finanzminister 
ernannte  Mitglieder.  Die  vom  Närodni  shromäzdeni  im  Sinne 
des  §  17  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  84,  gewählte  Kommission  hat  das  Recht,  ihren  Vertreter  zu 
allen  Versammlungen  und  Verhandlungen  des  Bankausschusses 
mit  den  Rechten  eines  Mitgliedes  zu  entsenden.  Der  Minister  er* 
nennt  einen  Vorsitzenden?Stellvertreter  aus  den  Mitgliedern  des 
Ausschusses. 

Die  Mitgliedschaft  im  Bankausschusse  dauert  bis  zur  Ab* 
berufung  und  ist  ein  Ehrenamt.  Die  Beamten  der  Geschäftslei* 
tung  bestellt  der  Finanzminister  entweder  aus  dem  Status  des 
Ministeriums  oder  als  Vertragsbeamte. 

§5. 

Im  Wirkungskreise  des  Bankausschusses  beim  Finanzmini* 
sterium  wird  ein  Statut  und  für  die  Geschäftsleitung  eine  Ge* 
Schäftsordnung  (Instruktion),  die  der  Genehmigung  des  Finanz* 
ministers  unterliegen,  erlassen  werden.  In  das  Statut  ist  die  Be* 
Stimmung  aufzunehmen,  auf  welche  Weise  außer  der  Vorkehrung 
nach  §  4  die  parlamentarische  Kontrolle  im  Sinne  des  §  17  des 
Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  durch* 
geführt  werden  wird. 
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§6. 

Für  die  Amticrung  der  Hauptanstalt  und  der  Filialen  der 
Österreichisch?ungarischen  Bank,  soweit  sie  im  übertragenen 
Wirkungskreise  als  Organe  des  Bankamtes  tätig  sein  werden, 
werden  entsprechende  Instruktionen  herausgegeben  werden. 

Dem  Finanzminister  wird  das  Recht  vorbehalten,  für  ein* 
zelne  Filialen  und  Stellen  des  Bankamtes  Staatskommissäre  zu 
ernennen.  Soweit  es  sich  nicht  um  Aufgaben  handelt,  die  in  den 
Kreis  des  Bankamtes  fallen,  werden  bis  zur  anderweitigen  Rege? 
lung  die  Angestellten  der  Hauptanstalt  und  der  Filialen  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  im  Gebiete  des  tschechoslowakischen 
Staates  auch  weiterhin  für  die  Österreichisch?ungarische  Bank 
fungieren.  In  gleicher  Weise  wird  bezüglich  der  Gebäude  und 
Einrichtungen  das  gegenseitige  Verhältnis  so  geregelt  werden, 
daß  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  die  Amtierung  in  den? 
jenigen  Zweigen  ermöglicht  wird,  die  nicht  auf  den  tschecho?slo? 
wakischen  Staat  übergegangen  sind. 

§7. 

Das  Bankamt  wird  verpflichtet  sein,  als  fachlicher  Beirat 
in  Staatskreditangelegenheiten  auch  für  das  Finanzministerium  zu 
fungieren,  und  hat  das  Recht,  Initiativanträge  vorzulegen. 

Dem  Wirkungskreis  des  Bankamtes  wird  die  geschäftliche 
Verwaltung  der  Staatsschulden  überhaupt  zugeteilt  werden  und 
es  wird  ihm  auch  die  tschechoslowakische  Devisenzentrale  unter? 
geordnet  sein. 

§3. 

Bis  zur  Bestellung  der  im  §  4  angeführten  Organe  und  bis 
zur  Erlassung  des  Statutes  und  der  Instruktionen  wird  das  Fi? 
nanzministerium  die  Agenda  durch  provisorisch  dazu  bestimmte 
Organe  führen.  Insbesondere  hat  der  Finanzminister  das  Recht, 
bis  auf  weiteres  die  Haupt?  und  Bezirks?Staatskommissariate  für 
die  Banknotenstempelung  in  Tätigkeit  zu  belassen  und  sie  dem 
Bankamte  zu  unterstellen. 

§  9. 

Der  Vollzug  wird  dem  Finanzminister  aufgetragen. 
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§  10. 

Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Gesetz  vom  14.  April  1920,  Slg.  d.  G.  u,  V.  Nr,  347, 
über  die  Aktien'Zettelbank. 

Das  Närodni  shromäzdem  der  tschechoslowakischen  Repu* 
blik  hat  folgendes  Gesetz  beschlossen: 

A.  Währungsbestimmungen. 
L  Privilegium  und  Banknoten  (§§  1—38). 
§  1. 

Die  Regelung  des  Umlaufes  der  Zahlungsmittel  ist  ein  aus? 
schließliches  Recht  des  Staates.  Diese  Regelung  wird  durch  die* 
ses  Gesetz  und  das  Währungsgesetz,  gegebenenfalls  durch  wei* 
tere  besondere  Gesetze  durchgeführt  werden. 

§  2. 

Damit  dem  Staate  rechtzeitig  die  weiteren  Mittel  zur  all* 
mählichen  Regelung  der  Währung  beigestellt  werden,  wird  die 
Regierung  ermächtigt,  nach  Vorkehrung  der  geeigneten  vorberei* 
tenden  Maßnahmen  in  dem  Zeitpunkte,  in  dem  die  Wirtschaft? 
liehen  Voraussetzungen  hiezu  gegeben  sein  werden,  eine  Aktien* 
Zettelbank  zu  errichten. 

§  3. 

Die  Grundlage  für  die  Ausgabe  der  Banknoten  wird  die 
durch  das  Währungsgesetz  bestimmte  Währungseinheit  bilden. 

§4.  • 

Die  Zettelbank  ist  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
und  nach  den  Statuten,  die  dessen  Bestandteil  bilden,  auszu* 
gestalten.  Diese  Statuten  können  nur  durch  ein  Gesetz  geändert 
werden. 
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§5. 

Dieser  Bank  obliegt  die  Sorge  für  den  Umlauf  der  Zahlungs* 
mittel  und  deren  richtige  Wirkung  im  Staate,  für  die  Gewährung 
von  Krediten  an  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  für  die 
Ausgestaltung  der  Giroeinrichtungen  (Clearing),  für  die  Organi* 
sation  und  Konzentrierung  der  Einnahmen  und  Barbestände  des 
Staates,  ferner  die  Sorge  für  die  Erhaltung  des  Kurses  der  Wäh* 
rungseinheit  auf  den  ausländischen  Märkten  in  der  ihr  durch  das 
Gesetz  gegebenen  Höhe  (§  42). 

§6. 

Die  Bank  vertritt  einvernehmlich  mit  dem  Finanzministe^ 
rium  den  Staat  im  internationalen  Clearingverkehr. 

§7. 

Die  Tätigkeit  der  Bank  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Gebiet 
der  tschechoslowakischen  Republik  und  wird  von  der  Bank  an 
den  durch  die  Regierung  im  Einvernehmen  mit  der  Bank  bestimm* 
ten  Orten  ausgeübt  (§  55). 

§8. 

Die  innere  Amtssprache  der  Bank  ist  die  tschechoslowaki* 
sehe.  Diese  Sprache  ist  die  Verhandlungssprache  in  den  General? 
Versammlungen  und  in  allen  Banksitzungen  und  die  Sprache,  in 
der  die  Bank  die  vorgeschriebenen  Kundmachungen  und  Aus* 
weise  veröffentlicht.  In  Städten,  wo  mehr  als  20%  der  Bevölke* 
rung  einer  anderen  Nationalität  als  der  tschechoslowakischen  an? 
gehören,  wird  den  Verlautbarungen  auch  eine  Übersetzung  in 
der  betreffenden  Sprache  beigefügt.  Der  gleiche  Grundsatz  gilt 
für  die  Aufschriften  an  den  Gebäuden  und  im  Inneren  der  Amts* 
lokalitäten  der  Bank. 

§  9. 

Dieser  Bank  wird  das  ausschließliche  Recht  (Privilegium) 
erteilt,  in  der  tschechoslowakischen  Republik  Banknoten,  d.  i. 
unverzinsliche  Anweisungen  auf  sich  selbst  auszugeben.  Für  die 
Zeit  des  Bestandes  des  Privilegiums  darf  in  der  tschechoslowa* 
kischen  Republik  niemand  Zahlungsmittel  welcher  Art  immer 
ohne  Zustimmung  des  Staates  und  der  Bank  ausgeben. 
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Der  Staat  verzichtet  für  die  Zeit  des  Bestandes  des  Privile* 
giums  auf  das  Recht,  Staatsnoten  auszugeben,  beziehungsweise 
den  bei  Aufnahme  der  Tätigkeit  der  Bank  festgestellten  Umlauf 
an  Staatsnoten  zu  erhöhen  oder  den  Betrag  dieser  Staatsnoten 
nach  Einziehung  neuerdings  auszugeben.  Auf  die  vom  Staate  ge* 
prägten  Münzen  erstreckt  sich  diese  Bestimmung  nicht. 

§  10. 

In  der  tschechoslowakischen  Republik  sind  ausländische 
Zahlungsmittel  nur  Gegenstand  des  Handels.  Hierdurch  wird  je* 
doch  das  Recht  der  Staatsverwaltung  nicht  beeinträchtigt,  die 
Annahme  einzelner  ausländischer  Zahlungsmittel  im  festgesetzten 
Kassawerte  bei  bestimmten  staatlichen  (z.  B.  Zoll*,  Eisenbahn* 
und  Postkassen)  und  privaten  Kassen  (z.  B.  Eisenbahnkassen) 
zuzulassen.  Die  währungsmäßige  Verwendung  ausländischer  Zah* 
lungsmittel  kann  nur  durch  ein  Gesetz  ausgesprochen  werden. 

§  11. 

Dieses  Privilegium  wird  der  Bank  auf  die  Dauer  von  20  Jah? 
ren,  gerechnet  von  dem  Tage,  an  dem  die  Bank  ihre  Wirksamkeit 
beginnt,  erteilt.  Dieses  Privilegium  kann  der  Bank  auch  vor  Ab* 
lauf  dieser  Zeit  entzogen  werden,  insbesondere,  wenn  eine  grobe 
Verletzung  dieses  Gesetzes  oder  der  Statuten  erfolgt  ist;  es  kann 
durch  ein  Gesetz  verlängert  werden,  falls  die  Bank  hierum  läng* 
stens  zwei  Jahre  vor  Ablauf  der  Privilegiumsdauer  ansucht. 

§  12. 

Das  Privilegium  der  Bank  erlischt: 

a)  durch  Ablauf  der  Privilegiumsdauer  (§  11), 

b)  wenn  die  Bank  ihrer  Verpflichtung  gemäß  §  15  nicht 
nachgekommen  ist, 

c)  wenn  die  Bank  mehr  als  ein  Drittel  des  Aktienkapitals 
verloren  hat  und  dieses  Kapital  nicht  binnen  Jahresfrist  neuer* 
lieh  auf  die  ursprüngliche  Höhe  ergänzt  worden  ist. 

d)  durch  Entziehung  des  Privilegiums  gemäß  §  11, 

e)  wenn  die  Bank  hierum  auf  Grund  eines  ordnungsmäßi* 
gen,  von  der  Regierung  genehmigten  Beschlusses  der  General* 
Versammlung  (§  117)  ansucht. 

18 
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§  13. 

Die  von  der  Bank  ausgegebenen  Banknoten  werden  im  In? 
lande  gesetzliches  Zahlungsmittel  kraft  eines  besonderen  Ge? 
setzes,  das  vor  Errichtung  der  Bank  erlassen  werden  wird. 

§  14. 

Die  Banknoten  lauten  auf  den  Inhaber. 
Die  Banknoten  können  weder  amortisiert  noch  durch  Vor* 
merkung  belastet  werden. 

§  15. 

Durch  ein  besonderes  Gesetz  wird  der  Zeitpunkt  bestimmt 
werden,  mit  welchem  der  Bank  die  Verpflichtung  erwächst,  die 
von  ihr  ausgegebenen  Banknoten  bei  Vorlage  bei  ihrer  Haupt? 
kasse  in  Prag  gegen  im  Währungsgesetze  bestimmtes  Metallgeld 
einzulösen. 

Wenn  die  Bank  diese  ihre  Verpflichtung  nicht  binnen 
24  Stunden  nach  Vorlage  erfüllt,  ohne  sich  auf  höhere  Gewalt 
berufen  zu  können,  verliert  sie  ihr  Privilegium  (§§  11,  12). 

Bei  den  Filialen  aber  wird  die  Bank  zur  Einlösung  in  Metall? 
Währung  nur  verpflichtet  sein,  soweit  es  deren  Barbestände  ge? 
statten. 

§  16. 

Die  Banknoten  lauten  auf  durch  zehn  teilbare  Beträge.  Den 
zulässigen  Gesamtbetrag  der  Banknoten  in  Gattungen  unter  fünf? 
zig  Währungseinheiten  bestimmt  die  Regierung.  Auf  weniger  als 
zehn  Währungseinheiten  lautende  Banknoten  kann  die  Bank  nur 
auf  Grund  eines  besonderen  Gesetzes  ausgeben. 

§  17. 

Die  Banknoten  haben  technisch  so  vollendet  zu  sein,  daß 
ihre  Nachahmung  tunlichst,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  der 
künstlerischen  Seite  unmöglich  gemacht  werde. 

§  18. 

Der  Text  der  Banknoten  ist  böhmisch  und  enthält  die  Er? 
kiärung,  daß  die  tschechoslowakische  Nationalbank  bei  Vorlage 
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der  Banknote  den  Betrag,  auf  den  sie  lautet,  in  dem  durch  das 
Währungsgesetz  bestimmten  Metalle  einlöst. 

Außerdem  sind  die  Banknoten  mit  dem  Datum  der  Aus? 
gäbe  zu  versehen,  das  für  die  gewählte  Type  gleich  sein  kann, 
insolange  diese  Type  für  den  betreffenden  Betrag  nicht  geändert 
wird,  ferner  sind  sie  mit  der  vollen  Unterschrift  der  Bank,  die  in 
Druck  ausgeführt  sein  kann,  zu  versehen.  Auf  der  Banknote  ist 
die  Strafklausel  aufzudrucken.  Ferner  ist  die  Bezeichnung  des 
Betrages  auf  den  Banknoten  in  folgenden  Sprachen  anzuführen: 
in  slowakischer,  russischer,  deutscher,  polnischer  und  magyari? 
scher. 

§  19. 

Die  Nachmachung  oder  Verfälschung  der  von  der  Bank  aus? 
gegebenen  Banknoten  und  Aktien  mit  den  dazu  gehörigen  Ku? 
pons  und  Talons  wird  als  Nachmachung  öffentlicher  Kredit* 
papiere  (Gesetz  vom  22.  Mai  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  269)  be? 
straft,  die  Nachmachung  anderer  von  der  Bank  ausgegebener 
Urkunden  aber  als  Nachmachung  öffentlicher  Urkunden  nach 
dem  Strafgesetze. 

Die  Erzeugung  von  in  der  Ausstattung  Banknoten  nach? 
ahmenden  Druckwerken,  sei  es  durch  Druck  oder  in  anderer 
Art  zwecks  Reklame  u.  dgl.,  ist  verboten. 

Die  Übertretung  dieses  Verbotes  ist  nach  §  325  österr.  St.  G., 
§  582  Mil.  St.  G.  und  im  Gebiete  des  ungarischen  Strafrechtes  als 
Vergehen  mit  Arrest  von  einem  bis  zu  drei  Monaten  zu  bestrafen, 
wobei  der  Verfall  der  gesetzwidrig  angefertigten  Erzeugnisse  aus? 
zusprechen  ist.  Die  Bestrafung  dieses  Vergehens  wird  dem  Wir? 
kungskreise  der  Bezirksgerichte  zugewiesen. 

Wer  unbefugt  Banknoten  ausgibt,  macht  sich,  sofern  nicht 
der  Tatbestand  einer  strenger  strafbaren  Handlung  vorliegt,  eines 
Vergehens  schuldig  und  ist  mit  einer  Geldstrafe  in  der  Höhe  des 
zehnfachen  Betrages  der  von  ihm  ausgegebenen  Banknoten,  min? 
destens  aber  mit  einem  Betrage  von  Kc  10.000  zu  bestrafen. 

Für  das  Strafverfahren  und  die  Urteilsfällung  über  dieses 
Vergehen  ist  ausschließlich  das  Landes?Strafgericht  in  Prag  zu? 
ständig.  Die  Verfolgung  findet  nur  auf  Verlangen  der  Aktien? 
Zettelbank  statt. 

18* 
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Im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  ist  eine  angemessene  Arrest* 
strafe,  jedoch  nicht  in  der  Dauer  von  mehr  als  einem  Jahre  fest* 
zusetzen. 

Die  Geldstrafen  fallen  dem  Staate  zu. 

§  20. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  nachgemachte  Banknoten  gegen  Be* 
stätigung  ohne  Ersatz  einzuziehen.  Das  gleiche  Recht  steht  ihr 
bezüglich  der  Münzen  zu,  insoweit  sie  gemäß  §  32  für  den  Staat 
den  Umlauf  der  Münzen  besorgt. 

§  21. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  bei  ihren  Kassen  nach  Zulaß  der 
Vorräte  Banknoten  gegen  andere  Gattungen  umzuwechseln. 

§  22. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  abgenützte,  beschmutzte  oder 
durch  den  Umlauf  beschädigte  Banknoten  durch  neue  zu  ersetzen 
und  für1  unvollständige  Banknoten  den  Ersatz  nach  dem  Flächen* 
ausmaße  des  vorgelegten  Restes  auszuzahlen.  Die  Bank  hat  das 
Recht,  für  absichtlich  beschädigte  Banknoten  eine  den  Herstel* 
lungskosten  annähernd  gleichkommende  Gebühr  einzuheben. 

§  23. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  neue  Ausgaben  von  Banknoten  mit 
der  Beschreibung  dem  Finanzministerium  anzuzeigen,  das  die 
Kundmachung  in  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen 
veranlaßt.  Ebenso  ist  die  Einziehung  einer  Gattung  oder  aller 
Banknoten  in  der  gleichen  Weise  mit  genauer  Festsetzung  der 
Frist,  bis  zu  welcher  die  Banknoten  Zahlungsmittel  bleiben,  und 
der  Frist,  bis  zu  welcher  sie  dann  noch  bei  der  Bank  eingewechselt 
werden  können,  anzuzeigen. 

§  24. 

Der  Betrag  der  Banknoten,  welcher  innerhalb  dieser  end* 
gültigen  Einberufungsfrist,  die  regelmäßig  mit  fünf  Jahren,  ge* 
rechnet  von  dem  Tage,  an  dem  sie  aufhören,  Zahlungsmittel  zu 
sein,  festgesetzt  wird,  nicht  zur  Umwechslung  vorgelegt  wurden, 
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fällt  dem  Staate  zu  und  wird  vom  Gesamtumlaufe  abgeschrieben. 
Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  derartige  später  vorgelegte  Bank? 
noten  umzuwechseln.  Allfällige  Ersatzleistungen  für  solche  Bank* 
noten  können  nur  auf  Grund  einer  Entscheidung  und  auf  Rech? 
nung  der  Staatsverwaltung  erfolgen. 

§  25. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  nach  Einziehung  der  bei  ihrer 
Gründung  umlaufenden  Staatsnoten  Zahlungen  nur  in  den  von  ihr 
ausgegebenen  Banknoten  und  im  allgemein  geltenden  Ausmaße 
in  den  vom  Staate  ausgegebenen  Münzen  anzunehmen. 

§  26. 

Die  in  Umlauf  gesetzten  Banknoten  müssen  wenigstens  eine 
35%ige  Metallbedeckung  (§  28),  der  Rest  und  die  sonstigen  so* 
gleich  fälligen  Verbindlichkeiten  der  Bank  eine  handelsmäßige 
Bedeckung  (§  29)  haben.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  für  ein  solches 
Verhältnis  dieser  Bedeckungen  Sorge  zu  tragen,  daß  ihr  die  Er? 
füllung  des  §  15  ermöglicht  werde. 

Für  umlaufende  Banknoten  gelten  alle  ausgegebenen  Banks 
noten,  die  nicht  in  die  Kassen  der  Bank  zurückgekehrt  sind. 

§  27. 

Die  Inhaber  von  Banknoten  und  die  Gläubiger  aus  sogleich 
fälligen  Verbindlichkeiten  der  Bank  haben  zur  Befriedigung  ihrer 
Forderungen  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  auf  diese  Bedeckun? 
gen  und  auf  das  ganze  Vermögen  der  Bank  vor  allen  anderen  An? 
Sprüchen,  ausgenommen  die  Ansprüche  der  Bediensteten  der  Bank 
nach  den  Konkursordnungen. 

§  28. 

In  die  Metallbedeckung  können  eingerechnet  werden: 

a)  Gold  in  allen  Arten  in  unbegrenzter  Höhe,  1kg  Fein? 
gold  berechnet  zu  dem  durch  das  Währungsgesetz  als  Grundlage 
der  Währungseinheit  bestimmten  Preise;  bei  ungemünztem 
Golde  ist  die  Prägegebühr  in  Abzug  zu  bringen; 

b)  ausländische  Zahlungsmittel,  Devisen,  die  im  übrigen  die 
Eigenschaft  von  zum  Eskompte  zugelassenen  Wechseln  besitzen* 
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und  Forderungen  im  Auslande,  lautend  auf  in  Gold  einlösbare 
Beträge,  bis  zur  Höhe  des  eingezahlten  Aktienkapitals,  berechnet 
in  Goldparität; 

c)  Silber  in  allen  Arten  bis  zur  Höhe  von  50  Millionen  Wäh? 
rungseinheiten,  wobei  das  Silber  in  der  durch  das  Währungsgesetz 
bestimmten  Relation  zu  bewerten  ist; 

d)  Scheidemünzen  der  tschechoslowakischen  Republik  aus 
Silber  oder  anderen  Metallen  bis  zu  5%  des  gesamten  Banknoten* 
Umlaufes,  keineswegs  aber  für  mehr  als  25  Millionen  Währungs? 
einheiten. 

§  29. 

Die  handelsmäßige  Bedeckung  besteht  in  leicht  gegen  bar 
einzuwechselnden  Werten  und  die  Bank  darf  diese  Bedeckung  nur 
in  den  durch  die  Statuten  festgesetzten  Formen  und  Geschäften 
(§  121)  erwerben.  In  die  handelsmäßige  Bedeckung  können  auch 
die  im  §  28  ad  b)  angeführten  W^erte  eingerechnet  werden,  inso? 
weit  sie  den  in  die  Metallbedeckung  einrechenbaren  Betrag  über? 
steigen. 

§  30. 

Von  dem  Umlaufe  der  durch  Metall  nicht  gedeckten  Bank? 
noten  hat  die  Bank,  insoweit  er  im  ersten  Semester  eines  Kaien? 
derjahres  500  Millionen  Währungseinheiten  und  im  zweiten  Se? 
mester  600  Millionen  übersteigt,  eine  4'8%ige  Banknotensteuer 
zu  entrichten.  Diese  Steuer  wird  pro  rata  temporis  entrichtet 
und  deren  Abrechnung  erfolgt  zu  Ende  des  Jahres  nach  den  in 
den  Ausweisen  gemäß  §  139  die  Höhe  des  Umlaufes  angebenden 
Beträgen. 

§  31. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  Gold  von  jedermann  jederzeit  bei 
ihrer  Hauptanstalt  in  Prag  zu  dem  durch  das  'Währungsgesetz  be? 
stimmten  Preise  zu  kaufen.  Diese  Verpflichtung  besteht  nicht, 
falls  es  sich  um  eine  Menge  handelt,  die  ein  kg  Feingold  nicht 
erreicht. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  beim  Ankaufe  die  Präge?  und  Prü? 
fungsgebühren  in  Abzug  zu  bringen. 
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§  32. 

Die  Bank  wird  im  Gebiete  des  Staates  den  Münzenumlauf 
besorgen,  d.  h.  die  Münzen  von  der  Staatsverwaltung  überneh? 
men,  in  Umlauf  setzen,  umwechseln  und  einziehen  und  für  die 
Reinheit  des  Umlaufes  Sorge  tragen.  Für  diese  Leistungen  darf 
die  Bank  nur  die  Barauslagen  verrechnen. 

§  33. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  im  Interesse  eines  geordneten 
Kreditwesens  eine  Evidenz  der  Handelskredite  im  ganzen  Staate 
zu  schaffen  und  sie  so  zu  führen,  daß  ein  Mißbrauch  der  Kredite 
tunlichst  verhindert  werde.  Die  Bank  ist  berechtigt,  zu  diesem 
Zwecke  von  jedermann  Belege  und  Berichte  einzuholen. 

§  34. 

Die  Bank  eröffnet  der  Staatsverwaltung  ein  Konto,  auf  das 
jeder  noch  nicht  fällige  Steuern  abführen  kann.  Die  Bank  stellt 
für  derartige  Zahlungen  Bescheinigungen  aus,  die  auf  den  Inhaber 
lauten  und  vom  Tage  des  Erlages  bis  zu  dem  Tage  verzinslich 
sind,  an  dem  der  Inhaber  die  fällige  Steuer  mittels  der  Bescheinig 
gung  bezahlt.  Die  Höhe  des  Zinsfußes  wird  jeweils  von  der 
Staatsverwaltung  im  Einvernehmen  mit  der  Bank  bestimmt.  Die 
Bescheinigungen  können  nur  auf  durch  100  teilbare  Beträge  lau? 
ten  und  nur  so  stilisiert  sein,  daß  ersichtlich  ist,  daß  der  Staat 
und  nicht  die  Bank  der  Schuldner  ist  sowie  daß  auch  die  Ver? 
zinsung  vom  Staate  getragen  wird. 

§  35. 

Dem  Staate  steht  das  Recht  zu,  die  Einrichtungen  der  Bank 
zur  Ergänzung  und  Zentralisierung  des  staatlichen  Kassendienstes 
zu  benützen.  Über  die  Art  und  das  Ausmaß  der  Ausnützung  die? 
ses  Rechtes  wird  sich  die  Regierung  stets  mit  der  Bank  ins  Ein? 
vernehmen  setzen.  Die  Bank  darf  für  diese  Dienste  dem  Staate 
nur  die  Barauslagen  anrechnen. 

§  36. 

Die  Staatsverwaltung  und  die  Staatsanstalten  werden  die 
zeitweiligen  Überschüsse  aus  der  laufenden  staatlichen  Gebarung 
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in  der  Regel  bei  der  Bank  anlegen  und  die  Bank  ist  verpflichtet, 
sie  zu  übernehmen.  Die  Staatsverwaltung  kann  verlangen,  daß 
die  Bank  für  Rechnung  des  Staates  einen  Teil  dieser  Überschüsse 
bis  zu  der  Höhe,  unter  die  sie  erfahrungsgemäß  niemals  sinken, 
in  Staatspapieren  der  tschechoslowakischen  Republik  anlegt.  Die 
Gewinne  aus  einer  solchen  Anlage  in  Staatspapieren  fallen  dem 
Staate  zu.  Die  so  angelegten  Überschüsse  werden  von  den  freien 
(Giro?)Einlagen  des  Staates  abgeschrieben.  Bei  anderen  Geld? 
instituten  darf  die  Staatsverwaltung  Überschüsse  nur  im  Einver? 
nehmen  mit  der  Bank  anlegen,  welches  Einvernehmen  sich  auch 
auf  den  Zinsfuß  beziehen  muß. 

Die  Bank  darf  für  die  Führung  der  staatlichen  Rechnungen 
und  für  die  für  den  Staat  bewirkten  Auszahlungen  keinerlei  Ge? 
bühren,  für  Geldsendungen  aber,  die  im  Auftrage  und  für  Rech? 
nung  der  Staatsverwaltung  bewirkt  wurden,  nur  die  Barauslagen 
verrechnen. 

§  37. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  dem  Finanzministerium  viermal 
monatlich  nach  §  139  zusammengestellte  Ausweise  zu  liefern.  Die 
Bank  hat  gleich  nach  Rechnungsabschluß  dem  Finanzministerium 
einen  Bericht  über  die  ganzjährigen  Ergebnisse  und  nach  der  Ge? 
neralversammlung  einen  Bericht  über  deren  Verlauf  zu  erstatten. 
Der  Gouverneur  der  Bank  hat  alljährlich  nach  der  ordentlichen 
Generalversammlung  den  gesetzgebenden  Körperschaften  einen 
schriftlichen  Bericht  über  die  Tätigkeit  der  Bank  für  das  abge? 
laufene  Jahr  sowie  über  die  in  den  Bereich  der  Zettelbank  fallen? 
den  und  für  den  Staat  wichtigen  Fragen  und  Vorkommnisse  vor? 
zulegen. 

§  38. 

Erlischt  das  Privilegium  der  Zettelbank  (§  12),  so  ist  der 
Staat  berechtigt,  von  ihr  entweder  das  gesamte  Vermögen  samt 
den  Verbindlichkeiten  oder  nur  einen  Teil  hievon  zu  über? 
nehmen. 

I.  Übernimmt  der  Staat  das  ganze  Geschäft  der  Zettelbank, 
so  ist  er  verpflichtet,  falls  es  sich  nicht  um  die  im  §  12  unter 
lit.  b),  c),  d)  angeführten  Fälle  handelt,  diese  seine  Absicht  der 
Bank  wenigstens  zwei  Jahre  vor  Ende  der  Privilegiumsdauer 
(§  11)  bekanntzugeben.  In  einem  solchen  Falle  wird  eine  Liquida? 
tion  überhaupt  nicht  durchgeführt. 
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Das  gesamte  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen  und 
alle  Berechtigungen  der  Bank  gehen  im  ganzen  Umfange  auf  den 
Staat  über,  der  zugleich  die  Verpflichtung  übernimmt,  alle  An? 
sprüche  sämtlicher  Gläubiger  der  Bank,  insbesondere  auch  die 
Ansprüche  der  Banknoteninhaber  zu  befriedigen  und  sie  läng? 
stens  innerhalb  eines  Jahres  durch  die  übernommenen  Angestellt 
ten  der  Bank  ordnungsmäßig  verrechnen  zu  lassen. 

Den  Aktionären  zahlt  der  Staat  für  die  Aktien  den  Nenn? 
wert  samt  einem  10%igen  Zuschlag  und  außerdem  die  Hälfte  des 
Reservefonds  (§  135)  aus.  Die  Einhaltung  dieser  Bedingungen 
überwacht  der  Bankrat,  dessen  Aufgabe  mit  deren  Erfüllung 
endigt. 

II.  Auch  wenn  der  Staat  nicht  das  ganze  Geschäft  der  Zettel? 
bank  übernimmt  (I),  ist  er  in  den  Fällen  des  §  12  berechtigt,  von 
der  Bank  sämtliche  Gebäude  und  Grundstücke,  das  ganze  In? 
ventar,  die  Kanzleieinrichtung,  einschließlich  aller  Vorräte  an 
Drucksorten  und  anderen  Erfordernissen,  ferner  auch  die 
Druckerei  für  die  Banknoten  und  Wertpapiere  ins  Eigentum  zu 
übernehmen  und  in  alle  Mietverträge,  betreffend  die  zum  Be? 
triebe  der  Bankgeschäfte  notwendigen  Räumlichkeiten,  einzu? 
treten,  ist  jedoch  verpflichtet,  wenn  es  sich  nicht  um  die  im  §  12, 
lit.  b),  c),  d),  e)  angeführten  Fälle  handelt,  diese  seine  Absicht 
der  Bank  längstens  ein  Jahr  vor  dem  Ende  der  Privilegiums? 
dauer  (§  11)  bekanntzugeben. 

In  diesem  Falle  führt  der  Staat  die  Liquidation  durch  die 
übernommenen  Bankbeamten  durch. 

Den  Übernahmspreis  in  Banknoten  der  Zettelbank  be? 
stimmt,  sofern  sich  der  Staat  mit  der  Bank  nicht  einigen  könnte, 
eine  besondere  sechsgliedrige,  aus  3  Vertretern  des  Finanzmini? 
steriums  und  3  Vertretern  der  Bank  bestehende  Kommission. 
Den  Vorsitz  in  dieser  Kommission  führt  der  Gouverneur  der 
Bank,  der  bei  Stimmengleichheit  entscheidet. 

In  beiden  Fällen  (I  und  II)  ist  der  Staat  verpflichtet,  alle 
definitiven  aktiven  Angestellten  der  Bank  mit  allen  ihren  der  Bank 
gegenüber  erworbenen  Rechten  in  seine  Dienste  zu  übernehmen, 
und  er  übernimmt  auch  den  Pensionsfonds  der  Bank  mit  dem 
gesamten  Vermögen  und  den  Verpflichtungen  desselben  in  seine 
Verwaltung. 
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II.  Übergangsbestimmungen,  Kapitalsbeteiligung 
des  Staates  (§§  39—51). 

§  39. 

Solange  Staatsnoten  im  Umlaufe  sind,  ist  dib  Bank  ver? 
pflichtet,  den  Staatsnotenumlauf  zu  besorgen,  insbesondere  die 
Staatsnoten  nach  Maßgabe  der  Vorräte  umzuwechseln,  abge? 
nützte  durch  neue  zu  ersetzen,  den  Druck  neuer  zu  besorgen, 
wobei  dem  Staate  nur  die  tatsächlichen  Auslagen  anzurechnen 
sind,  und  bei  deren  Einziehung  mitzuwirken.  Die  Bank  ist  auch 
berechtigt,  nachgemachte  Staatsnoten  ohne  Ersatz  gegen  bloße 
Bestätigung  einzuziehen,  und  ist  verpflichtet,  auch  sonst  mit  den 
Staatsnoten  ähnlich  wie  mit  den  Banknoten  gemäß  §  23  zu  ver? 
fahren. 

§  40. 

Solange  Staatsnoten  mit  Zwangskurs  im  Umlaufe  sind,  ist 
die  Bank  berechtigt,  von  dem  ausgewiesenen  Banknotenumlaufe 
die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Staatsnoten  abzurechnen.  Diese 
verringerte  Summe  des  Umlaufes  wird  für  die  Beurteilung  der 
Bedeckung  sowie  für  das  Ausmaß  der  Banknotensteuer  entscheid 
dend  sein. 

§  41. 

Solange  der  Handel  mit  Devisen,  ausländischen  Forderun* 
gen  und  Zahlungsmitteln  für  staatliche  oder  allgemeine  Zwecke 
gebunden  sein  wird,  wird  die  Bank  teilweise  oder  ganz  mit  der 
Besorgung  dieses  Geschäftes  und  dessen  Kontrolle  betraut  sein. 
Die  Bank  darf  den  aus  diesen  Funktionen  sich  ergebenden  Rein? 
gewinn  beim  Ankaufe  von  Gold  zu  einem  besseren,  als  dem  im 
§  31  festgesetzten  Preise  in  der  Weise  verwenden,  daß  sie  die 
Differenz  zwischen  diesem  und  dem  Ankaufspreise  aus  dem  er? 
wähnten  Reingewinne  deckt. 

§  42. 

Die  Bank  kann  vor  Erlassung  des  im  §  15  bezeichneten  Ge? 
setzes  für  die  ihr  im  §  5  übertragene  Obsorge  für  die  Erhaltung 
des  Kurses  der  Währungseinheit  auf  den  ausländischen  Märkten 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden. 
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§  43. 

Der  Finanzminister  betraut  die  von  ihm  bestimmten  Per* 
sonen  mit  der  Bildung  der  Aktiengesellschaft  für  die  Zettelbank, 
setzt  die  Art  und  die  Bedingungen  fest,  wie  die  Zeichnung,  die 
Einzahlung  des  Kapitales,  die  Einberufung  der  konstituierenden 
Generalversammlung  und  die  Konstituierung  der  Gesellschaft 
durchgeführt  wird. 

§  44. 

Der  Staat  beteiligt  sich  an  dieser  Aktiengesellschaft  mit 
einem  Drittel  des  Aktienkapitals  durch  Zeichnung  eines  Drittels 
der  Aktien  (§  59). 

Das  Stimmrecht  für  diese  Aktien  sowie  für  Aktien,  die  auf 
andere  Weise  in  den  Besitz  des  Staates,  d.  i.  in  den  Besitz  irgend? 
welcher  staatlicher  Behörden  oder  Anstalten  gelangt  sind,  wird 
von  der  Staatsverwaltung  bei  den  Generalversammlungen  durch 
einen  vom  Finanzministerium  damit  betrauten  Bevollmächtigten 
ausgeübt. 

§  45. 

Wurde  nicht  das  ganze  Aktienkapital  gezeichnet,  so  beläßt 
die  Bank  die  nichtgezeichneten  Aktien  in  ihrem  Besitze  und  darf 
sie  freihändig,  keineswegs  aber  unter  dem  Nennwerte  verkaufen. 
Der  Gewinn  aus  dem  Verkaufe  über  dem  Nennwerte  fällt  dem 
Reservefonds  der  Bank  zu.  Die  Bank  darf  für  diese  Aktien 
keinerlei  Rechte  in  den  Generalversammlungen  ausüben  und 
diese  unverkauften  Aktien  haben  keinen  Anteil  am  Gewinne  der 
Bank.  Diese  Aktien  sind  in  den  Ausweisen  und  in  der  Bilanz 
ausdrücklich  als  solche  zu  bezeichnen  und  vom  Aktienkapital 
in  Abzug  zu  bringen. 

§  46. 

Die  Bank  konstituiert  sich  und  beginnt  ihre  Tätigkeit,  sobald 
zwei  Drittel  des  ganzen  Aktienkapitales  gezeichnet  und  einge? 
zahlt  und  die  in  den  §§  72  und  73  bezeichneten  Funktionäre  er? 
nannt  worden  sind. 

§  47. 

Die  Staatsverwaltung  übergibt  der  Bank  bei  Beginn  ihrer 
Tätigkeit  den  angesammelten  Valutaschatz  des  Staates,  bezie? 
hungsweise  die  auch  in  anderer  Weise  gewonnenen  Werte,  nach 
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den  im  §  28  bestimmten  Paritäten  bewertet.  Die  Staatsverwals 
tung  ist  jedoch  berechtigt,  aus  dem  Valutaschatze  vor  dessen 
Übergabe  die  Subskription  auf  die  nach  §  44  gezeichneten  Aktien 
zu  bezahlen.  Die  Bank  setzt  den  Gegenwert  für  den  übernomme? 
nen  Schatz,  d.  i.  einen  gleichen  Betrag  in  Banknoten  der  Regie? 
rung  auf  ein  besonderes  Konto,  aus  dem  der  Staat  bestreiten  wird: 

a)  den  Betrag,  der  zur  Erlangung  von  Werten  des  staatlichen 
Valutaschatzes  durch  Ankauf  ausgegeben  wurde; 

b)  die  Beträge,  die  ausgegeben  werden  müssen,  um  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  88, 
zur  Bildung  dieses  Schatzes  abgeschlossene  Valutaanleihe  nach 
Wahl  des  Gläubigers  in  den  ursprünglichen  oder  auf  Banknoten 
umgerechneten  Werten  zu  tilgen.  Diese  Beträge  können  auch 
vor  Tilgung  der  Anleihe  zum  Ankaufe  der  auf  die  Valutaanleihe 
ausgestellten  Bücher  verwendet  werden; 

c)  die  Kosten  anderer  zur  Regelung  der  Währung  dienen* 
den  Maßnahmen. 

§  48. 

Di  2  Bank  ist  verpflichtet,  bei  einer  aus  welchem  Grunde 
immer  entstandenen  Liquidation  dem  Staate  die  nach  §  47  über? 
nommenen  Werte  zurückzuerstatten,  falls  der  Staat  der  Bank 
die  Banknoten,  die  er  im  Austausch  für  sie  erhalten  hat,  zurück? 
zahlt.  Die  Zurückerstattung  hat  nach  Wahl  der  Bank  entweder 
in  den  ursprünglichen  W'erten  oder  in  Gold  und  Silber  zu  er? 
folgen,  auf  welche  auch  die  Papierwerte  nach  den  im  §  28  be? 
zeichneten  Paritäten  umgerechnet  werden  können. 

§  49. 

Die  Staatsverwaltung  übergibt  der  Bank  alle  Gebäude  und 
Grundstücke  und  das  ganze  für  das  Bankamt  des  Finanzministe? 
riums,  beziehungsweise  für  die  Banknotendruckerei  erworbene 
oder  angeschaffte  Inventar  um  den  Preis  ins  Eigentum,  den  eine 
besondere  sechsgliedrige,  aus  drei  Vertretern  des  Finanzministe? 
riums  und  drei  Vertretern  der  Bank  zusammengesetzte  Kommis? 
sion  bestimmt;  den  Vorsitz  in  dieser  Kommission  führt  der  Gou? 
verneur  der  Bank,  der  bei  Stimmengleichheit  entscheidet. 

Die  Übertragung  der  Vermögensobjekte  des  Bankamtes  des 
Finanzministeriums  auf  die  neue  Bank  gemäß  diesem  Paragraphen 
und  den  §§  38,  47  und  50  ist  gebühren?  und  stempelfrei. 
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§  50. 

Die  Bank  übernimmt  alle  definitiven  aktiven  Angestellten 
des  Bankamtes  des  Finanzministeriums  mit  allen  erworbenen 
Rechten,  und  Pflichten  in  ihre  Dienste. 

Die  Bank  übernimmt: 

1.  die  Werte,  welche  die  Staatsverwaltung  von  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  als  Äquivalent  für  die  Pensions* 
ansprüche  der  durch  das  Bankamt  des  Finanzministeriums  von 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank  übernommenen  Angestellten 
erhält; 

2.  die  Werte,  die  ihr  der  Staat  als  Äquivalent  der  Prämien? 
reserve  übergibt,  die  zur  Deckung  der  Ansprüche  der  übernom? 
menen  Angestellten  gemäß  §  42  der  Vdg.  vom  12.  Mai  1919,  Slg. 
d.  G.  u.  V.  Nr.  246,  für  die  Zeit  von  der  Errichtung  des  Bank? 
amtes  des  Finanzministeriums  bis  zur  Errichtung  der  Aktien? 
Zettelbank  erforderlich  ist; 

3.  die  Quote  der  Prämienbeträge,  die  von  der  Allgemeinen 
Pensionsanstalt  als  Äquivalent  der  Prämienreserve  jener  Ange? 
stellten  zurückerstattet  wird,  die  während  des  Bestandes  des 
Bankamtes  des  Finanzministeriums  bei  dieser  Anstalt  versichert 
waren. 

Diese  Werte  werden  einen  Grundbestandteil  des  Pensions? 
fonds  der  Bankangestellten  bilden.  Die  Bank  übernimmt  die 
Verpflichtung,  jenen  Personen  die  Pensionen  auszuzahlen,  denen 
sie  vom  Bankamte  des  Finanzministeriums  während  dessen  Tätig? 
keit  bemessen  wurden  (§  136). 

§  51. 

Die  Bank  übernimmt  die  Hauptanstalt  und  alle  Filialen  und 
Nebenstellen  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums,  übernimmt 
die  Verwaltung  aller  Geschäfte  desselben  und  wird  deren  Liqui? 
dation  auf  Rechnung  des  Staates  durchführen.  Die  Bank  wird 
die  so  übernommene  Hauptanstalt,  die  Filialen  und  Nebenstellen 
in  gleicher  Abstufung  in  ihre  Amtsstellen  umwandeln. 
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B.  Statuten, 

I.  Grundbestimmungen  und  besondere  Rechte  der  Bank 

(§§  52-70). 

§  52. 

Die  Zettelbank  ist  eine  Aktiengesellschaft,  errichtet  auf 
Grund  des  ihr  mit  diesem  Gesetze  (§§  1 — 51)  auf  die  Dauer  von 
zwanzig  Jahren,  gerechnet  vom  Tage  der  Aufnahme  ihrer  Tätig* 
keit,  erteilten  Privilegiums. 

Diese  Gesellschaft  übernimmt  ausdrücklich  die  aus  diesem 
Gesetze  und  den  dessen  Bestandteil  bildenden  Statuten  fließen? 
den  Rechte  und  Verbindlichkeiten. 

§  53. 

Die  Firma  dieser  Bank  lautet:  „Narodni  banka  Cesko? 
slovenskä",  slowakisch:  „Närodnä  banka  ceskoslovenskä",  in 
russischer  Übersetzung:  „Hap  0,41111  ö  öanKt  *iexoczLOBan,Kfii." 
in  deutscher:  „Cechoslovakische  Nationalbank",  in  polnischer: 
„Bank  naiodowy  Czeskoslowacki",  in  magyarischer:  „Csehszlo? 
väk  nemzeti  bank". 

Die  Bank  darf  das  Staatswappen  führen. 

§  54. 

Der  Sitz  der  Bank  ist  Prag.  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  auf 
das  ganze  Gebiet  der  tschechoslowakischen  Republik.  Die  Bank 
übt  ihre  Tätigkeit  durch  die  Zentrale  und  die  Hauptanstalt  in 
Prag,  in  hervorragenderen  Städten  durch  mit  besonderen  Amts? 
stellen  und  eigenem  Personal  ausgestattete  Filialen,  in  untergeord? 
neteren  Orten  aber  durch  Nebenstellen  aus,  bei  denen  andere 
Anstalten  mit  ihren  Funktionen  betraut  werden  können.  Sie  darf 
im  Auslande  Agenturen  errichten. 

§  55. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  die  nach  §  51  übernommenen  und 
umgewandelten  Amtsstellen  zu  erhalten  und  im  Einvernehmen 
mit  der  Regierung  (§  7)  neue  Hauptanstalten,  Filialen  und  Neben? 
stellen  in  Orten,  wo  dies  das  Interesse  des  Staates  erfordert. 
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innerhalb  einer  längstens  ömonatigen  Frist  nach  dem  betreffen? 
den  Regierungserlasse  zu  errichten.  Filialen  oder  Nebenstellen 
dürfen  während  der  Dauer  des  Privilegiums  nur  mit  Zustim- 
mung der  Regierung  aufgelassen  werden. 

Die  Stadt,  die  Sitz  einer  Hauptanstalt  oder  Filiale  ist,  heißt 
Bankplatz,  das  ihm  zugeteilte  Gebiet  Banksprengel. 

§  56. 

Für  die  Zentrale  der  Bank  gilt  'die  Bezeichnung  „Cecho? 
slovakische  Nationalbank  in  Prag",  für  deren  Prager  Amtsstelle 
„Cechoslovakische  Nationalbank,  Hauptanstalt  in  Prag",  für  die 
Amtsstellen  in  den  übrigen  Städten  die  Bezeichnung  „Cecho- 
slovakische Nationalbank,  Filiale  in  "  mit  der  Bezeichnung 

des  Sitzes  der  Filiale,  für  die  Nebenstellen  „N.  N.  in  

(Bezeichnung  der  den  betreffenden  Dienst  versehenden  Anstalt 
und  des  Ortes),  Nebenstelle  der  Cechoslovakischen  National? 
bank",  wenn  die  betreffende  Anstalt  in  dieser  Funktion  auftritt. 

§  57. 

Die  Bank  hat  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zettelbank  den  Cha? 
rakter  einer  öffentlichen,  Kreditgeschäfte  betreibenden  Anstalt. 
Soweit  in  diesem  Gesetze  nicht  anders  bestimmt  ist,  richtet  sich 
die  Bank  im  allgemeinen  nach  den  für  Aktiengesellschaften  gel? 
tenden  Normen. 

§  58. 

Das  Aktienkapital  der  Bank  beträgt  75,000.000  Währungs? 
einheiten  in  Gold,  verteilt  auf  150.000  Aktien  zu  500  Einheiten. 
Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Aktienkapitals  kann 
durch  ein  Gesetz  nach  Beschlußfassung  der  Generalversammlung 
(§  115)  erfolgen.  Die  Art  und  Weise,  wie  gegebenenfalls  infolge? 
dessen  neue  Aktien  ausgegeben  oder  alte  eingezogen  werden 
sollen,  unterliegt  der  Genehmigung  des  Finanzministeriums. 

Für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank  haftet  ihr  gesamtes  Ver? 
mögen. 

§  59. 

Es  können  auch  Kumulativaktien  zu  zehn  Stück  Aktien  ausr. 
gegeben  werden. 
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Der  Staatsverwaltung  wird  auf  die  gemäß  §  44  durchgeführte 
Zeichnung  von  50.000  Stück  Aktien  eine  Kumulativaktie  ausge* 
folgt  werden.  Die  vom  Staate  gezeichneten  Aktien  sind  unüber* 
tragbar  und  unveräußerlich. 

Jeder  Aktionär  hat  im  Verhältnisse  der  Anzahl  seiner  Ak* 
tien  einen  gleichen  Anteil  an  dem  Vermögen  und  den  Erträge 
nissen  der  Bank,  haften  aber  für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank 
nur  mit  dem  Betrage,  den  er  gemäß  den  Statuten  für  die  Aktie 
erlegt  hat. 

Die  Aktien  sind  unteilbar. 

§  60. 

Die  Aktien  lauten  auf  den  Namen  des  Aktionärs  und  ha* 
ben  g-anzj  ährige  Kupons,  lautend  auf  den  Überbringer,  mit  einem 
Talon  versehen  (nach  den  Mustern  A,  B,  C)*).  Die  Unterschriften 
auf  den  Aktien  können  durch  Druck  hergestellt  sein.  Die  Aktien 
werden  in  ein  Buch  der  Aktionäre  mit  Bezeichnung  des  Namens, 
Wohnortes  und  Standes  der  Inhaber  eingetragen. 

Die  Aktien  können  auf  andere  Personen  übertragen  wer* 
den;  die  Übertragung  erfolgt  mittels  Giros.  Die  Bank  prüft  die 
Echtheit  der  Unterschrift  nicht  und  übernimmt  keine  Verant* 
wortung  für  sie.  Die  Bank  erachtet  die  Vorlage  der  mit  Giro  ver? 
sehenen  Aktien  als  Legitimation  zu  dem  Ansuchen  um  Ände? 
rung  der  Eintragung  in  dem  Buche  der  Aktionäre.  Die  Änderun* 
.gen  der  Eintragungen  erfolgen  gebührenfrei.  Im  Verhältnisse  zur 
Bank  ist  Aktionär  derjenige,  dessen  Namen  in  dem  Buche  der 
Aktionäre  als  Eigentümer  eingetragen  ist. 

§  61. 

Jeder  Aktionär  kann  sich  das  Eigentumsrecht  auf  seine 
Aktien  dadurch  sichern,  daß  er  die  Aktien  der  Bank  vorlegt  und 
um  die  Vormerkung  in  dem  Buche  der  Aktionäre  ansucht,  daß 
die  Übertragung  dieser  Aktien  gebunden  sei  und  nur  mittels  be* 
glaubigter  Unterschrift  erfolgen  dürfe.  Diese  Vormerkung  wird 
auch  auf  den  Aktien  ersichtlich  gemacht. 


*)  Siehe  S.  320. 
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§  62. 

Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  sich  und  ihre  Filialen  und 
Nebenstellen  (die  Nebenstellen  als  solche)  in  das  Handelsregister 
eintragen  zu  lassen.  Für  die  Verbindlichkeit  und  Gültigkeit  der 
Rechtsgeschäfte  und  Urkunden  der  Bank  genügt  es,  wenn  die 
Namen  der  berechtigten  Vertreter  und  jede  Änderung  in  den 
Räumlichkeiten  der  Bank  kundgemacht  sind. 

§  63. 

Das  Vermögen  und  die  Erträgnisse  der  Bank  sind  —  aus* 
genommen  Liegenschaften  und  die  den  Aktionären  ausgezahlten 
Dividenden  und  Superdividenden  —  von  allen  Steuern  und  Ge? 
bühren  befreit. 

Alle  Bücher  und  Vormerkungen  sowie  Rechtsurkunden  der 
Bank  sind  Stempel?  und  gebührenfrei.  Die  Dienstverträge  der 
Bank  mit  ihren  Angestellten  sind  gebührenfrei. 

Alle  ihre  Postsendungen  sind  portofrei.  Die  Postsendungen 
der  Nebenstellen  sind  nur  dann  portofrei,  wenn  sie  an  die  Bank 
adressiert  sind  und  aus  der  den  Nebenstellen  übertragenen  Funk? 
tion  hervorgehen. 

§  64. 

Die  Bücher  und  Vormerkungen  der  Bank  haben  die  Beweis? 
kraft  öffentlicher  Urkunden. 

§  65. 

Die  Bank  hat  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  zur  Befriedi? 
gung  ihrer  eigenen  Forderungen  auf  die  in  ihrem  Besitze  befind? 
liehen  Gelder,  Wechsel  und  anderen  Wertpapiere. 

Dieses  Vorzugsrecht  kommt  der  Bank  nicht  nur  auf  jene 
Gelder,  Wechsel  und  Wertpapiere,  die  ihr  zur  Sicherstellung  für 
ihre  Forderungen  übergeben  worden  sind,  sondern  ohne  Unter? 
schied  auf  alles  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  zu,  in  dessen 
Besitz  oder  Detention  sie  wann  immer  und  zu  welchem  Zwecke 
immer  gelangt  ist. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  sich  selbst  ohne  gerichtliche  Be? 
willigung  und  Mitwirkung,  und  zwar  auch  in  dem  Falle,  wenn 
über  das  Vermögen  des  Schuldners  der  Konkurs  verhängt  wor? 
den  ist,  für  ihre  Forderung  aus  den  genannten  Mitteln  auf  die  ihr 
geeignet  erscheinende  Art  bezahlt  zu  machen.  In  der  Ausübung 
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dieses  Vorzugsrechtes  kann  die  Bank  durch  keinerlei  Ansprüche 
dritter  Personen,  selbst  nicht  durch  Eigentumsansprüche  oder 
andere  früher  erworbene  Rechte  gehemmt  oder  gehindert  wer* 
den,  woferne  nur  die  Bank  die  betreffenden  Gelder,  Wechsel  und 
Wertpapiere  als  ein  Vermögen  ihres  Schuldners  übernommen  hat 
und  die  erwähnten  Ansprüche  und  Rechte  zur  Zeit  der  Übers 
nähme  dieser  Sachen  durch  die  Bank  nicht  deutlich  erkennbar 
waren. 

§  66. 

Wer  Pfand*  oder  Exekutionsrcchte  oder  das  Recht  des 
Drittverbotes  auf  bei  der  Bank  liegende  Gelder  und  Wertpapiere 
oder  auf  zur  Einhebung  geeignete  Forderungen  erwirken  will,  hat 
sich  an  das  zuständige  Gericht  zu  wenden;  dieses  hat  eine 
Sicherstellung  oder  Exekution  immer  nur  unbeschadet  der  der 
Bank  an  den  genannten  Sachen  zustehenden  Rechte  zu  bewillis 
gen  und  hievon  die  Bank  zu  verständigen.  In  allen  diesen  Fällen 
ist  aber  die  Bank  berechtigt,  die  Gelder  und  Wertpapiere  oder 
den  betreffenden  Forderungsbetrag  auf  Kosten  des  Eigentümers 
oder  Gläubigers  gerichtlich  zu  hinterlegen. 

Wurde  über  den  Eigentümer  bei  der  Bank  liegender  Gelder 
oder  Wertpapiere  der  Konkurs  verhängt,  oder  ist  derselbe  ge* 
storben,  so  obliegt  es  dem  Vertreter  der  Konkursmasse  oder  der 
Verlassenschaft,  dies  durch  das  zuständige  Gericht  der  Bank 
anzuzeigen  und  ihr  die  Personen  zu  bezeichnen,  die  berechtigt 
sind,  über  die  Gelder  oder  Wertpapiere  frei  zu  verfügen.  Ist  dies 
nicht  geschehen,  so  ist  die  Bank  der  Konkursmasse  oder  Ver? 
lassenschaft  nicht  schadenersatzpflichtig. 

Auch  an  gerichtlich  legitimierte  Personen  werden  bei  der 
Bank  liegende  Werte  nur  gegen  Zurückstellung  der  betreffenden 
Urkunden  ausgefolgt. 

§  67. 

Ein  Schuldner  aus  Geschäften  mit  der  Bank,  der  ein  Dar* 
lehen  vor  Ablauf  der  Vertragsfrist  zurückgestellt  hat,  kann  aus 
diesem  Grunde  nicht  verlangen,  daß  ihm  die  der  Bank  etwa  im 
vorhinein  entrichteten  Zinsen  ersetzt  werden. 

§  68. 

Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  auf  Anfragen  über  die  von 
ihr  gewährten  Kredite  zu  antworten,  auf  Anfragen  über  bei  ihr 
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liegende  Gelder  und  andere  Werte  antwortet  sie  nur  deren  Eigen? 
türnern.  Die  Berechtigung  der  Gerichte,  Auskünfte  zu  fordern, 
wird  hierdurch  nicht  berührt. 

§  69. 

Aus  Geschäften,  Wertpapieren  und  Urkunden  der  Bank 
entstehende  Amortisationsverfahren  können  nur  beim  Zivil? 
Landesgericht  in  Prag  durchgeführt  werden. 

§  70. 

Für  alle  Prozesse  über  Klagen,  die  gegen  die  Bank  auf  Grund 
von  innerhalb  der  Grenzen  des  ihr  eingeräumten  Wirkungskreises 
betriebenen  Geschäften  erhoben  werden,  ist  das  Handelsgericht 
in  Prag  ausschließlich  zuständig. 

Für  sonstige  gegen  sie  eingeleitete  Prozesse  sowie  für  ge? 
richtliche  und  behördliche  Eingaben  und  Verhandlungen  ist  der 
Sitz  in  Prag  entscheidend,  sofern  nicht  in  den  Gesetzen  aus? 
schließlich  die  Zuständigkeit  anderer  Gerichte  bestimmt  ist. 

IL  Verwaltung  der  Bank  (§§  71-83). 
§  71. 

Die  leitenden  Verwaltungsorgane  der  Cechoslovakischen 
Nationalbank  sind: 

a)  der  Bankrat:  1.  der  Gouverneur  (§  72),  2.  neun  Mitglieder 
des  Bankrates  (§  73),  3.  der  engere  Ausschuß  (§  91),  4.  die  Sek? 
tionen  (§  90), 

b)  der  fünfgliedrige  Revisionsausschuß  (§  75)  und 

c)  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  (§§  103 — 120). 

§  72. 

Der  Gouverneur  der  Cechoslovakischen  Nationalbank  wird 
auf  Vorschlag  der  Regierung  von  dem  Präsidenten  der  Republik 
auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  ernannt.  Der  Gouverneur  kann 
auf  Antrag  der  Regierung  vom  Präsidenten  abberufen  oder 
suspendiert  werden.  Nach  Ablauf  des  Quinquenniums  kann  er 
immer  wiederernannt  werden.  Der  Gouverneur  der  Bank  hat 
seinen  Sitz  in  Prag  und  es  gebühren  ihm  die  gesamten  Bezüge 
der  zweiten  Rangsklasse  der  Staatsbeamten.  Diese  Bezüge  wer? 
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den  von  der  Bank  bestritten.  Der  Gouverneur  hat  keine  Pen? 
sionsansprüche.  Der  Gouverneur  darf  während  dieser  Funktion 
keine  anderen  bezahlten  Funktionen  oder  Ämter  versehen  und 
verliert  für  diese  Zeit  seine  staatlichen  Dienst*  oder  Pensions? 
beziige. 

§  73. 

Der  Bankrat  besteht  außerdem  aus  sechs  gewählten  und 
drei  ernannten  Bankräten.  Die  Rechte  und  Pflichten  beider  Grup? 
pen  sind  bis  auf  die  Ausnahme  des  §  74  gleich.  Die  Wahl  der 
sechs  gewählten  Bankräte  wird  von  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  (§  115)  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  vorgenommen. 
Alljährlich  endigt  die  Funktion  eines  von  ihnen.  In  den 
ersten  fünf  Jahren  wird  stets  durch  das  Los  entschieden,  welcher 
von  den  in  der  konstituierenden  Generalversammlung  gewählten 
Bankräten  auszuscheiden  hat.  Die  Ausgetretenen  können  immer 
wiedergewählt  werden.  Die  Ernennung  der  erwähnten  drei  Bank? 
räte  erfolgt  durch  den  Präsidenten  der  Republik  auf  Vorschlag 
der  Regierung,  gleichfalls  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren.  Die 
ernannten  Bankräte  können  auf  Antrag  der  Regierung  vom  Prä* 
sidenten  der  Republik  abberufen  oder  suspendiert  werden,  nach 
Ablauf  der  sechsjährigen  Periode  können  sie  neuerlich  ernannt 
werden. 

§  74. 

Der  Präsident  der  Republik  ernennt  auf  Vorschlag  der  Re? 
gierung  aus  den  sechs  gewählten  Bankräten  den  Stellvertreter 
des  Gouverneurs  der  Cechoslovakischen  Nationalbank,  der  nach 
Bedarf  den  Gouverneur  der  Bank  in  allen  Funktionen  vertritt. 
Er  kann  auf  Antrag  der  Regierung  vom  Präsidenten  der  Republik 
des  Amtes  des  Stellvertreters  enthoben  werden,  verbleibt  jedoch 
in  diesem  Falle  weiter  im  Bankrate;  sonst  endigt  seine  Funktion 
als  Stellvertreter  mit  Ablauf  der  Periode,  für  die  er  zum  Bank? 
rate  gewählt  worden  ist.  Für  den  Fall,  daß  auch  der  Stellver? 
treter  des  Gouverneurs  nicht  in  der  Lage  wäre,  den  Gouverneur 
zu  vertreten,  bestimmt  der  Gouverneur  zu  seiner  Vertretung  einen 
beliebigen  der  gewählten  Bankräte. 

§  75. 

Der  Revisionsausschuß  ist  fünfgliedrig  und  wird  von  der 
Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  gewählt. 
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Alljährlich  endigt  die  Funktion  eines  Mitgliedes.  In  den  ersten 
vier  Jahren  entscheidet  stets  das  Los,  wer  von  den  in  der  konsti* 
tuierenden  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  auszu* 
scheiden  hat.  Die  Ausgetretenen  können  wiedergewählt  werden. 
Der  Gouverneur  der  Bank  ernennt  aus  der  Mitte  des  Revisions? 
ausschusses  den  Vorsitzenden  dieses  Ausschusses. 

§  76. 

Die  Funktion  des  ausscheidenden  Mitgliedes  des  Bankrates 
oder  des  Revisionsausschusses  endigt  stets  14  Tage  nach  der  be* 
treffenden  Generalversammlung.  Ein  für  ein  verstorbenes  oder 
vorzeitig  ausgetretenes  Mitglied  zu  wählendes  Mitglied  wird  nur 
auf  die  für  dessen  Vorgänger  erübrigende  Dauer  gewählt. 

§  ->-,. 

Die  von  der  Generalversammlung  vorgenommenen  Wahlen 
der  Bankräte  und  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  werden 
von  der  Regierung  genehmigt.  Diese  Genehmigung  gilt  als  erteilt, 
wenn  sie  nicht  binnen  14  Tagen  nach  der  Generalversammlung 
ausdrücklich  verweigert  worden  ist. 

§  78. 

Alle  Mitglieder  des  Bankrates  mit  Ausnahme  des  Gouver? 
neurs  beziehen  für  ihre  Tätigkeit  eine  ganzjährige  Vergütung, 
deren  Höhe  von  der  Generalversammlung  stets  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren  bestimmt  wird.  Dem  Stellvertreter  des  Gouver? 
neurs  gebührt  eine  fünfzigprozentige  Erhöhung  der  so  festge* 
setzten  Vergütung,  den  Mitgliedern  des  Revisionsausschusses  eine 
Vergütung  in  der  Höhe  der  Hälfte  der  für  die  Mitglieder  des 
Bankrates  bestimmten  Vergütung,  ohne  daß  ein  besonderer  Be? 
Schluß  der  Generalversammlung  notwendig  wäre. 

Diese  Vergütungen  werden  von  der  Bank  aus  eigenen 
Mitteln  pro  rata  temporis  ausgezahlt  und  in  den  Verwaltungs? 
auslagen  des  laufenden  Jahres  verrechnet. 

Diese  Vergütungen  werden  nur  zur  Hälfte  ausgezahlt,  wenn 
ein  Mitglied  des  Bankrates  oder  des  Revisionsausschusses  an 
weniger  als  der  Hälfte  der  abgehaltenen  Sitzungen  teilgenommen 
hat,  bei  denen  er  nach  den  geltenden  Vorschriften  anwesend 
sein  sollte. 
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§  79. 

Zum  Gouverneur  der  Bank,  Mitglied  des  Bankrates  und 
Mitglied  des  Revisionsausschusses  können  nur  gebürtige  Ange? 
hörige  der  tschechoslowakischen  Republik  ernannt  oder  gewählt 
werden. 

§  80. 

Für  die  ganze  Dauer  ihrer  Wirksamkeit  sind  der  Gouver? 
neur  der  Bank  und  jeder  Bankrat  verpflichtet,  bei  der  Bank 
zwanzig,  jedes  Mitglied  des  Revisionsausschusses  aber  zehn,  auf 
seinen  Namen  eingetragene  Aktien  der  Cechoslowakischen 
Nationalbank  hinterlegt  zu  haben.  Diese  Aktien  dürfen  in  keiner 
Weise  belastet  sein. 

§  81. 

Der  Gouverneur  der  Bank,  die  Mitglieder  des  Bankrates  und 
des  Revisionsausschusses  dürfen  für  die  Dauer  ihrer  Wirksam? 
keit  nicht  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Körperschaften  sein 
und  dürfen  weder  an  der  Verwaltung  eines  auf  Erwerb  berech? 
neten  Geldinstitutes  beteiligt  sein,  noch  in  einem  Dienstverhält? 
nisse  bei  einem  solchen  stehen. 

§  82. 

Der  Gouverneur  und  die  Mitglieder  des  Bankrates  und  des 
Revisionsausschusses  haften  nicht  persönlich  für  clie  Verbindlich? 
keiten  der  Bank,  sind  jedoch  für  die  ordentliche  Ausübung  ihrer 
Funktionen  verantwortlich. 

§  83. 

Der  Gouverneur  leistet  bei  dem  Antritte  seines  Amtes  in 
die  Hände  des  Präsidenten  der  Republik  das  Gelöbnis,  daß  er 
seine  Pflichten  ordentlich  ausüben  werde,  die  Mitglieder  des 
Bankrates  und  des  Revisionsausschusses  leisten  dieses  Gelöbnis 
in  die  Hände  des  Gouverneurs  der  Bank,  und  bekräftigen  das? 
selbe  schriftlich. 

III.  Grundsätze  der  Geschäftsführung 

(§§  84-96). 

§  84. 

Der  Gouverneur  führt  in  den  Sitzungen  des  Bankrates  und, 
wenn  er  an  den  Sitzungen  eines  anderen  Organes  (§  90)  teil? 
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nimmt,  auch  in  diesen  Sitzungen  den  Vorsitz;  ferner  führt  er 
den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung.  Der  Gouverneur  ver? 
fügt  ,  die  Vollziehung  der  in  diesen  Sitzungen  angenommenen 
Beschlüsse.  Der  Gouverneur  legt  im  Namen  des  Bankrates  der 
Generalversammlung  den  Jahresbericht  und  die  Rechnungen  vor. 

Der  Gouverneur  genehmigt  die  vom  Bankrate  gemäß  §  87 
festgesetzten  Geschäftsordnungen  und  Grundsätze. 

§  85. 

Der  Gouverneur  sorgt  für  die  Einhaltung  der  Gesetze  über 
die  Bank,  für  die  Einhaltung  der  Statuten  und  der  betreffenden 
innerenGeschäftsordnungen  (§  87),  der  Gouverneur  überwacht 
ferner  namens  des  Bankrates  die  Verwaltung  des  Vermögens  und 
die  Geschäfte  der  Bank. 

Der  Gouverneur  entscheidet  auch  in  Angelegenheiten  des 
laufenden  Geschäftes,  die  sonst  dem  ganzen  Bankrate  oder  einer 
Sektion  oder  einem  einzelnen  Mitgliede  selbständig  zustehen, 
wenn  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  Abwesenheit  u.  dgl.  die  Ein? 
holung  der  Entscheidung  des  zuständigen  Organ  es  nicht  möglich 
ist.  In  einem  solchen  Falle  ist  der  Gouverneur  verpflichtet,  die 
Angelegenheit  in  der  nächsten  Sitzung  vorzutragen. 

§  86. 

Der  Bankrat  ist  das  Organ,  das  die  Bank  bei  allen  Ver? 
handlungen  vertritt,  die  Firma  der  Bank  zeichnet  und  namentlich 
auch  die  Bank  bei  den  Verhandlungen  mit  der  Regierung  ver? 
tritt.  Er  zeichnet  in  der  Weise,  daß  sich  unter  der  Bezeichnung 
der  Firma  der  Gouverneur,  ein  Mitglied  des  Bankrates  und  der 
Oberdirektor  der  Bank  unterschreiben.  Unterschreiben  können 
auch  die  Vertreter  des  Gouverneurs  und  des  Oberdirektors.  Die 
Unterschrift  des  Bankrates  gilt  auch  für  die  Fälle,  wo  das  Gesetz 
eine  Spezialvollmacht  vorschreibt. 

Der  Bankrat  bestimmt,  in  welchen  Fällen,  in  welchem  Um* 
fange  und  in  welcher  Form  im  laufenden  Geschäftsbetriebe  dieGe? 
schäftsleitung,  die  Hauptanstalt  und  die  Bankfilialen  die  Bank 
unterschreiben. 
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§  87. 

Dem  Bankrate  obliegt  die  Verwaltung  des  Vermögens,  die 
Leitung  und  die  Überwaehung  der  gesamten  Geschäfte  der  Bank. 
Ihm  obliegt  insbesondere  auch: 

1.  Die  Bestimmung  der  näheren  Bedingungen  und  des  Um* 
langes  der  einzelnen  Geschäftszweige.  Er  setzt  den  Zinsfuß  für 
die  Bankgeschäfte  fest  und  bemißt  die  Höhe  der  Kredite  für  die 
einzelnen  Anstalten,  Firmen  und  Personen. 

2.  Er  bestimmt  die  näheren  Bedingungen,  unter  denen  die 
Bank  Darlehen  auf  Edelmetalle,  Wechsel  und  Einlagsbücher  auf 
die  staatliche  Valutaanleihe  (§  123)  gewährt,  er  setzt  fest,  auf 
welche  Wertpapiere  und  bis  zu  welcher  Höhe  des  Kurswertes, 
beziehungsweise  bis  zu  welchem  Gesamtbetrage  von  der  Bank 
Darlehen  gewährt  werden  können. 

3.  Der  Bankrat  betraut  Geldinstitute  mit  dem  Dienste  von 
Nebenstellen.  Der  Bankrat  ernennt  die  Zensoren  und  setzt  ihre 
Anzahl  nach  dem  Bedarfe  der  Bankstellen  fest  und  entscheidet 
in  Streitigkeiten,  die  aus  der  Tätigkeit  der  Zensoren  ent* 
standen  sind. 

4.  Er  bestimmt  und  ändert  im  Rahmen  dieses  Gesetzes  die 
Geschäftsordnung  und  die  Kompetenz  für  sich,  die  Sektionen, 
den  engeren  Ausschuß  und  den  Revisionsausschuß. 

5.  Er  bestimmt  und  ändert  die  Dienst?  und  Disziplinar* 
Ordnungen  der  Angestellten.  Er  setzt  die  Pensionsordnung  für 
die  Angestellten  fest  und  bestimmt  die  Verwaltung  des  Pen* 
sionsfonds  (§  136).  Er  ernennt  die  definitiven  Angestellten, 
stellt  deren  Vorrückung,  Bezüge  und  die  Pensionen  derselben 
oder  der  Hinterbliebenen  fest.  Ihm  steht  das  Aufsichtsrecht  über 
die  Amtierung  aller  Angestellten  und  das  oberste  Disziplinar* 
recht  über  sie  zu. 

Er  legt  den  Generalversammlungen  durch  Vermittlung  des 
Gouverneurs  (§  84)  Berichte,  die  Jahresberichte  und  Rechnungen 
vor.  Die  Erstattung  dieser  Berichte  ist  nicht  an  die  Zustimmung 
des  Gouverneurs  der  Bank  oder  des  Regierungskommissärs  ge^ 
bunden. 

Der  Bankrat  ist  berechtigt,  der  Regierung  Gutachten  über 
Währungsfragen,  Staatskreditfragen  sowie  überhaupt  über  Fragen, 
die  ihm  von  der  Regierung  vorgelegt  werden,  zu  erstatten,  und 
hat  das  Recht,  auf  diesem  Gebiete  Initiativanträge  vorzulegen. 
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§  88. 

Der  Gouverneur  beruft  die  Sitzungen  des  Bankrates  ein 
und  führt  in  ihnen  den  Vorsitz. 

Die  ordentlichen  Sitzungen  des  Bankrates  finden  einmal 
monatlich  statt,  und  zwar  regelmäßig  am  vierundzwanzigsten 
Tage  eines  jeden  Monates,  beziehungsweise,  wenn  dieser  Tag  ein 
Feiertag  ist,  am  folgenden  Werktage.  Die  Dezembersitzung 
findet  unter  den  gleichen  Umständen  am  zwanzigsten  De? 
zember  statt. 

An  den  im  März,  Juni,  September  und  Dezember  abge* 
haltenen  ordentlichen  Sitzungen  des  Bankrates  hat  auch  der  Re* 
Visionsausschuß  teilzunehmen.  Den  Mitgliedern  dieses  Aus* 
Schusses  kommt  in  diesen  Sitzungen  beratende  Stimme  zu. 

Außerordentliche  Sitzungen  des  Bankrates  können  jeder* 
zeit  abgehalten  werden,  wenn  die  Notwendigkeit  hiefür  eintritt. 
Eine  solche  Sitzung  muß  einberufen  werden,  wenn  es  wenigstens 
drei  Mitglieder  des  Bankrates  verlangen  oder  der  Revisionsaus* 
schuß  es  beschlossen  oder  der  Regierungskommissär  verlangt  hat. 

An  den  auf  Beschluß  des  Revisionsausschusses  einberufenen 
Sitzungen  muß  dieser  Ausschuß  mit  wenigstens  drei  Mitgliedern 
teilnehmen  und  es  kommt  ihnen  auch  in  solchen  Sitzungen  be* 
ratende  Stimme  zu. 

§  89. 

Der  Bankrat  ist  beschlußfähig,  wenn  mit  Einrechnung  des 
Vorsitzenden  wenigstens  fünf  Mitglieder  des  Rates,  darunter 
wenigstens  drei  gewählte  anwesend  sind. 

Jedes  Mitglied  hat  eine  Stimme.  Es  wird  mit  einfacher  Mehr* 
heit  der  Anwesenden  entschieden,  bei  Gleichheit  entscheidet  die 
Stimme  des  Vorsitzenden. 

Wahlen  werden  mittels  Stimmzettel  vorgenommen. 

An  den  Sitzungen  nimmt  der  Oberdirektor  oder  dessen 
Vertreter  oder  auch  mehrere  Mitglieder  der  Geschäftsleitung  mit 
beratender  Stimme  teil. 

Außerdem  können  nach  Bedarf  auch  andere  Beamte  der  Bank 
oder  auch  Personen  außerhalb  der  Bank  zugezogen  werden,  wenn 
dies  der  Verhandlungsgegenstand  erfordert. 
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Über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Bankrates  wird 
ein  Protokoll  geführt,  in  dem  auch  die  Namen  der  anwesenden 
Direktionsmitglieder  anzuführen  sind. 

Über  jede  Sitzung  veröffentlicht  der  Bankrat  im  Amtsblatte 
einen  Bericht. 

§  90. 

Der  Bankrat  teilt  sich  behufs  eingehender  Ausübung  seiner 
Tätigkeit  in  drei  Sektionen,  und  zwar: 

I.  die  Valutasektion,  der  auch  das  Devisengeschäft  und  die 
Devisenpolitik  obliegt, 

II.  die  Kreditsektion, 

III.  die  administrative  Sektion,  der  auch  die  Banknoten* 
druckerei  untersteht. 

Neben  diesen  ständigen  Sektionen  können  vorübergehend 
auch  weitere  Sektionen  errichtet  werden.  Jede  Sektion  besteht  in 
der  Regel  aus  drei  Mitgliedern  des  Bankrates  und  jedem  ist  als 
Referent  ein  Mitglied  der  Geschäftsleitung  zugeteilt.  In  jede 
Sektion  müssen  derart  stets  zwei  gewählte  und  ein  ernanntes 
Mitglied  des  Bankrates  bestimmt  werden. 

Der  Gouverneur  bestimmt  die  Verteilung  der  Mitglieder 
des  Bankrates  auf  diese  Sektionen  und  ernennt  für  jede  Sektion 
einen  von  ihnen  zum  Vorsitzenden.  Die  Vorsitzenden  in  diesen 
ständigen  Sektionen  müssen  gleichfalls  zwei  gewählte  und  ein  er* 
nanntes  Mitglied  sein.  Diese  Vorsitzenden  müssen  in  Prag  oder 
in  der  nahen  Umgebung  wohnen.  Die  ordentlichen  Sitzungen  der 
Sektionen  finden  einmal  wöchentlich  statt  und  es  gilt  für  sie 
die  vom  Bankrate  bestimmte  Geschäftsordnung.  Der  Gouverneur 
hat  das  Recht,  an  jeder  Sitzung  teilzunehmen,  und  führt  in 
diesem  Falle  den  Vorsitz. 

Diese  Sektionen  behandeln  und  entscheiden  mit  den 
referierenden  Beamten  die  Angelegenheiten  des  laufenden  Ge* 
schäftes  und  bereiten  den  Stoff  für  die  Verhandlungen  des  Bank* 
rates  vor. 

Der  Umfang  ihres  selbständigen  Entscheidungsrechtes  wird 
vom  Bankrat  abgegrenzt. 

§91. 

Der  Gouverneur  und  die  Vorsitzenden  dieser  drei  Sektionen 
bilden  den  „engeren  Ausschuß",  dem  im  allgemeinen  die  Voll* 
ziehung  der  Rechte  und  der  Beschlüsse  des  Bankrates  zusteht; 
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außerdem  kann  aber  der  engere  Ausschuß  selbständig  in  dringen? 
den  Fällen  entscheiden,  wenn  wegen  Kürze  der  Zeit  die  Ein* 
berufung  des  Bankrates  nicht  möglich  war.  Er  kann  in  einem 
solchen  Falle  auch  den  Eskomptesatz  ändern,  muß  jedoch  diese 
Verfügung  zur  nachträglichen  Genehmigung  dem  Bankrate  vor* 
legen,  der  dann  ohne  Verzug  einzuberufen  ist.  In  den  Sitzungen  des 
engeren  Ausschusses,  in  denen  ein  Beschluß  über  die  Änderung 
des  Eskomptezinses  erfolgt,  müssen  sämtliche  Mitglieder  des 
engeren  Ausschusses  und  der  Regierungskommissär  an* 
wesend  sein. 

Der  engere  Ausschuß  hält  regelmäßig  einmal  wöchentlich 
Sitzungen  ab,  außerdem  jederzeit,  wenn  die  Notwendigkeit  hiefür 
eintritt;  er  wird  vom  Gouverneur  oder  von  dem,  vom  Gouverneur 
hiezu  bestimmten  Mitgliede  des  Ausschusses  einberufen. 

Die  Geschäftsordnung  für  den  engeren  Ausschuß  wird  vom 
Bankrate  festgesetzt  und  geändert. 

§  92. 

Der  Gouverneur  bestimmt  für  die  Hauptanstalt  in  Prag  und 
für  die  Filialen  in  Brünn  und  in  Bratislava  je  ein  Mitglied  des 
Bankrates,  deren  Verpflichtung  es  ist,  persönlich  die  gesamte 
Tätigkeit  und  die  Geschäfte  dieser  Amtsstellen  zu  verfolgen  und 
über  sie  dem  Bankrate  Bericht  zu  erstatten. 

Zwei  von  ihnen  müssen  den  gewählten,  einer  den  er* 
nannten  Mitgliedern  entnommen  werden. 

§93. 

Der  Revisionsausschuß  ist  verpflichtet,  zeitweise  den  Stand 
der  Geschäfte  und  den  Stand  der  das  Vermögen  der  Bank  bilden* 
den  Werte  zu  revidieren.  Er  prüft  die  Rechnungsabschlüsse,  die 
Bilanz  und  das  Gewinn*  und  Verlustkonto  und  berichtet  der 
Generalversammlung  darüber  sowie  über  seine  anderen  Wahr* 
nehmungen. 

Wenn  es  das  Wohl  der  Bank  erheischt,  hat  der  Revisions* 
ausschuß  das  Recht,  vom  Bankrate  die  Einberufung  einer  außer* 
ordentlichen  Generalversammlung  zu  verlangen  (§  104). 

Der  Revisionsausschuß  hat  das  Recht,  Vorstellungen  gegen 
Beschlüsse  des  Bankrates  zu  erheben,  und  im  Falle,  als  keine 
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Einigung  erzielt  wurde,  gemäß  dem  vorhergehenden  Absätze  an 
die  Generalversammlung  zu  appellieren.  Der  Revisionsausschuß 
hat  das  Recht,  jederzeit  die  Einberufung  einer  Sitzung  des  Bank* 
rates  zu  verlangen  (§  88). 

Der  Revisionsausschuß  hat  das  Recht,  in  alle  Bücher  und 
Vormerkungen  der  Bank  Einsicht  zu  nehmen. 

Die  Verhandlung  des  Revisionsausschusses  mit  den  Amts? 
stellen  und  Angestellten  der  Bank  erfolgt  durch  Vermittlung  des 
Bankrates. 

§  94. 

Die  in  den  Sitzungen  des  Bankrates,  des  engeren  Aus? 
Schusses,  der  Sektionen  und  des  Revisionsausschusses  ange? 
nommenen  Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Ge? 
nehmigung  des  Gouverneurs,  die  in  der  Regel  durch  dessen  Unter? 
schrift  erfolgt. 

Als  genehmigt  gelten  auch  jene  Beschlüsse,  denen  der  in 
der  Sitzung  anwesende  Gouverneur  nicht  vor  Schluß  der  Sitzung 
ausdrücklich  die  Zustimmung  versagt  hat. 

§  95. 

Zur  Beurteilung  der  zum  Eskompte  vorgelegten  Wechsel 
werden  von  der  Bank  Zensoren  beigezogen,  die  vom  Bankrate 
auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren,  und  zwar  für  jede  Bankstelle  in 
der  dem  Geschäftsumfange  entsprechenden  Anzahl  ernannt 
werden.  Sie  bilden  zusammen  das  Zensorengremium.  Die  Funk? 
tion  der  Zensoren  ist  ein  Ehrenamt.  Zensoren  können  mit  den 
örtlichen  kommerziellen,  industriellen,  landwirtschaftlichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  überhaupt  vertraute  Personen 
werden,  und  die  Bank  hat  über  die  vorgeschlagenen  Kandidaten 
ein  Gutachten  der  Handelskammern,  Landeskulturräte  und  an? 
derer  wichtiger  Interessenvereinigungen,  die  von  der  Regierung 
bestimmt  werden,  einzuholen.  Von  der  Funktion  der  Zensoren 
sind  leitende  Funktionäre  oder  Beamte  von  auf  Erwerb  be? 
rechneten  Geldinstituten  ausgeschlossen. 

Zwischen  Zensoren,  die  an  einem  Orte  wirken,  darf  keine 
Verwandtschaft  ersten  Grades  bestehen. 
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§  96. 

Im  Zensorengremium  führt  der  leitende  Beamte  der  Haupt? 
anstalt  oder  Filiale  den  Vorsitz.  Über  die  Annahme  oder  Ab? 
lehnung  eines  Wechsels  entscheidet  das  Gremium  mit  Stimmen* 
mehrheit  der  Anwesenden.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  der 
Vorsitzende.  Der  Vorsitzende  ist  berechtigt,  die  Eskomptierung 
eines  vom  Gremium  zur  Annahme  beantragten  Wechsels  abzu* 
lehnen,  ist  aber  in  einem  solchen  Falle  verpflichtet,  den  Streitfall 
dem  Bankrate  anzuzeigen.  In  dringenden  Fällen  darf  die  Bank 
Wechsel  eskomptieren,  ohne  sie  dem  Zensorengremium  vorgelegt 
•  zu  haben,  muß  sie  jedoch  dem  Gremium  zur  nachträglichen  Be* 
urteilung  vorlegen. 

Kein  Zensor  kann  über  einen  Wechsel  entscheiden,  auf  dem 
er  selbst  oder  eine  Firma,  deren  Gesellschafter  er  ist,  verpflichtet 
ist.  Die  Zensoren  sind  verpflichtet,  unparteiisch  vorzugehen,  Ver* 
schwiegenheit  zu  beobachten  und  haben  beim  Antritte  eine  dies* 
bezügliche  Angelobung  zu  unterschreiben. 

Das  Zensorengremium  hat  außer  seiner  beurteilenden 
Tätigkeit  auch  den  Charakter  eines  Vertrauenskörpers,  der  das 
Recht  hat,  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  und  Wünsche  seines 
Banksprengeis  zu  verdolmetschen  und  seine  bezüglichen  Be* 
Schlüsse  dem  Bankrate  vorzulegen. 

IV.  Staatsaufsicht  (§§  97-99). 
§  97. 

Die  Staatsverwaltung  übt  die  Oberaufsicht  durch  einen, 
den  Beamten  des  Finanzministeriums  entnommenen  Regierungs*, 
kommissär  aus.  Dieser  Beamte  verbleibt  für  die  Zeit  seiner  Funk* 
tion  im  Verbände  seines  staatlichen  Amtes  und  ist  vom  Staate 
bezahlt.  Der  Regierungskommissär  wird  von  der  Regierung  er* 
nannt,  die  gleichzeitig  einen  Stellvertreter  desselben  unter  den 
gleichen  Modalitäten  und  mit  den  gleichen  Rechten  und  Ver* 
pflichtungen  ernennt. 

Der  Regierungskommissär  hat  das  Recht,  sich  davon  zu 
überzeugen,  wie  die  Bank  vorgeht,  die  Einhaltung  der  Gesetze 
und  Statuten  sowie  die  Wahrung  des  Staatsintercsses  zu  über* 
wachen,  und  darf  an  den  Sitzungen  aller  Bankorgane  mit  beraten* 
der  Stimme  teilnehmen.  Er  darf  Berichte  und  Belege  verlangen. 
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Dagegen  steht  dem  Regierungskommissär  nieht  das  Recht 
zu,  in  die  Angelegenheiten  der  Angestellten  einzugreifen,  in* 
soweit  es  sich  nicht  um  die  Änderung  der  Dienstpragmatik  oder 
der  Pensionsordnung  handelt. 

Der  Regierungskommissär  ist  bei  der  Vernichtung  der  aus 
dem  Umlaufe  gezogenen  Banknoten  anwesend. 

Er  ist  verpflichtet,  gegen  jeden  Beschluß  der  General ver? 
Sammlung  oder  der  übrigen  Bankorgane  Einsprache  zu  erheben, 
wenn  er  den  Gesetzen,  Statuten  oder  Interessen  des  Staates  wider* 
streitet,  und  durch  seine  Einsprache  wird  der  Vollzug  des  Be? 
Schlusses  bis  zur  einzuholenden  Entscheidung  nach  §  98  ein? 
gestellt.  §  9g 

Bezieht  sich  eine  solche  Einsprache  auf  einen  vom  engeren 
Ausschuß,  von  den  Sektionen  oder  vom  Revisionsausschusse  an? 
genommenen  Beschluß,  so  wird  die  Angelegenheit  dem  Bankrate 
zur  Verhandlung  vorgelegt.  Betrifft  die  Einsprache  einen  Be? 
schluß  der  Generalversammlung  oder  des  Bankrates,  so  wird  die 
Angelegenheit  der  Regierung  vorgelegt  und  mit  dieser  behufs  Er? 
zielung  einer  Verständigung  verhandelt. 

Wird  eine  solche  nicht  erzielt,  so  entscheidet,  wenn  es  sich 
um  die  Auslegung  eines  Gesetzes  oder  der  Statuten  handelt,  ein 
fünfgliedriges  Schiedsgericht,  in  das  die  Regierung  und  die  Bank? 
je  zwei  Mitglieder  ernennt,  die  dann  zusammen  ein  weiteres 
Mitglied  als  Vorsitzenden  ernennen.  Einigen  sie  sich  nicht  über 
den  - Vorsitzenden,  so  entscheidet  das  Los.  Das  Schiedsgericht 
beschließt  mit  Stimmenmehrheit  und  seine  Entscheidung  ist  end? 
gültig.  Wenn  der  angefochtene  Beschluß  das  öffentliche  Inter? 
esse  des  Staates  bedroht,  entscheidet  die  Regierung. 

§  99. 

Über  privatrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  der  Staatsver? 
waltung  und  der  Bank,  die  nicht  unter  den  §  98  fallen,  entscheidet 
das  Oberlandesgericht  in  Prag. 

V.  Die  Angestellten  der  Bank  (§§  100-102). 
§  100. 

Der  Bankrat  erteilt  behufs  Erfüllung  der  Aufgaben  der 
Bank  und  zwecks  Vollzuges  seiner  Beschlüsse,  beziehungsweise 
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der  Beschlüsse  der  übrigen  Organe  seine  Aufträge  der  Geschäfts? 
leihmg  der  Cechoslovakischen  Nationalbank,  d.  i.  dem  leiten? 
den  Beamtengremium,  das  aus  einem  zwei?  bis  dreigliedrigen 
Direktorium  mit  dem  Oberdirektor  an  der  Spitze  und  den  Sekre? 
tären  besteht,  deren  Anzahl  sich  nach  Bedarf  der  Referate 
richtet,  jedoch  die  Zahl  von  sechs  nicht  übersteigen  darf.  Bei 
Ernennung  der  Mitglieder  dieser  Geschäftsleitung  ist  der  Bankrat 
nicht  an  die  Auswahl  aus  dem  Kreise  der  eigenen  Beamtenschaft 
gebunden. 

Der  Oberdirektor  erteilt  im  Namen  des  Bankrates  die 
übernommenen  Aufträge  allen  Amtsstellen  und  Angestellten 
der  Bank. 

§  101. 

Der  Oberdirektor  ist  der  höchste  leitende  Beamte  der  Bank, 
unterschreibt  die  erteilten  Aufträge  im  Namen  des  Bankrates, 
beteiligt  sich  an  den  Sitzungen  des  Bankrates  und  der  übrigen 
Bankorgane  und  ist  verpflichtet,  täglich  dem  Gouverneur  über 
alle  Angelegenheiten  der  Bank  zu  berichten.  Er  kann  von  seinem 
Stellvertreter,  als  welcher  der  vom  Bankrate  hiezu  bestimmte 
Direktor  fungiert,  vertreten  werden. 

Die  übrigen  Mitglieder  der  Geschäftsleitung  sind  die  leiten? 
den  Beamten  der  vom  Bankrate  bestimmten  einzelnen  Zweige, 
beziehungsweise  der  Hauptanstalt  oder  der  Filialen  und  erstatten 
ihre  Berichte  im  Wege  des  Oberdirektors  oder  des  ganzen 
Direktoriums. 

§  102. 

Disziplinaruntersuchungen  erfolgen  nach  der  vom  Bank? 
rate  angenommenen  Ordnung  unter  Vorsitz  eines  Mitgliedes  der 
Geschäftsleitung. 

VI.  Generalversammlung  (§§  103  —  120). 
§  103. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  der  Sprecher 
und  Repräsentant  der  Aktionäre  und  ihrer  Rechte.  Die.  ordnungs? 
mäßigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  auch  für  die 
abwesenden  Aktionäre  verbindlich. 
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§  104. 

Die  Generalversammlungen  werden  in  Prag  abgehalten,, 
und  zwar: 

1.  die  ordentliche  Generalversammlung  spätestens  im  Fe* 
bruar  eines  jeden  Jahres, 

2.  eine  außerordentliche,  so  oft  dies  erforderlich  wird.  Sie 
muß  einberufen  werden,  wenn  die  Anzahl  der  gewählten  Mit* 
glieder  des  Bankrates  unter  vier,  oder  die  Anzahl  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses  unter  drei  gesunken  ist,  oder  wenn  es 
der  Revisionsausschuß  verlangt  hat  oder  mindestens  fünfzig  zur 
Teilnahme  an  der  Generalversammlung  berechtigte  Aktionäre  es 
verlangen.  Im  letzteren  Falle  findet  sie  spätestens  binnen  zwei 
Monaten  nach  Äußerung  des  Verlangens  statt.  Die  Generalver* 
Sammlungen  werden  vom  Bankrate  mittels  Kundmachung  im 
Amtsblatte  oder  auch  in  anderen  Tagesblättern  mindestens  einen 
Monat  vor  ihrer  Abhaltung  einberufen.'  Diese  Kundmachung  hat 
gleichzeitig  die  Aufforderung  zum  Erläge  der  Aktien  zu  ent* 
halten  (§  106). 

§  105. 

Acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  muß  in  denselben 
Blättern,  wo  ihre  Einberufung  kundgemacht  worden  war,  auch 
die  Reihenfolge  der  Gegenstände,  über  die  verhandelt  werden 
soll,  veröffentlicht  werden.  Über  andere  als  die  so  bezeichneten 
Punkte,  können  durch  die  betreffende  Generalversammlung 
gültige  Beschlüsse  nicht  gefaßt  werden.  Von  dieser  Beschränkung 
ist  der  Antrag  auf  Einberufung  einer  außerordentlichen  General* 
Versammlung  ausgenommen.  Soll  über  Verlangen  von  fünfzig  be* 
rechtigten  Aktionären  (§  104)  eine  außerordentliche  Generalver* 
Sammlung  stattfinden,  so  müssen  diese  in  dem  betreffenden  Ge? 
suche  gleichzeitig  die  Gegenstände  der  Verhandlung  bezeichnen. 
Ist  der  Antrag  auf  Liquidation  der  Bank  Gegenstand  der  Ver* 
handlung  der  außerordentlichen  Generalversammlung,  so  muß 
dies  auf  die  angeführte  Art  mindestens  einen  Monat  vor  ihrer 
Abhaltung  kundgemacht  werden. 

§  106.  . 

Die  Generalversammlung  besteht  aus  den  Aktionären,  die 
im   Besitze   von   mindestens   zehn,    spätestens   neunzig  Tage 
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vor  der  Generalversammlung  auf  ihren  Namen  einge? 
tragenen  und  spätestens  zwanzig  Tage  vor  der  General* 
Versammlung  bei  der  Hauptanstalt  der  Bank  in  Prag  oder 
bei  einer  Filiale  der  Bank  deponierten  Aktien  sind.  Gesetz? 
liehe  Vertreter  von  Minderjährigen  oder  Kuranden  sowie  zur 
Vertretung  von  Gemeinden,  Korporationen,  Gesellschaften,  An? 
stalten  und  anderen  juristischen  Personen  eigens  bestellte 
Einzelpersonen  können,  auch  wenn  sie  selbst  keine  Aktionäre 
sind,  als  Bevollmächtigte  mit  allen  Rechten  an  den  Generalver? 
Sammlungen  teilnehmen,  wenn  sie  beim  Erläge  der  Aktien  durch 
eine  schriftliche  Erklärung  als  solche  bezeichnet  wurden  oder 
dieser  Umstand  urkundlich  nachgewiesen  wurde.  Auf  diese 
Weise  darf  jeder  der  angeführten  Aktienbesitzer  nur  eine  Person 
bevollmächtigen.  Kollektivpersonen  können  derart  entweder  nur 
eine  oder  alternativ  zwei  Personen  bezeichnen. 

§  107. 

Befinden  sich  Aktien  im  gemeinsamen  Besitze  mehrerer 
Personen  oder  haben  sich  mehrere  Aktionäre,  von  denen  jeder 
weniger  als  zehn  auf  seinen  Namen  eingetragene  Aktien  besitzt, 
vereinigt,  so  können  sie  durch  eine  schriftliche  beim  Erläge  der 
Aktien  erfolgte  Erklärung  einen  Aktionär  aus  ihrer  Mitte  zur 
Teilnahme  an  'der  Generalversammlung  bevollmächtigen.  Ein 
solcher  Bevollmächtigter  muß  mindestens  zehn  Aktien  vertreten. 

§  108. 

Der  zur  Teilnahme  an  der  Generalversammlung  Berechtigte 
erhält  eine  entsprechende  Legitimationsbestätigung. 

§  109. 

Jede  zur  Teilnahme  an  der  Generalversammlung-  berech? 
tigte  Person  darf  dieses  Recht  nur  persönlich  ausüben  und  kann 
sich  nicht  vertreten  lassen.  Jedem  Teilnehmer  gebührt  ausnahms? 
los  nur  eine  Stimme. 

§  HO. 

An  der  Generalversammlung  können  nur  Angehörige  der 
tschechoslowakischen  Republik  teilnehmen.  Ausgeschlossen  von 
der  Teilnahme  sind  Personen,    die   nicht  im  Vollgenusse  der 
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bürgerlichen  Rechte  stehen,  und  Personen,  über  deren  Vermögen 
der  Konkurs  verhängt  worden  ist. 

§  HL 

Jeder  Teilnehmer  der  Generalversammlung  ist  berechtigt 
in  der  Generalversammlung  selbständige  Anträge  zu  stellen,  wenn 
er  sie  dem  Bankgouverneur  spätestens  vierzehn  Tage  vor  der 
Sitzung  schriftlich  nebst  Begründung  vorgelegt  hat.  Derartige 
selbständige  rechtzeitig  überreichte  Anträge  werden  auf  die 
Tagesordnung  der  Generalversammlung  gesetzt  (§  105).  Über 
Anträge,  die  nicht  derart  angemeldet  wurden  und  nicht  un? 
mittelbar  die  durch  die  Kundmachung  bestimmten  Verhandlungs? 
gegenstände  betreffen,  kann  die  bezügliche  Generalversammlung 
keine  rechtsgültigen  Beschlüsse  fassen  (§  105). 

§  112. 

Die  Generalversammlung  gilt  bei  Anwesenheit  von  minde? 
stens  vierzig  berechtigten  Teilnehmern  als  konstituiert  und  be? 
schlußfähig.  Ist  eine  Stunde  nach  abgelaufener  Einberufungszeit 
die  Generalversammlung  nicht  zustande  gekommen,  so  wird  sie 
auf  vierzehn  Tage  verschoben.  Die  Verschiebung  und  Einberufung 
der  neuerlichen  Generalversammlung  wird  mindestens  acht  Tage 
vor  der  neuen  Generalversammlung  durch  dieselben  Zeitungen, 
durch  welche  die  frühere  Generalversammlung  einberufen  wurde, 
bekanntgemacht.  Die  zweite  Generalversammlung  ist  nur  be* 
rechtigt,  über  die  in  der  Kundmachung  für  die  erste  Generalver* 
Sammlung  angeführten  Gegenstände  zu  beraten  und  Beschlüsse 
zu  fassen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesenden 
berechtigten  Teilnehmer. 

§  113. 

Acht  Tage  vor  der  ordentlichen  Generalversammlung  sind 
die  Rechnungsabschlüsse  für  das  abgelaufene  Jahr  in  den  Räum* 
lichkeiten  der  Bank  aufzulegen.  Jeder  zur  Teilnahme  an  der  Ge? 
neralversammlung  Berechtigte  hat  das  Recht,  binnen  dieser  Frist 
einen  Abdruck  des  Jahresberichtes  samt  dem  Rechnungsab? 
Schlüsse  zu  verlangen. 


-  307  - 


§  H4. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Gouver? 
neur  der  Bank  oder  dessen  Stellvertreter  und  im  Verhinderungs? 
falle  derselben  das  vom  Gouverneur  nach  §  74  bestimmte  Mit? 
glied  des  Bankrates. 

Der  Vorsitzende  stellt  die  Gegenstände  in  der  Reihenfolge, 
wie  sie  durch  die  Kundmachung  bestimmt  wurden,  zur  Beratung 
und  Beschlußfassung. 

§  115. 

Der  ordentlichen  Generalversammlung  stehen  regelmäßig 
folgende  Funktionen  zu: 

1.  Die  Entgegennahme  des  im  Namen  des  Bankrates  er* 
statteten  Jahresberichtes  über  das  abgelaufene  Verwaltungsjahr 
und  des  betreffenden  Berichtes  des  Revisionsausschusses  (§  93) 
und  die  Beschlußfassung  über  die  Erteilung  des  Absolutoriums. 

2.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Bankrates  (§  73). 

3.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  75). 

4.  Allfällige  Anträge  über  Statutenänderungen  (§  4). 

5.  Die  allfällige  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Aktien? 
kapitals  (§  58). 

6.  Andere  Anträge  des  Bankrates. 

7.  Selbständige  auf  die  Tagesordnung  gesetzte  Anträge  (§  111). 
Die    Generalversammlung    kann    auch    die  Verhandlung 

über  andere  nicht  auf  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung 
gesetzte  Anträge  des  Bankrates  beschließen,  eine  gültige  Be? 
Schlußfassung  über  dieselben  steht  jedoch  dieser  Generaiver? 
Sammlung  nicht  zu. 

Die  Verhandlungen  der  außerordentlichen  Generalversamm? 
lungen  richten  sich  regelmäßig  nach  den  Ursachen,  weshalb  sie 
einberufen  wurden.  —  Das  Ansuchen  um  Verlängerung  des 
Privilegiums  muß  derart  auf  die  Tagesordnung  der  Generalver? 
Sammlung  gesetzt  werden,  daß  die  Einhaltung  der  im  §  11  fest? 
gesetzten  Frist  möglich  ist.  Der  Antrag  auf  Liquidation  der  Bank 
vor  Ablauf  des  Privilegiums  kann  nur  den  Gegenstand  der  Ver? 
handlung  einer  außerordentlichen  Generalversammlung  bilden. 

§  H6. 

Zu  Mitgliedern  des  Bankrates  und  des  Revisionsausschusses 
können  auch  bei  der  Generalversammlung  nicht  anwesende  sowie 
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solche  Personen  gewählt  werden,  die  derzeit  nicht  Aktionäre 
sind.  Derart  gewählte  Nichtaktionäre  können  ihre  Tätigkeit  erst 
dann  beginnen,  wenn  sie  den  Bestimmungen  des  §  80  ent? 
sprochen  haben. 

§  H7. 

Die  Generalversammlung  beschließt  mit  einfacher  Stimmen? 
mehrheit.  Nur  bei  Anträgen  über  die  Liquidation  der  Bank 
oder  über  Statutenänderungen  ist  Zweidrittelmehrheit  erforder? 
lieh.  Der  Vorsitzende  stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit.  Die  Ab? 
Stimmung  erfolgt  in  der  Regel  durch  Erheben  der  Hand  oder 
Aufstehen.  Über  Verlangen  von  mindestens  zehn  Teilnehmern 
hat  der  Vorsitzende  die  namentliche  mündliche  Abstimmung 
durchzuführen.  Wenn  von  keinem  einzigen  der  Anwesenden 
dagegen  Einwendungen  erhoben  werden,  kann  die  Abstimmung 
per  acclamationem  erfolgen. 

§  118. 

Wahlen  werden  mittels  Stimmzettel  vorgenommen.  Die 
Wahl  ist  geheim.  Kommt  bei  einer  Wahl  bei  der  ersten  Ab? 
Stimmung  keine  einfache  Stimmenmehrheit  zustande,  so  wird 
zur  engeren  Wahl  zwischen  jenen  Personen  geschritten,  die  bei 
dieser  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben.  In 
diese  engere  Wahl  werden  nur  doppelt  soviel  Personen  einbe? 
zogen,  als  noch  zu  wählen  sind. 

Erhalten  in  der  engeren  Wahl  zwei  Personen  die  gleiche 
Stimmenanzahl,  so  entscheidet  zwischen  ihnen  das  Los. 

Die  Skrutatoren  werden  vom  Vorsitzenden  aus  der  Reihe 
der  Aktionäre  ernannt. 

§  H9. 

Über  die  Verhandlung  der  Generalversammlung  ist  ein 
Protokoll  aufzunehmen,  das  von  dem  Vorsitzenden,  zwei  von  ihm 
ersuchten  Teilnehmern,  den  Skrutatoren  und  dem  Schriftführer 
zu  fertigen  ist. 

§  120. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  bedürfen,  sofern 
sie  nicht  eine  Änderung  dieses  Gesetzes  oder  der  Statuten  dar* 
stellen  und  die  Genehmigung  der  Regierung  bedingen  (§  77),  zu 
ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Finanzministeriums.  Die 
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Genehmigung  gilt  als  erteilt,  wenn  binnen  drei  Wochen  nach  Ab? 
Sendung  des  Berichtes  über  die  Generalversammlung  eine  die 
Genehmigung  eines  Punktes  ablehnende  Entscheidung  nicht  ein? 
gelangt  ist. 

VII.  Geschäfte  der  Bank  (§§  121-130). 
§  12J. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  folgende  Geschäfte  zu  betreiben: 

1.  Wechsel,  Wertpapiere  und  Kupons  zu  eskomptieren 
(§  122), 

2.  Darlehen  gegen  Handpfand  zu  erteilen  (§  123), 

3.  Einlagen  auf  Anweisungen  oder  andere  Bestätigungen  zu 
übernehmen  (§  124), 

4.  Einlagen  auf  Girokonti  zu  übernehmen  (§  125), 

5.  gegen  Erlag  des  Betrages  unverzinsliche  Anweisungen  und 
ä  vista  zahlbare  auf  Ordre  oder  Überbringer  lautende  Akkreditive 
auszustellen, 

6.  das  Inkasso  von  Wechseln,  Schecks,  Anweisungen,  Wert? 
papieren,  Sparkassenbüchern  u.  dgl.  zu  besorgen  (§  125), 

7.  fällige  Kapitalsbeträge  und  Kupons  von  zum  Lombard? 
verkehr  zugelassenen  Wertpapieren  auszuzahlen  (§  123)  und  neue 
Kuponbogen  von  Wertpapieren  zu  besorgen  (§  126), 

8.  als  Zeichenstelle  für  Staatsanleihen  oder  auch  für  andere 
Wertpapiere  zu  fungieren  (§  126), 

9.  den  kommissionsweisen  Kauf  und  Verkauf  von  Wert? 
papieren  und  Münzen  auszuführen  (§  126), 

10.  Wechsel  und  Schecks  auf  auswärtige  Plätze  zu  kaufen, 
solche  Wechsel  und  Schecks  zu  verkaufen,  Forderungen  im  Aus? 
lande  zu  beschaffen  oder  zu  kaufen  und  Inkassi  und  Auszahlungen 
im  Auslande  zu  besorgen  (§§  126  und  127), 

11.  ausländische  und  Handels?Gold?  und  Silbermünzen  und 
ausländische  Papierzahlungsmittel  zu  kaufen  und  zu  verkaufen 
(§  125), 

12.  ungemünztes  Gold  und  Silber  zu  kaufen  und  zu  verkaufen 
(§§  31  und  126). 

,      §  122. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  gezogene  und  eigene  Wechsel  zu 
eskomptieren,  die  aus  wirklichen  Geschäften  hervorgegangen  und 
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in  der  gesetzlichen  Währung  binnen  92  Tagen  innerhalb  des 
Gebietes  der  tschechoslowakischen  Republik  zahlbar  sind. 

Die  eingereichten  Wechsel  müssen  der  Regel  nach  von  drei, 
mindestens  aber  von  zwei  Personen,  deren  Zahlungsfähigkeit  be* 
kannt  ist,  unterschrieben  sein.  Der  Bankrat  kann  ausnahmsweise 
als  Ersatz  für  die  dritte  Unterschrift  eine  Kaution  in  Wertpapieren 
zulassen. 

Über  die  Annahme  der  Wechsel  entscheidet  die  Bank  mit 
dem  Zensorengremium  (§  96).  Die  Entscheidung  hat  unparteiisch 
nach  für  alle  Bankplätze  gleichmäßig  anzuwendenden  Grund? 
satzen  zu  erfolgen,  ausschließlich  unter  Berücksichtigung  der 
Qualität  der  Wechsel.  Die  Ursache  der  Ablehnung  von  Wechseln 
braucht  nicht  angegeben  zu  werden. 

Die  Bank  ist  ferner  berechtigt,  Wertpapiere  und  Kupons, 
die  binnen  drei  Monaten  fällig  sind,  zu  eskomptieren,  sofern  sie 
zum  Lombard  zugelassen  sind  (§  122).  Für  dieselben  gelten  analoge 
Bestimmungen  wie  für  den  Eskompt  von  Wechseln. 

Der  Eskomptzinsfuß,  der  für  alle  Bankplätze  der  gleiche  ist, 
wird  vom  Bankrate  festgesetzt.  Dieser  Zinsfuß  ist  im  Amtsblatte 
und  durch  Anschlag  in  den  Amtsstellen  der  Bank  kundzumachen. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  eskomptierte  Wechsel  weiter  zu  be* 
geben. 

§  123. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  Darlehen  gegen  Handpfand  (Lom* 
bardj  auf  die  Dauer  von  längstens  drei  Monaten  zu  gewähren. 
Die  Summe  der  gegen  Handpfand  gewährten  Darlehen  soll  in  der 
Regel  den  Vorrat  der  nach  §  122  eskomptierten  Wechsel  (Porte* 
feuille)  nicht  übersteigen.  Überschreitet  sie  diese  Höhe,  so  muß 
der  Zinsfuß  für  die  gegen  Handpfand  gewährten  Darlehen  min* 
destens  um  über  den  geltenden  Eskomptzinsfuß  erhöht  wer* 

den.  Das  Darlehen  kann  gewährt  werden  auf: 

a)  Gold  oder  Silber,  gemünzt  oder  ungemünzt, 

b)  Wertpapiere,  Warrants  und  Konnossements, 

c)  binnen  sechs  Monaten  fällige  Wechsel,  die  sonst  den  Er* 
fordernissen  des  §  121  entsprechen,  und  auswärtige  binnen  sechs 
Monaten  fällige  Wechsel  mit  den  gleichen  Erfordernissen  (§  122), 

d)  Einlagsbücher  über  die  staatliche  Valutaanleihe. 

Das  Darlehen  kann  ohne  Angabe  von  Gründen  verweigert 
werden.    Das  Darlehen  kann  jederzeit  vor  Fälligkeit  zurück* 
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gezahlt  werden.  Erfolgt  eine  solche  Rückzahlung  binnen  fünf* 
zehn  Tagen  nach  der  Gewährung  des  Darlehens,  so  sind  die  Zin* 
sen  für  die  ganzen  fünfzehn  Tage  zu  entrichten.  Zur  Rückzah* 
lung  von  etwa  im  vorhinein  entrichteten  Zinsen  ist  die  Bank 
nicht  verpflichtet.  Die  Bank  kann  die  Verlängerung  -des  Dar* 
lehens  immer  auf  drei  Monate  bewilligen.  Die  Zinsenzahlung 
erfolgt  nach  Ablauf  der  Frist,  auf  welche  das  Darlehen  gewährt 
wurde.  Die  Bedingungen  für  die  unter  a),  c)  und  d)  angeführt 
ten  Darlehen  werden  vom  Bankrat  bestimmt. 

Die  Wertpapiere,  auf  welche  Darlehen  gewährt  werden 
können,  werden  vom  Bankrate  bestimmt,  der  bei  seiner  Aus* 
wähl  an  die  auf  einer  inländischen  Börse  notierten  Papiere  ge* 
bunden  ist;  er  bestimmt  auch  den  Zinsfuß  für  diesen  Geschäfts* 
zweig  sowie  den  Höchstbetrag,  bis  zu  welchem  auf  die  einzelnen 
Gattungen  der  Wertpapiere  Darlehen  gewährt  werden  können. 

Den  Lombardzinsfuß  kann  der  Bankrat  unabhängig  vom 
Eskomptezinsfuß  erhöhen  oder  herabsetzen,  wobei  jedoch  der 
Grundsatz  zu  beobachten  ist,  daß  dieser  Zinsfuß  stets  mindestens 
um  ein  halbes  Prozent  höher  sein  muß  als  der  Eskomptezinsfuß. 

Erleidet  der  börsenmäßige  Wert  der  verpfändeten  Sachen, 
auf  welche  durch  die  Bank  ein  Darlehen  gewährt  wurde,  eine 
Verminderung,  so  ist  der  Schuldner  über  Aufforderung  verpflich* 
tet,  das  Pfand  angemessen  zu  erhöhen  oder  das  Darlehen  teil* 
weise  zurückzuzahlen.  In  diesem  zweiten  Falle  wird  ihm  der  Teil 
der  etwa  vorausbezahlten  Zinsen  zurückerstattet..  Wird  das  Pfand 
nicht  entsprechend  erhöht  oder  das  Darlehen  nicht  teilweise  zu* 
rückgezahlt,  so  ist  die  Bank  berechtigt,  noch  vor  Fälligkeit  des 
Darlehens  das  Pfand  ganz  oder  teilweise  an  der  Börse  zu  ver* 
äußern;  den  nach  Deckung  der  Forderung  an  Kapital  samt  Zin* 
sen  und  allfälligen  Gebühren  nebst  den  Kosten  und  der  Provi* 
sion  für  den  Verkauf  in  der  Höhe  eines  Promille  der  gesamten 
Forderung  erübrigenden  Rest  hat  die  Bank  als  unverzinsliches 
Depositum  für  den  Schuldner  bei  sich  aufzubewahren  oder  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Eigentümers  bei  Gericht  zu  erlegen. 

Reicht  der  Erlös  des  Verkaufes  zur  vollständigen  Bezahlung 
der  Forderung  nicht  hin,  so  ist  die  Bank  berechtigt,  sich  am 
Schuldner  selbst  schadlos  zu  halten.  Falls  das  gegen  Pfand  ge* 
währte  Darlehen  nicht  rechtzeitig  zurückgezahlt  wird,  ist  <iie 
Bank  zur  Befriedigung  ihrer  Forderung  berechtigt,  auch  ohne 
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Wissen  des  Schuldners  und  ohne  gerichtliches  Einschreiten  das 
Pfand  ganz  oder  teilweise  auf  die  oben  angeführte  Art  zu  ver? 
äußern.  Erübrigt  nach  Deckung  der  gesamten  Forderung  ein 
Rest,  so  verfährt  die  Bank  mit  ihm  nach  den  Bestimmungen  des 
vorangehenden  Absatzes. 

Die  Bank  ist  jedoch  zu  diesem  Verkaufe  nicht  verpflichtet; 
falls  sie  das  Pfand  nach  Fälligkeit  des  Darlehens  nicht  verkauft, 
tritt  für  ihre  Forderung  an  Kapital,  Zinsen  und  allfälligen  Ge? 
bühren  und  Kosten  keine  Verjährung  ein. 

Der  Umstand,  daß  am  Verfallstage  die  verpfändeten  Sachen 
nicht  verkäuflich  wären,  berechtigt  den  Schuldner  nicht,  um  eine 
Verlängerung  des  Darlehens  anzusuchen,  und  befreit  ihn  nicht 
von  der  Verbindlichkeit,  der  Bank  alles  zu  bezahlen,  wozu  er  ihr 
verpflichtet  ist. 

Die  Bank  betrachtet  den  Überbringer  des  von  der  Bank 
ausgestellten  Pfandscheines  als  berechtigt,  mit  der  verpfändeten 
Sache  jede  überhaupt  zulässige  Veränderung  vorzunehmen  und 
das  Pfand  auszulösen.  Die  Bank  prüft  die  Echtheit  der  erfordere 
liehen  Unterschriften  nicht  und  übernimmt  keine  Haftung  für 
deren  Echtheit. 

Die  Bank  hat  jedoch  das  Recht,  die  Identität  des  Über* 
bringers  zu  prüfen,  und  kann,  falls  sie  den  Nachweis  als  nicht 
hinreichend  erachtet,  die  Ausfolgung  des  Pfandes  verweigern. 

§  124. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  Barbeträge  auch  in  fremden  Zah? 
lungsmitteln  zu  übernehmen  und  über  dieselben  Bestätigungen 
auszustellen,  oder  auch  die  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  die* 
ser  Barbeträge  in  gleichen  Zahlungsmitteln  zu  übernehmen. 

§  125. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  Einlagen  auf  Girokonti  zu  über? 
nehmen.  Der  Besitzer  eines  Girokontos  ist  berechtigt,  sofern 
nicht  gesetzliche  Beschränkungen  bestehen,  mittels  Schecks  über 
sein  Guthaben  frei  zu  verfügen,  es  in  barem  zu  beheben  oder  zu? 
gunsten  Dritter  anzuweisen.  Das  Gesuch  um  Eröffnung  eines 
Girokontos  kann  abgewiesen  oder  ein  Girokonto  kann  gekündigt 
werden,  ohne  daß  Gründe  angegeben  würden.   Jeder  Besitzer 
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eines  Girokontos  kann  seine  Akzepte  zur  Zahlung  bei  der  Bank 
anweisen.  Wurde  über  den  Besitzer  eines  Girokontos  der  Kon? 
kurs  verhängt  und  die  Bank  hievon  amtlich  in  Kenntnis  gesetzt, 
so  werden  auf  dieses  Konto  ausgestellte  Schecks  nicht  ausge* 
zahlt,  sie  mögen  sich  in  Händen  des  Besitzers  des  Kontos  oder 
in  Händen  dritter  Personen  befinden.  Mit  dem  Guthaben  des  Be? 
sitzers  des  Girokontos  wird  gemäß  §  66  verfahren. 

§  126. 

Die  Bedingungen  für  die  im  §  121,  ad  5  bis  12,  angeführten 
Geschäfte  sowie  die  näheren  Bestimmungen  für  die  ad  1  bis  4 
angeführten  Geschäfte  werden  vom  Bankrate  festgesetzt. 

§  127. 

Die  Bank  darf  behufs  Regelung  der  Devisenkurse  im  Rah* 
men  des  §  121,  Punkt  10,  Devisentermingeschäfte  abschließen. 

§  128. 

jede  unmittelbare  oder  mittelbare  Kreditgewährung  an  den 
Staat,  ausgenommen  die  in  den  §§  129  und  135  angeführten  Fälle, 
ist  der  Bank  untersagt. 

§  129. 

Dem  Staate,  Staatsbehörden  und  Staatsanstalten  können  auf 
Staatspapiere,  Emissionsinstituten  auf  Wertpapiere  ihrer  Emis? 
sion,  die  sich  in  ihrem  Besitze  befinden,  keine  Darlehen  gewährt 
werden. 

Die  Bank  darf  nach  Genehmigung  des  Bankrates  Zoll*  und 
Steuerwechsel  sowie  Wechsel  über  kreditierte  Tabakerzeugnisse, 
Salz  und  Montanerzeugnisse,  welche  die  im  §  122  bestimmten 
Eigenschaften  besitzen  und  von  der  Staatsverwaltung  eingereicht 
wurden,  eskomptieren. 

Die  Bank  darf  für  den  Staat  Kommissionsgeschäfte  besor? 
gen,  für  den  Staat  Zahlungen  in  Empfang  nehmen  und  Auszahlung 
gen  leisten.  Ein  allfälliger  Rest,  welchen  der  Staat  aus  diesen 
Geschäften  schuldet,  ist  längstens  binnen  einer  Woche  nach 
jedem  Monatsabschluß  zu  begleichen. 


§  130. 


Der  Bank  ist  der  Betrieb  anderer  als  der  im  §  121  festgesetz* 
ten  Geschäfte  untersagt.  Insbesondere  darf  sie  keine  Wechsel 
akzeptieren,  nicht  für  andere  girieren  und  kein  unbewegliches 
Vermögen  außer  dem  für  ihre  eigene  Tätigkeit  notwendigen  Be* 
sitze  erwerben.  Sie  darf,  ausgenommen  die  Fälle  des  §  122  und 
den  im  §  135  angeführten  Fall,  keine  Staatspapiere  der  tschecho* 
slowakischen  Republik  für  eigene  Rechnung  erwerben.  Sie  darf 
für  sich  keine  eigenen  Aktien  erwerben,  noch  auf  sie  Vorschüsse 
gewähren.  Sie  darf  sich  nicht  an  Handels?,  Industrie*  oder  an* 
deren  Unternehmungen  beteiligen,  noch  auch  Warengeschäfte  be* 
treiben.  Die  Bank  darf  aber  in  der  eigenen  Notendruckerei  Zah* 
lungsmittel  und  Wertpapiere  für  fremde  Rechnung  drucken. 

Die  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  ihrer  Rechte  im  Ver* 
folge  eines  ihrer  Geschäfte  erworbenen  Liegenschaften  und  an* 
dere  Güter  hat  die  Bank  binnen  angemessener  Frist  zu  ver* 
äußern. 

VIII.  Rechnungslegung,  Ausweise  und  Liquidation 

(§§  131-142). 

§  131. 

Das  Verwaltungsjahr  der  Bank  fällt  mit  dem  Kalenderjahre 
zusammen  und  die  Bilanz  wird  daher  mit  dem  31.  Dezember 
eines  jeden  Jahres  abgeschlossen. 

Die  Bilanz  hat  allen  Vorschriften  des  Gesetzes  und  allen 
strengen  Regeln  der  kaufmännischen  Buchführung  zu  ent* 
sprechen. 

Der  Revisionsausschuß  hat  die  vom  Bankrate  genehmigte 
Bilanz  zu  überprüfen  und  hierüber  der  Generalversammlung 
Bericht  zu  erstatten.  Die  gleichen  Bestimmungen  gelten  für  das 
Gewinn*  und  Verlustkonto. 

Der  Generalversammlung  steht  die  Genehmigung  des  Rech* 
nungsabschlusses  zu.  Die  Bilanz  und  das  Gewinn*  und  Verlust* 
konto  sind  spätestens  acht  Tage  vor  der  ordentlichen  General* 
Versammlung  im  Amtsblatte  zu  veröffentlichen. 

Der  Rechnungsabschluß  ist  der  Obersten  Rechnungskontroll* 
behörde  vorzulegen. 


§  132. 


Reingewinn  der  Bank  ist  jener  Überschuß  der  Erträgnisse, 
der  nach  Abzug  sämtlicher  Verluste  und  Kosten,  zu  denen  auch 
die  nach  dem  §  30  dem  Staate  geleisteten  Beträge  und  die  nach 
§  136  dem  Pensionsfonds  der  Angestellten  geleisteten  Beträge 
gerechnet  werden,  erübrigt. 

Von  dem  Reingewinne  wird  zugewiesen: 

a)  den  Aktionären  eine  Dividende  von  4%,  die  mit  den  Zu* 
Weisungen  nach  c)  und  d)  nach  der  ordentlichen  Generalversamm? 
lung  auszuzahlen  ist; 

b)  von  dem  Reste  10%  dem  Reservefonds  der  Bank  bis  zu 
der  im  §  135  bestimmten  Höhe; 

c)  von  dem  Betrage,  der  hiernach  noch  erübrigt,  gebührt 
eine  Hälfte  den  Aktionären  als  Superdividende  bis  zur  Gesamt? 
höhe  von  6%  und  die  andere  Hälfte  fällt  dem  Staate  zu; 

d)  würde  durch  die  Zuteilung  ad  c)  die  Gesamtdividende 
der  Aktionäre  6%  übersteigen,  so  gebührt  von  diesen  6%  über? 
steigenden  Beträgen  nur  eine  Hälfte  den  Aktionären  als  weitere 
Superdividende  und  die  andere  Hälfte  fällt  dem  Staate  zu. 

Damit  die  Dividende  in  runden  Summen  ausgezahlt  werden 
könne,  können  kleine  Reste  des  Reingewinnes  auf  neue  Rech? 
nung  vorgetragen  werden. 

Endigt  das  Verwaltungsjahr  mit  einem  Defizit,  zu  dessen 
Deckung  der  Reservefonds  nicht  hinreichen  würde,  so  ist  es 
Sache  der  Bank,  für  die  Ergänzung  des  Aktienkapitales  auf  die 
volle  Höhe  Sorge  zu  tragen,  und  es  darf  ein  solches  Defizit  nicht 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  werden  (§  12). 

§  133. 

Die  Dividende  und  Superdividende  sind  in  Gold  zahlbar; 
solange  jedoch  die  im  §  15  angeführte  Verpflichtung  nicht  Platz 
greift,  können  sie  in  den  gesetzlichen  Zahlungsmitteln  ausge? 
zahlt  werden,  Die  binnen  drei  Jahren  nach  dem  Fälligkeitstage 
nicht  behobenen  Dividenden  und  Superdividenden  verfallen  zu? 
gunsten  des  Reservefonds  der  Bank. 
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Erreicht  die  Jahresdividende  nicht  die  Höhe  von  4%,  so  ist 
die  Generalversammlung  berechtigt,  sie  aus  dem  Reservefonds 
bis  auf  diese  Höhe  zu  ergänzen. 

§  135. 

Die  Bank  bildet  einen  Reservefonds  auf  die  Art,  daß  sie 
von  dem  Reste  des  Reingewinnes,  der  jährlich  4%  des  Aktien? 
kapitales  übersteigt,  10%  diesem  Fonds  solange  zuweist  (§  132), 
bis  er  die  Hälfte  des  Aktienkapitales  erreicht.  Hat  er  diese  Höhe 
erreicht,  so  hört  die  weitere  Ergänzung  auf.  Die  Hälfte  dieses 
Reservefonds  ist  in  Staatsschuldverschreibungen  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  anzulegen. 

Der  Reservefonds  dient  vor  allem  zur  Deckung  der  aus  den 
Geschäften  der  Bank  entstandenen  Verluste,  sofern  diese  nicht 
aus  den  laufenden  Erträgnissen  gedeckt  werden  können,  sodann 
zur  Ergänzung  der  Dividende  der  Aktionäre  auf  4%  in  solchen 
Jahren,  in  denen  der  Reingewinn  diese  Höhe  nicht  erreicht. 

Bei  der  Liquidation  oder  Verstaatlichung  der  Bank  fällt  die 
eine  Hälfte  des  Reservefonds  den  Aktionären,  die  zweite,  und 
zwar  diejenige,  die  in  Staatspapieren  angelegt  ist,  dem  Staate  zu. 

Die  Erträgnisse  des  Reservefonds  werden  in  den  Gesamt? 
ertrag  der  Bank  eingerechnet. 

Dem  Reservefonds  fallen  auch  die  Erträgnisse  nach  §  45 
und  §  133  zu. 

§  136. 

Die  Bank  und  ihre  Angestellten  unterliegen  nicht  der  mit 
dem  Gesetze  vom  5.  Februar  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  89,  fest? 
gesetzten  Versicherungspflicht. 

Die  Bank  bildet  für  ihre  Angestellten  einen  Pensionsfonds, 
dessen  Grundstock  die  nach  §  50  übernommenen  Werte  bilden 
und  der  den  Charakter  eines  Pensions?Ersatzinstitutes  nach  §  65 
des  bezogenen  Gesetzes  hat.  Der  Pensionsfonds  wird  von  der 
Bank  durch  alljährlich  festzusetzende  Beiträge  derart  dotiert,  daß 
er  in  20  Jahren  auf  die  nach  der  Versicherungsmathematik  den 
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Forderungen  des  §  66  des  bezogenen  Gesetzes  entsprechende 
Höhe  gebracht  werde.  Die  betreffende  Bilanz  dieses  Fonds  wird 
jedes  zweite  Jahr,  zum  erstenmal  für  das  Jahr  zusammengestellt 
werden,  in  dem  die  Zettelbank  ins  Leben  tritt.  Sofern  durch  die 
Auszahlung  der  Pensionen  der  Zinsertrag  des  Pensionsfonds  er? 
schöpft  werden  würde,  darf  die  Bank  die  diesen  Ertrag  überstei* 
genden  Beträge  aus  eigenen  Mitteln  auszahlen  und  sie  in  den 
laufenden  Ausgaben  verrechnen.  Eine  eventuelle  Erhöhung  der 
Beiträge  zum  Pensionsfonds  darf  vom  Bankrate  der  Generalver? 
Sammlung  beantragt  und  von  der  Generalversammlung  beschlos* 
sen  werden. 

Änderungen  in  der  Pensionsbemessung  kann  bloß  die  Ge* 
neralversammlung  beschließen,  doch  dürfen  durch  solche  Be? 
Schlüsse  erworbene  Rechte  nicht  verkürzt  werden. 

Der  Pensionsfonds  bildet  keinen  Bestandteil  des  ßankver? 
mögens. 

Die  Statuten,  welche  die  Verwaltung  dieses  Pensionsfonds 
regeln,  werden  vom  Bankrate  erlassen  (§  87)  und  vom  Finanz* 
ministerium  genehmigt.  Hiebei  sind  die  allgemeinen  Bestimmung 
gen  des  oben  bezogenen  Gesetzes  zu  beachten. 

§  137. 

Die  dem  Staate  nach  §  30  zufallenden  Beträge  werden  von 
der  Bank  der  Staatsverwaltung  am  Ende  des  Jahres,  die  dem 
Staate  nach  §  132  zufallenden  Beträge  nach  der  ordentlichen 
Generalversammlung  abgeführt.  Die  aus  der  Beteiligung  am  Ak? 
tienkapital  für  den  Staat  sich  ergebenden  Zahlungen  v/erdcn.  von 
der  Bank  an  demselben  Tage  wie  den  übrigen  Aktionären  gelei? 
stet.  Alle  diese  Zahlungen  leistet  die  Bank  in  Prag  der  Staats? 
zentralkasse. 

§  138. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Rechnungsführung  deiart 
einzurichten,  daß  der  Stand  des  Umlaufes  der  Banknoten  und 
der  Stand  der  Bedeckung  gemäß  den  §§  26,  28  und  29  jederzeit 
festgestellt  werden  kann. 
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§  139. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  am  7.,  15.,  23.  und  letzten  eines 
jeden  Monates  Ausweise  über  den  Stand  ihrer  Passiva  und  Ak* 
tiva,  über  den  Stand  der  nach  §  28  zu  bewertenden  Bedeckung 
und  über  den  Stand  ihrer  sogleich  fälligen  Verbindlichkeiten  zu* 
sammenzustellen  und  sie  im  Amtsblatte  und  durch  Anschlag  in 
den  Amtsstellen  der  Bank  zu  veröffentlichen. 

Diese  Ausweise  haben  folgende  Hauptposten  zu  enthalten: 

1.  auf  der  Passivseite: 

a)  das  Aktienkapital, 

b)  den  Reservefonds, 

c)  den  Umlauf  der  Banknoten, 

d)  die  Saldos  der  Girokonti  und  die  sonstigen  sofort  fällig 
gen  Beträge, 

e)  die  sonstigen  Fälligkeiten, 

f)  die  sonstigen  Passiva; 

2.  auf  der  Aktivseite: 

a)  die  Metallbedeckung,  nach  §  28  zergliedert, 

b)  die  sonstigen  Barschaften, 

c)  den  Vorrat  an  eskomptierten  Wechseln,  Wertpapieren 
u.  dgl, 

d)  den  Stand  der  Darlehen  gegen  Handpfand, 

e)  die  Wertpapiere, 

f)  die  sonstigen  Aktiva. 

§  140. 

Regelmäßig  einmal  im  Jahre  an  einem  beliebigen,  vom  Re* 
gierungskommissär  zu  bestimmenden  Tage,  immer  aber,  wenn  in 
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der  Person  des  Bankgouverneurs,  des  Oberdirektors  oder  des 
Regierungskommissärs  ein  Wechsel  eingetreten  ist,  sind  die  Aus? 
weise  über  den  Banknotenumlauf  und  über  die  Bedeckung  einer 
eingeKenden  Revision  zu  unterziehen.  Diese  Revision  umfaßt,  so? 
weit  sie  sich  auf  die  Metallbedeckung  bezieht,  auch  die  Revision 
der  zu  dieser  Bedeckung  gehörenden  und  in  den  Kassen  der  Bank 
in  Prag  befindlichen  Werte. 

Über  diese  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  das 
außer  dem  Gouverneur  und  dem  Regierungskommissär  auch  zwei 
leitende  Bankbeamte  zu  unterfertigen  haben. 

§  141. 

Kommt  es  zur  Liquidation  der  Bank,  ohne  daß  dieselbe 
vom  Staate  vollständig  übernommen  wird,  so  bestimmt  die  Ge? 
neraiversammlung,  auf  welche  Weise  die  Liquidation  durchzu? 
führen  ist,  und  wählt  zu  diesem  Behufe  einen  sechsgliedrigen 
Liquidationsausschuß,  in  den  auch  Mitglieder  des  Bankrates  ge? 
wählt  werden  können.  Die  Funktionen  des  Gouverneurs  und 
der  vom  Präsidenten  der  Republik  ernannten  Mitglieder  des 
Bankrates  dauern  fort  und  werden  in  diesem  Falle  in  den  Liqui? 
dationsausschuß  übertragen. 

Der  Liquidationsausschuß  besitzt  die  zur  Finalisierung  der 
Geschäfte  und  Verbindlichkeiten  der  Bank  erforderliche  Voll* 
macht.  Die  Vollmacht  kann  mit  Genehmigung  der  Generalver? 
Sammlung  an  andere  übertragen  werden.  Für  die  Dauer  der  Li? 
quidation  bleibt  auch  die  Kompetenz  der  Generalversammlung 
und  des  Revisionsausschusses  aufrecht  und  die  Generalversamm? 
lung  hat  insbesondere  das  Recht  zur  Genehmigung  der  Liquida? 
tionsabrechnung  und  der  Entlastung  des  Liquidationsausschusses 
hinsichtlich  dieser  Abrechnung. 

Sobald  der  Liquidationsausschuß  gewählt  wurde,  erlischt 
die  gesamte  Kompetenz  der  gewählten  Bankräte. 

§  142. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Seine  Durchführung  wird  dem  Finanzminister  aufgetragen. 
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BEILAGE  A. 

Nummer   Serie  

AKTIE 

DER  CECHOSLOVAKISCHEN  NATIONALBANK 
über  500.—,  in  Worten:  fünfhundert, 

durch  die   in   

oder  jedem  rechtmäßigen  Nachfolger  desselben  alle  Rechte 
an  dem  gesamten  Vermögen  und  an  den  Erträgnissen  der 
«Cechoslovakischen  Nationalbank»  gewährt  werden,  die  nach 
dem  Gesetze  vom  jedem  Aktionär  zustehen. 

PRAG,  am  

Cechoslovakische  Nationalbank. 

Siegel.  (Unterschriften) 


BEILAGE  B. 


Kupon  Nr.  zur  Aktie 

Nummer   Serie  

Die  Cechoslovakische  Nationalbank  zahlt  dem  Über* 
bringer  dieses  Kupons  nach  der  ordentlichen  Generalversamm* 
lung  die  Dividende  und  Superdividende  für  das  Jahr  

Binnen  drei  Jahren  nach  dem  Fälligkeitstage  nicht  be* 
hobene  Dividenden  und  Superdividenden  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefonds. 

Cechoslovakische  Nationalbank. 


BEILAGE  C. 

TALON  zur  Aktie 

Nummer   Serie  

Die  Cechoslovakische  Nationalbank  folgt   dem  Über* 
bringer  dieses  Talons  bei  ihrer  Hauptanstalt  in  Prag  den 

neuen  Kuponbogen  aus,  der  für  diese  Aktie  im  Jahre  

ausgegeben  werden  wird. 

Cechoslovakische  Nationalbank. 
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Verordnung  der  Regierung  der  Tscheche  'slowakischen 
Republik  vom  15.  Mai  19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V,  Nr.  246, 
betreffend  die  Organisation  des  Bankamtes  des  Finanz' 
ministeriums,  das  Statut  des  Bankausschusses  beim 
Finanzministerium,  die  Geschäfte  des  Bankamtes  des 
Finanzministeriums,  ferner  die  Übernahme  und  Ver^ 
rechnung  des  Lombards  und  der  Kassenscheine,  die 
Verrechnung  der  Girokonti  der  Osterreichisch'ungari' 
sehen   Bank   und    die    Übernahme    der  Angestellten 

dieser  Bank. 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  25.  Februar 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84*),  der  Verordnung  vom  6.  März 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  119**),  und  des  Ermächtigungsgesetzes 
vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187***),  wird  das  Bank* 
amt  des  Finanzministeriums  mit  nachstehenden,  zum  Wesen 
einer  Zettelbank  gehörigen  Befugnissen  ausgestattet: 

L  Organisation  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums. 

§  i- 

Das  durch  die  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  119,  und  das  Gesetz  vom  10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  187,  zur  Besorgung  der  dem  Finanzministerium  im  §  8  des 
angeführten  Gesetzes  zugewiesenen  Tätigkeit,  namentlich  zur  Be? 
sorgung  der  Funktion  einer  staatlichen  Zettelbank  errichtete 
Bankamt  des  Finanzministeriums  wird  vom  Finanzminister  ent? 
weder  direkt  oder  durch  Vermittlung  des  Bankausschusses  beim 
Finanzministerium  und  der  Geschäftsleitung  im  Sinne  dieser 
Verordnung  verwaltet. 

§  2. 

Das  Bankamt  des  Finanzministeriums  hat  neben  seiner 
Eigenschaft  als  Staatsamt  den  Charakter  einer  öffentlichen,  Kre* 
ditgeschäfte  betreibenden  Anstalt.  Das  Bankamt  als  Staatsamt 

*)  Siehe  S.  198. 
**)  Siehe  S.  268. 
***)  Siehe  S.  226  ff. 
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ist  von  der  Verpflichtung  befreit,  sich  und  seine  Filialen  in  das 
Handelsregister  eintragen  zu  lassen. 

§  3. 

Der  Sitz  des  Bankamtes  ist  Prag.  Für  die  Zentrale  dieses 
Amtes  gilt  die  Bezeichnung:  „Bankamt  des  Finanzministeriums", 
für  die  Amtsstelle  in  Prag:  „Bankamt  des  Finanzministeriums, 
Hauptanstalt  in  Prag",  für  die  übrigen  Stellen:  „Bankamt  des  Fi* 

nanzministeriums,  Filiale  in  mit  der  Bezeichnung  des 

Sitzes  der  Filiale,  ferner  für  die  Nebenstellen:  „N.  N.  in  " 

(Bezeichnung  der  den  betreffenden  Dienst  versehenden  Anstalt 
und  des  Ortes,  „als  Nebenstelle  des  Bankamtes  des  Finanzmini* 
Stenums". 

§  4. 

Die  Firmen  und  Geldinstitute,  die  an  den  Nebenplätzen  die 
Funktionen  einer  Nebenstelle  des  Bankamtes  des  Finanzministe? 
riums  versehen,  sind  keine  Staatsämter.  Im  Verkehr  mit  dem 
Bankamte,  dem  sie  beigeordnet  sind,  ist  es  diesen  Anstalten  er* 
laubt,  Briefe  sowie  Wertsendungen  als  „portofreie  Amtssache" 
aufzugeben. 

§  5. 

Das  Bankamt  erteilt  auf  keine  von  wem  immer  gestellten 
Anfragen,  auch  nicht  auf  solche  der  übrigen  Staatsämter,  mit  Aus? 
nähme  der  Gerichtsbehörden  Auskünfte,  sofern  sie  sich  auf  bei 
ihm  hinterlegte  Gelder  und  andere  Werte  und  auf  von  ihm  ge* 
währte  Kredite  beziehen. 

§  6. 

Das  Bankamt  hat  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  zur  Be* 
friedigung  seiner  eigenen  Forderungen  auf  die  in  seinem  Besitze 
befindlichen  Gelder,  Wechsel  und  anderen  Wertpapiere. 

Dieses  Vorzugsrecht  kommt  dem  Bankamte  nicht  nur  auf 
jene  Gelder,  Wechsel  und  fWertpapiere  zu,  welche  ihm  zur 
Sicherstellung  für  seine  Forderungen  übergeben  worden  sind,  son? 
dem  ohne  Unterschied  auf  alles  bewegliche  Vermögen  des 
Schuldners,  in  dessen  Innehabung  es  wann  immer  und  zu  web 
chem  Zwecke  immer  gelangt  ist. 

Das  Bankamt  hat  das  Recht,  sich  selbst  auch  ohne  gericht* 
liehe  Bewilligung  und  Mitwirkung,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
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über  das  Vermögen  des  Schuldners  etwa  der  Konkurs  verhängt 
wurde,  für  seine  Forderung  aus  den  erwähnten  Mitteln  auf  die 
ihm  selbst  geeignet  erscheinende  Art  bezahlt  zu  machen.  In 
der  Ausübung  dieses  Vorzugsrechtes  kann  das  Bankamt  durch 
keinerlei  Ansprüche  dritter  Personen,  selbst  nicht  durch  Eigen? 
tumsansprüche  oder  andere  früher  erworbene  Rechte  gehemmt 
oder  gehindert  werden,  woferne  nur  das  Bankamt  die  betreffen* 
den  Gelder,  Wechsel  und  Wertpapiere  als  ein  Vermögen  seines 
Schuldners  übernommen  hat  und  die  erwähnten  Ansprüche  und 
Rechte  zur  Zeit  der  Übernahme  dieser  Sachen  durch  das  Bank* 
amt  nicht  deutlich  erkennbar  waren. 

§  7. 

Wer  Pfand*  oder  Exekutionsrechte  oder  das  Recht  des  Dritt* 
Verbotes  auf  bei  dem  Bankamte  erliegende  Gelder  und  Wert* 
papiere  oder  auf  durch  dieses  Amt  einzuhebende  Forderungen 
erwirken  will,  hat  sich  an  das  zuständige  Gericht  zu  wenden; 
dieses  hat  eine  Sicherstellung  oder  Exekution  immer  nur  unbe* 
schadet  der  Rechte  des  Bankamtes  an  den  angeführten  Sachen 
zu  bewilligen  und  hievon  das  Bankamt  zu  verständigen.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  aber  das  Bankamt  berechtigt,  die  Gelder 
und  Wertpapiere  oder  den  betreffenden  Forderungsbetrag  auf 
Kosten  des  Eigentümers  oder  Gläubigers  gerichtlich  zu  hinter* 
legen. 

Wird  über  den  Eigentümer  von  beim  Bankamte  erliegenden 
Geldern  oder  Wertpapieren  der  Konkurs  verhängt  oder  stirbt  er, 
so  obliegt  es  dem  Vertreter  der  Konkursmasse  oder  der  Ver* 
lassenschaft,  dies  durch  das  zuständige  Gericht  dem  Bankamte 
anzuzeigen  und  ihm  die  Personen  zu  bezeichnen,  welche  berech* 
tigt  sind,  über  die  Gelder  und  Wertpapiere  zu  verfügen.  Wenn 
dies  nicht  geschieht,  ist  das  Bankamt  der  Konkursmasse  nicht 
zum  Schadenersatz  verpflichtet. 

Auch  gerichtlich  legitimierten  Personen  werden  beim  Bank* 
amte  hinterlegte  Wertschaften  nur  gegen  Zurückstellung  der  be* 
treffenden  Urkunden  ausgefolgt. 

'  §  8- 

Ein  Schuldner  aus  Geschäften  mit  dem  Bankamte,  der  ein 
Darlehen  vor  Ablauf  der  Vertragsfrist  zurückgezahlt  hat,  kann 

21* 
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aus  diesem  Grunde  nicht  verlangen,  daß  ihm  die  der  Anstalt 
etwa  im  vorhinein  entrichteten  Zinsen  ersetzt  werden. 

§  9. 

Zur  Verbindlichkeit  der  Rechtsgeschäfte  und  der  über  die? 
selben  ausgestellten  Urkunden  des  Bankamtes  genügt  es,  wenn 
die  Namen  der  berechtigten  Vertreter  und  jede  Änderung  in 
den  Lokalitäten  des  Bankamtes  kundgemacht  werden. 

§  10. 

Das  Bankamt  verwaltet  den  Umlauf  der  gestempelten 
Banknoten  und  wird  in  gleicher  Weise  den  Umlauf  der  Staats? 
noten  verwalten,  sie  in  Umlauf  setzen,  umwechseln  und  einziehen 
und  ist  verpflichtet,  über  die  Höhe  des  Umlaufes  dieser  Zah? 
lungsmittel  die  vorgeschriebenen  Ausweise  vorzulegen.  Als  im 
Umlaufe  befindliche  Bank?,  bzw.  Staatsnoten  werden  diejeni? 
gen  angesehen,  die  nicht  an  die  Kassen  des  Bankamtes  zurück? 
gelangt  sind. 

Die  Ausgabe  der  einzelnen  Gattungen  von  Staatsnoten  ist 
mit  einer  Beschreibung  in  der  amtlichen  Presse  anzuzeigen. 

Über  die  Einziehung  einer  oder  mehererer  Gattungen  von 
Bank?  oder  Staatsnoten  erläßt  das  Bankamt  eine  Kundmachung, 
in  welcher  der  Tag,  bis  zu  welchem  das  in  Betracht  kommende 
Zahlungsmittel  umlaufen  darf,  und  die  Frist,  nach  welcher  das 
Zahlungsmittel  überhaupt  seine  Geltung  verliert,  bestimmt  wird. 

Die  mit  dem  tschechoslowakischen  Stempel  versehenen 
Banknoten  und  weiters  die  tschechoslowakischen  Staatsnoten 
können  weder  amortisiert,  noch  mit  Vormerk  oder  Verbot  be? 
lastet  werden. 

Gestempelte  Banknoten  oder  Staatsnoten,  die  bis  zum  Ende 
der  Einberufungsfrist  nicht  vorgelegt  werden,  verfallen  zugunsten 
des  Staates. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  mit  einem  gefälschten  Stempel 
versehene  Banknoten  oder  gefälschte  Staatsnoten  dem  Inhaber 
gegen  Bestätigung  abzunehmen. 

§  li. 

♦ 

Das  Bankamt  ist  verpflichtet,  seine  Buchhaltung  so  zu  füh? 
ren,  daß  der  Stand  des  Umlaufes  der  Zahlungsmittel  und  der 
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Stand  der  bankmäßigen  Deckung  für  jene  Zahlungsmittel,  die 
über  den  Gesamtbetrag  ausgegeben  wurden,  der  ohne  die  an? 
geführte  Deckung  zulässig  ist  (§  10  des  Gesetzes  vom  10.  April 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187),  jederzeit  festgestellt  werden 
kann. 

§  12. 

Das  Bankamt  des  Finanzministeriums  stellt  am  7.,  15.,  23. 
und  letzen  jedes  Monates  Ausweise  über  den  Stand  der  Passiven 
und  Aktiven  zusammen  und  publiziert  diese  Ausweise  in  der 
amtlichen  Presse  und  durch  Anschlag  in  den  Amtslokalitäten 
des  Bankamtes.  Die  Ausweise  müssen  nachfolgende  Hauptposten 
enthalten: 

I.  auf  der  Passivseite: 

a)  den  Umlauf  der  gestempelten  Banknoten, 

b)  den  Betrag  der  bei  der  Stempelungsaktion  zurückgehal* 
tenen  Banknoten, 

lc)  die  im  Umlauf  befindlichen  Kassenscheine, 

d)  die  sofort  fälligen  Beträge  (Girokonti  u.  dgl.), 

e)  die  im  Umlauf  befindlichen  Kassenscheine, 

f)  die  Forderung  der  Österreichischsungarischen  Bank  für 
den  übernommenen  Lombard, 

g)  die  sonstigen  Passiva; 
II.  auf  der  Aktivseite: 

a)  die  Forderung  des  Staates  gegen  die  österreichischsunga* 
rische  Bank: 

1.  für-  gestempelte  Banknoten, 

2.  für  eingezogene  nichtgestempelte  Banknoten, 

3.  für  übernommene  Girokonti, 

4.  für  übernommene  Kassenscheine, 

5.  für  Zinsen  aus  übernommenen  Kassenscheinen; 

b)  den  Stand  der  Zahlungsmittel: 

1.  Stand  der  inländischen  metallischen  Zahlungsmittel, 

2.  Stand  der  ausländischen  metallischen  Zahlungsmittel, 
hievon  in  Gold: 

hievon  in  Silber: 

3.  Stand  der  inländischen  Papierzahlungsmittel, 
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4.  Stand  der  ausländischen  Papierzahlungsmittel; 

c)  den  Vorrat  an  Wechseln,  Wertpapieren  u.  dgl., 

d)  die  Darlehen  gegen  Pfand, 

e)  verschiedene  Aktiva. 

Die  Schlußbilanz  muß  die  gleichen  Hauptposten  enthalten 
und  sonst  nach  den  üblichen  Geschäftsgewohnheiten  zusammen* 
gestellt  sein. 

Die  Verpflichtung  zur  Ausgabe  der  Ausweise  tritt  mit  der 
Beendigung  und  Verrechnung  der  Banknotenstempelung  ein. 

Gewinn  und  Verlust  aus  der  Tätigkeit  des  Bankamtes  gehen 
auf  Rechnung  des  Staates. 

Das  Geschäftsjahr  endet  mit  dem  31.  Dezember  eines  jeden 
Jahres. 

§  13. 

Aus  Geschäften  des  Bankamtes  entstandene  Amortisations? 
verfahren  können  nur  beim  Landesgerichte  in  Prag  durchgeführt 
werden.  Die  Berechtigung  des  Landesgerichtes  in  WTien  zur  Ein* 
leitung  des  Amortisationsverfahrens  für  Geschäfte,  die  durch 
das  Bankamt  von  der  österreichisch^ungarischen  Bank  übernom? 
men  wurden,  wird  hiermit  aufgehoben  und  an  ihre  Stelle  tritt  die 
Berechtigung  des  Landesgerichtes  in  Prag.  Auf  Verfahren,  die 
vor  Geltung  *)  dieser  Verordnung  eingeleitet  wurden  und  noch 
nicht  beendet  sind,  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

§  14. 

Für  alle  Streitigkeiten  über  Klagen,  die  gegen  das  Bankamt 
auf  Grund  der  von  demselben  im  Rahmen  des  ihm  eingeräumt 
ten  Wirkungskreises  betriebenen  Geschäfte  erhoben  werden,  ist 
das  Handelsgericht  in  Prag  ausschließlich  zuständig. 

Für  sonstige  gegen  das  Bankamt  eingeleitete  Streitigkeiten 
sowie  auch  für  gerichtliche  und  behördliche  Eingaben  und  Ver* 
handlungen  ist  der  Sitz  der  Zentrale  des  Bankamtes  in  Prag  ent* 
scheidend,  sofern  nicht  in  einem  Gesetze  die  ausschließliche  Zu* 
ständigkeit  irgendeines  anderen  Gerichtes  bestimmt  ist. 

Zur  Vertretung  des  Bankamtes  und  seiner  Filialen  ist  die 
Finanzprokuratur  berufen. 

*)  Das  im  authentischen  Texte  stehende  Wort:  „splatnosti"  (Fällig; 
keit)  soll  offenbar  heißen:  „platnosti". 
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IL  Statut  des  Bankausschusses  beim  Finanzministerium. 

§  15. 

Der  Bankausschuß  beim  Finanzministerium  wird  außer  von 
dem  Finanzminister  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden 
von  zehn  vom  Minister  ernannten  Mitgliedern  gebildet.  Aus  der 
Reihe  dieser  Mitglieder  ernennt  der  Minister  einen  Vizepräsident 
ten,  der  den  abwesenden  Minister  oder  seinen  Stellvertreter  bei 
den  Sitzungen  des  Ausschusses  vertritt. 

Die  Mitgliedschaft  im  Bankausschusse  dauert  bis  auf  Wider? 
ruf  und  ist  ein  Ehrenamt. 

§  16.  . 

Die  vom  Närodni  shromäzdeni  im  Sinne  des  §  17  des  Ge? 
setzes  vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  gewählte 
Kommission  hat  das  Recht,  ihren  Vertreter  zu  allen  Sitzungen 
und  Verhandlungen  des  Bankausschusses  mit  den  Rechten  und 
Pflichten  eines  Mitgliedes  dieses  Ausschusses  zu  entsenden. 

§  17. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  leisten  dem  Finanzminister 
schriftlich  das  Gelöbnis,  daß  sie  immer  den  größten  Vorteil  des 
Staates  anstreben  und  über  alle  Verhandlungen  unbedingte  Ver? 
schwiegenheit  bewahren  werden. 

§  18. 

Der  Vorsitzende  und  die  Mitglieder  sind  in  der  Richtung 
verantwortlich,  daß  sie  bei  Beschlüssen,  bei  denen  sie  ihre  Stimme 
abgegeben  haben,  nicht  hinterhältig  gehandelt  und  daß  sie  nach 
ihrem  besten  Wissen  und  Gewissen  abgestimmt  haben. 

§  19. 

Die  ordentlichen  Sitzungen  des  Bankausschusses  finden 
regelmäßig  am  25.  eines  jeden  Monates  ohne  besondere  Ein? 
berufung,  beziehungsweise  am  nachfolgenden  Werktage  statt. 

Zu  einer  außerordentlichen  Sitzung  kann  der  Finanzminister 
den  Ausschuß  einberufen,  wenn  er  dies  für  notwendig  erachtet. 

Wenn  wenigstens  drei  Mitglieder  des  Bankausschusses  ver? 
langen,  daß  der  Ausschuß  zu  einer  außerordentlichen  Sitzung  zu? 
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sammentrete,  ist  der  Vizepräsident  verpflichtet,  dem  Finanz? 
minister  die  Einberufung  des  Ausschusses  binnen  acht  Tagen  vor? 
zuschlagen. 

Der  Bankausschuß  ist  beschlußfähig,  wenn  wenigstens  sechs 
Mitglieder  einschließlich  des  Vorsitzenden  anwesend  sind. 

Jedem  Mitgliede  gebührt  eine  Stimme.  Die  absolute  Mehr? 
heit  der  Anwesenden  entscheidet;  bei  Stimmengleichheit  ent? 
scheidet  der  Vorsitzende.  Wahlen  werden  mittels  Stimmzettel 
vorgenommen. 

Den  Sitzungen  wohnt  der  Oberdirektor  des  Bankamtes  oder 
sein  Stellvertreter,  eventuell  die  ganze  Direktion  (§  24)  bei,  je? 
doch  nur  mit  beratender  Stimme. 

Außerdem  können  nach  Bedarf  auch  andere  Beamte  des 
Bankamtes  oder  auch  außerhalb  des  Bankamtes  stehende  Per? 
sonen  geladen  werden,  wenn  dies  der  Verhandlungsgegenstand 
erheischt. 

Über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Ausschusses 
wird  ein  Protokoll  abgefaßt;  darin  sind  die  Namen  der  anwesen? 
den  Mitglieder  anzuführen.  Es  wird  vom  Vorsitzenden,  dann 
von  dem  anwesenden  Mitgliede  der  Geschäftsleitung  und  even? 
tuell  von  dem  anwesenden  Vertreter  des  Närodni  shromäzdeni 
(§  16)  unterschrieben. 

§  20. 

Beschlüsse  des  Bankausschusses  und  des  Komitees  (§  22), 
welche  die  Verwaltung  und  die  Geschäfte  betreffen,  erfordern 
zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Finanzministers.  Auf 
Beschlüsse,  die  der  Bankausschuß  als  Beirat  faßt,  bezieht  sich 
diese  Bestimmung  nicht.  (§  21). 

§  21. 

Der  Bankausschuß,  der  zugleich  als  Beirat  des  Finanzmini? 
sters  fungiert,  unterstützt  den  Minister  bei  der  Verwaltung  des 
Bankamtes,  verwaltet  den  Umlauf  der  Zahlungsmittel  im 
tschecho?slowakischen  Staate,  verfolgt  alles,  was  auf  die  Regu? 
lierung  der  Valuta  abzielt,  erstattet  Gutachten  über  Fragen  des 
Staatskredites  sowie  überhaupt  über  die  Fragen,  die  ihm  der 
Finanzminister  vorlegt,  und  hat  das  Recht  zur  Vorlage  von 
Initiativanträgen  in  dieser  Richtung. 
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In  den  Wirkungskreis  des  Bankausschusses  gehört  auch  die 
Mitwirkung  bei  der  geschäftlichen  Verwaltung  der  Staatsschuld 
überhaupt,  besonders  der  Schuld,  die  im  Verfolge  des  Gesetzes 
vom  25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  des  Gesetzes  vom 
25.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  88,  und  des  Gesetzes  vom 
10.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  187,  entstanden  ist. 

In  dem  Falle,  als  in  Zukunft  das  Bankamt  in  eine  selbstän? 
dige  Zettelbank  umgewandelt  werden  sollte,  wird  der  Bankaus? 
schuß  bei  dieser  Umwandlung  mitwirken. 

§  22. 

Der  Bankausschuß  kann  zur  raschen  Entscheidung  in  ein? 
zelnen  Zweigen  oder  für  die  gesamte  Geschäftsführung  ein  Ko? 
mitee  wählen,  das  aus  3  Mitgliedern  und  dem  Vorsitzenden  be? 
steht.  Vorsitzender  ist  der  Vizepräsident  des  Bankausschusses 
(§  15).  Dieses  Komitee  wird  vom  Vorsitzenden  einberufen.  Das 
Komitee  ist  beschlußfähig,  wenn  zwei  Mitglieder  und  der  Vor? 
sitzende  anwesend  sind. 

§  23. 

Der  Bankausschuß  wirkt  bei  den  die  Aufgaben  des  Bank? 
amtes  des  Finanzministeriums  betreffenden  Verfügungen  mit.  Er 
beteiligt  sich  an  der  Oberleitung  und  an  der  Aufsicht  über  die 
gesamte  Geschäftsführung  des  Bankamtes.  Zu  diesem  Zwecke  er? 
teilt  er  (mit  dem  Vorbehalte  im  Sinne  des  §  20)  die  entsprechen? 
den  Aufträge  an  die  Geschäftsleitung.  Der  Bankausschuß  kann 
die  einzelnen  Geschäftszweige  und  Funktionen  nach  Bedarf  unter 
seine  Mitglieder  verteilen. 

§  24. 

Die  Geschäftsleitung  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums 
(§  4  und  5  der  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  119)  ist  ein  Beamtenkörper,  der  die  Beschlüsse  und  Anord? 
nungen  des  Bankausschusses  nach  der  vom  Bankausschuß  bean? 
tragten  und  vom  Finanzministerium  genehmigten  Geschäftsord? 
nung  ausführt.  Sie  besteht  aus  der  Direktion  und  den  Sekretären, 
deren  Zahl  nach  Bedarf  bestimmt  wird. 

§  25. 

Der  Bankausschuß  hat  unter  den  Voraussetzungen  des  §  20 
folgende  Funktionen: 
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1.  Er  bestimmt  die  Bedingungen  des  Geschäftsverkehi  es 
überhaupt  und  die  besonderen  Bedingungen  und  den  Umfang 
der  einzelnen  Zweige  des  Bankgeschäftes.  Er  bestimmt  den  Zins? 
fuß  des  Bankamtes  für  Eskompte?  und  Lombardgeschäfte  sowie 
für  die  Kassenscheine,  ebenso  die  Höhe  der  Kredite,  welche  ein? 
zelnen  Institutionen,  Firmen  und  Personen  gewährt  werden 
können. 

2.  Er  bestimmt  die  Preise  und  Bedingungen,  unter  welchen 
das  Bankamt  Edelmetalle  einkaufen,  Darlehen  auf  Edelmetalle 
und  Wechsel  gewähren  kann,  ferner,  auf  welche  Wertpapiere  und 
bis  zu  welcher  Höhe  des  Kurswertes,  beziehungsweise  bis  zu 
welchem  Gesamtbetrage  Darlehen  durch  das  Bankamt  gewährt 
werden  können. 

3.  Er  setzt  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  neue  Ge? 
schäftszweige  durch  das  Bankamt  aufgenommen  und  betrieben 
werden  können. 

4.  Er  hat  das  Recht,  Filialen  des  Bankamtes  in  Städten  und 
für  Gebiete  zu  errichten,  wie  er  es  für  angezeigt  hält,  und  ferner 
Geldinstitute  mit  dem  Dienste  von  Nebenstellen  zu  betrauen. 

5.  Er  setzt  die  Zahl  der  Zensoren  nach  dem  Bedarfe  und 
den 1  Verhältnissen  der  verschiedenen  Plätze  fest,  bestimmt  die 
Geschäftsordnungen  für  die  Zensoren  und  ernennt  die  Zensoren 
bei  den  einzelnen  Stellen  des  Bankamtes. 

6.  Er  setzt  die  Dienstordnung  für  die  Angestellten  des 
Bankamtes  fest. 

Der  Bankausschuß  kann  einen  Teil  dieser  Befugnisse  für  das 
laufende  Geschäft  auf  die  Geschäftsleitung  übertragen  (§  24). 

§  26. 

Der  Bankausschuß  veröffentlicht  nach  jeder  Sitzung  einen 
Bericht  und  nach  Ablauf  eines  jeden  Monats  auch  eine  detail* 
lierte  Übersicht  über  die  Tätigkeit  des  Bankamtes  für  die  ab* 
gelaufene  Periode. 

Beschlüsse,  Verfügungen  und  Ausweise,  die  für  die  öffenb 
lichkeit  bestimmt  sind,  werden  in  den  Amtsblättern  und  in  den 
Lokalitäten  des  Bankamtes  kundgemacht. 
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§27. 

Der  Bankausschuß  unterfertigt  derart,  daß  sich  unter  seine 
Bezeichnung  zwei  Mitglieder  des  Ausschusses  unterschreiben. 
Urkunden  und  Schriftstücke,  die  namens  des  Bankamtes  ausge? 
stellt  werden,  sind  derart  zu  fertigen,  daß  unter  die  geschriebene 
oder  gedruckte  Bezeichnung  des  Bankamtes  der  Finanzminister 
oder  sein  Stellvertreter  und  zwei  Mitglieder  des  Ausschusses 
oder  aber  der  Finanzminister,  beziehungsweise  sein  Stellvertreter, 
ein  Mitglied  des  Ausschusses  und  ein  zeichnungsberechtigtes 
Mitglied  der  Geschäftsleitung  ihre  Unterschriften  beisetzen. 

§  28. 

Der  Ausschuß  bestimmt  (§  20),  in  welchen  Fällen,  in 
welchem  Umfange  und  in  welcher  Form  im  laufenden  Geschäfts? 
verkehr  des  Bankamtes  die  Geschäftsleitung  und  die  einzelnen 
Filialen  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums  unterfertigen. 

§  29. 

Der  Bankausschuß  erstattet  dem  Finanzminister  die  An? 
träge  hinsichtlich  der  Ernennung  der  Beamten  der  Geschäfts? 
leitung  und  der  übrigen  Angestellten  des  Bankamtes,  ferner  hin? 
sichtlich  der  Vorrückung,  der  Höhe  des  Gehaltes  und  der  Ent? 
lohnungen  aller  Angestellten. 

§  30. 

Dem  Bankausschuß  steht  die  Beschlußfassung  (§  20)  über 
die  Ausübung  der  Aufsicht  und  der  Revision  des  Bankamtes 
durch  seine  Mitglieder  oder  durch  fachlich  hiezu  geeignete  Per? 
sonen  zu. 

III.  Geschäfte  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums. 

§  31. 

Das  Bankamt  des  Finanzministeriums  ist  berechtigt,  fol? 
gende  Geschäfte  zu  betreiben: 

1.  Wechsel,  Wertpapiere  und  Kupons  zu  eskomptieren  (§  32). 

2.  Darlehen  gegen  Handpfand  zu  gewähren  (§  33), 
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3.  Einlagen  auf  Kassenscheine  zu  übernehmen  (§  34), 

4.  Einlagen  auf  Girokonti  zu  übernehmen  (§  35), 

5.  das  Inkasso  von  Wechseln,  Schecks,  Anweisungen,  Wert* 
papieren  Sparkassenbüchern  u.  dgl.  zu  besorgen  (§  36), 

6.  fällige  Kapitalsbeträge  und  Kupons  von  zum  Lombard 
zugelassenen  Wertpapieren  einzulösen  (§  33)  und  neue  Kupon* 
bogen  von  Wertpapieren  zu  besorgen  (§  36), 

7.  bei  der  Kontrahierung  von  Staatsanleihen  zu  intervenieren 
und  als  Subskriptionsstelle  für  sie  zu  dienen,  beziehungsweise 
auch  bei  anderen  Wertpapieren  zu  intervenieren  und  als  Sub* 
skriptionsstelle  zu  dienen  (§  36), 

8.  den  kommissionsweisen  Kauf  und  Verkauf  von  Wert* 
papieren  und  Münzen  auszuführen  (§  36), 

9.  W7echsel  und  Schecks  auf  auswärtige  Plätze  zu  kaufen, 
solche  Wechsel  und  Schecks  zu  verkaufen,  ausländische  Forde* 
rungen  zu  beschaffen  oder  zu  kaufen  und  das  Inkasso  und  Aus* 
Zahlungen  im  Auslande  zu  besorgen  (§  36), 

10.  ausländische  und  Handels*,  Gold*  und  Silbermünzen  und 
ausländische  Papierzahlungsmittel  zu  kaufen  und  zu  verkaufen 
(§  36), 

11.  Gold  und  Silber  in  Barren  zu  kaufen  und  zu  verkaufen 
(§  36). 

§  32. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  gezogene  und  eigene  Wechsel, 
die  binnen  drei  Monaten  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen 
Republik  in  tschechoslowakischen  Kronen  zahlbar  sind,  zu 
eskomptieren. 

Eingereichte  Wechsel  müssen  in  der  Regel  von  drei,  jeden? 
falls  aber  von  zwei  Firmen  oder  Personen  unterschrieben  sein, 
deren  Zahlungsfähigkeit  bekannt  ist. 

Über  die  Annahme  der  Wechsel  entscheidet  das  Bankamt 
unter  Zuziehung  von  Zensoren.  Die  Entscheidung  geschieht  un* 
parteiisch,  ausschließlich  unter  Berücksichtigung  der  Qualität  des 
Wechselmaterials.  Die  Ursache  der  Ablehnung  von  Wechseln 
braucht  nicht  angeführt  zu  werden. 

Das  Bankamt  ist  ferner  berechtigt,  Wertpapiere  und  Kupons, 
die  binnen  drei  Monaten  fällig  sind,  zu  eskomptieren,  soweit  sie 
zum  Lombard  zugelassen  sind  (§  33).  Für  dieselben  gelten  analoge 
Regeln  wie  für  den  Escompte  von  Wechseln. 
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Für  alle  Stellen  des  Bankamtes  gilt  der  gleiche  Zinsfuß, 
dessen  Höhe  der  Bankausschuß  beim  Finanzministerium  nach  der 
wirtschaftlichen  Konstellation  festsetzt.  Der  Zinsfuß  wird  in  der 
amtlichen  Presse  und  in  den*  Amtslokalitäten  des  Bankamtes 
kundgemacht. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  eskomptierte  Wechsel  weiter 
zu  begeben. 

§  33. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  Darlehen  gegen  Handpfand 
(Lombard)  auf  die  Dauer  von  längstens  drei  Monaten  zu  ge? 
währen.  Das  Darlehen  kann  gewährt  werden  auf: 

a)  gemünztes  und  ungemünztes  Gold  und  Silber  (§  36), 

b)  Wertpapiere, 

c)  Wechsel,  die  binnen  sechs  Monaten  fällig  sind,  sofern  sie 
im  übrigen  den  Erfordernissen  des  §  32  entsprechen,  und  Wechsel 
auf  auswärtige  Plätze  mit  den  gleichen  Erfordernissen,  die 
binnen  sechs  Monaten  fällig  sind  (§  36), 

d)  Einlagsbücher  der  Valutaanleihe  der  Cechoslovakischen 
Republik. 

Das  Darlehen  kann  wann  immer  vor  Fälligkeit  zurückge? 
zahlt  werden  und  das  Bankamt  kann  eine  Verlängerung  des  Dar? 
lehens  immer  auf  drei  Monate  bewilligen.  Die  Zinsen  werden 
nach  Ablauf  der  Frist,  auf  welche  das  Darlehen  erteilt  wurde, 
entrichtet. 

Die  Wertpapiere,  auf  welche  Darlehen  gewährt  werden 
können,  bestimmt  der  Bankausschuß;  er  setzt  auch  den  Zinsfuß 
für  diesen  Geschäftszweig  sowie  den  mit  Rücksicht  auf  die  Art 
des  Pfandes  zulässigen  Höchstbetrag  des  Darlehens  fest. 

Erleidet  der  börsenmäßige  Wert  der  verpfändeten  Sachen, 
auf  welche  durch  das  Bankamt  ein  Darlehen  gewährt  wurde, 
eine  Verminderung,  so  ist  der  Schuldner  verpflichtet,  das  Pfand 
angemessen  zu  erhöhen  oder  das  Darlehen  teilweise  zurückzu? 
zahlen.  In  diesem  zweiten  Falle  wird  ihm  ein  Teil  der  eventuellen 
vorausbezahlten  Zinsen  zurückerstattet.  Wenn  das  Pfand  nicht 
entsprechend  erhöht  oder  das  Darlehen  nicht  teilweise  zurück? 
gezahlt  wird,  ist  das  Bankamt  berechtigt,  noch  vor  Fälligkeit  des 
Darlehens  das  Pfand  entweder  ganz  oder  teilweise  an  der  Börse 
zu  veräußern;  den  nach  Deckung  der  Forderung  an  Kapital  und 
Zinsen  nebst  den  etwaigen  Gebühren,  den  Kosten  und  der  Ver? 
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kaufsprovision  in  der  Höhe  eines  Promille  der  gesamten  Forde? 
rung  erübrigenden  Rest  hat  das  Bankamt  als  unverzinsliches 
Depositum  für  den  Schuldner  bei  sich  aufzubewahren  oder  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Eigentümers  bei  Gericht  zu  erlegen. 

Reicht  der  Erlös  des  Verkaufes  zur  vollständigen  Bezahlung 
der  Forderung  nicht  hin,  so  ist  die  Anstalt  berechtigt,  sich  am 
Schuldner  selbst  schadlos  zu  halten. 

Falls  das  auf  Pfand  gewährte  Darlehen  nicht  rechtzeitig 
zurückgezahlt  wird,  ist  das  Bankamt  zur  Befriedigung  seiner 
Forderung  berechtigt,  auch  ohne  Wissen  des  Schuldners  und 
ohne  gerichtliches  Einschreiten  das  Pfand  ganz  oder  teilweise 
zu  veräußern. 

Erübrigt  nach  Deckung  der  gesamten  Forderung  ein  Rest, 
so  verfährt  das  Bankamt  mit  ihm  nach  den  Bestimmungen  des 
vorhergehenden  Absatzes. 

Die  Anstalt  ist  jedoch  zu  diesem  Verkaufe  nicht  verpflichtet; 
falls  sie  das  Pfand  nach  Fälligkeit  des  Darlehens  nicht  verkauft, 
tritt  für  ihre  Forderung  an  Kapital,  Zinsen  und  etwaigen  Ge? 
bühren  und  Kosten  keine  Verjährung  ein. 

Der  Umstand,  daß  am  Verfallstage  die  verpfändeten 
Sachen  nicht  verkäuflich  wären,  berechtigt  den  Schuldner  nicht, 
um  eine  Verlängerung  des  Darlehens  anzusuchen,  und  befreit  ihn 
nicht  von  der  Verbindlichkeit,  dem  Bankamte  alles  zu  bezahlen, 
wozu  er  ihm  verpflichtet  ist. 

Das  Bankamt  betrachtet  den  Überreicher  des  vom  Bank? 
amte  ausgestellten  Pfandscheines  als  berechtigt,  mit  der  verpfän? 
deten  Sache  jede  überhaupt  zulässige  Veränderung  vorzunehmen 
und  das  Pfand  auszulösen.  Das  Bankamt  prüft  die  Echtheit  der 
erforderlichen  Unterschriften  nicht  und  übernimmt  keine  Haftung 
für  deren  Echtheit. 

§  34. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  Barbeträge  anzunehmen  und 
auf  sie  Kassenscheine  mit  drei?  oder  sechsmonatlicher  Laufzeit 
auszugeben  und  sie  nach  dem  durch  den  Bankausschuß  beim 
Finanzministerium  festgesetzten  Zinsfuße  zu  verzinsen.  ' 

Zinsen  aus  Kassenscheinen  werden  im  voraus  bezahlt. 
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Die  durch  die  Ausgabe  von  Kassenscheinen  gewonnenen 
Beträge  dürfen» ohne  besondere  gesetzliche  Ermächtigung  nicht  für 
staatliche  Ausgaben  verwendet  werden. 

§  35. 

Das  Bankamt  ist  berechtigt,  Einlagen  auf  Girokonti  anzu* 
nehmen.  Der  Besitzer  eines  Girokontos  ist  berechtigt,  sofern  keine 
gesetzlichen  Beschränkungen  bestehen,  über  sein  Guthaben  frei 
zu  verfügen,  es  in  Barem  zu  beheben  oder  zu  Gunsten  Dritter 
anzuweisen.  Ein  Gesuch  um  Eröffnung  eines  Girokontos  kann 
ohne  Angabe  von  Gründen  abgewiesen  oder  ein  eröffnetes 
Konto  gekündigt  werden.  Jeder  Besitzer  eines  Girokontos  kann 
seine  Akzepte  zur  Zahlung  beim  Bankamte  anweisen.  Wurde 
über  den  Besitzer  eines  Girokontos  der  Konkurs  eröffnet  und 
langte  darüber  amtlich  eine  Nachricht  ein,  so  werden  auf  dieses 
Konto  ausgestellte  Schecks  nicht  ausgezahlt,  sie  mögen  sich  in 
Händen  des  Besitzers  des  Kontos  oder  in  Händen  dritter  Per* 
sonen  befinden. 

§  36. 

Die  Bedingungen  für  die  im  §  31  ad  5  bis  11  angeführten 
Geschäfte  und  die  näheren  Bestimmungen  für  die  im  §  31  ad  1 
bis  4  angeführten  Geschäfte  werden  vom  Bankausschuß  beim 
Finanzministerium  festgesetzt  (§  25). 

§  37. 

Dem  Staate  und  Emissionsinstituten  können  auf  ihre 
eigenen  Wertpapiere  eigener  Emission  keine  Darlehen  gewährt 
werden. 

Das  Bankamt  kann  nach  Genehmigung  des  Bankausschusses 
von  der  tschechoslowakischen  Finanzverwaltung  eingereichte 
Zoll*,  Steuer*  und  andere  Wechsel  eskomptieren,  sofern  sie  die  im 
§  32  festgesetzten  Eigenschaften  haben.  Das  Bankamt  darf  für  den 
Staat  Kommissionsgeschäfte  besorgen,  für  den  Staat  Zahlungen 
in  Empfang  nehmen  und  Auszahlungen  leisten.  Ein  eventueller 
Rest,  welchen  der  Staat  aus  diesen  Geschäften  schuldet,  muß 
längstens  binnen  einer  Woche  nach  jedem  Monatsschluß  be* 
glichen  werden.  Jede  andere  direkte  oder  indirekte  Kredit* 
gewährung  an  den  Staat  ist  unzulässig. 
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IV.  Übernahme  und  Verrechnung  des  Lombards,  Verrechnung 
der  Girokonti  und  Kassenscheine  und  Übernahme  der  An*- 
gestellten  der  Österreichisch  *  ungarischen  Bank. 

§  38. 

Die  Regierung  der  tschechoslowakischen  Republik  über? 
nimmt  mit  dem  22.  Mai  1919  alle  Darlehen  auf  Wertpapiere,  die 
durch  die  Bankanstalten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  im 
Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  gewährt  wurden. 
Die  Staatsverwaltung  der  tschechoslowakischen  Republik  be? 
zahlt  oder  verrechnet  der  Üsterreichisch?ungarischen  Bank  die 
noch  nicht  abgezahlten  Beträge  der  Darlehen  und  die  Zinsen  in 
Banknoten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  und  übernimmt 
gegenüber  den  Schuldnern  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Österreichisch?ungarischen  Bank.  Die  Regierung  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  ergreift  gleichzeitig  Besitz  von  den  Plan? 
dern,  die  durch  die  Schuldner  der  Österreichisch?ungarischen 
Bank  gegeben  wurden. 

Die  Staatsverwaltung  der  tschechoslowakischen  Republik  be? 
hält  sich  das  Recht  vor,  gegen  die  Österreichisch?ungarische  Bank 
die  Ansprüche  geltend  zu  machen,  die  aus  den  Schäden  er? 
wachsen,  welche  der  Staatsverwaltung  etwa  aus  der  Uneinbring? 
lichkeit  von  Kapital?  oder  Zinsenforderungen  aus  den  auf  Wert? 
papiere  durch  die  Bankanstalten  der  österreichisch?ungarischen 
Bank  im  Gebiete  der  tschechoslowakischen  Republik  gewährten 
Darlehen  entstehen  könnten. 

§  39. 

Die  tschechoslowakische  Regierung  verrechnet  den  Gesamt? 
saldo  der  von  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  in  die  Ver? 
waltung  übernommenen  Girokonti  (§  1  der  Verordnung  vom 
6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  119)  zu  Lasten  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  und  tritt  demgegenüber  in  deren 
Verbindlichkeit  gegenüber  den  Gläubigern  dieser  Girokonti  ein. 

Die  österreichisch?ungarische  Bank  ist  verpflichtet,  für  den 
Gesamtsaldo  dieser  Konti  der  tschechoslowakischen  Regierung 
neue  Banknoten  in  den  von  der  Regierung  bestimmten  Gattungen 
zu  liefern. 
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§  40. 

Die  tschechoslowakische  Regierung  verrechnet  den  Gesamt? 
betrag  und  die  Prolongationszinsen  der  von  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  in  die  Verwaltung  übernommenen  Kassen? 
scheine  (§  1  der  Verordnung  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  119)  zu  Lasten  der  österreichisch?ungarischen  Bank  und  über? 
nimmt  demgegenüber  die  Verbindlichkeit,  diese  zu  bezahlen,  be? 
ziehungsweise  zu  prolongieren.  Auf  Verlangen  ist  die  Öster? 
reichisch?ungarische  Bank  verpflichtet,  auch  für  den  Gesamt? 
betrag  dieser  Scheine  der  tschecho?slowakischen  Regierung  neue 
Banknoten  in  den  von  der  Regierung  bestimmten  Gattungen  zu 
liefern. 

§  41. 

Die  Verpflichtungen  der  Österreichisch?ungarischen  Bank, 
die  durch  den  bisherigen  Betrieb  eines  in  §  31  dieser  Verordnung 
angeführten  Geschäfte  durch  dieselbe  entstanden  sind,  werden, 
soweit  die  tschecho?slowakische  Regierung  in  diese  Verbindlich? 
keiten  nicht  ausdrücklich  eingetreten  ist,  durch  diese  Verfügun? 
gen  nicht  abgeändert. 

§  42. 

Den  Angestellten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank,  die 
in  die  Dienste  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums  aufge? 
nommen  wurden  oder  werden,  verbürgt  der  Staat  alle  bei  der 
österreichisch?ungarischen  Bank  aus  dem  bisherigen  Dienstver? 
hältnisse  erworbenen  Rechte,  insbesondere  alle  Dienstbezüge  wie 
auch  die  Ansprüche  auf  Versorgung  im  Ruhestande.  Dasselbe  gilt 
für  die  hinterlassenen  Kinder  und  Witwen.  Die  Einkommen?  und 
Besoldungssteuer  von  den  Dienstbezügen  wird  für  sämtliche  An? 
gestellten  vom  Bankamte  gezahlt. 
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Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  für  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  vom 
3o.  Jänner  19 19,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  47,  über  die  Er' 
richtung  der  Tschechow  slowakischen  Devisenzentrale,*) 

§  l. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307,  und 
des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  28.  Oktober  1918,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  11, 
wird  zum  Zwecke  der  einheitlichen  Regelung  und  Konzentrierung  des 
Zahlungsverkehres  mit  dem  Auslande  in  der  Übergangszeit  die  Tschechow 
slowakische  Devisenzentrale  bei  der  Prager  Girobank  in  Prag  errichtet. 

§  2. 

Die  Verordnung  vom  18.  Juni  1918,  RGBl.  Nr.  223,  betreffend  den 
Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  und  Beschrän* 
kungen  im  Verkehre  mit  dem  Auslande**),  bleibt  vorläufig  mit  der  Ab? 
änderung  in  Geltung,  daß  die  in  dieser  Verordnung  der  österreichischen 
Devisenzentrale  (Österreichisch*ungarische  Bank)  vorbehaltenen  Aufgaben 
die  Tschechoslowakische  Devisenzentrale  (Prager  Girobank)  besorgt 
und  daß  die  Kundmachungen  in  den  „Prazke  Noviny"  erfolgen.  Als 
Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt  das  gesamte  Gebiet  außerhalb 
des  Bereiches  der  tschechoslowakischen  Republik  außer  für  Zahlungen 
in  Kronenwährung,  für  welche  bis  auf  weiteres  die  bisherigen  Bestim* 
mungen  in  Geltung  bleiben. 

§  3. 

Der  Absatz  2  des  §  13  der  Verordnung  vom  18.  Juni  1918,  RGBl. 
Nr.  223,  wird  aufgehoben  und  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

„Übertretungen  aller  anderen  Bestimmungen  dieser  Verordnung, 
insbesondere  der  Betrieb  von  ValutaAVinkelgeschäften  und  Umgehungen 
dieser  Verordnung  durch  Mißbrauch  des  Postverkehres,  werden  von  den 
politischen  Behörden  —  soweit  nicht  nach  anderen  Vorschriften  eine 
strengere  Strafe  eintritt  —  mit  Arrest  von  14  Tagen  bis  zu  6  Monaten 
und  Geldstrafe  von  1000  K  bis  50.000  K  bestraft;  außerdem  ist  immer 

* 

*)  Vgl.  die  folgende  Verordnung. 
**)  Siehe  Seite  162. 
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auch  auf  den  Verfall  der  Gegenstände,  auf  die  sich  die  strafbare  Hand* 
lung  bezieht,  zu  erkennen.  Die  Arreststrafe  darf  nicht  in  eine  Geld* 
strafe  umgewandelt  werden. 

Der  gleichen  Bestrafung  unterliegt,  wer  sich  des  Versuches  einer 
der  Bestrafung  durch  die  politischen  Behörden  unterliegenden  Über* 
tretung  dieser  Verordnung  schuldig  macht,  wer  zu  einer  solchen  Über* 
tretung  anstiftet  oder  bei  ihr  mitwirkt." 

§  4. 

Wer  auf  Grund  der  bisherigen  Vorschriften  Beträge  für  aus  dem 
tschechoslowakischen  Staate  ausgeführte  Waren  in  ausländischer  Wäh* 
rung  der  österreichischen  Devisenzentrale  (ö|sterreichisch*ungarischen 
Bank)  abführen  soll,  diese  Beträge  aber  bis  zum  Tage  des  Wirksamkeits* 
beginnes  dieser  Verordnung  nicht  abgeführt  hat,  ist  verpflichtet,  die  ge* 
schuldeten  Beträge  der  Tschecho*slowakischen  Devisenzentrale  (Prager 
Girobank)  zu  übergeben. 

Hierher  gehören  auch  die  Fälle,  in  denen  zwar  über  die  auf  fremde 
Währung  lautenden  Beträge  bei  irgendeiner  ausländischen  Bank  für 
Rechnung  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  schon  verfügt,  die  Ver* 
rechnung  für  die  Österreichisch*ungarische  Bank  aber  noch  nicht  durch* 
geführt  worden  ist. 

§  5. 

Der  Finanzminister  kontrolliert  die  gesamte  Geschäftsführung  der 
Tschecho*slowakischen  Devisenzentrale  und  genehmigt  ihre  Geschäfts* 
Ordnung. 

§  6. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Wirksamkeit. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  28.  November  1919,  Slg,  d.  G»  u.  V. 
Nr,  644,  betreffend  die  Aufhebung  der  Tschecho-slc 
wakischen  Devisenzentrale  und  die  teilweise  Freigabe 
des  Handels  mit  fremden  Zahlungsmitteln. 

Gemäß  dem  Gesetz  vom  24.  Juli  1917,  RGBl.  Nr.  307,  dem 
ungarischen  Ges.^Art.  LXIII  vom  Jahre  1912  und  L  vom  Jahre 
1914  und  dem  Art.  2  des  Gesetzes  vom  28.  Oktober  1918,  Slg. 
d.  G.  u.  V.  Nr.  11,  wird  verordnet: 

§1. 

Die  tschechoslowakische  Devisenzentrale  bei  der  Prager 
Giro?Bank  wird  aufgehoben. 

22* 
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Die  bisherigen  Aufgaben  der  tschechoslowakischen  Devisen; 
zentrale  werden  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  vom 
Bankamte  des  Finanzministeriums,  auf  das  alle  Rechte  und 
Pflichten  übergehen,  besorgt  werden. 

Zu  Devisengeschäften  berechtigte  Banken,  Anstalten 
und  Firmen. 

§2. 

Die  Landes?  und  alle  Aktienbanken,  welche  ihre  Haupt? 
niederlassungen  in  der  tschechoslowakischen  Republik  haben  und 
deren  Aktienkapital  mindestens  10,000.000  tschechoslowakische 
Kronen  beträgt,  dürfen  im  Gebiete  dieser  Republik  ausländische 
Zahlungsmittel  (Banknoten,  Gold?  und  Silbermünzen,  Devisen, 
Schecks,  Wechsel  u.  dgl.)  frei  kaufen,  auswechseln,  in  Pfand 
nehmen,  als  Anleihe  oder  auf  Kredit  erwerben. 

Der  Finanzminister  kann  auch  anderen  Banken,  Geld? 
instituten  und  Firmen  die  Durchführung  solcher  Geschäfte  ge? 
statten;  er  kann  jedoch  auch  einzelne  Banken,  Anstalten  oder 
Firmen  vom  Rechte  der  Durchführung  von  Valuten?  und  Devisen? 
geschähen  ausschließen  oder  ihnen  die  erteilten  Bewilligungen 
entziehen. 

Erlaubte  Geschäfte. 

§3. 

Dispositionen,  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  dürfen 
nur  zu  nach  dieser  Verordnung  zulässigen  Zwecken  erfolgen. 

Jeder  Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln,  bei 
dem  einer  der  Vertragsteile  eine  zu  diesen  Geschäften  nicht 
berechtigte  Bank,  Anstalt  oder  Firma  ist  (§  2),  ist  verboten. 

Die  Arbitrage  in  ausschließlich  fremden  Valuten  mit  Aus? 
Schluß  tschechoslowakischer  Kronen  ist  den  Banken,  Anstalten 
und  Firmen,  die  zu  Devisengeschäften  berechtigt  sind,  erlaubt. 

Geschäfte  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  müssen,  so? 
fern  sie  den  für  einzelne  Börsenschlüsse  festgesetzten  Betrag 
übersteigen,  an  der  Prager  Börse  durchgeführt  werden. 

§4. 

In  das  Ausland  dürfen  berechtigte  Banken,  Geldinstitute 
und  Firmen  (§  2)  über  Forderungen  und  Auslandskredite,  aus? 
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ländische  Valuten,  Auszahlungen,  Akkreditive,  Schecks,  Aus* 
landswechsel  nur  zum  Zwecke  des  Einkaufes  und  der  Einfuhr 
von  Waren  aus  dem  Lande  disponieren. 

Dispositionen  zu  anderen  Zwecken  (Bezahlung  alter 
Schulden,  Ankauf  von  Wertpapieren  und  Liegenschaften  im  Aus? 
lande,  Anleihen  darauf,  Unterhaltsbeiträge  u.  dgl.)  sind  nur 
mit  Bewilligung  des  Bankamtes  erlaubt. 

§5. 

Wer  aus  dem  Auslande  Waren  einführen  will,  muß  sich 
die  Valuta  bei  einer  zum  Handel  mit  ausländischen  Zahlungs? 
mittein  berechtigten  (§  2)  Bank,  Anstalt  oder  Firma  beschaffen. 

Zu  diesem  Zwecke  muß  der  Importeur  der  Bank  eine  nach 
den  gültigen  Vorschriften  von  der  hiezu  berechtigten  Amtsstelle 
(tschechoslowakische  Zuckerkommission  nach  der  Verordnung 
vom  23.  September  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  519,  Kommission 
für  den  Außenhandel  nach  der  Verordnung  vom  28.  November 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  645,  u.  dgl.)  ordnungsmäßig  ausge* 
fertigte  Einfuhrbewilligung  (bei  Gegenständen  der  freien  Ein? 
fuhr  eine  entsprechende  Beglaubigung)  vorlegen,  auf  der  die 
Bank  bestätigt,  welche  Valuta,  in  welchem  Betrage  und  wann  sie 
ihm  zugeteilt  hat. 

Zugleich  muß  der  Einführende  sich  verbindlich  machen, 
binnen  einer  bestimmten  Frist  der  Bank  die  Nachweisungen 
(Zollbestätigung  u.  dgl.)  darüber,  daß  er  die  Ware,  zu  deren  Be? 
Zahlung  er  die  Valuta  erhalten  hat,  tatsächlich  eingeführt  hat. 

Die  Bank  ist  verpflichtet,  dem  Einschreiter  die  Valuta 
unter  den  in  der  Einfuhrbewilligung  angeführten  Bedingungen, 
sofern  ihr  eigener  Vorrat  reicht,  gegen  den  laufenden  Tageskurs 
der  Prager  Börse  (Warenkurs)  zuzuteilen  oder  durch  Kauf  an  der 
Börse  zu  besorgen. 

Jede  Zuteilung  von  Valuten  muß  die  Bank  in  einem  Ver* 
zeichnisse  in  Evidenz  führen.  Legt  die  Partei  längstens  binnen 
14  Tagen  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  die  Beweise  dar* 
über,  daß  die  Ware  tatsächlich  eingeführt  wurde,  nicht  vor,  so 
hat  dies  die  Bank  der  Revisionsabteilung  des  Finanzministeriums 
anzuzeigen. 
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Ausfuhr. 

§6. 

Wer  in  das  Ausland  Ware  oder  Wertpapiere  im  Werte  von 
mehr  als  500  tschechoslowakischen  Kronen  ausführt,  ist  ver? 
pflichtet,  die  bei  dieser  Ausfuhr  gewonnene  Valuta  sofort  dem 
Bankamt  direkt  oder  auf  dessen  Rechnung  einer  zum  Handel 
mit  Valuten  berechtigten  Bank  (Anstalt  oder  Firma)  zum  laufen? 
den  Tageskurs  der  Prager  Börse  (Geldkurs)  abzuliefern. 

Der  Finanzminister  kann  berechtigten  Banken,  Anstalten 
oder  Firmen  (§  2),  gegebenenfalls  einzelnen  von  ihnen  die  Be? 
willigung  erteilen,  die  Exportvaluta  auf  eigene  Rechnung  einzu? 
kassieren  und  darüber  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verord? 
nung  zu  disponieren. 

Ausnahmen  von  dieser  Verpflichtung  zur  Abführung  der 
Exportvaluta  kann  das  Bankamt  für  die  Valuten  bestimmter 
Staaten  allgemein  bewilligen. 

Zum  Zwecke  der  Kontrolle  übermittelt  die  Kommission  für 
den  Außenhandel  jede  Ausfuhrbewilligung  in  Abschrift  dem 
Bankamte. 

§7. 

Die  Zollämter  dürfen  Sendungen  ins  Ausland  nur  dann  ab* 
fertigen,  wenn  sie  mit  einer  ordnungsmäßig  ausgefertigten  Aus? 
fuhrbewilligung  versehen  sind  und  wenn  aus  der  Bewilligung  her? 
vorgeht,  daß  sich  der  Ausführende  zur  Abführung  der  Export? 
valuta  durch  eigenhändige  Unterschrift  verpflichtet  hat,  gegebe? 
nenfalls,  daß  er  von  der  Verpflichtung  zur  Valutaabführung  be? 
freit  worden  ist. 

§8. 

Die  Kommission  für  den  Außenhandel  darf  Exporteuren  be? 
willigen,  die  bei  der  Ausfuhr  von  Waren  gewonnene  Valuta,  ge? 
gebenenfalls  von  Teilen  davon,  zum  Ankauf  von  Waren  im  Aus? 
lande  für  den  Gebrauch  der  eigenen  inländischen  Unterneh? 
mung  zu  verwenden. 

Jede  derartige  Bewilligung  muß  die  Kommission  für  den 
Außenhandel  dem  Bankamte  bekanntgeben. 
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§  9. 

Die  Kompensationsausfuhr  von  Waren  darf  grundsätzlich 
nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  sich  der  Exporteur  verpflichtet, 
einen  eventuellen  Überschuß  an  Exportvaluta  dem  Bankamte 
abzuführen. 

Das  Kontrolle  und  Kompensationsamt  übt  die  Kontrolle 
über  die  tatsächliche  Durchführung  der  Kompensationsgeschäfte 
aus  und  führt  die  richtige  Abfuhr  von  Überschüssen  an  Export* 
valuta  in  Evidenz. 

Fakturierung  beim  Exporte» 
§  10. 

Ware,  die  in  das  Ausland  ausgeführt  wird,  ist  grundsätzlich 
in  Pfund  Sterling,  Francs,  Dollars,  holländischen  Gulden,  italieni* 
sehen  Lire,  nordischen  Kronen  oder  deutschen  Mark  zu  fakturie* 
ren  und  zu  bezahlen. 

Ware,  die  in  einem  der  auf  dem  Boden  des  vormaligen 
Österreich*Ungarn  entstandenen  Staaten  ausgeführt  wird,  ist  in 
tschechoslowakischen  Kronen  oder  in  den  obgenannten  Valuten 
zu  fakturieren  und  zu  bezahlen. 

Ausnahmen  von  diesen  Bestimmungen  bewilligt  das  Banks 
amt  mit  Zustimmung  des  Finanzministeriums. 

Kontrolle. 

§  IL 

Die  Banken,  Geldinstitute  und  Firmen  sind  verpflichtet,  mit 
Beginn  jedes  Monates  dem  Bankamte  einen  detallierten  Ausweis 
über  Kauf,  Verkauf  und  Vorrat  an  fremden  Valuten  und  Devisen 
über  ihren  Stand  und  die  Veränderung  an  Forderungen  und  Ver* 
bindlichkeiten  im  Auslande,  und  zwar  ihrer  eigenen  und  der 
Kommittenten,  über  den  Stand  und  die  Veränderungen  an  in* 
ländischen  Giros  an  Ausländer  für  den  abgelaufenen  Monat  vor* 
zulegen.  Die  Ausweise  über  das  Inkasso  der  Exportvaluta  (§  6) 
sind  allwöchentlich  abzuführen. 

§  12. 

Die  ordentliche  Erfüllung  dieser  Vorschriften  wird  von  der 
Revisionsabteilung  des  Finanzministeriums  kontrolliert.  Die  Ban* 
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kcn,  Geldinstitute  und  Firmen  sind  verpflichtet,  den  Kontrolle 
Organen  über  Verlangen  wahrheitsgemäß  Auskünfte  über  den 
Inhalt  und  Zweck  der  Geschäfte  zu  geben  und  ihnen  die  be? 
treffenden  Beweisuokumente  vorzulegen. 

Ausfuhr  von  Wertpapieren  über  die  Grenze. 

§  13. 

Die  Ausfuhr  von  tschechoslowakischen  Banknoten  und 
Staatsnoten,  unverarbeiteten  Goldes,  von  Gold?  und  Silbermün? 
zen,  Schecks,  Akkreditiven,  Wechseln,  Anweisungen  (Kupons), 
Einlagebüchern  und  Kasseanweisungen  ohne  Bewilligung  des 
Bankamtes  ist  verboten. 

Reisen  über  die  Grenze. 
§  14. 

Den  ins  Ausland  Reisenden  dürfen  die  berechtigten  Ban? 
ken,  Anstalten  und  Firmen  gegen  Vorlage  der  Reiseausweise  ver? 
kaufen  und  die  Reisenden  aus  dem  Gebiete  der  tschecho?slowaki? 
sehen  Republik  ohne  besondere  Bewilligung  entweder  in  bar, 
Akkreditiven  oder  Schecks  innerhalb  eines  Monates  höchstens 
ausführen:  1000  Francs,  1200  Lire,  2000  Mark  oder  einen  solchen 
Betrag  in  anderer  fremder  Valuta,  der  dem  Betrage  von  3000 
tschechoslowakischen  Kronen  oder,  wenn  die  betreffenden  Per* 
sonen  mit  ihrer  Familie  reisen,  5000  tschechoslowakischen  Kro? 
nen  entspricht. 

Jede  solche  Zuteilung  (mit  Angabe  der  Gattung  der  Valuta, 
der  Menge  und  des  Tages  der  Zuteilung)  muß  von  der  Bank, 
Anstalt  oder  Firma  auf  dem  vorgelegten  Reiseausweis  vermerkt 
werden. 

Zur  Zuteilung  und  Ausfuhr  höherer  Beträge  ist  die  Bewilli? 
gung  des  Bankamtes  notwendig. 

An  tschechoslowakischen  Bank?  oder  Staatsnoten  dürfen 
Auslandsreisende  höchstens  3000  tschechoslowakische  Kronen 
mit  sich  führen  und  im  Laufe  eines  Monates  ausführen,  wenn  sie 
aber  mit  ihrer  Familie  reisen,  5000  tschechoslowakische  Kronen. 
Den  Betrag,  den  der  Reisende  in  tschechoslowakischen  Bank? 
und  Staatsnoten  mit  sich  nimmt,  muß  er  beim  Überschreiten  der 
Grenze  unter  Angabe  des  Datums  auf  seinem  Reiseausweis  vor? 
merken. 
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Zur  Ausfuhr  höherer  Beträge  ist  die  Bewilligung  des  Banks 
amtes  erforderlich. 

Verkehrsbeziehungen  zum  Auslande. 
§  15. 

Nur  den  berechtigten  Banken,  Geldinstituten  und  Firmen 
ist  über  allgemeine  Bewilligung  des  Bankamtes  erlaubt,  Schecks, 
Akkreditive,  Kupons,'  Anweisungen  und  Wechsel  auf  fremde 
Währung  zum  Inkasso,  fremde  Valuta  zur  Gutschrift  und  Talons 
zur  Auswechslung  ins  Ausland  zu  senden. 

Zu  Sendungen  ausländischer  Valuten,  Schecks,  Akkredi* 
tiven,  Kupons,  Anweisungen  und  Ausiandswechsel,  soferne  sie 
nicht  durch  Banken,  Anstalten  oder  Firmen,  die  vom  Bankamte 
nach  dem  vorhergehenden  Absatz  hiezu  allgemein  berechtigt 
worden  sind,  geschickt  werden,  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  die 
Bewilligung  des  Bankamtes  erforderlich. 

Einzelpersonen  und  Firmen  dürfen  per  Post  ins  Ausland 
an  ein  und  demselben  Tage  höchstens  im  ganzen  500  tschecho* 
slowakische  Kronen  ohne  besondere  Bewilligung  anweisen. 

Die  Umgehung  und  der  Mißbrauch  dieser  Bestimmungen 
(z.  B.  durch  gleichzeitige  Anweisung  bei  verschiedenen  Post* 
ämtern  u.  dgl.)  wird  nach  den  Bestimmungen  des  §  21  bestraft. 

Sperre  der  Ausfuhr  von  Wertpapieren  und  der  Kredit' 
beziehungen  mit  dem  Auslande. 

§  16. 

Die  Ausfuhr  in?  und  ausländischer  Wertpapiere  ohne  Be? 
willigung  des  Finanzministeriums  ist  verboten. 

§  17. 

Deckungen  inländischer  Giri  von  Ausländern  ins  Ausland 
sind  nur  mit  Bewilligung  des  Bankamtes  gestattet. 

§  18. 

Die  Besorgung  ausländischer  Valuten  und  Forderungen 
durch  Verkauf  tschechoslowakischer  Kronen  im  Auslande  ist 
nur  mit  Bewilligung  des  Bankamtes  gestattet. 
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§  19. 

Personen  oder  Firmen,  die  im  Auslande  ansässig  sind,  darf 
im  einzelnen  Falle  ein  Kredit  von  über  5000  tschechoslowakischen 
Kronen  nur  mit  Bewilligung  des  Finanzministeriums  gewährt 
oder  prolongiert  werden. 

Das  Finanzministerium!  kann  das  Bankamt  ermächtigen, 
einzelne  Handelskredite  bis  zur  Höhe  von  5  Mill.  tschecho?slowa? 
kischer  Kronen  zu  bewilligen. 

Ausländischen  Gesellschaften  oder  Firmen,  die  in  der 
tschechoslowakischen  Republik  Handels?  oder  Industriebetriebs? 
Stätten  besitzen,  dürfen  über  Ermächtigung  des  Bankamtes  be? 
rechtigte  Banken,  Anstalten  oder  Firmen  (§  2)  den  notwendigen 
Kredit  zum  Betriebe  dieser  inländischen  Zweigniederlassung 
ohne  irgendeine  weitere  Bewilligung  einräumen. 

Ausnahmsweise  Berechtigung  des  Bankamtes. 

§  20. 

Das  Bankamt  ist  verpflichtet,  die  ihm  abgeführte  Export? 
Valuta  (§  6)  den  berechtigten  Banken,  Anstalten  und  Firmen  zu 
den  in  dieser  Verordnung  angeführten  Zwecken  an  der  Prager 
Börse  zu  verkaufen. 

Es  darf  sie  ausnahmsweise  verwenden: 

a)  zum  Ausgleiche  der  von  der  tschechoslowakischen  De? 
visenzentrale  übernommenen  Verbindlichkeiten; 

b)  für  Zwecke  des  Staates  und  der  Staatsanstalten; 

c)  zur  Regulierung  des  Devisenmarktes; 

d)  das  Bankamt  darf  mit  Genehmigung  des  Finanzministe? 
riums  einzelnen  Erzeugern  oder  ihren  Vereinigungen  über  An? 
suchen  fremde  Valuta,  die  zum  Ankauf  von  Rohstoffen  aus  dem 
Auslande  notwendig  ist,  direkt  zuteilen. 

Auch  in  diesen  Fällen  ist  in  der  im  §  5  angeführten  Weise 
vorzugehen. 

Das  Bankamt  des  Finanzministeriums  hat  das  Recht,  von 
den  Banken,  Anstalten  und  Firmen  ausländische  Zahlungsmittel 
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anzufordern  und  sie  zum  laufenden  mittleren  Tageskurse  der 
Prager  Börse  zu  übernehmen. 

Straf  bestimmungen. 
§  21. 

Wer  gegen  das  in  den  §§  13  und  16  dieser*  Verordnung  ent? 
haltene  Ausfuhrverbot  handelt,  wird  nach  dem  Gefällsstraf? 
gesetze  bestraft.  Neben  der  gesetzlichen  Strafe  ist  stes  auch  der 
Verfall  der  den  Gegenstand  der  strafbaren  Handlung  bildenden 
Wertpapiere  auszusprechen. 

Übertretungen  aller  anderen  Bestimmungen  dieser  Verord? 
nung,  insbesondere  Schleichhandel  mit  fremden  Valuten,  solche 
Geschäfte  von  Bankangestellten  auf  eigene  Rechnung  oder  die 
Umgehung  dieser  Verordnung  durch  Mißbrauch  des  Post? 
Versandes,  werden  von  den  politischen  Behörden  —  soferne  sie 
nicht  nach  anderen  Vorschriften  strenger  verfolgt  werden  — 
mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  zu 
20.000  tschechoslowakischen  Kronen  bestraft. 

Außerdem  ist  stets  auch  der  Verfall  der  Gegenstände  der 
strafbaren  Handlung  auszusprechen.  Die  Arreststrafe  darf  in 
eine  Geldstrafe  nicht  umgewandelt  werden. 

Der  gleichen  Strafe  verfällt,  wer  sich  eines  Versuches  der 
Übertretung  dieser  V erordnung,  der  durch  die  politische  Behörde 
bestraft  wird,  schuldig  macht,  wer  zu  einer  solchen  Übertretung 
anstiftet  oder  hiebei  mitwirkt. 

Den  vierten  Teil  des  Wertes  der  als  verfallen  erklärten 
Gegenstände  erhält  als  Belohnung  die  Person,  welche  sich  durch 
Angabe  oder  Ergreifung  dieser  Gefällsübertretung  ein  Verdienst 
erworben  hat. 

§  22. 

Das  Finanzministerium  kann  die  zur  Ausgabe  von  Ein? 
und  Ausfuhrbewilligungen  berechtigten  Ämter  beauftragen,  den 
Importeuren  oder  Exporteuren,  welche  ihre  Pflicht  nicht  erfüllen, 
weitere  Ein?  und  Ausfuhrbewilligungen  (Beglaubigungen)  über? 
haupt  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  nicht  auszufolgen. 
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Durchführung. 

§  23. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  wird  der  Finanz? 
minister  beauftragt,  der  auch  den  Tag,  an  dem  die  Verordnung 
in  Kraft  tritt,  bestimmt. 

Mit  diesem  Tage  verliert  die  Verordnung  vom  30.  Jänner 
1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  47,  ihre  Gültigkeit. 


Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  27.  Juli  1920,  Slg.  d.  G.  u.V.  Nr.  458, 
über  die  Währung  in  den  Gebieten  von  Weitra  und 

Feldsberg. 

Auf  Grund  des  §  4  der  Verfügung  des  Ständigen  Aus? 
Schusses  des  Närodni  shromäzdem  der  tschechoslowakischen 
Republik  (§  54  der  Verfassungsurkunde)  vom  23.  Juli  1920,  Slg. 
d.  G.  u.  V.  Nr.  450,  betreffend  die  Einverleibung  der  Gebiete 
von  Weitra  und  Feldsberg,  wird  verordnet: 

§  1. 

Für  den  Umtausch  von  Barschaften  in  allen  ordnungsgemäß 
gestempelten  österreichischen  Banknoten,  die  am  1.  August  1920 
in  den  Gebieten  von  Weitra  und  Feldsberg  (Verfügung  des  Stän? 
digen  Ausschusses  des  Närodni  shromäzdem  der  tschechoslo* 
wakischen  Republik  gemäß  §  54  der  Verfassungsurkunde  vom 
23.  Juli  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  450)  im  Umlaufe  waren,  gegen 
tschechoslowakische  Kronen  wird  ein  Verhältnis  von  100  öster? 
reichischen  K  =  27  tschechoslowakischen  K  festgesetzt.  Dieser 
Umtausch  ist  bis  einschließlich  zum  8.  August  1920  zulässig; 
später  entscheidet  die  Prager  Notierung.  In  der  Zeit  des  Um? 
tausches  vom  1.  bis  8.  August  1920  dürfen  Geldinstitute  in  den 
Gebieten  von  Weitra  und  Feldsberg  keine  wie  immer  gearteten 
Barschaften  freigeben. 

§  2. 

Alle  seit  dem  26.  Februar  1919  entstandenen  privatrechtlichen 
Forderungen  und  Verbindlichkeiten  in  ungestempelten  oder  öster? 
reichischen  Kronen,  die  im  Gebiete  von  Weitra  oder  Feldsberg 
(§  1)  fällig  sind  oder  waren,  sind,  sofern  Gläubiger  und  Schuld? 
ner  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  in  dem  erwähnten  Gebiete  oder 
anderswo  in  der  tschechoslowakischen  Republik  haben,  vom 
1.  August  1920  angefangen  nach  dem  Verhältnisse  von  100  K  — 
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25  Kc  in  die  tschechoslowakische  Währung  umzurechnen  und 
in  ihr  zu  bezahlen. 

§  3. 

Alle  öffentlich-rechtlichen  Forderungen  und  Verbindlich* 
keiten  in  Kronen  (§  2)  sind,  sofern  sie  bei  Kassen  des  tschecho* 
slowakischen  Staates  oder  öffentlich-rechtlicher  tschechoslowa* 
kischer  Korporationen  im  Gebiete  von  Weitra  oder  Feldsberg 
(§  1)  fällig  sind  und  Schuldner  oder  Gläubiger  eine  Person  ist, 
die  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  im  Gebiete  von  Weitra  oder  Felds* 
berg  oder  anderswo  in  der  tschechoslowakischen  Republik  hat, 
vom  1.  August  1920  angefangen  gleichfalls  nach  dem  Verhältnisse 
von  100  K  —  25  Kc  umzurechnen  und  zu  bezahlen. 

§  4. 

Diese  Verordnung  gilt  auch  für  die  Filialen  ausländischer 
Anstalten  im  Gebiete  von  Weitra  oder  Feldsberg  (§  1). 

§  5. 

Die  Auszahlung  von  sonstigen  privaten  und  öffentlichen 
Forderungen  und  Verbindlichkeiten,  von  Wertpapieren  und  de* 
ren  Kupons,  die  auf  österreichische  Kronen  lauten,  wird  durch 
diese  Verordnung  nicht  berührt. 

In  den  Bilanzen  sind  die  im  Abs.  1  dieses  Paragraphen  er* 
wähnten  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  gesondert  in 
tschechoslowakischen  Kronen  nach  der  Prager  Notierung  anzu* 
führen. 

§  6. 

Die  infolge  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho* 
slowakischen  Republik  vom  6.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  57  (über  das  Verbot  der  Übertragung  von  Forderungen  und 
Deckungen  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet  der  tschechoslo* 
wakischen  Republik)  sowie  der  Verordnung  der  Regierung  der 
tschechoslowakischen  Republik  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u. 
V.  Nr.  167  (betreffend  das  Verbot  von  Auszahlungen  auf  vor 
dem  26.  Februar  1919  entstandene  Konti),  entstandenen  sog. 
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„alten  Konti"  in  gemeinschaftlichen  österreichisch=amgarischen 
(ungestempelten)  Kronen  solcher  Besitzer,  die  spätestens  seit  dem 
26.  Februar  1919  im  Gebiete  von  Weitra  oder  Feldsberg  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  haben  (§  1),  werden  zur  Gänze  (1  :  1)  in 
tschechoslowakischen  Kronen  anerkannt. 

Ebenso  werden  bisher  nicht  getilgte  Verbindlichkeiten,  die 
vor  dem  26.  Februar  entstanden  sind  und  daher  auf  österreichisch? 
ungarische  (ungestempelte)  Kronen  lauten,  in  tschechos'lowaki? 
sehen  Kronen  gezahlt,  wenn  sie  im  Gebiete  von  Weitra  oder 
Feldsberg  fällig  sind. 

§  7. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit;  ihre  Durchführung  wird  dem  Finanzminister  auf* 
getragen. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  3.  August  1920,  Slg*  d.  G.  u,  V,  Nr.  468, 
über  die  Währung  im  Tschechoslowakischen  Gebiete 

von  Teschem 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  April  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  337.  wird  verordnet: 

§  1. 

Für  den  Umtausch  von  Barschaften  in  polnischen  Mark 
gegen  tschechoslowakische  Kronen  wird,  sofern  diese  Barbeträge 
in  Mark  nicht  jene  Beträge  übersteigen,  die  den  Bewohnern  des 
der  tschechoslowakischen  Republik  zugefallenen  Gebietes  von 
Teschen  bei  dem  ordnungsmäßigen  Umtausch  gegen  ungestem? 
pelte  Banknoten  ausbezahlt  wurden,  ein  Verhältnis  von  300  polnis 
sehen  Mark  =  100  Kc  festgesetzt. 

Dieser  Umtausch  wird  von  dem  Tage,  an  dem  die  Staats* 
Verwaltung  des  Gebietes  von  Teschen  durch  die  tschechoslowaki* 
sehe  Republik  übernommen  wird,  durch  die  nachfolgenden  acht 
Werktage  von  den  tschechoslowakischen  Staatskassen  und  der 
Filiale  des  Bankamtes  des  Finanzministeriums  in  Mähr.^Ostrau, 
beziehungsweise  auf  Rechnung  des  Staates  von  anderen  hiezu  be* 
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stimmten  Stellen  gegen  Vorweisung  des  Scheines  über  den  Um« 
tausch  der  ungestempelten  Banknoten  gegen  Mark  durchgeführt 
werden,  der  von  der  übernehmenden  Kasse  der  Partei  abgenom* 
men  und  als  Rechnungsbeleg  ihrem  Journale  beigeschlossen 
wird. 

Für  sonstige  Beträge  und  für  einen  späteren  Umtausch  gilt 
die  Prager  Notierung. 

In  der  Zeit  des  Umtausches  zum  Kurse  von  331/s  dürfen 
Geldinstitute  in  dem  im  Abs.  1  dieses  Paragraphen  angeführten 
Gebiete  keine  wie  immer  gearteten  Barschaften  in  polnischen 
Mark  freigeben. 

§  2. 

Alle  privatrechtlichen ,  Forderungen  und  Verbindlichkeiten 
in  polnischen  Mark,  die  im  tschechoslowakischen  Gebiete  von 
Teschen  fällig  sind  oder  waren,  sind,  sofern  Gläubiger  und 
Schuldner  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  in  dem  erwähnten  Gebiete 
oder  anderswo  in  der  tschechoslowakischen  Republik  haben, 
vom  Tage  der  Übernahme  der  Verwaltung  dieses  Gebietes  durch 
die  tschechoslowakische  Regierung  angefangen  nach  dem  Vera 
hältnisse  von  100  polnischen  Mark  —  25  Kc  in  die  tschecho* 
slowakische  Währung  umzurechnen  und  in  ihr  zu  bezahlen. 

§  3. 

Alle  öffentlich-rechtlichen  Forderungen  und  Verbindlich? 
keiten  in  polnischen  Mark  sind,  sofern  sie  bei  Kassen  des 
tschecho  ?  slowakischen  Staates  oder  öffentlich  ?  rechtlicher 
tschechoslowakischer  Korporationen  im  Gebiete  von  Teschen 
fällig  sind  und  Schuldner  oder  Gläubiger  eine  Person  ist,  die  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  im  tschechoslowakischen  Gebiete  von  Te* 
sehen  oder  anderswo  in  der  tschechoslowakischen  Republik  hat, 
vom  Tage  der  Übernahme  der  Verwaltung  dieses  Gebietes  durch 
die  tschechoslowakische  Regierung  angefangen  gleichfalls  nach 
dem  Verhältnisse  von  100  polnischen  Mark  =  25  Kc  umzurech? 
nen  und  zu  bezahlen. 

§  4. 

Diese  Verordnung  gilt  auch  für  die  Filialen  ausländischer 
Anstalten  im  tschechoslowakischen  Gebiete  von  Teschen  (§  1). 
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§  5. 

Die  Auszahlung  von  sonstigen  privaten  und  öffentlichen 
Forderungen  und  Verbindlichkeiten,  von  Wertpapieren  und  de* 
ren  Kupons,  die  auf  polnische  Mark  lauten,  wird  durch  diese 
Verordnung  nicht  berührt. 

In  den  Bilanzen  sind  die  im  Abs.  1  dieses  Paragraphen  er* 
wähnten  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  gesondert  in 
tschechoslowakischen  Kronen  nach  der  Prager  Notierung  anzu* 
führen. 

§  6. 

Die  infolge  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho* 
slowakischen  Republik  vom  6.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  57  (über  das  Verbot  der  Übertragung  von  Forderungen  und 
Deckungen  aus  dem  Auslande  in  die  tschechoslowakische  Res 
publik)  sowie  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschechoslo* 
wakischen  Republik  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  V.  Nr.  167  (be* 
treffend  das  Verbot  von  Auszahlungen  auf  vor  dem  26.  Februar 
1919  entstandene  Konti),  entstandenen  sog.  „alten  Konti"  in  ge* 
meinsamen  österreichischsungarischen  (ungestempelten)  Kronen 
werden,  sofern  sie  solchen  Besitzern  gehören,  die  spätestens  seit 
dem  26.  Februar  1919  in  jenem  Teile  des  tschechoslowakischen 
Gebietes  von  Teschen  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  wo  eine 
Stempelung  nicht  erfolgte,  zur  Gänze  (1  :  1)  in  tschechoslowaki* 
sehen  Kronen  anerkannt. 

Ebenso  werden  bisher  nicht  getilgte  Verbindlichkeiten,  die 
vor  dem  26.  Februar  1919  entstanden  sind  und  daher  auf  öster? 
reichisch?ungarische  (ungestempelte)  Kronen  lauten,  in  tschecho? 
slowakischen  Kronen  gezahlt,  wenn  sie  in  dem  angeführten  Ge* 
biete  (Abs.  1)  fällig  sind. 

§  7. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit;  ihre  Durchführung  wird  dem  Finanzminister  auf? 
getragen. 

23 
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Verfügung  des  Ständigen  Ausschusses  der  National' 
Versammlung  der  tschechoslowakischen  Republik  ge' 
mäß  §  54  der  Verfassungsurkunde,  vom  8,  Oktober  1920, 
Slg.  cl  G.  u.  V  Nr.  583,  betreffend  die  Währung  im 
tschechoslowakischen  Gebiete  von  Teschen. 

Der  Ständige  Ausschuß  der  Nationalversammlung  der 
tschechoslowakischen  Republik  hat  gemäß  §  54  der  Verfassungs? 
Urkunde  vom  29.  Februar  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  121,  folgende 
Verfügung  beschlossen: 

§  i- 

Für  den  Austausch  von  Barschaften  in  polnischen  Mark 
gemäß  der  Regierungsverordnung  vom  3.  August  1920,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  468,  gegen  tschechoslowakische  Kronen,  soferne  diese 
Beträge  umgetauscht  oder  zum  Umtausch  angemeldet  wurden 
(tschechoslowakischer  Umtausch)  und  am  10.  August  1920  auf 
dem  der  tschechoslowakischen  Republik  zugefallenen  Gebiete 
des  ehemaligen  Fürstentums  Teschen  (Tschechoslowakisch? 
Teschen)  im  Umlauf  waren  und  physischen  Personen  sowie  an* 
deren  als  im  §  3  genannten  Eigentümern  gehörten,  die  an  diesem 
Tage  dort  ihren  Wohnsitz  oder  ihren  Sitz  hatten,  werden  zu  den 
Umtauschkursen  gemäß  der  Verordnung  vom  3.  August  1920, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  468,  folgende  Zuschläge  festgesetzt: 

Für  Barschaften,  soweit  sie  die  durch  den  polnischen  Aus* 
tausch  der  ungestempelten  Banknoten  erzielten  Beträge  nicht 
übersteigen  (§  1,  Abs.  1  der  Vdg.  vom  3.  August  1920,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  468),  und  zwar: 

a)  für  die  ersten  10.000  poln.  Mk.  ein  Zuschlag  von  66V3  Kc 
für  je  100  poln.  Mk.  (Gesamtkurs  100  poln.  Mk.  =  100  Kc); 

b)  für  weitere  Beträge  ein  Zuschlag  von  162/3  Kc  für  je 
100  poln.  Mk.  (Gesamtkurs  200  poln.  Mk.  =  100  Kc). 

Für  sonstige  Barschaften  gilt  der  Gesamtkurs  300  poln.  Mk. 
=  100  Kc. 

§  2. 

Personen,  die  auf  die  Zuschläge  nach  §  1  dieser  Verfügung 
Anspruch  erheben,  haben  sich  während  der  durch  Kund* 
machung  festzusetzenden  Frist  bei  ihrer  nach  ihrem  Wohnsitz 
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oder  Sitz  zuständigen  Steuerbehörde  einzufinden  und  nachzuwei* 
sen,  daß  sie  am  10.  August  1920  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
oder  Sitz  im  tschechoslowakischen  Gebiete  von  Teschen  hatten. 

Gleichzeitig  haben  sie  alle  in  ihrem  Besitz  befindlichen 
Belege  über  den  polnischen  und  tschechoslowakischen  Um* 
tausch  vorzuweisen. 

§  3. 

Für  den  Austausch  in  Barschaften  in  polnischen  Mark,  die 
am  10.  August  1920  im  Besitze  von  Geldinstituten  und  im  folgen* 
den  genannten  juristischen  Personen  waren  und  von  ihnen  gemäß 
der  Verordnung  vom  3.  August  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  468, 
umgetauscht  oder  zum  Umtausche  angemeldet  wurden,  wird, 
soferne  diese  Anstalten  und  juristischen  Personen  am  10.  August 
1920  wenigstens  ein  Monat  hindurch  ihren  Sitz  auf  dem  tschecho* 
slowakischen  Gebiete  von  Teschen  hatten,  ein  einheitlicher  Zu* 
schlag  bis  zu  100  Kc  für  100  poln.  Mk.  (Gesamtkurs  1  :  1)  fest* 
gesetzt. 

Diese  juristischen  Personen  sind: 

1.  Stiftungen,  Benefizien,  Kirchen,  geistliche  und  weltliche 
Gemeinden,  Vereine,  Anstalten  und  andere  Korporationen  und 
Gesellschaften,  deren  Mitgliedern  kein  Anteil  am  Stammver* 
mögen  zusteht  (saz.  pol.  57/106  B  e)  c.  1  des  Gesetzes  vom 
13.  Dezember  1862,  RGBl.  Nr.  89); 

2.  wechselseitige  Pensions*  und  Versicherungsvereine  ge* 
mäß  dem  Gesetze  vom  15.  April  1885,  RGBl.  Nr.  51; 

3.  Arbeiterkrankenkassen  (Gesetz  vom  30.  März  1888,  RGBl. 
Nr.  33); 

4.  Bruderladen  (Gesetz  vom  28.  Juli  1889,  RGBl.  Nr.  127)  und 

5.  registrierte  Hilfskassen  (Gesetz  vom  16.  Juli  1892,  RGBl. 
Nr.  202). 

Diese  Anstalten  und  Personen  haben  bei  Behebung  der  Zu* 
Schläge  durch  Bestätigung  der  politischen  Behörde  nachzuweisen: 

1.  daß  sie  am  10.  August  1920  mindestens  einen  Monat  hin* 
durch  ihren  Sitz  im  tschechoslowakischen  Gebiete  von  Teschen 
hatten  und,  soweit  es  sich  um  Geldinstitute  handelt,  daß  sie  be* 
rechtigt  waren,  dort  Geschäfte  zu  betreiben; 

23* 
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2.  daß  sie  den  Charakter  der  im  Absatz  1  dieses  Para? 
graphen  genannten  Personen  oder  Anstalten  tragen;  außerdem 
haben  sie  außer  dem  Nachweis  über  den  erfolgten  Umtausch  oder 
der  Anmeldung  zum  Umtausch,  soweit  sie  Belege  darüber  be? 
sitzen,  auch  einen  Ausweis  über  den  Kassastand  vom  10.  August 
1920,  wie  er  nach  den  Statuten  vorgeschrieben  ist,  vorzulegen. 

§  4. 

Die  zur  Auszahlung  von  Zuschlägen  kompetenten  Steuer? 
behörden  haben  das  Recht,  von  der  Partei  Nachweise  darüber 
zu  verlangen,  wie  sie  die  zum  tschechoslowakischen  Umtausch 
vorgelegten  Barschaften  erworben  hat,  und  sind  verpflichtet,  die 
Auszahlung  der  in  den  §§  1  und  3  angeführten  Zuschläge  abzu? 
lehnen,  wenn  aus  den  Angaben  der  Partei  oder  den  vorgelegten 
Nachweisen  klar  ersichtlich  oder  sonst  irgendwie  bekannt  ist, 
daß  es  sich  um  polnische  Mark  handelt,  die  zwar  vor  dem  10.  Au? 
gust  1920,  aber  in  offenbar  spekulativer  Absicht  erworben  wur? 
den,  oder  daß  die  Partei  auf  die  Begünstigungen  dieser  Ver? 
fügung  überhaupt  keinen  Anspruch  hat. 

Im  Falle  einer  Verweigerung  der  Auszahlung  des  Zuschlages 
ist  der  Partei  ein  amtlicher  Bescheid  mit  Gründen  auszufolgen. 

Über  Berufungen  gegen  diese  Entscheidung,  die  binnen  acht 
Tagen  nach  ihrer  Zustellung  bei  der  zuständigen  Steuerbehörde 
einzulegen  sind,  entscheidet  endgültig  die  Finanzdirektion  in 
Troppau. 

Schöpft  jedoch  die  auszahlende  Steuerbehörde  Verdacht, 
daß  es  sich  um  den  Tatbestand  eines  Vergehens  gemäß  §  13  die* 
ser  Verfügung  handelt,  so  hat  sie  der  zuständigen  Steuerbehörde 
die  Anzeige  zu  erstatten. 

Jeder  zur  Auszahlung  von  Zuschlägen  kompetenten  Steuer? 
behörde  werden  deshalb  mindestens  zwei  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  ernannte  bürgerliche  Beiräte  beigegeben.  Die  Bei? 
räte  fungieren  ehrenämtlich;  bei  der  Ausübung  ihrer  Tätigkeit 
genießen  sie  den  gleichen  Schutz  wie  die  Staatsbeamten. 

Vor  Antritt  ihrer  Tätigkeit  haben  die  Beiräte  in  die  Hand 
des  politischen  Bezirksverwalters  das  Versprechen  abzugeben, 
daß  sie  ihr  Amt  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ohne  Rück? 
sieht  auf  persönliche  Interessen  zum  Wohle  der  Republik  aus* 
üben  werden. 
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§  5. 

Am  10.  August  1920  nicht  getilgte  Forderungen  und  privat* 
rechtliche  Verbindlichkeiten,  die  auf  dem  tschechoslowakischen 
Gebiete  von  Teschen  zahlbar  sind,  sind  außer  den  im  §  7  dieser 
Verfügung  genannten  Fällen  unbeschadet  der  Bestimmung  des 
letzten  Satzes  des  §  9  auf  folgende  Weise  zu  konvertieren  und 
zu  tilgen: 

1.  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  in .  österr.*ung.  (un* 
gestempelten)  Kronen,  die  vor  dem  26.  Februar  1919  entstanden 
sind,  im  Verhältnisse  100  österr.*ung.  (ungestempelte)  K  =  100  Kc; 

2.  später  in  österr.*ung.  (ungestempelten)  Kronen  bis 
19.  April  1920  entstandene  Forderungen  und  Verbindlichkeiten 
im  Verhältnisse  250  österr.*ung.  (ungestempelte)  K  —  100  Kc; 

3.  Forderungen  und  Verpflichtungen,  welche  in  polnischen 
Mark  entstanden  sind,  im  Verhältnisse  von  250  poln.  Mk.  — 
100  Kc. 

§  6. 

Im  gleichen  Verhältnisse  (§  5)  sind  alle  am  10.  August  1920 
nicht  getilgten  öffentlich-rechtlichen  Forderungen  und  Verbind* 
lichkeiten  zu  konvertieren  und  zu  tilgen,  soweit  sie  bei  Kassen 
des  tschechoslowakischen  Staates  oder  öffentlich?rechtlicher 
tschechoslowakischer  Korporationen  im  Teschener  Gebiete  zahl* 
bar  sind. 

§  7. 

Am  10.  August  1920  nicht  ausgezahlte  Einlagen  auf  Ein* 
lagebücher,  Kassenscheine  und  Kontokorrente  nach  dem  Stande 
vom  10.  August  1920  bei  Geldinstituten  mit  dem  Sitz  im  tschecho* 
slowakischen  Gebiete  von  Teschen,  sind  unbeschadet  der  Be* 
Stimmung  des  letzten  Satzes  des  §  9  auf  folgende  Weise  zu  kon* 
vertieren  und  ihren  Eigentümern  auszuzahlen: 

1.  Einlagen,  soferne  sie  ihren  Stand  vom  26.  Februar  1919 
nicht  übersteigen,  im  Verhältnisse  100  österr.*ungar.  (ungestem* 
pelte)  K  =  100  Kc,  bezw.  100  poln.  Mk.  -  1426A  Kc; 

2.  sonstige  Einlagen  im  Verhältnisse  von  250  poln.  Mk.  = 
100  Kc. 
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Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  je  nach  der  Art  des 
Falles  nach  freiem  Ermessen  Geldinstituten  und  öffentlichen 
Wohltätigkeits*  und  allgemeinen  Wohlfahrtsanstalten  (§  3),  die 
durch  diese  Verfügung  in  ihrem  Bestände  bedroht  würden,  eine 
Vergütung  zu  bestimmen  und  zu  gewähren. 

Diesbezügliche  Gesuche  sind  bei  der  zuständigen  Steuer* 
behörde  bis  31.  Oktober  1920  einzureichen. 

§  8. 

TDie  Auszahlung  sonstiger  privater  und  öffentlicher  Forde? 
rungen  und  Verbindlichkeiten,  ferner  von  Wertpapieren  und  de* 
ren  Kupons,  die  auf  polnische  Mark  lauten,  wird  "durch  die  Be? 
Stimmungen  dieser  Verfügung  nicht  berührt. 

In  den  Bilanzen  sind  Forderungen  und  Verbindlichkeiten 
nach  Abs.  1  dieses  Paragraphen  gesondert  in  Kc  nach  den  Pra* 
ger  Notierungen  auszuweisen. 

§  9. 

Sogenannte  „alte  Rechnungen"  in  gemeinsamen  österr.?ung. 
(ungestempelten)  Kronen,  die  zufolge  der  Regierungsverordnung 
der  tschechoslowakischen  Republik  vom  6.  Februar  1919,  Slg. 
d.  G.  u.  V.  Nr.  57,*)  über  das  Verbot  der  Übertragung  von 
Forderungen  und  Deckungen  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet 
der  tschechoslowakischen  Republik,  und  der  Regierungsverord* 
nung  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  167,  *)  betreffend  das 
Verbot  von  Auszahlungen  auf  vor  dem  26.  Februar  1919  ent* 
standene  Konti,  werden,  soweit  sie  Eigentümern  gehören,  die 
spätestens  seit  26.  Februar  1919  in  jenem  Teile  des  tschecho* 
slowakischen  Gebietes  von  Teschen  wohnen  oder  ihren  Sitz 
haben,  wo  keine  Abstempelung  stattfand,  zur  Gänze  (1  :  1)  in 
Kc  anerkannt. 

Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  167,  unverändert  in  Kraft. 

§  10.  ' 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  auf  Einlagen  auf  Ein* 
lagebücher,  Kassenscheine  und  Kontokorrente,  welche  die  in  den 


*)  Siehe  S.  265. 
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§§  1  und  3  genannten  Personen  in  polnischen  Mark  bei  Geld* 
instituten  in  jenem  Teile  des  ehemaligen  Fürstentumes  Teschen 
angelegt  haben,  der  der  tschechoslowakischen  Republik  nicht  zu? 
gefallen  ist  (Polnisch?Teschen),  vorläufig  unverzinsliche  Vor? 
Schüsse  bis  zu  30  Kc  für  100  poln.  Mk.  zu  gewähren.  Ein  solcher 
Vorschuß  kann  nur  auf  Beträge  erteilt  werden,  die  die  Partei 
nachgewiesenermaßen  am  10.  August  1920  eingelegt  hatte,  nach 
Abzug  der  seither  behobenen  Beträge  und  ohne  Rücksicht  auf 
nach  dem  10.  August  1920  erfolgte  Einlagen. 

Die  endgültige  Regelung  der  Rückzahlung  dieser  Einlagen 
und  Konti  wird  durch  eine  Regierungsverordnung  erfolgen. 

§  11. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  je  nach  der  Art  des 
Falles  und  nach  freiem  Ermessen  über  Ansuchen  die  Begünsti? 
gungen  dieser  Verfügung  auch  tschechoslowakischen  öffentlichen 
Beamten  und  Angesteliten  zu  gewähren,  die  am  10.  August  1920 
in  Polnisch?Teschen  wohnten,  ferner  tschechoslowakischen 
Staatsbürgern,  die  in  Polnisch?Teschen  wohnen  und  bis  28.  Juli 
1922  in  das  Gebiet  der  tschechoslowakischen  Republik  über? 
siedeln,  sowie  auch  Personen,  die  durch  Option  die  tschecho? 
slowakische  Staatsbürgerschaft  erwerben  und  während  der  durch 
§  III,  Abs.  2  des  Beschlusses  der  Botschafter?Konferenz  vom 
28.  Juli  1920  bestimmten  Frist  in  das  Gebiet  der  tschecho?slowa? 
kischen  Republik  übersiedeln. 

Außerdem  wird  der  Finanzminister  ermächtigt,  nach  freiem 
Ermessen  in  einzelnen  Fällen  besondere  Begünstigungen  zu  ge? 
währen,  um  Härten,  die  lediglich  durch  die  Teilung  der  Stadt 
Teschen  entstanden  sind,  zu  mildern. 

Gesuche  um  Begünstigungen  gemäß  §  10  sind  spätestens 
am  30.  November  1920  und  um  Begünstigungen  gemäß  §  11  späte? 
stens  1  Monat  nach  Übersiedlung  in  die  tschechoslowakische 
Republik  bei  der  nach  dem  Wohnort  des  Gesuchsstellers  zustän? 
digen  Steuerbehörde  einzubringen.  In  Polnisch?Teschen  wohn* 
hafte  Beamte  und  Angestellte  haben  ihr  Gesuch  bei  der  Steuer? 
behörde  ihres  Amtsbezirkes  bis  30.  November  1920  einzureichen. 

Die  Steuerbehörde  entscheidet  nach  erfolgter  entsprechen? 
der  Bevollmächtigung  durch  den  Finanzminister  endgültig  über 
diese  Gesuche. 
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§  12. 

Diese  Verfügung  gilt  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  der 
§§  10  und  11  auch  für  die  Filialen  ausländischer  Institute  im 
tschechoslowakischen  Gebiete  von  Teschen,  die  sich  mindestens 
einen  Monat  vor  dem  10.  August  1920  dort  befunden  hatten  und 
berechtigt  waren,  dort  Geldgeschäfte  zu  betreiben. 

§  13. 

Wer  wissentlich,  um  für  sich  oder  einen  andern  aus  dieser 
Verfügung  und  der  Verordnung  vom  3.  August  1920,  Slg.  d.  G. 
u.  V.  Nr.  468,  Vorteile  zu  ziehen,  irgend  welche  für  die  tatsäch? 
liehe  Beurteilung  entscheidende  unwahre  Angaben  macht,  be? 
geht,  soweit  es  sich  nicht  um  einen  nach  den  allgemeinen 
Strafgesetzen  zu  ahndenden  Tatbestand  handelt,  ein  Vergehen 
und  wird  mit  Arrest  bis  6  Monaten  und  außerdem  mit  Geld? 
strafen  bis  zu  50.000  Kc  gemäß  Art.  III,  §  5,  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  16.  März  1917,  RGBl.  Nr.  124,  bestraft.  So* 
ferne  es  sich  um  juristische  Personen  handelt,  werden  die  ge* 
setzlichen  Vertreter  und  Angestellten  zur  Verantwortung  ge* 
zogen. 

§  14. 

Diese  Verfügung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.   Die  Durchführung  obliegt  dem  Finanzminister. 

Verordnung  der  Regierung  der  Tschechoslowakischen 
Republik  vom  12.  Oktober  1920,  Slg.  d  G.  u.V.  Nr.  576, 
über  die  Währung  in  der  Podkarpatska  Rus  und  Sic 
wakei,  insoweit  dort  nicht  gestempelt  wurde.*) 

Auf  Grund  des  Ermächtigungsgesetzes  vom  15.  April  1920, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  337,  wird  verordnet: 

§1. . 

Als  gesetzliche  Währung  wird  in  der  Podkarpatska  Rus 
(§  3  der  Verfassungsurkunde  vom  29.  Februar  1920,  Slg.  d.  G. 

*)  Der  Titel  dieser  Verordnung  ist  wörtlich  der  deutschen  Über* 
setzung  der  tschechoslowakischen  Gesetzesausgabe  entnommen. 
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u.  V.  Nr.  121)  und  in  der  Slowakei,  insoweit  in  diesen  Gebieten 
die  Stempelung  der  Banknoten  gemäß  dem  Gesetze  vom  25.  Fe? 
bruar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  84,  nicht  durchgeführt  wurde,  die 
tschechoslowakische  Krone  bestimmt. 

§2. 

Für  den  Umtausch  von  Barschaften  in  österreichisch?unga? 
rischen  sei  es  ungestempelten  oder  rumänisch  gestempelten 
Banknoten,  die  am  Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Ver? 
Ordnung  in  den  im  §  1  bezeichneten  Gebieten  in  Umlauf  waren, 
wird,  sofern  sie  nicht  den  im  §  3  dieser  Verordnung  genannten 
Personen  gehören  und  zur  amtlichen  Konskription  angemeldet 
wurden,  folgendes  Verhältnis  festgesetzt: 

1.  die  ersten  2000  K  =  2000  Kc  (§  5); 

2.  für  weitere  Beträge  bis  10.000  K  ein  Verhältnis  von  100  K 
=  50  Kc; 

3.  für  Beträge  über  10.000  K  ein  Verhältnis  von  100  K  — 
25  Kc. 

Das  Verhältnis  von  4  :  1  wird  auch  für  die  Barschaften  der 
staatlichen  Kassen  festgesetzt. 

.  §3. 

• 

Für  den  Umtausch  von  Barschaften,  die  von  gleicher  Art 
und  gleichen  Eigenschaften  wie  im  Abs.  1  des  §  2  sind,  jedoch 
Geldinstituten,  ferner  Stiftungen,  Benefizien,  Kirchen,  Kultus? 
und  weltlichen  Gemeinden,  Vereinen,  Anstalten  und  anderen 
Korporationen  und  Gesellschaften,  deren  Mitglieder  keinen  An? 
teil  am  Stammvermögen  haben,  sowie  gegenseitigen  Pensions? 
und  Versicherungsvereinen,  Krankenkassen  und  Bruderladen  in 
den  im  §  1  bezeichneten  Gebieten  gehören,  wird,  insoweit  solche 
Barschaften  den  gemäß  dem  Statut  oder  gemäß  den  gesetzlichen 
Vorschriften  schriftlich  bestätigten  Kassenstand  vom  1.  Juni  1920 
nicht  übersteigen,  ein  Verhältnis  von  1K  =  1  Kc  festgesetzt  (§  5). 

Soweit  jedoch  diese  Barschaften  den  erwähnten  Stand  über? 
steigen,  wird  ein  Verhältnis  von  100  K  —  25  Kc  festgesetzt. 

Die  im  Abs.  1  angeführten  Personen  haben  sich  bei  dem 
Umtausche  mit  einem  Zeugnisse  der  politischen  Behörde  aus? 
zuweisen,  daß  sie  den  dort  festgesetzten  Charakter  haben. 
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§4. 

Für  den  Umtausch  der  in  den  §§  2  oder  3  bezeichneten  Bar* 
schaften,  die  zur  amtlichen  Konskription  nicht  angemeldet  waren, 
wird  ein  Verhältnis  von  100  K  =  10  Kc  festgesetzt. 

Die  Finanzverwaltung  wird  ermächtigt,  in  besonderen 
Fällen  gegen  den  Nachweis,  daß  die  im  Abs.  1  erwähnten  Bar? 
schaften  ordnungsgemäß  erworben  wurden,  über  Ansuchen  eine 
Nachzahlung  in  dem  in  den  §§  2  und  3  festgesetzten  Ausmaße 
zu  bewilligen. 

Solche  Gesuche  sind  innerhalb  der  Frist  eines  Monates  vom 
Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Verordnung  bei  der  zu* 
ständigen  Finanzdirektion  einzubringen. 

Die  Finanzdirektion  entscheidet  über  die  Gesuche  auf  Grund 
der  Ermächtigung  des  Finanzministeriums  endgültig. 

§5. 

Von  den  nach  dieser  Verordnung  im  Verhältnisse  1  :  1  amt* 
lieh  umgetauschten  Barschaften  wird  eine  l%ige  Gebühr  in  Kc 
eingehoben,  so  daß  für  100  K  nur  99  Kc-  bar  ausgezahlt  werden. 

Bei  der  Auszahlung  der  umgetauschten  Beträge  werden 
Kleingeldbeträge  bis  50  Hell,  nicht  ausgezahlt,  dagegen  Teil* 
beträge  über  50  Hell,  auf  1  Kc  aufgerundet. 

§6. 

Die  Zeit  und  die  Art  des  Umtausches  werden  längstens 
binnen  14  Tagen  vom  Wirksamkeitsbeginne  dieser  Verordnung 
mittels  Kundmachung  der  Finanzlandesverwaltung  festgesetzt 
werden. 

Vom  Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Verordnung  bis 
zur  Beendigung  des  Umtausches  ist  den  Geldinstituten  die  Aus* 
Zahlung  von  Einlagen  untersagt. 

Die  umtauschenden  Behörden  sind  verpflichtet,  den  Um* 
tausch  von  zur  amtlichen  Konskription  nicht  angemeldeten  Bank? 
noten  überhaupt  abzulehnen,  wenn  der  offenbare  Verdacht  ihrer 
im  Schleichwege  oder  spekulativ  erfolgten  Einfuhr  behufs  Um* 
tausches  vorliegt. 
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Der  Partei  ist  lediglich  eine  Bestätigung  mit  den  Gründen 
auszufolgen,  weshalb  der  Umtausch  der  vorgelegten  Banknoten 
verweigert  wurde. 

Gegen  eine  solche  Verweigerung  kann  binnen  8  Tagen  die 
Beschwerde  bei  der  zuständigen  Finanzdirektion  eingebracht 
werden,  die  hierüber  endgültig  entscheidet. 

§  7. 

Die  bis  zum  Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Ver? 
Ordnung  nicht  beglichenen  privatrechtlichen  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  in  österreichisch?ungarischen  (ungestempelten) 
oder  rumänisch  gestempelten  Kronen,  die  in  den  im  §  1  bezeichs 
neten  Gebieten  fällig  sind,  sind  (mit  dem  Vorbehalte  des  §  11) 
folgendermaßen  umzurechnen  und  zu  bezahlen: 

Forderungen  und  Verbindlichkeiten,  die  entstanden  sind 

1.  bis  zum  26.  Februar  1919  im  Verhältnisse  von  1  K  —  1  Kc; 

2.  vom  27.  Februar  1919  bis  zum  31.  Oktober  1919  im  Ver? 
hältnisse  von  100  K  —  60  Kc; 

3.  vom  1.  November  1919  bis  zum  31.  Jänner  1920  im  Ver? 
hältnisse  von  100  K  -—  50  Kc; 

4.  vom  1.  Februar  1920  bis  zum  31.  März  1920  im  Verhält* 
nisse  von  100  K  —  40  Kc; 

5.  vom  1.  April  1920  bis  zum  30.  April  1920  im  Verhältnisse 
von  100  K  =  331/3  Kc; 

6.  vom  1.  Mai  1920  bis  zum  Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes 
dieser  Verordnung  im  Verhältnisse  von  100  K  =  25  Kc. 

In  demselben  Verhältnisse  (Z.  1  bis  6)  sind  auch  die  Ver* 
bindlichkeiten  aus  Wertpapieren  in  österreichisch?ungarischen 
(ungestempelten)  Kronen  umzurechnen  (abzustempeln),  sofern  sie 
von  Anstalten  mit  dem  Sitze  in  den  im  §  1  bezeichneten  Gebieten 
ausgegeben  worden  sind. 

§8. 

Die  sei  es  vorgeschriebenen  oder  nicht  vorgeschriebenen, 
in  dem  im  §  1  dieser  Verordnung  bezeichneten  Gebieten  zahh 
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baren  Steuern  und  öffentlichen  Abgaben  sind  folgendermaßen 
zu  entrichten: 

1.  Fixe  Abgaben  (z.  B.  fixe  Stempelgebühren,  die  allgemeine 
Getränkesteuer,  die  Fleischsteuer),  die  Grundsteuer,  Hausklassen* 
Steuer,  Erwerbsteuer  I.  und  II.  Klasse,  Waffen*  und  Jagdsteuer 
sowie  die  Militärtaxe  im  Verhältnisse  von  1  öst.?ung.  (ungestem? 
pelten)  K-lKc; 

2.  für  die  Bemessung  der  Skalen?  und  Prozentualgebühren, 
der  allgemeinen  Steuer  von  Güterübertragungen  und  Arbeits? 
leistungen  und  der  Luxussteuer  sowie  der  übrigen  indirekten 
Abgaben,  auf  die  der  Anspruch  vor  dem  Tage  des  Wirksamkeits? 
beginnes  dieser  Verordnung  entstanden  ist,  ist  die  Bemessungs? 
grundlage  in  dem  im  §  7  dieser  Verordnung  angeführten  Verhält? 
nisse  je  nachdem  umzurechnen,  wann  der  Anspruch  auf  diese 
Abgaben  entstanden  ist; 

3.  für  alle  übrigen  im  Punkte  1  dieses  Paragraphen  nicht  ge 
nannten  direkten  Steuern  wird  die  Bemessungsgrundlage,  aus 
welchem  Wirtschaftsjahre  immer  sie  stammt,  in  folgendem  Ver? 
hältnisse  umgerechnet: 

a)  bei  Steuern  für  die  Steuer  jähre  bis  zum  Jahre  1918  im 
Verhältnisse  von  1  öst.?ung.  (ungestempelten)  K  =  1  Kc; 

b)  für  das  Steuerjahr  1919  im  Verhältnisse  von  100  öst.?ung. 
(ungestempelten)  K  =±  60  Kc; 

c)  für  das  Steuer  jähr  1920  im  Verhältnisse  von  100  öst.?ung. 
(ungestempelten)  K  =  40  Kc. 

Die  übrigen  bisher  nicht  beglichenen,  sei  es  bereits  Vor? 
geschriebenen  oder  noch  nicht  vorgeschriebenen  öffentlich?recht? 
liehen,  in  den  im  §  1  bezeichneten  Gebieten  in  österreichisch? 
ungarischen  (ungestempelten)  Kronen  zahlbaren  Forderungen 
und  Verbindlichkeiten  sind  nach  dem  Zeitpunkte  des  Entstehens 
des  Anspruches  in  dem  im  §  7  festgesetzten  Verhältnisse  umzu? 
rechnen  und  zu  bezahlen. 

§  9. 

Bis  zum  Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Verordnung 
nicht  ausgezahlte  Einlagen  auf  Bücher,  Kassenscheine  und  lau? 
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fende  Rechnungen  bei  Geldinstituten,  die  ihren  Sitz  in  den  im 
§  1  bezeichneten  Gebieten  haben,  sind  (mit  dem  Vorbehalte  des 
§  11)  folgendermaßen  umzurechnen  und  auszuzahlen: 

1.  Die  Einlagen,  die  den  Stand  vom  26.  Februar  1919  nicht 
übersteigen,  im  Verhältnisse  von  1K  =  1  Kc; 

2.  der  Rest,  sofern  er  mit  dem  bereits  im  Verhältnisse  von 
1:1  umgerechneten  Teilbetrage  zusammen  den  Stand  vom  l.Juni 
1920  nicht  übersteigt,  im  Verhältnisse  von  250  K  =  100  Kc; 

3.  der  weitere  Rest  im  Verhältnisse  von  100  K      25  Kc. 

§  10. 

Die  Finanzverwaltung  wird  ermächtigt,  nach  Beschaffenheit 
des  Falles  Geldinstituten  und  öffentlichen,  wohltätigen  oder  ge* 
meinnützigen  Unternehmungen  (§  3),  die  durch  diese  Verfügung 
in  ihrem  Bestände  bedroht  wären,  nach  freiem  Ermessen  eine 
Entschädigung  zu  bestimmen  und  zu  gewähren. 

Die  Gesuche  sind  innerhalb  der  Frist  eines  Monates  vom 
Tage  des  Wirksamkeitsbeginnes  dieser  Verordnung  bei  der  zu? 
ständigen  Finanzdirektion  einzubringen. 

Über  derartige  Gesuche  entscheidet  das  Finanzministerium. 

§  ii.  , 

Die  infolge  der  Verordnung  der  Regierung  der  tschecho? 
slowakischen  Republik  vom  6.  Februar  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V. 
Nr.  57  (über  das  Verbot  der  Übertragung  von  Forderungen  und 
Deckungen  aus  dem  Auslande  in  das  Gebiet  der  tschecho?slowaki* 
sehen  Republik),  sowie  der  Verordnung  der  Regierung  der  tsche* 
cho^slowakischen  Republik  vom  1.  April  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V; 
Nr.  167  (betreffend  das  Verbot  von  Auszahlungen  auf  vor  dem 
26.  Februar  1919  entstandene  Konti),  entstandenen  sogenannten 
„alten  Konti"  in  gemeinsamen  österreichischsungarischen  (unge* 
stempelten)  Kronen  werden,  sofern  sie  Besitzern  gehören,  die  in 
den  im  §  1  dieser  Verordnung  bezeichneten  Gebieten  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  zur  Gänze  (1  :  1)  in  tschecho?slowaki? 
sehen  Kronen  anerkannt. 

Die  in  den  im  §  1  dieser  Verordnung  bezeichneten  Gebieten 
in  gemeinsamen  österreichisch^ungarischen  (ungestempelten)  Kro* 
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nen  zahlbaren  Forderungen  und  Einlagen,  deren  Besitzer  in  dem 
Gebiete  des  vormaligen  Österreichs  und  Ungarns  außerhalb  des 
Bereiches  der  tschecho  ?  slowakischen  Republik  dauernd  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  sind  mit  dem  Tage  des  Wirksamkeits? 
beginnes  dieser  Verordnung  abzuschließen;  eine  Auszahlung  aus 
denselben  darf  nicht  in  tschechoslowakischen  Kronen  erfolgen. 

Übertragungen  dieser  Forderungen  und  Einlagen  können 
nur  auf  Konti  gleicher  Art  erfolgen. 

§  12. 

Diese  Verordnung  gilt  auch  für  die  Filialen  ausländischer 
Anstalten  in  den  im  §  1  bezeichneten  Gebieten. 

§  13. 

Wer  sich,  um  für  sich  oder  einen  anderen  durch  diese  Ver* 
Ordnung  festgesetzte  Begünstigungen  zu  erlangen,  wissentlich 
einer  wie  immer  gearteten  Inkorrektheit  hinsichtlich  der  hiebe! 
maßgebenden  Tatsachen  bedient,  macht  sich,  sofern  nicht  eine 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  strafbare  Handlung  vorliegt, 
einer  Übertretung  schuldig  und  wird  von  der  politischen  Behörde 
(administrativen  Polizeiobrigkeit)  gemäß  §  2  des  Gesetzes  vom 
15.  April  1920,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  337,  bestraft. 

Bei  juristischen  Personen  werden  die  gesetzlichen  Vertreter 
und  Angestellten  belangt. 

§  14. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wirksamkeit;  sie  wird  vom  Finanzminister  durchgeführt. 


c. 
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Abänderung  der  Verordnung  über  die  Einschränkung  des  Ver? 


kehrs  mit  Devisen  und  Valuten  422 

Regulativ  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Devisenkommission  und  der 

Devisenbanken  423 

Verordnung  des  Finanzministeriums  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
für  die  ehemalige  preußische  Provinz  vom  21.  September  1920, 
betreffend  eine  Ergänzung  des  Regulativs  für  die  Devisen* 
kommission  und  die  Devisenbanken  451 

Verordnung  des  Finanzministers  und  des  Ministers  für  die  preußische 
Provinz  vom  31.  Dezember  1920,  betreffend  die  Einschränkung 
des  Verkehrs  mit  Devisen  und  Valuten  432 


Dekret  des  Staatsoberhauptes  vom  5.  Februar  19 19, 
betreffend  die  Münzeinheit  der   polnischen  Währung« 

Auf  Antrag  des  Ministerrates  bestimme  ich,  wie  folgt: 

Art  l. 

Die  Münzeinheit  der  polnischen  Währung  erhält  die  Bezeichnung 
„Lech",  ihr  hundertster  Teil  die  Bezeichnung  „Groschen"  (grosz). 

Art.  2. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister 
betraut.  (Dz.  P.  P.  P.  Nr.  14  vom  8.  Februar  1919,  poz.  174.) 

Gesetz  vom  28.  Februar  19 19,  betreffend  die  Bezeich" 
nung  der  polnischen  Münzen. 

Art.  1. 

Die  polnische  Münzeinheit  führt  die  Bezeichnung  „Zloty";  der 
hundertste  Teil  derselben  wird  „Grosz"  genannt. 

Art.  2. 

Das  Dekret  vom  5.  Februar  1919  betreffend  die  Münzeinheit  der 
polnischen  Währung  wird  aufgehoben. 

Art.  3. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  betraut  der  Sejm  den  Finanz* 
minister. 

Art.  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  20  vom  5.  März  1919,  poz.  230.) 
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Gesetz  vom  26.  März  19 19,  betreffend  die  obligatorische 
Abstempelung  von  Papiergeldzeichen,  deren  Besteuerung 
und  teilweisen  Umtausch  in  Staatsschatzscheine.*) 

Art.  1. 

Um  die  allgemeine  polnische  Staatsanleihe  **)  leichter  zu  verwerten 
und  den  Besitzern  der  bisher  in  Polen  zum  gesetzlichen  Umlaufe  zu* 
gelassenen  Geldzeichen  deren  vorteilhaften  Umtausch  gegen  die  neue 
polnische  Währung  (Art.  10)  zu  sichern,  wird  die  obligatorische  Abs 
Stempelung  der  polnischen  Mark,  der  deutschen  Mark,  der  österreichisch? 
ungarischen  Kronen  und  der  Romanow*Rubel  angeordnet.  Gleichzeitig 
mit  der  Abstempelung  der  Geldzeichen  wird  die  Einhebung  einer  ein- 
maligen Steuer  gemäß  Art.  4  dieses  Gesetzes  angeordnet. 

Art.  2. 

Sämtliche  Inhaber  der  gemäß  Art.  1  zur  obligatorischen  Abstempe* 
lung  in  Polen  bestimmten  Geldzeichen  sind  verpflichtet,  diese  den  vom 
Finanzminister  zu  diesem  Zwecke  zu  bestimmenden  und  öffentlich  zu 
verlautbarenden  Instituten  zur  Abstempelung  vorzulegen.  Der  Finanz; 
minister  wird  gleichzeitig  die  Frist  für  die  Erfüllung  der  genannten  Ver* 
pflichtung  festsetzen  und  öffentlich  kundmachen. 

Art.  3. 

Wenn  der  Nominalwert  der  von  einem  Inhaber  zur  Abstempelung 
vorgelegten  Geldzeichen  einer  oder  mehrerer  Währungen  insgesamt  den 
Betrag  von  2400  Mark,  1500  Rubel  oder  3600  Kronen  nicht  übersteigt, 
erhält  der  Inhaber  seine  Geldzeichen  abgestempelt  ohne  Steuerabzug 
zurück. 

Art.  4. 

Wenn  der  Gesamtnominalwert  der  von  einem  Inhaber  zur  Ab* 
Stempelung  vorgelegten  Geldzeichen  insgesamt  2400  Mark,  1500  Rubel 
oder  3600  Kronen  übersteigt,  so  erhält  der  Inhaber  die  Hälfte  des  Über? 
sehusses  in  abgestempelten  Zeichen  und  die  andere  Hälfte  in  4%igen 
Schatzscheinen  vom  Jahre  1919,  die  der  Staat  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
ausgibt.  Diese  Scheine  werden  am  1.  Mai  1920  nach  Abzug  der  Steuer 
zum  Kurse  102  für  100  eingelöst.   Die  für  die  Zeit  vom  Tage  des  Er* 


*)  Vgl.  Art.  5  des  Gesetzes  vom  9.  Mai  1919,  Seite  37b. 

**)  Diese  Staatsanleihe  war  auf  Grund  eines  Dekretes  des  Regentschaftsrates 
des  Königreiches  Polen  vom  30.  Oktober  1918  sowie  einer  Verordnung  des  Minister; 
rates  vom  3.  November  1918  mit  5°oiger  Verzinsung  in  auf  polnische  Mark,  be; 
ziehungsweise  österreichische  Kronen  lautenden  Titres  ausgegeben  worden,  rückzahlbar 
am  1.  November  1919  und  zwar  in  der  Valuta  der  Emission  oder,  falls  der  polnische 
Staat  an  diesem  Termin  zu  einer  neuen  Währung  bereits  übergegangen  sein  sollte,  in 
dieser  neuen  Währung. 
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werbcs  bis  zum  Fälligkeitstage  der  Seheine  abgezogenen  Zinsen  bilden 
die  Steuer. 

Die  Schatzscheine  weiden  bei  der  Berechnung  des  Zwangsanteiles 
an  der  Erwerbung  der  Staatsanleihe  berücksichtigt  werden,  insoferne 
das  Vermögen  der  Staatsbürger  verhältnismäßig  zwangsweise  zur  Zeich* 
nung  von  Staatsanleihe  herangezogen  werden  sollte. 

Soferne  der  Vorrat  an  Schatzscheinen  sich  als  unzureichend  er* 
weisen  sollte,  wird  das  mit  der  Abstempelung  betraute  Institut  dem  In* 
haber  Interimsquittungen  ausfolgen,  die  den  Schatzscheinen  .gleich* 
wertig  sind. 

Die  Rückzahlung  der  Hälfte  der  in  verschiedenen  Währungen  oder 
in  Zeichen  verschiedenen  Wertes  vorgelegten  Geldzeichen  an  den  In* 
haber  erfolgt  unter  Beibehaltung  desselben  Quantitätsverhältnisses  der 
Währungen  und,  wenn  möglich,  auch  der  Geldzeichen,  wie  sie  vorgelegt 
worden  sind. 

Art.  5. 

Die  Besitzer  von  Geldzeichen  sind  verpflichtet,  dieselben  dem  am 
Orte  ihres  ständigen  Wohnsitzes,  bzw.  Sitzes  oder  Aufenthaltes  be* 
stehenden  Abstempelungsinstitute  zur  Abstempelung  vorzulegen.  Besitzt 
jemand  Geldzeichen  in  verschiedenen  Ortschaften,  so  kann  er  dieselben 
den  entsprechenden  lokalen  Instituten  zur  Abstempelung  vorlegen,  doch 
muß  er  dem  nach  seinem  Wohnsitz,  Sitz,  bzw.  Aufenthalt  zuständigen 
Institute  eine  Bescheinigung  jener  anderen  Institute  über  die  Summe  der 
dort  abgestempelten  Geldzeichen  sowie  der  in  Empfang  genommenen 
Schatzscheine  vorlegen. 

Art.  6. 

Die  im  Besitze  der  im  gemeinsamen  Haushalte  lebenden  Familien* 
mitglieder  befindlichen  Geldzeichen  werden  in  Ansehung  der  Bestimmun* 
gen  der  Art.  3  und  4  dieses  Gesetzes  zusammengerechnet.  Dieselben  sind 
daher  zusammen  von  dem  Familienoberhaupt  zur  Abstempelung  vor» 
zulegen. 

Art.  7. 

Die  Abstempelung  der  dem  Inhaber  zurückgestellten  Geldzeichen 
erfolgt  durch  Aufdruck  eines  Stempels  mit  dem  Bilde  des  polnischen 
Adlers  und  mit  dem  Vermerk  „Steuer  entrichtet". 

Gleichzeitig  hat  das  Abstempelungsinstitut  die  Identität  der  Per* 
son  des  Inhabers  zu  prüfen  und  dessen  Vornamen,  Familiennamen,  Be* 
ruf  und  Wohnort  sowie  die  Summe  der  von  ihm  vorgelegten  und  die 
Summe  der  ihm  zurückgestellten  Geldzeichen  in  ein  Register  einzutragen. 

Art.  8. 

Diejenigen  Geldzeichen,  die  dem  Inhaber  gegen  Ausfolgung  von 
Schatzscheinen  abgenommen  wurden,  hat  das  Abstempelungsinstitut  an 
die  vom  Finanzminister  bestimmten  Finanzkassen  abzuliefern.  Die  Staats; 
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kasse  hat  diese  Geldzeichen,  bevor  sie  dieselben  im  Inlande  in  l'mlauF 
setzt,  in  der  im  Art.  7,  Abs.  1  vorgeschriebenen  Weise  abzustempeln. 

Art.  9. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ausgegebenen  Schatzscheine  können 
vom  Zeitpunkte  des  Beginnes  der  Nofenabstempelung  an  zur  Erfüllung 
sämtlicher  Verbindlichkeiteil  verwendet  werden,  und  zwar  bis  zu  50% 
eines  jeden  Schuldbetrages,  insoferne  derselbe  2400  Mark,  1500  Rubel 
oder  3600  Kronen  übersteigt.  Der  Gläubiger  ist  verpflichtet,  die  .Schatz* 
scheine  mit  Berücksichtigung  der  zugewachsenen  Zinsen  anstatt  Bar* 
'  .Ueldes  anzunehmen.  Diese  Pflicht  des  Gläubigers  erlischt  einen  Monat 
nach  Errichtung  der  Polnischen  Hank  (Art.  10). 

Durch  diese  Bestimmung  erfährt  die  Verordnung  vom  29.  Juni 
1918  betreffend  die  Rubelwahrung  im  gewesenen  Generalgouvernement 
Warschau  (Verordnungsblatt  des  Generalgouv.  Warschau  Nr.  119  vom 
Jahre  1918,  poz.  495)  keine  Abänderung. 

Ein  Gläubiger,  der  eine  solche  Schuld  in  Ratenzahlungen  erhält, 
ist  verpflichtet,  den  ganzen  Rest  der  Schuld  in  Schatzscheinen  anzu* 
nehmen,  wenn  er  durch  die  früheren  Ratenzahlungen  die  Hälfte  der 
Schuld  oder  mehr  bereits  bar  erhalten  hat.  Wenn  er  aber  vorher  weni* 
ger  als  die  Hälfte  der  gesamten  Schuld  in  barem  erhalten  hat,  kann  er 
weiterhin  die  Zahlung  in  Bargeld  nur  bis  zu  dem  Betrage  verlangen,  der 
nach  der  früheren  Barzahlung  bis  zur  Hälfte  der  ganzen  Schuld  fehlt. 
Die  Quittung  des  Gläubigers,  die  die  Art  der  als  Zahlung  erhaltenen 
Werte  nicht  bezeichnet,  ist  als  Quotierung  der  Barzahlung  anzusehen. 

Die  Schatzscheine  können  auch  ohne  Beschränkung  zur  Zahlung 
von  Steuern  verwendet  werden. 

Art.  10. 

Die  Polnische  Bank  hat  sofort  nach  ihrer  Errichtung  und  nach 
Aufnahme  der  Tätigkeit  den  Besitzern  von  abgestempelten  Mark*,  Rubel* 
und  Kronennoten  im  Umtausche  für  dieselben  neues  polnisches  Papier* 
geld  nach  dem  vom  Reichstage  zu  beschließenden  amtlichen  Kurse  aus* 
zufolgen. 

Die  Besitzer  der  abgestempelten  Geldzeichen  haben  dieselben  zum 
l  mtauschc  gegen  die  neue  polnische  Währung  bei  denselben  Instituten 
vorzulegen,  die  vorher  die  Abstempelung  vorgenommen  haben.  Soferne 
es  sich  dann  erweist,  daß  die  von  dem  Inhaber  zum  Umtausche  gegen 
die  polnische  Währung  vorgelegte  Summe  bedeutend  großer  ist,  als 
die  zur  Abstempelung  vorgelegte,  haben  die  umtauschenden  Insti* 
tute  das  Recht,  Aufklärung  darüber  zu  verlangen,  ob  der  Uberschuß 
in  gesetzlich  einwandfreier  Weise  erworben  worden  ist. 

Art.  11. 

Die  der  obligatorischen  Abstempelung  unterliegenden  (Art.  1)  und 
in  der  vom  Finanzminister  festgesetzten  Frist  (Art.  2)  nicht  abgestempel* 


teri  Geldzeichen  unterliegen  der  Konfiskation.  In  den  Fällen  jedoch,  in 
denen  nachgewiesen  wird,  daß  sie  auf  gesetzlichem  Wege  nach  Polen 
gelangt  sind,  oder  daß  die  Versäumnis  der  Abstempelungsfrist  durch 
wichtige  und  gerechtfertigte  Hindernisse  erfolgt  ist,  hat  der  Finanzmini; 
ster  das  Recht,  auch  nach  Ablauf  der  Frist  die  Abstempelung  der  er? 
wähnten  Geldzeichen  und  deren  Umtausch  nach  den  Bestimmungen  der 
Art.  3  und  4  zu  gestatten. 

Art.  12. 

Wer  schuldig  erkannt  ist,  den  Stempelaufdruck  der  Geldzeichen 
(Art.7)  gefälscht  oder  wissentlich  Noten  mit  gefälschtem  Stempel  aus; 
gegeben,  angenommen,  aufbewahrt,  befördert  oder  verbreitet  zu  haben, 
unterliegt  den  in  den  polnischen  Ländern  geltenden  Strafgesetzen  für  die 
Fälschung  und  Inverkehrsctzung  gefälschter  Staatsnoten  vorgesehenen 
Strafen. 

Art.  13. 

Die  Übertretung  oder  Umgehung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
oder  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  Verfügungen  des  Finanzmini; 
sters  durch  gänzliche  oder  teilweise  Verheimlichung  eigener  oder  frem; 
der  Geldzeichen  vor  der  Abstempelung  oder  durch  Abgabe  falscher  Er; 
Klärungen  bei  der  Abstempelung  oder  bei  dem  Umtausche  in  Staats; 
anleine,  endlich  durch  Verhinderung  des  Umtausches  abgestempelter 
Geldzeichen  in  Schatzscheine  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Jahren  und 
einer  Geldstrafe  bis  200.000  Mark  oder  300.000  Kronen  bestraft. 


Art.  14. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister  betraut. 


Art.  15. 

Das  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  27  vom  29.  März  1919.) 


Gesetz  vom  9.  Mai  1919,  betreffend  den  Umtausch  der 
in  den  polnischen   Ländern  im   Umlauf  befindlichen 

Geldzeichen.*) 

Art.  1. 

Sofort  nach  Beistellung  einer  genügenden  Menge  von  auf  Gulden 
(„zloty")  als  künftige  polnische  Geldeinheit  lautenden  Noten  der 
Polnischen  Bank  aus  der  Druckerei  sind  die  polnischen  und  deutschen 
Mark,  die  österreichisch;ungarischen  Kronen  und  die  russischen  Zaren; 
Rubel  gegen  Gulden  (zlote)  und  gegen  4%ige  polnische  Rente  nach  dem 
Verhältnisse  umzutauschen,  welches  in  einem  besonderen  Gesetz  gleich; 


*)  Vgl.  Gesetz  vom  24.  März  1920,  Seite  382  ff. 
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zeitig  mit  der  Festsetzung  der  Umwechslungskursc  bestimmt  werden 
wird. 

Inhaber  von  Titres  der  ersten  Staatsanleihe  (Anweisungen  vom 
.lahre  1918),  welche  diese  Titres  vor  dem  1.  Juli  1919  erworben  haben, 
werden  beim  Umtausch  ihres  Bargeldbesitzes  insoferne  begünstigt,  als 
sie  für  die  Summe  Bargeldes,  welche  dem  Nominalwert  ihres  Besitzes 
an  Staatsanleihe  gleichkommt,  einen  größeren  Betrag  an  Gulden  (zlote) 
erhalten  als  diejenigen,  welche  beim  Umtausche  keine  Schatzscheine 
vorzulegen  in  der  Lage  sind. 

Art.  2. 

Die  Festsetzung  des  Maximalbctrages  von  Geldzeichen,  welche  zur 
Gänze  umgetauscht  werden  sollen,  sowie  die  Bestimmung  der  Umrech* 
nungskurse  sowohl  für  Bargeld,  als  auch  für  Verbindlichkeiten  wird  irr. 
Wege  eines  besonderen  Gesetzes  erfolgen,  das  vor  Beginn  des  Um* 
tausches  erlassen  werden  wird.  —  Die  Bestimmung  des  Zeitpunktes  und 
der  Reihenfolge  des  Umtausches  sowie  das  Recht  gänzlicher  oder  teil* 
weiser  Ausschließung  von  entgegen  dem  Gesetze  vom  11.  März  1919 
aus  dem  Auslände  eingeführten  Geldzeichen  vom  Umtausche  wird  dem 
Finanzminister  überlassen,  welcher  auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzes 
bis  zum  Zeitpunkte  des  Abschlusses  des  Notenumtausches  die  Wirksam* 
keit  der  Banken,  Bankhäuser,  Wechselstuben  und  Börsen  suspendieren 
und  auch  vorübergehende  Verordnungen  betreffend  Annahme  und  Rück; 
Zahlung  von  Bankeinlagen  erlassen  kann. 

Art.  3. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  Zertifikate  der  4%igen  polni* 
sehen  Rente  in  der  für  den  Umtausch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  er* 
forderlichen  Höhe  nach  eigenem  Ermessen  in  Abschnitten  mit  halbjährig 
gen  Kupons,  von  denen  der  nächste  am  1.  Juli  1920  fällig  wäre,  bereit* 
zustellen. 

Art.  4. 

Die  Kupons  der  auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzes  ausgegebe* 
nen  4%igen  poln.  Rente  sind  steuerfrei.  —  Die  poln.  Rente  genießt  alle 
Rechte  pupillarsicherer  Papiere. 

Art.  5. 

Das  Gesetz  vom  26.  März  1919  betreffend  die  obligatorische  Ab* 
Stempelung  von  Papiergeldzeichen,  deren  Besteuerung  und  teilweisen  Um* 
tauseh  in  Staatsschatzscheine  verliert  gleichzeitig  mit  der  Erlassung 
dieses  Gesetzes  seine  Wirksamkeit,  hingegen  wird  es  in  Betreff  der  obli; 
gatorischen  Abstempelung  der  Papiergeldzeichen  suspendiert. 

Art.  6. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister  betraut. 
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Art.  7. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  P.  P.  P.  NTr.  41  vom  19.  Mai  1919,  poz.  296.) 

Gesetz  vom  20.  November   1919,  betreffend  die  Wäri' 
rung  im  ehemaligen  preußischen  Teilungsgebiete. 

Art.  i: 

Die  polnische  Mark  ist  das  einzige  gesetzliche  Zahlungs* 
mittel  in  der  ehemaligen  preußischen  Provinz.  Die  deutsche  Mark 
hört  auf,  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  sein. 

Art.  2. 

Alle  in  deutschen  Mark  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
sind  in  polnischen  Mark  im  gleichen  Nominalbetrage  zu  erfüllen. 

Art.  3. 

Die  Eingehung  von  Verbindlichkeiten  und  die  Durchführung 
von  Transaktionen  m  deutschen  Mark  ist  verboten. 

Art.  4. 

Schuldnern,  welche  Verbindlichkeiten  im  Auslande  zu  er* 
füllen  haben,  wird  bis  zur  späteren  Regelung  dieser  Frage  Stun* 
dung  gewährt,  es  sei  denn,  daß  die  den  Verkehr  mit  dem  Aus* 
lande  überwachenden  Behörden  etwas  anderes  bestimmen.  Der 
Eintritt  der  nach  dem  Gesetz  oder  auf  Grund  des  Vertrages  mit 
der  nicht  rechtzeitigen  Erfüllung  der  in  diesem  Artikel  bezeichne* 
ten  Verbindlichkeiten  verknüpften  Rechtsfolgen  wird  aufge* 
schoben. 

Art.  5. 

Ein  Schuldner,  gegen  den  ein  im  Auslande  wohnhafter 
Gläubiger  bereits  einen  Exekutionstitel  erworben  hat,  kann  mit? 
tels  Einspruchs  gegen  die  Exekutionsbewilligung  (§  732  ZP.)  beim 
zuständigen  Gericht  oder  beim  Kreisgericht,  in  dessen  Sprengel 
er  seinen  Wohnsitz  hat,  verlangen,  daß  die  infolge  nicht  recht* 
zeitiger  Zahlung  eingetretenen  Rechtsfolgen  aufgehoben  werden. 
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Art.  6. 

Die  Übertretung  oder  auch  nur  der  Versuch  der  Übertre? 
tung  dieses  Gesetzes  wird  mit  Arrest  bis  zu  einem  Jahre  und  mit 
Geldstrafen  bis  zu  einer  Million  Mark  geahndet;  es  kann  aber 
auch  nur  eine  dieser  beiden  Strafen  verhängt  werden.  Zur  Ur? 
teils fälluhg  im  Falle  solcher  Übertretungen  sind  die  Standgerichte 
berufen. 

Art.  7. 

Dieses  Gesetz  tritt  in  der  ehemaligen  preußischen  Provinz 
am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft.  In  jenen  Gebieten,  welche 
noch  nicht  dem  polnischen  Staate  einverleibt  sind,  tritt  das  Ge* 
setz  mit  dem  Augenblick  der  Übernahme  dieser  Gebiete  durch 
die  polnischen  Behörden  in  Kraft. 

Art.  8. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Minister  für 
die  gewesene  preußische  Provinz  betraut. 

(Dz.  I".  Rz.  P.  Nr.  91  vom  9.  Dezember  1919,  poz.  492.) 

Communique  des  Finanzministeriums. 

Das  am  9.  Dezember  1919  im  Staatsgesetzblatt  kund? 
gemachte  Gesetz  betreffend  die  Währung  im  ehemaligen  preußi* 
sehen  Teilungsgebiete  wird  häufig  falsch  verstanden  und  aus* 
gelegt.  Daher  halten  es  die  Ministerien  für  Finanzen  und  für  das 
ehemalige  preußische  Teilungsgebiet  für  angezeigt,  in  Beantwortung 
zahlreicher  Anfragen  eine  authentische  Interpretation  dieses  Ge* 
setzes  zu  geben. 

Der  in  jenem  Gesetze  bestimmte  Ersatz  der  deutschen  Mark 
durch  die  polnische  Mark  betrifft  nur  diejenigen  Gebiete,  die 
früher  zu  Deutschland  gehört  hatten  und  nunmehr  durch  den 
Vertrag  von  Versailles  Polen  zugesprochen  worden  sind. 

Dieses  Gesetz  entscheidet  weder  die  Währungsfrage  noch 
den  Kurs  der  Währung  hinsichtlich  der  außerhalb  der  Grenzen 
des  polnischen  Staates  zu  erfüllenden  Verbindlichkeiten.  Es  führt 
bloß  im  Art.  4  ein  im  Hinblick  auf  die  tatsächlichen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  auf  die  international  noch  nicht  geord? 
neten  Währungsverhältnisse  notwendiges  Moratorium  für  die  Re* 
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gulierung  jener  Verbindlichkeiten  ein.  Dieses  Moratorium  ist 
kein  absolutes,  da  die  berufenen  Behörden  gemäß  jenem  Artikel 
in  jedem  Falle  abweichende  Anordnungen  treffen  können.  Die 
polnischen  Behörden  werden  keine  derartigen  Schwierigkeiten 
bereiten,  welche  eine  nachteilige  Wirkung  auf  die  Handelsbezie? 
hungen  mit  dem  Auslande  oder  auf  den  Kredit  des  polnischen 
Staates  haben  könnten. 

Insbesondere  muß  betont  werden,  daß  dieses  Gesetz  in 
keiner  Beziehung  der  Regelung  des  Währungswesens  in  jenen 
Gebieten  vorgreift,  die  im  Wege  des  Plebiszits  Polen  zufallen 
sollen.  Diese  Frage  wird  seinerzeit  in  engem  Einvernehmen  mit 
den  Vertretern  der  Bevölkerung  dieser  Gebiete  unter  Berück? 
sichtigung  der  zur  Zeit  der  Übernahme  derselben  durch  den  pol? 
nischen  Staat  bestehenden  Verhältnisse  geregelt  werden. 

(Monitor  polski  Nr.  10  vom  14.  Januar  1920.) 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  22.  Dezember  19 19, 
betreffend  die  Übernahme  von  Einlagen  in  Kronen' 
Währung  durch  die  Polnische  Landes  "Darlehenskasse 
und  durch  die  Finanz'(StaatS')Kassen. 

Mit  Rücksicht  auf  den  bevorstehenden  Umtausch  der  Kro? 
nen  gegen  Mark  fordert  die  Regierung  sämtliche  Besitzer  von 
mehr  als  10.000  K  auf,  die  diese  Summe  übersteigenden  Kronen? 
betrage  bei  den  Filialen  der  Polnischen  Landes  ?  Darlehenskasse 
oder  bei  den  Finanz?(Staats?)Kassen  zu  erlegen. 

Über  die  erlegten  Kronen  wird  eine  auf  Kronen  lautende 
Quittung  ausgefolgt,  auf  Grund  deren  der  Inhaber  im  Zeitpunkte 
des  Umtausches  der  Kronen  gegen  Mark  die  entsprechende 
Menge  Mark  nach  dem  von  dem  gesetzgebenden  Reichstag  fin- 
den Umtausch  von  Kronen  gegen  polnische  Mark  festzusetzen* 
den  Kurse  mit  Hinzurechnung  von  5%  Zinsen  vom  Tage  des 
Erlags  der  betreffenden  Summe  erhalten  soll. 

Die  Personen,  für  die  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihrer 
Geldumsätze  der  Besitz  einer  10.000  K  übersteigenden  Kronen? 
menge  unentbehrlich  ist,  werden  aufgefordert,  bis  zum  5.  Januar 
1920  beim  Finanzministerium  eine  schriftliche  Erklärung  über  die 
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Höhe  des  Betrages  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Kronen  so* 
wie  über  die  zu  erwartenden  Auszahlungen  abzugeben. 

Personen,  welehe  gemäß  den  obigen  Bestimmungen  bei  der 
Polnischen  Landes^Darlehenskasse  oder  bei  den  Finanz*(Staats*)* 
Kassen  Kronenbeträge  erlegen,  können  im  Bedarfsfall  die  be? 
treffende  Quittung  bei  jeder  Filiale  der  Polnischen  Landes^Dar; 
iehenskassc  lombardieren  und  einen  Vorschuß  bis  zur  Höhe  von 
70  Mark  für  je  100  K  erhalten.  Dieser  Vorschuß  ist  mit  5%  pro 
anno  zu  verzinsen. 

Die  Frist  zum  Erläge  der  überschüssigen  Kronenbeträge 
läuft  in  den  Städten  Warschau,  Lodz,  Lemberg  und  Krakau  bis 
5.  Januar,  in  den  übrigen  Städten  bis  10.  Januar  und  in  den  Dör= 
fern  bis  15.  Januar  1920.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  werden  Kro? 
nenerläge  zu  den  oben  bezeichneten  Bedingungen  nicht  mehr 
angenommen  werden. 

(Monitor  Polski  Nr.  281  vom  24.  Dezember  1919.) 

Verordnung  des  Finanzministers  betreffend  die  Fest' 
setzung   des  Verhältnisses  zwischen  polnischen  Mark 

und  Kronen. 

Auf  Grund  des  Art.  4  der  Satzungen  der  Polnischen  Landes; 
Darlehenskasse  vom  7.  Dezember  1918  (Dz.  P.  P.  P.  Nr.  19 
vom  14.  Dezember  1918,  poz.  56)*)  wrird  folgendes  verfügt: 

Art.  1. 

Für  Einzahlungen  sowie  Auszahlungen  der  Regierung  (für 
den  Zeitraum  vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bis 
zur  Erlassung  einer  diesbezüglichen  neuen  Verordnung)  wird  in 
den  Gebieten  des  polnischen  Staates,  in  denen  die  Krone  gesetz? 
liches  Zahlungsmittel  bleibt,  das  Verhältnis  der  polnischen  Mark 
zur  Krone  mit  100  K  gleich  70  poln.  Mark  festgesetzt. 

Art.  2. 

Mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  können 
alle  Auszahlungen  der  Regierungsorgane  in  Kronen  oder  auch  in 


*)  Siehe  Seite  409  ff. 
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polnischen  Mark  nach  dem  in  Art.  1  festgesetzten  Umrechnungs? 
kurse  erfolgen. 

Art.  3. 

Alle  Zahlungen  an  die  Staatskassen  können  gleichfalls  in 
Kronen  sowie  auch  in  polnischen  Mark  nach  dem  in  Art.  1  fest* 
gesetzten  Kurse  erfolgen,  soferne  vorher  nicht  ein  anderer  Um? 
rechnungskurs  bestimmt  worden  ist. 

Art.  4. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  96  vom  24.  Dezember  1919,  poz.  513.) 

Gesetz  vom   15.  Januar   1920,  betreffend  Festsetzung 
der  polnischen  Mark  als   gesetzliches  Zahlungsmittel 
im  ganzen  Gebiete  der  Republik, 

Art.  1. 

Die  polnische  Mark  ist  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  gan- 
zen Gebiete  der  Republik. 

Art.  2. 

In  jenen  Teilen  der  Republik,  in  welchen  bis  jetzt  die  öster* 
reichischsungarische  Krone  gesetzliches  Zahlungsmittel  war,  kön* 
nen  alle  Auszahlungen,  die  bis  jetzt  in  Kronen  gebührten,  ent? 
weder  in  Kronen  oder  in  polnischen  Mark  bewirkt  werden,  wobei 
70  polnische  Mark  für  100  K  gerechnet  werden. 

Art.  3. 

Alle  auf  österreichischsungarische  Kronen  lautenden  Zah* 
lungspflichtungen  können  in  polnischen  Mark  nach  dem  im 
Art.  2  angegebenen  Verhältnisse  erfüllt  werden. 

Art.  4. 

Vereinbarungen,  die  den  in  den  Art.  2  und  3  enthaltenen 
Vorschriften  widersprechen,  sind  verboten.  Ebenso  ist  es  ver? 
boten,  bei  in  Kronen  gebührenden  und  in  polnischen  Mark  be? 
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wirkten  Auszahlungen  einen  anderen  Umrechnungskurs  zu  ver* 
langen  oder  die  Annahme  der  polnischen  Mark  zu  verweigern. 

Att.  5. 

Die  Übertretung  dieses  Verbotes  unterliegt  ebenso  wie  der 
Versuch  der  Übertretung  einer  Arreststrafe  bis  zu  einem  Jahr 
oder  einer  Geldstrafe  bis  zu  einer  Million  polnischer  Mark.  Über* 
dies  sind  die  entgegen  diesem  Verbote  abgeschlossenen  Verein; 
barungen  nichtig.  Zur  Verfolgung  dieser  Übertretungen  sind  die 
Bezirks*,  bezw.  Friedensgerichte  berufen. 

Art.  6. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  läge  der  Kundmachung  in  Kraft. 

Art.  7. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanz? 
minister  betraut,    (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  5  vom  24.  Januar  1920,  poz.  30.) 

Gesetz  vom  24.  März  1920,  betreffend  die  Abstempelung 
und  den  Umtausch  der  von  der  Osterreichisclvunga' 
rischen  Bank  emittierten  Kronenbanknoten, 

Art.  1. 

Die  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  bis  einsehließ* 
lieh  27.  Oktober  1918  emittierten  Banknoten  unterliegen  im  Ge^ 
biete  des  ehemaligen  österreichisch?ungarischen  Teilungs*  und 
Okkupationsgebietes  dem  Umtausch  in  polnische  Mark  zum 
Kurse  von  70  polnischen  Mark  gleich  100  K  oder  der  Überstempe* 
lung  mit:  „Rzeczosp.  Polska"  (polnische  Republik). 

Art.  2. 

Nach  Ablauf  der  für  den  Umtausch  und  die  Abstempelung 
festgesetzten  Fristen  hören  die  nicht  mit  dem  polnischen  Stempel 
(Art.  1)  versehenen  Noten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
auf,  gesetzliche  Zahlungsmittel  zu  sein.  Alle  auf  Kronen  lauten* 
den  Zahlungen  müssen  in  gestempelten  Kronen  oder  in  polni- 
schen Mark  zum  Kurse  von  70  polnischen  Mark  gleich  100  K  ge* 
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leistet  werden;  aus  welchem  Titel  auch  immer  Zahlung  in  un? 
gestempelten  Kronen  zu  fordern  oder  zu  leisten,  ist  verboten. 
Ebenso  ist  die  Einziehung  von  Forderungen  in  ungestempelten 
Noten  nach  Beendigung  des  Umtausches  und  der  Abstempelung 
verboten.    Entgegenstehende  Vereinbarungen  sind  nichtig. 

Art.  3. 

Der  Verkehr  mit  ungestempelten  Kronen  ist  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  der  Verkehr  mit  fremden  Valuten  zulässig. 

Art.  4. 

Der  Finanzminister  bestimmt  die  Termine  für  den  Beginn 
und  für  die  Beendigung  sowie  für  die  Reihenfolge  des  Umtausches 
und  der  Abstempelung. 

Nach  Ablauf  dieser  Fristen  werden  Kronenbanknoten  zum 
Umtausche  und  zur  Abstempelung  (Art.  1)  nicht  angenommen. 

Art.  5. 

Der  Umtausch  und  die  Abstempelung  werden  von  den  durch 
den  Finanzminister  bestimmten  Ämtern  und  Instituten  besorgt. 
Von  diesen  Ämtern  und  Instituten  hängt  es  ab,  ob  der  einge* 
reichte  Betrag  gegen  polnische  Mark  umgetauscht  oder  ob  der* 
selbe  abgestempelt  wird. 

Im  Bedarfsfalle  können  für  diese  Amtshandlungen  geeignete 
Lokale  durch  zwangsweise  Requisitionen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Art.  6. 

Während  der  Dauer  des  Umtausches  und  der  Abstempelung 
kann  der  Finanzminister  für  sechs  Tage  die  Geschäftstätigkeit 
der  in  dem  im  Artikel  1  genannten  Gebiete  bestehenden  Kredit?' 
institute  einstellen. 

Für  die  Dauer  von  zehn  Tagen  können  auf  Grund  eines  über 
Antrag  des  Finanzministers  gefaßten  Ministerialbeschlusses  die 
Grenzen  gesperrt  werden. 

25 
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Art.  7. 

Verboten  ist: 

a)  die  Einreichung  von  Kronenbanknoten  zum  Umtausche 
oder  zur  Abstempelung,  die  zu  diesem  Zwecke  aus  dem  Auslande 
gebracht  werden; 

b)  die  Annahme  von  fremden  Kronennoten  durch  Privat* 
personen  oder  Institute,  um  dieselben  als  eigene  zum  Umtausch, 
bzw.  zur  Abstempelung  einzureichen;  ebenso  ist  die  Übergabe 
von  Kronennoten  an  andere  Personen  oder  Institute  zu  dem  ge* 
nannten  Zwecke  unzulässig; 

c)  die  mehr  als  zweimalige  Einrerchung  von  Kronennoten 
desselben  Nominalwertes  durch  ein  und  dieselbe  Person. 

Zulässig  ist  die  Einreichung  fremder  Kronennoten  auf 
Grund  einer  Spezialvollmacht.  In  diesem  Falle  verliert  jedoch 
die  die  Vollmacht  ausstellende  Person  das  Recht,  persönlich  weis 
chen  Betrag  auch  immer  im  eigenen  oder  im  fremden  Namen  zur 
Abstempelung  und  zum  Umtausch  einzureichen.  Die  Person, 
welche  einen  fremden  Betrag  zum  Umtausche  oder  zur  Abstem* 
pelung  eingereicht  hat,  ist  gemeinschaftlich  mit  dem  Eigentümer 
des  Betrages  für  die  etwaige  Übertretung  der  obigen  Vorschriften 
gemäß  Artikel  19  dieses  Gesetzes  verantwortlich. 

Art.  8. 

Für  die  zum  Umtausch  und  zur  Abstempelung  eingereichten 
Noten  kann  eine  Person  die  sofortige  Barauszahlung  nur  von 
Beträgen  bis  15.000  gestempelten  Kronen  oder  10.500  polnischen 
Mark  verlangen.  Soferne  der  eingereichte  und  übernommene  Be* 
trag  mehr  als  15.000  K  beträgt,  wird  ein  auf  Namen  lautender 
Depotschein  ausgefolgt.  Auf  Grund  desselben  ist  der  Mehr? 
betrag  nach  Ablauf  der  vom  Finanzminister  zu  bestimmenden, 
doch  nicht  länger  als  drei  Monate  dauernden  Frist  zu  beheben. 

Art.  9. 

Die  Depotscheine  (Art.  8)  werden  zur  Einzahlung  auf  die 
Staatsanleihe  vom  Jahre  1920  angenommen,  soferne  diese  Ein* 
Zahlung  auf  die  Anleihe  nicht  geringer  ist  als  der  in  dem  Depot* 
schein  bezeichnete  Betrag.  Eine  Übertragung  kann  nur  im  Wege 
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einer  notariell  oder  gerichtlich  beglaubigten  Zession  erfolgen, 
wobei  gleichzeitig  das  Amt,  beziehungsweise  das  Institut,  welches 
den  Depotschein  ausgefertigt  hat,  verständigt  werden  muß. 

Art.  10. 

Den  Mehrbetrag  über  15.000  K,  für  welchen  ein  Depotschein 
(Art.  8)  ausgestellt  wTurde,  kann  der  Besitzer  des  Depotscheines 
ganz  oder  teilweise  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Frist  beheben, 
soferne  er,  falls  es  sich  um  einen  geringeren  Betrag  als  100.000  K 
handelt,  bei  dem  zuständigen  Finanzinspektorat,  beziehungsweise 
Steueramt,  wenn  der  Betrag  100.000  K  übersteigt,  bei  der  zu? 
ständigen  Finanzkammer,  beziehungsweise  Finanzbezirksdirek? 
tion  nachweist,  daß  er  den  Barbetrag  zur  Fortführung  seines 
Unternehmens  oder  zur  Leistung  bedeutender  Barzahlungen  drin? 
gend  benötigt. 

Art.  11. 

Kreditinstitute  haben  das  Recht,  für  die  von  ihnen  zum 
Umtausche  und  zur  Abstempelung  eingereichten  Kronennoten 
sofort  in  polnischen  Mark  oder  in  gestempelten  Kronen  jenen 
Betrag  zu  erhalten,  der  ein  Drittel  des  aus  ihren  Kassasaldis  vom 
1.  Januar,  1.  Februar,  1.  März  1920  gebildeten  Durchschnittes  nicht 
übersteigt.  Die  sofortige  oder  vorzeitige  Behebung  größerer 
Summen  hängt  von  der  Bewilligung  des  Finanzministeriums  ab. 

Art.  12. 

Die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entstandenen, 
auf  Kronen  lautenden  privatrechtlichen  Geldverbindlichkeiten 
von  Privatpersonen  und  Instituten,  denen  ein  von  ihnen  ein* 
gereichter  Kronennotenbetrag  im  Sinne  der  Artikel  8,  10  und  11 
nicht  zur  Gänze  umgetauscht  oder  abgestempelt  wurde,  werden 
bis  zur  Höhe  der  in  dem  Depotscheine  genannten  Summe  ge? 
stundet.  Die  Stundung  dauert  bis  zur  Einlösung  des  Depot? 
Scheines  (Art.  8). 

Art.  13. 

Die  Bestimmungen  des  Artikels  12  finden  keine  Anwendung: 

a)  auf  Verbindlichkeiten  aus  Dienstverträgen; 

b)  auf  Verbindlichkeiten  aus  Bestandverträgen; 

25* 
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c)  auf  Renten?  und  Unterhalts  Verbindlichkeiten; 

d)  auf  Verbindlichkeiten  aus  Versicherungsverträgen. 

Der  Finanzminister  kann  nötigenfalls  weitere  Ausnahmen 
durch  besondere  Verordnung  feststellen. 

Art.  14. 

Bei  Wechseln,  deren  Zahlung  im  Sinne  des  Artikels  12  ge? 
stundet  ist,  wird  der  Zahlungstag  und  der  Termin  zur  Erhebung 
des  Protestes  bis  zu  dem  in  dem  genannten  Artikel  festgesetzten 
Zeitpunkte  hinausgeschoben. 

Art.  15. 

Der  Gläubiger,  dessen  Forderung  im  Sinne  des  Artikels  12 
gestundet  ist,  ist  verpflichtet,  die  Stundung  auf  der  Rückseite  einer 
ihm  vom  Schuldner  vorgelegten  Abschrift  des  Depotscheines  er? 
sichtlich  zu  machen.  Auf  dieser  Abschrift  muß  der  Forderungs* 
betrag  sowie  der  Titel  der  Forderung  angegeben  sein.  Auch 
das  Datum  der  Herstellung  der  Abschrift,  ferner  Vor?,  Zuname 
und  genaue  Adresse  des  Gläubigers  müssen  angeführt  sein. 

Art.  16. 

Bei  Berechnung  der  Stundungsdauer  sind  der  Tag  des  Bes 
ginnes  und  der  Beendigung  der  Stundung  mitzuzählen. 

Art.  17. 

Für  die  Zeit,  um  welche  wegen  der  Stundung  die  Zahlung 
hinausgeschoben  wurde,  sind  die  laufenden  Zinsen  zu  entrichten. 

Art.  18. 

Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der  Ver* 
jährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Erhebung  der  Klage 
nicht  mitgezählt. 

Art.  19. 

Personen,  welche  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über* 
treten,  unterliegen  einer  gerichtliehen  Bestrafung  mit  Arrest  bis 
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zu  sechs  Monaten  sowie  mit  Geldbußen  bis  einschließlich  eine 
Million  polnische  Mark. 

Es  kann  auch  eine  dieser  Strafen  außer  den  im  Gesetze  vom 
11.  März  1919  angedrohten  Strafen  verhängt  werden. 

Art.  20. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft, 
gleichzeitig  verlieren  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  ihre 
Wirksamkeit. 

Art.  21. 

Mit  dem  Vollzug  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister 
betraut.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  28  vom  1.  April  1920,  poz.  166.) 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  26.  März  1920, 
betreffend  die   Abstempelung  und  den  Umtausch  der 
von   der  Österreichisch' ungarischen  Bank  emittierten 
Kronenbanknoten, 

Zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  24.  März  1920  be? 
treffend  die  Abstempelung  und  den  Umtausch  der  von  der  Öster? 
reichisch^ungarischen  Bank  emittierten  Kronenbanknoten  wird 
verordnet,  wie  folgt: 

Art.  1. 

Der  Tag  des  Beginnes  des  Umtausches  und  der  Abstempe* 
lung  der  Kronen  wird  auf  den  19.  April  1920  festgesetzt. 

Art.  2. 

Der  Umtausch  und  die  Abstempelung  wird  durch  besondere 
Organe  durchgeführt,  deren  Liste  unter  Angabe  des  Ortes  ihrer 
Amtshandlung  besonders  verlautbart  wird. 

Zu  dieser  Tätigkeit  werden  berufen: 

1.  die  Finanzkassen  und  Steuerämter; 

2.  die  Filialen  der  Polnischen  Landes^Darlchenskasse; 

3.  Geldinstitute,  denen  der  Finanzminister  die  Durchfüh* 
rung  des  Umtausches  unter  der  Aufsicht  und  Kontrolle  eines 
Finanzbeamten  aufträgt; 
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4.  Mitarbeitervereine,  die  zu  diesem  Zweck  eigens  durch  c!:. 
Finanzbehörden  geschaffen  werden  und  die  ebenfalls  unter  der 
unmittelbaren  Leitung  eines  Finanzbeamten  stehen. 

Art.  3. 

In  der  Zeit  vom  19.  bis  einschließlich  26.  April  1920  wer; 
den  zum  Umtausch  und  zur  Abstempelung  nur  Banknoten  zu 
1000  K  und  100  K  angenommen;  nach  diesem  Tage  werden  die 
obigen  Banknoten  nicht  mehr  zum  Umtausch  und  zur  Abstempc? 
lung  übernommen  und  hören  im  Sinne  der  Artikel  2  und  4  des 
Gesetzes  vom  24.  März  1920  auf,  gesetzliche  Zahlungsmittel  auf 
dem  Gebiete  der  polnischen  Republik  zu  sein. 

Art.  4. 

Der  Zeitpunkt  des  Beginnes  und  der  Beendigung  des  Uni* 
tausches  und  der  Abstempelung  von  Kronenbanknoten  zu  50,  20. 
10,  2  und  1  K  wird  in  einer  besonderen  Verordnung  festgesetzt.*) 

Art.  5. 

An  den  Tagen  19.,  20.,  21.,  22.,  23.  und  24.  April  wird  jede 
Tätigkeit  der  Wechselstuben  eingestellt.  Allen  anderen  Geld- 
instituten wird  in  dieser  Zeit  verboten,  irgendwelche  Operationen 
in  Kronenwährung  durchzuführen. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  32  vom  15.  April  1920,  poz.  W>.) 

Verordnung   des   Ministerrates   vom    12.  April  1920, 
betreffend  die    Sperre  der    Staatsgrenzen  durch  zehn 
Tage  während  des  Umtausches  und  der  Abstempelung 
der  Kronenbanknoten. 

Auf  Grund  des  Art.  6  des  Gesetzes  vom  24.  März  1920 
(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  28,  poz.  166)  wird  verordnet,  wie  folgt: 

Art.  I 

Vom  17.  April  bis  inkl.  26.  April  1920  werden  die  Grenzen 
der  polnischen  Republik  unter  strenger  Sperre  gehalten. 

*)  Vgl.  die  Verordnung  vom  7.  Juni  1920,  S.  .WO. 
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Art.  2. 

Jede  Überschreitung  der  Grenzen  des  Staates  durch  Rei* 
sende  sowie  jeder  Transport  von  Waren  auf  irgendeinem  Wege 
über  die  Zollinie  während  der  Dauer  des  im  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  Zeitraumes  ist  absolut  verboten. 

Der  Minister  des  Innern,,  bzw.  der  Minister  des  ehem.  preußi* 
sehen  Teilungsgebietes  wird  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
für  Heerwesen  an  der  Grenzlinie  die  Errichtung  eines  zweiten 
durch  Staatspolizei  zu  bildenden  Kordons  verfügen. 

Art.  3. 

Für  die  Dauer  der  Grenzsperre  wird  der  Bahnverkehr  zwi* 
sehen  dem  polnischen  Staate  und  den  Nachbarstaaten  eingestellt. 

Art.  4. 

Der  Post*,  Telegraphen*  und  Telephonverkehr  mit  dem  Aus* 
lande  wird  während  der  Dauer  der  Grenzsperre  für  privaten  Ge* 
brauch  eingestellt. 

Art.  5. 

Das  Kriegsministerium  und  das  Ministerium  des  Inneren 
wird  sich  mit  der  Obersten  Heeresleitung,  dem  Generalkommissär 
der  Ostgebiete,  dem  Obersten  Kommissär  der  Gebiete  Wolhy* 
niens  und  der  Podolischen  Front  und  mit  dem  Post*  und  Tele* 
graphenministerium  behufs  Erlassung  solcher  Verfügungen  ins 
Einvernehmen  setzen,  die  auf  die  Sperre  und  Bewachung  der  das 
Gebiet  der  polnischen  Republik  von  den  durch  den  polnischen 
Staat  verwalteten  Ortsgebieten  trennenden  Linien  abzielen. 

Art.  6. 

In  Ausnahmsfällen  kann  der  Finanzminister  über  Verlangen 
der  beteiligten  Ministerien,  insoferne  die  Staatsinteressen  durch 
die  strenge  Durchführung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  be* 
einträchtigt  würden,  Ausnahmen  von  den  obigen  Bestimmungen 
zulassen. 

Art.  7. 

Zwecks  Durchführung  dieser  Verordnung  werden  die  betei* 
ligten  Ministerien  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz* 
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minister  geeignete  Verfügungen  im  eigenen  Wirkungskreise  zu 
erlassen. 

Art.  8. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  (Dz.  I".  Rz.  P.  Nr.  32  vom  15.  April  1920,  poz.  192.) 

Verordnung   des   Finanzministers  vom  7.  Juni  1920, 
betreffend    den    Umtausch  der    Kronennoten  in  Ab' 
schnitten  zu  50,  20,  10,  2  und  1  K  auf  dem  Gebiete 
Galiziens  und  des  Generalgouvernements  Lublin. 

In  Durchführung  des  Gesetzes  vom  24.  März  1920  (Dz.  U. 
Rz.  P.  Nr.  28  v.  J.  1920,  poz.  166)  betreffend  die  Abstempelung 
und  den  Umtausch  der  von  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
emittierten  Kronenbanknoten  sowie  unter  Berufung  auf  Art.  4 
meiner  Verordnung  vom  6.  April  1920  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  32 
v.  J.  1920,  poz.  189)  ordne  ich  folgendes  an: 

Art.  1. 

Die  Frist  für  den  Umtausch  der  Kronennoten  zu  50,  20,  10, 
2  und  1  K  beginnt  am  14.  Juni  1920  und  dauert  bis  einschließlich 
25.  Juni  1920. 

Art.  2. 

Nach  dem  25.  Juni  werden  Kroneunoten  der  obigen  Kate* 
gorien  zum  Umtausche  nicht  angenommen  und  hören  im  ganzen 
Gebiete  der  polnischen  Republik  auf,  gesetzliches  Zahlungsmittel 
zu  sein. 

Art.  3. 

Nach  dem  25.  Juni  sind  Zahlungen  in  ungestempelten  Kro* 
nen  ebenso  wie  die  Einziehung  von  Forderungen  in  dieser  Wäh* 
rung  im  Sinne  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  24.  März  1920*)  (Dz. 
Msl.,  poz.  166)  verboten. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  45  vom  10  Juni  1920.  poz.  281.) 

*)  Siehe  Seite  382  ff. 
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Kundmachung  betreffend  die  Außerverkehrsetzung  der 
Kronenbanknoten, 

Der  Finanzminister  hat  die  Polnische  Landes*Darlehenskasse 
verständigt,  daß  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  24.  März  1.  J.  betrete 
fend  die  Abstempelung  und  den  Umtausch  der  von  der  Öster? 
reichischsungarischen  Bank  emittierten  Kronenbanknoten  und 
der  Verordnung  vom  26.  März  1.  J.  betreffend  die  Durchfüh? 
rung  des  zit.  Gesetzes  die  Banknoten  zu  100  K  und  1000  K  nach 
dem  26.  April  1.  J.  aufhören,  gesetzliche  Zahlungs?  und  Umlaufs* 
mittel  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  polnischen  Republik  zu  sein. 
Demzufolge  dürfen  sie  vom  27.  April  angefangen  von  der  Polrii* 
sehen  Landes?Darlehenskasse  ohne  spezieile,  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  erwirkende  Bewilligung  des  Finanzministers  weder  in 
Bargeld  umgewechselt,  noch  bei  Einzahlungen  auf  die  Staats? 
anleinen  vom  Jahre  1920  angenommen  werden.  —  Obige  Bestimm 
mung  gilt  im  Sinne  der  Verordnung  des  Finanzministers  vom 
17.  d.  M.  (Mon.  Pol.  Nr.  93)  und  des  Erlasses  des  Finanzministe? 
riums  Z.  39.787/20  auch  hinsichtlich  aller  anderen  auf  dem  Terri* 
torium  des  ehemaligen  Okkupationsgebietes  und  des  ehem.  deut? 
sehen  Teilungsgebietes  befindlichen  ungestempelten  Kronen? 
banknoten.  (Monitor  Polski  Nr.  98  vom  29.  April  1920.) 

Kundmachung  betreffend  die  Regelung  der  Rechts-' 
Verhältnisse  gewisser  Kategorien  österreichischer  Bank' 

noten. 

Das  Finanzministerium  gibt  allgemein  bekannt,  daß  die 
österreichischen  Banknoten  zu  100  K  und  die  höheren  Appoints 
mit  dem  Abschlüsse  des  Umtausches  derselben  gegen  polnische 
Mark,  d.  i.  mit  dem  26.  April  1920  in  der  polnischen  Republik  die 
Umlaufsfähigkeit  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  verloren  haben. 

Das  Finanzministerium  hat  nach  der  Außerverkehrsetzung 
der  oben  genannten  Banknoten  4  Tage  hindurch  in  einzelnen  Fäl* 
len  Gesuche  um  Annahme  dieser  Banknoten  bei  Staatsanleihe* 
Subskriptionen  berücksichtigt  und  in  Ausnahmsfällen  sogar  den 
teilweisen  Umtausch  derselben  gegen  Bargeld  gestattet. 

Vom  1.  Mai  an  wurden  solche  Gesuche  jedoch  nicht  mehr 
berücksichtigt.  Die  Inhaber  österreichischer  Banknoten  zu  100K 
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und  höherer  Appoints  können  diese  Banknoten  auf  dem  Markte 
verwerten,  der  Staatsschatz  wird  sie  aber  keinesfalls  annehmen. 

(Monitor  Polski  Nr.  104  vom  10.  Mai  1920.) 

Kundmachung  betreffend  Annahme  von  Kronenbank' 
noten    bei    Einzahlung    auf   die    Staatsanleihe  vom 

Jahre  1920. 

Das  Finanzministerium  hat  verfügt,  daß  bis  inklusive 
26.  April  l.  J.  in  den  Gebieten,  in  denen  die  Kronennoten  keine 
Umlaufsfähigkeit  haben  und  nicht  gestempelt,  bzw.  umgetauscht 
werden,  bei  Einzahlungen  auf  die  Staatsanleihe  vom  Jahre  1920' 
Kronennoten,  Stücke  zu  10.000  K  ausgenommen,  entgegenzuneh^ 
men  sind.  Die  Kronen  werden  zum  Kurse  100  K  =  70  poln.  Mark 
angenommen.  (Monitor  Polski  Nr.  89  vom  19.  April  1920.) 


Verordnung  des  Fmanzmmisters  vom  23.  September  1919, 
betreffend  Transaktionen  mit  polnischen  Mark. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Approvisionierungsminister  und 
dem  Minister  für  das  gewesene  preußische  Teilungsgebiet  wird 
verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

Der  Kauf  und  Verkauf  von  polnischen  Mark,  welche  von 
der  Polnischen  LandesT)arlehenskasse  bis  zum  11.  November 
1918  auf  Rechnung  der  deutschen  Okkupationsbehörden  aus? 
gegeben  wurden,  gegen  polnische  Mark,  die  von  der  Polnischen 
Landes?Darlehenskasse  nach  dem  11.  November  1918  auf  Rech* 
nung  des  polnischen  Staates  in  Verkehr  gesetzt  wurden,  ebenso 
wie  überhaupt  alle  auf  den  Wertunterschieden  der  verschiedenen 
Kategorien  von  polnischen  Mark  beruhenden  Transaktionen  sind 
verboten. 

§  2. 

Diese  Verordnung  gilt  im  ganzen  Gebiet  des  polnischen 
Staates. 

Für  die  Bestrafung  von  Übertretungen  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  ist  das  Amt  zur  Bekämpfung  des  Wuchers  und 
der  Spekulation  zuständig. 

Diese  Übertretungen  werden  in  den  Gebieten  des  gewesen 
nen  Kongreß?Königreiches  und  des  ehemaligen  österreichischen 
Teilungsgebietes  im  Sinne  des  Dekretes  vom  11.  Januar  1919 
(Dz.  pr.  Nr.  7,  p.  109)  im  administrativen  Wege  mit  Arrest  bis 
zu  drei  Monaten,  bzw.  mit  Geldstrafe  bis  zu  50.000  Mark  be? 
straft.  Überdies  haben  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  die  Konfiskation  der  den  Gegenstand  der  Über* 
tretung  bildenden  Werte  zur  Folge. 

Bis  zur  Schaffung  von  Ämtern  zur  Bekämpfung  des  Wuchers 
und  der  Spekulation  auf  dem  Boden  des  gewesenen  preußischen 
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Teilungsgebietes  sind  dortselbst  zur  Bestrafung  von  Übertretung 
gen  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  die  Standgerichte  her- 
rufen. 

§  3. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  (Monitor  Polski  Xr.  218  vom  27.  September  1919.) 

Gesetz  vom  7.  November  191 9,  betreffend  die  zwangst 
weise  Einlösung  von  Gold'  und  Silbermünzen  und  von 
Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande. 

Art.  1. 

Goldmünzen  sowie  Silbermünzen  von  mindestens  80%  Feingehalt, 
ferner  Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande  unterliegen  der 
zwangsweisen  Einlösung  durch  die  Staatskasse. 

Art.  2. 

Das  der  zwangsweisen  Einlösung  unterliegende  Gold  und  Silber 
muß  innerhalb  der  vom  Finanzminister  festgesetzten  Frist  entweder  der 
Polnischen  Darlehenskasse,  und  zwar  dem  Zentralinstitute  derselben 
oder  den  einzelnen  Zweigstellen  oder  den  Finanzkassen  abgeliefert 
werden. 

Das  der  zwangsweisen  Einlösung  unterliegende,  nach  dem  Inkraft; 
treten  dieses  Gesetzes  aus  dem  Auslande  eingeführte  Gold  und  Silber 
muß  den  Zollorganen  abgeliefert  werden. 

Art.  3. 

Zur  Ablieferung  von  Gold  und  Silber  sind  verpflichtet: 

a)  physische  und  juristische  Personen,  die  im  polnischen  Staate 
ihren  Wohnsitz,  bezw.  Sitz  oder  ihre  Repräsentanz  haben,  soferne  sie 
Eigentümer  von  der  zwangsweisen  Einlösung  unterliegendem  Gold  und 
Silber  sind  und  diese  Metalle  sich  auch  in  ihrem  Besitze  befinden; 

b)  physische  und  juristische  Personen,  die  im  polnischen  Staate 
ihren  Wohnsitz,  bezw.  Sitz  oder  ihre  Repräsentanz  haben,  soferne  sie 
sich  im  Besitz  von  der  zwangsweisen  Einlösung  unterliegendem  Gold 
und  Silber  befinden  und  diese  Metalle  ihnen  von  den  Eigentümern  als 
Pfand  oder  in  Verwahrung  übergeben  wurden.  In  diesem  Falle  tritt 
die  im  Sinne  des  Artikels  4  dieses  Gesetzes  empfangene  Geldsumme  an 
Stelle  des  als  Pfand  oder  in  Verwahrung  gegebenen,  der  Staatskasse 
abgelieferten  Goldes  oder  Silbers. 


Art.  4. 


Die  Staatskasse  übernimmt  das  der  /wangsweisen  Einlösung 
unterliegende  Gold  und  Silber  gegen  besondere  Quittung  zum  Preise  von 
22.878  polnischen  Mark  für  1  kg  reinen  Goldes,  bezw.  von  672  polnischen 
Mark  für  1  kg  reinen  Silbers. 

Auf  Grund  dieser  Preise  übernehmen  die  im  Artikel  2  dieses 
Gesetzes  angeführten  Ämter  für  Rechnung  der  Staatskassen  Gold;  und 
Silbermünzen  in  unversehrtem  Zustande  zu  folgenden  Preisen: 

10  deutsche     Mark     in  Gold 
10  Rubel 
10  Franken 
10  öst.*ung.  Kronen 
1  öst.sung.  Dukaten 

4  öst.sung.  Gulden 

5  deutsche    Mark   in  Silber 
1  Rubel 
5  Franken 
2 

5  öst.?ung.  Kronen  „ 

Die  für  alle  anderen  Gold*  und  Silbermünzen  in  unversehrtem 
Zustande  gezahlten  Preise  stehen  in  entsprechendem  Verhältnis  zu  den 
oben  angeführten  Preisen. 

Art.  5. 

Frei  von  der  zwangsweisen  Einlösung  sind  Gold?  und  Silber* 
münzen,  welche  an  und  für  sich  einen  numismatischen  Wert  haben  oder 
welche  einen  Teil  einer  numismatischen  Sammlung  bilden.  Bestätigungen 
über  den  numismatischen  Wert  von  Gold?  und  Silbermünzen  werden  den 
Eigentümern  vom  Ministerium  für  Kunst  und  Kultur  ausgefolgt. 

Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande,  welches  indu? 
strichen,  medizinischen  und  Lehrzwecken  zu  dienen  bestimmt  ist,  wird 
von  der  Polnischen  Landes?Darlehenskasse  nach  Erbringung  der  ent? 
sprechenden  Beweise  von  der  zwangsweisen  Einlösung  befreit. 

Art.  6. 

Die  Einschmelzung  und  die  Verarbeitung  von  Gold*  und  Silber? 
münzen  ist  verboten. 

Art.  7. 

Alle  Transaktionen  mit  Gold*  und  Silbermünzen  sowie  mit  um 
verarbeitetem  Gold  und  Silber  zwischen  physischen  und  juristischen 
Personen  sind  im  Inlande  verboten.    Für  die  im  Artikel  5,  Absatz  2. 


82"0  polnische  Mark 
1771) 
66-5 
69-5" 
78-5 
66-5 
171) 
12-0 
151) 
5'5 
140 
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vorgesehenen  Zwecke  dürfen  Gold  und  Silber  aus  dem  Auslande  mit 
Bewilligung  des  Finanzministeriums  eingeführt  werden. 


Übertretungen  dieses  Gesetzes  werden  von  den  Gerichten  mit 
Geldstrafen  bis  50.000  polnische  Mark,  bezw.  75.000  K  bestraft.  Außer 
der  Geldstrafe  kann  noch  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Jahren  ver* 
hängt  werden. 

Die  Gegenstände,  bezüglich  deren  die  Übertretung  begangen 
wurde,  verfallen  zugunsten  der  Staatskasse. 


Juristische  Personen,  welche  in  ihrem  Besitz  befindliches  Gold 
oder  Silber  verheimlichen,  unterliegen,  unabhängig  von  der  im  Sinne  des 
vorangehenden  Artikels  physische  Personen  treffenden  Strafe,  einer 
Geldstrafe  bis  50.000  polnische  Mark,  bezw.  75.000  K.  Die  Schluß; 
bestimmung  des  Artikels  8  findet  in  diesen  Fällen  ebenfalls  Anwendung. 


Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister  bc= 
traut.  Der  Finanzminister  wird  gleichzeitig  ermächtigt,  behufs  Siche= 
rung  des  Vollzuges  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  entsprechende 
Anordnungen  zu  treffen. 


Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  84  vom  10.  November  1919,  poz.  463.) 

Verordung  des  Finanzministers  vom  12.  November  1919, 


Silbermünzen  und  von  Gold  und  Silber  in  unverarbei' 
tetem  Zustande  (Dz,  U.  Rz,  P.  Nr.  84,  poz,  463). 

Auf  Grund  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  7.  November  1919 
betreffend  die  zwangsweise  Einlösung  der  Gold*  und  Silbermünzen  und 
von  Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  84. 
poz.  463)  wird  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht,  daß  die  Einbringung 
von  Gold  und  Silber,  welches  der  zwangsweisen  Einlösung  unterliegt, 
binnen  14  Tagen  nach  dem  Tage  der  Veröffentlichung  einer  besonderen, 
den  wesentlichen  Inhalt  des  Gesetzes  enthaltenden  Kundmachung  in  der 
betreffenden  Ortschaft  zu  erfolgen  hat. 


Art.  8. 


Art.  9. 


Art.  10. 


Art.  11. 
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Die  entsprechenden  Gegenstände  sind  zu  erlegen: 

1.  in  dem  ehemaligen  russischen  Teilungsgebiete: 

a)  in  Warschau  bei  der  Zentrale  der  Polnischen  Landes^Dar* 
lehenskasse, 

b)  in  Ortschaften,  in  denen  sich  Filialen  der  Polnischen  Landes* 
Darlehenskasse  befinden,  bei  diesen  Filialen, 

c)  in  allen  anderen  Ortschaften  bei  den  zuständigen  Finanzkassen; 

2.  in  dem  ehemaligen  österreichischen  Teilungsgebiete  bei  den 
durch  die  Finanzdirektion  in  Lemberg  durch  besondere  Kundmachung 
zu  bezeichnenden  Instituten,  bzw.  Ämtern; 

3.  in  dem  ehemaligen  preußischen  Teilungsgebiete  bei  den  durch 
das  Ministerium  des  ehemaligen  preußischen  Teiles  durch  besondere 
Kundmachungen  zu  bezeichnenden  Instituten,  bzw.  Ämtern. 

Aus  dem  Auslande  eingeführtes,  der  zwangsweisen  Einlösung  unter* 
liegendes  Gold  und  Silber  ist  bei  den  Zollämtern  zu  erlegen. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  87  vom  21.  November  1919,  poz.  476.) 

Gesetz  vom  3o.  Jänner  1920,  betreffend  die  Außerkraft ' 
setzung  des  Gesetzes  vom  7.  November  1919  über  die 
zwangsweise  Einlösung  von  Gold'  und  Silbermünzen 
und  von  Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande. 

Art.  1. 

Die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  7.  November  1919  be? 
treffend  die  zwangsweise  Einlösung  von  Gold?  und  Silbermünzen 
und  von  Gold  und  Silber  in  unverarbeitetem  Zustande  (Dz.  U. 
Rz.  P.  Nr.  84,  poz.  463)  wird  mit  1.  Februar  1920  aufgehoben. 

Art.  2. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister 
betraut.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  10  vom  6.  Februar  1920,  poz.  56). 

Gesetz  vom  29.  April  1920,  betreffend  das  Verbot  von 
Zahlungen  in  russischer  Rubelwährung  und  betreffend 
die  Umrechnung  der  Rubelverbindlichkeiten  auf  pol' 

nische  Mark. 

Art.  1. 

Die  Geldzeichen  der  russischen  Rubelwährung  verlieren  im 
ganzen  Gebiete  der  polnischen  Republik  ihre  Umlaufsfähigkeit 
als  gesetzliche  Zahlungsmittel. 
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Art.  2. 

Das  Verlangen  und  die  Leistung  von  Zahlungen  in  Rubel? 
Währung,  aus  Welchem  Titel  auch  immer,  ausgenommen  die  in 
den  Artikeln  3,  5  und  7  angeführten  Falle,  ist  ebenso  wie  die 
Einziehung  von  Forderungen  in  Rubelwährung  verboten. 

Art.  3. 

Der  Umtausch  von  Geldzeichen  in  Rubelwährung  gegen 
Landeswährung  und  umgekehrt  ist  nur  nach  denselben  Grunds 
sätzen  wie  der  Umtausch  fremder  Valuten  zulässig. 

Art.  4. 

Die  Beträge  aller  auf  Rubelwährung  (Romanow?Rubel)  lau? 
tenden  Verbindlichkeiten  unterliegen  ebenso  wie  alle  Neben? 
gebühren  ohne  Rücksicht  auf  die  Fälligkeitstermine  der  Umrech? 
nung  in  polnische  Mark  zum  Kurse  von  216  Mark  für  100  Rubel. 

Art.  5. 

Die  Einlösung  abgereifter  Kupons  von  Pfandbriefen  und 
Obligationen,  ferner  die  Einlösung  von  Pfandbriefen,  die  vor  In? 
krafttreten  dieses  Gesetzes  ausgelöst  wurden,  darf  in  Rubelwäh? 
rung  vorgenommen  werden.  Ebenso  dürfen  Kupons  und  Pfand? 
briefe,  die  zum  nächsten  Zahlungstermine  nach  Inkrafttreten  die? 
ses  Gesetzes  fällig,  bezw.  amortisiert  werden,  in  Rubelwährung 
(Romanow?Rubel)  eingelöst  werden,  ferner  dürfen  an  Emissions? 
institute  geschuldete  rückständige  Raten,  sofern  dieselben  vor  In? 
krafttreten  dieses  Gesetzes  entstanden  sind,  in  Rubelwährung  ge? 
zahlt  werden. 

Auf  Kupons  und  Pfandbriefe  jener  Institute,  die  vor  In? 
krafttreten  dieses  Gesetzes  ihre  Verpflichtungen  und  Forderun? 
gen  in  polnische  Mark  umgerechnet  haben,  ferner  auf  solchen 
Instituten  geschuldete  rückständige  Raten,  deren  Fälligkeits? 
termine  in  die  Zeit  nach  der  erwähnten  Umrechnung  fallen,  tin? 
den  die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  dieses  Artikels  keine 
Anwendung. 

Art.  6. 

Pfandbriefe  und  Kupons,  deren  Einlösung  im  Sinne  des 
Art.  5  in  Rubelwährung  zulässig  ist,  dürfen  im  Rahmen  der  Be? 
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Stimmungen  der  Statuten  der  betreffenden  Institute  ausschließlich 
zur  Deckung  von  Rückständen  verwendet  werden,  die  im  Sinne 
des  Art.  5  in  Rubelwährung  (Romano  w?Rubel)  gezahlt  werden 
können. 

Art.  7. 

In  Rubelwährung  deponierte  Geldbeträge  werden .  ebenso 
wie  die  bei  Staats?  oder  Gemeindekassen  erlegten  Kautionen  in 
derselben  Währung  zurückerstattet. 

Art.  8. 

Verträge,  die  dem  Art.  2  dieses  Gesetzes  widersprechen, 
sind  nichtig. 

Art.  9. 

Die  Übertretung  des  Art.  2  dieses  Gesetzes  wird  gericht? 
lieh,  und  zwar  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten  oder  mit  Geldstrafe 
bis  500.000  Mark  geahndet;  es  können  auch  beide  Straf  arten  zu* 
gleich  verhängt  werden. 

Art.  10. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  Gleichzeitig  verlieren  alle  entgegenstehenden  Bestimmun? 
gen  ihre  Wirksamkeit. 

Art.  11. 

Mit  dem  Vollzuge  des  Gesetzes  werden  der  Finanz?  und  der 
Justizminister  betraut. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  38  vom  13.  Mai  1920,  poz.  216.) 

Kundmachung    betreffend    die   Außerkurssetzung  der 

Rubelnoten» 

Das  von  dem  Reichstag  beschlossene  Gesetz,  auf  Grund 
dessen  der  Rubel  aufhört,  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  Ge? 
biete  der  polnischen  Republik  zu  sein,  verwandelt  den  Rubel  in 
eine  ausländische  Devise,  deren  Kurs  von  den  Börseschwankun? 
gen  abhängt.  Der  gegenwärtige  übermäßige  Kurs  des  Rubels 
ist  durch  seine  Kaufkraft  außerhalb  der  Grenzen  Polens  nicht 
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gerechtfertigt.  Im  Hinblick  darauf,  daß  große  Mengen  von  Ru? 
belnoten  sich  im  Besitze  der  Einwohner  Polens  befinden,  besteht 
nun  die  Befürchtung,  daß  ihr  plötzliches  Angebot  in  einem  späte? 
ren  Zeitpunkte,  sobald  die  Unmöglichkeit  ihrer  Realisierung  in 
so  großem  Umfange  sich  erweisen  wird,  für  die  Inhaber  dieser 
Rubel  große  Verluste  herbeiführen  könnte.  Das  Finanzministe? 
rium  hat  die  Möglichkeit,  diese  Rubel  in  gewissen  Mengen  auf 
den  ausländischen  Märkten  zu  verwerten.  Um  daher  die  Bevöl* 
kerung  vor  künftigen  Spekulationsschwankungen  zu  schützen, 
hat  das  Finanzministerium  eine  Verordnung  erlassen,  die  die 
Annahme  der  sogenannten  Zarenrubel  in  Abschnitten  zu  100 
und  500  bei  Einzahlungen  auf  die  Staatsanleihe  zum  Kurse  von 
216  Mark  für  100  Rubel  bis  auf  Widerruf  gestattet. 

(Monitor  Polski  Nr.  100  vom  4.  Mai  1920.) 

Dekret  des  Staatsoberhauptes  vom  4,  Februar   19 19, 
betreffend   das  Verbot   der   Ausfuhr  von  Metallen  in 
Münzen,  Barren  und  in  verarbeitetem  Zustande. 

Art.  1. 

Die  Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  in  jeder  Form,  wie:  in  Münzen^ 
Barren  und  Erzeugnissen  jeglicher  Art  wird  verboten. 

Art.  2. 

Reisende,  welche  die  Grenze  überschreiten,  dürfen  außer  dem  Ehe? 
ring  eine  Uhr  und  höchstens  zwei  Ringe  für  den  eigenen  Gebrauch  mit? 
führen. 

Art.  3. 

Die  Übertretung  dieses  Verbots  zieht  die  Konfiskation  der  aus? 
geführten  Gegenstände  sowie  eine  Geldstrafe  bis  zur  Höhe  ihres  zehn? 
fachen  Marktwertes  und  überdies  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre 
nach  sich. 

Art.  4. 

Dieses  Dekret  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  13  vom  7.  Februar  1919,  poz.  144.) 
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Gesetz  vom  n.  März  19 19,  betreffend  das  zeitweilige 
Verbot  der  Einfuhr  von  Geldzeichen  österreichisclvun' 
garischer,  deutscher  und  russischer  Währung,*) 

Art.  1. 

Die  Einfuhr  von  Geldzeichen  österreichisch^ungarischer, 
deutscher  **)  oder  russischer  Währung,  sowie  die  Versendung  sob 
eher  Geldzeichen  mittels  Postsendungen  oder  in  Briefen  in  den 
Bereich  der  polnischen  Republik  ist  verboten. 

Art.  2. 

Aus  dem  Auslande  kommende  Reisende  dürfen  Beträge  bis 
500  Kronen,  beziehungsweise  400  Mark  oder  200  Rubel  mitführen. 

Art.  3. 

Das  Finanzministerium  kann  in  Einzelfällen  von  der  An* 
wendung  des  Artikels  1  und  2  dieses  Gesetzes  absehen. 

Art.  4. 

Die  Einfuhr  von  auf  Kronen?,  Marks**)  oder  Rubelwährung 
lautenden  Zins*  und  Dividendenscheinen  nach  Polen  sowie  der 
Verkauf  von  Wertpapieren  gegen  Kronen*,  Mark*  oder  Rubel? 

*)  In  teilweiser  Abänderung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
verfügte  eine  Verordnung  des  Finanzministers  vom  10.  April  1920,  Dz. 
U.  Rz.  P.  Nr.  36/202  folgendes: 

Heimkehrende  Flüchtlinge  haben,  insoferne  aus  ihren  Personalnach? 
weisen  ersichtlich  ist,  daß  sie  seit  dem  1.  April  1918  die  Grenzen  der 
polnischen  Republik  zum  erstenmal  überschreiten,  ebenso  heimkehrende 
Kriegsgefangene  und  Arbeiter,  insoferne  sie  entsprechende  Legitimation 
nen  besitzen,  das  Recht,  für  jede  Person  den  Betrag  von  10.000  Rubel 
einzuführen. 

Insofern  die  oberwähnten  Personen  mehr  als  10.000  Rubel 
mitführen,  müssen  die  Überschüsse  bei  den  Zollämtern,  bzw.  bei  den 
den  Übergang  durch  den  Militärkordon  überwachenden  Militärbehör? 
den  erlegt  werden;  die  erlegten  Beträge  sind  den  Besitzen  auf  Grund 
von  seitens  des  Finanzministeriums  in  jedem  Falle  zu  erlassenden  Er= 
kenntnissen  zurückzustellen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 
**)  Siehe  die  folgende  Verordnung  vom  10.  März  1920. 

26* 


-  402  - 

Währung  an  Personen  und  Firmen,  die  ihren  Sitz  außerhalb  der 
Grenzen  Polens  haben,  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Finanzmini? 
sters  zulässig.  Dieser  Beschränkung  unterliegen  die  Kupons  von 
inländischen  Wertpapieren  nicht. 

Art.  5. 

Die  wissentliche  Übertretung  oder  der  Versuch  der  Über? 
tretung  dieses  Gesetzes  zieht  die  Konfiskation  der  gesamten  mit? 
geführten  oder  versendeten  Summen  nach  sich  und  wird  überdies 
mit  den  im  Strafgesetze  vorgesehenen  Strafen  geahndet. 

Art.  6. 

Die  Österreichisch?ungarische  Bank  ist  hinsichtlich  des 
Verkehres  mit  ihren  auf  dem  Gebiete  der  polnischen  Republik 
befindlichen  Filialen  nicht  eingeschränkt,  darf  jedoch  über  die  in 
Kronenbanknoten  versandten  Beträge  nur  unter  Kontrolle  und 
mit  Bewilligung  des  Finanzministers  verfügen. 

Art.  7. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister 
betraut. 

Art.  8. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

Gleichzeitig  treten  die  Verordnungen  des  Finanzministers 
vom  22.  Februar  1919  und  vom  4.  März  1919  betreffend  das  Ver? 
bot  der  Einfuhr  von  Geldzeichen  österreichisch?ungarischer,  bzw. 
deutscher  und  russischer  Währung  außer  Kraft.*) 

Art.  9. 

Der  Tag,  an  dem  das  gegenwärtige  Gesetz  seine  Rechtskraft 
verliert,  wird  vom  Finanzminister  mit  besonderer  Verordnung 
festgesetzt  werden. 

(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  24  vom  12.  März  1919,  poz.  237.) 

*)  Siehe  hiezu  die  österreichische  Verordnung  vom  15.  Februar 
1919,  StGBl.  Nr.  114,  Seite  128,  und  die  tschechoslowakischen  Verord* 
tiungen  vom  6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  113,  Seite  255,  und  vom 
10.  Juni  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  311,  Seite  266. 
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Verordnung  des  Finanzmmisters  vom  10.  März  1920, 
betreffend  die  Aufhebung  des  Verbotes  der  Einfuhr  von 
Geldzeichen  deutscher  Währung« 

Art.  1. 

Auf  Grund  des  Art.  9  des  Gesetzes  vom  11.  März  1919 
betreffend  das  zeitweilige  Verbot  der  Einfuhr  von  Geldzeichen 
österreichisch  *  ungarischer,  deutscher  und  russischer  Währung 
(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  24,  poz.  237)  hebe  ich  das  Verbot  der  Einfuhr  und 
der  im  Wege  von  Postsendungen  oder  in  Briefen  erfolgenden 
Zusendung  von  Geldzeichen  deutscher  Währung  in  das  Gebiet 
der  polnischen  Republik  (sowie  das  in  Art.  4  dieses  Gesetzes 
statuierte  Verbot  der  Einfuhr  von  auf  Markwährung  lautenden 
Zinsens  und  Dividendenkupons)  auf. 

Die  Bestimmung  betreffend  das  Verbot  der  Veräußerung 
von  Wertpapieren  in  Kronens,  Marks  oder  Rubelwährung  an  Pers 
sonen  oder  Firmen,  die  ihren  Sitz  außerhalb  der  Grenzen  Polens 
haben,  bleibt  in  vollem  Umfange  aufrecht. 

Art.  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Kraft.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  25  vom  23.  März  1920,  poz.  156.) 

Gesetz  vom  15.  Juli  1920,  betreffend  das  Verbot  der 
Ausfuhr  von  Edelmetallen. 

Art.  i. 

Edelmetalle,  in  welcher  Form  auch  immer,  sei  es  in  Münzen, 
Stäben,  im  verarbeiteten  oder  unverarbeiteten  Zustande,  dürfen 
über  die  Staatsgrenze  nicht  ausgeführt  werden. 

Art.  2. 

Jede  Person,  die  die  Grenzen  der  Republik  überschreitet, 
hat  das  Recht,  folgende  Golds,  Platins  oder  Silbergegenstände 
für  den  eigenen  Gebrauch  mitzunehmen:  1.  einen  Ehering, 
2.  eine  Taschenuhr  eventuell  mit  Kette  oder  Anhängsel,  3.  zwei 
Ringe,  4.  ein  Paar  Ohrringe. 
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Art.  3. 

In  besonderen  Fällen  kann  der  Finanzminister  die  Ausfuhr 
anderer,  im  Art.  2  nicht  angeführter  Edelmetallerzeugnisse  he* 
willigen. 

Art.  4 

Personen,  die  sich  einer  bewußten  Übertretung  des  im  Art.  1 
enthaltenen  Verbotes  schuldig  machen,  unterliegen,  ohne  Rück; 
sieht  darauf,  wem  die  ausgeführten  Gegenstände  gehören,  in  den 
ehemaligen  russischen  und  preußischen  Teilungsgebieten  einer 
Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre  sowie  einer  Geldstrafe  bis  zu 
100.000  Mark  oder  einer  dieser  beiden  Strafen;  im  ehemaligen 
österreichischen  Teilungsgebiete  der  Strafe  des  Arrestes  oder  des 
strengen  Arrestes  bis  zu  einem  Jahre  und  einer  Geldstrafe  bis 
100.000  Mark  oder  einer  dieser  Strafen. 

Unabhängig  von  diesen  Strafen  kann  auch  gleichzeitig  die 
Konfiskation  der  .  ausgeführten  Gegenstände  ausgesprochen 
werden. 

Die  gleichen  Strafen  werden  auf  den  Versuch  der  Über* 
tretung  gesetzt. 

Für  das  Verfahren  in  Fällen  von  Übertretungen  gegen  dieses 
Gesetz  sind  im  ehemaligen  russischen  Teilungsgebiete  die  Frie* 
densgerichte,  im  ehemaligen  österreichischen  Teilungsgebiete  die 
Gefälls?Bezirksgerichte  und  im  ehemaligen  preußischen  Teilungs* 
gebiete  die  Bezirksgerichte  zuständig. 

Art.  5. 

Der  Vollzug  dieses  Gesetzes  obliegt  dem  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Justizminister,  im  ehemaligen  preußi* 
sehen  Teilungsgebiete  dem  Minister  für  die  preußische  Provinz 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  für  Finanzen  und  Justiz. 

Art.  6. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  Gleichzeitig  verliert  das  Dekret  vom  4.  Februar  1919  be* 
treffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Metallen  in  Münzen, 
Barren  und  in  verarbeitetem  Zustande  (Dz.  P.  Nr.  13,  poz.  144)*) 
seine  Geltung.     (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  62  vom  27.  Juli  1920,  poz.  404.) 


*)  Siehe  Seite  400. 


Verordnung  des  Generalgouverneurs  vom  9.  Dezember 
1916,  betreffend  die  Errichtung  einer  Polnischen  Lan' 
des'Darlehenskasse. 

§  i. 

Für  das  Gebiet  des  Generalgouvernements  Warschau  wird  zum 
Zwecke  der  Befriedigung  des  Kreditbedarfes  eine  Darlehenskasse  mit 
dem  Sitz  in  Warschau  errichtet,  welche  die  Firma  „Polnische  Dar* 
lehenskasse"  (Polska  Krajowa  Kasa  Pozyczkowa)  trägt  und  die  Eigen* 
schaft  einer  juristischen  Person  besitzt.  Ihre  Geschäfte  werden  unter 
der  Aufsicht  und  Leitung  des  Verwaltungschefs  beim  Generalgouverne* 
ment  geführt.  Sie  hat  das  Recht,  innerhalb  ihres  Bezirkes  Zweignieder* 
lassungen  zu  errichten. 

Die  Ausdehnung  der  Darlehenskasse  auf  das  österreichisch*ungari* 
sche  Okkupationsgebiet  bleibt  von  einer  Vereinbarung  mit  der  öster* 
reichisch*ungarischen  Regierung  abhängig. 

§  2. 

Die  Landes*Darlehenskasse  ist  befugt,  auf  polnische  Mark  lau* 
tende  Darlehenskassenscheine  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmun* 
gen  auszugeben. 

§  3. 

Die  Darlehenskassenscheine  sind  gesetzliches  Zahlungsmittel  im 
Wertverhältnisse  von  einer  polnischen  Mark  gleich  einer  Reichsmark  und 
werden  insbesondere  an  allen  öffentlichen  Kassen  der  Zivil*  und  Militär* 
Verwaltung  zum  Nennwerte  in  Zahlung  genommen.  Ihr  Gesamtbetrag 
darf  1000  Millionen  polnischer  Mark  nicht  übersteigen. 

Die  Stückelung  der  Darlehenskassenscheine  wird  von  dem  Ver* 
waltungschef  festgesetzt. 

§'  4. 

Von  der  Landes*Darlehenskasse  darf  kein  Darlehenskassenschein 
ausgegeben  werden,  für  welchen  nicht  nach  den  Bestimmungen  der 
§§  6  und  8  genügende  Sicherheit  geleistet  worden  ist.  Der  Gesamt* 
betrag  der  umlaufenden  Darlehenskassenscheine  muß  stets  durch  solche 
Sicherheiten  oder  durch  Gold,  2784  Mark  für  ein  Kilogramm  fein  ge* 
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rechnet,  oder  durch  deutsche  Reichsmünzen,  Rcichskassenscheine,  Reichs* 
banknoten  oder  durch  deutsche  Darlehenskassenscheine  gedeckt  sein. 
Vor  der  Ausgabe  soll  eine  genaue  Beschreibung  der  Landes*Darlehens* 
kassenscheine  durch  den  Vorstand  der  Landes*Darlehenskasse  öffentlich 
bekanntgemacht  werden. 

§  5. 

Das  Deutsche  Reich  übernimmt  die  Garantie  dafür,  daß  die 
Landes*Darlehenskassenscheine  bei  ihrer  Einziehung  (§  16)  zu  ihrem 
Nennwert  gegen  Reichsmark  eingelöst  werden. 

§  6. 

Die  LandessDarlehenskasse  ist  befugt,  folgende  Geschäfte  zu  be* 
treiben: 

h  Gewährung  von  Darlehen  gegen  Sicherheit; 

2.  Diskontierung  von  Wechseln,  für  die  in  der  Regel  drei,  minde* 
stens  aber  zwei  als  zahlungsfähig  bekannte  Personen  als  Schuldner  haf* 
ten,  und  die  durch  eine  der  vom  Verwaltungschef  bezeichneten  Banken 
zum  Diskont  eingereicht  werden.  Von  dem  Vorhandensein  der  dritten 
Unterschrift  kann  insbesondere  abgesehen  werden,  wenn  weitere  Sicher? 
heiten  im  Sinne  der  Statuten  bestellt  werden; 

3.  Eskomptierung  von  Guthaben  bei  der  Reichsbank  oder  anderen 
vom  Verwaltungschef  bezeichneten  Banken; 

4.  Annahme  verzinslicher  und  unverzinslicher  Gelder  in  polni* 
scher  Mark  und  in  Reichsmark  ins  Depot  sowie  Hinterlegung  verfüg* 
barer  Gelder  in  deutschen  Reichsschatzanweisungen  bei  der  Reichsbank 
oder  bei  anderen  vom  Verwaltungschef  bezeichneten  polnischen  oder 
deutschen  Banken; 

5.  Durchführung  der  Kassageschäfte  der  Zivil*  und  Heeresverwal* 
tung  im  Generalgouvernement  Warschau,  soweit  ihr  diese  Geschäfte 
vom  Verwaltungschef  oder  der  Armeeintendantur  übertragen  werden. 

§  7. 

Die  Darlehen  sollen  nur  im  Betrage  von  wenigstens  100  poln. 
Mark  und  in  der  Regel  nicht  auf  längere  Zeit  als  sechs  Monate  gewährt 
werden. 

Die  Darlehen  werden  in  polnischen  Mark  gewährt.  Ihre  Rück* 
Zahlung  hat  in  polnischer  Mark*  oder  in  deutscher  Reichswährung  zu 
erfolgen. 

§  8. 

Die  Sicherheit  (§  6,  P.  1)  kann  bestehen: 

a)  in  Verpfändung  innerhalb  des  Bezirks  der  Landes*Darlehens* 
kasse  lagernder,   dem  Verderben  nicht  ausgesetzter  Waren,  Boden*, 
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Bergwerks*  und  gewerblicher  Erzeugnisse  in  der  Regel  bis  zur  Hälfte, 
ausnahmsweise  bis  zu  zwei  Dritteln  ihres  Schätzungswertes; 

b)  in  Verpfändung  von  Wertpapieren,  welche  der  Verwaltungs* 
chef  für  geeignet  erklärt,  mit  einem  Abschlag  vom  Kurse  oder  vom 
marktgängigen  Preise; 

c)  in  Verpfändung  von  Banknoten  der  russischen  Staatsbank  mit 
einem  Abschlag  vom  Kurse  oder  vom  marktgängigen  Preise. 

Die  Landes*Darlehenskasse  kann  neben  solchen  auch  noch  andere 
Sicherheiten,  insbesondere  Bürgschaften,  verlangen. 

§  9. 

Die  Verpfändung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  der  §§  2073  ff. 
des  Zivilkodex,  jedoch  mit  der  Abänderung,  daß  an  Stelle  der  dort 
vorgeschriebenen  „gehörigen  Privaturkunde"  die  Eintragung'  in  ein  be* 
sonderes  Registrierungsbuch  der  Landes*Darlehenskasse  tritt. 

§  io. 

Wird  das  Darlehen  zur  Verfallszeit  nicht  zurückgezahlt,  so  kann 
die  Landes*Darlehenskasse  durch  einen  ihrer  Beamten  oder  durch  einen 
beeideten  Börsemakler  das  Pfand  verkaufen  und  sich  aus  dem  Erlöse 
bezahlt  machen.  Der  Erwerb  des  Pfandes  durch  die  Landes*Darlehens* 
kasse  ist  nur  im  Wege  des  Meistbots  bei  einem  öffentlichen  Verkauf 
möglich. 

Diese  Vorschriften  finden  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  For* 
derung  infolge  Konkurses  fällig  wird. 

§  IL 

Die  Verwaltung  der  Landes*Darlehenskasse .  wird  von  dem  Vor* 
stand  geführt. 


Folgen  Detailbestimmungen  über  die  Zusammensetzung  und  Bil* 
dung  des  Vorstandes. 


Dem  Vorstand  steht  ein  vom  Reichskanzler  zu  ernennender  Reichs? 
bevollmächtigter  zur  Seite. 

Die  Statuten  der  Landes*Darlehenskasse  erläßt  der  Verwaltungs* 
chef  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsbevollmächtigten.  Die  Bestimm 
mungen  über  die  Errichtung  und  die  Geschäftsleitung  von  Zweignieder* 
lassungen  und  über  die  Zusammensetzung  ihrer  Vorstände  bleiben  den 
Statuten  vorbehalten. 

§  12. 

Der  Reichsbevollmächtigte  kann  von  sämtlichen  Geschäften  Kennt* 
nis  nehmen  und  hat  bei  allen  Anträgen  auf  Bewilligung  von  Darlehen 
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oder  auf  Diskontierung  von  Wechseln  (§  6,  P.  1 — 3)  ein  Vetorecht.  Die 
Festsetzung  des  Abschlags  von  dem  Kurse  oder  marktgängigen  Preise  der 
verpfändeten  Wertpapiere  und  Banknoten  [§  8,  Abs.  1  b)  und  c)]  inner* 
halb  der  durch  die  Statuten  gezogenen  Grenzen  steht  nach  Anhörung 
des  Vorstandes  dem  Reichsbevollmächtigten  zu. 

Der  Reichsbevollmächtigte  kontrolliert  die  Ausgabe  der  Darlehens* 
kassenscheine. 

§  13. 

Der  Zinsfuß,  zu  welchem  die  Landes*Darlehenskasse  Kredite  ge* 
währt,  wird  von  dem  Vorstand  der  Landes*Darlehenskasse  festgesetzt 
und  öffentlich  bekanntgemacht. 

§  H. 

Zwecks  Einholung  von  Gutachten  in  grundsätzlichen  Fragen  der 
Kreditgewährung  wird  durch  den  Verwaltungschef  aus  Mitgliedern  des 
Handels?  und  Gewerbestandes  oder  der  Landwirtschaft  ein  Beirat  ge* 
bildet,  der  durch  den  Vorstand  zu  besonderen  Sitzungen  berufen  wer* 
den  kann. 

§  15. 

Aus  dem  beim  Jahresabschluß  der  Landes*Darlehenskasse  sich  er* 
gebenden  Geschäftsgewinn  werden  90  Prozent  dem  zu  bildenden  Reserve* 
fonds  solange  zugeführt  werden,  bis  derselbe  den  Betrag  von  100  Mil* 
lionen  polnischer  Mark  erreicht. 

§  16. 

Die  Landes*Darlehenskasse  ist  auf  Weisung  des  deutschen  Reichs* 
kanzlers  zu  liquidieren,  und  zwar  spätestens  zwei  Jahre  nach  der  for* 
mellen  Errichtung  des  Königreichs  Polen. 

Die  Anordnung  und  Durchführung  der  Liquidation  der  Landes* 
Darlehenskasse  einschließlich  der  Einziehung  der  Landes*Darlehens* 
kassenscheine  erfolgt  durch  den  Reichsbevollmächtigten. 

Mit  der  Aufhebung  der  Zivilverwaltung  beim  Generalgouverne* 
ment  Warschau  gehen  die  nach  dieser  Verordnung  dem  Verwaltungs* 
chef  zustehenden  Befugnisse  auf  den  Reichsbevollmächtigten  über. 

Der  bei  Beendigung  der  Liquidation  und  Einziehung  der  Landes* 
Darlehenskassenscheine  sich  ergebende  Überschuß  ist  dem  polnischen 
Staate  zu  überweisen.  Dasselbe  gilt  von  dem  Reservefonds,  soweit  er 
nicht  zur  Deckung  von  Verlusten  verwendet  worden  ist. 

§  17. 

Die  Vorschriften  der  §§  427  bis  431,  436,  346  des  Strafgesetz* 
buches  vom  22.  März  1903  finden  auf  die  Darlehenskassenscheine  ent* 
sprechende  Anwendung. 
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§  18. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Der  Verwaltungschef  bestimmt  den  Zeitpunkt,  an  dem  die  Pol* 
nische  Landes^Darlehenskasse  ihre  Tätigkeit  aufnimmt. 

Gesetz  vom  7,  Dezember  1918,  betreffend  die  Polnische 
Landes'Darlehenskasse  (Polska  Krajowa  Kasa  Pozycz' 

kowa). 

Art.  1. 

Die  von  der  deutschen  Okkupationsbehörde  gegründete  und 
bis  zum  11.  November  1918  geführte  Polnische  Landes^Darlehens? 
kasse  ist  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  polnische  Bank 
auf  Grund  eines  Sejmbeschlusses  ins  Leben  gerufen  sein  wird, 
das  einzige  Emissionsinstitut,  die  Zentralkasse  für  die  Staats* 
ämter  und  die  Aufbewahrungsstelle  für  die  unter  Staatsaufsicht 
befindlichen  Depositen. 

Art.  2. 

Die  von  der  Polnischen  Landes?Darlehenskasse  bis  zum 
11.  November  1918  in  Umlauf  gesetzten  polnischen  Marknoten 
betragen  insgesamt  880,150.867  Mk.  50  Pf.  Für  die  Sicherheit  der 
dieser  Summe  zugrunde  gelegten  Aktiven  haftet  der  deutsche 
Staat.  Die  weitere  Ausgabe  der  polnischen  Marknoten  besorgt 
die  Polnische  Landes?Darlehenskasse  für  Rechnung  des  polni? 
sehen  Staates  unter  Aufsicht  der  Regierung,  insbesondere  des 
Finanzministers,  nach  den  in  den  nachfolgenden  Artikeln  fest? 
gelegten  Grundsätzen. 

Art.  3. 

Die  von  der  Polnischen  Landes^Darlehenskasse  nach  dem 
11.  November  1918  in  Umlauf  gesetzten  Noten  dürfen  insgesamt 
nicht  mehr  als  500  Millionen  Mark  betragen. 

Art.  4. 

Die  polnischen  Mark  sind  gesetzliches  Zahlungsmittel  im 
ganzen  Staate  und  werden  von  allen  Ämtern  zum  Nominalwerte 
angenommen.  In  jenen  Landesteilen,  in  denen  noch  Rubel  und 
Kronen  rechtmäßig  zirkulieren,  wird  das  Verhältnis  der  polni* 
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sehen  Mark  zu  diesen  Geldern  bei  staatlichen  Zahlungen  perio* 
disch  vom  Finanzminister  festgesetzt  werden. 

Art.  5. 

Die  Polnische  Landes*Darlehenskasse  darf  keine  Note  aus* 
geben,  die  nicht  zur  Gänze  durch  Gold,  2784  Mark  für  ein  Kilo- 
gramm fein  gerechnet,  oder  durch  nachstehende  Werte  gedeckt 
wäre: 

a)  zum  Eskompte  oder  zur  Sicherstellung  von  Kontokorrentkredit 
übergebene  Wechsel;  hiebei  müssen  die  Wechsel  mit  wenigstens  zwei 
Unterschriften  und  dem  Giro  einer  polnischen,  bei  der  Kasse  Kredit 
genießenden  Bank  versehen  und  spätestens  binnen  vier  Monaten  zahl* 
bar  sein;*) 

b)  Waren,  die  bis  zur  Hälfte  des  Markschätzwertes  belehnt 
und  zur  Sicherstellung  der  gewährten  Darlehen  übergeben 
wurden; 

c)  polnische  Zinsen?  und  Dividendenpapiere,  welche  als 
Pfand  für  die  nach  den  von  der  Verwaltung  festgesetzten  und 
von  dem  Finanzminister  genehmigten  Vorschriften  gewährten 
Darlehen  übernommen  wurden; 

d)  von  der  Kasse  erworbene  polnische  verzinsliche  Papiere 
im  Höchstbetrage  von  10  Millionen  Mark; 

e)  russische  und  österreichische  Banknoten,  welche  die  Kasse 
im  Höchstbetrage  von  10  Millionen  Mark  für  eigene  Rechnung 
erworben  hat;  die  weitere  Anschaffung  der  erwähnten  Bank* 
noten  kann  nur  vom  Finanzminister  angeordnet  werden; 

f)  russische  und  österreichische  Banknoten,  welche  bei  der 
Kasse  gemäß  den  von  der  Verwaltung  festgesetzten  und  vom 
Finanzminister  genehmigten  Vorschriften  verpfändet  wurden; 

g)  deutsche  Banknoten,  die  über  Anordnung  der  Verwal? 
tung  gegen  polnische  Mark  umgetauscht  wurden,  im  Höchst* 
betrage  von  10  Millionen  Mark;  eine  Erhöhung  dieser  Summe 
kann  nur  vom  Finanzminister  angeordnet  werden; 

h)  für  eigene  Rechnung  von  der  Kasse  erworbene  Gelder, 
Schecks  und  Wechsel  jener  Staaten,  deren  Geldzeichen  in  Polen 
während  der  Okkupation  keine  gesetzlichen  Zahlungsmittel 
waren. 


*)  Siehe  hiezu  Ges.  vom  14.  Juli  1920,  S.  414. 
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Art.  6. 

Alle  Darlehen  werden  ausschließlich  in  polnischen  Mark 
ausgezahlt  und  sind  in  dieser,  bzw.  in  der  künftigen  polnischen 
Währung  zu  dem  für  die  Konvertierung  aller  Zahlungsverpflich? 
tungen  festzusetzenden  Kurse  rückzuzahlen. 

Art.  7. 

Die  Darlehen  werden  auf  höchstens  sechs  Monate  gewährt. 
Der  Zinsfuß  und  Provisionssatz  werden  von  der  Verwaltung  fest* 
gesetzt. 

Art.  8. 

Die  Verpfändung  von  Papieren  und  Waren  erfolgt  durch 
Übergabe  an  die  Kasse  nebst  einer  Deklaration,  in  welcher  der 
Eigentümer  sein  Einverständnis  erklärt,  daß  die  Pfänder  von  der 
Kasse  durch  Vermittlung  eines  Börsenmaklers  veräußert  wer? 
den,  falls  das  Darlehen  binnen  zehn  Tagen  nach  Ablauf  der  fest? 
gesetzten  Frist  nicht  zurückgezahlt  wird.  Mit  Zustimmung  des 
Finanzministers  kann  ein  Darlehen  auch  auf  Waren  gewährt  wer? 
den,  die  sich  im  Lager  des  Darlehensnehmers  unter  dessen  Auf? 
sieht  und  Verantwortung  befinden. 

Art.  9. 

Die  verpfändeten  Papiere  können  nicht  sequestriert  werden 
und  fallen  auch  nicht  in  die  Konkursmasse  des  Schuldners,  so? 
lange  nicht  die  ganze  Schuld  an  die  Kasse  bezahlt  ist. 

Art.  10. 

Die  Polnische  Landes?Darlehenskasse  übernimmt  Barein* 
lagen,  ohne  dieselben  zu  verzinsen,  sowohl  zur  Aufbewahrung, 
als  auch  in  Kontokorrent?  oder  Girorechnung. 

Art.  11. 

Die  Polnische  Landes?Darlehenskasse  ist  die  Zentralkasse 
aller  Staatsämter,  vor  allem  der  Finanzkassen,  welche  über  Auf? 
trag  des  Finanzministers  ihre  freien  Mittel  an  die  Kasse  überwei? 
sen.   Die  Kasse  verwaltet  das  Konto  des  Fiskus  unentgeltlich. 
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Alle  Auszahlungen  der  Staatskasse  werden  im  Rahmen  der  ver? 
fügbaren  Barmittel  für  Rechnung  der  Staatskasse  ohne  jede  Pro? 
vision  besorgt.  Die  Kasse  hat  die  dem  Staate  zu  leistenden  Ab* 
gaben  in  allen  Ortschaften,  in  denen  sie  eigene  Zweigstellen  be? 
sitzt,  über  Auftrag  des  Fiskus  unentgeltlich  einzukassieren. 

Art.  12. 

Auf  Grund  eines  vom  Staatsoberhaupt,  genehmigten  Mi? 
nisterratsbeschlusses  können  kurzfristige  Darlehen  mit  nicht  mehr 
als  sechsmonatlichcr  Laufzeit  der  Staatskasse  gegen  Verpfändung 
von  Schatzscheinen  und  ebenso  den  Gemeinden  gegen  Verpfän? 
dung  der  von  denselben  ausgegebenen  Obligationen  gewährt  wer? 
den.  Die  Darlehen  an  den  Staat*  sind  unverzinslich,  die  Ge? 
meindedarlehen  werden  mit  5  Prozent  verzinst. 

Art.  13. 

Die  Verwaltung  bestimmt  die  auf  alle  bankmäßigen  Ver? 
mittlungsgeschäfte  entfallende  Provision. 

Ait.  14. 

Die  Kasse  kann  im  ganzen  Staatsgebiete  über  Anordnung 
der  Verwaltung  und  mit  Zustimmung  des  Finanzministers  Zweig? 
stellen  errichten. 

Art.  15. 

Die  Verwaltung  der  Kasse  wird  einer  aus  einem  leitenden 
Direktor  und  einem  Stellvertreter,  die  beide  vom  Ministerpräsi? 
denten  über  Antrag  des  Finanzministers  ernannt  werden,  be* 
stehenden  Direktion  übertragen.  Die  Verwaltung  hat  sich  bei 
ihrer  Tätigkeit  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und 
nach  den  vom  Fmanzmimster  erlassenen  Vorschriften  zu  richten. 

Art.  16. 

Die  Monatsbilanzen  der  Kasse  werden  im  Amtsblatt  und 
wenigstens  in  drei  von  der  Verwaltung  zu  bestimmenden  Tages? 
blättern  abgedruckt.  Uber  den  Stand  der  Banknotenemission  muß 
alle  zehn  Tage  berichtet  werden.  In  jeder  den  Vermögensstand 
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seit  der  Entstehung  der  Kasse  ausweisenden  Monatsbilanz  wer* 
den  die  für  Rechnung  der  am  11.  November  1918  übernommenen 
Aktiven  bestimmten  Eingänge  angeführt. 

Art.  17. 

Der  Finanzminister  ordnet  nach  seinem  Ermessen  periodisch 
eine  Revision  der  Bilanzen  und  Kassen  sowie  der  ganzen  Ge^ 
barung  an.  Dieses  Recht  steht  auch  dem  Ministerpräsidenten 
zu,  der  zu  dieser  Tätigkeit  sowohl  Staatsbeamte,  als  auch  Sachs 
verständige  delegieren  kann. 

Art.  18. 

Der  ganze  bei  den  Jahresrechnungsabschlüssen  sich  er? 
gebende  Gewinn  wird  dem  Reservefonds  zugewiesen;  über  die 
Verwendung  des  Reservefonds  sowie  über  die  Liquidierung  der 
Kasse  entscheidet  der  Sejm. 

Art.  19. 

Die  Nachahmung  der  Banknoten  der  Kasse  unterliegt  den? 
selben  Strafen  wie  die  Nachahmung  der  Staatspapiere. 

Art.  20. 

Soferne  dieses  Gesetz  keine  Sonderbestimmungen  enthält, 
unterliegt  die  Kasse  den  allgemein  gültigen  gesetzlichen  Normen. 
Wenn  bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  Zweifel  auftauchen, 
obliegt  die  Entscheidung  dem  Finanzminister. 

Art.  21. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 
Gleichzeitig  verliert  die  Verordnung  vom  9.  Dezember  1916  (Dz. 
Rozp.  dla  jen.  Gub.  Warsz.  Nr.  57  z  dn.  13.  XII.  1916)  betreffend 
die  Polnische  LandessDarlehenskasse  seine  Wirksamkeit. 

(Dz.  P.  P.  P.  No.  19  vom  14.  Dezember  1918,  poz.  56.) 
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Gesetz  vom  14.  Juli  1920,  betreffend  die  Abänderung 
des  Art.  5  Absatz  a)  der  Satzungen  der  Polnischen 
Landes' Darlehenskasse  (Dz.  P.P. P,  Nr.  19  vom  Jahre 

1918  poz.  56.) 

Art.  1. 

Der  Absatz  a)  des  Art.  5  der  Satzungen  der  Polnischen 
Landes^Darlehenskasse  (Dz.  P.  P.  P.  Nr.  19  vom  Jahre  1918, 
poz.  56)  wird  ergänzt  und  erhält  folgenden  Wortlaut: 

zum  Eskompte  oder  zur  Sicherstellung  von  Kontokorrent? 
kredit  übergebene  Wechsel;  hiebei  müssen  die  Wechsel  mit 
wenigstens  zwei  Unterschriften  und  dem  Giro  einer  polnischen, 
bei  der  Kasse  Kredit  genießenden  Bank  versehen  sein; 

in  Ausnahmsfällen  auf  Grund  jeweiliger  Entscheidungen 
der  Direktion  der  Polnischen  Landes^Darlehenskasse  auch 
Wechsel  mit  einer  Unterschrift  und  mit  dem  Giro  einer  solchen 
Bank  oder  Wechsel  mit  2  Unterschriften  ohne  ein  solches  Giro; 
die  Wechsel  müssen  spätestens  binnen  6  Monaten  zahlbar  sein. 

Art.  2. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft. 

Art.  3. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister 
betraut.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  62  vom  27.  Juli  1920,  poz.  402.) 

Dekret  des  Staatsoberhauptes  vom  3i.  Dezember  19 18. 

Um  der  Polnischen  Landes^Darlehenskasse  die  Ausgabe 
polnischer  Mark  bis  zu  der  im  Punkt  3*)  des  mit  Dekret  vom 
7.  Dezember  1918  bestätigten  Gesetzes  über  die  Polnische  Lan? 
dessDarlehenskasse  festgesetzten  Höhe  zu  ermöglichen,  um  fer? 
ner  für  die  weitere  Ausgabe  einen  Vorrat  zu  sichern,  wird  die 
Direktion    der    Polnischen    Landes^Darlehenskasse  ermächtigt, 

*)  Soll  offenbar  „Artikel"  heißen. 
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500  Millionen  poln.  Mark  ausschließlich  in  Abschnitten  zu 
500  Mark  in  Warschau  vorzubereiten. 

Än  Stelle  der  Aufschrift  auf  den  bisherigen,  von  der  frühe- 
ren  Verwaltung  des  Warschauer  Generalgouvernements  vor* 
bereiteten  Noten  hat  die  Aufschrift  auf  den  neuen  Noten  zu 
lauten: 

Der  polnische  Staat  übernimmt  die  Haftung  für  den  Um- 
tausch dieser  Noten  in  die  künftige  polnische  Währung  nach 
der  von  dem  gesetzgebenden  Sejm  für  die  polnische  Mark  zu 
beschließenden  Relation. 

Die  neuen  Noten  der  Polnischen  Landes?Darlehenskasse 
werden  von  der  Direktion  der  Polnischen  LandessDarlehenskasse 
unterfertigt. 

Die  neuen  Noten  der  Polnischen  Landes^Darlehenskasse  ge* 
nießen  im  Inneinverkehr  dieselben  Rechte  wie  die  früheren  No? 
ten;  sie  sind  daher  im  Sinne  des  Punktes  *)  4  des  Gesetzes  über 
die  Polnische  Landes^Darlehenskasse  gesetzliche  Zahlungsmittel 
und  müssen  von  jedermann  zum  Nominalwerte  angenommen 
werden.  (Dz.  P.  P.  P.  Nr.  4  vom  10.  Januar  1919,  poz.  89.) 

Dekret  des  Staatsoberhauptes  vom  7.  Februar  191 9. 

Behufs  Ermöglichung  der  weiteren  Tätigkeit  der  Polnischen 
Landes?Darlehenskasse  und  in  Ergänzung  des  Dekrets  vom  31.  De? 
zember  1918  (Dz.  P.  P.  P.  Nr.  4  vom  10.  Januar  1919,  poz.  89)  er. 
mächtige  ich  auf  Grund  des  Beschlusses  des  Ministerrates  vom 
6  Februar  die  Direktion  der  Polnischen  Landes?Darlehenskasse, 
über  den  Betrag  von  den  im  Artikel  3  der  Statuten  der  Kasse 
vom  7.  Dezember  1918  bezeichneten  500  Millionen  weitere 
250  Millionen  polnischer  Mark  in  Warschau  mit  der  Bestimmung 
bereitzuhalten,  daß  der  Direktion  im  gegebenen  Falle  das  Recht 
zustehe,  nicht  nur  Appoints  von  500  Mark,  sondern  auch  klei? 
nere  Stücke  nach  eigenem  Gutdünken,  je  nach  dem  Bedarf  des 
Geldmarktes  vorzubereiten. 

(Dz.  P.  P.  P.  Nr.  14  vom  8.  .Februar  1919,  poz.  167.) 


*)  Soll  offenbar  „Artikel"  heißen. 
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Gesetz  vom  vom  9.  Juli  1920,  betreffend  die  Ermäch' 
tigung  der  Regierung  zur  Erlassung  von  Verordnungen 
über  die  Regelung  des  Geldverkehrs  mit  auswärtigen 

Ländern, 

Art.  1. 

Die  Regierung  wird  auf  die  Dauer  eines  Jahres  ermächtigt, 
zwecks  Regelung  des  Geldverkehrs  mit  auswärtigen  Ländern  Ver? 
Ordnungen  mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen. 

Art.  2. 

Die  in  Art.  1  erwähnten  Regierungsverordnungen  können 
sich  auf  die  Festsetzung  der  allgemein  geltenden  Umrechnungs? 
kurse  für  ausländische  Währungen  auf  polnische  Mark,  auf  die 
Bedingungen  des  Erwerbes,  des  Besitzes,  der  Aufbewahrung  und 
der  Sammlung  ausländischer  Valuten  und  Devisen,  auf  den  Ver» 
kehr  mit  denselben  und  deren  Beförderung  über  die  Grenze,  auf 
den  ausländischen  Verkehr  mit  polnischen  Mark  sowie  auch  auf 
die  Organisation  der  Aufsicht  über  den  ganzen  Geldverkehr  mit 
dem  Auslande  beziehen. 

Art.  3. 

Personen,  welche  der  Übertretung  der  in  den  in  Art.  1  und  2 
erwähnten  Regierungsverordnungen  enthaltenen  Bestimmungen 
und  Verbote  schuldig  befunden  werden,  unterliegen,  abgesehen 
von  der  Konfiskation  der  mit  der  Übertretung  im  Zusammen? 
hang  stehenden  Geldbeträge: 

a)  im  Gebiete  des  ehemaligen  russischen  und  des  ehemaligen 
preußischen  Teilungsgebietes  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem 
Jahre  und  einer  Geldstrafe  bis  100.000  M.  oder  einer  dieser 
Strafen; 
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b)  im  Gebiete  des  ehemaligen  österreichischen  Teilungs* 
gebietes  der  Strafe  des  Arrests  oder  strengen  Arrests  bis  zu  einem 
Jahre  und  einer  Geldstrafe  bis  100.000  M.  oder  einer  dieser 
Strafen. 

Den  gleichen  Strafen  unterliegen  Personen,  welche  des  Ver* 
suches  solcher  Übertretungen  oder  der  Teilnahme  an  denselben 
schuldig  sind. 

Art.  4. 

Personen,  welche  im  Sinne  des  Art.  3  zur  Strafe  herangezo* 
gen  werden,  können  durch  Urteil  des  zuständigen  Gerichtes 
(Art.  5)  für  die  Dauer  eines  Zeitraumes  bis  zu  drei  Jahren  des 
Rechtes  zum  Handelsbetriebe  oder  zur  Verwaltung  des  Unter? 
nehmens  oder  auch  zur  Ausübung  der  Handelsvermittlung  ver? 
lustig  erklärt  werden. 

Art.  5. 

Zur  Erkenntnis  über  die  in  Art.  3  und  4  vorgesehenen 
Strafen  sind  berufen: 

a)  im  Gebiete  des  ehemaligen  russischen  Teilungsgebietes 
die  Friedensgerichte, 

b)  im  Gebiete  des  ehemaligen  österreichischen  und  des  ehe* 
maligen  preußischen  Teilungsgebietes  die  Bezirksgerichte. 

Art.  6. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Kraft. 

Art.  7. 

Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  dem  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Justizminister,  im  ehemaligen  preußi? 
sehen  Teilungsgebiete  dem  Minister  des  ehemals  preußischen 
Teilungsgebietes  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  und 
dem  Justizminister  übertragen. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  56  vom  15.  Juli  1920,  poz.  347.) 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  7.  August  1920 
betreffend  die  Einschränkung  des  Verkehrs  mit  Devisen 

und  Valuten» 

In  Durchführung  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1920,  Dz.  U. 
Nr.  56  vom  Jahre  1920,  poz.  347,  wird  folgendes  angeordnet: 
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Art.  1 

Die  Ein?  und  Ausfuhr  ausländischer  Valuten  und  Devisen 
wie:  ausländischen  Geldern,  Banknoten,  Schecks,  Anweisungen, 
Akkreditiven,  Wechseln  und  Rechnungsguthaben  aller  Art  kann 
ebenso  wie  die  Durchführung  inländischer  Transaktionen  in 
diesen  Werten  nur  durch  Vermittlung  solcher  Kreditinstitute  er* 
folgen,  die  hiezu  vom  Finanzminister  eine  besondere  Ermächti? 
gung  erhalten  haben.  Diese  Institute  werden  Devisenbanken  ge? 
nannt. 

Art.  2. 

Die  Vertreter  der  Devisenbanken  bilden  zusammen  mit  den 
Vertretern  des  Finanzministeriums  und  der  Polnischen  Landes? 
Darlehenskasse  eine  besondere  Devisenkommission.  Zum  Wir? 
kungskreise  der  Devisenkommission  gehören  die  Aufsicht  über 
die  im  Art.  1  angeführten  Transaktionen,  die  Entscheidungen  über 
die  Zulässigkeit  einzelner  Transaktionen,  insbesonders  über  den 
Verkauf  (Zuteilung)  ausländischer  Valuten  an  Einzelpersonen 
und  Institute  sowie  die  Festsetzung  der  Kurse  beim  Verkauf  von 
Valuten  durch  die  Devisenbanken.  Die  Devisenkommission 
untersteht  dem  Finanzminister. 

Den  genau  umschriebenen  Wirkungskreis  der  Devisenkom? 
mission  sowie  die  Organisation  derselben  setzt  das  vom  Finanz? 
minister  genehmigte  Regulativ  fest. 

Art.  3. 

Die  Devisenkommission  teilt  Einzelpersonen  und  Instituten 
ausländische  Valuten  nur  für  einen  genau  bestimmten  Zweck  zu 
und  richtet  sich  hiebei  vor  allem  nach  den  wirtschaftlichen  Inter? 
essen  des  Landes.  Um  eine  Zuteilung  zu  erhalten,  müssen  der 
Devisenkommission  alle  von  ihr  geforderten  Nachweise  geliefert 
werden.  Die  Devisenkommission  ist  nicht  verpflichtet,  Gründe 
für  die  Ablehnung  der  Zuteilung  ausländischer  Valuten  anzu* 
geben. 

Art.  4. 

Personen  und  Institute,  die  zur  Durchführung  selbständiger 
Transaktionen  der  im  Art.  1  bezeichneten  Art  nicht  berechtigt 
sind,  können  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Devisen  und  Va? 


-  419  - 


luten  ausschließlich  an  die  Devisenbanken  oder  an  deren  Korn? 
missionäre  verkaufen  und  können  nur  bei  den  Devisenbanken 
die  notwendigen  Beträge  in  Auslandswährung  erhalten.  Ein  Ver? 
zeichnis  der  Devisenbanken  wird  separat  veröffentlicht  werden. 

Art.  5. 

Personen  und  Institute,  welche  Devisen  und  Valuten 
besitzen,  sind  verpflichtet,  bis  zum  25.  August  1.  J.  die  gesamten 
in  ihrem  Besitze  befindlichen  Beträge  dem  Finanzministerium 
direkt  oder  durch  Vermittlung  einer  der  Devisenbanken  anzu? 
melden,  wobei  die  Beträge  bis  zum  10.  September  1.  J.  einer  der 
Devisenbanken  verkauft  werden  müssen,  soferne  nicht  nachge? 
wiesen  wird,  daß  dieselben  zur  Deckung  zulässiger  Geschäfts? 
transaktionen  bestimmt  sind.  Die  Aufbewahrung  von  nicht  zur 
Deckung  zulässiger  Geschäftstransaktionen  bestimmten  ausländi? 
sehen  Valuten  über  den  obigen  Termin  hinaus  ist  verboten. 

Art.  6. 

Alle  nach  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  aus  welchem 
Titel  auch  immer  von  Einzelpersonen  und  Privatinstituten  er? 
worbenen  Devisen  und  Auslandsvaluten  müssen  unverzüglich 
«einer  der  Devisenbanken  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Art.  7. 

Die  Ausfuhr  von  Devisen  und  ausländischen  Valuten  ohne 
Bewilligung  der  Devisenkommission  ist  verboten. 

Art.  8. 

Die  Bestimmungen  der  Art.  1  bis  7  beziehen  sich  auf  die? 
jenigen  Valuten,  deren  Kurse  von  der  Devisenkommission  fest? 
gesetzt  werden. 

Art.  9. 

Die  Versendung  von  polnischen  Mark  in  Beträgen  über 
1000  M.  in  das  Ausland  an  eine  einzelne  Person  auf  einmal  oder 
von  3000  M.  monatlich  ohne  Bewilligung  der  Devisenkommission 
ist  verboten.  Ebenso  ist  der  Verkauf  von  inländischen  Auszah? 
lungen  (Auszahlungen  Warschau,  Krakau  usf.)  ins  Ausland  auch 
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den  Devisenbanken  verboten.  Der  Verkauf  inländischer  Aus? 
Zahlungen  ist  nur  über  spezielle  Bewilligung  der  Devisenkommis? 
sion  gestattet. 

Art.  10. 

Der  Verkauf  und  die  Verpfändung  von  in?  und  auslände 
sehen  Zinsen?  und  Dividendenpapieren  im  Auslande  können 
ebenso  wie  die  Einlösung  von  Kupons  solcher  Wertpapiere  nur 
durch  Vermittlung  einer  der  Devisenbanken  stattfinden. 

Nur  auf  Grund  einer  speziellen  Bewilligung  des  Finanzmini? 
steriums  kann  der  Verkauf  oder  die  Verpfändung  dieser  Wert? 
papiere  direkt  erfolgen. 

Art.  11. 

Die  Ausfuhr?  von  Zinsen?  und  Dividendenpapieren  sowie 
der  Kupons  solcher  Papiere  ohne  Bewilligung  des  Finanzmini? 
steriums  ist  verboten. 

Art.  12. 

Die  Konti  ausländischer  Personen  und  Institute  bei  pol? 
nischen  Kreditinstituten  unterliegen  der  Kontrolle  des  Finanz? 
ministeriums  .  Der  Stand  dieser  Konti  muß  gleich  nach  Kund? 
machung  dieser  Verordnung  von  den  Kreditinstituten  dem 
Finanzministerium  bekanntgegeben  werden.  Die  Entgegennahme 
von  Einzahlungen  auf  diese  Konti  ist  nur  gegen  besondere  Be? 
willigung  des  Finanzministeriums  zulässig.  Das  Finanzministerium 
bezeichnet  jedes  Konto  als  ein  kontrolliertes  oder  als  ein  freies. 

Die  Auszahlungen  aus  kontrollierten  Konti  können  nur  mit 
Bewilligung  des  Finanzministers  erfolgen;  Auszahlungen  aus 
freien  Konti  können  ohne  Bewilligung  vorgenommen  werden. 

Auszahlungen  aus  Konti,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  erfolgt  sind,  sind  zulässig,  soferne  dieselben  im  In? 
lande  vorgenommen  werden  oder  nur  eine  Übertragung  auf  das 
Konto  einer  inländischen  Person  oder  Firma  stattfindet.  Die  Vor? 
Schriften  dieses  Artikels  gelten  unbeschadet  der  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  Landesverteidigungsrates  betreffend  den  Auf? 
schub  einiger  Zahlungstermine. 

Art.  13. 

Von  Einzelpersonen  und  Privatinstituten  im  Auslande  auf? 
genommene  Kredite  welcher  Art  auch  immer  müssen  ebenso  wie 


-  421  - 


alle  Auslandsguthaben  dem  Finanzministerium  bekanntgegeben 
werden. 

Art.  14. 

Die  Devisenkommission  ist  berechtigt,  Manipulationsgebüh* 
ren  von  ihren  einzelnen  Amtsgeschäften  in  der  von  ihr  selbst  fest* 
gesetzten  Höhe  einzuheben. 

Art.  15. 

Die  Übertretung  der  obigen  Vorschriften  wird  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  9.  Juli  1920,  Dz.  Ust.  Nr.  56  ex  1920,  poz.  347,  ge* 
ahndet,  und  zwar  im  Bereiche  der  ehemaligen  russischen 
und  polnischen  Teilungsgebiete  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr 
und  einer  Geldstrafe  bis  100.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen, 
im  ehemaligen  österreichischen  Teilungsgebiet  mit  Arrest  oder 
strengem  Arrest  bis  zu  einem  Jahr  und  einer  Geldstrafe  bis 
100.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen. 

Art.  16. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Kraft.  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  73  vom  11.  August  1920,  poz.  505.) 

Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
den  Ministem  für  Justiz  und  für  das  ehemalige  preu' 
ßische  Teilungsgebiet  vom  r.  September  1920,  be' 
treffend  Ergänzung  der  Verordnung  über  die  Ein' 
schränkung  des  Verkehrs  mit   Devisen  und  Valuten* 

Auf  Grund  des  Art.  7  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1920,  Dz. 
U.  Nr.  56  vom  Jahre  1920,  poz.  347,*)  und  in  Ergänzung  der  Ver* 
Ordnung  vom  7.  August  1920**)  wird  folgendes  angeordnet: 

Artikel  1. 

Der  Art.  5  der  Verordnung  vom  7.  August  1920  wird  durch 
folgenden  Absatz  ergänzt: 

„Personen,  die  im  Sinne  des  mit  Deutschland  geschlossenen 
Friedensvertrages  zur  Wahl  ihrer  Staatsbürgerschaft  berechtigt 

*)  Siehe  Seite  416  f. 
**)  Siehe  Seite  417  ff. 
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sind,  sind",  soferne  sie  sich  vor  dem  10.  September  1920  für  die 
deutsche  Staatsbürgerschaft  erklären,  von  der  Verpflichtung,  ihre 
ausländischen  Devisen  und  Valuten  an  die  Devisenbanken  abzu* 
liefern,  befreit." 

Artikel  2. 

Der  Artikel  11  der  Verordnung  wird  durch  folgenden  Ab? 
satz  ergänzt: 

„In  den  Provinzen  Posen  und  Pommern  werden  solche  Be? 
willigungen  vom  Ministerium  für  die  preußische  Provinz  erteilt." 

Artikel  3. 

Der  Art.  15  der  Verordnung  wird  durch  folgenden  Absatz 
ergänzt: 

„In  den  Provinzen  Posen  und  Pommern  finden  die  obigen 
Strafbestimmungen  nur  insoferne  Anwendung,  als  in  den  gelten? 
den  Gesetzen  und  Verordnungen  für  Übertretung  dieser  Art 
keine  strengeren  Strafen  vorgesehen  sind.  Die  diesbezüglichen 
Bestimmungen  bleiben  weiter  in  Geltung." 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  88  vom  15.  September  1920,  poz.  580.) 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  25.  September 
1920,  betreffend  Abänderung  der  Verordnung  über  die 
Einschränkung  des  Verkehrs  mit  Devisen  und  Valuten, 

Auf  Grund  des  Artikels  7  des  Gesetzes  vom  7.  Juli  1920, 
Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  56/347  von  1920,  und  in  Ergänzung  der  Verord? 
nung  vom  7.  August  1920,  Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  73/505  von  1920, 
wird  verordnet,  wie  folgt: 

Der  Art.  7  der  Verordnung  vom  7.  August  1920  wird  durch 
folgenden  zweiten  und  dritten  Absatz  ergänzt: 

„Reisende,  die  sich  ins  Ausland  begeben,  dürfen  ohne  Er? 
laubnis  der  Devisenkommission  ausführen:  300  französische 
Francs,  beziehungsweise  den  Gegenwert  davon  in  anderen  aus? 
ländischen  Valuten  für  eine  Person  einmal  monatlich.  Doch  dürfen 
Personen,  die  zu  einer  Familie  gehören,  zusammen  auf  einmal 
ohne  Erlaubnis    nicht  mehr  als  1000  französische  Francs,  be? 
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ziehungsweise  den  Gegenwert  davon  in  anderen  ausländischen 
Valuten  ausführen. 

Diese  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  bezie? 
hen  sich  auf  den  Grenzverkehr." 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  92  vom  29.  September  1920,  poz.  616.) 

Regulativ  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Devisenkom' 
mission  und  der  Devisenbanken. 

I.  Organisation  der  Devisenkommission  und  des 
Exekutivkomitees. 

Art.  1. 

Die  Devisenkommission  besteht  aus  dem  Präsidenten  und  dem 
Vizepräsidenten,  welche  beide  vom  Finanzminister  ernannt  werden,  aus 
zwei  Vertretern  der  Polnischen  Landes?Darlehenskasse  und  je  einem 
Delegierten  der  einzelnen  Devisenbanken. 

Der  Präsident,  in  seiner  Abwesenheit  der  Vizepräsident,  ist  be* 
rechtigt,  zu  den  Sitzungen  auch  andere  Personen  mit  beratender  Stimme 
einzuladen.*) 

Art.  2. 

Die  Mitgliederversammlungen  der  Devisenkommission  wer? 
den  vom  Präsidenten  oder  Vizepräsidenten  nach  dessen  eigenem 
Ermessen  oder  über  Verlangen  von  mindestens  einem  Viertel 
der  Gesamtzahl  der  Delegierten  der  Devisenbanken  einberufen. 

Art.  3. 

Die  Versammlung  ist  ermächtigt,  Entscheidungen  in  allen 
zum  Wirkungskreise  der  Devisenkommission  gehörigen  Ange? 
legenheiten  zu  treffen. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  ge* 
faßt.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor* 
sitzenden.  Zur  Beschlußfähigkeit  der  Versammlung  ist  die  An* 
Wesenheit  von  mindestens  zwei  Dritteln  der  Gesamtzahl  der 
Mitglieder  notwendig.  Der  Präsident,  in  seiner  Abwesenheit  der 
Vizepräsident,  ist  berechtigt,  die  Ausführung  eines  jeden  Be* 
Schlusses  der  Plenarversammlung  um  48  Stunden  aufzuschieben. 


*)  Siehe  hiezu  die  folgende  Verordnung. 
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Wenn  nicht  innerhalb  dieser  Frist  vom  Finanzministerium  Wider? 
spruch  erhoben  wird,  muß  der  Beschluß  ausgeführt  werden. 

Art.  4. 

Aus  der  Devisenkommission  wird  ein  engeres  Exekutiv* 
komitee  gebildet.  In  dasselbe  gehören  der  Präsident,  bezw.  der 
Vizepräsident,  ein  Delegierter  der  Polnischen  Landes?Darlehens? 
kasse  und  zwei  Delegierte  der  Banken.  Die  Delegierten  der  Ban? 
ken  amtieren  nach  einem  zweiwöchentlichen  Turnus.  Die  Reihen? 
folge  wird  von  dem  Präsidenten  der  Devisenkommission  fest? 
gesetzt. 

Art.  5. 

Zum  Wirkungskreis  des  Exekutivkomitees  gehören: 

a)  die  Feststellung  der  Summen  der  den  Devisenbanken  zur 
Verfügung  stehenden  Valuten.  Die  Modalitäten  dieser  Fest? 
Stellung  werden  mit  besonderer  Instruktion  bestimmt; 

b)  die  Feststellung  eines  Kontingentes  an  Valuten  für  das 
Hauptwarenverkehrsamt; 

c)  die  Zuteilung  von  Valuten  an  Privatpersonen  und  In? 
stitute  durch  Vermittlung  der  Devisenbanken; 

d)  die  Qualifikation  der  Konti  ausländischer  Personen  und 
Firmen  als  „freie"  und  „kontrollierte"; 

e)  die  Kontrolle  der  Umsätze  auf  diesen  Konti; 

f)  die  Entscheidungen  in  bezug  auf  Anbot  von  Inlandsvaluta 
ins  Ausland  sowie  auf  die  Ausfuhr  polnischer  Mark; 

g)  die  Organisation  der  Kontrolle  über  die  Tätigkeit  der 
Devisenbanken; 

h)  die  Aufstellung  des  Ausweises  über  die  durch  die  Tätig? 
keit  der  Kommission  in  Anspruch  genommenen  Valuten; 

i)  die  tägliche  Feststellung  der  Kurse  für  Kauf  und  Verkauf 
der  einzelnen  Valuten; 

j)  die  Erteilung  von  Bewilligungen  zur  Aufnahme  von  Aus? 
landskredit  und  zur  Ausfuhr  von  Effekten  ins  Ausland. 

Art.  6. 

Die  Beschlüsse  des  Exekutivkomitees  werden  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  gefällt;   bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die 
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Stimme  des  Vorsitzenden.  Die  Beschlüsse  sind  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  anwesenden  Mitglieder  gültig.  Es  muß  jedoch 
jeder  der  Delegierten,  der  persönlich  nicht  erscheinen  kann,  einen 
Vertreter  entsenden.  Der  Präsident,  in  seiner  Abwesenheit  der 
Vizepräsident,  ist  berechtigt,  die  Ausführung  eines  jeden  Be? 
Schlusses  des  Exekutivkomitees  um  48  Stunden  aufzuschieben. 
Wenn  innerhalb  dieser  Frist  nicht  vom  Finanzminister  ein  Wider? 
spruch  gegen  diesen  Beschluß  erhoben  wird,  so  muß  derselbe  aus* 
geführt  werden. 

Art.  7. 

Die  ganze  Korrespondenz  der  Devisenkommission  und  des 
Exekutivkomitees  wird  vom  Präsidenten  oder  Vizepräsidenten 
und  einem  hiezu  bevollmächtigten  Beamten  der  Devisenkommis? 
sion  unterfertigt. 

Art,  8. 

Die  Mitglieder  der  Devisenkommission  und  des  Exekutiv* 
komitees  sind  zur  strengsten  Wahrung  des  Amtsgeheimnisses  in 
bezug  auf  die  ihnen  während  ihrer  Amtstätigkeit  zur  Kenntnis 
gelangten  Angelegenheiten  verpflichtet.  Dieses  Geheimnis  muß 
auch  gegenüber  dem  eigenen  Institute  gewahrt  werden. 

Art.  9. 

Streitigkeiten  zwischen  der  Leitung  der  Devisenkommission 
und  des  Exekutivkomitees  einerseits  und  den  Mitgliedern  ent* 
scheidet  das  Finanzministerium. 

Art.  10. 

Wurde  ein  Mitglied  der  Devisenkommission  einer  Über? 
tretung  der  geltenden  Vorschriften  oder  einer  Flandlungsweise 
überführt,  die  mit  den  von  der  Devisenkommission  festgestellten 
Grundsätzen  in  Widerspruch  steht,  so  hat  die  Devisenkommission 
je  nach  der  Wichtigkeit  des  Falles  vorzugehen,  und  zwar: 

1.  mit  einer  schriftlichen  Ermahnung; 

2.  mit  dem  Ausschluß  aus  der  Devisenkomission  und  Ent? 
ziehung  der  Rechte  einer  Devisenbank; 

3.  mit  Abtretung  der  Sache  an  das  Gericht  behufs  Unter? 
suchung  und  Entziehung  der  Rechte  einer  Devisenbank. 
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Art.  11. 

Die  Mitglieder  sind  berechtigt,  mit  Ende  eines  jeden  Quar* 
tals  nach  einmonatlicher  Kündigung  aus  der  Devisenkommission 
auszutreten. 

IL  Verhältnis  der  Devisenbanken  zur  Polnischen  Landes^ 
Darlehenskasse. 

Art.  12. 

Die  Polnische  Landes^Darlehenskasse  beteiligt  sich  am 
Clearing  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  des  Art.  25  *)  in 
gleicher  Weise  wie  die  anderen  Devisenbanken. 

Art.  13. 

Die  Devisenbanken  können  ihre  überschüssigen  Valuten  der 
Polnischen  Landes?Darlehenskasse  abtreten. 


III.  Die  Kommissionäre  der  Devisenbanken. 

Art.  14. 

Die  Devisenbanken  sind  berechtigt,  mit  anderen  Kredit? 
Instituten  spezielle  Verträge  wegen  Beschaffung  von  Auslands* 
Valuten  zu  schließen.  Eine  Devisenbank  kann  einige  Kommission 
näre  haben,  hingegen  können  die  einzelnen  Kreditinstitute  nur 
Kommissionäre  einer  einzigen  Devisenbank  sein. 

Art.  15. 

Ein  Kommissionsvertrag  tritt  erst  nach  Genehmigung  durch 
das  Exekutivkomitee  in  Kraft. 

Art.  16. 

In  keinem  Falle  dürfen  Kommissionäre,  wenn  auch  nur  für 
Rechnung  ihres  Kommittenten,  Auslandsvaluten  verkaufen. 

*)  Soll  offenbar  „Art.  23"  heißen. 
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IV.  Bedingungen  für  den  Verkauf  ausländischer 
Valuten. 

Art.  17. 

Beträge  in  ausländischer  Valuta  können  von  den  Devisen? 
banken  verkauft  werden: 

1.  mit  Bewilligung  des  Exekutivkomitees: 

a)  zur  Deckung  von  Verbindlichkeiten,  die  aus  behördlich 
bewilligten  Handelsgeschäften  entstanden  sind; 

b)  zur  Deckung  von  Verbindlichkeiten  aus  anderen  Titeln; 

2.  ohne  Bewilligung  des  Exekutivkomitees: 

a)  zur  Deckung  von  Verbindlichkeiten  aus  behördlich  be? 
willigten  Handelsgeschäften,  wenn  in  der  Bewilligung  zur  Ein? 
fuhr  der  betreffenden  Ware  vermerkt  ist,  daß  zugleich  der  An? 
kauf  der  Valuta  freigegeben  wird; 

b)  zur  Bestreitung  von  Reisekosten  ins  Ausland  auf  Grund 
eines  Reisepasses  bis  zur  Höhe  von  2000  französischen  Francs, 
bezw.  bis  zum  gleichen  Wert  in  anderer  Valuta  für  eine  Person, 
ferner  zur  Bestreitung  des  Unterhaltes  im  Auslande  auf  Grund 
der  Bestätigungen  der  polnischen  Konsulate  bis  zur  Höhe  von 
500  französischen  Francs  oder  bis  zum  gleichen  Wert  in  anderer 
Valuta  wöchentlich  für  eine  Person.  Für  einen  längeren  Zeit? 
räum  als  zwei  Wochen  kann  in  diesem  Falle  die  Auszahlung 
nicht  erfolgen. 

In  den  im  Punkt  1  a)  und  b)  sowie  Punkt  2  a)  angeführten 
Fällen  sind  die  Devisenbanken  zur  Kontrolle  über  die  bestimm 
mungsgemäße  Verwendung  der  zugeteilten  Valuta  verpflichtet. 

Art.  18. 

Die  Devisenbanken  übernehmen  von  ihren  Klienten  die 
Eingaben  wegen  Zuteilung  von  Valuten  und  alle  auf  die  be? 
treffenden  Transaktionen  bezughabenden  Urkunden,  um  die 
selben  dem  Exekutivkomitee  vorzulegen. 

Das  Exekutivkomitee  nimmt  von  den  Interessenten  direkte 
Eingaben  wegen  Zuteilung  von  Valuten  nicht  an. 
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Die  Entscheidungen  des  Exekutivkomitees  werden  nach 
gründlicher  Prüfung  der  zur  Motivierung  des  Gesuches  um  Zu* 
teilung  von  Valuten  gemachten  Angaben  gefällt. 

Die  Klienten  erhalten  die  Verständigungen  über  die  Zutei? 
lung  von  Auslandsvaluten  direkt  von  der  Devisenbank. 

Art.  19. 

Die  zugeteilte  Valuta  kann  nur  für  den  einmal  bestimmten 
Zweck  verwendet  werden.  Ist  dies  aus  irgendeinem  Grunde 
unmöglich,  so  muß  dieselbe  zurückgestellt  werden.  Hiebei  wird 
der  Kurs  des  Tages  der  Rückstellung  in  Rechnung  gestellt;  ist 
der  Kurs  höher  als  der  ursprüngliche  Zuteilungskurs,  so  findet 
die  Verrechnung  auf  Grund  des  Zuteilungskurses  statt. 

V.  Verhältnis  zum  Hauptwarenverkehrsamt 

Art.  20. 

Mit  dem  Inslebentreten  des  Hauptwarenverkehrsamtes  wird 
dieses  ermächtigt,  innerhalb  der  Grenzen  des  vom  Exekutiv? 
komitee  festgestellten  Kontingentes  Bewilligungen  zum  Ankauf 
von  Valuten  bei  irgendeiner  der  Devisenbanken  behufs  Deckung 
von  Importverbindlichkeiten  zu  erteilen.  Auf  Grund  solcher  Be? 
willigungen  verkaufen  die  Devisenbanken  die  Valuten  ohne  be* 
sondere  Zustimmung  des  Exekutivkomitees  (Art.  17,  P.  2  a). 

Art.  21. 

Die  Festsetzung  des  Valutenkontingentes  zu  Importzwecken 
erfolgt  periodisch  in  den  vom  Exekutivkomitee  im  Einvernehmen 
mit  dem  Hauptwarenverkehrsamte  bestimmten  Zeitabschnitten. 

Art.  22. 

Die  Vertreter  des  Hauptwarenverkehrsamtes  können  vom 
Vorsitzenden  zu  den  Sitzungen  der  Devisenkommission  und  des 
Exekutivkomitees  mit  beratender  Stimme  zugezogen  werden. 
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VI.  Verrechnungen  zwischen  den  Devisenbanken. 

Art.  23. 

Zur  Vornahme  der  gegenseitigen  Verrechnungen  aus  den 
Valutengeschäften  zwischen  den  Devisenbanken  halten  die  Ver* 
treter  dieser  und  der  Polnischen  Landes*Darlehenskasse  all? 
wöchentlich  Verrechnungsversammlungen  ab.  Die  Normen  für 
diese  Verrechnungen  werden  mit  besonderer  Instruktion  fest* 
gesetzt. 

Art.  24. 

Die  Verrechnungen  der  Devisenbanken  finden  auf  Grund 
des  Durchschnitts  aus  den  für  die  betreffenden  Valuten  fest* 
gesetzten  Kaufs?  und  Verkaufskursen  statt.  • 

Für  die  Polnische  Landesdarlehenskasse  gelten  die  Mittel* 
kurse  zwischen  diesem  Durchschnitt  und  dem  Kaufskurse  beim 
Kauf,  bezw.  dem  Verkaufskurse  beim  Verkauf. 

VII.  Kontrolle  der  Umsätze  auf  Konti  ausländischer 
Personen  und  Firmen. 

Art.  25. 

Werden  die  Konti  ausländischer  Personen  und  Firmen  bei 
einer  der  Devisenbanken  geführt,  so  hat  diese  im  Namen  der 
interessierten  Ausländer  die  für  den  Umsatz  auf  diesen  Konti 
erforderlichen  Eingaben  zu  machen.  Die  Devisenbanken  legen 
die  betreffenden  Angelegenheiten  direkt  dem  Exekutivkomitee 
zur  Entscheidung  vor. 

Werden  Konti  ausländischer  Personen  und*  Firmen  bei 
einer  Bank  geführt,  die  keine  Rechte  einer  Devisenbank  genießt, 
so  müssen  die  für  den  Umsatz  auf  diesen  Konten  erforderlichen 
Eingaben  von  den  Interessenten  direkt  oder  durch  Vermittlung 
der  betreffenden  Bank  beim  Finanzministerium  überreicht 
werden. 

VIII.  Erteilung  von  Bewilligungen. 

Art.  26. 

Die  für  die  Ausfuhr  von  Geldbeträgen  und  Effekten  not* 
wendige  Bewilligung  wird  vom  Exekutivkomitee  durch  Vermitt* 
lung  der  Devisenbanken  erteilt. 
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Diese  Bewilligungen  werden  nur  nach  entsprechender  Zu? 
teilung  der  Valuta  erteilt. 

In  Ausnahmsfällen  werden  die  einzelnen  Filialen  der  Pol? 
nischen  Landes?Darlehenskasse  auf  Grund  besonderer  Autorin 
sierung  und  Instruktion  zur  Erteilung  von  Bewilligungen  in  der 
Provinz  ermächtigt. 

Art.  27. 

Bewilligungen  zur  Kreditaufnahme  im  Auslande  sowie  zur 
Aus*  und  Einfuhr  von  In*  und  Auslandswerten  erteilt  das  Finanz? 
ministerium.  Die  bezüglichen  Eingaben  können  direkt  oder 
durch  Vermittlung  einer  der  Devisenbanken  überreicht  werden. 

IX.  Feststellung  der  Kurse. 

'      Art.  28. 

Die  Feststellung  der  einzelnen  Valutenkurse  erfolgt  unter 
Berücksichtigung  des  tatsächlichen  Verhältnisses  der  bezüglichen 
Valuten  im  Auslande  sowie  des  Angebotes  und  der  Nachfrage 
nach  diesen  Valuten  im  Inlande. 

Die  festgesetzten  Kurse  werden  öffentlich  kundgemacht. 

Die  Devisenbanken  sind  verpflichtet,  dem  Exekutivkomitee 
alle  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  die  Kurse  betreffenden  Daten 
zu  liefern. 

Art.  29. 

Die  Kosten  der  Erhaltung  der  Büros  der  Devisenkommis? 
sion  und  des  Exekutivkomitees  sowie  der  Entlohnung  der  Be? 
amten  tragen  die  Devisenbanken  und  die  Polnische  Landes?Dar? 
lehenskasse  zu  gleichen  Teilen. 

Art.  30. 

Die  Vorschriften  dieses  Regulativs  treten  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Kraft. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  73  vom  11.  August  1920,  poz.  506.) 
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Verordnung  des  Finanzministeriums  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  für  die  ehemalige  preußische  Provinz 
vom  21.  September  1920,  betreffend  eine  Ergänzung  des 
Regulativs  für  die  Devisenkommission  und  die  Devisen" 

banken. 

In  Ergänzung  der  Bestimmungen  des  Regulativs  für  die 
Geschäftstätigkeit  der  Devisenkommission  und  der  Devisens 
banken  (Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  73  vom  Jahre  1920,  poz.  506)  wird  fol? 
gendes  verordnet: 

Art.  1. 

Der  Artikel  1  des  Regulativs  wird  abgeändert  und  erhält 
folgenden  Wortlaut: 

„Die  Devisenkommission  besteht  aus  einem  Präsidenten  und 
einem  Vizepräsidenten,  welche  beide  vom  Finanzminister  ernannt 
werden,  ferner  aus  einem  Vertreter  des  Ministeriums  für  die 
preußische  Provinz,  zwei  Vertretern  der  Polnischen  Landes?Dar? 
lehenskasse  und  je  einem  Delegierten  der  einzelnen  Devisen? 
banken. 

Der  Präsident,  in  seiner  Abwesenheit  der  Vizepräsident,  ist 
berechtigt,  zu  den  Sitzungen  auch  andere  Personen  mit  beraten? 
der  Stimme  einzuladen." 

Art.  2. 

Der  Artikel  4  des  Regulativs  wird  durch  folgenden  zweiten 
Absatz  ergänzt: 

„Das  Präsidium  der  Devisenkommission  ist  berechtigt,  im 
Einvernehmen  mit  dem  Exekutivkomitee  in  Warschau  in  den 
Provinzstädten  besondere  Exekutivkomitees  zu  bestellen.  Die 
Zusammensetzung  und  die  Wirksamkeit  desselben  wird  in  jedem 
einzelnen  Falle  festgesetzt." 

Art..  3. 

Nach  Artikel  19  des  Regulativs  wird  der  Artikel  19a  einge? 
fügt.  Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Soferne  die  Kassenabteilung  des  Finanzdepartements  des 
Ministeriums  für  die  ehemalige  preußische  Provinz  sich  selb? 

28 
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ständig  mit  der  Zuteilung  von  Valuten  an  Personen  und  Privat? 
institute  befaßt,  unterliegt  dieselbe  den  gleichen  Beschränkungen 
wie  jede  Devisenbank.  Die  Bestimmungen  des  Regulativs  finden 
auf  die  Tätigkeit  der  Kassenabteilung,  soferne  dieselbe  Valuten 
nur  an  Regierungsinstitute  zuteilt,  keine  Anwendung." 

Art.  4. 

Nach  Artikel  22  des  Regulativs  wird  der  Artikel  22a  ein* 
gefügt.  Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Bis  zur  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Hauptwaren? 
Verkehrsamtes  auf  die  Gebiete  Posens  und  Pommerns  werden 
die  dem  genannten  Amte  im  Sinne  der  vorhergehenden  Artikel 
zustehenden  Rechte  in  diesen  Gebieten  von  dem  Amte  für  Aus? 
landshandel  in  Posen  ausgeübt." 

Art.  5. 

Der  Art.  26  des  Regulativs  wird  durch  folgenden  vierten 
Absatz  ergänzt: 

„Zur  Erteilung  von  Ausfuhrbewilligungen  für  Valuten  im 
Rahmen  der  im  Artikel  17,  Punkt  2  festgesetzten  Norm  ist  das 
Liquidierungsamt,  Abteilung  Posen,  namens  der  Devisenkonti? 
mission  insoweit  ermächtigt,  als  es  sich  um  Personen  handelt, 
die  von  ihrem  Rechte,  ihr  Vermögen  im  Sinne  der  Bestimmungen 
des  in  Versailles  am  28.  Juni  1919  unterfertigten  Friedensver? 
träges  nach  Deutschland  auszuführen,  Gebrauch  machen." 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  89  ex  1920,  poz.  584.) 

Verordnung    des   Finanzministers   und   des  Ministers 
für  die  preußische  Provinz  vom  3i.  Dezember  1920, 
betreffend  die  Einschränkung  des  Verkehrs  mit  De' 
visen  und  Valuten.*) 

In  Durchführung  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1920  (Dz.  Ust. 
Nr.  56  poz.  347  vom  Jahre  1920)  wird  verordnet  wie  folgt: 

*)  Während  der  Drucklegung  dieser  Arbeit  ist  die  vorliegende 
Verordnung  erschienen,  welche  wesentlich  geänderte  Grundsätze  für 
die  Bewirtschaftung  der  ausländischen  Zahlungsmittel  in  Polen  einge* 
führt  und  insbesondere  die  bisher  grundlegend  gewesenen  einschlägigen 


Art.  1. 


Der  Ankauf  von  Valuten  und  Devisen,  wie  Banknoten, 
Geldzeichen,  Schecks,  Anweisungen,  Wechseln,  Akkreditiven 
und  ausländischen  Rechnungsguthaben  aller  Art  ist  ausschließlich 
Finanzinstituten  gestattet,  die  auf  Grund  eigener  Statuten  oder 
auf  Grund  von  Regierungskonzessionen  tätig  sind. 

Art.  2. 

Der  Verkauf  von  Valuten  und  Devisen  an  private 
Personen  und  Firmen  ist  ausschließlich  Aktienbanken,  deren 
Sitz  sich  im  Inlande  befindet,  sowie  jenen  Finanzinstituten  ge* 
stattet,  die  vom  Finanzministerium  eine  entsprechende  Bewillig 
gung  (mit  Vorbehalt  der  Bestimmung  des  Art.  18)  erhalten  haben. 
Diese  Institute  werden  Devisenbanken  genannt. 

Art.  3. 

Geldinstitute,  denen  die  Rechte  der  Devisenbanken  nicht 
zustehen,  dürfen,  soferne  sie  sich  den  Vorschriften  dieser  Ver? 
Ordnung  unterwerfen,  die  von  ihnen  erworbenen  Valuten  und 
Devisen  an  die  Devisenbanken  sowie  untereinander  verkaufen. 
Diese  Institute  werden  Devisenkommissionäre  genannt. 

Art.  4. 

Private  Personen  und  Firmen  dürfen  die  für  sie  notwendig 
gen  Beträge  in  Valuten  ausschließlich  bei  den  Devisenbanken 
anschaffen;  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Valuten  und  De= 
visen  können  nur  an  Devisenbanken  oder  Devisenkommissionäre, 
keineswegs  aber  an  private  Personen  und  Firmen  abgetreten 
werden. 

Art.  5. 

Die  Devisenbanken  dürfen  Valuten  und  Devisen  an  private 
Personen  und  Firmen  nur  zu  nachstehenden  Zwecken  verkaufen: 

gesetzlichen  Bestimmungen  aufhebt.  Aus  technischen  Gründen  war  es 
nicht  mehr  möglich,  die  durch  diese  Verordnung  aufgehobenen,  vor* 
stehend  abgedruckten  Verordnungen  durch  „Petit"=Satz  als  solche  kennt* 
lieh  zu  machen. 

28* 
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a)  zur  Begleichung  von  Auslandsverbindlichkeiten  aus  le? 
galen  Importen; 

b)  zur  Leistung  von  Anzahlungen  auf  legale  Importe; 

c)  zur  Deckung  von  Warenversandkosten; 

d)  zur  Erfüllung  von  aus  wirtschaftlich  gerechtfertigten 
Gründen  entstandenen  Verbindlichkeiten  im  Auslande; 

e)  zur  Bezahlung  von  Versicherungsprämien  im  Auslande 
aus  legalen  Versicherungsverträgen; 

f)  zur  Deckung  von  Reisekosten  bis  zur  Höhe  von 
1000  Schweizer  Franken,  beziehungsweise  einem  entsprechenden 
Betrage  in  anderen  Valuten  je  einmal  für  eine  Person,  wobei 
diese  Anschaffung  auf  dem  Reisepaß  besonders  vermerkt  wird; 

g)  zur  Deckung  von  Unterhaltskosten  im  Auslande,  so? 
ferne  der  Aufenthalt  der  betreffenden  Personen  gerechtfertigt  ist, 
bis  zur  Höhe  Ivon  1500  Schweizer  Franken,  beziehungsweise 
eines  entsprechenden  Betrages  in  anderen  Valuten  pro  Monat  für 
eine  Familie; 

h)  zur  Deckung  der  Betriebskosten  von  Büros  inländischer 
Unternehmungen  im  Auslande,  soferne  die  Tätigkeit  derselben 
volkswirtschaftlichen  Interessen  entspricht; 

i)  zu  allen  anderen  wirtschaftlich  gerechtfertigten  Zahlun* 
gen  im  Auslande,  soferne  der  Betrag  500  Schweizer  Franken, 
beziehungsweise  einen  gleichwertigen  Betrag  in  anderen  Valuten 
nicht  übersteigt.  Sind  hiezu  höhere  Beträge  notwendig,  so  muß 
vorher  die  Bewilligung  des  Verkaufes  seitens  des  Finanzminis 
Stenums  oder  der  von  diesem  bestimmten  Organe  eingeholt 
werden. 

Art.  6. 

Valuten,  die  für  den  ursprünglich  bestimmten  Zweck  nicht 
verwendet  wurden,  müssen  der  Devisenbank,  bei  der  sie  ange? 
schafft  wurden,  oder  der  polnischen  Landesdarlehenskasse  zum 
Anschaffungskurse  zurückgeliefert  werden;  war  der  Kurs  am 
Tage  der  Anschaffung  höher  als  am  Tage  der  Rücklieferung, 
so  wird  der  Tageskurs  zugrunde  gelegt. 

Art.  7. 

Die  Devisenbanken  und  Devisenkommissionäre  haben  über 
ihre   Valuten?   und   Devisentransaktionen   Register   unter  Be? 
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nützung  der  vom  Finanzministerium  vorgeschriebenen  Formulare 
zu  führen.  Diese  Register  werden  durch  das  Finanzministerium, 
beziehungsweise  durch  die  von  demselben  bestimmten  Organe 
kontrolliert.  In  diese  Register  sind  einzutragen:  der  Betrag  der 
gekauften,  beziehungsweise  verkauften  Valuten,  die  Person 
(Firma),  von  welcher  die  Valuten  gekauft,  beziehungsweise  an 
welche  die  Valuten  verkauft  wurden,  der  Name  des  auslände 
sehen  Unternehmers,  der  Zweck  des  Verkaufes  und  die  die  Legalis 
tät  (Art.  5)  der  Transaktion  begründenden  Umstände.  Die  vom  Er? 
werber  angeführte  Begründung  wird  von  der  Devisenbank  mit 
einem  die  Abgabe  der  Valuten  aus  diesen  Gründen  bestätigen? 
den  Stempel  versehen. 

Art.  8. 

Der  Erwerber  von  Valuten  muß  über  Verlangen  des  Finanz? 
ministeriums  oder  dessen  Organen  die  Begründung,  auf  Grund 
deren  ihm  die  Devisenbank  die  Valuten  verkauft  hat,  zur  Kon? 
trolle  vorlegen. 

Art.  9. 

Schon  die  Anschaffung  der  Valuten  berechtigt  den  Erwerber, 
diese  mit  einer  entsprechenden,  von  der  betreffenden  Devisen? 
bank  ausgestellten  Betätigung  auszuführen.  Diese  Bestätigungen 
müssen  von  der  polnischen  Landesdarlehenskasse  oder  einer 
ihrer  Filialen  vidiert  werden.  Auf  Grund  einer  Anmerkung  der 
Devisenbank  auf  dem  Reisepaß  (Art.  5  f)  können  Valuten  ohne 
besondere  Bestätigung  ausgeführt  werden.  Eine  Vidierung  die? 
ser  Anmerkung  ist  nicht  erforderlich. 

Art.  10. 

Valuten  bis  zur  Höhe  von  150  Schweizer  Franken,  be- 
ziehungsweise einem  gleichwertigen  Betrage  in  anderen  Wäh? 
rungen  dürfen  ohne  besondere  Bewilligung  ausgeführt  werden, 
auch  wenn  dieselben  nicht  bei  einer  Devisenbank  erworben  wur? 
den.  Handelt  es  sich  um  Beträge  bis  1000  Schweizer  Franken, 
beziehungsweise  um  einen  gleichwertigen  Betrag  in  anderen  Va? 
luten,  so  muß  die  Bewilligung  der  polnischen  Landesdarlehens? 
kasse  oder  einer  ihrer  Filialen  eingeholt  werden.  Zur  Erlangung 
dieser  Bewilligung  genügt  die  Vorweisung  des  Reisepasses. 
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Die  Bewilligungen  zur  Ausfuhr  höherer  Beträge  werden  durch 
das  Finanzministerium  oder  durch  die  von  diesem  bestimmten 
Organe  erteilt. 

Art.  11. 

Die  Ausfuhr  polnischer  Mark  in  barem,  in  Schecks  oder 
Anweisungen  ist  ohne  besondere  Bewilligung  bis  zur  Höhe  von 
3000  poln.  Mark  auf  einmal  oder  10.000  poln.  Mark  im  Laufe 
eines  Monats  zulässig.  Die  polnische  Landesdarlehenskasse  und 
ihre  Filialen  können  die  Ausfuhr  von  polnischen  Mark  bis  zur 
Höhe  von  50.000  poln.  Mark  bewilligen. 

Die  Bewilligungen  zur  Ausfuhr  höherer  Beträge  werden 
durch  das  Finanzministerium  oder  durch  die  von  diesem  be* 
stimmten  Organe  erteilt. 

Zur  Ausfuhr  von  Wechseln,  die  auf  polnische  Währung 
lauten,  ist  die  Einholung  der  Bewilligung  des  Finanzministeriums, 
beziehungsweise  eines  der  von  diesem  bestimmten  Organe  un? 
erläßlich. 

Art.  12. 

Die  Ausfuhr,  der  Verkauf  und  die  Verpfändung  von  Zinsen? 
und  Devisenpapieren  an  ausländische  Personen  und  Firmen  ist 
an  die  Bewilligung  des  Finanzministeriums,  beziehungsweise  eines 
der  von  diesem  bestimmten  Organe  gebunden.  Eine  solche  Be* 
willigung  kann  auch  generell  für  eine  bestimmte  Gattung  von 
Papieren,  beziehungsweise  einem  bestimmten  Institute  erteilt 
werden. 

Art.  13. 

Der  Verkauf  von  Auszahlungen  auf  Polen  ins  Ausland  ist 
nur  den  Devisenbanken  gestattet.  Das  Finanzministerium  ist 
von  jeder  derartigen  Transaktion  zu  verständigen.  Hingegen 
dürfen  andere  Firmen  oder  Personen  solche  Transaktionen  nur 
nach  Einholung  einer  Bewilligung  des  Finanzministeriums  oder 
eines  der  von  diesem  bestimmten  Organe  ausführen. 

Art.  14. 

Einzahlungen  in  polnischen  Mark  für  ausländische  Rech? 
nungen  über  Auftrag  inländischer  Personen  und  Firmen  sowie 
Überweisungen  von  Beträgen  zugunsten  ausländischer  Konti  kön? 
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nen  nur  im  Wege  der  Devisenbanken  erfolgen  und  müssen  im 
Sinne  der  Bestimmungen  des  Art.  5,  P.  a),  b),  c),  d),  e),  i)  ge* 
rechtfertigt  werden. 

Ebenso  können  Auszahlungen  in  polnischen  Mark  über  Aufs 
trag  ausländischer  Personen  und  Firmen  nur  im  Wege  der 
Devisenbanken  erfolgen. 

Zur  Vornahme  der  obigen  Transaktionen  bei  anderen 
Finanzinstituten  ist  die  Bewilligung  des  Finanzministeriums  oder 
eines  der  von  diesem  bestimmten  Organe  erforderlich. 

Art.  15. 

Die  Erteilung  von  Krediten  in  polnischen  Mark  an  aus* 
ländische  Firmen  kann  nur  mit  Bewilligung  des  Finanzministes 
riums,  beziehungsweise  eines  der  von  diesem  bestimmten  Organe 
erfolgen.  Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Honorierung  auss 
ländischer,  auf  polnische  Mark  lautender  Anweisungen,  falls  hies 
für  keine  Deckung  vorhanden  ist.  In  Ausnahmsfällen  können 
solche  Anweisungen  honoriert  werden,  falls  die  begründete  Vers 
mutung  besteht,  daß  die  Deckung  bereits  versendet  wurde. 

Art.  16. 

Die  Devisenbanken  müssen  sich  bei  ihrer  Tätigkeit  an  die 
vom  Finanzministerium  im  Rahmen  dieser  Verordnung  erlasse* 
nen  Instruktionen  halten.  Alle  Banken  sind  verpflichtet,  über 
Verlangen  des  Ministeriums  Ausweise  und  Zusammenstellungen 
über  An*  und  Verkauf  von  Valuten  sowie  über  ihre  Umsätze  in 
Devisen  vorzulegen. 

Art.  17. 

Zwecks  eingehender  Besprechung  der  mit  der  Durchführung 
dieser  Verordnung  und  mit  der  Anpassung  des  Valuten*  und 
Devisenreglements  an  die  Erfordernisse  des  Wirtschaftslebens 
und  an  die  Lage  des  Devisenmarktes  zusammenhängenden  Fras 
gen  wird  das  Ministerium  mindestens  einmal  monatlich  Ver* 
Sammlungen  der  Vertreter  der  Devisenbanken  sowie  der  Industrie 
und  des  Handels  einberufen. 
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Art.  18. 

Wird  eine  Devisenbank  oder  ein  Devisenkommissionär 
einer  Verletzung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  oder  einer 
Handlung  überführt,  die  geeignet  ist,  den  Stand  der  polnischen 
Valuta  ungünstig  zu  beeinflussen,  so  hat  das  Finanzministerium 
der  betreffenden  Devisenbank,  beziehungsweise  dem  Devisen? 
kommissionär  eine  Verwarnung  zu  erteilen.  Ist  eine  solche  Tat 
wissentlich  oder  wiederholt  begangen  worden,  so  kann  der  be* 
treffenden  Devisenbank,  beziehungsweise  dem  Devisenkommis? 
sionär  das  Recht,  Valuten?  und  Devisentransaktionen  durchzu? 
führen,  entzogen  werden. 

Art.  19. 

Auf  russische  und  ukrainische  Geldarten  sowie  auf  öster? 
reichischsungarische  (ungestempelte)  Kronen  finden  die  Bestim* 
mungen  dieser  Verordnung  keine  Anwendung. 

Art.  20. 

Die  Übertretung  der  obigen  Vorschriften  zieht  unbeschadet 
der  im  Art.  18  vorgesehenen  Rechtsfolgen  die  Bestrafung  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1920  (Dz.  Ust.  Nr.  56/347  ex 
1920)  nach  sich. 

Art.  21. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Kraft.  Gleichzeitig  verlieren  die  Verordnung  des  Finanzminis 
steriums  betreffend  die  Einschränkung  des  Verkehrs  mit  De* 
visen  und  Valuten  vom  7.  August  1920  (Dz.  Ust.  Nr.  73/505  ex 
1920)  nebst  den  späteren  Abänderungen  und  Ergänzungen  sowie 
das  Regulativ  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Devisenkommission 
und  der  Devisenbanken  vom  7.  August  1920  (Dz.  Ust.  73/505 
ex  1920)  samt  allen  späteren  Abänderungen  und  Ergänzungen 
ihre  Wirksamkeit. 

(Dz.  U.  Rz.  P.  Nr.  58  vom  24.  Februar  1921,  poz.  104.) 
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Aus  der  Verordnung  des  Banus  von  Kroatien,  Slawonien 
und  Dalmatien  vom  8.  Jänner  19 19,  Nr.       Pr.,  be' 
treffend  die  Valutaregulierung  im  Königreiche  SHS. 

Um  das  Sinken  des  Wertes  des  auf  unserem  Territorium 
befindlichen  Geldes  zu  verhindern,  weiters  um  die  Menge  der  im 
Umlauf  befindlichen  Kronennoten  zwecks  späteren  Umtausches 
in  einheitliches  Geld  festzusetzen,  ordne  ich  auf  Grund  der  Ver? 
Ordnung  des  Finanzministers  vom  25.  Dezember  1918,  Zahl  1263, 
folgendes  an: 

Es  ist  sofort  die  Konskription  und  Abstempelung  der  durch 
die  Österreichisch?ungarische  Bank  sowie  durch  den  bulgarischen 
Staat  ausgegebenen  Kronen?,  bezw.  Lewanoten,  welche  sich  im 
Gebiete  Kroatiens  und  Slawoniens  befinden,  durchzuführen. 

Die  Registrierung  und  Abstempelung  haben  die  k.  Komi? 
tatsbehörden,  k.  Finanzdirektionen,  k.  Bezirksbehörden,  k.  Steuer? 
ämter,  die  k.  Staats*  und  Landeskassa,  die  k.  Zollbehörden, 
k.  Salzämter  sowie  die  Magistrate  von  Zagreb,  Osijek,  Varazdin, 
Zemun  und  Karlovac  vorzunehmen. 

Im  Falle  es  an  Hilfskräften  mangeln  sollte,  ist  diesen  Be? 
hörden  das  nötige  Personal  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Zu  konskribieren  und  abzustempeln  sind  folgende  Noten 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank:  die  Noten  zu  1000,  100, 
50,  20,  10,  2  und  1  K.  Nicht  zu  konskribieren  und  abzustempeln 
sind  jene  Noten  zu  20  K,  auf  welchen  im  deutschen  Texte  die 
1  Worte  „IL  Auflage"  und  im  ungarischen  Texte  die  Worte 
„II.  Kiadas"  gedruckt  erscheinen.  Diese  Noten  unterscheiden  sich 
von  den  früher  ausgegebenen  durch  eine  ausgesprochenere  blaue 
Färbung.  Weiters  sind  nicht  zu  konskribieren  und  abzustempeln 
die  Noten  zu  25,  200  und  10.000  K.  Diese  Noten*)  haben  auf  der 


*)  Natürlich  können   damit  nur  die  25?  und  200?K?Noten  ge? 
meint  sein. 
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einen  Seite  einen  Farbendruck,  während  die  andere  Seite  weiß  ist, 
ohne  jeden  Text. 

Die  Konskription  und  Abstempelung  der  Noten  hat  im  Bei? 
sein  des  Überbringers  zu  erfolgen.  Die  vorschriftsmäßig  regi* 
strierten  und  abgestempelten  Noten  sind  sofort  zurückzu? 
erstatten.  Auf  die  Noten  zu  1000,  100,  50,  20,  10  K  ist  nebst  der 
Stampiglie  auch  die  Zahl,  unter  welcher  diese  Noten  konsKribiert 
wurden,  einzusetzen.  Bei  den  Noten  zu  2  K  und  1  K  genügt  der 
Aufdruck  der  Stampiglie. 

Die  Konskription  und  Abstempelung  hat  sofort  zu  beginnen  und 
dauert  bis  einschließlich  20.  Januar  1919.*) 

Am  21.  Jänner  1919  haben  die  mit  der  Durchführung  be? 
trauten  Behörden  ein  genaues  Verzeichnis  zusammenzustellen 
und  dasselbe  dem  zuständigen  Obergespan  einzusenden,  welcher 
mich  nach  genauer  Zusammenstellung  der  in  seinem  Komitatc 
konskribierten  und  abgestempelten  Noten  vom  Resultate  vorerst 
telegraphisch,  sodann  schriftlich  zu  benachrichtigen  hat.  Die 
eventuell  vorgewiesenen  bulgarischen  Noten  sind  gesondert  zu 
konskribieren  und  abzustempeln. 

Die  bei  den  Banken,  Sparkassen  und  Genossenschaften  auf 
Einlagebücher  und  auf  Konto  erliegenden  Gelder  sind  als  vor* 
schriftsmäßig  konskribiert  und  abgestempelt  zu  betrachten;  es  ist 
daher  nicht  nötig,  dieselben  zu  beheben. 

(Narodne  Novine  **)  Nr.  6  vom  9.  Jänner  1919.) 

Verordnung  des  Staatsamtes  für  Finanzen 
vom  14,  Jänner  1919,  Z.  271,  betreffend  Erleichterungen 
der    Banknotenabstempelung   im   Auslande  und  dem 
von  feindlichen  Mächten  besetzten  Gebiete  des  König' 

reiches  SHS. 

Auf  Grund  des  Punktes  II,  letzter  Absatz,  der  Verordnung 
des  Amtes  für  Inneres  und  Finanzen  vom  3.  Jänner  1919,  Nr.  250 
(Uradni  List  XXXIII),  wird  verordnet,  wie  folgt: 

*)  Abgeändert  durch  die  Verordnung  vom  14.  Jänner  1919,  Z.  147, 
Seite  447. 

**)  Die  „Narodne  Novine"  erscheinen  als  Amtsblatt  der  kroatischen 
Landesregierung  in  Agram,  während  die  Laibacher  Landesregierung  den 
„Uradni  List"  als  Amtsblatt  erscheinen  läßt. 
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1.  Inländer,  welche  ihren  Wohnort  im  Auslande  oder  in  von 
feindlichen  Mächten  besetzten  Gebieten  des  Königreiches  SHS. 
haben,  können  ihre  der  Abstempelung  unterliegenden  Banknoten 
in  jener  Gemeinde  (Kreis),  in  der  sie  sich  derzeit  aufhalten,  ab* 
stempeln  lassen,  falls  sie  ihre  Identität  glaubwürdig  nachweisen 
können  und  eines  Notenschmuggels  nicht  verdächtig  erscheinen 
(Verordung  des  Staatsamtes  für  innere  Angelegenheiten  und  Fi* 
nanzen  vom  7.  Jänner  1919,  Nr.  252,  Amtsblatt  XXXIII.).  In* 
soweit  ein  Strafverfahren  nach  dem  Gefälls^Strafgesetze  nicht 
eingeleitet  wurde,  kann  der  Abgewiesene  bei  der  Finanzlandes? 
direktion  die  Beschwerde  einbringen. 

Bis  zu  dem  im  Amtsblatte  mindestens  8  Tage  vorher  kund? 
zugebenden  Termine  werden  diesen  Personen  auch  nach  durch? 
geführter  Abstempelung  unter  denselben  Bedingungen  unge? 
stempelte  Banknoten  gegen  gestempelte  umgetauscht,  und  zwar 
bei  jener  Behörde  und  in  jenem  Ausmaße,  als  dies  das  Staatsamt 
für  Finanzen  unter  Berücksichtigung  der  Vermögensverhältnisse 
der  Partei  für  jeden  Fall  besonders  entscheidet. 

2.  Personen,  die  in  dringenden  Familien?  oder  Geschäfts? 
angelegenheiten  ins  Ausland  oder  in  die  von  feindlichen  Kräften 
besetzten  Gebiete  des  Königreiches  SHS.  reisen,  können  bis  zu 
dem  im  zweiten  Absätze  des  Punktes  1  bezeichneten  Termine 
gestempelte  Noten  gegen  ungestempelte  bei  der  Finanzlandeskasse 
in  Laibach  umtauschen,  falls  hiezu  das  Staatsamt  für  Finanzen 
die  Einwilligung  erteilt.  Dieses  Amt  entscheidet  auch  nach  freiem 
Ermessen  die  Höhe  des  Betrages,  den  die  Kasse  umtauschen  darf. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

(Uradni  List,  XXXVII.  Stück,  vom  15.  Jänner  1919.) 

*  * 
* 

Die  Verordnung  des  Banus  der  Königreiche  Kroatien,  Slawo? 
nien  und  Dalmatien  vom  14.  Jänner  1919,  Z.  147  Pr.,  verfügt  die  Ver? 
längerung  der  Frist  für  die  Konskription  und  Abstempelung  von  Papier? " 
geld   zufolge    Erlasses    des   Finanzministers,    Z.  1393/1919,    bis  ein? 
schließlich  3  1.  Jänner  1919. 

(Narodne  Novine  Nr.  13  vom  17.  Jänner  1919.) 

Zirkularerlaß  der  k.  Landesregierung  von  Kroatien  und 
Slawonien  vom  27,  Jänner  1919. 

Zufolge  Verfügung  des  Herrn  Finanzministers,  Z.  34/1919, 
haben  sämtliche   auf   dem  Territorium   des  Königreiches  SHS. 

29 


-  448  - 


tätigen  Filialen  der  österreichisch  *  ungarischen  Bank  bis  Ende 
Jänner  *)  1919  die  Noten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  zu 
20  K  IL  Auflage,  zu  25  K  und  200  K  sowie  die  eigenen  Kassen* 
scheine  zu  1000,  5000  und  10.000  K  gegen  Noten  älterer  Emis* 
sionen  umzutauschen. 

(Narodne  Novine  Nr.  22  vom  28.  Jänner  1919.) 

Zirkularerlaß   der   Landesregierung  für   Kroatien  und 
Slawonien  vom  n.  Februar  1919. 

Auf  Grund  der  Verordnung  des  Finanzministers,  Z.  115  ex  1919, 
wird  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Filialen  der  Österreichischmngari* 
sehen  Bank  auf  dem  Gebiete  des  Königreiches  SHS.  verpflichtet  sind, 
die  Noten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  zu  20  K,  II.  Auflage,  zu 
25  K  und  zu  200  K  sowie  die  eigenen  Kassenscheine  zu  1000,  5000  und 
10.000  K  und  zu  höheren  Beträgen  umzutauschen,  bis  Ende  Februar 
19  19  verlängert.       (Narodne  Novine  Nr.  35  vom  12.  Februar  1919.) 

Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien 
vom  29.  April  19 19,  Zahl  3674  Pr,,  betreffend  die 
durch  den  „Consiglio  nazionale  italiano"  in  Rijeka 
(Fiume)  abgestempelten  Banknoten  der  Österreichisch' 
ungarischen  Bank. 

Der  „Consiglio  nazionale  italiano"  in  Rijeka  hat  angeordnet, 
daß  die  auf  dem  Territorium  von  Rijeka  in  Umlauf  befindlichen 
Banknoten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  abzustem* 
peln  sind. 

Zufolge  des  Erlasses  des  Finanzministers  vom  27.  April  1919, 
Z.  1184,  ist  die  Einfuhr  solcher  Noten,  falls  sie  nicht  auch  von 
unseren  Behörden  abgestempelt  worden  sind,  verboten. 

Ebenso  ist  es  verboten,  solche  Noten,  falls  sie  nicht  auch 
von  uns  abgestempelt  sind,  in  Zahlung  zu  nehmen. 

Zuwiderhandelnde  machen  sich  eines  Vergehens  schuldig 
und  werden  strenge  bestraft. 

(Narodne  Novine  Nr.  100  vom  2.  Mai  1919.) 


*)  Abgeändert  durch  den  folgenden  Zirkularerlaß  der  Landesregie^ 
rung  für  Kroatien  und  Slowenien  vom  11.  Februar  1919. 
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Verordnung  des  Banus  von  Kroatien,  Slawonien  und 
Dalmatien  vom  8.  Jänner  19 19,  Nr»  86  Pr. 

Der  Herr  Finanzminister  hat  mit  Erlaß  vom  25.  Dezember 
1918,  Nr.  126f,  zum  Zwecke  der  Valutaregulierung  und  zwecks 
Verhinderung  der  Einfuhr  von  Papiergeld  feindlicher  Staaten 
angeordnet: 

1.  Es  wird  verboten,  Papiernoten  der  Kronen  Währung  und 
bulgarische  Levas  in  das  Territorium  der  bisherigen  Königreiche 
Serbien  und  Montenegro  einzuführen.  Dieses  Verbot  erstreckt 
sich  auch  auf  den  Verkehr  mittels  Postanweisungen  und  der  Post? 
Sparkasse. 

2.  Es  wird  verboten,  Papiernoten  der  Kronenwährung  und 
bulgarische  Levas  aus  feindlichen  Ländern  in  das  Territorium 
des  Königreiches  SHS.,  welches  durch  unser  Heer  okkupiert  ist, 
einzuführen. 

3.  Jeder  Reisende  darf  höchstens  1000  K  oder  1000  Levas 
mitnehmen.*) 

4.  Es  wird  die  Ausfuhr  von  Noten  der  Dinar*(Gold=0 
Währung  und  von  Gold  aus  dem  Territorium  der  bisherigen 
Königreiche  Serbien  und  Montenegro  sowie  aus  dem  Territorium 
des  Königreiches  SHS.  verboten.  Dieses  Verbot  erstreckt  sich  auch 
auf  den  Verkehr  mit  Postanweisungen  und  der  Postsparkasse. 

5.  Wer  die  Einfuhr  oder  Ausfuhr  des  Geldes  entgegen  den 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  versucht,  begeht  ein  Vergehen. 
Gegen  den  Täter  ist  vorzugehen. 

Das  Geld  wird  zugunsten  des  Ärars  beschlagnahmt. 

(Narodne  Novine  Nr.  6  vom  9.  Jänner  1919.) 

Verordnung  der  Delegation  des  Finanzministeriums  für 
Slowenien   und   Istrien  im   Einvernehmen   mit  dem 
Kommissariat  für   Inneres  in  Laibach,  Nr.  573,  be' 
treffend  die  Strafverfolgung  unbefugter  Abstempelung 
und  Inverkehrsetzung  von  Banknoten  und  betreffend  den 
Geldverkehr  mit  dem  Ausland, 
Auf  Grund  des  Art.  16,  zweiter  Absatz,  des  Ministerrats* 
*)  Diese   Summen  wurden   durch   spätere   Verfügungen  erhöht. 

29* 
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Beschlusses  vom  26.  Februar  1919,  Amtsblatt  des  Königreiches 
SHS.  Nr.  23,  wird  im  Einvernehmen  mit  dem  Kommissariat 
für  Inneres  verordnet: 

I. 

Die  unbefugte  Abstempelung  von  Banknoten  wird  ohne 
Rücksicht  auf  die  Straffälligkeit  dieser  Tat  nach  dem  Strafgesetze 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50.000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  geahndet.  Beide  Strafen  können  auch  nebeneinander 
verhängt  werden.  Die  zustandegebrachten  ungestempelten  oder 
unbefugt  abgestempelten  Banknoten  werden  zugunsten  des  Fiskus 
beschlagnahmt.  Strafbar  ist  ebenso  der  Versuch  unbefugter  Ab* 
Stempelung,  die  Anstiftung  und  Mitschuld. 

II. 

Das  Verbot  des  Art.  I,  erster  Absatz,  der  Verordnung  des 
Kommissariats  für  Finanzen  im  Einvernehmen  mit  dem  Korn? 
missariat  für  Inneres  und  Verkehr  in  Laibach  vom  7.  Januar  1919, 
Z.  252,  hinsichtlich  der  Einfuhr  von  österreichischmngarischen 
Banknoten  betrifft  bloß  ungestempelte  Banknoten.  Als  unge- 
stempelte sind  im  Sinne  dieses  Artikels  auch  unbefugt  abge? 
stempelte  Banknoten  zu  betrachten. 

III. 

Art.  II,  erster  Absatz,  der  vorgenannten  Verordnung  wird 
dahin  abgeändert,  beziehungsweise  ergänzt,  daß  ungestempelte 
Banknoten  nur  ausnahmsweise  mit  besonderer  Bewilligung  der  zu* 
ständigen  Vertretung  (Gesandtschaft)  des  Königreiches  SHS. 
oder  der  Delegation  des  Finanzministeriums  in  Laibach  über  die 
Grenze  gebracht  werden  dürfen.  Diese  Erlaubnis  darf  nur  Personen 
jugoslawischer  Nationalität,  beziehungsweise  jugoslawischer 
Staatsbürgerschaft  gegeben  werden,  wenn  sie  nachweisen,  daß  es 
ihnen  ohne  eigene  Schuld  nicht  möglich  war,  sich  rechtzeitig  ge? 
stempelte  Banknoten  zu  verschaffen.  Wer  sich  mit  der  vorge? 
schriebenen  Erlaubnis  nicht  ausweisen  kann,  hat  zu  gewärtigen, 
daß  er  als  Schmuggler  im  Sinne  des  Gefällsgesetzes  betrachtet  wird 
und  seine  ungestempelten  Banknoten  beschlagnahmt  werden. 
Wegen  der  Einfuhr  unbefugt  gestempelter  Banknoten  wird  gegen 
den  Schuldigen  auch  das  Strafverfahren  nach  Art.  I  eingeleitet. 
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IV. 

Die  Verbreitung  nicht  gestempelter  Banknoten  ist  nicht 
gestattet  und  wird  im  Bereiche  der  Laibacher  Delegation  des 
Finanzministeriums  mit  Geld  bis  zu  20.000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  3  Monaten  bestraft,  wobei  ungestempelte  Banknoten  be- 
schlagnahmt werden.  Geld?  und  Arreststrafen  können  auch  neben* 
einander  verhängt  werden.  Der  Versuch  einer  Verbreitung  solcher 
Noten  ist  ebenso  wie  die  vollbrachte  Tat  strafbar.  Dasselbe  gilt 
von  der  Anstiftung  zur  Verbreitung  und  überhaupt  von  jeder 
böswilligen  Mitwirkung. 

Für  die  Verbreitung  unbefugt  gestempelter  Banknoten 
kommen  die  Strafbestimmungen  des  Art  I  in  Betracht. 

Die  Delegation  des  Finanzministeriums  erlaubt  in  berück? 
sichtigungswürdigen  Fällen  den  Umtausch  ungestempelter  gegen 
jugoslawisch  gestempelte  Banknoten.  Die  Verordnung  des  Korn? 
missariats  für  Finanzen  vom  14.  Januar  1919,  Z.  271,  betreffend 
Erleichterungen  der  Banknotenabstempelung  im  Auslande  und 
dem  von  feindlichen  Mächten  besetzten  Gebiet  des  König? 
reiches  SHS.  bleibt  in  Kraft. 

V. 

Die  Ausfuhr  von  ausländischem  und  inländischem  Papiergeld 
sowie  von  Münzen  aus  dem  Bereich  der  Laibacher  Delegation  des 
Finanzministeriums  in  das  Ausland  ist  bis  auf  Widerruf  ver? 
boten.  Ausnahmen  bewilligt  die  genannte  Delegation.  Im  Reise? 
und  Grenzverkehr  ist  eine  solche  Bewilligung  nicht  nötig,  wenn  es 
sich  um  Papiergeld  handelt  und  wenn  der  Kurswert  der  Summe, 
die  jemand  mit  sich  führt,  1000  K  nicht  übersteigt.  Übertretungen 
sind  nach  den  Bestimmungen  des  Gefällsstrafgesetzes  zu  ahnden 
und  das  Geld,  das  auf  unerlaubte  Weise  über  die  Grenze  gebracht 
oder  zu  bringen  versucht  wurde,  ist  zu  beschlagnahmen. 

VI. 

Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  soweit  nicht 
eine  genügende  Grundlage  für  die  Strafen  nach  Art.  I,  III,  IV 
und  V  vorliegt,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  5000  K  oder 
mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen  bestraft.  Auch  in  solchen  Fällen 
können  die  Gegenstände,  auf  die  sich  die  Straftat  bezieht,  be? 
schlagnahmt  werden. 
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VII. 

Die  Aufsichtsorgane,  denen  die  Durchführung  dieser  Ver? 
Ordnung  obliegt,  sind  berechtigt,  zu  diesem  Zwecke  alle  nötigen 
Erhebungen  zu  pflegen  und  die  Personen,  die  irgendeiner 
nach  dieser  Verordnung  straffälligen  Tat  verdächtig  erscheinen, 
zu  durchsuchen,  namentlich  auch  Leibesvisitation  vorzunehmen. 
Der  Verdächtige  kann,  wenn  nötig,  zurückgehalten  werden. 

VIII. 

Die  in  dieser  Verordnung  angeführten  Strafen  werden  mit 
Ausnahme  der  Strafen  nach  dem  allgemeinen  und  dem  Gefälls? 
Strafgesetze  von  den  zuständigen  politischen  Bezirksbehörden 
I.  Instanz  verhängt.  Gegen  das  Urteil  kann  innerhalb  8  Tagen  an 
die  Delegation  des  Finanzministeriums  in  Laibach  berufen 
werden. 

IX. 

Wer  sich  besonders  verdienstlich  durch  Anzeige  oder  durch 
Mitwirkung  an  der  Verfolgung  irgendeiner  nach  dieser  Verord- 
nung strafbaren  Handlung  hervortut,  erhält  eine  Belohnung,  die 
ihm  die  Delegation  des  Finanzministeriums  im  Betrage  von 
höchstens  einem  Drittel  des  Wertes  der  beschlagnahmten  Gelder 
zuerkennt. 

X. 

Diese  Verordnung  tritt  für  den  ganzen  Bereich  der  Laibacher 
Delegation  des  Finanzministeriums  an  dem  Tage  der  Kund? 
machung  im  „Uradni  List"  in  Kraft.  Am  gleichen  Tage  tritt  die 
Verordnung  der  genannten  Delegation  im  Einvernehmen  mit  dem 
Kommissariat  für  Inneres  vom  28.  Juni  1919,  Z.  546,  außer  Kraft. 

(Uradni  List  CXXIII  vom  26.  Juli  1919.) 

Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien 
vom  29.  März  1919,  Zahl  2454,  betreffend  die  Behebung 
von  Einlagen  bei  Geldinstituten. 

Um  die  Thesaurierung  von  Geld,  welche  einzelne,  wie  beob* 
achtet  wurde,  zum  Schaden  der  ganzen  Volkswirtschaft  vor? 
nehmen,    zu  verhindern,    wird   angeordnet,    daß  Geldinstitute 
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(Sparkassen,  Banken  usw.)  bis  einschließlich  21.  April  1919  nicht 
verpflichtet  sind,  einer  einzelnen  Partei  aus  ihren  Einlagen, 
Kontokorrentguthaben,  Kassenanweisungen  mehr  als  5000  K 
auszuzahlen. 

Diese  Beschränkung  gilt  nicht  für  Einlagen,  welche  nach 
Kundmachung  dieser  Verordnung  erfolgt  sind. 

(Narodne  Novine  Nr.  74  vom  20.  März  1919.) 


Die  Bestimmungen  dieses  Moratoriums  wurden  seither  allmonatlich 
erstreckt,  wobei  allerdings  die  Fassung  der  einschlägigen  Verordnungen 
die  Frage  offen  läßt,  ob  Einlagen,  die  seit  Inkrafttreten  der  Verordnung 
vom  29.  März  1919,  Z.  2454,  erfolgten,  tatsächlich  von  der  Sperre  befreit 
sind.  So  verfügt  z.  B.  eine  Verordnung  vom  19.  September  1919, 
Z.  10545  Pr.,  welche  das  Moratorium  für  Geldinstitute  für  die  Zeit 
vom  22.  September  bis  einschließlich  22.  Oktober  1919  verlängert,  daß 
nach  dem  22.  September  1919  erfolgte  Einlagen  von  dem  Moratorium 
befreit  sind,  so  daß  nach  dem  Wortlaut  dieser  Bestimmung  die  in  der 
Zeit  vom  29.  März  bis  22.  September  gemachten  Einlagen  unter  das 
Moratorium  fielen. 

Verordnung,  betreffend  das  Verfahren  bei  der  Kronen' 

markierung,*) 

§  1. 

Bevor  noch  die  Valutafrage  im  Königreiche  SHS.  endgültig 
gelöst  wird,  wird  zwecks  eindeutiger  Bezeichnung  der  jetzt  auf 
unserem  Territorium  umlaufenden  Kronennoten  eine  Markierung 
durch  Aufkleben  besonderer  Stempelmarken  vorgenommen. 

Auf  diese  Art  werden  die  Banknoten  zu  1000,  100,  50,  20 
und  10  K,  die  bereits  einmal  amtlich  von  Behörden  des  König? 
reiches  SHS.  im  Sinne  der  Verordnung  des  Finanzministeriums 
vom  12.  Dezember  1918,  A.  Z.  1263,  gestempelt  worden  sind, 
markiert.  Die  Banknoten  zu  1  und  2K  werden  nicht  markiert 
und  haben  auf  unserem  Territorium  nur  dann  Umlauffähigkeit, 
wenn  sie  bereits  früher  amtlich  gestempelt  worden  sind. 

Zwecks  Durchführung  der  Kronenmarkierung  wird  im  Fi* 
nanzministerium  eine  eigene  Kommission  aus  fünf  Personen  ge? 


*)  Wurde  auf  Grund  der  Ermächtigung  durch  das  Finanzgesetz 
für  1919/20  erlassen. 
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bildet,  die  der  Finanzminister  ernennt.  Dieser  Kommission  wird 
die  technische  Durchführung  der  Aktion  obliegen. 

§  2. 

Die  Markierung  der  Kronen  erfolgt: 

a)  durch  die  Filialen  der  Öster^eichisch?ungarischen  Bank  in 
Semlin,  Agram,  Esseg,  Warasdin,  Laibach,  Marburg,  Fünfkirchen, 
Sarajevo,  Banjaluka,  Mostar,  Spalato,  Neusatz,  Maria?Theresio? 
pel,  Groß?Beckerek,  Pancova  und  Vrsac; 

b)  durch  alle  hiefür  besonders  bestimmten  Geldinstitute 
und  deren  Filialen; 

c)  durch  die  Kreis*  und  Bezirksfinanzverwaltungen  in 
Serbien  und  Montenegro  ; 

d)  durch  andere  hiefür  bestimmte  staatliche  Institute. 

§  3. 

Bei  jeder  Filiale  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  als 
Zentrum  der  Markierung  für  ihren  Bereich,  wie  auch  bei  jeder 
Kreisfinanzverwaltung,  ebenfalls  als  Markierungszentrale  für 
ihren  Bereich,  wird  eine  Subkommission  aus  drei  Mitgliedern  ge? 
bildet,  deren  Präsident  der  Kreis?  oder  Bezirkshauptmann  der 
betreffenden  Stadt  ist  und  deren  Mitglieder  aus  einem  Beamten 
des  Finanzministeriums  und  einem  Vertreter  der  Banken  oder 
der  kommerziellen  Branche  bestehen.  Diese  Subkommissionen 
arbeiten  nach  Weisungen  der  Hauptkommission  in  Belgrad  und 
haben  das  Recht,  für  die  Arbeit  an  der  Kronenmarkierung  Staats? 
und  Privatbeamte  sowie  aufch  Angehörige  freier  Berufe  (wenn 
diese  zustimmen)  nach  Bedarf  heranzuziehen. 

'    §  4. 

Sobald  die  Hauptkommission  in  Belgrad  und  die  Subkom? 
missionen  ernannt  sein  werden,  wird  für  jeden  Bezirk  die  Liste 
jener  Geldinstitute  bestimmt,  die  zur  Mitarbeit  an  der  Kronen? 
markierung  aufzufordern  sind. 

§  5. 

Die  Hauptkommission  in  Belgrad  wird  rechtzeitig  an  alle 
genannten  Filialen  der  österreichisch?ungarischen  Bank  und  an 
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die  Kreisfinanzverwaltungen  soviele  Stempelmarken  senden, 
als  nach  ihrer  Schätzung  für  den  betreffenden  Bereich  not? 
wendig  sind. 

Ebenso  werden  auch  die  Postsparkasse  in  Agram,  Laibach, 
Sarajevo,  Spalato  und  Neusatz  mit  den  nötigen  Mengen  beteilt, 
um  die  Kassenbarbestände  aller  staatlichen  Behörden  markieren 
zu  können. 

Die  Versendung  der  Stempelmarken  an  die  Filialen  erfolgt 
auf  Staatskosten. 

Sobald  die  Stempelmarken  bei  den  Filialen  der  Österrei? 
chisch?ungarischen  Bank  und  den  Kreisfinanzverwaltungen  ein? 
getroffen  sind,  haben  die  Kreissubkommissionen  alle  in  Betracht 
kommenden  Institute  aufzufordern,  Kassiere  mit  den  nötigen 
Transportmitteln  in  das  Lokal  der  betreffenden  Filiale  oder  Fi? 
nanzverwaltung  zu  schicken,  die  dort  so  viele  Stempelmarken  er? 
halten,  als  für  die  Kronenmarkierung  bei  ihrer  Kassa  in  einver? 
nehmlicher  Schätzung  jiötig  befunden  werden. 

Falls  für  die  Beförderung  der  Stempelmarken  Militärwache 
notwendig  wäre,  haben  die  Kreissubkommissionen  bei  dem 
Stadtkommandanten  rechtzeitig  dafür  zu  sorgen,  daß  jedem  Geld? 
institute  die  nötige  Anzahl  von  Soldaten  für  den  Transport  bei? 
gestellt  werde. 

§  7. 

Die  Ausgabe  der  Stempelmarken  an  die  Geldinstitute  er? 
folgt  durch  die  Filialen  und  die  Kreisfinanzverwaltungen  gegen 
eine  einfache  Empfangsbestätigung  der  genannten  Institute.  Be? 
sondere  Bürgschaften  oder  Kautionen  sind  nicht  zu  verlangen. 

§  8. 

Alle  Kosten  der  Kronenmarkierung  sowie  insbesondere 
die  Kosten  der  Beförderung  der  Stempelmarken  trägt  der  Staat. 

Infolgedessen  haben  alle  Institute  und  Behörden,  die  an  der 
Kronenmarkierung  beteiligt  sind,  ein  vorübergehendes  „Staats? 
konto  für  Spesen  anläßlich  der  Kronenmarkierung"  zu  eröffnen, 
welches  nach  Abschluß  der  Aktion  und  Vidierung  durch  die 
Kreissubkommission  von  der  Hauptstaatskasse  geebnet  wird. 


-  456  - 


§  9. 

Bei  jedem  Geldinstitute  oder  staatlichem  Amt,  das  die 
Kronenmarkierung  vornimmt,  ist  ein  Liquidator,  mindestens 
ein  Kassier  sowie  die  nötige  Zahl  von  Zählern  und  Personen 
zu  bestellen,  die  die  Marken  auf  die  Banknoten  zu  kleben  haben. 

Die  Partei  hat  sich  zuerst  an  den  Liquidator  zu  wenden, 
dem  sie  mitzuteilen  hat:  1.  Vor  und  Zunamen,  Beruf  und  Adresse 
sowie  2.  die  Summe  der  Kronen,  die  sie  zur  Markierung  vorlegt. 

Der  Liquidator  vermerkt  diese  Angaben  auf  einem  Block, 
der  mit  Talon  und  Kupon  versehen  ist. 

Wenn  er  alle  Daten  auf  dem  Talon  und  Kupon  gleichmäßig 
vermerkt  hat,  trennt  der  Liquidator  den  Kupon  ab  und  übergibt 
ihn  dem  Kassier,  der  auf  Grund  dessen  die  eingebrachten  Noten 
übernimmt  und  die  entsprechenden  Stempelmarken  ausgibt,  die 
in  seiner  Gegenwart  auf  die  Noten  aufgeklebt  werden  müssen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  werden  20%  jeder  zur  Markierung 
eingebrachten  Summe  zurückgehalten,  wqrüber  dem  Überbringer 
eine  Quittung  ausgestellt  wird,  die  von  dem  Institut  oder  dem 
Amt,  das  die  Markierung  vornimmt,  unterschrieben  sein  muß. 

Diese  Quittungen  werden  bei  dem  Austausch  der  Kronen 
gegen  Dinar  ebenso  wie  effektive  Kronen  eingelöst. 

§  10. 

Alle  Formularien,  Quittungen  etc.  werden  für  den  ganzen 
Staat  einheitlich  bei  der  Hauptkommission  in  Belgrad  gedruckt 
und  an  die  Kreissubkommissionen  zusammen  mit  den  Stempel? 
marken  rechtzeitig  versendet.  Alle  diese  Formularien  werden 
sowohl  in  serbischer  Zyrillica,  als  auch  in  kroatischer  und  slo* 
wenischer  Latinica  ausgefertigt. 

§  ii. 

Die  Frist  für  die  Kronenmarkierung  wird  mit  14  Tagen  fest? 
gesetzt.*) 

Wer  innerhalb  dieser  Frist  seine  Noten  nicht  markieren  läßt, 
verliert  das  Recht,  sie  nachträglich  markieren  zu  lassen. 


*)  Siehe  die  Kundmachung  der  Markierungs*Subkommission  für 
Zagreb  vom  9.  Dezember  1919,  Z.  36,  Seite  460  f. 


§12. 


Zehn  Tage  vor  Beginn  der  Markierung  ist  durch  die  Polizei? 
behörden  in  allen  Orten  des  ganzen  Staates  die  Verordnung 
über  die  Kronenmarkierung,  ihre  Bedeutung,  ihre  Folgen  sowie 
der  Tag  des  Beginnes  und  die  Dauer  der  Aktion  zu  verlautbaren. 

Die  Kreissubkommissionen  haben  den  Polizeibehörden  auf* 
zutragen,  diese  Kundmachungen  in  möglichst  weitem  Umfange 
zu  verlautbaren. 

Gleichzeitig  haben  die  Subkommissionen  die  Geistlichkeit 
zu  ersuchen,  beim  Gottesdienst  oder  sonstwie  ihre  Pfarrkinder 
von  der  Durchführung  der  Kronenmarkierung  zu  verständigen. 

•  Ebenso  werden  die  Lehrer,  Notare,  Nationalökonomen  und 
alle  Angehörigen  der  Intelligenzberufe  gebeten,  das  Volk  über  die 
Kronenmarkierung  zu  orientieren,  zu  welchem  Zwecke  sie  auch 
Versammlungen  abhalten  können. 

§  13. 

Drei  Tage  vor  Beginn  der  Markierung  wird  in  den  Amts? 
blättern  die  amtliche  Verordnung  über  die  Kronenmarkierung 
veröffentlicht. 

Diese  Verordnung  wird  telegraphisch  von  der  Hauptkom? 
mission  in  Belgrad  allen  Kreissubkommissionen,  allen  Tageszei? 
tungen  im  ganzen  Königreich  und  allen  Polizeibehörden  mit? 
geteilt  werden. 

§  14.  • 

Während  der  Dauer  der  Markierung  werden  alle  an  der 
Kronenmarkierung  nicht  beteiligten  Banken,  Geldinstitute  und 
Wechselstuben  gesperrt. 

§  15. 

Im  Laufe  der  ersten  drei  Tage  nach  Beginn  der  Kronen? 
markierung  können  alle  Zahlungen  in  markierten  oder  unmarkier? 
ten  Kronennoten  geleistet  werden. 

Vom  vierten  Tage  der  Markierung  an  hat  der  Gläubiger, 
bzw.  der  Verkäufer  das  Recht,  die  Bezahlung  des  geschuldeten 
Betrages  ausschließlich  in  markierten  Kronen  zu  verlangen. 
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§  16. 

Nach  Ablauf  der  Markierungsfrist  haben  die  Kreissubkom? 
missionen  das  Recht,  im  Laufe  von  14  Tagen  die  Kronennoten 
jener  Personen  nachträglich  zu  markieren,  die  unzweifelhaft 
nachweisen,  daß  sie  durch  Krankheit,  Abwesenheit  von  ihrem 
Domizil,  Dienstreise,  Arrest  oder  durch  höhere  Gewalt  ver? 
hindert  waren,  die  Kronenmarkierung  vornehmen  zu  lassen. 

Die  Subkommission  hat  bei  Behandlung  derartiger  An* 
suchen  rigoros  vorzugehen. 

Die  nachträgliche  Kronenmarkierung  kann  nur  bei  den 
Kassen  der  Filialen  der  österreichisch?ungarischen  Bank  und  der 
Kreisfinanzverwaltungen  vorgenommen  werden. 

Nachträgliche  Fälle  solcher  Art  erledigt  die  Hauptkommis? 
sion  in  Belgrad  bis  zur  definitiven  Abrechnung  mit  den  Filialen 
der  österreichisch?ungarischen  Bank  und  den  Kreisfinanzverwal? 
tungen.*) 

§  17. 

Nach  Ablauf  der  für  die  Kronenmarkierung  bestimmten 
14  Tage  haben  alle  Geldinstitute  einen  Ausweis  anzufertigen, 
der  zu  enthalten  hat:  a)  die  Anzahl  der  in  Empfang  genomme? 
nen  Stempelmarken,  b)  die  Anzahl  der  ausgegebenen  Stempel? 
marken,   c)  die  Summe  der  zurückbehaltenen  Kronenbeträge. 

§  18. 

Auf  Grund  dieser  Ausweise  und  der  Blocks  des  Liquidators 
haben  die  Geldinstitute  den  Filialen  der  Österreichisel^ungari? 
sehen  Bank,  bzw.  den  Kreisfinanzverwaltungen  Rechnung  zu 
legen  und  ihnen  die  eingezogenen  Kronen,  die  restlichen  Stempel? 
marken  und  alle  Belege  zu  übergeben. 

§  19. 

Um  die  Arbeit  bei  der  Kronenmarkierung  zu  vereinfachen, 
haben  die  Geldinstitute  alle  zurückbehaltenen  Kronennoten  in 


*)  Vgl.  die  Kundmachung  vom  8.  Jänner  1920,  Z.  304,  Seite  461. 
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Paketen  zu  1000  Banknoten  zu  ordnen,  die,  kreuzweise  versiegelt 
und  von  zwei  Beamten  paraphiert,  den  Filialen  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  und  den  Kreisfinanzverwaltungen  zu  über? 
geben  sind. 

Die  Filialen  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  und  die 
Kreisfinanzverwaltungen  zählen  bloß  die  Pakete  und  nicht  ihren 
Inhalt. 

§  20. 

Die  Hauptkommission  in  Belgrad  wird  auf  Grund  der  Be? 
richte  der  Kreissubkommissionen  bestimmen,  auf  welche  Weise 
die  zurückbehaltenen  Kronennoten  bei  der  Hauptstaatskasse  zu 
konzentrieren  sind. 

§  21. 

Alle  Institute,  die  die  Kronenmarkierung  vornehmen, 
haben  darauf  zu  achten,  daß  die  Stempelaufdrücke  auf  den 
1000s  und  100?K?Noten  unzweifelhaft  authentisch  seien,  wenn  sie 
auch  nicht  ganz  deutlich  sind.  Das  Gutachten  des  markierenden 
Instituts  wird  maßgebend  sein;  der  Staat  beabsichtigt  nicht,  sich 
nachträglich  in  die  Beurteilung  der  Echtheit  des  ersten  Stempel? 
aufdruckes  einzulassen,  noch  die  Organe,  die  die  Kronenmarkie? 
rung  durchführen,  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  selbst\wenn  sie 
eventuell  auch  Banknoten  angenommen  und  markiert  hätten,  bei 
denen  die  Echtheit  des  ersten  Stempelaufdruckes  von  welcher 
Seite  immer  bezweifelt  wird. 

Bei  Banknoten  kleinerer  Werte  ist  ebenfalls  die  Echtheit  des 
Stempelaufdruckes  zu  prüfen,  doch  sind  sie  auch  in  zweifelhaften 
Fällen  zu  markieren. 

Zerrissene  Banknoten  werden  zum  Austausch  angenommen, 
aber  nur,  wenn  kein  Teil  fehlt. 

§  22. 

Binnen  drei  Monaten  hat  die  Hauptkommission  in  Belgrad 
alle  Abrechnungen  mit  den  Filialen  der  Österreichisch?ungari? 
sehen  Bank  und  den  Kreisfinanzverwaltungen  abzuschließen,  alle 
zurückbehaltenen  Kronennoten  in  einer  besonderen  staatlichen 
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Kasse  zu  konzentrieren  und  bei  dieser  Gelegenheit  alle  Aus? 
gaben  für  den  Transport  der  Marken  und  für  die  Kronenmarkie* 
rung  zu  liquidieren. 

§  23. 

Als  spezielles  Honorar  für  die  Beteiligung  an  dieser  Aktion 
gebühren  den  Mitgliedern  der  Hauptkommission  in  Belgrad  und 
den  Mitgliedern  der  Kreis?  und  Bezirks?Subkommissionen  je 
30  Dinar  (90  K),  dem  bei  der  Kronenmarkierung  beschäftigten 
technischen  Personal  20  Dinar  (60  K)  täglich. 

(Narodne  Novine  vom  5.  November  1919.) 

Kundmachung  der  Kommission  zur  Durchführung  der 
Währungsreform  bei  der  Osterreichisclvungarischen  Bank 
in    Zagreb  (KomitatS'Subkommission)  vom  23.  Nc 
vember  19 19,  Zahl  14. 

Zufolge  telegraphischen  Auftrages  der  Hauptkommission 
für  die  Kronenmarkierung  in  Belgrad  hat  die  Markierung  bei  den 
zuständigen  Geldinstituten  am  26.  November  1.  J.  zu  beginnen. 

Zu  markieren  sind  die  Noten  zu  10,  20,  50,  100  und  1000  K 
im  Sinne  des  am  5.  November  1919  in  den  „Narodne  Novine" 
verlautbarten  Reglements. 

(Narodne  Novine  Nr.  266  vom  25.  November  1919.) 

Kundmachung  der  Subkommission  für  die  Markierung 
der  Kronennoten  vom  28.  November  1919,  Zahl  25. 

Zufolge  telegraphischen  Auftrages  der  Hauptkommission  hat 
jedes  Institut  oder  jede  Behörde,  welche  die  Markierung  durch? 
führt,  über  jede  Marke  eine  Stampiglie  derart  aufzudrücken, 
daß  sich  die  eine  Hälfte  des  Aufdruckes  auf  der  Marke  und  die 
andere  Hälfte  auf  der  Banknote  befindet.  Die  bereits  markierten 
Noten  sind  zur  nachträglichen  ÜberStempelung  vorzulegen. 

(Narodne  Novine  Nr.  269  vom  28.  November  1919.) 

Die  Kundmachung  der  Markierungs  *  Subkommission  für 
Zagreb  vom  9.  Dezember  1919,  Z.  36,  bestimmt,  daß  die  Frist  für  die 
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Markierung  von  Kronennoten  bis  15.  Dezember  1919  verlängert 
wurde.*)  (Narodne  Novine  Nr.  276  vom  9.  Dezember  1919.) 

Kundmachung    der    Marlderungs  ✓  Subkommission  in 
Agram  vom  8.  Jänner  1920,  Zahl  304. 

Die  Hauptmarkierungskommission  in  Belgrad  hat  mit  Erlaß 
vom  6.  Jänner  1920,  Z.  1054,  im  Sinne  des  letzten  Absatzes  des 
§  16  der  Verordnung  betreffend  das  Verfahren  bei  der  Kronen? 
markierung  bewilligt,  daß  in  den  im  Bereich  der  Agramer  Filiale 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank  liegenden  Bezirken  und 
Städten  noch  ausnahmsweise  vorschriftsmäßig  abgestempelte 
Kronennoten  jener  Personen  markiert  werden  dürfen,  die  uns 
zweifelhaft  nachweisen,  daß  sie  durch  Krankheit,  Abwesenheit 
von  ihrem  Domizil,  Dienstreise,  Arrest  oder  durch  höhere  Gewalt 
verhindert  waren,  die  Kronennoten  innerhalb  der  bestimmten 
Frist  zur  Markierung  einzureichen. 

Das  Ansuchen  um  nachträgliche  Markierung  hat  die  Partei 
binnen  14  Tagen  nach  Verlautbarung  dieser  Kundmachung  in 
den  „Narodne  Novine"  an  die  Hauptmarkierungskommission  in 
Belgrad  im  Wege  der  Agramer  Subkommission  zu  richten. 

Das  Ansuchen  muß  den  Grund  enthalten,  warum  die  Partei 
die  Markierung  nicht  innerhalb  der  bestimmten  Frist  veranlaßt 
hat,  ferner  die  Nummern  und  Art  der  Kronennoten,  die  markiert 
werden  sollen. 

Das  Ansuchen  muß  von  der  zuständigen  Bezirksbehörde 
oder  der  Stadtvorstehung  hinsichtlich  der  Richtigkeit  der  An? 
gaben  vidiert  sein. 

Gleichzeitig  mit  dem  Ansuchen  hat  die  Partei  auf  eigene 
Gefahr  und  Kosten  der  Subkommission  mittels  Geldbrief  die  zu 
markierenden,  vorschriftsmäßig  abgestempelten  Kronennoten  ein? 
zusenden. 

Bei  Empfang  des  Geldbriefes  stellt  die  Subkommission 
amtlich  dessen  Inhalt  fest  und  dieser  amtliche  Befund  ist  für  die 
Markierung  maßgebend. 

In  den  Bereich  der  Agramer  Filiale  der  österreichisch; 
ungarischen  Bank  fallen  die  Zupanate  Agram,  Modrus?Fiume  und 


*)  Vgl.  hiezu  die  folgende  Kundmachung. 
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Lika?Krbas  mit  den  zugehörigen  Städten,  ferner  vom  2upanat 
Bjelovar?Krizevac  die  Bezirke  Cazma,  Kutnia  und  Garesnica. 

(Narodne  Novine  Nr.  5  vom  8.  Jänner  1920.) 

Aus  der  Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanz' 
ministers  vom  19.  November  1919,  Zahl  21295» 

Das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  teilt  unter 
dem  13.  November  1919,  Z.  I.,  3382,  folgende  Verordnung  des 
Finanzministeriums  mit  : 

In  der  Absicht,  die  Inflation  der  Kronennoten,  welche  trotz 
der  im  Januar  1919  durchgeführten  Abstempelung  durch  Machina? 
tionen  veranlaßt  wird,  hintanzuhalten,  habe  ich  die  Markierung 
der  bei  uns  zirkulierenden  Noten  verfügt. 

Diese  Maßregel  wird  unbedingt  die  jetzige  Situation  ver? 
bessern. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wird  unser  Königreich  die  bei  uns 
widerrechtlich  eingeführten  und  als  legal  in  Verkehr  gesetzten 
Noten  anzunehmen  gezwungen  sein,  weil  diese  von  den  echt  ge» 
stempelten  nicht  zu  unterscheiden  sind. 

Infolgedessen  verfüge  ich: 

1.  Noten,  welche  mit  offenkundig  falschen  Stempeln  ver? 
sehen  sind,  sowie 

2.  Noten,  welche  von  Organen  abgestempelt  wurden,  wel? 
che  sich  nie  auf  unserem  Territorium  befunden  haben,  können 
nicht  markiert  werden. 

Mit  anderen  Worten:  Offenkundig  nicht  gestempelte  oder 
von  Organen  fremder  Staaten  gestempelte  Noten,  können  nicht 
als  legal  in  Verkehr  gebrachte  betrachtet  werden. 

Alle  anderen  Kronennoten,  wie:  undeutlich  gestempelte, 
mit  zweifelhaften,  mit  fremdsprachigen  Stempeln  versehene  No? 
ten,  aus  denen  jedoch  klar  zu  ersehen  ist,  daß  sie  von  dazu  be? 
rufenen  Organen  abgestempelt  wurden,  wenn  diese  auch  nur 
kurze  Zeit  auf  unserem  Territorium  weilten,  sind  als  legal  an? 
zusehen  und  zu  markieren.  In  zweifelhaften  Fällen  ist  die  Ent? 
Scheidung  zugunsten  des  Inhabers  der  Noten  zu  fällen. 

(Narodne  Novine  Nr.  262  vom  20.  November  1919.) 
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Aus  der 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Fmanzmimsters  vom 
15.  Februar  1920,  Zahl  678,  betreffend  den  Verkehr 
mit  den  anläßlich  der  Markierung  der  Kronennoten 
ausgestellten  Bons  über  die  zurückbehaltenen  20  %  des 
vorgelegten  Betrages.*)**) 

Die  genannten  Bons  stellen  im  Sinne  des  Erlasses  des 
Herrn  Finanzministers  vom  22.  Januar  d.  J.,  Z.  1228,  eine  voll? 
wertige  Verpflichtung  des  Staates  dar  und  werden,  sobald  der 
Umtausch  der  Kronennoten  beendet  ist,  eingelöst  werden;  die* 
selben  dürfen  jedoch  bei  den  Staatskassen  keineswegs  als  Bar* 
Zahlung  angenommen  werden. 

(Narodne  Novine  Nr.  37  vom  16.  Februar  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
17,  November  1919,  Zahl  21 108.***) 

Das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  gibt  mit 
Erlaß  vom  10.  November  1919,  Z.  I.,  3306,  folgendes  bekannt: 

Mit  Rücksicht  auf  das  fortwährende  Schwanken  des  Wertes 
der  Krone  auf  dem  heimischen  Geldmarkte  wird  angeordnet: 

1.  Auf  dem  Territorium,  innerhalb  dessen  der  Dinar  gesetz? 
liches  Zahlungsmittel  ist,  darf  von  den  staatlichen  Kassen  an 
Stelle  des  Dinars  die  Krone  nicht  angenommen  werden. 

2.  In  den  anderen  Ländern  des  Königreiches  SHS.  können 
die  in  Dinar  bedungenen  Zählungen  auch  in  Kronen  zu  einem 
periodisch  festzusetzenden  Kurse  f)  geleistet  werden. 

*)  Vgl.  §  9  der  Verordnung  betreffend  das  Verfahren  bei  der 
Kronenmarkierung,  S.  456. 

**)  Mit  Inkrafttreten  des  Finanzgesetzes  wurde  die  Frage  der  zu? 
rückbehaltenen  20%  dahin  geregelt,  daß  auf  Beträge  bis  zu  1000  K  lau» 
tende  Bons  bis  1.  April  1920  eingelöst,  auf  höhere  Beträge  lautende  Bons 
in  3%ige  (früher  l%ige),  bis  31.  Dezember  1920  zu  amortisierende  Staats» 
anleihe  verwandelt  werden. 

***)  Wörtlich  gleichlautend  ist  die  in  Slowenien  ergangene  Verord* 
nung  des  Finanzministeriums  vom  10.  November  1919,  J.  Z.  3306,  be* 
treffend  Zahlungen  in  Dinaren  und  Kronen  (Uradni  List  Nr.  165  vom 
26.  November  1919). 

t)  Vgl.  die  Kundmachungen  vom  17.  Juni  1919,  11.  November  1919 
und  3.  Januar  1920,  Seite  466. 
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3.  In  Fällen,  in  denen  der  Staat  Zahlungen  in  Kronen  zu 
leisten  hat,  erfolgt  die  Zahlung  nach  dem  unter  Punkt  2  angeführ? 
ten  Kurs.  (Narodne  Novine  Nr.  260  vom  18.  November  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
20.  Mai  19 19,  Zahl  8540/19 19. 

Zufolge  Mitteilung  des  Generalinspektorats  des  Finanz? 
ministeriums  vom  15.  Mai  1919,  Z.  1284,  hat  das  Komitee,  be? 
stehend  aus  dem  Finanz?  und  Verkehrsminister,  über  Vorschlag 
des  ersteren,  mit  Erlaß  vom  7.  Mai  1919,  beschlossen,  daß  der 
Kurs  der  österreichisch?ungarischen  Silberkrone  sowie  des  ge? 
münzten  montenegrinischen  Silberperpers  zu  1,  2  und  5  K 
dem  Kurse  des  Dinars  gleichgesetzt  wird.  Die  Staatskassen  ver? 
güten  daher  für  eine  gemünzte  silberne  Krone  oder  einen  ge? 
münzten  silbernen  Perper  einen  Dinar. 

(Narodne  Novine  Nr.  118  vom  23.  Mai  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
2,9.  Dezember  1919,  Zahl  23247. 

Über  Beschluß  des  Ministerrates  vom  5.  Dezember  1919, 
Z.  I*.  3681,  hat  der  Finanzminister  mit  Verordnung  vom  16.  De? 
zember  1919,  Z.  I.  3681,  verfügt,  daß  das  bulgarische  Nickelgeld  zu 
0  05,  010  und  0*20  Lei,  ebenso  das  griechische  Nickelgeld  zu  0  05, 
O'IO  und  0*20  Drachmen  auf  dem  ganzen  Territorium  des  König; 
reiches  SHS.  bis  auf  weiteres  im  Werte  dem  serbischen  Nickel? 
geld  gleichzuhalten  und  als  solches  von  sämtlichen  Staats?  u*id 
öffentlichen  Kassen  anzunehmen  ist. 

(Narodne  Novine  Nr.  1  vom  2.  Januar  1920.) 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
22.  April  1920,  Zahl  8956,  betreffend  die  Kursbestim' 
mung  des  österreichisclvungarischen  Metallgeldes  zu  10 

und  20  Heller. 

Auf  Grund  des  Ministerratsbeschlusses  vom  27.  März  1920, 
I.  Z.  7218,  hat  der  Finanzminister  mit  Erlaß  vom  13.  April  1920, 
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Z.  12.944,  angeordnet,  daß  das  österreichisch*ungarisehe  Klein* 
geld  zu  10  und  20  Heller  aus  Nickel  oder.  Packfong  bei  öffent* 
liehen  Kassen  und  im  privaten  Verkehr  in  gleicher  Weise  wie 
i0*  und  20*Parastücke  anzunehmen  ist. 

Infolgedessen  verordne  ich  wie  folgt: 

I.  Staatliche  Kassen  (kgl.  Steuer?,  Zoll*  und  Salzämter)  sowie 
alle  öffentlichen  Kassen  sind  verpflichtet,  bei  Erfüllung  von  Ver* 
bindlichkeiten  durch  Parteien  die  österreichisch*ungarischen 
Münzen  zu  10  und  20  Heller  aus  Nickel  und  Packfong  zum  Kurse 
von  40,  bezw.  80  Heller  anzunehmen  und  die  täglichen  Ein* 
nahmen  zum  gleichen  Kurse  zu  buchen. 

II.  Der  Staat  hat  ebenso  wie  alle  öffentlichen  Kassen  bei 
Auszahlungen  die  österreichisch*ungarischen  Münzen  zu  10  und 
20  Heller  aus  Nickel  und  Packfong  zum  Kurse  von  40,  bezw. 
80  Heller  zu  verrechnen. 

III.  Schuldner,  bezw.  Zahlungspflichtige  haben  ebenfalls  bei 
Abzahlung  ihrer  Schulden  die  österreichisch*ungarischen  Münzen 
zu  10  und  20  Heller  aus  Nickel  und  Packfong  zum  gleichen  Kurse 
von  40,  bezw.  80  Hellern  zu  verrechnen.  Der  Gläubiger  ist  ver* 
pflichtet,  die  Stücke  zu  diesem  Kurse  anzunehmen  und  zu  ver* 
rechnen. 

IV.  Die  Staatskassen  haben  in  Durchführung  dieser  Ver* 
Ordnung  ihren  Vorrat  an  österreichisch*ungarischen  Münzen  zu 

10  und  20  Heller  aus  Nickel  und  Packfong  im  Kontokorrentjournal 
als  fiktive  Ausgabe  unter  besonderem  Posten  und  gleichzeitig  im 
selben  Journal  unter  besonderem  Posten  in  der  angegebenen 
Relation  als  Einnahme  zu  buchen. 

V.  Die  eisernen  österreichisch*ungarischen  Münzen  zu 
20  Heller  sind  weiter  zum  Kurse  von  20  Heller  anzunehmen  und 
zu  verrechnen;  auf  diese  finden  die  Bestimmungen  der  Punkte  I, 

11  und  III  dieser  Verordnung  keine  Anwendung. 

VI.  Die  kgl.  Bezirksbehörden,  Stadt*  und  Gemeindevor* 
stehungen  haben  die  Bevölkerung  ihres  Gebietes  über  den  Inhalt 
dieser  Verordnung  genau  zu  informieren. 

(Narodne  Novine  Nr.  96  vom  27.  April  1920.) 

30* 


-  466  - 


Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
17.  Juni  1919,  Zahl  1919. 

Zufolge  Erlasses  des  Herrn  Finanzministers  wird  laut  Beschluß  des 
Ministerrates  verfügt,  daß  für  sämtliche  staatlichen  Kassen  der  Kurs  für 
300  Kronen  gleich  100  Dinars  festgesetzt  wird. 

(Narodne  Novine  Nr.  138  vom  18.  Juni  1919.) 

Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom   11.  No' 
vember  1919,  Zahl  I.  3345. 

Mit  Bezug  auf  meine  Verordnung  vom  10.  d.,  Z.  3306,  ordne  ich  an, 
daß  für  Zahlungen  an  staatlichen  Kassen  der  Dinar  mit  3  K  50  h  zu 
bewerten  ist.  (Narodne  Novine  Nr.  260  vom  17.  November  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
3»  Jänner  1920,  Zahl  100. 

Der  Herr  Finanzminister  hat  mit  Erlaß  vom  31.  Dezember 
1919,  Z.  D.  148.315,  verfügt,  daß  der  amtliche  Kurs  für  100  Dinars 
ab  1.  Januar  1920  mit  400  Kronen  festgesetzt  wird. 

(Narodne  Novine  Nr.  1  vom  3.  Januar  1920.) 
Aus  der 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  3o.  Oktober  19 19, 

Zahl  I.  3154. 

1.  Verdächtig,  schlecht  oder  unvollständig  gestempelte 
Banknoten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  sind,  selbst 
wenn  der  Stempel  durch  starken  Verkehr  verwischt  erscheint,  den 
Besitzern  nicht  wegzunehmen,  oder  wenn  dies  schon  geschehen 
wäre,  zurückzuerstatten. 

2.  Ungestempelte  Noten  sind  unbedingt  zu  konfiszieren. 

Die  Verordnung  enthält  weiters  Detailbestimmungen  über  den  bei 
Durchführung  obiger  Bestimmungen  zu  beobachtenden  Vorgang. 

(Narodne  Novine  Nr.  269  vom  28.  November  1919.) 
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Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
Ii.  Dezember  1919,  Zahl  22.175. 

Das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  hat  mit 
Erlaß  vom  28.  November  1919,  Z.  3622,  angeordnet,  daß  jene 
Noten  der  Österreichischsimgarischen  Bank,  bei  welchen  berech? 
tigter  Verdacht  besteht,  daß  sie  mit  falschen  Stempeln  versehen 
sind,  den  Besitzern  gegen  Empfangsbestätigung  abzunehmen 
und  der  nächsten  Staatskassa  zu  übergeben  sind.  Dieselben  haben 
bis  zur  endgültigen  Valutaregulierung  dort  zu  verbleiben,  zu 
welchem  Zeitpunkte  die  Hauptkommission  über  deren  Schicksal 
entscheiden  wird. 

(Narodne  Novine  Nr.  280  vom  13.  Dezember  1919.) 

Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien 
vom  25.  Februar  1920,  Zahl  8215  Pr. 

Da  es  sich  herausgestellt  hat,  daß  Marken,  welche  zur 
Markierung  von  Kronennoten  zu  1000  K  verwendet  werden,  ge* 
fälscht  in  Verkehr  gesetzt  wurden,  wird  angeordnet,  daß  jede 
Person,  welche  in  unbefugtem  Besitze  von  Marken,  welche  zur 
Markierung  von  Kronennoten  bestimmt  sind,  angetroffen  wird, 
weiters  jede  Person,  welche  solche  Marken  verkauft,  und  schließ? 
lieh  jede  Person,  welche  wissentlich  gefälschte  Kronennoten  in 
Verkehr  setzt  —  unbeschadet  etwaiger  gerichtlicher  oder  zoll? 
amtlicher  Verfolgung  — ,  polizeilich  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten 
und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  zu  bestrafen  ist. 

Das  vorgefundene  Geld  und  die  Marken  sind  zu  konfiszieren 
und  der  vorgesetzten  Behörde  zu  übergeben. 

Die  eingehobene  Geldstrafe  wird  zu  gleichen  Teilen  auf  den 
Anzeiger  und  den  Armenfonds  aufgeteilt. 

Für  das  Verfahren,  auf  das  die  allgemeinen  Bestimmungen 
des  administrativen  Polizeiverfahrens  Anwendung  finden,  sind 
die  Polizeibehörden  zuständig. 

Eine  Berufung  gegen  die  Konfiszierung  der  Marken  und 
Banknoten  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Verlautbarung  in  der 
„Narodne  Novine"  in  Kraft. 

(Narodne  Novine  Nr.  46  vom  26.  Februar  1920.) 
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Verordnung    des    Finanzministers    über   Beschluß  des 
Ministerrates  vom  19.  November  191 9,  Zahl  I,  3439, 
verlautbart  durch  den  Delegierten  des  Finanzministers 
am  27.  November  19 19  sub  21 836. 

Bis  auf  weiteres,  insbesondere  während  der  Durchführung 
der  Markierung,  wird  die  Einfuhr  von  Kronennoten,  sei  es  un? 
gestempelter  oder  gestempelter,  in  das  Königreich  SHS.  verboten. 

Gegen  Zuwiderhandelnde  ist  strengstens  vorzugehen. 

(Narodne  Novine  Nr.  29  vom  28.  November  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in 
Agram  vom  11.  Februar  1920,  Zahl  2984/1920. 

In  Verbindung  mit  meiner  Kundmachung  vom  4.  Februar 
1920,  Z.  2321,f)  und  in  Durchführung  des  Erlasses  des  Finanz? 
ministeriums,  Generalinspektorat,  vom  7.  Februar  1920,  Z.  I.  2460, 
verlautbare  ich  nachträglich  für  die  Länder  des  Königreiches 
SHS.,  ausgenommen  Serbien  und  Montenegro,  die  vom  Finanz* 
minister  erlassene 

Verordnung 

betreffend 

den  Umtausch  der  Kronennoten, 

§  1. 

Auf  dem  ganzen  Territorium  des  Königreiches  SHS.  werden 
die  Kronennoten  der  österreichisch?ungarischen  Bank  aus  dem 
Verkehr  gezogen  und  gegen  Kronen?Dinarnoten  der  Nationalbank 
des  Königreiches  SHS.  umgetauscht. 

Der  Umtausch  vollzieht  sich  derart,  daß  für  einen  be* 
stimmten  Betrag  in  Kronennoten  der  Österreichisch?ungarischen 

f)  Diese  Kundmachung  enthält  außer  Detailbestimmungen  über 
die  Durchführung  der  Umtauschaktion  die  wichtigsten  Bestimmungen 
der  im  folgenden  wiedergegebenen  Verordnung  betreffend  den  Umtausch 
der  Kronennoten. 


-  469  - 


Bank  derselbe  Betrag  in  Kronen?Dinarnoten  der  Nationalbank 
des  Königreiches  SHS.  ausgegeben  wird. 

Die  Kronennoten  zu  1,  2  und  10  K  bleiben  auch  weiterhin 
im  Verkehr. 

§  2. 

Umgetauscht  werden  nur  jene  Kronennoten  der  österrei? 
chisch?ungarischen  Bank,  welche  im  Sinne  der  Verordnung  über 
die  Kronenmiarkierung  *)  ordentlich  markiert  wurden. 

Es  werden  auch  jene  Banknoten  umgetauscht,  deren  Marke 
von  dem  markierenden  Institute  nicht  überstempelt  wurde. 

Gelegentlich  des  Umtausches  werden  die  aus  der  ersten 
Abstempelung  herrührenden  Stempel  nicht  geprüft. 

§  3. 

Da  die  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  ihre  Filialen 
noch  nicht  in  allen  Gegenden  des  Königreiches  SHS.  organisiert 
hat  und  da  sich  andererseits  die  Staatsorgane  während  der  Kro? 
nenmarkierung  die  notwendige  Erfahrung  angeeignet  haben,  wird 
der  Staat  die  Einziehung  der  Kronennoten  der  österreichisch? 
ungarischen  Bank  und  die  Ausgabe  der  neuen  Kronen?Dinar? 
noten  über  Ersuchen  der  Nationalbank  durch  seine  Organe  für 
Rechnung  der  Bank  durchführen. 

§  4. 

Da  die  Marke  die  wesentliche  Bedingung  für  die  Gültigkeit 
der  Banknote  bildet,  ist  der  Verlust  der  Marke  gleichbedeutend 
mit  dem  Verlust  der  Banknote  selbst.  Daher  wird  keine  Bank? 
note  ohne  Marke  umgetauscht,  auch  wenn  nach  dem  Stempel  er? 
sichtlich  ist,  daß  die  Marke  erst  später  abgefallen  ist. 

§  5. 

Die  Marke  auf  der  Banknote  muß  dem  Werte  derselben 
entsprechen. 

Wenn  die  Banknote  mit  einer  Marke  niedrigeren  Wertes  ver? 


*)  Siehe  dieselbe  Seite  453  ff. 
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sehen  ist,  gilt  sie  als  nicht  markiert;  ist  die  Marke  höheren  Wer? 
tes,  so  wird  die  Banknote  umgetauscht.*) 

§  6. 

Banknoten,  die  nur  einseitig  bedruckt  sind,  werden,  wenn 
sie  auch  markiert  sind,  nicht  umgetauscht. 

§  7. 

Lädierte  Banknoten,  von  denen  höchstens  ein  Viertel  fehlt, 
werden  zum  vollen  Werte  umgetauscht,  soferne  die  Marke  un* 
verletzt  ist. 

Banknoten,  bei  denen  mehr  als  ein  Viertel  der  Note  oder 
ein  Teil  der  Marke  fehlt,  werden  nicht  umgetauscht. 

§  8. 

Der  Umtausch  der  Kronennoten  in  Gegenden,  in  welchen 
vor  dem  Kriege  die  Noten  der  österreichischsungarischen  Bank 
gesetzliches  Zahlungsmittel  waren,  beginnt  am  16.  Februar  und 
dauert  bis  inkl.  15.  März.**) 

§  9. 

Sind  Personen  infolge  Krankheit  oder  anderer  wichtiger 
Ursachen  verhindert,  vor  der  Behörde,  bei  der  der  Umtausch  der 
Noten  stattfindet,  zu  erscheinen,  so  ist  das  Gemeindeamt  ver* 
pflichtet,  die  Kronennoten  gegen  Revers  in  Empfang  zu  nehmen 
und  nach  dem  Umtausch  in  Kronen?Dinarnoten  rückzuzahlen.  Im 
Notfalle  werden  sich  die  Organe  der  Gemeindeämter  in  die 
Wohnung  des  Einzelnen  begeben,  um  die  Noten  zu  empfangen 
oder  rückzuerstatten. 

§  10. 

Auf  Grund  des  §  15  des  Gesetzes  über  die  Nationalbank 
des  Königreiches  SHS.  f)  sind  die  neuen  Noten,  die  auf  Kronen 

*)  In  Ergänzung  dieser  Bestimmung  verfügt  eine  Verordnung  des 
Agramer  Delegierten  des  Finanzministers  vom  20.  Februar  1920,  Z.  3884, 
daß  als  gültig  markiert  auch  solche  Banknoten  anzusehen  sind,  die  mit 
mehreren  Marken  niedrigeren  Wertes  versehen  sind.  Doch  mußte  deren 
Gesamtwert  dem  Werte  der  Banknote  entsprechen. 

**)  Vgl.  hiezu   die  Kundmachung  des  Agramer  Delegierten  des 
Finanzministeriums  vom  6.  März  1920,  Z.  5087,  Seite  476  f. 
f)  Siehe  Seite  495. 
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und  Dinare  lauten,  mit  1.  Februar  1.  J.  allgemeines  gesetzliches 
Zahlungsmittel  geworden. 

Alle  in  Kronen  und  in  Dinaren  eingegangenen  Verbindlich? 
keiten  können  in  Banknoten  der  Nationalbank  des  Königreiches 
SHS.  erfüllt  werden.  — Der  Gläubiger  hat  weder  das  Recht, 
vom  Schuldner  die  Begleichung  in  Dinarnoten  der  Nationalbank 
des  Königreiches  Serbien,  noch  in  Kronennoten  der  Österrei? 
chisch?ungarischen  Bank  zu  verlangen. 

Jedermann  ist  verpflichtet,  bei  Zahlungen  die  Noten  der 
Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  anzunehmen. 

§  ii. 

Neben  den  Noten  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS. 
bleiben  bis  auf  weiteres  die  Dinarnoten  der  Nationalbank  des 
Königreiches  Serbien  und  die  Kronennoten  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  (letztere  nur  ordentlich  gestempelt  und  mar? 
kiert)  allgemeines  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Infolgedessen 
können  mit  diesen  Noten  auch  vollgültige  Zahlungen  geleistet 
werden.  Der  Gläubiger,  bzw.  der  Empfänger  hat  nicht  das  Recht, 
sie  bei  Zahlungen  zurückzuweisen. 

§  12. 

Zwischen  den  Kronen?Dinarnoten  der  Nationalbank  des 
Königreiches  SHS.  einerseits  und  den  Dinarnoten  der  National? 
bank  des  Königreiches  Serbien  und  den  Kronennoten  der  öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  andererseits  gibt  es  keinen  Unter? 
schied  im  Werte,  die  alte  Krone  ist  gleich  der  neuen,  der  alte 
Dinar  gleich  dem  neuen. 

Die  Staatskassen  sind  auf  Verlangen  Einzelner  verpflichtet, 
im  Rahmen  ihrer  Kassabestände  Banknoten  in  andere  umzu? 
wechseln. 

§  13. 

Mit  dem  15.  März  d.  J.  hören  die  Kronennoten  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  zu  20,  50,  100,*)  und  1000  K  auf,  auf 
dem  Territorium,  in  welchem  der  Umtausch  am  16.  Februar  be? 
ginnt,  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  sein.  Demgemäß  ist  vom 


*)  Vgl.  die  Kundmachung  vom  6.  März   1920,  Punkt  3  und  4, 
Seite  477. 
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16.  März  an  niemand  verhalten,  seine  Verbindlichkeiten  in  Kronen 
mit  Kronennoten  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  zu  erfüllen. 
Vom  16.  März  an  werden  diese  Banknoten  auf  dem  ganzen 
Territorium,  in  welchem  sie  vor  dem  Kriege  gesetzliche  Zah? 
lungsmittel  waren,  außer  Kurs  gesetzt.  *) 

(Narodne  Novine  Nr.  33  vom  11.  Februar  1920.) 

Verordnung   des   Delegierten   des   Finanzministers  in 
Agram  vom  i3.  Februar  1920,  Z,  3227,  betreffend  die 
Außerkurssetzung  der  österreichisch  'ungarischen  Bank' 
noten  zu  20,  50,  100  und  1000  K. 

§  1. 

Mit  dem  16.  Februar  1920  beginnt  die  Außerkurssetzung  der 
österreichisch?ungarischen  Banknoten  im  Austausch  gegen 
Kronen^Dinarnoten  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  in 
Kroatien,  Slawonien  und  der  Murinsel  gemäß  der  Vollzugsanwei* 
sung  über  den  Kronenaustausch  des  Finanzministers  vom  7.  Fe* 
bruar  1920,  Z.  2460  (verlautbart  durch  Kundmachung  des 
Agramer  Delegierten  vom  11.  Februar  1920,  Z.  2984). 

§  2. 

Am  16.  März  1920  hören  die  österreichischmngarischen 
Banknoten  auf,  gesetzliches  Zahlungsmittel  auf  dem  Gebiete  von 
Kroatien,  Slawonien  und  der  Murinsel  zu  sein.  Es  ist  also  nach 
dem  16.  März  1920  niemand  verpflichtet,  eine  in  Kronen  einge* 
gangene  Verbindlichkeit  in  österreichisch?ungarischen  Banknoten 
zu  zahlen.  Mit  dem  16.  März  1920  werden  die  genannten  Banks 
noten  mit  Ausnahme  der  10,  2  und  1  Kronen  außer  Verkehr  ge? 
setzt.  Diese  bleiben  auch  weiterhin  gesetzliches  Zahlungsmittel. 

§  3. 

Gemäß  §  15  des  Gesetzes  über  die  Nationalbank  des  König? 
reiches  SHS.  werden  die  neuen  Noten  dieser  Bank  allgemeines 

*)  Im  Gebiete  Altserbiens  wurde  der  Umtausch  der  Kronennoten 
in  der  Zeit  vom  3.  bis  25.  Februar  1920  durchgeführt  (Vdg.  J.  Z.  16.960 
vom  3.  Februar  1920).  —  Spezialvorschriften  bezüglich  der  Noten  zu 
1000  K  enthält  die  Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums 
des  Königreiches  SHS.  in  Agram  vom  6.  März  1920,  Nr.  5087. 
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gesetzliches  Zahlungsmittel.  Da  sie  auf  Dinar  und  Kronen  lauten, 
können  mit  ihr  in  Dinar  wie  in  Kronen  eingegangene  Verbind* 
lichkeiten  erfüllt  werden.  Der  Schuldner  befreit  sich  von  jeder 
Verpflichtung,  wenn  er  die  geschuldete  Summe  in  Kronen*Dinar* 
noten  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  erlegt.  Der 
Gläubiger  ist  verpflichtet,  diese  Banknoten  als  Bezahlung  der 
Schuld  anzunehmen.  Er  hat  kein  Recht,  vom  Schuldner  öster* 
reichisch*ungarische  Banknoten  oder  Dinarnoten  der  National* 
bank  zu  fordern.  Jedermann  ist  verpflichtet,  die  neuen  Bank* 
noten  der  Nationalbank  SHS.  als  Zahlung  anzunehmen. 

§  4. 

Solange  die  Kronennoten  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  und  die  Dinarnoten  der  Nationalbank  nicht  außer  Kurs 
gesetzt  sind,  hat  der  Schuldner,  bezw.  der  Zahlende  das  Recht, 
mit  diesen  Banknoten  Zahlungen  zu  leisten. 

§  5. 

Es  gibt  keinen  Wertunterschied  zwischen  der  Kronennote 
der  österreichisch*ungarischen  Bank  und  der  Dinarnote  der  Na* 
tionalbank  einerseits  und  der  Kronen*Dinarbanknote  anderseits, 
d.  h.  die  alte  Krone  ist  dem  Werte  nach  gleich  der  neuen  Krone, 
der  alte  Dinar  gleich  dem  neuen  Dinar. 

§  6. 

Es  ist  verboten,  an  den  Börsen  die  alte  und  neue  Krone, 
bezw.  den  alten  und  neuen  Dinar  gesondert  zu  notieren.  Die 
Wertbezeichnung  der  neuen  Noten  entspricht  der  der  alten 
Noten. 

§  7. 

Die  Staatskassen  sowie  die  mit  der  Durchführung  des  Aus* 
tausches  auf  dem  Gebiete  Kroatiens,  Slawoniens  und  der  Mur* 
insel  betrauten  Geldinstitute  nehmen  österreichisch*ungarische 
Banknoten  im  Austausche  gegen  Kronen*Dinarnoten  der  Na* 
tinonalbank  SHS.  bis  einschließlich  15.  März  1920  entgegen. 
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§  8. 

Die  Staatskassen  nehmen  über  Verlangen  der  Partei  jeder? 
zeit  Banknoten  zum  Austausch  gegen  andere  an. 

Die  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Kronennoten  im  Aus? 
tausch   gegen   die  beiden   andern   Banknotenarten   endigt  am 

15.  März  1920. 

Die  Bevölkerung  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
die  Kronennoten  der  Österreichischsungarischen  Bank  mit  dem 

16.  März  1920  ihre  Umlaufsfähigkeit  als  gesetzliches  Zahlungs? 
mittel  verlieren,  so  daß  sie  von  diesem  Tage  an  von  keiner  Staat? 
liehen  Kasse  weder  als  Zahlung,  noch  im  Austausche  gegen  an? 
dere  Banknotenarten  angenommen  werden. 

Wer  bis  zu  diesem  Termin  seine  Kronennoten  nicht  gegen 
Kronen?Dinarnoten  umtauscht,  verliert  alle  den  Besitzern  dieser 
Banknoten  durch  den  Ministerratsbeschluß  über  den  Umtausch 
der  Kronennoten  zugebilligten  Rechte. 

§  9. 

Von  Personen,  die  durch  Krankheit  oder  aus  andern  trif? 
tigen  Gründen  verhindert  sind,  die  Kronennoten  persönlich  zum 
Umtausch  vorzulegen,  hat  die  Gemeindevorstehung  die  Kronen? 
noten  gegen  Quittung  zu  übernehmen,  in  ihrem  Namen  auszu? 
tauschen  und  ihnen  dann  gegen  Abnahme  der  Quittung  die 
empfangenen  Kronen?Dinarnoten  einzuhändigen.  Dadurch  wird 
jedem  die  Möglichkeit  geboten,  die  Banknoten  umzutauschen, 
so  daß  keinerlei  Grund  für  einen  nachträglichen  Austausch  nach 
dem  15.  März  1920  berücksichtigt  wird. 

§  10 

zählt  die  Ämter  und  Geldinstitute  auf,  bei  denen  der  Umtausch  der 
Kronenbanknoten  in  Kroatien,  Slawonien  und  der  Murinsel  erfolgt. 

(Narodne  Novine  Nr.  36  vom  14.  Februar  1920.) 

Aus  der 

Kundmachung   des    Delegierten    des  Finanzministers 
vom  24.  Februar  1920,  Z.  4106, 

Bezüglich  des  Umtausches  der  Kronennoten  wurde  zwischen 
der  Regierung  und  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  ioh 
gende  Vereinbarung  getroffen: 


1.  Die  Nationalbank  übernimmt  die  vom  Finanzminister  für 
den  Umtausch  der  Kronenbanknoten  bestellten  Geldnoten  und 
verfährt  mit  ihnen  wie  mit  eigenen  provisorischen  Banknoten, 
solange  nicht  die  definitiven  Banknoten  der  Nationalbank  des 
Königreiches  SHS.  hergestellt  sind,  gegen  welche  dann  sowohl 
die  Banknoten  der  Nationalbank  für  das  Königreich  Serbien,  als 
auch  die  provisorischen  vom  Staate  übernommenen  Banknoten 
ausgetauscht  werden. 

2.  Die  gesamte  jetzige  und  zukünftige  Deckung,  sowohl  in 
Metall  wie  auch  in  jeder  andern  Form,  gilt  vom  1.  Februar  1920 
gleichmäßig  für  alle  Bänknoten,  sowohl  für  jene  der  National? 
bank  des  Königreiches  Serbien  wie  auch  für  die  provisorischen 
vom  Finanzminister  gelieferten  Banknoten. 

3.  Den  Umtausch  der  Kronennoten  führt  der  Staat  durch 
seine  Organe  auf  Rechnung  der  Nationalbank  durch. 

(Narodne  Novine  Nr.  45  vom  25.  Februar  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in 
Agram  vom  21  ♦  Mai  1920,  Z.  11.889,  betreffend  den 
nachträglichen  Umtausch  von  echt  markierten  Banknoten 
der  Österreichisch  ✓  ungarischen  Bank  gegen  Kronen' 

Dinarnoten. 

Der  Finanzminister  hat  mit  Erlaß  J.  Z.  16.872  eine  fünf? 
tägige  Frist  für  den  Umtausch  aller  echt  markierten  Kronen* 
noten  zu  1000,  100,  50  und  20  K  bestimmt,  welche  aus  irgend? 
welchen  Ursachen  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  nicht  gegen 
die  neuen  Kronen?Dinarnoten  umgetauscht  wurden.  Diese  fünf? 
tägige  Frist  läuft  vom  30.  Mai  bis  3.  Juni  1920  im  ganzen  Staate. 

Nach  dieser  Frist  werden  die  genannten  Banknoten  nicht 
mehr  zum  Umtausch  zugelassen  und  alle  diesbezüglichen  Gesuche 
werden  nicht  mehr  berücksichtigt. 

Der  nachträgliche  Umtausch  obgenannter  Banknoten  an 
den  genannten  Tagen  wird  von  denselben  Instituten,  die  nach 
§  10  meiner  Verordnung  vom  13.  Februar  1920,  Z.  3227,  dazu 
bevollmächtigt  waren  und  nach  meiner  Anweisung  vom  14.  Fe? 
bruar  1920,  Z.  3278,  durchgeführt. 

Der  Umtausch  der  1000?Kronen?Noten  erfolgt  in  Agram 
ausschließlich  bei  der  kgl.  Staatskasse. 

(Narodne  Novine  Nr.  115  vom  21.  Mai  1920.) 
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Ein  Runderlaß  des  Agramer  Delegierten  vom  26.  Mai  1920, 
Z.  12.310,  weist  alle  Staatskassen,  beziehungsweise  die  unterstellten 
Ämter  und  Behörden  an,  die  in  ihren  Depots  und  Handkassen  noch  be? 
findlichen  echt  markierten  Kronennoten  obiger  Posten  gleichfalls  in  der 
Frist  vom  30.  Mai  bis  3.  Juni  1920  auszutauschen.  Die  gleiche  Verfügung 
ergeht  auch  in  bezug  auf  Gerichtsdepots  und  Mündelgelder. 

(Narodne  Novine  Nr.  119  vom  27.  Mai  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums 
des  Königreiches  SHS.  in  Agram  vom  6.  März  1920, 
Nr»  5087,  betreffend  die  Verlängerung  der  Frist  für 
den  Umtausch  der  österreichisch' ungarischen  Geldnoten 
zu  20,  50  und  100  Kronen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  wiederholt  Stimmen  von  irgend* 
einer  bevorstehenden  Änderung  der  von  der  früheren  Regierung 
festgesetzten  Relation  zwischen  Dinar  und  Krone  1:4*)  laut 
wurden,  die  eine  Verwirrung  im  Geldverkehr  hervorrufen  und 
eine  Störung  des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  befürchten 
lassen,  da  ferner  infolge  der  verspäteten  Fertigstellung  der  kleine? 
ren  KronensDinarnoten  der  Umtausch  aller  Sorten  der  Kronen? 
noten  im  Sinne  der  Verordnung  betreffend  den  Umtausch  der 
Kronennoten,  verlautbart  in  den  „Narodne  Novine"  vom  11.  Fe* 
bruar  1920,  Nr.  33,  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  nicht 
möglich  sein  wird,  hat  der  Finanzminister  mit  seiner  Entscheidung 
vom  20.  Februar  1920,  Nr.  I.  6354,  folgendes  angeordnet: 

1.  Die  Relation  zwischen  Dinar  und  Krone  1  :  4,  welche  die 
jetzige  Regierung  von  der  früheren  übernahm,  wird  nicht  mehr 
geändert,  weil  nach  dieser  Relation  bereits  eine  beträchtliche 
Menge,  hauptsächlich  Noten  höherer  Kategorien  umgetauscht 
wurde. 

Der  Umtausch  der  Noten  zu  1000  K  wird  unabänderlich  in 
der  nach  §  7  der  Verordnung  über  den  Umtausch  der  Geldnoten 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank  (J.  Nr.  1696  vom  3.  Februar 
d.  J.)  **)  und  im  Art.  13  der  Instruktion  zur  Verordnung  über  den 


*)  Siehe  die  Kundmachung  vom  3.  Januar  1920,  Z.  100,  S.  466. 
**)  Diese  Bestimmung  hat  folgenden  Wortlaut :  „Die  auf  jenem  Ge? 
biete  des  Königreiches,  auf  dem  der  Umtausch  der  Kronennoten  am 
3.  Februar  1.  J.  beginnt,  befindliche  Staatskasse  nimmt  Banknoten  der 
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Umtausch  der  Kronennoten  (J.  Nr.  2460  vom  7.  Februar  d.  J.)  vor= 
geschriebenen  Frist  bis  5.  März  in  Serbien  und  Montenegro  unc1 
bis  15.  März  in  den  übrigen  Provinzen  des  Königreiches  durch 
geführt. 

3.  Die  Frist  für  die  Einziehung  der  100?Kronennoten  wird 
bis  zum  15.  April  d.  J.  verlängert. 

4.  Die  Frist,  bis  zu  welcher  die  Einziehung  der  50*  und  20? 
sowie  der  kleinen  Kronennoten  endgültig  durchgeführt  sein  muß, 
wird  später  verlautbart. 

5.  Zum  Schlüsse  werden  auch  die  Dinarnoten  der  „Narodna 
banka"  des  Königreiches  Serbien  im  Sinne  des  Art.  21  des  Ge* 
setzes  über  die  Narodna  banka  des  Königreiches  SHS.  einge? 
zogen. 

Die  für  den  Umtausch  festgesetzten  Fristen  werden  in 
keinem  Falle  verlängert  werden. 

Die  nach  Ablauf  dieser  Fristen  zurückgebliebenen  Kronen? 
rioten  verlieren  ihren  Wert  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  in 
unserem  Staate. 

Die  Frist  zum  Umtausch  der  1000?Kronennoten  der  öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  bleibt  dieselbe,  d.  h.  diese  Noten 
können  nur  bis  einschließlich  15.  März  1920  umgewechselt  wer? 
den;  die  Frist  für  den  Umtausch  der  Noten  zu  100  K  wird  bis 
15.  April  1920  verlängert,  die  für  den  Umtausch  der  österreichisch; 
ungarischen  Geldzeichen  zu  50,  20,  *)  10,  2  und  1  K  **)  wird  nach 
träglich  bestimmt  werden. 

Von  Obigem  wird  die  Bevölkerung  mit  der  Aufforderung 
verständigt,  im  eigenen  Interesse  sobald  als  möglich  die  Geld? 
zeichen  der  österreichisch?ungarischen  Bank  zu  1000,  100,  50  und 
20  K  gegen  Kronen?Dinarnoten  umzutauschen,  weil  sie  dadurch 
den  verschiedenen  Unannehmlichkeiten  entgeht,  welche  im  Geld? 
verkehre  aus  der  Nichtannahme  der  Kronennoten  entstehen. 

Österreichischsungarischen  Bank  im  Austausch  gegen  Kronen^Dinarnoten 
der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  bis  einschließlich  5.  März 
1.  J.  an." 

Die  Verordnung  statuiert  den  Umtausch  der  Kronennoten  gegen 
Kronen^Dinarnoten,  bezieht  sich  jedoch  nur  auf  den  Umtausch  der  Kro? 
nennoten  in  jenen  Gebieten,  in  welchen  die  Krone  vor  dem  Kriege  nicht 
gesetzliches  Zahlungsmittel  war. 

*)  Vgl.  die  folgende  Kundmachung  vom  8.  April  1920,  Z.  8101. 
**)  Vgl.  die  Kundmachung  vom  28.  Februar  1921,  Z.  5341,  S.  481. 
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Der  Finanzminister  hat  angeordnet,  daß  mit  dem  Umtausch 
der  Noten  der  Österreichischsungarischen  Bank  gegen  neue  Kro* 
nensDinarnoten  ordnungsgemäß  und  so  rasch  als  möglich  fortge* 
fahren  werde,  damit  die  Parteien  ihren  Umtausch  während  der 
verlängerten  Frist  ohne  Hindernisse  durchführen  können. 

Die  Behörden,  bzw.  die  Anstalten  haben  auch  weiterhin 
die  Arbeiten  für  den  Umtausch  wie  bisher  nach  den  an  sie  aus* 
gegebenen  Instruktionen  und  Verordnungen  zu  bewerkstelligen. 

(Narodne  Novine  vom  8.  März  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
8,  April  1920,  Zahl  81 01,  betreffend  den  Umtausch 
der   Noten   der   Österreichisch'  ungarischen   Bank  zu 

50  und  20  K. 

Zufolge  Erlasses  des  Finanzministers  vom  5.  April  1920, 
Z.  I.  12.429,  wird  als  letzter  Termin  für  den  Umtausch  der 
Noten  zu  50  und  20  K  der  15.  Mai  d.  J.  festgesetzt.  Bis  zu  die? 
sem  Termine  müssen  diese  Noten  unbedingt  umgetauscht  wer* 
den,  da  sie  nach  demselben  ihre  Zahlkraft  verlieren. 

Die  ordnungsmäßig  markierten  Noten  zu  10,  2  und  1  K  blei? 
ben  bis  auf  weiteres  noch  im  Verkehr  und  gelten  als  gesetzliche 
Zahlungsmittel,  insolange  sie  nicht  eingezogen  werden. 

(Narodne  Novine  Nr.  81  vom  9.  April  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in 
Agram  vom  18,  Juni  1920,  Z,  13918,  betreffend  die 
Beschreibung  der  Dinarnoten  der  Nationalbank  zu 
100,   20,    10,   5   und    1    Dinar   sowie   50   Para  oder 

1U  Dinar. 

Im  Sinne  des  §  5  meiner  Verordnung  vom  13.  Februar  1920, 
Z.  3227,  bezw.  vom  22.  April  1920,  Z.  8498,  sind  die  Dinarnoten 
der  Nationalbank  seit  16.  Februar  1920  gesetzliches  Zahlungs? 
mittel  im  Königreiche  SHS. 

Es  folgt  die  Beschreibung  der  Dinarnoten. 

(Narodne  Novine  Nr.  140  vom  22.  Juni  1920.) 
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Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums 
in  Agram  vom  27.  Juli  1920,  Z.  17429. 

Im  Zusammenhang  mit  meiner  Verordnung  vom  22.  April 
1920,  Z.  8498,  und  in  Durchführung  des  Erlasses  des  Finanz* 
ministers  vom  19.  Juli  1920,  J.  Z.  18.357,  gebe  ich  allen  Finanz* 
behörden  und  Ämtern  in  Kroatien,  Slawonien  und  der  Murinsel 
bekannt,  daß  der  Ministerrat  mit  Beschluß  vom  5.  Juli  1920, 
J.  Z.  18.357,  folgendes  verordnet  hat: 

1.  Die  Kronen?Dinarnote  zu  1  und  0*50  Dinar  ist  staatliches 
Papiergeld. 

2.  Bei  Zahlungen  ist  niemand  verpflichtet,  auf  einmal  mehr 
als  100  Dinar  in  Stücken  zu  0'50  Dinar  und  mehr  als  200  Dinar 
in  Stücken  zu  1  Dinar  anzunehmen. 

3.  Die  Hauptstaatskasse  ist  verpflichtet,  Kronen?Dinarnoten 
zu  1  und  0'50  Dinar  in  unbegrenzter  Menge  sowohl  bei  Zahlun? 
gen,  als  auch  im  Umtausch  gegen  Kronen?Dinarnoten  größeren 
Nominalwertes  anzunehmen.  Der  Finanzminister  wird  bestim? 
men,  in  welcher  Menge  die  übrigen  Kassen  diese  Noten  anzu* 
nehmen  haben. 

4.  Der  Umlauf  an  Stücken  zu  1  Dinar  und  1/s  Dinar  darf  ins: 
gesamt  100  Mill.  Dinar  nicht  übersteigen. 

5.  Das  Finanzministerium  und  die  Nationalbank  des  König* 
reiches  SHS.  werden  angewiesen,  die  Verrechnungen  im  Sinne 
dieser  Verordnung  durchzuführen. 

Punkt  6  bestimmt  die  Kompetenzabgrenzung  zwischen  dem  General* 
inspektorate  und  der  Generaldirektion  der  staatlichen  Rechnungsführung 
bei  Handhabung  dieser  Verordnung. 

(Narodne  Novine  Nr.  179  vom  9.  August  1920.) 

Verordnung  der  Delegierten  des  Finanzministeriums  in 
Agram  vom  4,  August  1920,  Z.  17682,  betreffend  die 
Außerkurssetzung  der  österreichisch  "ungarischen  Bank" 
noten  zu  1  und  2  Kronen.*) 

Der  Finanzminister  hat  mit  Erlaß  vom  17.  Juli  1920, 
J.  Z.  19.935,  angeordnet,  daß  alle  Staatskassen,  die  österreichisch? 

*)  Eine  inhaltlich  gleiche  Verordnung  des  Laibacher  Delegierten  des 
Finanzministers  wurde  im  «Uradni  List»  Nr.  91  vom  7.  August  1920  ver? 
öffentliche 
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ungarische  Banknoten  zu  1  und  2K  einnehmen,  diese  Banknoten 
nicht  mehr  in  Umlauf  zu  setzen,  sondern  gegen  Kronen?Dinar? 
noten  umzutauschen  haben. 

Alle  näheren  Anweisungen  im  Sinne  obiger  Verordnung 
wird  die  Generaldirektion  der  staatlichen  Rechnungsführung  er 
lassen.  Auf  Grund  dieser  Verordnung  und  jener  Anweisungen 
wird  angeordnet  werden,  wie  die  unterstellten  Staatskassen  den 
Umtausch  der  1?  und  2?Kronen?Noten  gegen  Kronen?Dinarnoten 
durchzuführen  haben. 

Bis  zum  Eintreffen  der  diesbezüglichen  Verordnung  der  Ge 
neraldirektion  der  staatlichen  Rechnungsführung  haben  sich  die 
Staatskassen  darauf  zu  beschränken,  nach  Möglichkeit  die  h  und 
2?Kronen?Noten  nicht  wieder  in  Umlauf  zu  setzen.  Den  Um? 
tausch  können  sie  erst  nach  Eintreffen  der  obgenannten  Verord* 
nung  durchführen.  Nur  jene  h  und  2*Kronen*Noten  werden  gegen 
Kronen^Dinarnoten  umgetauscht,  die  seinerzeit  (Dezember  1918) 
durch  unsere  Zivil?  und  Militärbehörden  abgestempelt  worder 
sind.*)  (Narodne  Novine  Nr.  176  vom  6.  August  1920.) 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  des 
Königreiches  SHS.  in  Agram  vom  20.  Februar  1921, 
Z,  4192,  betreffend  die  Beschränkung  der  Verpflichtung 
zur  Annahme  von  Banknoten  der  Österreichisch 'unga' 
rischen  Bank  zu  1,  2  und  10  Kronen  seitens  staatlicher 

Kassen.**) 

In  Durchführung  des  Beschlusses  des  Finanzministeriums  Generale 
inspektorat  vom  17.  Februar  1921,  J.  Z.  1831,  und  im  Zusammenhang  mit 
meinen  Verordnungen  vom  30.  August  1920,  Z.  20.115  ex  1920,  und  vom 
2.  Dezember  1920,  Z.  29.806,  trage  ich  allen  staatlichen  Kassen  sowie  den 
städtischen  Steuerämtern  und  den  Gemeindevertretungen  auf,  bei  Ent* 
gegennahme  von  Steuern,  ärarischen  Forderungen  oder  überhaupt  staat* 
licher  Abgaben  von  einer  Person  höchstens  50  K  in  Noten  der  öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  zu  1,  2  oder  10  K  anzunehmen. 


*)  Eine  Kundmachung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanzmini* 
sters  vom  1.  Oktober  1920,  Z.  22.522,  erklärt,  daß  echt  gestempelte  Bank* 
noten  der  österreichisch*ungarischen  Bank  zu  1  und  2  K  gesetzliche  Zah* 
lungsmittel  und  als  solche  von  allen  Zivil*  und  Militärbehörden  anzu< 
nehmen  sind. 

**)  Außer  Kraft  gesetzt  durch  die  folgende  Verordnung. 
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Mehr  als  50  K  dürfen  die  genannten  Kassen  bei  Abfuhr  der  an? 
geführten  Abgaben  seitens  einer  Person  in  Kronennoten  niedriger  Kate* 
gorien  nicht  annehmen.  Gleichzeitig  werden  die  Steuerämter  aufgefor* 
dert,  die  bei  ihnen  einfließenden  Banknoten  der  österreichisch?ungari* 
sehen  Bank  zu  10  K  nach  Möglichkeit  nicht  mehr  in  Verkehr  zu  setzen, 
sondern  sie  nach  den  bestehenden  Vorschriften  an  die  Staatskasse  in 
Agram  einzusenden. 

Ferner  werden  die  Steuerämter  verpflichtet,  binnen  drei  Tagen  der 
Rechnungsabteilung  der  Finanzdelegatur  in  Agram  einen  übersichtlichen 
Ausweis  über  den  Gesamtbetrag  der  bereits  an  die  Staatskasse  in 
Agram,  bezw.  an  die  Generalstaatskasse  in  Belgrad  abgesendeten  Banks 
noten  der  österreichisch?ungarischen  Bank  zu  1  und  2  K  vorzulegen.  Die 
Daten  bezüglich  Absen dung  sind  im  Ausweis  genau  zu  verzeichnen. 

(Narodne  Novine  vom  21.  Februar  1921.) 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzmmisters  des 
Königreiches  SHS.  vom  28.  Februar   1921,  Z.  5841, 
betreffend  die  Außerkurssetzung  der  österreichisch'un' 
garischen  Banknoten  zu  i,  2  und  10  Kronen. 

Auf  Grund  des  im  Einvernehmen  mit  dem  Generalinspekto: 
rate  des  Finanzministeriums  gefaßten  Beschlusses  setze  ich  hie 
mit  meine  Verordnung  vom  20.  Februar  1921,  Z.  4192,  betreffend 
die  Beschränkung  der  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Banknoter 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank  zu  1,  2  und  10  Kronen  sei 
tens  staatlicher  Kassen  außer  Kraft.  Gleichzeitig  beauftrage  ich 
die  Steuerämter  sowie  die  Stadt?  und  Gemeindevorstehungen, 
die  erwähnten  Banknoten,  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  unzweifel? 
haft  echt  von  unsern  Zivil?  und  Militärbehörden  gestempelt  oder 
mit  echten  Marken  versehen  sind,  in  unbegrenzter  Menge  bei 
Zahlungen  anzunehmen. 

Die  bei  ihnen  einfließenden  Banknoten  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  zu  1,  2  und  10  K  *)  dürfen  die  Ämter  nicht  wie 


*)  Ein  während  der  Drucklegung  bekannt  gewordener  Zirkularerlaß 
des  Delegierten  des  Finanzministeriums  in  Agram  vom  11.  März  1921, 
Z.  6224,  verlautbart  in  den  „Narodne  Novine"  vom  12.  März  1921,  ver? 
fügt  auf  Grund  des  Erlasses  des  Generalinspektorates  des  Finanz* 
ministeriums    vom   4.    März    1921,    J.    Z.    2777,    die   sofortige  Außer* 
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der  in  Umlauf  setzen,  sondern  haben  sie  gemäß  der  Verordnung 
vom  2.  Dezember  1920,  Z.  29.806  ex  1920,  an  die  Hauptstaats* 
kasse  zu  senden.  *)  (Narodne  Novine  vom  2.  März  1921.) 

verkehrsetzung  der  echt  markierten  Banknoten  der  Österreichisch?ungari* 
sehen  Bank  zu  10  K  und  weist  die  Staatskassen  an,  die  bei  ihnen  ein* 
fließenden  10?K*Noten  nicht  mehr  in  Umlauf  zu  setzen. 

*)  Zur  Zeit  der  Drucklegung  der  Einleitung  waren  diese  Noten 
noch  unbeschränkt  im  Umlauf.  Siehe  Seite  XXIII. 


Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien 
vom  28.  Mai  1919,  Zahl  4694,  betreffend  das  Verbot 
der  Einfuhr  von  Noten  zu  25  K  und  200  K. 

Da  die  Noten  der  österreichischsungarischen  Bank  zu  25  K 
und  200  K  bei  uns  kein  gesetzliches  Zahlungsmittel  sind,  da  ferner 
laut  Mitteilungen  in  anderen  Staaten  der  gewesenen  Monarchie 
eine  erhebliche  Anzahl  Falsifikate  dieser  Noten  zirkulieren, 
wird  die  Einfuhr  dieser  Noten  verboten. 

Solche  Noten,  deren  Einfuhr  versucht  wird,  sind  zu  be* 
schlagnahmen  und  dem  Delegierten  des  Finanzministers  zu  über- 
geben. (Narodne  Novine  Nr.  124  vom  31.  Mai  1919.) 


Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien 
vom  4.  Juni  19 19,  Zahl  538 1. 

Laut  Erlaß  des  Finanzministers,  Z.  1472,  wird  die  Einfuhr 
der  über  Auftrag  der  ungarischen  Sowjetregierung  von  der  un* 
garischen  Postsparkasse  emittierten  Noten  zu  5  K  und  10  K 
verboten.  (Narodne  Novine  Nr.  128  vom  5.  Juni  1919.) 


Verordnung  der  Delegation  des  Finanzministeriums  für 
Slowenien  und  Istrien  in  Laibach,  Zahl  1750  Pr,,  bc 
treffend  das  Handelsverbot  mit  Scheidemünzen  und 
Beschränkung  der  Ausfuhr  aus  dem  Gebiete  des  König' 

reiches  SHS. 

Im  Sinne  der  Verordnung  betreffend  die  provisorische  Orga? 
nisation  der  Delegation  des  Finanzministeriums  wird  auf  Grund 
der  im  Art.  16  erteilten  Ermächtigung  folgendes  verordnet: 
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§  I. 

Die  Verordnung  des  ehemaligen  österreichischen  Finanz? 
ministeriums  vom  28.  November  1850,  RGBl.  Nr.  451,  betreffend 
das  Verbot  des  Handels  (der  Agiotage)  mit  Scheidemünzen,  wird 
auch  auf  Nickel?  und  Eisenmünzen  ausgedehnt. 

§  2. 

Die  Ausfuhr  von  gemünztem  Kleingeld  jeder  Art,  also  auch 
von  solchem  aus  Nickel  oder  Eisen  über  die  Grenzen,  wie  auch  der 
Handel  mit  Scheidemünzen  im  Inland  ist  als  Übertretung  des 
Gefällstrafgesetzes  zu  betrachten  und  wird  mit  einer  Geldstrafe 
von  200  K  bis  10.000  K  geahndet.  Das  beschlagnahmte  Geld  ver? 
fällt  zugunsten  des  Staates. 

§  3. 

Im  Reisenden?  und  Grenzpassantenverkehr  wird  die  Mit? 
nähme  von  gemünztem  Kleingeld  im  Höchstausmaße  von  1  K 
pro  Person  gestattet. 

§  4. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  treten  am  Tage  der 
Kundmachung  in  Kraft.       (Uradni  List  XCIV  vom  19.  Mai  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Fmanzministers  vom 
6.  Oktober  1919,  Zahl  18109. 

Laut  Erlaß  des  Finanzministers  vom  4.  Oktober  1919,  Z.  2736, 
wird  die  Ausfuhr  von  Silbergeld  im  Betrage  von  über  5  Dinar 
(Kronen,  Perper,  Leva)  aus  dem  Königreiche  SHS.  verboten.*) 

Zuwiderhandelnde  werden  entsprechend  bestraft,  das  ihnen 
abgenommene  Geld  wird  konfisziert. 

(Narodne  Novine  Nr.  228  vom  9.  Oktober  1919.) 

*)  Mit  Verordnung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanzministers 
vom  31.  März  1920,  Z.  7221,  wurde  die  Ausfuhr  von  Silbergeld  generell 
verboten.  Gleichzeitig  wurde  festgesetzt,  daß  eine  Bestrafung  wegen 
Schmuggels  nur  dann  einzutreten  hat,  wenn  der  Beweis  erbracht  ist,  daß 
die  Ausfuhrabsicht  vorhanden  war. 
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Kundmachung   des    Delegierten    des  Finanzministers 
vom  4.  Dezember  191 9,  Zahl  22251. 

Mit  Bezug  auf  das  mit  Z.  21.836  vom  27.  November  1919 
verlautbarte  Verbot  *)  der  Einfuhr  von  Kronennoten  hat  der  Herr 
Finanzminister  mit  Erlaß  vom  3.  Dezember  1919,  Z.  3439  G.  I.,  ge* 
stattet,  daß  Reisende,  welche  die  Grenzen  des  Königreiches  SHS. 
überschreiten,  bis  zu  1000  Kronen  in  Noten  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank,  deren  Abstempelung  vorschriftsmäßig  durchs 
geführt  werden  muß,  einführen  dürfen. 

(Narodne  Novine  Nr.  276  vom  9.  Dezember  1919.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
20.  Dezember  19 19,  Zahl  23 108. 

Zufolge  Verordnung  des  Generalinspektorates  des  Finanz? 
ministeriums  des  Königreiches  SHS.  vom  16.  Dezember  1919, 
Z.  3762,  wird  über  Beschluß  des  Ministerrates  vom  8.  Dezember 
1919,  Z,  I.  3762,  die  Ausfuhr  der  markierten  Noten  der  öster* 
reichisch?ungarischen  Bank  aus  dem  Königreiche  SHS.  ver* 
boten.**) 

Zuwiderhandelnde  sind  als  Schmuggler  zu  betrachten.  Die 
in  ihrem  Besitze  vorgefundenen  Noten  sind  zugunsten  der  Staats* 
kasse  zu  konfiszieren. 

(Narodne  Novine  Nr.  291  vom  29.  Dezember  1919.) 

Kundmachung    des    Delegierten    des  Finanzministers 

vom  18.  April  1920,  Zahl  8382,  betreffend  das  Verbot 

der  Ausfuhr  von  Kronen 'Dinarnoten  aus  dem  König' 

reiche  SHS. 

Zufolge  Beschlusses  des  Ministerrates  vom  25.  März  1920, 
Z.  I.  11.667,  hat  der  Herr  Finanzminister  die  Ausfuhr  von  Kronen? 
Dinarnoten  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  aus  unserem 
Staate  verboten. 

*)  Vgl.  die  Kundmachung  vom  15.  Dezember  1920,  Z.  30198,  S.  487. 
**)  In  Slowenien  wurde  ein  solches  Verbot  durch  die  Verordnung 
des  Finanzministeriums  vom  16.  Dezember  1919,  J.  Z.  3762  (verlautbart 
im  Uradni  List  186  vom  31.  Dezember  1919),  erlassen. 
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Zuwiderhandelnde  werden  als  Schmuggler  nach  §  100  des 
Finanzgesetzes  für  1919/20  betrachtet.  Das  bei  ihnen  vorge? 
fundene  Geld  wird  zugunsten  der  Staatskasse  konfisziert.  Die 
Grenzzollämter  haben  sich  strengstens  an  diese  Verordnung  zu 
halten.  (Narodne  Novine  Nr.  90  vom  20.  April  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in 
Agram  vom   3o.  August  1920,  Z.  20170,  betreffend 
die  Ausfuhr  von  Dinar  und  Kronen'Dinarnoten. 

Der  Finanzminister  hat  mit  Erlaß  vom  16.  August  1920, 
J.  Z.  20.841,  verordnet,  daß  die  Grenzzollämter  jedem  Reisenden 
die  Ausfuhr  von  1000  Dinar  in  Banknoten  der  Nationalbank 
oder  in  Kronen?Dinarbanknoten  zu  gestatten  haben. 

Dieser  Betrag  von  1000  Dinar  wird  nicht  in  die  Summe  der 
zur  Ausfuhr  jedem  Reisenden  freigegebenen  gesunden  Valuta 
(Ministerratsbeschluß  J.  Z.  3074  vom  12.  November  1919  und 
J.  Z.  4034  vom  5.  Jänner  1920)  eingerechnet. 

Wer  mehr  als  1000  Dinar  in  Dinar*  oder  Kronen^Dinarbank? 
noten  ins  Ausland  auszuführen  versucht,  wird  als  Schmuggler 
nach  §  100  des  Finanzgesetzes  für  1919  und  1920  bestraft.  Die 
Banknoten  verfallen  zugunsten  der  Staatskasse. 

(Narodne  Novine  Nr.  197  vom  30.  August  1920.) 

Erlaß  der  Generalzolldirektion  in  Belgrad  vom  8.  Ok' 
tober  1920,   C.  Zahl  64863,  betreffend  die  Einschrän' 
kung  der  zur  Ausfuhr  zugelassenen  Summe  von  Dinar', 
bezw.  Kronen'Dinarbanknoten. 

(Verlautbart  durch  Kundmachung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanz» 
ministers  vom  19.  Oktober  1920,  Z.  25318.) 

Mit  Rücksicht  auf  gewisse  Unzukömmlichkeiten  bei  der 
Ausfuhr  von  Banknoten  im  Reiseverkehr  verfügt  das  General* 
inspektorat  des  Finanzministeriums  auf  Vorschlag  der  General* 
zolldirektion  in  Belgrad  wie  folgt: 
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Das  Recht,  bis  zu  1000  Dinar  in  Banknoten  der  National* 
bank  oder  in  Kronen^Dinarbanknoten  ins  Ausland  auszuführen, 
das  Einzelpersonen  mit  Beschluß  vom  17.  August  1920,  J.  Z. 
20.841,  eingeräumt  wurde,  dürfen  nicht  beanspruchen: 

1.  Reisende,  die  auf  kurze  Zeit  aus  dem  Ausland  in  Grenz* 
orte  kommen,  bzw.  diese  verlassen, 

2.  fremde  Untertanen,  die  aus  unserem  Staate  auswandern. 

(Narodne  Novine  Nr.  291  vom  21.  Oktober  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Fmanzmmisters  in 
Agram  vom  15.  Dezember  1920,  Z.  30198,  betreffend 
die  Einfuhr  von  österreichisch  und  ungarisch  gestern' 
pelten  Banknoten  der  Osterreichisclvungarischen  Bank. 

In  Durchführung  des  Erlasses  des  Finanzministeriums,  Ge? 
neralinspektorat,  vom  30.  November  1920,  J.  Z.  22.618,  gebe  ich 
hiemit  allgemein  bekannt,  daß  der  Finanzminister  auf  Grund 
des  Ministerratsbeschlusses  vom  16.  Oktober  1920,  J.  Z.  22.618, 
folgendes  angeordnet  hat: 

j.  Die  Einfuhr  von  Kronennoten  der  Österreichisch^ungari? 
sehen  Bank,  welche  mit  dem  österreichischen  oder  ungarischen 
Stempelaufdruck  versehen  sind,  wird  gestattet. 

2.  Die  Einfuhr  aller  anderen  Kronennoten  der  Österreichisch? 
ungarischen  Bank  (ungestempelter  oder  mit  anderen  als  österrei* 
einsehen  oder  ungarischen  Stempelaufdrücken  versehener  oder 
markierter  Noten)  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Be* 
träges  verboten.  Wer  versuchen  sollte,  solche  Banknoten  einzu* 
führen,  wird  als  Schmuggler  nach  den  Vorschriften  des  Zoll* 
gesetzes  bestraft. 

3.  Die  Entscheidung  des  Ministerrates  vom  19.  November 
1919,  J.  R.  3439,  wird  damit  außer  Kraft  gesetzt. 

Demgemäß  tritt  auch  die  Verordnung  des  Agramer  Dele* 
gierten  vom  27.  November  1919,  Z.  21,836,  außer  Kraft. 

(Narodne  Novine  Nr.  286  vom  17.  Dezember  1920.) 
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Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
20,  November  19 19,  betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr 
französischer  Francs,  englischer  Pfund  Sterlings,  amerika' 
nischer  Dollars  und  Schweizer  Franken  aus  dem  König' 

reiche  SHS. 

Zufolge  Erlasses  des  Generalinspektorates  des  Finanzmini* 
steriums  vom  13.  November  1919,  Z.  I.  3074,  wird  über  Beschluß 
des  Ministerrates  vom  12.  November  1919  folgendes  verfügt: 

Es  wird  die  Ausfuhr  von  franz.  Francs  im  Betrage  von  über 
1000  Francs,  von  engl.  Pfund  Sterling  im  Betrage  von  über 
30  Pfund,  amer.  Dollars  im  Betrage  von  über  100  Dollars  und 
schweizer.  Franken  im  Betrage  von  über  600  Franken  aus  dem 
Königreiche  SHS.  verboten. 

Wenn  ein  Reisender  mehrere  Arten  der  vorbezeichneten 
Valuten  mit  sich  führt,  darf  deren  Gesamtwert  nicht  mehr  als 
1000  franz.  Francs  betragen,  wobei  ein  Pfund  Sterling  mit  30, 
ein  Dollar  mit  10,  ein  Schweizer  Franken  mit  60  franz.  Francs  be 
rechnet  wird. 

Zuwiderhandelnde  werden  als  Schmuggler  behandelt.  Das 
Geld  wird  zugunsten  des  Ärars  konfisziert. 

(Narodne  Novine  Nr.  265  vom  24.  November  1919.) 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
24.  Jänner  1920,  Zahl  1420,  betreffend  das  Verbot  der 
Ausfuhr  von  griechischen  Drachmen  und  italienischen 

Lire. 

Das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  hat  mit  Er? 
laß  vom  5.  Januar  d.  J.,  Z.  I.  4038,  mit  Bezug  auf  den  Erlaß  vom 
13.  November  1919,  Z.  I.  3074,  und  auf  Grund  des  Beschlusses 
des  Ministerrates  vom  27.  Dezember  1919,  Z.  I.  4034,  verboten, 
aus  dem  Königreiche  SHS.  im  Einzelfalle 

1.  mehr  als  700  griech.  Drachmen,  und 

2.  mehr  als  1200  ital.  Lire  auszuführen. 

Wenn  Reisende  verschiedene  Valuten  mit  sich  führen,  darf 
die  Gesamtsumme  derselben  1000  franz.  Francs,  nach  dem  zu 
bestimmenden  Kurse,  nicht  überschreiten. 
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Zuwiderhandelnde  werden  als  Schmuggler  behandelt.  Das 
bei  ihnen  vorgefundene  Geld  wird  zugunsten  des  Ärars  kon* 
fisziert.  (Narodne  Novine  Nr.  23  vom  29.  Januar  1920.) 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in 
Agram  vom  25.  Juli  1920,  Zahl  176 12,  betreffend  das 
Verbot  der  Ausfuhr  von  Valuten, 

Auf  Grund  des  Ministerratsbeschlusses  vom  19.  März  1920, 
J.  Z.  10.215,  und  des  §  100  der  Finanzgesetze  verordnet  der 
Finanzminister  mit  Erlaß  vom  19.  Juli  1920,  J.  Z.  19.934,  wie  folgt: 

Die  Ausfuhr  folgender  Valuten  aus  dem  Königreiche  SHS. 
wird  verboten: 

a)  deutscher  Mark  in  Beträgen  über  2000  Mark, 

b)  rumänischer  Lei  in  Beträgen  über  2000  Lei, 

c)  tschechoslowakischer  Kronen  in  Beträgen  über  2000  Kc. 

Mehrbeträge,  deren  Ausfuhr  versucht  wird,  sind  von  den 
Grenzzollämtern  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zugunsten 
des  Ärars  zu  konfiszieren.  Zuwiderhandelnde  werden  als 
Schmuggler  behandelt. 

(Narodne  Novine  Nr.  171  vom  30.  Juli  1920.) 


Vertrag,  abgeschlossen  zwischen  der  Regierung  des 
Königreiches  SHS.  und  der  Privilegierten  National' 
bank  des  Königreiches  Serbien.  Finanzministerium  des 
Königreiches  SHS.  Generalinspektorat  J.  Zahl  1021 
vom  26.  Jänner  1920. 

I. 

Der  gefertigte  Finanzminister  vertritt  die  Regierung  auf 
Grund  des  Ministerratsbeschlusses  vom  27.  Januar  1920,  J.  Z.  1021, 
dessen  getreue  Abschrift  diesem  Vertrage  beigeschlossen  wird. 

1.  Die  Regierung  des  Königreiches  SHS.  schlägt  mit  Zu* 
Stimmung  der  Privilegierten  Nationalbank  des  Königreiches  Ser? 
bien  vor,  daß  das  folgende  von  der  Versammlung  der  Bank? 
aktionäre  angenommene  Gesetz  über  die  Nationalbank  des  König* 
reiches  SHS.  am  1.  Februar  1920  in  Kraft  trete. 

2.  Von  diesem  Tage  an  gelten  für  das  Königreich  SHS  und 
für  die  neue  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  alle  Rechte  und 
Pflichten,  die  in  diesem  Gesetze  für  beide  Teile  vorgesehen  sind. 

3.  Die  Regierung  des  Königreiches  SHS.  verpflichtet  sich, 
das  folgende  Gesetz  der  ersten  ordentlichen  Nationalversamm* 
lung  in  einer  ihrer  ersten  Sitzungen  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

4.  Dieser  Vertrag  wird  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt,  wo? 
von  eines  für  die  Regierung  und  eines  für  die  Nationalbank  be* 
stimmt  ist. 

II. 

Gesetz  über  die  Nationalbank  des  Königreiches  SHS. 
Name,  Zweck,  Dauer,  Sitz. 

§1. 

Die  Privilegierte  Nationalbank  des  Königreiches  Serbien 
führt  von  jetzt  an  den  Namen  „Nationalbank  des  Königreiches 
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der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen"  (Narodna  banka  Kraljevstva 
Srba,  Hrvata,  i  Slovenaca)  und  dehnt  ihren  Wirkungskreis  auf 
das  ganze  Königreich  aus. 

Die  Firma  der  Nationalbank  lautet:  „Nationalbank  des 
Königreiches  der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen." 

§2. 

Die  Aufgabe  der  Nationalbank  besteht  darin,  auf  alle  Arten 
für  den  möglichsten  Schutz  und  die  Kräftigung  der  Landesvaluta 
zu  sorgen  und  den  Bedarf  der  produktiven  Erwerbszweige  durch 
kurzfristige  Kredite  zu  befriedigen.  Schließlich  ist  es  ihr  Zweck, 
durch  Organisierung  des  Geldverkehrs  auf  möglichst  voll? 
kommener  Grundlage  dem  Staate  den  Finanzdienst  zu  er? 
leichtern. 

§3. 

Der  Sitz  der  Nationalbank  ist  Belgrad.  Außerhalb  Belgrads 
wird  die  Bank  ihre  Filialen  und  Agenturen  haben.  Sofort  eröffnet 
die  Bank  ihre  Filialen  dort,  wo  jetzt  Filialen  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  bestehen.  Die  Filialen  der  privilegierten 
Nationalbank  für  das  Königreich  Serbien  in  Skoplje  und  Bitelj 
wird  sie  beibehalten  und  im  Laufe  des  ersten  Jahres  Filialen  in 
Nis  und  Cetinje  eröffnen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Industrie  kann  die  Bank  außer  diesen  Filialen  auch  in  anderen 
Orten,  wo  es  sich  als  nötig  erweist,  Filialen  oder  Agenturen 
eröffnen. 

§4. 

Die  Dauer  des  Bestandes  der  Nationalbank  wird  auf  25  Jahre 
vom  Tage  der  Kundmachung  des  Gesetzes  an  festgesetzt. 

Diese  Frist  kann  über  Verlangen  der  Bank  durch  ein  Gesetz 
verlängert  werden,  das  drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegs  zu  er* 
lassen  ist. 

§5. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  können  ohne  Zustim? 
mung  der  Nationalbank  nicht  abgeändert  werden. 
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Kapital,  Reservefond. 

§6. 

Das  Bankkapital  beträgt  50  Millionen  Dinar  in  Gold,  die 
auf  100.000  Aktien  zu  500  Dinar  in  Gold  aufgeteilt  werden. 

Die  bisher  mit  10  Millionen  Dinar  in  Gold  eingezahlten 
20.000  Aktien  der  privilegierten  Nationalbank  für  das  Königreich 
Serbien,  die  auf  den  Überbringer  lauten,  werden  als  für  die 
Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  gezeichnete  Aktien  an? 
gesehen. 

§7. 

Sofort  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  legt  die  Bank 
40.000  Aktien  im  Nominalbetrage  von  20  Millionen  Dinar  in  Gold 
zur  öffentlichen  Zeichnung  unter  folgenden  Bedingungen  auf  :*) 

a)  Die  Einzahlung  erfolgt  sukzessive,  wobei  der  Gesamt- 
betrag binnen  5  Jahren  zu  erlegen  ist. 

b)  Der  Emissionskurs  der  Aktien  wird  auf  Grund  des  reinen 
Bankvermögens,  das  nach  den  Grundsätzen  der  kaufmännischen 
Bilanzierung  festzustellen  ist,  bestimmt  und  dem  Ministerium  für 
Handel  und  Industrie  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

c)  Nach  erfolgter  Zeichnung  wird  die  Aufteilung  der 
Aktien  folgendermaßen  erfolgen:  Zunächst  werden  jedem 
Zeichner  5  Aktien,  oder  wenn  er  weniger  gezeichnet  hat,  die  ent? 
sprechende  Anzahl  Aktien  ausgefolgt. 

Hierauf  werden  den  Zeichnern,  die  mehr  als  5  Aktien  ge? 
zeichnet  haben,  wieder  5  Aktien,  beziehungsweise  die  ent? 
sprechende  Mehranzahl,  wenn  weniger  als  10  Aktien  gezeichnet 
wurden,  ausgefolgt. 

Der  Rest  wird  auf  die  Zeichner  von  mehr  als  10  Aktien  im 
Verhältnis  der  Zahl  der  gezeichneten  Aktien  verteilt. 

§8. 

Die  neuen  Aktien  werden  auf  Namen  lauten  und  können 
nur  mit  Zustimmung  des  Verwaltungsrates  übertragen  werden. 
Sie  können  nicht  auf  Namen  von  Ausländern  lauten  und  auch  auf 
Ausländer  nicht  übertragen  werden.  Nur  die  bisherigen,  auf  den 


*)  Diese  Erhöhung  des  Aktienkapitals  wurde  in  der  Zeit  vom  1.  bis 
31.  Dezember  1920  durchgeführt. 
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Überbringer  lautenden  Aktien  werden  in  Namens? Aktien  um? 
gewandelt,  ohne  Rücksicht  darauf,  welchem  Staatsverbande  der 
Eigentümer  angehört.  Ausgenommen  sind  nur  Untertanen  solcher 
fremder  Staaten,  die  durch  besondere  Gesetze  ausgeschlossen 
sind.  In  einer  von  der  Bank  noch  zu  bestimmenden  Frist  haben 
alle  Besitzer  ihre  Aktien  nach  der  Nummer  zwecks  Umwandlung 
in  Namens?Aktien  anzumelden. 

§9. 

Die  restlichen  40.000  Aktien  im  Betrage  von  20  Millionen 
Dinar  in  Gold  werden,  sobald  es  nötig  ist,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  für  Handel  und  Industrie  emittiert. 

§  10. 

Der  Reservefond  dient: 

a)  zur  Deckung  von  Verlusten, 

b)  zur  Ergänzung  der  Dividende  der  Aktionäre  bis  auf  6% 
des  eingezahlten  Kapitals. 

Dem  Reservefond  sind  aus  dem  Reingewinne  insolange  5% 
zuzuweisen,  als  er  nicht  20%  des  eingezahlten  Kapitals  erreicht. 

Im  Statut  wird  festgelegt,  in  welcher  Höhe  und  in  welchen 
Werten  der  Reservefond  anzulegen  ist. 

Wirkungskreis. 

§n. 

Die  Nationalbank  wird  folgende  Geschäfte  betreiben: 

1.  Eskomptierung  und  Reeskomptierung  von  Geschäfts? 
wechseln  mit  mindestens  zwei  sicheren  Unterschriften  und  nicht 
länger  als  dreimonatlicher  Laufzeit,  von  Obligationen  heimischer 
öffentlicher  Institute,  von  staatlichen  Kassenscheinen  und  von 
Kupons  staatlicher  Obligationen  unter  den  im  Statut  bestimmten 
Bedingungen;  Kauf  und  Verkauf  von  Wechseln  und  Schecks  auf 
fremde  Plätze, 

2.  Kauf  und  Verkauf  von  Gold  und  Silber, 

3.  Gewährung  von  Darlehen  gegen  Verpfändung  von: 

a)  Gold  und  Silber, 

b)  staatlichen  Obligationen  welcher  Art  immer  (Obliga? 
tionen,  Lose,  Bons  usw.)  sowie  von  staatsgarantierten  Obliga? 
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tionen,  Aktien  und  Pfandbriefen,  von  Pfandbriefen  und  Kom* 
munalobligationen  der  heimischen  Geldinstitute  und  solcher  In? 
stitute  überhaupt,  deren  Papieren  Pupillarsicherheit  zuerkannt 
wurde.  Auch  diese  Darlehen  dürfen  auf  nicht  länger  als  3  Monate 
und  nur  unter  den  im  Statut  festgesetzten  Bedingungen  erteilt 
werden. 

4.  Ausgabe  von  kurzfristigen  Anweisungen  auf  Grund  von 
Erlägen  in  gemünztem  Gold  oder  Banknoten,  zwecks  Zahlung 
von  Zöllen  oder  andern  staatlichen  Gebühren. 

5.  Annahme  von  Geld  und  anderen  Wertsachen  zur  Ver* 
Währung  und  Verwaltung. 

6.  Annahme  von  Geld  und  anderen  Werten  in  laufende 
Rechnung  und  Ausgabe  von  damit  in  Verbindung  stehenden  An* 
Weisungen,  Akkreditivs  und  Schecks. 

7.  Eröffnung  von  Giro*Kontis. 

8.  Durchführung  von  Ein*  und  Auszahlungen  und  bei  vorher* 
gehender  Deckung  auch  von  Bankkommissionsgeschäften. 

9.  Übernahme  des  Dienstes  der  Zeichnung  von  Anleihen  auf 
Rechnung  des  Staates,  der  autonomen  Körperschaften  sowie  auch 
der  industriellen  und  Handelsunternehmungen  des  Landes. 

10.  Lombardierung  der  Obligationen  des  Verbandes  der 
landwirtschaftlichen  Vereine  und  Annahme  von  Wechseln  des 
Verbandes  der  Gewerbevereine  zum  Reeskompte, 

Die  Bank  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  die  gesunde  Valuta 
unserer  heimkehrenden  Auswanderer  aufgekauft  und  im  Interesse 
des  heimischen  Geldverkehres  verwendet  werde. 

Außer  diesen  Geschäften  hat  die  Bank  unter  den  mit  der 
Regierung  zu  vereinbarenden  Bedingungen  unentgeltlich  die 
Pflichten  einer  staatlichen  Kasse  zu  versehen. 

§  12. 

Der  Finanzminister  hat  das  Recht,  bei  der  Bank  für  gewerb* 
liches  Kapital  höchstens  150  Millionen  Dinar  staatliche  Schatz* 
scheine  mit  jährlicher  Verzinsung  bis  zu  2%  zu  eskomptieren. 

Der  Dienst  für  diese  Bons  ist  in  das  jährliche  Finanzgesetz 
aufzunehmen. 
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§  13. 

Der  Staat  kann  im  Bedarfsfalle  jederzeit  bei  der  Bank  einen 
Kredit  in  der  Weise  aufnehmen,  daß  er  bei  derselben  600  Mil? 
Honen  Dinar  in  Banknoten  gegen  Sicherstellung  durch  seinen  Be* 
stand  an  Gold  oder  ausländischen  Forderungen  anfordert.  Die 
auf  diese  Weise  von  der  Bank  emittierten  Noten  zählen  nicht 
auf  das  ordentliche  Kontingent  der  Bank. 

§  14. 

Andere  als  die  im  §  11  angeführten  Geschäfte  darf  die 
Nationalbank  nicht  betreiben. 

Es  ist  ihr  insbesonders  nicht  erlaubt,  Eigentum  an  Immo; 
bilien  zu  erwerben  oder  Hypothekardarlehen  zu  geben. 

Eigentum  än  Immobilien  darf  sie  nur  in  dem  für  ihren  Be* 
trieb  notwendigen  Ausmaße  erwerben.  Falls  eine  ihrer  Forderun? 
gen  gefährdet  ist,  kann  sie  als  Sicherstellung  für  diese  Forderung 
auch  Immobilien  kaufen,  muß  sie  aber  bei  erster  Gelegenheit 
wieder  verkaufen. 

Banknoten. 

§  15. 

Die  Nationalbank  hat  das  ausschließliche  Recht,  Banknoten 
zu  emittieren.  Der  Verwaltungsrat  stellt  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  für  Handel  und  Industrie  und  dem  Finanzminister 
die  Typen  der  zu  emittierenden  Banknoten  fest. 

Die  Banknoten  der  Nationalbank  werden  als  allgemeines 
Zahlungsmittel  im  ganzen  Lande  erklärt. 

§  16. 

Die  Nationalbank  ist  verpflichtet,  gegen  jede  ihrer  Bank? 
noten  auf  Verlangen  den  entsprechenden  Betrag  in  gesetzlichem 
Metallgelde  zu  zahlen.  Auf  jeder  Banknote  muß  diese  Verpflich* 
tung  der  Bank  vermerkt  sein. 

Bei  den  Filialen  kann  die  Auszahlung  so  lange  aufgeschoben 
werden,  bis  das  Geld  von  der  Zentrale  eingetroffen  ist. 

Die  B^ank  ist  verpflichtet,  Banknoten  'einer  Art  (Type) 
gegen  Banknoten  anderer  Art  (Type)  umzuwechseln. 

32 
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§17. 

Die  Bank  kann  die  Auszahlung  ihrer  Banknoten  nur  in 
außerordentlichen  Fällen  im  Einvernehmen  und  über  Beschluß  der 
königlichen  Regierung  einstellen. 

§  18. 

Die  in  Umlauf  gesetzten  Banknoten  müssen  durch  Gold 
und  Silber  sowie  durch  sonstige  Handels?  und  Finanzwerte 
gedeckt  sein,  die  leicht  und  sicher  in  Bargeld  zu  verwandeln 
sind.  Unter  Handels?  und  Finanzwerten  sind  solche  Werte  zu  ver? 
stehen,  die  durch  Geschäfte  nach  §  11  dieses  Gesetzes  erworben 
wurden,  sowie  auch  Wechsel  des  Verbandes  der  landwirtschaft? 
liehen  Vereine  und  des  Verbandes  der  Bauernvereine. 

§  19. 

Die  Metalldeckung  der  Nationalbank  besteht  aus  Gold  und 
Silber  in  ihren  Kassen  und  ihren  Forderungen  an  das  Ausland. 
Welche  von  diesen  und  mit  welchem  Betrage  sie  in  den  Stand  der 
Metalldeckung  aufzunehmen  sind,  wird  von  Zeit  zu  Zeit  von  der 
Nationalbank  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Handel 
und  Industrie  und  dem  Finanzminister  bestimmt. 

§20. 

Die  Nationalbank  kann  als  ordentliches  Kontingent  hoch? 
stens  dreimal  so  viel  Banknoten  in  Umlauf  setzen,  als  die  Metall? 
deckung  beträgt. 

§21. 

Die  Nationalbank  hat  das  Recht,  ihre  Banknoten  aus  dem 
Umlauf  zu  ziehen  und  sie  gegen  andere  Banknoten  auszutauschen. 

In  diesen  Fällen  hat  die  Bank  eine  Kundmachung  zu  er? 
lassen,  in  welcher  die  aus  dem  Verkehr  zu  ziehenden  Banknoten 
beschrieben  werden.  Diese  Kundmachung  ist  in  Zwischenräumen 
von  50  bis  höchstens  100  Tagen  im  Amtsblatte  dreimal  zu  ver? 
lautbaren.  Nach  Ablauf  von  5  Jahren  vom  Tage  der  letzten 
Kundmachung  an,  ist  die  Bank  nicht  mehr  verpflichtet,  aus  dem 
Umlauf  gezogene  Banknoten  anzunehmen. 

Der  Wert  der  bis  zu  diesem  Termin  nicht  präsentierten 
Banknoten  fällt  dem  Staate  zu. 
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§  22. 

Die  Nachmachung,  Fälschung  und  Abänderung  der  Bank? 
noten  der  Nationalbank,  ihrer  Aktien  sowie  der  Kupons  und 
Talons  wird  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  über  das 
Verbrechen  der  Münzverfälschung  bestraft.  Die  Fälschung  aller 
anderen  Ausfertigungen  der  Bank  wird  nach  den  Bestimmungen 
des  Strafgesetzes  über  das  Verbrechen  der  Fälschung  öffentlicher 
Urkunden  betraft. 

§  23. 

Über  den  Stand  ihrer  Geschäfte  und  die  Zahl  der  im  Um? 
lauf  befindlichen  Banknoten  hat  die  Nationalbank  alle  8  Tage 
im  Amtsblatte  Ausweise  zu  veröffentlichen. 

Nähere  Bestimmungen  hierüber  werden  im  Statute  im  Ein? 
vernehmen  mit  dem  Minister  für  Handel  und  Industrie  auf? 
gestellt. 

Verwaltung. 

§24. 

Die  Nationalbank  wird  durch  den  Verwaltungsrat  vertreten, 
an  dessen  Spitze  der  Gouverneur  steht. 

Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  24  Mitgliedern,  die  von  der 
Versammlung  der  Aktionäre  auf  4  Jahre  gewählt  werden  und 
Staatsbürger  des  Königreiches  SHS.  sein  müssen. 

Zwölf  Mitglieder  müssen  ihr  Domizil  in  Belgrad  haben. 

Der  Verwaltungsrat  muß  mindestens  einmal  in  zwei  Monaten 
zusammentreten. 

Der  Wirkungskreis  des  Verwaltungsrates  sowie  die  Art  der 
Wahl  wird  im  Statute  näher  umschrieben. 

§25. 

Der  Gouverneur  muß  Staatsbürger  unseres  Königreiches 
sein  und  in  Belgrad  wohnen. 

Der  Verwaltungsrat  präsentiert  dem  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  5  Kandidaten  für  den  Gouverneurposten.  Der 
Gouverneur  wird  durch  königlichen  Ukas  auf  4  Jahre  bestellt. 

Den  Gehalt  des  Gouverneurs  bestimmt  der  Verwaltungsrat. 

32* 
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Ein  als  Gouverneur  gewählter  Staatsbeamter  behält  alle 
Beamtenrechte.  Die  bei  der  Bank  verbrachten  Dienstjahre  werden 
ihm  in  die  Staatsdienstzeit  eingerechnet.  Die  Pension  wird  nach 
dem  Gehalt  berechnet,  den  er  vor  der  Bestellung  zum  Gouver? 
neur  bezogen  hat. 

Der  Wirkungskreis  und  die  Pflichten  des  Gouverneurs 
werden  im  Statute  näher  umschrieben. 

§26. 

Zu  Beginn  jeden  Jahres  wählt  der  Verwaltungsrat  aus  seiner 
Mitte  ein  Mitglied,  das  den  Gouverneur  im  Verhinderungsfalle 
zu  vertreten  hat.  Das  gewählte  Mitglied  trägt  den  Titel  :  Vize? 
gouverneur. 

§27. 

Zur  Kontrolle  der  Geschäftsführung  wird  ein  Aufsichtsrat 
bestellt,  der  aus  9  Mitgliedern,  die  Staatsbürger  des  Königreiches 
SHS.  sein  müssen,  besteht. 

Sie  werden  von  der  Generalversammlung  auf  drei  Jahre 
gewählt. 

Die  Art  der  Wahl  und  der  Wirkungskreis  des  Aufsichts? 
rates  werden  im  Statute  bestimmt. 

§  28. 

Zwecks  Begutachtung  der  der  Nationalbank  zur  Eskomptie? 
rung  vorgelegten  Wechsel  werden  Eskompte^Ausschüsse  einge? 
setzt.  Die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Ausschüsse  sowie  die  Art 
ihrer  Wahl  und  ihr  Wirkungskreis  wird  ebenfalls  im  Statute 
bestimmt. 

Versammlung  der  Aktionäre. 

§  29. 

Ordentliche  Generalversammlungen  sind  jedes  Jahr  spätem 
stens  im  März  abzuhalten,  außerordentliche,  so  oft  es  notwendig 
erscheint. 
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Die  Art  der  Einberufung  der  Generalversammlung  wird  im 
Statute  bestimmt.  In  der  Versammlung  geben 

5  Aktien  das  Recht  auf  eine  Stimme, 
15  Aktien  das  Recht  auf  zwei  Stimmen, 
25  Aktien  das  Recht  auf  drei  Stimmen, 
35  Aktien  das  Recht  auf  vier  Stimmen, 
50  Aktien  das  Recht  auf  fünf  Stimmen, 

bei  mehr  als  50  Aktien  geben  je  25  Aktien  das  Recht  auf  eine 
Stimme  mehr,  jedoch  darf  niemand  mehr  als  30  Stimmen  haben. 

Aktionäre  mit  weniger  als  5  Aktien  können  einen  Aktionär 
mit  ihrer  Vertretung  in  der  Generalversammlung  betrauen,  der 
soviele  Stimmen  erhält,  als  auf  die  Gesamtzahl  der  vertretenen 
Aktien  entfallen. 

Aktionäre,  die  fremde  Staatsbürger  sind,  können  an  der 
Generalversammlung  weder  teilnehmen  noch  in  dieser  vertreten 
werden. 

Rechte  der  Bank. 

§30. 

Die  Nationalversammlung  hat  das  Recht,  in  ihrem  Siegel 
das  Wappen  des  Königreiches  zu  führen. 

§31. 

Für  alle  Streitigkeiten,  in  denen  die  Bank  Partei  ist,  ist  das 
Handelsgericht  in  Belgrad  zuständig,  für  Streitigkeiten  aller 
ihrer  Filialen  das  Gericht  der  Stadt,  in  der  die  Filialen  ihren 
Sitz  haben. 

Dies  gilt  auch  für  Sistierungen  und  Verbote,  die  von  der 
Bank  und  ihren  Filialen  gefordert  werden. 

Etwa  von  der  Bank  geforderte  Sicherstellungen  erstrecken 
sich  sowohl  auf  die  Hauptschuld  und  die  Zinsen,  als  auch  auf  die 
gesetzlichen  Nebengebühren  sowie  auf  die  Kosten. 

Die  Vollzugsorgane  sind  verpflichtet,  der  Bank  in  kürzester 
Zeit  in  beglaubigter  Abschrift  ein  Verzeichnis  der  unter  Sperre 
oder  Sicherstellung  gelegten  Gegenstände  einzuschicken  und  die 
Beschreibung  und  Abschätzung  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  über  das  Konkursverfahren  vorzunehmen. 
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§32. 

Urteile  gegen  Schuldner  der  Bank  sind  in  kürzester  Zeit 
zu  vollstrecken. 

Der  Verkauf  von  mobilem  und  immobilem  Eigentum  eines 
Bankschuldners  wird  dreimal  im  Amtsblatte  veröffentlicht.  Vom 
Tage  der  letzten  Veröffentlichung  bis  zum  Tage  des  Verkaufes 
dürfen  nicht  mehr  als  30  und  nicht  weniger  als  10  Tage  ver* 
streichen. 

Der  Verkauf  wird  der  Bank  in  jedem  Falle  ausdrücklich  mit? 
geteilt,  dem  Schuldner,  den  anderen  Gläubigern  oder  deren  be* 
vollmächtigten  Vertretern  nur  dann,  wenn  diese  Personen  ihren 
ständigen  Wohnsitz  im  Königreiche  SHS.  haben. 

§33. 

Das  Eigentum  und  die  Einnahmen  der  Bank  werden  mit 
Steuern,  Taxen  und  Gebühren  für  die  Zeit  der  Dauer  des  Pri* 
vilegs  nicht  belastet.  Ebenso  sind  die  Register  und  Einschreibe? 
bücher  sowie  alle  Dokumente,  Quittungen  und  Anweisungen  der 
Bank,  ihrer  Filialen  und  Agenturen  von  Gebühren  befreit. 

Ferner  werden  die  Nationalbank  und  ihre  Filialen  im  Ver* 
kehr  untereinander  und  im  Verkehre  mit  den  Staatskassen  von 
der  Zahlung  des  Postportos  für  Geldsendungen  befreit. 

§34. 

Die  Bücher  der  Nationalbank  und  die  Auszüge  daraus  haben, 
wenn  sie  statutengemäß  gefertigt  sind,  die  Kraft  öffentlicher 
Urkunden. 

§35. 

Die  Bank  hat  darauf  Anspruch,  daß  aus  den  bei  ihr 
deponierten  und  verpfändeten  Werten  zuerst  ihre  Forderungen 
beglichen  werden.  Sie  hat  ein  privilegiertes  Pfandrecht  an  Mobi? 
lien  ihrer  Schuldner,  wann  oder  zu  welchem  Zwecke  immer  diese 
in  ihre  Verfügungsgewalt  kommen. 

Die  Bank  kann  sich  aus  diesen  Werten  auch  ohne  gericht* 
liches  Urteil  befriedigen. 

Diese  Bestimmungen  gelten  auch,  wenn  der  Schuldner  stirbt 
oder  die  Verfügungsgewalt  über  sein  Vermögen  verliert. 
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Dieses  Recht  der  vorzugsweisen  Befriedigung  aus  bei  ihr 
erliegenden  Werten  ihrer  Schuldner  kann  der  Bank  auch  von 
Dritten,  mögen  dieselben  an  den  gegenständlichen  Werten  ein 
besseres  Recht  haben  oder  sogar  Eigentümer  sein,  nicht  ge* 
schmälert  werden.  In  solchem  Falle  bleibt  dem  Dritten  nur  ein 
Anspruch  gegen  den  Schuldner  der  Bank. 

§36. 

Wer  eine  Sperre  oder  Sicherstellung  auf  einen  bei  der  Bank 
deponierten  Wert  (Gold  oder  Wertpapiere)  oder  auf  Forderungen, 
deren  Inkasso  durch  die  Bank  zu  besorgen  ist,  legen  will,  hat  sich 
an  das  zuständige  Gericht  zu  wenden,  das  allein  berechtigt  ist, 
unter  Bedachtnahme  auf  die  Rechte  der  Bank  eine  Sperre  oder 
Sicherstellung  zu  verfügen. 

In  diesen  Fällen  ist  die  Bank  berechtigt,  die  Werte  oder  die 
betreffende  Forderungssumme  auf  Kosten  des  Eigentümers  bei 
Gericht  zu  deponieren. 

§37. 

Wenn  der  Eigentümer  der  bei  der  Bank  deponierten  Werte 
stirbt  oder  unter  Kuratel  gerät,  haben  der  Verwalter  der  Erb* 
Schaftsmasse,  beziehungsweise  der  Kurator,  die  Bank  durch  das 
Gericht  davon  zu  verständigen  und  ihr  die  Personen  anzugeben, 
die  über  diese  Werte  verfügen  können. 

Falls  die  Bank  davon  nicht  benachrichtigt  wird,  haftet  sie 
nicht  für  Verluste,  die  daraus  für  die  Gläubiger  oder  Nachfolger 
entstehen. 

Staatsaufsicht 

§38. 

Die  Staatsaufsicht  übt  der  Kommissär  aus,  den  der  König 
mit  Ukas  über  Vorschlag  des  Ministers  für  Handel  und  Industrie 
ernennt. 

Der  Kommissär  ist  Staatsbeamter,  mindestens  im  Range 
und  mit  dem  Gehalt  eines  Ministerialchefs,  dessen  Gehalt  und 
gesetzliche  Zulagen  zu  Lasten  der  Nationalbank  fallen. 

Der  Kommissär  hat  besonders  die  Emission  der  Banknoten 
zu  beaufsichtigen.  Er  hat  das  Recht,  allen  Ausschußsitzungen  und 
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Versammlungen  der  Aktionäre  beizuwohnen.  Wenn  er  findet, 
daß  ein  Beschluß  dem  Statute,  den  Gesetzen  oder  den  Interessen 
des  Landes  widerspricht,  hat  er  das  Recht,  die  Durchführung 
eines  solchen  Beschlusses  zu  sistieren  und  den  Minister  für 
Handel  und  Industrie  davon  sofort  zu  verständigen.  Der  Minister 
hat  innerhalb  15  Tagen  seine  Entscheidung  in  dieser  Frage  zu 
erlassen.  Wenn  er  in  dieser  Frist  keine  Entscheidung  trifft,  ist 
die  Durchführung  des  Bankbeschlusses  als  erlaubt  anzusehen. 

Zwecks  Kontrolle  der  Geschäfte  der  Nationalbank,  die  das 
Finanzministerium  berühren,  hat  der  Finanzminister  das  Recht, 
durch  Ukas  oder  Vorschrift  dem  Kommissär  des  Ministers  für 
Handel  und  Industrie  einen  Vertreter  an  die  Seite  zu  stellen,  der 
den  Bedingungen  des  zweiten  Absatzes  dieses  Paragraphen 
unterliegt.  Die  Pflichten  des  Vertreters  des  Finanzministers 
werden  im  Statute  geregelt. 

§39. 

Der  Reingewinn  der  Bank,  der  jedes  Kalenderjahr  ermittelt 
wird,  wird  folgendermaßen  verwendet:  Eine  Hälfte  fällt  dem 
Staate  zu,  von  der  anderen  Hälfte  wird  der  Reservefond  mit  5% 
nach  §  10  dieses  Gesetzes  dotiert,  weitere  5%  werden  als  Tan? 
tiemen  für  den  Verwaltungs?  und  Aufsichtsrat  und  für  die  Be? 
amtenschaft  ausgeworfen,  der  Rest  zur  Auszahlung  der  Dividende 
verwendet. 

Die  Dividende  darf  10%  des  Aktienkapitals  nicht  über? 
steigen.  Verbleibt  nach  Bezahlung  einer  10%igen  Dividende  noch 
ein  Rest,  so  fällt  derselbe  dem  Staate  zu. 

Wenn  dagegen  der  Reingewinn  zur  Bezahlung  einer  6%igen 
Dividende  nicht  zureicht,  so  wird  die  Dividende  aus  der  dem 
Staate  zufallenden  Hälfte  auf  6%  ergänzt.  ■ 

§40. 

Das  Recht  auf  die  Dividende  verjährt  in  5  Jahren,  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  dem  die  Bank  die  Verteilung  der  Dividende 
im  Amtsblatt  kundgemacht  hat. 

§41. 

Soweit  durch  dieses  Gesetz  nichts  anderes  bestimmt  ist, 
gelten  auch  für  die  Nationalbank  die  Vorschriften  für  Aktien? 
gesellschaften. 
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Gerichtliche  Amortisation  der  Aktien  und  Urkunden 
der  Bank. 

§42. 

Die  Banknote  der  Nationalbank  unterliegt  keinerlei  gericht? 
licher  Amortisation,  noch  kann  auf  irgend  eine  Art  die  Bank 
verpflichtet  werden,  jemandem  für  verlorene  oder  vernichtete 
Banknoten  andere  auszufolgen. 

Bloß  für  zerrissene  Banknoten  oder  für  Teile  derselben  wird 
die  Bank  entsprechenden  Ersatz  nach  den  von  der  königlichen 
Regierung  genehmigten  Grundsätzen  leisten. 

Verlorene  oder  vernichtete  Aktien,  Dividendenkupons, 
Talons  und  die  übrigen  von  der  Nationalbank  ausgegebenen  Ur? 
künden  können  gerichtlich  nach  den  folgenden  Vorschriften 
amortisiert  werden. 

§43. 

Für  die  Amortisation  der  Urkunden  der  Nationalbank  ist 
das  Handelsgericht  in  Belgrad,  für  die  ihrer  Filialen  das  Gericht 
der  Stadt  zuständig,  wo  sie  ihren  Sitz  haben. 

§44. 

Die  gerichtliche  Amortisation  kann  nur  der  Eigentümer  der 
Urkunde  oder  sein  gesetzlicher  Vertreter  verlangen  und  nur, 
wenn  die  Urkunde  nicht  schon  durch  Gesetz  außer  Kraft  ge? 
setzt  ist. 

Das  Gesuch,  mit  welchem  bei  Gericht  die  Amortisation 
verlangt  wird,  muß  enthalten: 

1.  Beschreibung  der  Urkunde  oder  ihres  wesentlichen  In* 
haltes  und  der  Erkennungszeichen,  insbesonders:  Titel  der  Ur* 
künde,  Zahl,  Datum,  Wert  (Nominale  oder  erlegter  Wert),  den 
Namen,  auf  den  sie  lautet,  ausgefüllte  oder  Bianco?Indossa« 
mente  usw. 

2.  Beschreibung  der  Ereignisse  oder  der  Art,  wie  die  Urs 
künde  unzweifelhaft  oder  vermutlich  verloren  oder  vernichtet 
wurde. 

3.  Nachweis  des  Eigentumsrechtes  der  Urkunde  und  Art, 
wie  die  Urkunde  verloren  oder  vernichtet  wurde.  Wenn  jedoch 
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der  Beweis  unmöglich  ist,  die  Klausel,  daß  der  Gesuchsteller  bes 
reit  sei,  seine  Angaben  zu  beschwören. 

§§  45-57. 

enthalten  weitere  Bestimmungen  über  das  Amortisationsverfahren. 

Ubergangsbestimmungen. 
I. 

Die  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  emittiert  neue 
Banknoten,  gegen  welche  die  Kronennoten  der  Österreichischen? 
garischen  Bank  und  die  Banknoten  der  Nationalbank  für  das 
Königreich  Serbien,  deren  Deckung  in  Silber  besteht,  ausgetauscht 
werden  müssen.  Die  Frist,  die  Art  und  die  Bedingungen  des  Aus* 
tausches  werden  im  Einvernehmen  mit  der  königlichen  Regierung 
von  der  Nationalbank  bestimmt. 

Die  Banknoten  der  Nationalbank  für  das  Königreich  Serbien 
gelten  als  Banknoten  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS., 
solange  sie  nicht  aus  dem  Verkehr  gezogen  werden. 

II. 

Zwecks  ehester  Durchführung  der  Emission  übernimmt 
die  Nationalbank  vom  Finanzministerium  die  Noten,  die  für  den 
Kronenaustausch  bestimmt  wurden,  und  setzt  sie  als  provisorische 
Banknoten  in  Umlauf. 

Spätestens  nach  3  Jahren  beginnt  die  Nationalbank  ihre 
definitiven  Banknoten  im  Austausch  gegen  die  provisorischen  in 
Umlauf  zu  setzen. 

III. 

Der  Staat  trägt  alle  Herstellungskosten  der  provisorischen 
Banknoten  und  die  Kosten  ihrer  Erhaltung  im  Umlauf  sowie  auch 
die  Garantie  ihrer  Deckung.  Davon  wird  die  Menge  der  Bank? 
noten  ausgenommen,  die  nach  §  11  dieses  Gesetzes  in  Umlauf 
gesetzt  wurde.  Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Herstellungskosten 
der  definitiven  Banknoten,  die  gegen  die  provisorischen  ausge* 
tauscht  werden. 
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Der  Staat  hat  das  Recht,  diese  Kosten  aus  den  in  Art.  V  der 
Übergangsbestimmungen  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Quellen 
zu  decken. 

IV. 

Die  Anzahl  der  Banknoten,  die  im  Austausch  gegen  die 
Kronennoten  in  Umlauf  gesetzt  werden,  ist  in  den  Büchern  der 
Bank  als  „Staatsschuld  ohne  Zinsen  nach  den  Kronennoten"  zu 
führen. 

Der  Staat  ist  verpflichtet,  diese  Schuld  auf  folgende  Weise 
sicherzustellen: 

1.  durch  einen  Teil  der  Staatsdomänen  im  Werte  der  Höhe 
der  Schuld; 

2.  durch  Kassenscheine  der  Hauptstaatskassa  im  gleichen 
Betrag. 

Wenn  der  Staat  diese  Schuld  im  ganzen  oder  teilweise  durch 
Hinterlegung  anderer  Werte  im  Einvernehmen  mit  der  Bank 
sicherstellt,  ist  die  Bank  verpflichtet,  die  Domänen  nach  Maß? 
gäbe  der  hinterlegten  Werte  freizugeben. 

Die  für  den  Austausch  emittierte  Banknotenmenge  zählt 
nicht  auf  das  ordentliche  Kontingent  der  Bank. 

V. 

Die  Staatsschuld  nach  den  Kronennoten  hat  der  Staat  aus 
folgenden  Quellen  abzuzahlen: 

1.  aus  seinem  Anteil  am  Gewinne  der  Nationalbank, 

2.  mit  dem  für  diesen  Zweck  im  Budget  vorgesehenen  Teile 
des  Reinertrages  der  Staatsdomänen, 

3.  aus  außerordentlichen  Zuschüssen,  die  ebenfalls  im 
Budget  vorgesehen  werden, 

4.  durch  regelmäßige  Abzahlung  des  Schuldrestes,  und  zwar 
mit  1%  jährlich  vom  6.  Jahre  und  mit  2%  jährlich  vom  9.  Jahre 
nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an. 

VI. 

Die  Ausnützung  jenes  Teiles  der  Staatsdomänen,  die  der 
Bank  als  Garantie  dienen,  erfolgt  entweder  in  Staatsregie  oder 
durch  Verpachtung,  in  welchem  Falle  der  Staat  verpflichtet  ist, 
der  Bank  eine  Abschrift  des  Pachtvertrages  vorzulegen. 


-  506  - 


VII. 

Der  gesamte  Metallbarbestand,  die  Forderungen  an  das 
Ausland  sowie  die  übrigen  Aktiven  der  Bank  dienen  als  Deckung 
der  im  Umlauf  befindlichen  Banknoten. 

VIII. 

Der  Stand  des  staatlichen  Kontos  bei  der  Nationalbank  für 
das  Königreich  Serbien  wird  unverändert  in  die  Bücher  der  Na? 
tionalbank  des  Königreiches  SHS.  übertragen. 

Diese  Staatsschuld  zählt  nicht  auf  das  ordentliche  Kontin* 
gent  der  Bank. 

IX. 

Der  Staat  verpflichtet  sich,  den  Goldstand  und  den  Stand 
der  Auslandsforderungen  mit  dem  Gesamtbetrage  von  300  Mil? 
Honen  auf  dieser  Höhe  zu  erhalten,  solange  die  Einlösung  der 
Banknoten  sistiert  ist. 

X*) 

Mit  Rücksicht  auf  die  außergewöhnlichen  Bedürfnisse,  die 
zum  Teil  aus  dem  Kriege,  zum  Teile  aus  der  Organisationsarbeit 
im  neuen  Königreiche  entstehen  und  ihrer  Natur  nach  nicht  aus 
den  ordentlichen  Einnahmsquellen  gedeckt  werden  können,  er? 
öffnet  die  Nationalbank  dem  Finanzministerium  einen  außer? 
ordentlichen  Kredit  im  Betrage  von  500  Millionen  Dinar  auf 
Grund  von  Staatsschatzscheinen. 

Die  für  diesen  Kredit  emittierten  Banknoten  zählen  nicht  auf  das 
ordentliche  Kontingent-  der  Bank. 
Die  Schuld  ist  unverzinslich. 

XL* 

Zwecks  ehester  Eröffnung  der  Filialen  übernimmt  die  Na? 
tionalbank  von  der  Regierung  des  Königreiches  SHS.  die 
Filialen  der  österreichisch?ungarischen  Bank  auf  dem  Gebiete 
unseres  Staates  unter  den  zwischen  der  Regierung  und  der  Na? 
tionalbank  vereinbarten  Bedingungen. 

*)  Der  zweite  und  dritte  Absatz  dieses  Punktes  wurden  durch  den 
auf  Seite  508  f.  wiedergegebenen  Vertrag  zwischen  der  Regierung  und  der 
Nationalbank  abgeändert. 
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XII. 

Die  Einlösung  der  Banknoten  der  Nationalbank  des  König? 
reiches  SHS.  mit  gesetzlichem  Metallgelde  wird  eingestellt 
und  erst  im  Einvernehmen  mit  der  kgl.  Regierung  auf  Grund 
einer  gesetzlichen  Ermächtigung  wieder  beginnen,  sobald  es  die 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Verhältnisse 
im  Lande  und  der  Goldbestand  der  Bank  erlauben.  Die  National? 
bank  kann  auch  während  der  Dauer  dieser  Einstellung  die  Ein? 
lösung  ihrer  Banknoten  mit  Kleingeld  mit  Zustimmung  des  Mi? 
nisters  für  Handel  und  Industrie  und  des  Finanzministers  vor? 
nehmen. 

*  XIII. 

Die  Dividende  wird  in  Gold  gezahlt,  jedoch  für  die  Zeit  der 
Einstellung  der  Banknoteneinlösung  in  Banknoten  der  National? 
bank,  umgerechnet  nach  dem  mittleren  Kurse  der  Belgrader  Börse 
für  Devisen  auf  Newyork  im  Monat  Dezember,  wobei  der  Kurs 
eines  Dollars  20  Dinar  nicht  übersteigen  darf. 

XIV. 

Die  Amortisationsfrist  für  die  bisherigen  auf  Überbringer 
lautenden  Aktien  der  priv.  Nationalbank  für  das  Königreich  Ser? 
bien  beträgt  5  Jahre  und  1  Monat. 

XV. 

Der  noch  nicht  verteilte  Reingewinn  der  priv.  Nationalbank 
für  das  Königreich  Serbien  wird  nach  dem  Statute  und  dem 
Gesetze  dieser  Bank  auf  den  Staat,  die  Aktionäre,  den  Verwal? 
tungsrat  und  auf  die  Beamten  aufgeteilt,  die  nach  diesem  Gesetze 
anspruchsberechtigt  sind.  Ebenso  wird  auch  der  Wert  der  Bank? 
noten  der  zweiten  Emission  der  priv.  Nationalbank  für  das 
Königreich  Serbien,  deren  Deckung  in  Silber  besteht,  aufgeteilt, 
wenn  sie  nicht  in  der  angeordneten  Frist  der  Bank  zur  Einlösung 
vorgelegt  werden. 

XVI. 

Solange  das  in  §  7  vorgesehene  Kapital  nicht  gezeichnet  und 
die  erste  Einzahlung  nicht  erfolgt  ist,  wird  die  Nationalbank 
von  dem  jetzigen  Verwaltungs?  und  Aufsichtsrat  der  priv.  Na? 
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tionalbank  für  das  Königreich  Serbien  geleitet,  der  innerhalb  drei 
Monaten  nach  erfolgter  erster  Einzahlung  auf  die  nach  §  7  aus? 
gegebenen  Aktien  eine  Generalversammlung  zwecks  Wahl  der 
gesamten  Verwaltung  nach  diesem  Gesetze  einzuberufen  hat. 

XVII. 

Der  ersten  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Natio* 
nalbank  des  Königreiches  SHS.  wird  das  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  ausgearbeitete  Statut  zur  Begutachtung  vorgelegt.  So? 
lange  das  neue  Statut  noch  nicht  in  Kraft  getreten  ist,  gilt  das 
Statut  der  priv.  Nationalbank  für  das  Königreich  Serbien,  soweit 
es  diesem  Gesetze  nicht  widerspricht.' 

XVIII. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  in  denen  das  ordentliche 
Kontingent  der  Banknoten  festgesetzt  ist,  sind  5  Jahre  nach  Ver* 
lautbarung  dieses  Gesetzes  einer  Revision  zu  unterziehen. 

XIX. 

Die  Verwaltung  ist  verpflichtet,  wenn  das  Privileg  der  Bank 
durch  Gesetz  nicht  verlängert  wird,  mindestens  3  Jahre  vor  des* 
sen  Ablauf  damit  zu  beginnen,  ihre  Banknoten  aus  dem  Umlauf 
zu  ziehen.  Nach  dieser  Frist  übergibt  die  Bank  dem  Staate  für 
die  in  Umlauf  gebliebenen  Banknoten  den  gleichen  Betrag  in 
Metallgeld,  mit  dem  die  Staatskassa  die  nachträglich  zur  Ein* 
Zahlung  vorgelegten  Banknoten  einlösen  könne. 

Für  die  anläßlich  des  Kronenaustausches  in  Umlauf  gesetz* 
ten  Banknoten  hat  die  Bank  bei  der  Liquidation  dem  Staate  die 
ihr  als  Garantie  für  diese  Banknoten  überlassenen  Domänen  zu* 
rückzugeben.  (Narodne  Novine  vom  14.  Februar  1920.) 

Vertrag  zwischen  der  Regierung  des  Königreiches  SHS. 
und  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS. 

Auf  Grund  der  Ermächtigung  durch  den  Ministerrats* 
beschluß  J.  Z.  24.006  vom  24.  November  1920  und  der  Ermächti* 
gung  der  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  durch  die  General* 
Versammlung  vom  15.  November  1920  wird  kundgemacht: 
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Die  Regierung  des  Königreiches  SHS.  beantragt  und  die 
Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  stimmt  zu,  daß  der  Ab? 
satz  2  und  3  des  Punktes  X  der  Übergangsbestimmungen  des  Ge; 
setzes  über  die  Nationalbank  des  Königreiches  SHS.  durch  fol? 
gende  Bestimmungen  abzuändern  ist: 

1.  Außer  dem  im  ersten  Absatz  dieses  Artikels  angeführten 
außerordentlichen  Kredit  eröffnet  die  Nationalbank  dem  Finanz? 
minister  einen  weiteren  Kredit  von  1*5  Milliarden  Dinar. 

2.  Zu  Lasten  dieser  Rechnung  gehen  alle  ungedeckten  Ver? 
bindlichkeiten  der  Regierung  aus  dem  Titel  des  Austausches  samt 
dem  Betrag  von  425,921.526.65  Dinar,  um  welchen  der  Finanz^ 
minister  die  für  die  Außerkurssetzung  der  Kronennoten  aus= 
gesetzte  Summe  überschritten  hatte. 

3.  Der  Staat  verpflichtet  sich,  die  Schuld  aus  diesem  außer? 
ordentlichen  Kredit  der  Bank  in  10  Jahren  zurückzuzahlen. 

4.  Banknoten,  die  für  diesen  Kredit  ausgegeben  werden, 
zählen  nicht  auf  das  ordentliche  Kontingent  der  Bank.  §  III  der 
Übergangsbestimmungen  hinsichtlich  der  Herstellungskosten 
findet  auf  sie  Anwendung. 

5.  Der  Staat  verpflichtet  sich,  den  gesamten  Kredit  durcii 
Verpfändung  seiner  produktiven  Domänen  sicherzustellen. 

6.  Diese  außerordentlichen  Kredite  stellen  eine  unverzins? 
liehe  Staatsschuld  vor. 

Die  Regierung  des  Königreiches  SHS.  verpflichtet  sich,  der 
ersten  ordentlichen  Nationalversammlung  in  einer  der  ersten 
Sitzungen  die  Abänderung  der  Absätze  2  und  3  des  §  X  der 
Übergangsbestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Nationalbank 
des  Königreiches  SHS.  zur  gesetzmäßigen  Annahme  einzu? 
bringen. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren, 
verfaßt,  von  welchen  eines  der  Regierung  und  eines  der  National 
bank  ausgefolgt  wird,  (Uradni  List  vom  26.  Januar  1921.) 


Verordnung  über  die  Zentrale  für  Zahlungen  an  das 
Ausland  (Devisenzentrale).    Erlassen   auf  Grund  der 
Verordnung  des  Finanzministeriums  des  Königreiches 
SHS.  vom  7,  November  1919,  Zahl  2799. 

L  Allgemeine  Bestimmungen. 

Zwecks  Erhaltung  eines  günstigen  internationalen  Kursstandes  uns 
seres  Geldes  und  zwecks  Förderung  des  Handelsverkehres  wird  für  die 
Zeit  der  durch  den  Krieg  geschaffenen  außerordentlichen  Verhältnisse 
eine  Devisenzentrale  errichtet,  deren  Aufgabe  die  Sammlung  aller  im 
Wege  des  Exporthandels  oder  sonstwie  in  unser  Land  einfließenden 
fremden  Valuten  und  deren  geregelte  Verteilung  für  die  Zwecke  der 
Einfuhr  ist. 

Die  Devisenzentrale  wird  aus  Delegierten  des  Finanzministeriums 
und  des  Ministeriums  für  Handel  und  Industrie  sowie  aus  je  einem  Ver? 
treter  der  Handels?  und  Gewerbekammer  und  einem  Vertreter  der  priv. 
Nationalbank  gebildet. 

Die  Zahl  der  Delegierten  hängt  von  der  Größe  der  Arbeiten  ab, 
so  daß  sie  nach  Bedarf  vergrößert  oder  verringert  werden  kann. 

Die  Devisenzentrale  richtet  ihr  eigenes  Bureau  mit  dem  nötigen 
Personal  ein,  an  dessen  Spitze  ein  Generalsekretär  mit  der  nötigen  An* 
zahl  von  Schreibern,  Archivaren  und  Praktikanten  steht.  Den  Kassen» 
dienst  kann  die  Devisenzentrale  durch  von  ihr  bestimmte  Banken  ver* 
sehen  lassen.  Die  Kredite  für  dieses  Bureau  und  sein  Personal  fallen 
zu  Lasten  des  Budgets  des  Finanzministeriums. 

II.  Sammlung  der  Devisen. 

Es  wird  die  allgemeine  Verpflichtung  ausgesprochen,  Devisen  und 
fremde  Valuten  für  die  Ausfuhr  aller  Artikel  aus  dem  Königreich  SHS., 
deren  Wert  mehr  als  100  Dinar  beträgt,  abzutreten  und  die  Ausfuhr  vor* 
her  der  Devisenzentrale  anzuzeigen.  Die  Grenzzollämter  dürfen  also  die 
Ausfuhr  von  keinerlei  Ware  gestatten,  deren  Wert  100  Dinar  über? 
schreitet,  wenn  der  Exporteur  nicht  die  amtliche  Bewilligung  der  De* 
visenzentrale  erhalten  hat.  Die  Erteilung  der  Ausfuhrbewilligung  ist  be* 
dingt  durch  die  Verpflichtung  des  Exporteurs,  die  in  fremdem  Gelde 
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(Devisen)  zu  zahlende  Summe  der  Devisenzentrale  abzutreten,  die  ihm 
dafür  die  entsprechende  Summe  in  staatlichem  Gelde  des  Königreiches 
SHS.  nach  den  amtlich  festgesetzten  Kursen  vergütet. 

Als  Garantie  für  die  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtung 
hat  jeder  Exporteur,  bevor  ihm  noch  die  Ausfuhrbewilligung  erteilt  wird, 
bei  der  Devisenzentrale  oder  ihren  Exposituren  20%  des  Schätzungs* 
wertes  der  Ausfuhrware  zu  erlegen. 

Diese  Kaution  kann  sowohl  in  gesetzlichem  Gelde,»  als  auch  in 
Wertpapieren,  Wechseln,  Einlagebüchern  oder  in  Garantiebriefen  solcher 
Geldinstitute  erlegt  werden,  deren  eingezahltes  Aktienkapital  mindestens 
1,000.000  Dinar  beträgt. 

Wenn  der  Exporteur  der  Devisenzentrale  (oder  ihren  Exposituren) 
seine  Dokumente  (akzeptierte  Tratten  etc.)  zum  Inkasso  zur  Verfügung 
stellt,  wird  ihm  der  Erlag  der  Kaution  erlassen. 

Die  Devisenzentrale  hat  eine  amtliche  Evidenz  über  alle  erteilten 
Ausfuhrbewilligungen  zu  führen  und  auf  das  schärfste  die  Erfüllung 
der  für  die  Abtretung  von  Devisen  und  fremden  Valuten  übernommenen 
Verpflichtung  zu  überwachen. 

III.  Verteilung  von  Devisen. 

Die  Devisenzentrale  verkauft  Devisen  und  fremde  Valuten  ent* 
weder  an  solche  Personen,  die  nachweisen,  daß  sie  aus  dem  Auslande 
Waren,  Maschinen,  Rohstoffe  u.  dgl.  einführen,  um  sie  dem  unmittelbaren 
Konsum  oder  der  industriellen,  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen 
Produktion  im  Inlande  zuzuführen,  oder  an  Personen,  die  einen  irgend* 
wie  anders  begründeten  Bedarf  an  fremdem  Gelde  nachweisen. 

Personen,  die  Devisen  oder  fremde  Valuten  erwerben  wollen, 
haben  sich  schriftlich  mit  begründetem  Gesuch  an  ihre  nächste  Handels?, 
Gewerbe*  oder  Agrarkammer  zu  wenden.  Jede  Kammer  prüft  die  ein* 
gelaufenen  Gesuche  und  sendet  die  stichhältig  befundenen  mit  ihrem 
Gutachten  gruppenweise  einmal  wöchentlich  an  die  Devisenzentrale  in 
Belgrad. 

Personen,  die  weder  Kaufieute  noch  Industrielle  sind,  haben  sich 
mit  ihren  Gesuchen  direkt  an  die  Devisenzentrale  zu  wenden,  die  zwei* 
mal  wöchentlich  über  die  vorgelegten  Gesuche  entscheidet,  wobei  sie 
auf  die  Versorgung  aller  Länder  des  Königreiches  SHS.  mit  Devisen 
nach  deren  Bedarf  zu  sehen  hat. 

Die  Devisenzentrale  bestimmt  zweimal  wöchentlich  die  Kurse  für 
den  Kauf  und  Verkauf  von  Devisen  in  der  betreffenden  Woche. 

IV. 

1.  Diese  Verordnung  tritt  nach  Unterfertigung  und  Kundmachung 
in  Kraft.  ) 

2.  Für  die  Ausgaben  der  Devisenzentrale  bewilligt  das  Finanz* 
Ministerium  einen  Kredit  von  100.000  Dinar  jährlich. 

33 
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3.  Damit  die  Devisenzentrale  mit  dem  Ankauf  von  Devisen  be= 
ginnen  könne,  stellt  ihr  das  Finanzministerium  einen  Kredit  von  10  Mill. 
Dinar  in  Dinar  oder  Kronen  zur  Verfügung. 

4.  Das  Finanzministerium  stellt  der  Devisenzentrale  zur  Förderung 
des  Einfuhrhandels  sukzessive  im  Laufe  des  Jahres  1919  nach  Bedarf 
Devisen  im  Betrage  bis  zu  10  Mill.  Franken  zur  Verfügung. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  ist  der  Finanzminister 
betraut.  (Narodne  Novine  vom  11.  November  1919.) 

Verordnung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanz' 
ministers  vom  19.  März  1920,  Zahl  6462,  betreffend 
die  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  fremden  Valuten  und 

Devisen. 

Das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  hat  mir  unter 
J.  Z.  102.521  vom  19.  März  1920  folgende  Verfügung  zur  Verlautbarung 
übergeben: 

Der  Ministerrat  hat  auf  Grund  der  im  §  15  des  Gesetzes  über  den 
allgemeinen  Zolltarif  erhaltenen  Ermächtigung  folgenden  Beschluß  vom 
19.  März  1920,  J.  Z.  10.215,  gefaßt: 

Bis  zur  definitiven  Reorganisation  der  Devisenzentrale,  die  ehesten? 
so  durchgeführt  werden  soll,  daß  eine  völlige  Kontrolle  über  den 
Verkehr  mit  fremden  Valuten  und  Devisen  erreicht  wird,  wird  folgendes 
verordnet: 

1.  Die  Verfügung  über  Forderungen  im  Auslande  durch  Ausstel* 
lung  von  Schecks,  Wechseln  oder  Akkreditiven  sowie  über  Auszahlungen 
auf  das  Ausland  wird  bis  auf  weitere  Verordnung  nur  den  Geldinstituten, 
und  zwar  ausschließlich  für  die  Zwecke  des  Einfuhrhandels  bewilligt. 

Die  Geldinstitute  haben  Schecks,  Wechsel,  Akkreditive  und  Aus« 
Zahlungen  auf  das  Ausland  nur  an  Kaufleute  und  Handelsfirmen  abzu- 
geben, die  beibringen: 

a)  die  Bestätigung  der  zuständigen  Handelskammer,  daß  ihre 
Firma  protokolliert  ist  und  daß  die  Einfuhr  der  gewünschten  Ware  gemäß 
Ministerratsbeschluß  C.  Z.  22.490  vom  19.  März  1920  *)  nicht  ver* 
boten  ist; 

b)  eine  Bestätigung  der  Polizeibehörde,  daß  sie  Staatsbürger  des 
Königreiches  der  SHS.  sind. 

Solche  Devisen  können  nach  Kundmachung  dieser  Verordnung  nur 
Geldinstitute,  deren  eingezahltes  Kapital  mindestens  1  Million  Dinar  be= 


*)  Dieses  Einfuhrverbot  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  Luxuswaren.  Publiziert 
in  «Trgovinski  Glasnik»  vom  23.  März  1920. 


trägt,  *)  nach  vorhergegangener  Zustimmung  des  Generalinspektorats 
des  Finanzministeriums  verkaufen.  Die  Zustimmung  kann  auch  tele* 
graphisch  eingeholt  werden. 

2.  Über  Dispositionen  solcher  Art  haben  die  Geldinstitute  ein 
besonderes  Register  zu  führen,  aus  welchem  der  Name  des  Käufers,  sein 
Beruf  und  Wohnort,  die  Warengattung,  die  der  Käufer  einführen  will, 
die  Summe  (in  fremder  Währung)  und  der  Kurs  verzeichnet  sein  muß. 

Dieses  Register  untersteht  jederzeit  der  Kontrolle  der  vom  Finanz* 
minister  bestimmten  Behörde.  Eine  Abschrift  dieses  Registers  haben  die 
Geldinstitute  jeden  Samstag  dem  Generalinspektorat  des  Finanzmini* 
steriums  einzusenden,  das  die  Abschriften  periodisch  verlautbaren  wird. 

Die  Geldinstitute  können  von  solchen  Zahlungsmitteln  unter  den 
Bedingungen  dieser  Verordnung  ohne  Einholung  einer  Bewilligung  des 
Finanzministers  Summen  bis  zum  Werte  von  100.000  französischen 
Franken,  und  zwar  einem  und  demselben  Käufer  nur  einmal  monatlich 
ausfolgen. 

Der  gesamte  Devisenankauf  eines  Käufers  bei  allen  Geldinstitut 
ten  des  Königreiches  SHS.  darf  im  Laufe  eines  Monats  den  genannten 
Wert  von  100.000  französischen  Franken  nicht  überschreiten. 

Über  diesen  Betrag  werden  Devisen  von  Geldinstituten  nur  an 
solche  Personen  oder  Firmen  ausgegeben,  die  außer  den  unter  1  angeführ* 
ten  Bestätigungen  auch  noch  eine  besondere  Bewilligung  des  Finanz* 
ministers  zum  Ankauf  von  Devisen  beibringen  ;  das  Verzeichnis  dieser 
Devisen  wird  periodisch  veröffentlicht. 

3.  Personen  und  Firmen,  die  auf  diese  Art  irgendeines  der  genann* 
ten  ausländischen  Zahlungsmittel  zwecks  Wareneinfuhr  erwerben  wollen, 
haben  eine  eigenhändig  gefertigte  Erklärung  abzugeben,  daß  sie  binnen 
drei  Monaten  notwendige  Waren  im  entsprechenden  Werte  aus  dem 
Auslande  einführen,  und  müssen  nach  Ablauf  dieser  Frist  mit  den  Ein* 
fuhrzolldeklarationen,  die  auf  ihren  Namen  lauten,  nachweisen,  daß  sie 
die  Ware  wirklich  eingeführt  haben. 

Diese  Verpflichtungserklärung  sowie  auch  alle  in  den  Punkten  1 
und  2  genannten  Bestätigungen,  bzw.  Bewilligungen  hat  jedes  Geldinsti* 
tut  für  den  Fall  der  Kontrolle  zu  verwahren. 

4.  Die  Verfügung  über  Forderungen  in  Österreich,  Ungarn, 
Tschechoslowakei,  Rumänien,  Bulgarien  und  Deutschland  in  den  Valu* 
ten  dieser  Länder  ist  an  keine  einschränkende  Bedingung  gebunden.**) 

5.  Jede  Person,  bzw.  Firma,  die  Schecks,  Wechsel,  Akkreditive  oder 

*)  Richtiggestellt  durch  Kundmachung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanz* 
ministers  vom  21.  Juni  1920,  Z.  14452. 

(Narodne  Novine  Nr.  139  vom  21.  Juni  1920.) 

•    **)  12.  Februar  1920,  S.  732. 
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Auszahlungen  für  das  Ausland  entgegen  diesen  Vorsehriften  erwirbt, 
sowie  jedes  Geldinstitut,  das  solche  Zahlungsmittel  unter  Verletzung 
dieser  Vorschriften  abgibt,  wird  im  Sinne  des  §  100  des  Finanzgesetzes 
für  das  Jahr  1919/20  mit  Geld*,  bzw.  Arreststrafen  belegt. 

6.  Falls  die  Ausgabe  von  Devisen  zu  anderen  als  Einfuhrzwecken 
notwendig  wird,  hat  sie  seitens  der  Geldinstitute  nur  mit  Bewilligung  des 
Generalinspektorates  des  Finanzministeriums  zu  erfolgen.  Das  darüber 
geführte  Verzeichnis  wird  periodisch  veröffentlicht. 

7.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  nähere  Bestimmungen  zur 
Durchführung  dieser  Vorschriften  zu  erlassen. 

(Narodne  Novine  vom  20.  März  1920). 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  i.  April  1920, 
L  Zahl  11 991,  betreffend  den  Kauf  und  Verkauf  von 

Devisen. 

Der  Finanzminister  verlautbart: 

Auf  Grund  der  in  Pkt.  7  des  Ministerratsbeschlusses  J.  Z.  10.215 
vom  19.  März  1920  *)  enthaltenen  Ermächtigung  erlasse  ich  folgende 
Vollzugsanweisung  für  den  Kauf  und  Verkauf  von  Devisen  : 

1.  Den  Verkauf  und  Kauf  von  Schecks,  Wechseln,  Akkreditiven 
und  Auszahlungen  auf  das  Ausland  dürfen  in  Serbien  und  Montenegro 
bloß  jene  Geldinstitute  vornehmen,  die  ein  eingezahltes  Kapital  von 
mindestens  1  Mill.  Dinar  besitzen,  und  in  den  übrigen  Ländern  jene  In? 
stitute,  deren  eingezahltes  Kapital  mindestens  1  Mill.  Kronen  beträgt. 
Jedes  dieser  Institute,  das  sich  mit  diesen  Geschäften  befassen  will,  hat 
sich  vorher  im  Sinne  des  Punktes  1  der  genannten  Ministerratsverord* 
nung  an  das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  zu  wenden, 
um  die  prinzipielle  Bewilligung  dafür  zu  erhalten. 

2.  Einzelpersonen  und  solche  Banken,  die  nicht  das  Recht  haben, 
Zahlungsmittel  für  das  Ausland  im  Sinne  des  Punktes  1  dieser  Vollzugs* 
anweisung  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  dürfen  ihre  Devisen  nur  an 
solche  Banken,  die  ermächtigt  sind,  diese  Zahlungsmittel  zu  kaufen  und 
zu  verkaufen,  oder  an  die  Devisenzentrale  verkaufen.  Ebenso  können 
Banken,  die  zu  Devisengeschäften  befugt  sind,  einander  für  den  Bedarf 
ihrer  Klientel  Schecks  ohne  Begrenzung  der  Summe  verkaufen. 

3.  Käufe  und  Verkäufe  von  Devisen  außerhalb  der  Börse  im  Sinne 
des  Punktes  2  dieser  Vollzugsanweisung  sind  nach  den  letzten  Durch* 
schnittskursen  für  Geld  und  Ware  zu  bewirken. 

*)  Verlautbart  durch  die  vorstehende  Verordnung. 
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4.  Die  Geldinstitute  haben  über  Käufe  und  Verkäufe  ihrer  aus* 
ländischen  Zahlungsmittel  ein  Register  zu  führen.  In  das  Register  über 
die  Käufe  ist  der  Name  des  Verkäufers  nur  dann  aufzunehmen,  wenn 
der  Verkäufer  eine  zum  Verkauf  und  Kauf  ermächtigte  Bank  ist;  sonst 
ist  im  Register  nur  die  Gesamtsumme  der  gekauften  Schecks  anzu* 
führen.  Das  Register  über  die  Verkäufe  haben  die  Geldinstitute  im 
Sinne  des  Punktes  1  der  erwähnten'  Ministerratsverordnung  zu  führen. 
Eine  Abschrift  dieses  Registers  haben  die  Geldinstitute  mittels  einge* 
schriebenen  Briefes  jeden  Samstag  an  das  Generalinspektorat  zu  senden. 

5.  Geldinstitute,  die  die  Bewilligung  zum  Verkauf  von  auslände 
sehen  Zahlungsmitteln  besitzen,  können  ohne  spezielle  Bewilligung  einer 
und  derselben  Firma  monatlich  bis  zu  100.000  Franken,  bzw.  dem  ent* 
sprechenden  Wert  in  anderen  Valuten  verkaufen. 

6.  Die  bevollmächtigten  Geldinstitute  dürfen  Zahlungsmittel  für 
das  Ausland  auch  fremden  Staatsbürgern,  mit  Ausnahme  der  deutschen, 
österreichischen,  ungarischen,  türkischen  und  bulgarischen  Untertanen 
verkaufen.*) 

7.  Jeder,  der  ausländische  Zahlungsmittel  zwecks  Wareneinfuhr 
kauft,  hat  die  schriftliche  Erklärung  abzugeben,  daß  er  die  Waren  auch 
wirklich  einführen  will  und  daß  er  bereit  ist,  wenn  er  die  Ware  nicht 
einführt,  der  Staatskasse  100%  des  Betrages  der  gekauften  Devisen  in 
unserem  Gelde  als  Konventionalstrafe  abzuführen.  Diese  Konventional* 
strafe  schließt  die  Strafe  nach  Pkt.  5  der  erwähnten  Ministerratsverord* 
nung  nicht  aus. 

8.  Über  Verlangen  der  Devisenzentrale  haben  alle  Personen,  die 
zu  Einfuhrzwecken  ausländische  Zahlungsmittel  erworben  haben,  im 
Sinne  des  Punktes  3  der  erwähnten  Ministerratsverordnung  ihre  Ein* 
fuhrzolldeklarationen  und  die  Originalrechnungen  als  Nachweis  dafür 
vorzulegen,  daß  die  gekaufte  Ware  aus  dem  Auslande  zu  uns  eingeführt 
wurde.  Die  von  der  Devisenzentrale  überprüften  und  bestätigten  Rech« 
nungen  dienen  den  Geldinstituten  als  Beleg  dafür,  daß  der  Betreffende 
seiner  Verpflichtung  nachgekommen  ist  und  ihm  die  früher  abgegebene 
Erklärung  zurückgestellt  werden  kann.  Die  Geldinstitute  sind  anläßlich 
der  Rückstellung  dieser  Erklärung  verpflichtet,  bei  der  betreffenden  Per* 
son  anzumerken,  an  welchem  Tage  und  unter  welcher  Zahl  die  Devisen* 
zentrale  die  vorgelegten  Deklarationen  und  Rechnungen  überprüft  und 
bestätigt  hat. 

9.  Im  Sinne  des  Punktes  6  der  erwähnten  Ministerratsverordnung 
gestattet  der  Generalinspektor  des  Finanzministeriums  den  Geldinsti* 
tuten,  an  Personen,  die  ins  Ausland  reisen,  dort  zur  Heilkur  weilen  oder 
dort  eine  Familie  erhalten,  Devisen  zu  verkaufen. 

Die  Reisenden  müssen  einen  vom  Generalinspektorat  vidierten 
Reisepaß,  Personen,  die  im  Auslande  eine  Familie  erhalten,  eine  Be* 


*)  Vgl.  hiezu  die  folgende  Kundmachung. 
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stätigung  der  Gesandtschaft  oder  des  Konsulats  darüber,  wo  sich  ihre 
Familie  aufhält,  und  Personen,  die  im  Auslande  einer  Heilkur  obliegen, 
ein  ärztliches  Zeugnis  oder  die  Bestätigung  des  Spitals,  beglaubigt  von 
der  Gesandtschaft  oder  dem  Konsulat,  vorlegen. 

Die  Geldinstitute  sind  ermächtigt,  an  Personen,  die  ins  Ausland 
reisen,  Schecks  im  Betrage  bis  zu  1000  französischen  Franken,  bzw.  einem 
dem  gleichkommenden  Wert  in  der  Valuta  des  Landes,  in  welches  sie 
reisen,  ohne  besondere  Bewilligung  des  Generalinspektorats  des  Finanz* 
ministeriums  auf  Grund  der  im  vorausgegangenen  Abschnitt  angefühlten 
Belege  zu  verkaufen.  Die  Geldinstitute  haben  in  diesem  Falle  auf  den 
Reisepässen  zu  vermerken,  daß  ein  Scheck  ausgefolgt  wurde. 

Geldinstituten,  die  gegen  die  Vorschriften  dieser  Vollzugsanweisung 
verstoßen,  wird  vom  Finanzminister  das  Recht  zum  Kauf  und  Verkauf 
von  Devisen  entzogen.     (Narodne  Novine  Nr.  82  vom  10.  April  1920.) 

Nachtragskundmachung  zur  Verordnung  Nr.  217,  Zahl 
4329   Val.,    betreffend   den   Kauf   und   Verkauf  von 

Devisen. 

Mit  Punkt  6  der  Verordung  betreffend  den  Kauf  und  Verkauf  von 
Devisen,  J.  Z.  11.991  vom  1.  April  1920,  wurde  den  zum  Devisenhandel 
ermächtigten  Geldinstituten  verboten,  Auslandszahlungsmittel  an  Unter; 
tanen  feindlicher  Staaten  abzugeben. 

Laut  Bericht  der  Abteilung  des  Ministeriums  für  Handel  und  In* 
dustrie  in  Laibach,  Z.  2804  vom  23.  April  1920,  sind  in  Slowenien  viele 
Industrielle,  die  österreichische  Staatsbürger  sind,  gezwungen,  Rohstoffe 
zum  großen  Teil  im  Auslande  zu  kaufen.  Ihre  industriellen  Unterneh* 
mungen  stehen  heute  unter  Staatskontrolle,  die  genügende  Garantie  für 
die  Wahrung  staatlicher  Interessen  bietet.  Wenn  diesen  Industriellen  der 
Kauf  von  Auslandszahlungsmitteln  verboten  würde,  so  daß  sie  die  für 
ihre  Betriebe  nötigen  Rohstoffe  nicht  erwerben  könnten,  müßten  sie  den 
Betrieb  zum  Schaden  unserer  Volkswirtschaft  einstellen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  der  Finanzminister  verordnet,  daß  die 
ermächtigten  •  Geldinstitute  trotz  des  Punktes  6  der  Verordnung 
J.  Z.  11.991  vom  1.  April  1920  jenen  Untertanen  feindlicher  Staaten,  die 
Eigentümer  sequestrierter  industrieller  Unternehmungen  sind,  Auslands* 
Zahlungsmittel  verkaufen  dürfen,  dies  jedoch  nur  für  den  Bedarf  des  Be* 
triebes  und  nur  unter  der  Bedingung,  daß  ihnen  die  genannten  feind* 
liehen  Staatsbürger  in  jedem  Fall  eine  Bestätigung  des  staatlichen  Korn* 
missärs  für  den  betreffenden  Betrieb  vorlegen,  wonach  die  fremde  Valuta 
in  der  gewünschten  Summe  unbedingt  gebraucht  wird.*) 

(Uradni  List  60  vom  19.  Mai  1920.) 


*)  In  Kroatien  wurde  diese  Verfügung  mit  Kundmachung  vom 
12.  Mai  1920,  Z.  10681,  verlautbart. 
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Verordnung  des  Finanzministeriums  des  Königreiches 
SHS.  vom  i,  Oktober  1920,  I.  Nr.  22354,  betreffend 
die  Regelung  des  Devisen"  und  Valutenverkehrs. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  1. 

Zum  Zwecke  der  Stützung  des  Auslandskurses  unserer 
Valuta  und  zur  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  Devisen  und  Valuten, 
hat  das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums  den  Gang  des 
gesamten  Handels  mit  Valuten  und  Devisen  in  Evidenz  zu  führen, 
zu  beobachten  und  zu  kontrollieren  sowie  alle  Erscheinungen,  wel? 
che  den  Wert  unserer  Valuta  schwächen  oder  vernichten  könnten, 
zu  beseitigen. 

Artikel  2. 

Die  bisherige  Institution  der  Zentrale  für  den  Zahlungsver* 
kehr  mit  dem  Auslande  (Devisenzentrale)  wird  aufgelassen.  Alle 
Agenden  gemäß  Art.  1  dieser  Verordnung  sowie  alle  bisher  noch 
nicht  liquidierten  Geschäfte  der  Devisenzentrale  gehen  auf  das 
Generalinspektorat  über,  bei  welchem  eine  besondere  Abteilung 
für  Scheck?  und  Devisengeschäfte  mit  der  Aufgabe  gebildet  wird, 
alle  Operationen  dieser  Art  zu  sammeln,  zu  ordnen  und  in  Evi? 
denz  zu  führen. 

II.  Sicherstellung  der  Ausfuhrvaluta. 

Artikel  3. 

Eine  besondere  Evidenz  ist  über  diejenigen  Devisen  zu 
führen,  welche  aus  der  Ausfuhr  unserer  Produkte  ins  Ausland 
eingehen  werden. 

Artikel  4. 

Alle  unsere  Landesprodukte  werden  im  Auslande  gegen 
unser  Nationalgeld  (Dinar,  beziehungsweise  Kronen)  verkauft. 

Keine  einzige  Warengattung  —  insoferne  sie  nicht  durch 
eine  spezielle  Entscheidung  des  Finanzministers  von  dieser  Be* 
Stimmung  ausgenommen  ist  —  kann  aus  dem  Lande  ausgeführt 
werden,  solange  nicht  erwiesen  ist,  daß  der  ausländische  Käufer, 
der  die  Ware  auszuführen  wünscht,  die  Dinare,  beziehungsweise 
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Kronen,  mit  welchen  er  die  Ware  zahlt,  durch  Kauf  auf  unserem 
Geldmarkte  beschafft  hat,  und  zwar  gegen  die  Valuta  jenes 
Landes,  in  welches  die  Ware  ausgeführt  werden  soll. 

Ebenso  kann  auch  der  Produzent,  beziehungsweise  Export 
teur,  der  Untertan  unseres  Staates  ist  und  selbst  die  Ware  auf 
einen  fremden  Markt  bringt,  die  Ware  nicht  ausführen,  wenn 
er  nicht  Garantie  leistet,  daß  er  das  Äquivalent  in  der  fremden 
Valuta,  welches  er  für  die  Ware  im  Auslande  zu  bekommen  hat, 
in  unser  Land  einführen  und  auf  unserem  Geldmarkte  spätestens 
innerhalb  zweier  Monate  verkaufen  wird,  gerechnet  von  dem 
Tage,  an  welchem  die  Ware  unsere  Grenze  passiert. 

Artikel  5. 

Die  Feststellung,  daß  der  ausländische  Käufer  die  Dinare, 
beziehungsweise  Kronen  auf  unserem  Geldmarkte  gegen  die 
Valuta  seines  Landes  gekauft  hat,  geschieht  durch  die  „Narodna 
banka"  (Nationalbank)  und  deren  Filialen  sowie  durch  jene  Geld* 
institute,  welche  hiezu  ermächtigt  sein  werden.  Den  Interessenten 
wird  das  Recht  eingeräumt,  selbst  das  Institut  zu  wählen,  bei 
welchem  sie  nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  die  Aus* 
fuhrvaluta  sicherstellen,  beziehungsweise  beweisen  wollen,  daß 
sie  in  das  Land  fremde  Valuta  eingeführt  und  für  diese  Dinare 
angeschafft  haben. 

Bei  denselben  Instituten  haben  auch  die  Produzenten,  be* 
ziehungsweise  Exporteure,  Bürger  unseres  Staates,  die  die  Ware 
ins  Ausland  selbst  auf  den  Markt  bringen,  die  Erklärung  abzu* 
geben,  daß  sie  das  Äquivalent  in  der  fremden  Valuta,  welches 
sie  für  die  Ware  im  Auslande  erhalten,  tatsächlich  in  das  Land 
einführen  Und  auf  unserem  Geldmarkte  verkaufen  werden. 

Artikel  6. 

Jeder  ausländische  Käufer,  der  in  unser  Land  kommt,  um 
Ware  für  den  Export  zu  kaufen,  ist  verpflichtet,  die  mitge* 
brachte  Devise,  den  Scheck  oder  die  auf  fremde  Valuta  lautende 
Auszahlung  auf  unserem  Geldmarkte  einem  der  im  Art.  5  dieser 
Verordnung  genannten  Institute  zu  verkaufen.  Der  Kurs,  zu  wel* 
chem  die  Devise  verkauft  werden  soll,  kann  nicht  höher  sein  als 
der  Kurs  an  der  Belgrader  oder  Agramer  Börse  an  jenem  Tage, 
an  welchem  der  Devisenverkauf  stattgefunden  hat. 
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Artikel  7. 

Das  Institut,  welches  auf  diese  Weise  vom  ausländischen 
Käufer  die  Devise  kauft,  hat  demselben  eine  Bescheinigung  mit 
folgenden  Angaben  auszufolgen:  Vor?  und  Zuname  des  Devisen* 
Verkäufers,  seine  Staatsangehörigkeit,  Domizil,  Summe  der 
fremden  Valuta,  Kurs,  der  dem  Verkauf  zu  Grunde  gelegt  wurde, 
Betrag  der  gekauften  Dinare,  beziehungsweise  Kronen,  Gattung 
und  Menge  der  Wiare,  die  der  Käufer  auszuführen  wünscht 
und  welche  nach  den  Marktpreisen  dieses  Tages  dem  Betrage  der 
gekauften  Dinars  entspricht.  —  Diese  Bescheinigung  wird 
dem  Hauptgrenzzollamte  als  Beweis  dienen,  daß  die  Frage  der 
Valuta  für  jene  Menge  und  jenen  Wert  der  Ware  geregelt  er? 
scheint,  auf  welchen  Dinar?,  beziehungsweise  Kronenbetrag  die 
Bescheinigung  lautet.  Mit  einem  solchen  Schein  wird  die  Ware 
über  die  Grenze  gelassen. 

Artikel  8. 

In  Fällen,  wo  unser  Exporteur  oder  Produzent  die  Ware 
selbst  auf  den  fremden  Markt  bringt,  ist  er  verpflichtet,  einem 
dieser  Institute  die  schriftliche  Erklärung  abzugeben,  daß  er  das 
Äquivalent  in  der  fremden  Valuta,  welche  er  für  die  Ware  im 
Auslande  erhält,  in  das  Land  einführen  und  entweder  dem  Insti? 
tute,  bei  dem  die  Ausfuhrvaluta  sichergestellt  wurde,  nach  der 
in  dieser  Verordnung  vorgeschriebenen  Art  und  Weise  oder  einer 
anderen  zum  Devisenhandel  berechtigten  Bank  oder  auf  offenem 
Markte  unter  Kontrolle  des  Delegierten  des  Finanzministers  ver? 
kaufen  wird. 

Auf  Grund  einer  solchen  Erklärung  wird  das  betreffende 
Institut  eine  Bescheinigung  über  die  Sichersteilung  der  Valuta 
ausgeben,  die  folgende  Angaben  enthält  :  Vor?  und  Zuname  des 
Exporteurs,  Zuständigkeit,  Domizil,  Summe,  für  welche  die 
Verpflichtung  abgegeben  wurde,  Gattung  und  Menge  der  Ware, 
welche  nach  den  Marktpreisen  dem  Betrage  entsprechen  wird,  für 
welchen  die  Verpflichtung  übernommen  wurde.  Diese  Bescheini? 
gung  wird  dem  Grenzzollamte  als  Beweis  dienen,  daß  die  Frage 
der  Valuta  geregelt  wurde  und  die  Ware  über  die  Grenze  gelassen 
werden  kann. 
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Artikel  9. 

Über  die  ausgefolgten  Bescheinigungen  wird  die  Bank  ein 
eigenes  Register  führen,  in  welches  sie  einzutragen  hat,  wem, 
wann  und  für  welchen  Gegenstand  und  für  welche  Summe  Be* 
scheinigungen  über  die  Sicherstellung  der  Valuta  ausgegeben 
wurden.  Die  Bank  wird  einmal  wöchentlich  dem  Generalinspek* 
torate  über  ausgefolgte  Bescheinigungen  Bericht  erstatten.  Diese 
Bescheinigungen,  welche  die  Banken  ausgeben,  müssen  firma* 
mäßig  unterschrieben  werden. 

Die  Banken,  welche  -  zur  Ausübung  solcher ,  Geschäfte  er* 
mächtigt  werden,  haben  dem  Generalinspektorate  die  Namen 
und  eigenhändigen  Unterschriften  der  zur  Zeichnung  der  Bank* 
firma  berechtigten  Personen  bekanntzugeben. 

Artikel  10. 

Die  Grenzzollämter  an  der  Ausfuhrstelle  werden  beim 
Passieren  der  Ware  über  die  Grenze  die  Bescheinigungen,  durch 
die  die  Frage  der  Valuta  reguliert  erscheint,  abnehmen  und  dem 
Generalinspektorate  zwecks  Eintragung  in  die  Bücher  und 
weiterer  Kontroll*  und  Evidenzführung  übersenden. 

Artikel  11. 

Für  den  Inhalt  der  Bescheinigung  sowie  für  die  Richtigkeit 
und  Sicherheit  trägt  die  Anstalt,  welche  dieselbe  ausgegeben  hat, 
volle  Verantwortung. 

Für  die  genaue  Erfüllung  der  schriftlichen  Verpflichtung, 
welche  der  Produzent  oder  Exporteur,  Bürger  unseres  Staates, 
als  Garantie  für  die  tatsächliche  Einfuhr  der  fremden  Valuta 
abgegeben  hat,  haftet  der  Aussteller  straf*  und  zivilrechtlich. 

In  Fällen,  wo  das  ermächtigte  Institut  eine  Bescheinigung 
ausstellen  sollte,  welche  der  faktischen  Sachlage  nicht  entspricht, 
wird  das  Generalinspektorat  ermächtigt,  Entscheidungen  zu  tref* 
fen,  mit  welchen  das  Institut  zum  Ersatz  der  Summe  der  fremden 
Valuta,  die  infolge  der  Unrichtigkeit  der  ausgegebenen  Bescheinig 
gung  nicht  ins  Land  eingeführt  wurde,  verurteilt  wird,  während 
die  inkriminierte  Bescheinigung  mit  einem  Referate  des  General* 
inspektorates  der  Untersuchungsbehörde  zwecks  Einleitung  eines 
strafgerichtlichen  Verfahrens  wegen  Ausstellung  falscher  Doku* 
mente  zugestellt  wird. 
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In  Fällen  aber,  wo  der  Produzent  oder  Exporteur,  unser 
Staatsbürger,  seine  Verpflichtung  zur  Einfuhr  der  fremden  Valuta 
nicht  erfüllen  sollte,  wird  das  Generalinspektorat  ermächtigt, 
die  Entscheidung  zu  treffen,  daß  die  betreffende  Person  zum 
Ersätze  der  Summe  der  nicht  eingeführten  fremden  Valuta  ver? 
urteilt  wird.  Das  Amt  hat  diese  schriftliche  Verpflichtung, 
welche  die  betreffende  Person  ausgestellt  hat,"  samt  eigenem 
Referate  der  Untersuchungsbehörde  zuzustellen,  welche  nach 
den  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  die  strafgerichtliche  Unter? 
suchung  wegen  Betruges  einleiten  wird. 

Artikel  12. 

Die  Nationalbank  und  ihre  Filialen,  sowie  diejenigen  Geld* 
institute,  welche  die  Ermächtigung-  zur  Führung  dieser  Geschäfte 
erhalten,  werden  die  nötigen  Register  und  Evidenzen  über  alle 
diese  Geschäfte  auf  Formularen,  die  das  Generalinspektorat  vor? 
schreiben  und  ihnen  zustellen  wird,  führen. 

Artikel  13. 

Von  dem  Gesamtbetrage  der  Devisen  Paris,  Mailand, 
Zürich,  London,  New  York,  Amsterdam,  Athen,  welche  die 
Geldinstitute  auf  diese  Weise  erhalten  werden,  hat  der  Staat, 
beziehungsweise  die  Nationalbank,  das  Recht,  ein  Drittel  ohne 
irgendwelche  Spesen  und  Provision  zu  demselben  Kurse,  zu  wel? 
chem  diese  Devisen  vom  Exporteur  gekauft  wurden,  für  sich  zu 
beanspruchen. 

Die  übrigen  zwei  Drittel  können  die  Geldinstitute  für  den 
Bedarf  unseres  Importhandels  auf  die  in  dieser  Verordnung  vor? 
geschriebene  Weise  frei  verkaufen. 

Über  den  Gesamtbetrag  der  im  1.  Absatz  dieses  Artikels 
bezeichneten  Devisen  berichten  die  Geldinstitute  dem  General? 
inspektorate  jeden  Samstag  und  in  Fällen,  wo  es  sich  um  größere 
Beträge  handelt  und  wo  das  Institut  auf  die  regelmäßige  Bericht? 
erstattung  nicht  warten  könnte,  berichtet  es  telegraphisch  an 
demselben  Tage. 

Artikel  14. 

Nach  Erhalt  des  Berichtes  über  die  Menge  der  gekauften 
Devisen  hat  das  Generalinspektorat  das  Institut  am  selben  Tage 
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telegraphisch  zu  benachrichtigen,  bei  wem  und  wo  es  das  Drittel, 
auf  welches  der  Staat  das  Optionsrecht  besitzt,  zu  erlegen  hat 
und  von  wem  es  den  entsprechenden  Gegenwert  in  Dinaren  er? 
halten  wird. 

Die  Auszahlung  des  entsprechenden  Gegenwertes  muß  dem 
Institute  nach  Präsentierung  der  Devisen,  welche  dem  Staate  ge* 
hörten,  sofort  geleistet  werden. 

Artikel  15. 

Alle  auf  diese  Art  gekauften  Devisen  und  Valuten  werden 
bei  der  Nationalbank  als  einziger  Sammelstelle  für  gesunde  Va* 
luten  konzentriert. 

III.  Devisenverkauf  für  den  Bedarf  des  Importhandels. 

Artikel  16. 

Die  Verfügung  über  Guthaben  im  Auslande  im  Wege  von 
Schecks,  Wechseln,  Akkreditiven  und  Zahlungen  auf  das  Aus* 
land,  wird  bis  auf  weiteres  denjenigen  Geldinstituten  erlaubt, 
deren  eingezahltes  Kapital  mindestens  eine  Million  Dinars  oder 
vier  Millionen  Kronen  beträgt,  falls  sie  auch  dafür  eine  spezielle 
Bewilligung  des  Generalinspektorates  erhalten.  Doch  ist  diese 
Verfügung  über  Guthaben  im  Auslande  ausschließlich  nur  für 
den  Bedarf  des  Importhandels  erlaubt. 

Artikel  17. 

Die  Geldinstitute,  welche  die  Ermächtigung  zum  Devisen* 
handel  erhalten,  werden  Schecks,  Akkreditive,  Wechsel  und  Aus* 
Zahlungen  auf  das  Ausland  jenen  Kaufleuten  und  Handelsfirmen 
ausstellen,  welche  erbringen: 

a)  die  Bestätigung  der  zuständigen  Behörde,  daß  sie  ihre 
Firma  protokolliert  haben, 

b)  die  Bestätigung  der  Handelskammer  über  den  Umfang 
ihres  jährlichen  Umsatzes  in  dem  Betrieb, 

c)  die  Bestätigung  der  Steuerbehörde,  daß  sie  die  fällige 
Steuer  für  das  vorige  Jahr  und  für  das  abgelaufene  Semester  des 
laufenden  Jahres  eingezahlt  haben. 
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Artikel  18. 

Die  Geldinstitute  können  bis  zum  Betrage  von  200.000  frans 
zösischen  Francs  solche  Zahlungsmittel  jeder  Person  oder 
Firma,  einmal  monatlich,  ohne  Bewilligung  des  Generalinspek? 
torates  verkaufen,  welche  die  im  vorgegangenen  Artikel  vorge? 
schriebenen  Dokumente  beibringt. 

Devisen  über  diesen  Betrag  hinaus  werden  die  Geldinsti? 
tute  nur  mit  spezieller  Bewilligung  des  Generalinspektorates 
ausstellen. 

Dem  Ansuchen  um  diese  spezielle  Bewilligung  sind  die  not? 
wendigen  Dokumente  gemäß  Art.  17  dieser  Verordnung  beizu? 
schließen. 

Artikel  19. 

Personen  oder  Firmen,  welche  sich  auf  diese  Weise  mit 
einem  der  genannten  ausländischen  Zahlungsmittel  versorgen, 
sind  verpflichtet  eine  schriftliche  Erklärung  abzugeben,  daß  sie 
Ware  im  entsprechenden  Werte  im  Laufe  von  3  Monaten  in  unser 
Land  einführen  werden. 

Für  den  Betrag  der  direkt  bei  den  ermächtigten  Anstalten 
gekauften  Devisen  werden  Personen  oder  Firmen  diese  Erklärung 
dem  Geldinstitute  übergeben,  welches  dieselbe  samt  den  übrigen 
Dokumenten  solange  verwahren  wird,  bis  es  vom  General? 
inspektorate  den  Bescheid  erhält,  daß  die  Einfuhr  der  Ware  ge* 
rechtfertigt  ist. 

Für  den  Betrag  der  Devisen,  welche  über  spezielle  Be? 
willigung  des  Generalinspektorates  angeschafft' werden,  wird  die 
Person  oder  Firma  ihre  Erklärung  unmittelbar  dem  General? 
inspektorate  übergeben. 

Artikel  20. 

Die  Personen  oder  Firmen,  welche  sich  auf  diese  Weise 
Zahlungsmittel  für  das  Ausland  verschaffen,  sind  verpflichtet, 
binnen  3  Monaten  die  Wareneinfuhr  ins  Land  zu  rechtfertigen. 
Diese  Rechtfertigung  geschieht  auf  die  Weise,  daß  dem  General? 
inspektorate  im  oben  angeführten  Zeiträume  das  Verzeichnis 
gekaufter  Devisen  mit  der  Angabe  vorgelegt  wird,  wann  und  bei 
welcher  Bank  die  Devisen  gekauft  wurden  und  welchem  Ver? 
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zeichnis  die  Original*Deklarationen  und  Fakturen  als  Beweis,  daß 
tatsächlich  die  den  gekauften  Devisen  entsprechende  Quantität 
Ware  eingeführt  wurde,  beigelegt  werden  müssen. 

Die  Grenzzollämter  werden  auf  der  Faktura  die  Zahl  der 
Deklaration,  nach  welcher  die  in  der  Faktura  angeführte  Ware 
verzollt  wurde,  anmerken. 

Artikel  21. 

Sobald  das  Generalinspektorat  das  Verzeichnis  samt  bei* 
liegendenDeklarationen  und  Fakturen  erhält,  hat  es  dieses  mit 
seinen  Büchern  zu  vergleichen,  die  Erfüllung  der  gegebenen  Ver* 
pflichtung  zu  konstatieren  und  schriftlich  die  Bank  und  die  be* 
treffende  Firma  von  der  gerechtfertigten  Einfuhr  der  Ware  zu  be* 
nachrichtigen. 

Artikel  22. 

Die  Person  oder  Firma,  welche  sich  Devisen  verschafft, 
die  Wareneinfuhr  jedoch  nicht  rechtfertigt,  kann  über  Entscheid 
dung  des  Generalinspektorates  verhalten  werden,  an  die  Staats* 
kasse  den  Betrag  der  gekauften  Devisen  einzuzahlen.  Das  Ge* 
neralinspektorat  hat  weiters  die  Urkunden,  versehen  mit  eigenem 
Referate,  der  zuständigen  Untersuchungsbehörde  zwecks  Einlei* 
tung  des  Strafverfahrens  wegen  Betruges  einzusenden. 

Artikel  23. 

Zu  Zahlungen  für  persönlichen  Gebrauch  im  Auslande,  wie 
Reisespesen,  Verpflegung  von  Studenten,  Kranken  usw.  können 
die  Geldinstitute  Schecks,  Akkreditive  und  Zahlungsaufträge  bis 
zum  Betrage  von  1000  Francs  ohne  Bewilligung  des  General 
inspektorates  ausstellen.  Für  Beträge  über  1000  Francs  haben  die 
Interessenten  mit  einer  begründeten  Eingabe  um  die  spezielle  Be* 
willigung  des  Generalinspektorates  anzusuchen. 

Artikel  24. 

Über  alle  derartigen  Dispositionen  werden  die  Geldinstitute 
ein  separates  Register  führen,  in  welches  sie  die  Namen  des 
Käufers,   dessen  Gewerbe   und  Domizil,   die   Summe   der  ver* 
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kauften  Valuta,  den  Kurs  und  den  Zweck,  für  welchen  die 
Valuta  beschafft  wurde,  verzeichnen  werden.  Eine  Abschrift 
dieses  Registers  werden  die  Geldinstitute  jeden  Samstag  dem 
Generalinspektorate  einsenden. 

IV.  Besondere  Verfügungen. 

Artikel  25. 

Kein  Geldinstitut  im  Lande  kann  auf  Grund  fremder  Va? 
luten  und  Devisen  Kredite  eröffnen  und  Geld  leihen.  Die  be? 
stehenden  Lombardgeschäfte  dieser  Art  müssen  im  Zeiträume 
von  einem  Monate  nach  Veröffentlichung  dieser  Verordnung 
liquidiert  werden.  Demzufolge  haben  die  Banken  die  Eigentümer 
solcher  Konti  mit  rekommandierten  Briefen  aufzufordern,  den 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu  entsprechen. 

Artikel  26. 

Den  Geldinstituten  im  Lande  ist  es  verboten,  fremden 
Firmen  und  Unternehmungen  ohne  vorherige  Älaubnis  des  Ge? 
neralinspektorates  Kredite  einzuräumen. 

Artikel  27. 

Auf  Grund  von  laufenden  Rechnungen,  welche  Fremde  (Per? 
sonen  oder  Firmen)  bei  den  Instituten  auf  dem  Territorium  des 
Königreiches  der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen  (haben  und 
welche  sie  im  Laufe  dieses  Jahres  eröffnet  haben,  können  Aus? 
Zahlungen  nur  für  Rechnung  von  Personen  oder  Firmen  durch? 
geführt  werden,  welche  in  unserem  Königreiche  domizilieren. 
Ausnahmen  sind  nur  nach  Ermessen  des  Generalinspektorates 
und  mit  seiner  speziellen  Bewilligung  erlaubt. 

Artikel  28. 

Kein  Geldinstitut  im  Lande,  außer  der  Nationalbank,  darf 
in  seinen  Kassen  größere  Beträge  fremder  Valuten  und  Devisen 
halten,  als  sein  eingezahltes  Kapital  beträgt.  Die  Ansammlung 
fremder  Valuten  in  den  Kassen  einzelner  Geldinstitute  wird  als 
Versuch  zur  beabsichtigten  Entwertung  unseres  Geldes  ange? 
sehen  werden. 
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Artikel  29. 

Alle  Wechsler,  Wechselstubenbesitzer  und  andere  Per* 
sonen,  welche  sich  mit  Wechslergeschäften,  Valutakäufen  und 
Verkäufen  befassen,  sind  verpflichtet  ein  Buch  zu  führen,  in 
dem  unter  Anführung  des  Tages  des  Verkaufes  und  des  Kurses 
alle  Käufe  und  Verkäufe  in  französischen  Francs,  amerikanischen 
Dollars,  englischen  Pfund,  italienischen  Lire,  Schweizer  Franken 
und  Napoleondors  in  Beträgen  über  500  französischen  Francs 
einzutragen  sind. 

Das  Generalinspektorat  hat  das  Recht  der  Kontrolle  über 
diese  Bücher  und  wird  für  jede  Unrichtigkeit  und  Handlung, 
welche  die  Entwertung  unseres  Geldes  anstrebt,  die  betreffende 
Person  mit  einer  Geldstrafe  von  5000  bis  25.000  Dinars 
bestrafen. 

A  r  t  i  k  e  1  30. 

Es  ist  den  Geldinstituten,  Firmen,  Wechslern,  Wechsel? 
Stubenbesitzern  und  übrigen  Privatpersonen,  welche  an  der  Börse 
Valuten  und  Devjsen  kaufen  und  verkaufen,  strengstens  verboten, 
fiktive  Kurse  aufzustellen  und  überhaupt  Operationen  durchzu? 
führen,  welche  geeignet  wären,  entweder  den  Wert  unseres  Gel? 
des  zu  vernichten  oder  eine  Kursstörung  auf  dem  Geldmarkte 
hervorzurufen. 

Für  dergleichen  Handlungen  wird  das  Generalinspektorat 
die  verantwortlichen  Personen  mit  einer  Geldstrafe  von  5  bis 
25.000  Dinars  bestrafen. 

Artikel  31. 

Über  Geldinstitute,  die  sich  gegen  die  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  vergehen,  wird  eine  Geldstrafe  von  10.000  bis  100.000 
Dinars  verhängt.  Im  Wiederholungsfalle  wird  ihnen  jeder  Handel 
mit  Devisen  untersagt. 

Alle  Geldstrafen,  die  in  dieser  Verordnung  vorgesehen 
sind,  verhängt  das  Generalinspektorat  des  Finanzministeriums. 

Artikel  32. 

Zur  Deckung  der  Spesen  der  in  dieser  Verordnung  vorge? 
sehenen  Kontrollmaßnahmen  haben  die  ermächtigten  Institute 
jährlich   bis    1  Permille    des   eingezahlten   Grundkapitals  ein? 
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zuzahlen,  die  Wechsler  und  übrigen  Unternehmungen,  welche 
sich  mit  dem  Valutenhandel  befassen,  bis  ein  Prozent 
des  Bruttosteuerbetrages  samt  Zuschlägen  für  das  abgelaufene 
Jahr.  Dieser  Prozentsatz  wird  auf  Verlangen  des  General* 
inspektorates  bei  der  Nationalbank  für  den  „Fonds  für  die  Kon? 
trolle  des  Devisen?  und  Valutenhandels"  erlegt. 

Zwecks  Ausübung  dieser  Kontrolle  kann  der  Finanzminister 
im  Bedarfsfalle  einen  ständigen  Kommissär  bei  einzelnen  Banken 
ernennen. 

V.  Ubergangsbestimmungen. 

Artikel  33. 

Alle    dieser   Verordnung   widersprechenden  Verfügungen 
werden  hiemit  aufgehoben.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der 
Unterfertigung  und  Kundmachung  im  Amtsblatte  in  Kraft.*) 
(Narodne  Novine  Nr.  228  vom  6.  Oktober  1920.) 


*)  Zu  der  vorstehend  publizierten  Verordnung  ergingen  u.  a. 
nachstehende  Zusatzbestimmungen: 

1.  Ausländische  Kontoinhaber  dürfen  über  ihr  jugoslawisches  Gut* 
haben  bei  einer  inländischen  Bank  zugunsten  einer  Person  oder  Firma 
ihres  eigenen  Heimatlandes  ohne  Einschränkung  verfügen. 

2.  Zur  Liquidierung  der  inländischen  Guthaben  ausländischer  Konto* 
inhaber  wurde  eine  40tägige  Liquidationsfrist,  gerechnet  vom  19.  Oktober 
1920,  festgesetzt.  Es  konnten  somit  Ausländer  über  ihr  bei  einer  jugo* 
slawischen  Bank  bestehendes,  in  der  Zeit  zwischen  1.  Januar  und  7.  Ok? 
tober  1920  entstandenes  jugoslawisches  Guthaben  bis  zum  30.  November 
1920  ohne  Einschränkung  verfügen. 
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Erlaß  vom  7.  Juni  1919,  Nr.  55,  des  delegierten  Ministers 
in  Czernowitz  betreffend  die  Abstempelung  der  Bank' 
noten  der  Österreichisch'' ungarischen  Bank. 

Art.  I. 

Der  delegierte  Minister  für  Czernowitz  verfügt  im  Einver= 
nehmen  mit  dem  Finanzminister  in  Bukarest  die  Abstempelung 
aller  Noten  der  österreichisch?ungarischen  Bank  zu  10,  20,  50, 
100  und  1000  Kronen,  welche  sich  auf  dem  Gebiete  der  Bukowina 
im  Verkehr  befinden. 

Art.  II. 

Der  Zweck  der  Abstempelung  ist  die  genaue  Feststellung 
des  Betrages  von  Kronennoten,  welche  in  der  Bukowina  im 
Verkehr  sind. 

Art.  III. 

Die  Banknoten  zu  1  und  2  Kronen  bleiben  unabgestempelt, 
behalten  jedoch  ihre  volle  Verkehrsfähigkeit. 

Hingegen  werden  die  Banknoten  von  25,  200  und  10.000  K  sowie 
die  20*Kronen=Noten  zweiter  Ausgabe  (bezeichnet  als  II.  Auflage 
[II.  Kiadasj)  zur  Abstempelung  nicht  zugelassen  und  für  den  Verkehr 
in  der  Bukowina  als  ungültig  erklärt.*) 

Art.  IV. 

Die  Abstempelung  beginnt  am  16.  Juni  1919  und  dauert  bis 
einschließlich  15.  Juli  1919  nach  den  in  folgenden  Artikeln  an* 
geführten  Modalitäten. 

*)  Siehe  jedoch  hiezu  die  Ergänzungsverordnung  des  Finanz? 
ministeriums  vom  3.  Juli  1919,  Nr.  6781/1,  Seite  537  f.,  und  die  An* 
merkung  hiezu. 
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Durch  ein  Dekretgesetz  werden  vom  16.  Juli  1919  ange* 
fangen  lediglich  die  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Erlasses  abge* 
stempelten  Banknoten  als  umlaufsfähig  erklärt  werden. 

Art.  V. 

Die  Abstempelung  wird  erfolgen  bei  den  Bezirkssteuer* 
ämtern,  bei  der  Landeshauptkasse  in  Czernowitz,  der  Salinen* 
Verwaltung  in  Cacica,  den  Postämtern  I  und  II  in  Czernowitz. 
den  Postämtern  in  Dorna*Watra,  Itzkany,  Cotzmann,  Radautz, 
Sereth,  Suczawa,  Wiznitz  und  bei  anderen  Kommissionen,  welche 
für  diesen  Zweck  errichtet  werden. 

Art.  VI. 

Die  Banknoten,  welche  zur  Abstempelung  präsentiert  wer* 
den,  sind  nach  Sorten  und  Beträgen  in  einer  Konsignation  anzu* 
führen,  welche  bei  der  Abstempelungsstelle  vorzulegen  ist  und 
Vor*  und  Zunamen,  Wohnort  des  Besitzers,  die  Stückanzahl 
sowie  die  Beträge  nach  Sorten  und  die  Gesamtsumme,  endlich 
die  Erklärung  des  Präsentanten  enthalten  muß,  daß  dieselben 
sein  Eigentum  sind  oder  (wenn  er  bevollmächtigt  ist)  Eigentum 
einer  anderen  Person,  welche  mit  Vor*  und  Zunamen,  Beruf  und 
Wohnsitz  anzugeben  ist,  mit  der  Maßgabe,  daß  der  Präsentant, 
falls  die  Angaben  als  unwahr  befunden  werden,  allen  in  Art.  IX 
dieses  Erlasses  vorgesehenen  Folgen  ausgesetzt  ist. 

Nötigenfalls  wird  der  Präsentant  auch  Ausweispapiere 
zwecks  Konstatierung  seiner  Identität  vorzulegen,  eventuell  auch 
seine  Bevollmächtigung  nachzuweisen  haben. 

Nach  Rückstellung  der  zur  Abstempelung  vorgelegten  und 
abgestempelten  Banknoten  verbleibt  die  Konsignation  beim  Ab* 
stempelungsamte. 

Art.  VII. 

Zur  Abstempelung  werden  nur  solche  Banknoten  zuge* 
lassen,  welche  keinerlei  andere  Abstempelung  aufweisen.  Die 
beschädigten  Banknoten  werden  zwar  abgestempelt,  aber  bei  den 
Landeskassen  nicht  angenommen  werden. 

Der  Präsentant  kann  nicht  verlangen,  daß  ihm  nur  die  vor* 
gelegten  Noten  oder  nur  Noten  gleicher  Art  ausgefolgt  werden. 
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Falls  jemand  mehr  als  100  Stück  Banknoten  zur  Abstempe* 
lung  vorlegt,  sind  die  Ämter  (ausgenommen  die  Spezialkommis* 
sionen  und  die  Postämter)  berechtigt,  im  Falle  großen  Andranges 
nur  100  Stück  abzustempeln,  während  die  restlichen  Banknoten 
zur  Abstempelung  angenommen  werden  können  und  dem  Prä* 
sentanten  nach  einer  Frist  von  höchstens  acht  Tagen  vom  Prä* 
sentationstage  an  gerechnet  zurückgestellt  werden.  Iii  diesem 
Falle  wird  das  Amt  dem  Präsentanten  einen  Interimsschein 
ausfolgen. 

Die  Spezialkommissionen  (einschließlich  der  Postämter  und 
der  Finanzwachstellen),  welche  mit  der  Abstempelung  betraut 
werden,  werden  bei  größerem  Andrang  zur  Abstempelung  von 
ein  und  derselben  Person  nicht  mehr  als  100  Banknoten  an* 
nehmen.  Wer  mehr  Banknoten  präsentiert,  wird  an  sein  zu* 
ständiges  Steueramt  gewiesen  werden. 

Art.  VIII. 

Für  die  Abstempelung  wird  eine  Gebühr  von  1%  vom  Nomi* 
nale  der  abzustempelnden  Banknoten  eingehoben.  Diese  Gebühr 
ist  bei  der  Präsentation  in  Kronen  zu  bezahlen. 

Art.  IX. 

Diejenigen,  welche  überwiesen  werden,  daß  sie  aus  anderen 
Ländern  Banknoten  eingeschmuggelt  oder  falsche  Abstempelun* 
gen  vorgenommen  oder  gesetzwidrig  die  Originalstempel  ver* 
wendet  oder  in  der  Konsignation  falsche  Angaben  gemacht 
haben,  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  mit  Geld* 
strafen  bis  zu  20.000  K  bestraft,  insoweit  nicht  strengere  strafe 
gesetzliche  Bestimmungen  Anwendung  finden. 

Außer  diesen  Strafen  wird  die  Beschlagnahme  der  Werte, 
welche  den  Gegenstand  der  Übertretung  gebildet  haben,  ausge* 
sprochen.  Derselben  Strafe  verfallen  diejenigen,  welche  diese 
Übertretung  versucht,  zu  derselben  angestiftet  oder  an  derselben 
teilgenommen  haben.  Der  zehnte  Teil  der  beschlagnahmten  Werte 
wird  als  Prämie  jenen  Personen  ausgefolgt  werden,  welche  die 
Entdeckung  der  Übertretung  durch  Anzeige  oder  in  anderer 
Weise  erleichtert  haben. 


Art.  X. 


Bei  Begleichung  der  in  Kronen  ausgedrückten  Schulden  hat 
der  Schuldner  nicht  das  Recht,  dem  Gläubiger  irgendeine  Abs 
Stempelungsgebühr  in  Abzug  zu  bringen. 

Vereinbarungen,  welche  den  Zweck  haben,  die  Abstempe* 
lungsgebühr  zur  Gänze  oder  zum  Teile  auf  eine  andere  Person 
abzuwälzen,  sind  verboten  und  ohne  Rechtswirkung. 

Die  Landesverwaltung  der  Bukowina  ist  ermächtigt,  Aus* 
nahmen  von  diesem  Verbot  zu  bewilligen,  wenn  und  insoweit 
diese  Gebühr  von  dem  Verwalter  oder  Verwahrer  (öffentlicher 
Notar,  Sparkasse,  Bank  etc.)  eines  fremden  Vermögens  im  Intern 
esse  des  Kommittenten  oder  Deponenten  bezahlt  wurde.  Die 
Landesverwaltung  der  Bukowina  wird  keinen  höheren  Abzug  ge* 
nehmigen  als  denjenigen,  welcher  sich  aus  dem  Verhältnis  der 
bezahlten  Gebühr  zur  Höhe  der  Gesamtforderung  der  Kom? 
mittenten  oder  Deponenten  ergibt. 

Hiebei  ist  jener  Teil  der  Abstempelungsgebühren  nicht  ab* 
zugsfähig,  welcher  dem  eigenen  Kassastande  des  Verwahrers 
oder  Verwalters  entspricht.  Jeder  Gläubiger,  welchem  ein  Ab* 
zug  aus  dem  Titel  der  Abstempelungsgebühr  gemacht  wird,  hat 
das  unverjährbare  Recht,  sich  aus  dem  Genehmigungsakte  der 
Landesverwaltung  der  Bukowina,  welcher  beim  Schuldner  erliegt, 
über  die  Berechtigung  der  Höhe  des  Abzuges  zu  informieren. 

Art.  XI. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Erlasses  wird  das  Finanzsekretariat 
betraut.*) 


*)  Mit  Erlaß  des  dirigierenden  Rates  für  Siebenbürgen,  das 
Banat  und  die  übrigen  okkupierten  Gebiete  Ungarns  (Nr.  4890  ex  1919) 
wurden  die  gleichen  Anordnungen  hinsichtlich  der  Abstempelung  der 
Noten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  auch  für  die  der  Verwais 
tung  des  Rates  unterstehenden  Gebiete  mit  der  Maßgabe  getroffen, 
daß  die  Abstempelung  in  der  Zeit  vom  10.  Juni  1919  bis  19.  Juli  1919 
vorzunehmen  war  und  als  Stichtag  für  die  Außerverkehrsetzung  der 
ungestempelten  Noten  der  11.  Juli  1919  festgesetzt  wurde. 
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Erlaß  des   delegierten  Ministers   in   Czernowitz  vom 
18.  Juli  1919,   Nr.  63,  betreffend  die  Ergänzung  des 
Erlasses  vom  7.  Juni  1919,  Nr.  55. 

Nach  dem  Alinea  1  des  Art.  VII  des  Erlasses  vom  7.  Juni 
1919,  Nr.  55,  sind  folgende  neue  Stellen  einzufügen: 

Als  beschädigte  Banknoten  werden  nur  jene  betrachtet 
werden,  an  welchen  Teile  der  Zeichnung,  des  beschriebenen  Fei? 
des  oder  des  Randes  fehlen. 

Die  abgenützten  Banknoten  werden,  auch  wenn  sie  zu* 
sammengeklebt  sind,  ebenso  wie  die  verwischten  oder  zufällig 
beschmutzten  Banknoten,  welche  im  übrigen  echt  und  ganz  sind, 
nicht  als  mangelhafte  Banknoten  betrachtet  werden. 

Die  den  Banken  und  Ämtern  erteilten  Weisungen  bezüg? 
lieh  der  absichtlich  beschädigten  (durchlöcherten  oder  mit  gra* 
phischen  Zeichen  versehenen)  Banknoten  bleiben  aufrecht. 

(Monitorul  Bucovini  Nr.  46  vom  19.  Juli  1919.) 

Ergänzungsverordnung    des    Finanzministeriums  vom 
3.  Juli  1919,  Nr.  6781/1,  betreffend  die  Abstempelung 
der  Kronenbanknoten. 

Art.  h 

Der  Artikel  I  der  Verordnung  über  die  Abstempelung  der 
Kronenbanknoten  (Nr.  4890/1919)*)  wird  dahin  ergänzt,  daß  zur 
Abstempelung  auch  die  20*Kronen?Noten  II.  Auflage  sowie  auch 
die  10.000?Kronen?Noten  —  beide  Sorten  herausgegeben  von  der 
Österreichisch?ungarischen  Bank  —  zur  Abstempelung  zugelas? 
sen  werden. 


*)  Gemeint  ist  hier  die  vorstehend  zitierte  Verordnung  des  diri* 
gierenden  Rates  für  Siebenbürgen,  nicht  die  vorstehend  abgedruckte 
Verordnung  des  delegierten  Ministers  für  die  Bukowina.  Die  analoge 
Verfügung  bezüglich  der  Bukowina  konnte  nicht  sichergestellt  werden. 
Indes  ist  es  zweifellos,  daß  die  gleichen  Bestimmungen  auch  für  die 
Bukowina  galten.  Vgl.  hiezu  auch  Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3364, 
Seite  540  ff.,  und  das  hiezu  erlassene  Reglement,  welches  die  Einlösung  der 
Noten  zu  10.000  K  eingehend  regelt. 


-  538  - 


Art.  2. 

Artikel  3  derselben  Verordnung  wird  dahin  abgeändert, 
daß  die  20;Kronen;Noten  und  10.000;Kronen;Noten  —  beide  Sor* 
ten  herausgegeben  von  der  Österreichischningarischen  Bank  — 
zur  Abstempelung  zugelassen  und  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
unter  den  gleichen  Bedingungen  anerkannt  werden  wie  die  ande; 
ren,  zur  Abstempelung  zugelassenen,  von  der  österreichisch; 
ungarischen  Bank  emittierten  Banknoten. 

Art.  3. 

Nach  Abschluß  der  Abstempelung,  d.  i.  nach  dem 
10.  Juli  1.  J.  haben  die  Abstempelungskommissionen  ihre  Tätig; 
keit  einzustellen;  für  gerechtfertigte  Fälle  von  Verspätungen 
wird  noch  eine  einmonatliche  Abstempelungsfrist  zugestanden. 
Jedoch  kann  die  nachträgliche  Abstempelung  nur  beim  Finanz; 
ministerium  des  dirigierenden  Rates  vorgenommen  werden. 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  21.  Juli  1919, 
Nr.  8129,   über   die  nachträgliche  Abstempelung  der 
österreichisch ' ungarischen  Banknoten. 

Für  die  Abstempelung  der  von  der  Österreichisch;ungari; 
sehen  Bank  emittierten  und  noch  nicht  abgestempelten 
Noten  zu  10,  20,  50,  100,  1000  und  10.000  Kronen  wird  eine  neue 
Ergänzungsfrist  bestimmt,  welche  vom  28.  Juli  bis  einschließ: 
lieh  zum  28.  August  1919  dauern  wird. 

Während  dieser  neuen  und  letzten  Frist  können  die  Kronen 
noten  nur  bei  den  Banken  der  Orte  eingereicht  werden,  in  dener 
Komitats;Abstempelungskommissionen  amtiert  haben. 

Diese  Banken  sind  verpflichtet,  die  Banknoten  anzunehmen 
und  nach  Möglichkeit  gleich  gegen  abgestempelte  Banknoten 
umzutauschen. 

Bei  der  Übernahme  der  Banknoten  haben  die  Banken  so 
wie  während  der  ersten  Frist  vorzugehen  (10.  Juni  bis  10.  Juli 
1.  J.).  Die  Annahme  geschieht  auf  Grund  von  Bordereaux,  die 
in  Journale  einzutragen  und  in  zwei  Exemplaren  anzufertigen 
sind.  Als  Abstempelungsgebühr  sind  2%  einzuheben. 
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Die  von  den  Banken  gesammelten,  ungestempelten  Bank* 
noten  sind  mit  einem  Exemplar  des  Journals  der  Hauptsammek 
und  Abstempelungsstelle:  Versicherungsgesellschaft  „Romania" 
(früher  Banca  generala  de  asigurare)  in  Hermannstadt,  Baier* 
gasse  1,  einzusenden.  Von  dieser  Stelle  erhalten  die  Banken 
regelrecht  gestempelte  Banknoten. 

Erlaß  des  Finanzministeriums  Nr.  89   ex  1919  vom 
29.  Juli  1919,  betreffend  die  Zahlungen  in  gestempelten 
Kronennoten  in  der  Bukowina  und  dem  VerwaltungS' 
gebiete  des  dirigierenden  Rates. 

Art.  I. 

Bis  zur  Erlassung  anderweitiger  Vorschriften  werden  bei 
den  öffentlichen  Kassen  in  Siebenbürgen,  Banat,  den  rumänischen 
Bezirken  in  Ungarn  und  in  der  Bukowina  neben  der  gesetzlichen 
Münze,  das  ist  der  Lei,  nur  die  Kronenbanknoten,  welche  in 
jenen  Gebieten  nach  den  festgesetzten  Regeln  abgestempelt  sind, 
sowie  nicht  gestempelte  Banknoten  zu  1  und  2  Kronen  an? 
genommen  werden,  wobei  eine  Krone  gleich  50  Bani  gerechnet 
wird. 

Desgleichen  werden  auch  die  Silberkronen  im  Verhältnisse 
50  Bani  =  1  Krone  angenommen  werden. 

Art.  IL 

Die  vom  dirigierenden  Rat  abgestempelten  Kronennoten 
werden  auch  in  der  Bukowina  umlaufsfähig  sein,  ebenso  wie  in 
der  Bukowina  abgestempelten  Noten  auch  in  dem  vom  dirigieren* 
den  Rate  verwalteten  Territorium  Gültigkeit  haben  werden. 

Art.  III. 

Der  Staatssekretär  für  Finanzen  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses 
Dekretes  betraut. 

Kundmachung  des  Ressorts  für  Finanzen,  betreffend  die 
Kennzeichen  der  gefälschten  Notenstempel. 


In  letzter  Zeit  sind  mit  falschen  Stempeln  versehene  Kronen? 
banknoten  in  Verkehr  gekommen. 
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Die  Fälschungen  sind  vollständig  mißlungen  und  können 
auf  den  ersten  Blick  an  der  primitiven  Ziselierung  der  Buch* 
staben  und  des  Landeswappens  erkannt  werden.  Besonders 
augenfällig  ist  die  Ungeschicklichkeit,  mit  der  das  Landeswappen 
in  der  Mitte  des  Stempels  nachgeahmt  ist,  da  viele  Details  auf 
der  Fälschung  fehlen. 

Die  Aufmerksamkeit  des  Publikums  wird  auf  die  richtigen 
Stempel  gelenkt,  welche  einen  mit  charakteristischen,  einheit? 
liehen  und  unnachahmlichen  Lettern  geprägten  Text  aufweisen, 
ferner  auf  die  Feinheit,  mit  der  das  Landeswappen  in  den  rieh* 
tigen  Stempeln  geprägt  ist.  Wer  einige  richtige  Stempel  mit  Auf* 
merksamkeit  betrachtet  hat,  kann  die  Fälschungen  leicht  er; 
kennen. 

Die  Fälschungen  können  bei  der  Einlösung  den  Schutz  des 
rumänischen  Staates  nicht  genießen. 

Das  Publikum  wird  sohin  eingeladen,  die  Stempel  zu  be? 
achten  und  in  allen  zweifelhaften  Fällen  nicht  nur  die  Annahme 
der  Fälschungen  zu  verweigern,  sondern  den  aufgedeckten  Fall 
der  nächsten  Behörde  anzuzeigen,  welche  ein  Protokoll  aufzu? 
nehmen  und  die  Verfolgung  des  Fälschers  in  die  Wege  zu 
leiten  hat. 

Kundgemacht  in  dem  „Amtsblatt"  (Hermannstadt)  Nr.  65— 6S 
vom  22.  November  1919. 

Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3364,  betreffend  die 
Einziehung  der  Kronen'  und  Rubelnoten. 

Art.  I. 

Das  Finanzministerium  wird  ermächtigt,  durch  die  Banca 
Nationala  Rumäniens  die  Rubel?  und  Kronennoten  zu  einem  durch 
Verordnung  festzusetzenden  Zeitpunkte  aus  dem  Verkehr  zu  zie? 
hen  und  sie  durch  Noten  der  Banca  Nationala  zu  ersetzen. 

Art.  II. 

Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  durch  eine  Voll? 
zugsvorschrift  oder  durch  eine  Vollzugsinstruktion  zu  bestim? 
men,  welche  Geldsorten  zum  Austausche  in  effektive  Münze 
oder  in  unübertragbare,  spätestens  nach  drei  Monaten  zahlbare 
Kassenscheine  umgetauscht  werden  können. 
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Ebenso  wird  das  Finanzministerium  gemeinsam  mit  der 
Banca  Nationala  die  Organe  bestimmen,  welche  diese  Maß* 
nahmen  zu  vollziehen  haben. 

Nach  Ablauf  der  für  Rubel*  und  Kronennoten  festgesetzten 
Umtauschfrist  wird  deren  Umlaufsfähigkeit  im  gesamten  Ge* 
biete  Rumäniens  erlöschen. 

Art.  III. 

Der  Kurs  der  Kronen?  und  Rubelnoten  wird  seinerzeit  durch 
einen  Beschluß  des  Ministerrates  nach  dem  Antrage  des  Finanz* 
ministeriums  festgestellt  werden. 

Art.  IV. 

Vollbrachte  oder  versuchte  Übertretungen  der  Vorschriften 
über  den  Austausch  der  erwähnten  Geldsorten  werden  mit  Geld? 
strafen  von  5000  bis  50.000  Lei  bestraft.  Das  Geld,  welches  Gegen* 
stand  des  Vergehens  bildet,  wird  zugunsten  des  Staates  beschlag* 
nahmt. 

Die  Geldstrafe  wird  durch  Beschluß  des  Finanzministeriums, 
bezw.  der  von  diesem  beauftragten  Stellen  nach  den  Feststellungen 
der  mit  dem  Umtausch  betrauten  Organe  verhängt  werden. 

Gegen  den  Beschluß  des  Ministeriums  ist  ein  Rekurs  zu* 
lässig,  welcher  binnen  fünf  Tagen  vom  Tage  der  Zustellung 
bezw.  der  Hinterlegung  desselben  beim  Wohnsitz  des  Beschul- 
digten beim  Tribunale  einzubringen  ist. 

Das  Tribunal  hat  diese  Strafsache  als  Appellationsinstanz 
dringlich  zu  erledigen.  Gegen  seine  Entscheidung  ist  lediglich  der 
Kassationsrekurs  binnen  zehn  Tagen  von  der  Erlassung  des  Ur* 
teiles  an  gerechnet  zulässig. 

Mitschuldige  und  Hehler  werden  mit  derselben  Strafe  belegt 
wie  der  Haupttäter. 

Auf  Grund  dieses  Artikels  ausgesprochene  und  rechtskräf* 
tig  gewordene  Geldstrafen  werden  im  Falle  der  Zahlungsunfähig* 
keit  auf  Antrag  des  Finanzministeriums  in  Gefängnisstrafen  um* 
gewandelt. 

Art.  V. 

Zollbeamte,  Offiziere,  Soldaten  oder  sonstige  mit  dem  Um* 
tausch  befaßte  Organe  und  öffentliche  Beamte,  welche  Über* 
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tretungen  dieser  Vorschriften  erleichtern  oder  gestatten,  werden 
mit  einer  Geldstrafe  von  2000  bis  20.000  Lei  und  mit  Gefängnis 
von  15  Tagen  bis  zu  6  Monaten  bestraft,  abgesetzt  und  für  un? 
fähig  erklärt,  jemals  ein  öffentliches  Amt  zu  bekleiden. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  eine  Gefängnisstrafe  zu  ver? 
hängen  ist,  sind  die  von  den  Organen  des  Finanzministeriums  auf; 
genommenen  Tatbestandsprotokolle  und  alle  anderen  darauf  be-- 
züglichen  Akten  als  dringend  dem  ersten  Staatsanwälte  des  Tri? 
bunales,  in  dessen  Sprengel  das  Delikt  begangen  wurde,  unter 
Einlieferung  der  Beschuldigten  zwecks  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Formalitäten  zur  Erhebung  der  Anklage  zu  übergeben. 

Art.  VI. 

Wer  Vergehen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzeigt  oder  auf? 
deckt,  erhält  eine  Prämie  von  40%  der  beschlagnahmten  Summe 
und  der  Geldstrafen,  welche  endgültig  ausgesprochen  und  vom 
Staate  eingezogen  wurden.  Die  Entscheidung  hierüber  ist  dem 
Finanzministerium  vorbehalten. 

Durchführungsverordnung  zum  Gesetze  vom  12.  August 
1920,  Nr.  3364,  betreffend  die  Einziehung  der  Rubel' 
und  der  Kronennoten. 

Art.  I. 

Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  die  Rubel?  und 
Kronennoten  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen  und  dieselben  durch 
Noten  der  Banca  Nationala  a  Romaniei  zu  ersetzen. 

Art.  IT. 

Das  Finanzministerium  wird  mittels  Instruktion  an  die  zu 
diesem  Zwecke  errichteten  Ämter  die  Art  und  die  Höhe  der 
vom  rumänischen  Staate  zur  Umwechslung  zugelassenen  Rubel? 
und  Kronennoten  feststellen;  das  Verzeichnis  dieser  Geldsorten 
wird  im  „Monitorul  oficial"  veröffentlicht  werden. 
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Art.  III. 

Die  zum  Umtausche  zugelassenen  Rubel?  und  Kronennoten, 
die  Einwohnern  des  Königreichs  Rumänien  und  der  annektierten 
Provinzen  gehören,  werden  einheitlich  in  Noten  der  Banca  Natio? 
nala  nach  den  angeführten  Modalitäten  umgetauscht  werden. 

Art.  IV. 

Alle  physischen  oder  juristischen  Personen  öffentlichen  oder 
privaten  Rechtes,  welche  unter  die  obigen  Kategorien  fallen  und 
zum  Umtausche  zugelassene  Rubel*  oder  Kronennoten  besitzen, 
sind  verpflichtet,  dieselben  beim  Bürgermeisteramte  der  Gemeinde 
ihres  Wohnsitzes  oder  Sitzes  oder  bei  einem  der  in  dieser  Ge? 
meinde  errichteten  Umtauschämter  durch  Vorlage  einer  De? 
Idaration  anzumelden,  welche  zu  enthalten  hat: 

1.  Vor?  und  Zunamen  und  Wohnort  des  Besitzers, 

2.  Gesamtbetrag  der  umzutauschenden  Rubel?  oder  Kronen? 
noten  —  Banknoten  zu  10.000  Kronen  sind  nach  Nummern  und 
Serie  zu  spezifizieren  — , 

3.  das  Amt,  bei  welchem  der  Umtausch  vollzogen  wer? 
den  wird, 

4.  die  Unterschrift. 

Die  Einwohner  der  Landgemeinden  haben  diese  Erklärung 
mündlich  abzugeben. 

Die  schriftliche  oder  mündliche  Erklärung  wird  unverzüg? 
lieh  in  ein  Register  mit  Ordnungsnummern  eingetragen  werden. 

Art.  V. 

Die  Deklaration  hat  mittels  Formularien  zu  erfolgen, 
welche  unentgeltlich  bei  den  Umtauschämtern  ausgefolgt  werden; 
in  Ermangelung  von  Formularien  kann  die  Deklaration  zur  Gänze 
vom  Anzeiger  eigenhändig  geschrieben  werden. 

Die  Deklaration  ist  innerhalb  der  bekanntzugebenden  Frist 
bei  dem  zuständigen  Umtauschamte  abzugeben. 

Art.  VI. 

Der  Umtausch  wird  bei  den  Umtauschämtern  und  bei  den 
vom  Finanzministerium  hiezu  bestimmten  Gemeinde?Austausch? 
kommissionen  vorgenommen  werden. 
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Die  Beschaffung  des  Bargeldes  wird  durch  die  Approvisio? 
nierungszentralen  erfolgen.  Zahl  und  Sitz  derselben  wird  durch 
Instruktion  festgestellt. 

Alle  diese  Ämter  werden  während  der  ganzen  Dauer  der 
Umtauschaktion  militärisch  bewacht  werden.  Ihre  Organe  ste? 
hen  unter  der  Leitung  und  Überwachung  der  im  Art.  XII  dieses 
Reglements  vorgesehenen  Zentralkommissionen. 

Die  Mitglieder  der  Umtauschämter  und  der  Gemeinde? 
kommissionen  sind  persönlich  für  die  ihnen  anvertrauten  Werte 
verantwortlich  und  tragen  dieselbe  Verantwortung  wie  die  Ver? 
walter  öffentlicher  Gelder. 

Art.  VII. 

Der  Erlag  der  Rubel?  und  Kronennoten  hat  in  der  vom 
Finanzministerium  festgesetzten  Frist  beim  Austauschamte  zu 
erfolgen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  werden  die  zum  Umtausche 
zugelassenen  Rubel*  und  Kronennoten  keine  gesetzliche  Zahlungs> 
kraft  auf  dem  Gebiet  Rumäniens  besitzen. 

Art.  VIII. 

Die  Deklarationen  sind  für  jede  Familie  oder  Haushalt  von 
einer  und  derselben  Person  abzugeben,  welche  sich  anläßlich  des 
Erlages  oder  der  Abgabe  der  Erklärung  zu  legitimieren  hat. 

Die  Legitimationsdokumente  sind  auf  der  Deklaration  an? 
zugeben. 

Art.  IX. 

Für  alle  Erläge  von  Rubel?  oder  Kronennoten  werden  dem 
Deponenten  60%,  in  Worten  Sechzig  Prozent,  des  Kronen?  oder 
Rubelwertes,  welcher  nach  dem  festgestellten  Kurs  in  Lei  umzu? 
wandeln  ist,  in  Banknoten  der  Banca  Nationala  ausbezahlt,  wäh? 
rend  ihm  über  den  Rest  von  40%  eine  unübertragbare  Quittung 
übergeben  wird,  welche  spätestens  innerhalb  dreier  Monate 
unter  den  seinerzeit  festzustellenden  Bedingungen  zahlbar  ist.*) 

*)  Auf  Grund  eines  am  5.  Januar  1921  zwischen  der  Banca  Natio? 
nala  und  dem  Finanzministerium  abgeschlossenen  Übereinkommens 
räumte  die  Nationalbank  dem  Staate  für  die  Einlösung  dieser  Quittungen 
und  die  Einziehung  der  Noten  der  Banca  Generala  einen  Nachtragskredit 
von  21h  Milliarden  Lei  ein.  Nach  Art.  9  dieses  Übereinkommens  sollte  die 
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Die  Gemeindeämter  sowie  die  Umtauschkommissionen 
haben  das  Recht,  die  60%ige  effektiv  auszubezahlende  Quote  ent? 
weder  in  Bargeld  oder  in  Schecks  auf  die  Banca  Nationala  aus? 
zufolgen. 

Diese  Schecks  werden  auf  5000,  10.000  und  25.000  Lei  lauten. 
Der  Erleger  hat  den  Empfang  der  Werte  im  Register  schriftlich 
zu  bestätigen  oder,  wenn  er  des  Schreibens  unkundig  ist,  sein 
Handzeichen  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  beizusetzen. 

Die  Umtauschrelation  wird  vom  Ministerrate  auf  Antrag 
des  Finanzministeriums  bestimmt  und  seinerzeit  bekanntgegeben 
werden. 

Banknoten  zu  10.000  K  werden  nur  auf  Grund  eines  dies* 
bezüglichen  Beschlusses  des  Finanzministeriums  in  Bukarest  um? 
getauscht  werden  *);  zu  diesem  Zwecke  werden  alle  Noten  vom 
Umtauschamte  zurückgehalten  und  abgesondert  der  Approvi? 
sionierungszentrale  in  einem  Pakete  übergeben  werden,  auf  wel? 
chem  verzeichnet  werden:  die  Erlagserklärung,  der  Name  des 
Deponenten,  die  Serie  und  die  Anzahl  der  zurückgehaltenen  No? 
ten,  für  welche  der  Gegenwert  nicht  ausgefolgt  wurde. 

Dem  Erleger  wird  eine  abgesonderte  Quittung  ausgefolgt, 
in  welcher  die  Nummern  und  Serien  dieser  Noten  spezifi? 
ziert  sind. 

Falls  festgestellt  wird,  daß  die  zum  Umtausch  vorgelegten 
Rubel?  und  Kronennoten  verbotenerweise  eingeführt  wurden, 
oder  daß  irgendeine  Vorschrift  des  Gesetzes  umgangen  wurde, 
sind  die  betreffenden  Noten  zu  beschlagnahmen. 

Art.  X. 

Eine  und  dieselbe  Person  wird  nur  einmal  zum  Umtausch 
zugelassen.  Falls  die  zum  Umtausch  vorgelegten  Beträge  die 
angemeldete  Summe  übersteigen,  muß  der  Mehrbetrag  bezüglich 
seiner  Provenienz  aufgeklärt  werden. 

Einlösung  obgenannter  Quittungen  innerhalb  einer  vom  Finanzministe* 
rium  festzusetzenden,  jedoch  nicht  vor  dem  1.  Februar  1921  beginnenden 
Frist  durchgeführt  werden.  Nach  einer  Meldung  des  „Universui"  vom 
4.  Februar  1921  hat  das  Finanzministerium  verfügt,  daß  die  Frist  für  die 
Einlösung  der  Quittungen  am  11.  Februar  1921  beginnt. 

*)  Mit  dem  Umtausch  der  Banknoten  zu  10.000  K  auf  Basis  des 
Umrechnungskurses  2  :  1  (siehe  hiezu  Kundmachung  des  Finanzministers 
vom  30.  August  1920,  Seite  553)  wurde  am  2.  November  1920  begonnen. 
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Art.  XI. 

Die  Bürgermeister  der  Landgemeinden  sind  verpflichtet, 
außer  den  Publikationen  des  Finanzministeriums  durch  Veröffent? 
lichungen  und  Trompetenaufruf  die  Bestimungen  dieses  Regle» 
ments  zur  Kenntnis  der  Gemeindeinsassen  zu  bringen  und  mit? 
zuteilen,  bis  zu  welchem  Tage  die  Deklarationen  einzubringen 
sind  und  an  welchem  Tage  der  Umtausch  der  Rubel?  und  Kronen? 
noten  vorgenommen  wird.  Die  Militärbehörden  sind  verpflichtet, 
ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  strikteste  Einhaltung  der  Ordnung 
zu  richten  und  zu  intervenieren,  sobald  die  Zivilbehörde  ihre 
Hilfe  in  Anspruch  nimmt,  wobei  sie  die  Instruktionen  ihrer 
Kommanden  zu  befolgen  haben. 

Art.  XII. 

Zur  Durchführung  der  Einziehung  der  Kronennoten  werden 
zwei  Zentralkommissionen  (in  Klausenburg  und  in  Czernowitz) 
eingesetzt,  bestehend  aus  dem  Generalsekretär  der  Finanzen, 
dem  Delegierten  des  Finanzministeriums  und  der  Unifizierungs? 
kommission,  dem  Delegierten  des  Ministeriums  des  Innern,  dem 
Delegierten  der  Banca  Nationala,  dem  Delegierten  des  Kriegs? 
ministeriums. 

Der  Sitz  der  Kommission  wird  sich  beim  Generalsekretariat 
der  Finanzen  befinden. 

Zu  den  Obliegenheiten  der  Kommission  gehören:  die  Lei? 
tung,  allgemeine  Führung,  Überwachung  und  Kontrolle  der  Ein? 
Ziehungsarbeiten,  zu  welchem  Zwecke  der  Kommission  alle 
Finanz?  und  sonstigen  administrativen  Organe  zur  Verfügung 
stehen. 

Zur  Durchführung  der  Einziehung  der  Rubelnoten  wird  eine 
Zentralkommission  in  Kischenew  bestellt,  welche  aus  einem 
Delegierten  des  Finanzministeriums,  des  Kriegsministeriums,  des 
Ministeriums  des  Innern  und  der  Banca  Nationala  Rumäniens 
besteht. 

Die  Distriktspräfekten  haben  die  nötigen  Maßregeln  zur 
Einsetzung  der  Umtauschkommission  in  Gemäßheit  der  erhal? 
tenen  Instruktionen  zu  ergreifen  und  deren  ordnungsmäßige  Ge? 
schäftsgebarung  zu  überwachen. 
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Art.  XIII. 

Die  Abgabe  unrichtiger  Deklarationen  durch  Verwechslung 
der  Namen  etc.  sowie  der  Versuch  einer  Spekulation  mit  Rubel* 
und  Kronennoten  innerhalb  des  für  den  Umtausch  festgesetzten 
Zeitraumes  wird  mit  den  im  Gesetz  über  die  Einziehung  der 
Rubel*  und  Kronennoten  vorgesehenen  Strafen  geahndet. 

Instruktion  des  Finanzministeriums  vom  7.  August  1920, 
Nr.  77245,  für  die  mit  dem  Umtausche  der  Kronen' 
noten  betrauten  Amter, 

In  Gemäßheit  der  Durchführungsverordnung  zum  Gesetze 
betreffend  die  Einziehung  der  Kronen?  und  Rubelnoten  werden 
in  den  Stadtgemeinden,  gleichgültig  ob  es  Distriktshauptstädte 
sind  oder  nicht,  Umtauschämter  errichtet.  Als  Umtauschämter 
für  die  Einziehung  der  Kronen  fungieren: 

a)  in  Siebenbürgen,  Banat,  Krischana,  Szatmar  und  Mar? 
maros: 

1.  die  kgl.  Steuerämter, 

2.  die  städtischen  Steuerämter, 

3.  die  Banken  und  die  in  der  Beilage  *)  genannen  und  später? 
hin  noch  zu  bestimmenden  Institute. 

b)  In  der  Bukowina: 

1.  die  Steuerämter, 

2.  die  Banken  und  die  späterhin  noch  zu  bestimmenden  In? 
stitute. 

c)  Im  alten  Königreich:  die  Banca  Nationala  und  ihre 
Filialen. 

An  der  Spitze  der  Umtauschämter  stehen  die  Steuervor? 
stände  und  Direktoren  der  Banken. 

Zur  Bewilligung  von  Erleichterungen,  welche  im  Zuge  der 
Noteneinziehung  notwendig  werden  sollten,  sind  die  Approvisio? 
nierungszentren  kompetent,  welche  in  Kronstadt,  Hermannstadt, 
Klausenburg,  Großwardein,  Temesvar  und  Czernowitz  errichtet 
werden. 

*)  Diese  Beilage  sowie  das  auf  folgender  Seite  genannte  Muster 
wurden  wegen  ihres  rein  formalen  Charakters  nicht  zum  Abdruck 
gebracht. 
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An  der  Spitze  der  Approvisionierungszentralen  stehen  die 
Filialdirektoren  der  Nationalbank,  die  die  Umtauschämter  mit 
den  nötigen  Noten  zu  versehen  haben. 

Die  Umtauschämter  fungieren  am  Sitz  der  betreffenden  Be* 
hörden. 

Beginn  der  Noteneinziehung. 

Die  Noteneinziehung  beginnt  am  20.  August  1920.  Vom 
20.  August  1920  bis  zum  Abend  des  24.  August  1920  werden  alle 
physischen  und  juristischen  Personen  öffentlichen  und  privaten 
Rechtes,  welche  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  tatsächlichen  Auf* 
enthalt  in  der  Gemeinde  haben,  verpflichtet  sein,  auf  dem  amt? 
liehen  Formulare  dem  Umtauschamte,  in  dessen  Sprengel  sie 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben,  den  Gesamtbetrag  an  umzutauschen* 
den  Kronen  anzugeben. 

Die  Anzahl  der  Noten  zu  10.000  Kronen  ist  abgesondert  mit 
Nummer  und  Serie  anzugeben. 

Die  Umtauscherklärungen  sind  für  jede  Familie  oder  Haus? 
halt  von  einer  einzigen  Person,  am  besten  vom  Familienoberhaupt 
oder  Haushaltungsvorstand,  dessen  Identität  vom  Chef  des  Urm 
tauschamtes  festgestellt  wird,  abzugeben. 

Für  Gemeinden,  Gesellschaften,  öffentlichen  oder  privaten 
Rechtes,  haben  die  Bevollmächtigten  gleichzeitig  mit  der  Deko- 
ration auch  ihre  Vollmacht  vorzulegen. 

In  keinem  Falle  wird  eine  Deklaration  von  Personen,  welche 
nicht  ihren  Wohnsitz  in  der  Gemeinde  haben,  angenommen  oder 
eingetragen  werden. 

Durchführung  der  Einziehung. 

Die  Deklarationen  werden  täglich  in  der  Reihenfolge  des 
Erscheinens  in  das  Deklarationsregister  (Muster  Nr.  2)  einge? 
tragen. 

Am  Abend  des  24.  August  1920  ist  das  Register  für  die  Ein? 
tragung  der  Deklarationen  abzuschließen  und  der  Gesamtbetrag 
der  zum  Umtausch  angemeldeten  Kronennoten  festzustellen.  Die 
Richtigkeit  ist  am  Schlüsse  der  letzten  Deklaration  vom  Chef 
und  vom  Buchhalter  des  Amtes  zu  bestätigen. 

Der  Gesamtbetrag  der  zum  Umtausch  angemeldeten 
Kronennoten  und  die  Anzahl  der  eingetragenen  Deklarationen 
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ist  telegraphisch  und  durch  Spezialkurier  der  für  das  Amt  zustän* 
digen  Approvisionierungszentrale  bis  spätestens  26.  August  1920 
abends  mitzuteilen,  damit  dieses  die  nötigen  Maßnahmen  zwecks 
Überweisung  des  Gegenwertes  bis  zum  Morgen  des  1.  Septem? 
ber  1920  treffen  könne.  An  diesem  Tage  beginnt  die  eigentliche 
Noteneinziehung. 

Die  Zahl  der  Noten  zu  10.000  K  ist  abgesondert  bekannt* 
zugeben. 

Die  kgl.  Steuerämter,  welche  als  Umtauschämter  für  die 
Landgemeinden  fungieren,  haben  der  Approvisionierungszentrale 
die  Anzahl  der  Deklarationen  sowie  den  Gesamtbetrag  der  an* 
gemeldeten  Kronennoten  für  jede  Gemeinde  ihres  Sprengeis  ab? 
gesondert  mitzuteilen  und  ebenfalls  abgesondert  die  Anzahl  der 
Noten  zu  10.000  K  bekanntzugeben. 

Dauer  der  Einziehung. 

Die  Einziehung  der  Kronennoten  wird  in  der  Zeit  vom 
1.  September  1920,  8  Uhr  vormittags,  bis  10.  September  1920, 
S  Uhr  abends,  erfolgen. 

Modalitäten  der  Einziehung. 

Die  Umtauschämter  haben  nur  jene  Noten  umzutauschen, 
-weiche  bei  ihnen  angemeldet  und  registriert  wurden.  Hiebei  ist 
darauf  zu  achten,  daß  diese  Noten  mit  dem  bekannten  Spezial? 
Stempel  sowohl  für  Siebenbürgen  als  auch  für  die  Bukowina  ver? 
sehen  sind. 

Die  abgestempelten  Kronennoten  gehören  der  Type  10,  20, 
50,  100,  1000  und  10.000  K  an. 

Die  sogenannten  „weißen  Kronen"  sowie  die  nicht  abge* 
stempelten  Kronennoten  (mit  Ausnahme  der  1  und  2  Kronen) 
werden  zum  Umtausch  nicht  zugelassen. 

Der  Gegenwert  wird  nur  jenen  Personen  oder  deren  legiti* 
mierten  Vertretern  ausgefolgt,  welche  Deklarationen  eingebracht 
haben. 

Große  Unterschiede  zwischen  den  angemeldeten  und  den 
zum  Umtausch  vorgelegten  Beträgen  müssen  hinsichtlich  ihrer 
Provenienz  gerechtfertigt  werden. 
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Die  umzutauschenden  Beträge  werden  zu  60%  in  Noten  der 
Banca  Nationala  oder  in  Schecks  —  für  diejenigen,  welche  Schecks 
übernehmen  wollen  —  eingelöst,  während  über  den  Rest  von 
40%  spätestens  innerhalb  dreier  Monate  vom  Tage  der  Beendi? 
gung  der  Noteneinziehung  fällige  Quittungen  ausgegeben  werden. 

Falls  die  60%ige  Quote  durch  100  nicht  teilbar  ist,  wird  der 
Abrundungsbetrag  zu  den  40%  zugeschlagen,  welcher  in  der  spä^ 
ter  fälligen  Quittung  enthalten  ist.  In  Bargeld  oder  Schecks  sind 
nur  durch  100  teilbare  Beträge  auszufolgen. 

So  z.  B.  wird  derjenige,  der  als  60%ige  Quote  1853  Lei  zu 
erhalten  hat,  nur  1800  Lei  in  Barem  bekommen,  während  der  Rest 
per  53  Lei  der  Quittung  über  die  restlichen  40%  zugeschlagen 
werden  wird. 

Bezüglich  der  bei  Behörden,  Strafgerichten  etc.  als  corpora 
delicti  befindlichen  Kronennoten  werden  Instruktionen  folgen. 

Banknoten  zu  10.000  Kronen  werden  erst  nach  Einholung 
des  Beschlusses  des  Finanzministeriums  in  Bukarest  umgetauscht. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Noten  in  ihrer  Gesamtheit 
vom  Umtauschamte  zurückgehalten  und  abgesondert  der  zu^ 
ständigen  Approvisionierungszentrale  in  einem  Pakete  einge^ 
reicht,  auf  welchem  der  Name  des  Deklaranten,  der  deklarierte 
Betrag  sowie  Serie  und  Nummer  der  Noten  zu  10.000  K  ver^ 
zeichnet  sind. 

Dem  Inhaber  wird  eine  abgesonderte  Quittung  ausgefolgt» 
in  welcher  Nummer  und  Serie  dieser  Noten  enhalten  ist. 

Die  Ämter  werden  aufmerksam  gemacht,  daß  es  der  Wunsch 
des  Ministeriums  ist,  möglichst  viele  Schecks  und  möglichst  wenig 
Bargeld  auszufolgen,  damit  die  Einziehungsarbeit  erleichtert  und 
eine  zu  große  Geldinflation  vermieden  werde. 

Der  Bevölkerung  ist  mitzuteilen,  daß  die  Schecks  jederzeit 
bei  der  Banca  Nationala  eingelöst  werden. 

Die  Quittungen  werden  sehr  sorgfälltig  von  eigens  bestell* 
ten  Spezialbeamten  auf  den  Drucksorten,  welche  ihnen  gleich- 
zeitig zukommen,  auszustellen  ist. 

Die  Quittung  besteht  aus  Juxte  und  Stammblatt.  Das 
Stammblatt  wird  dem  Präsentanten  ausgefolgt. 

Die  Quittungen  werden  vom  Chef  des  Umtauschamtes  und 
vom  Buchhalter  unterschrieben  und  mit  dem  Siegel  des  Amtes 
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versehen.  Das  Siegel  ist  sorgfältig  anzubringen,  damit  es  leser? 
lieh  sei. 

Quittungen,  welche  nicht  die  obigen  zwei  Unterschriften 
und  das  Amtssiegel  tragen,  sind  ungültig. 

Der  weitere  Inhalt  der  Instruktion  regelt  die  buchhalterischen 
Maßnahmen  anläßlich  der  Verrechnung  der  eingelösten  Kronennoten. 

Übertretungen  und  Strafen. 

Es  wird  nachdrücklichst  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
nach  dem  Gesetze  über  die  Einziehung  der  Kronen?  und  Rubel? 
noten  jedwede  Gesetzesübertretung  mit  Geldstrafen  und  Gefäng? 
nis  belegt  wird;  es  ist  daher  unter  anderem  verboten: 

a)  Deklarationen  im  Namen  anderer  als  der  im  selben 
Haushalte  lebenden  Verwandten  ohne  ordnungsmälMge  Voll? 
macht  abzugeben; 

b)  mehr  Geld  anzumelden,  als  man  besitzt,  mit  der  Absicht, 
bis  zum  Tage  des  Umtausches  von  anderen  Geld  aufzukaufen; 

c)  Deklarationen  unter  fingierten  Namen  abzugeben; 

d)  gelegentlich  der  Einziehung  mit  Kronen  zu  spekulieren; 

e)  in  den  Deklarationsregistern  unrichtige  Eintragungen  zu 
machen. 

In  Ergänzung  dieser  Instruktion  ist  das  Gesetz  und  das 
Reglement  für  die  Einziehung  der  Kronen?  und  Rubelnoten  genau 
zu  beachten. 

Gesetz  vom  12,  August  1920,  Nr.  3366,  betreffend  die 
Ausgabe  von  Noten  zu  1,  2  und  5  Lei  anläßlich  der 
Vereinheitlichung  des  Geldverkehrs, 

Art.  I. 

Die  Banca  Nationala  Rumäniens  wird  ermächtigt,  über  den 
im  Gesetze  vom  19.  Dezember  1916  vorgesehenen  Betrag  zu  emit? 
tieren: 

Noten  zu  1  Lei  um  den  Betrag  von  100  Millionen  Lei; 
Noten  zu  2  Lei  um  den  Betrag  von  25  Millionen  Lei; 
Noten  zu  5  Lei  um  den  Betrag  von  50  Millionen  Lei. 
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Art.  II. 

Nachdem  diese  Emission  zur  Durchführung  der  Vereinheit* 
lichung  des  Geldverkehrs  dienen  soll,  ist  sie  in  den  Betrag  ein? 
zubeziehen,  welchen  die  Banca  Nationala  dem  Staate  zu  diesem 
Zwecke  geliehen  hat,  und  wird  durch  die  Goldschatzbons  ge? 
deckt,  welche  die  anläßlich  der  Vereinheitlichung  des  Geld* 
Verkehrs  durchgeführten  Emissionen  garantieren. 

Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3367,  betreffend  die 
Einrechnung  gewisser  Titres  in  die  Golddeckung  der 
Banca  Nationala. 

Art.  I. 

Die  Banca  Nationala  wird  ausnahmsweise  ermächtigt,  in 
ihre  Goldreserve  jene  Goldschatzbons  einzurechnen,  welche  vom 
Finanzministerium  auf  Grund  der  Verträge  vom  12.  Mai  1916  und 
30.  Oktober  1919  zur  Sicherstellung  der  vom  Staate  auf  Grund 
obiger  Verträge  bei  der  Banca  Nationala  aufgenommenen  Dar* 
lehen  emittiert  wurden. 

Desgleichen  ist  sie  ermächtigt,  in  ihre  Goldreserve  jene 
Goldschatzbons  einzurechnen,  welche  zur  Sicherstellung  eines 
dem  Staate  ausschließlich  zum  Zwecke  der  Einziehung  der  Noten 
der  Banca  Generala,  der  ordnungsmäßig  abgestempelten  Kronen? 
noten  und  der  in  Bessarabien  zugelassenen  Romanow?  und  Lwow? 
Rubelnoten  gewährten  Darlehens  dienen  sollen. 

Art.  II. 

Der  Erlös  aus  diesem  Darlehen  darf  nur  zu  dem  im  Art.  I  ge? 
nannten  Zwecke  verwendet  werden. 

Gesetz  vom  3o.  August  1920,  Nr.  3652,  betreffend  die 
Ermächtigung  des  Finanzministeriums  zur  Prägung  von 
Metallgeld  kleiner  Stückelung. 

Art.  I. 

Das    Finanzministerium    wird    ermächtigt,    Metallgeld  im 
Nominalwerte  von  20,000.000  Lei  in  Umlauf  zu  setzen,  und  zwar: 
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15,000.000  Lei  in  Stücken  zu  50  Bani,  5,000.000  Lei  in  Stücken  zu 
25  Bani. 

Art.  II. 

Die  Art  des  Metalles,  die  Aufschrift,  die  Dimensionen,  das 
Gewicht  und  die  Form  dieser  Münzen  werden  nach  dem  Vor* 
schlage  des  Finanzministeriums  vom  Ministerrat  festgesetzt 
werden. 

Art.  III. 

Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  durch  freie  Überein; 
kunft  die  Prägung  dieser  Münzen  zu  vergeben. 

Die  Fabrikationskosten  werden  aus  dem  Münzwert  gedeckt 
werden,  hingegen  wird  der  sich  ergebende  Nutzen  in  das  Budget 
eingestellt. 

Kundmachung  des  Finanzministers  vom  3o.  August  1920, 
betreffend  die  Festsetzung  des  Kroneneinlösungskurses. 

Der  Ministerrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  30.  August  1920 
beschlossen: 

In  Erledigung  des  Referates  Nr.  89402  von  1920  des  Herrn 
Finanzministers  bezüglich  der  Festsetzung  des  Kurses  der  Kronen 
wird  konstatiert,  daß  sich  die  Gesamtsumme  der  zum  Umtausch 
angemeldeten  Kronennoten  auf  zirka  8V2  Milliarden  beläuft. 

Auf  Grund  des  Art.  3  des  Gesetzes  über  die  Einziehung  der 
Kronen*  und  Rubelnoten  wird  bestimmt,  daß  der  Kurs  der  Kronen 
für  den  Umtausch  in  Lei  mit  50  Bani  festgesetzt  wird. 

Von  jeder  angemeldeten  Summe  über  100.000  K  werden  5% 
zur  Deckung  der  Spesen  des  Umtausches  der  Kronennoten  zurück? 
behalten.*) 


*)  Mit  Zirkularerlaß  des  FinanzsStaatssekretärs  in  Klausenburg 
vom  10.  September  1920,  Nr.  17040  ex  1920,  wurde  die  Zahlung  aller 
fixen  Bezüge  der  Staatsangestellten,  ebenso  die  Zahlung  aller  öffent? 
liehen  Abgaben  an  den  Staat,  wie  die  Zahlung  aller  gegen  den  Staat  aus 
welchen  Titeln  immer  bestehenden  Forderungen  durch  den  Staat  in  Lei 
nach  dem  Verhältnis  2  K  =  1  Lei  angeordnet.  Dagegen  verfügte  die 
folgende  in  ihren  Einzelheiten  nicht  ganz  klare  Verordnung  des  Staats* 
Sekretariats  für  Inneres  in  Klausenburg  bezüglich  der  Warenpreise  eine 
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Verordnung  des  Staatssekretärs  für  Inneres  in  Klausen' 
bürg  Nr.  290/370  Res.  vom  2.  September  1920. 

Art.  I. 

Ab  1.  September  1920  haben  alle  Gesehäftslädcn,  Gastwirtsehaften 
und  alle  Lebensmittelhändler  die  Preise  in  Lei  festzusetzen  auf  Grund 
des  Verhältnisses  von 

1  Lei  =  3.50  Kronen, 

das  heißt,  ein  Artikel,  der  35  Kronen  kostet,  ist  mit  10  Lei  zu  ver? 
kaufen,  nicht  aber  mit  17  und  15  Lei,  wie  die  Geschäftsleute  auf  dem 
Markte  es  derzeit  tun  und  fordern. 

Art.  IL 

Alle  Waren?  und  Lebensmittelhändler  haben  ihre  Kronennoten  in 
der  Zeit  zwischen  9.  und  10.  September  1920  umzutauschen.  Sie  sind 
verpflichtet,  bis  zu  jenen  Tagen,  je  nach  Wunsch  der  Kundschaft,  Kro? 
nen  und  Lei  anzunehmen.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Kaufleutc,  die  in 
Ortschaften  wohnen,  wo  es  keine  Umtauschstelle  gibt.  Diese  letzteren 
können  Kronennoten  ab  7.  September  1920  umtauschen. 

Die  Einlösungsstellen  sind  verpflichtet,  an  den  angegebenen  Tagen 
von  Kaufleuten  die  überreichten  Kronenbeträge  zum  Umtausch  zu  über* 
nehmen,  auch  für  den  Fall,  daß  dieselben  bereits  in  den  vorangegangenen 
Tagen  umgetauscht  haben. 

Art.  III. 

Jeder  Versuch,  ein  anderes  als  das  durch  den  Ministerratsbeschluß 
bestimmte  Verhältnis  festzusetzen  und  die  Annahme  der  Kronennoten 
vor  dem  angegebenen  Termin  zu  verweigern,  wird  als  Spekulation  be? 
trachtet  und  als  solche  bestraft. 

Art.  IV. 

Die  Preise  in  Lei  bleiben  bis  zur  Festsetzung  von  Maximalpreisen 
in  Geltung. 

Art.  V. 

Alle  Verwaltungs?  und  Polizeibehörden  haben  die  Beachtung  und 
Durchführung  dieser  Verordnung  zu  überwachen. 

abweichende  Regelung.  Es  scheint,  daß  diese  Verordnung  sich  als  ein 
Ausfluß  der  Preispolitik  der  Klausenburger  Regierung  darstellt,  wobei 
nicht  sicher,  aber  wahrscheinlich  ist,  daß  der  im  Art.  II  angeordnete  Um? 
tausch  der  Kronennoten  zum  offiziellen  Kurse  (2  K  =  1  Lei)  stattzu? 
finden  hatte. 


Verordnung  des  delegierten  Ministers  von  Czernowitz  vom 
22.  Jänner  19 19,  Nr.  59,  betreffend  die  Einschränkung 
der  Zirkulation  und  des  Handels  mit  Zahlungsmitteln. 

§  1. 

Die  Ausfuhr  von  Leinoten  wie  auch  von  Gold?  und  Silber; 
münzen  aus  der  Bukowina  in  das  Ausland  ist  verboten. 

Jede  Übertretung  dieses  Verbotes  wird  von  der  Behörde 
mit  Geld  bis  zu  20.000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten  be* 
straft.  Der  gleichen  Ahndung  unterliegt  der  Versuch  und  die 
Teilnahme.  Verbotswidrig  ausgeführte  Noten  und  Münzen  ver? 
fallen  zugunsten  des  Staates. 

Ein  Zehntel  des  Wertes  der  verfallenen  Noten  oder  Mün* 
zen  wird  als  Prämie  denjenigen  Personen  zugestanden,  welche 
die  Entdeckung  der  Übertretung  entweder  durch  Anzeige  oder 
auf  eine  andere  Art  gefördert  haben. 

§  2. 

Das  Finanzsekretariat  wird  ermächtigt,  Ausnahmen  von 
den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu  gestatten. 

§  3. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Verordnung  des   delegierten  Ministers  in  Czernowitz 
vom  27.  Februar  19 19,  betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr 
von   ungestempelten  Noten   und  Kassenscheinen  der 
Österreichisch' ungarischen  Bank. 

Art.  I. 

Die  Einfuhr  von  Banknoten  und  Kassenscheinen  der  Öster= 
reichisch?ungarischen  Bank  und  die  Überweisung  von  Kronen? 
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beträfen  in  die  Bukowina,  ebenso  die  Durchführung  solcher  Über; 
Weisungen  ist  verboten.  Im  Reisenden*  und  Grenzpassanten? 
verkehr  ist  die  Einfuhr  von  Banknoten  und  Kassenscheinen  bis 
zum  Betrage  von  1000  Kronen  gestattet. 

Art.  II. 

Personen  und  Firmen,  die  außerhalb  der  Bukowina  auf  dem 
Gebiete  der  ehemaligen  österreichischsungarischen  Monarchie 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  dürfen 
über  ihre  in  der  Bukowina  bestehenden  oder  künftig  neu  ent? 
stehenden  Guthaben  zu  Zahlungen  nach  dem  Gebiete  ihres  Sitzes 
oder  überhaupt  nach  Gebieten  der  ehemaligen  österreichischsunga? 
rischen  Monarchie  unbeschränkt  verfügen,  zu  sonstigen  Zahlungen 
oder  zu  Zahlungen  innerhalb  der  Bukowina  nur  mit  Zustimmung 
des  Sekretariates  für  Finanzen.  Die  in  der  Bukowina  bestehenden 
oder  in  der  Folge  entstehenden  Guthaben  und  Forderungen  von 
Personen  und  Firmen,  die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  und  dauernden 
Aufenthalt  außerhalb  der  Bukowina  auf  dem  Gebiete  der  ehe? 
maligen  österreichischmngarischen  Monarchie  haben,  sind  als 
solche  kenntlich  zu  machen  und  besonders  zu  führen.*) 


*)  Vgl.  hiezu  die  analoge  Yollzugsanweisung  des  deutschester* 
reichischen  Staatsamtes  der  Fisanzen  vom  15.  Februar  1919,  StGBL 
Nr.  114,  Seite  128  ff. 


F. 
Italien. 
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Dekret  des  Armeeoberkommandanten  vom  26.  Novem' 
ber  19 18,  betreffend  den  Umlauf  der  gesetzlichen  öster^ 
reichischen  Geldzeichen  in  den  vom  königlichen  Heere 
besetzten  Gebieten. 

Art.  1. 

In  den  vom  königlich  italienischen  Heer  besetzten  Gebieten, 
welche  außerhalb  der  Grenzen  des  Reiches  liegen,  hat  die  öster* 
reichischsimgarische  Valuta  auch  in  Zukunft  gesetzliche  Zah? 
lungskraft. 

In  der  gleichen  Valuta  werden  auch  die  Zahlungen  der 
Militärkassen  und  der  anderen  öffentlichen  Kassen  für  Gehalte, 
andere  Zuweisungen  und  Unterstützungen  zugunsten  von  Per? 
sonen,  welche  in  den  besetzten  Gebieten  zuständig  sind,  ge= 
leistet  werden. 

Art.  2. 

Der  Umrechnungskurs  zwischen  italienischer  und  öster* 
reichischnmgarischer  Valuta  wird  bis  auf  weiteres  mit  40  Cente* 
simi  für  eine  Krone  festgesetzt. 

Art.  3. 

Auf  Grund  des  im  Art.  2  festgesetzten  Umrechnungskurses 
werden  die  Militärkassen  und  die  anderen  öffentlichen  Kassen 
die  italienische  Valuta  für  in  Kronen  zu  leistende  Zahlungen  an* 
nehmen  können. 

Art.  4. 

Die  Militärkassen  können  mit  Bewilligung  des  Gouverneurs 
Kronen  gegen  Lire  zu  dem  im  Art.  2  festgesetzten  Kurse  zugun* 
sten  von  Personen  und  Körperschaften  nur  in  besonders  berück* 
sichtigungswürdigen  Fällen  umwechseln. 

36 
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Art.  5. 

Die  Einfuhr  österreichischsungarischen  Papiergeldes  in  die 
besetzten  Gebiete  ist  verboten. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  die  aus  Gebieten  jen- 
seits der  Okkupationslinie  eingeführten  Summen,  welche  italienis 
sehen  Kriegsgefangenen  und  Zivilinternierten  gehören,  soweit 
diese  nach  dem  Reiche,  beziehungsweise  den  besetzten  Gebieten 
zuständig  sind. 

Übertretungen  dieser  Bestimmungen  werden  mit  Arrest  von 
3  bis  7  Jahren  und  Beschlagnahme  der  betreffenden  Valuten  ge* 
ahndet. 

Die  Aburteilung  der  Übertretungen  obliegt  den  Militär? 
gerichtsbehörden. 

(Gazzetta  Ufficiale  vom  30.  November  1918,  Nr.  282.) 

Königliches  Dekret  vom  27.  März  19 19,  Nr.  371,  bc 
treffend  die  Beschaffung  der  zur  Konvertierung  der  Kronen 
in  Lire  erforderlichen  Mittel. 

Art.  1. 

Die  mit  dem  Umtausch  der  österreichisch?ungarischen  Geld? 
zeichen  gegen  italienische  Geldzeichen  verbundenen  Auslagen 
jeder  Art  belasten  das  Kapitel  85  des  Budgets  über  die  Ausgaben 
des  Kriegsministers  für  das  Budgetjahr  1918 — 1919. 

Art.  2. 

Der  Schatzminister  wird  ermächtigt,  sich  von  den  Emis? 
sionsanstalten  den  zur  Deckung  des  im  Art.  1  vorgesehenen  Um? 
tausches  erforderlichen  Betrag  vorstrecken  zu  lassen.  Der  Schatz* 
minister  wird  ferner  ermächtigt,  für  den  gleichen  Zweck  eine 
weitere  Emission  von  Staatsnoten  bis  zum  Höchstbetrage  von 
100  Millionen  Lire  und  von  Kassenscheinen  bis  zum  Höchst* 
betrage  von  10  Millionen  Lire  anzuordnen,  und  zwar  ohne  Rück- 
sicht auf  die  in  den  Erlässen  vom  1.  April  1917,  Nr.  495,  und  vom 
1.  Oktober  1917,  Nr.  1550,  vorgeschriebene  Deckung  durch  Silber* 
Scheidemünzen. 
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Art.  3. 

Für  die  von  der  Finanzverwaltung  Abteilung  Trient  und 
Triest  in  der  Zeit  vom  10.  bis  einschließlich  19.  April  1919  ver* 
kauften  fünfjährigen  Schatzscheine  wird  nebst  der  mit  dem  könig? 
liehen  Dekret  vom  5.  Mai  1916,  Nr.  105,  gewährten  Kapitals? 
Vergütung  von  1*5%  eine  weitere  Vergütung  von  0*5%  vom  Nomi? 
nale  gewährt,  wenn  zu  ihrem  Ankauf  italienisches  Geld  ver? 
wendet  wird,  welches  aus  der  Einwechslung  österreichisch?unga? 
rischer  Geldzeichen  herrührt. 

Art.  4. 

Die  Umtauschoperation  wird  durch  das  Schatzministerium 
im  Einvernehmen  mit  dem  Armeeoberkommando  durchgeführt. 

Art.  5. 

Dieser  Erlaß  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  der 
„Gazetta  Ufficiale  del  Regno"  in  Kraft  und  ist  mit  dem  Staats? 
Siegel  versehen  in  die  offizielle  Sammlung  der  Gesetze  und  Ver? 
Ordnungen  des  Königreiches  Italien  aufzunehmen  und  von  jeder? 
mann  zu  befolgen. 

Verordnung    des   italienischen   Oberkommandos  vom 
5.  April  1919,  betreffend  die  Konvertierung  der  Kronen 
in  Lire  in  den  besetzten  Gebieten. 

Art.  1. 

Vom  10.  April  1919  an  erhalten  die  italienischen  Geld? 
zeichen  im  Trentino  *)  und  in  der  Venezia  Giulia  gesetzliche 
Zahlkraft. 

Art.  2. 

Die  österreichisch?ungarischen  Geldzeichen,  welche  in  den 
im  Art.  1  bezeichneten  Gebieten  im  Umlauf  sind,  werden  über 
Verlangen  der  Besitzer  in  italienische  Geldzeichen  im  folgenden 
Verhältnisse  umgetauscht  werden: 

*)  Unter  der  in  dieser  Verordnung  gebrauchten  Bezeichnung  „Tren* 
tino"  versteht  sich  auch  der  diesseits  der  damaligen  Waffenstillstands? 
linie  gelegene  Teil  der  Provinzen  Tirol  und  Vorarlberg. 

36* 
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a)  auf  Grund  gesetzlicher,  vor  dem  27.  Oktober  1918  er* 
teilter  Ermächtigung  ausgegebene  Noten  der  österreichisch?unga? 
rischen  Bank  gegen  italienisches  Papiergeld  im  Verhältnisse  von 
04  Lire  für  eine  Krone; 

b)  österreichischsungarische  Silberscheidemünzen  gegen  ita* 
lienisches  Papiergeld  im  Verhältnis  von  0'8  Lire  für  eine  Krone. 

Art.  3. 

Zum  Zwecke  des  Umtausches  der  vorbezeichneten  öster= 
reichischsungarischen  Geldzeichen  haben  die  Besitzer  derselben 
Anmeldungen  im  Wege  der  im  Art.  5  bezeichneten  Ämter  zu 
erstatten  und  sich  hiebei  der  bei  diesen  Ämtern  zu  ihrer  Ver* 
fügung  stehenden  Formulare  zu  bedienen. 

Art.  4. 

Die  Gouverneure  des  Trentino  und  der  Venezia  Giulia 
sind  ermächtigt,  mit  allen  Mitteln  die  Richtigkeit  der  vor? 
erwähnten  Anmeldungen  und  die  Herkunft  der  darin  bezeichne* 
ten  Geldzeichen  zu  prüfen. 

Diejenigen,  welche  in  irgendeiner  Weise  von  der  Wahrheit 
abweichende  Angaben  gemacht  haben,  werden  unbeschadet 
schwererer,  in  den  geltenden  Gesetzen  vorgesehener  Strafen  mit 
der  Beschlagnahme  der  angegebenen  Summe  bestraft. 

Art.  5. 

Der  Umtausch  der  vorerwähnten  Geldzeichen  wird  vom 
10.  bis  einschließlich  19.  April  1919  bei  den  Zweiganstalten  der 
Banca  d'Italia,  welche  den  Finanzverwaltungsdienst  ausüben,  bei 
den  Zweigianstalten  des  Bancö  di  Napoli  und  des  Banco  di  Sicilia. 
ferner  bei  den  Postämtern  und  bei  jenen  Kreditinstituten,  welche 
hiezu  speziell  ermächtigt  sein  werden,  stattfinden. 

Zum  Nachweise  des  durchgeführten  Umtausches  werden 
besondere  Quittungen  ausgegeben  werden,  welche  in  keiner 
Weise  übertragbar  sind. 
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Art.  6. 

Mit  dem  20.  April  1919  verlieren  die  österreichisch?ungari? 
sehen  Geldzeichen  ihre  gesetzliche  Zahlkraft. 

Bis  auf  weiteres  werden  die  österreichisch?ungarischen 
Scheidemünzen  aus  unedlem  Metall  im  Umlaufe  bleiben.  Ihr 
Wert  wird  mit  1  Centesimi  =  1  Heller  festgesetzt. 

Art.  7. 

Im  Rahmen  der  seinerzeit  festzusetzenden  Bedingungen  wer? 
den  auf  Grund  der  besonderen  Entschädigungen,  welche  die 
italienische  Regierung  für  die  durch  die  umgetauschten  Noten 
dargestellte  Schuld  erhalten  wird,  hinsichtlich  der  umgetauscht 
ten  Geldzeichen  weitere  Maßnahmen  getroffen  werden. 

Art.  8. 

Die  Banken  und  anderen  Kreditinstitute  des  Trentino  und 
der  Venezia  Giulia,  welche  in  irgendwelcher  Form  Einlagen  ent? 
gegennehmen,  müssen  die  diese  Einlagen  betreffenden  Aufzeich* 
nungen  am  Abend  des  9.  April  1919  abschließen  und  die  Ergeb? 
nisse  des  Abschlusses  dem  königlichen  Delegierten  des  Schatz? 
amtes  in  Trient  und  Triest  anzeigen. 

Die  besagten  Institute  können  ihren  am  Abend  des  9.  April 
festgesetzten  Kassabestand  umtauschen  und  sind  verpflichtet,  bis 
zum  19.  April  1919  ein  Namensverzeichnis  der  Einleger  und  der 
Höhe  ihrer  Guthaben  nach  dem  Stande  vom  Abend  des  9.  April 
vorzulegen.  Diesen  Instituten  werden  die  im  Art.  5  vorgeschrie? 
benen  Quittungen  über  den  Betrag  der  Einlagen,  vermindert  um 
den  Kassabestand  und  um  jene  Beträge,  welche  über  ausdrück? 
liehen  Wunsch  der  einzelnen  Einleger  vom  Umtausch  ausge? 
schlössen  bleiben  sollen,  ausgestellt. 

Die  Ansuchen  der  Einleger  wegen  Ausschlusses  ihrer  Ein? 
lagen  vom  Umtausche  werden  dem  von  den  Banken  und  anderen 
Kreditinstituten  zu  stellenden  Umtauschansuchen  beigeschlossen, 
welche  mit  der  im  ersten  Absatz  dieses  Artikels  behandelten  An? 
zeige  vorzulegen  sind. 

Jede  wissentlich  unwahre  Angabe  wird  mit  der  Einstellung 
des  Geschäftsbetriebes  für  eine  Zeit,  welche  unanfechtbar  von 
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den  Gouverneuren  des  Trentino  und  der  Venezia  Giulia  bestimmt 
wird,  geahndet. 

Für  die  Gerichtsdepositen  wird  der  Umtausch  über  Ein* 
schreiten  der  Interessenten  oder  auf  Grund  einer  von  der  zu* 
ständigen  Behörde  ausgehenden  Verfügung  längstens  innerhalb 
dreier  Monate  vom  10.  April  1919  an  gerechnet  stattfinden. 

Art.  9. 

Vom  Tage  der  Kundmachung  der  vorliegenden  Verordnung 
bis  zum  Tage  des  Abschlusses  der  Aufzeichnungen  ist  es  den  im 
Art.  8  bezeichneten  Banken  und  Kreditinstituten  verboten,  im 
Verkehr  mit  Personen,  welche  nicht  nachweisen  können,  daß  sie 
ihr  gesetzliches  Domizil  in  den  im  Art.  1  bezeichneten  Gebieten 
haben,  Einlagen  in  Kronen  entgegenzunehmen  oder  Kronen* 
kredite  zu  erteilen. 

Bezüglich  der  bis  zum  Tage  der  Kundmachung  dieser  Ver* 
Ordnung  in  Kronen  gewährten  Darlehen  werden  die  Schuldner 
in  der  Zeit  vom  10.  bis  19.  April  1919  erklären  können,  ob  sie 
den  Umtausch  durchführen  wollen. 

Alle  Banken  und  Kreditinstitute  des  Trentino  und  der 
Venezia  Giulia  werden  unter  Androhung  der  Strafe  des  Kon* 
Zessionsverlustes  den  Gouverneuren  den  Betrag  der  öster* 
reichischnmgarischen  Geldzeichen  anzugeben  haben,  welchen  sie 
aus  dem  Königreiche  Italien  und  aus  dem  Auslande  nach  dem 
3.  November  1918  erhalten  haben.  Gleichzeitig  ist  der  Rechts- 
grund  der  Erläge  anzuführen. 

Art.  10. 

Vom  10.  April  1919  angefangen  ist  jeder  in  Kronen  ausge* 
drückte  Betrag  im  Verhältnisse  von  40  Centesimi  für  eine  Krone 
in  italienische  Lire  umzuwandeln. 

Es  bleiben  jedoch  bei  allen  Zahlungen  sowie  bei  Rück? 
Zahlungen,  welche  auf  Grund  dieses  Umrechnungskurses  nach 
dem  19.  April  aus  Verbindlichkeiten  und  Geschäften  erfolgen,  die 
vor  dem  10.  April  1919  eingegangen  wurden,  alle  Rechte  nach 
Art.  7  dieser  Verordnung  gewahrt. 
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Art.  11. 

Jede  künstliche  Preiserhöhung,  welche  zu  dem  Zwecke  er? 
folgt,  um  das  Umrechnungsverhältnis  von  40  :  100  zwischen  dem 
<österreichisch?ungarischen  Papiergelde  und  der  italienischen 
Valuta  zu  ändern,  wird  von  den  Bezirksgerichten  mit  Arrest 
l>is  zu  2  Jahren  und  einer  Geldstrafe  bis  5000  Lire,  unbeschadet 
etwaiger  schwererer,  in  den  bestehenden  Gesetzen  vorgesehener 
Strafen  geahndet. 

Art.  12. 

Der  Umtausch  und  die  Einziehung  der  italienischen  Noten 
imd  Kassenscheine  besonderer  Serien  wird  durch  spätere  Ver? 
Ordnungen  verfügt  werden. 

Art.  13. 

Urkunden,  welche  den  Umtausch  der  österreichisch^ungari* 
sehen  Geldzeichen  zum  Gegenstande  haben,  sind  von  jeder  Ge? 
l>ühr  befreit;  die  bezüglichen  Postsendungen  genießen  Porto? 
freiheit. 

Art.  14. 

Die  vorliegende  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund? 
machung  in  der  „Gazzetta  Ufficiale  del  Regno"  in  Kraft. 

Verordnung  des  Gouverneurs  von  Trient  vom  5.  April  1 9 19, 
betreffend  die  Durchführung  der  Kronenkonvertierung 
in  den  besetzten  Gebieten. 

Auf  Grund  der  Verordnung  des  Oberkommandos  vom 
5.  April  1919*)  und  des  königlichen  Dekretes  vom  27.  März  1919, 
Nr.  371,**)  wird  verordnet: 

Art.  1. 

# 

Zwecks  Durchführung  des  im  Art.  2  der  obzitierten  Ver* 
Ordnung  angeordneten  Umtausches  haben  die  Inhaber  öster? 
reichisch?ungarischer  Geldzeichen  dieselben  in  der  Zeit  vom  10. 
bis  19.  April  1919  bei  nachbezeichneten  Ämtern,  öffentlichen 
Kassen  und  Bankinstituten  vorzulegen. 


*)  Siehe  Seite  561  ff. 
**)  Siehe  Seite  560  f. 
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Zum  Umtausch  werden  nur  Noten?  und  Münzenmengen 
im  Gesamtwert  von  5  Kronen  oder  einem  Vielfachen  hievon  zu* 
gelassen. 

Art.  2. 

Von  dem  Umtausch  sind  gemäß  Art.  2  der  Verordnung  des 
Oberkommandos  folgende  Noten  der  österreichisch?ungarischen 
Bank  ausgeschlossen:  die  am  2.  November  1918  emittierten  No? 
ten  zu  10.000  K,  die  am  27.  Oktober  1918  emittierten  Noten  zu 
200  und  25  K,  die  20*KronensNoten  II.  Auflage;  überdies  sind  die 
jenigen  Noten,  gleichgültig  welcher  Emission,  vom  Umtausch 
ausgeschlossen,  bei  welchen  Durchlochungen,  fehlende  Stücke 
oder  andere  Verunstaltungen  die  Überprüfung  etwaiger  Abstem? 
pelungen  oder  der  Gesetzmäßigkeit  der  Noten  selbst  unmöglich 
machen. 

Noten,  welche  zu  irgendeiner  Zeit  durch  Stampiglien,  Stern? 
pel  oder  durch  sonstige  Merkmale  von  einem  anderen  Staate 
als  Italien  gekennzeichnet  worden  sind,  verfallen  der  Beschlag? 
nähme.  Ebenso  werden  die  als  gefälscht  befundenen  Noten 
ohne  weitere  Entschädigung  beschlagnahmt.  Jene  Noten,  be? 
züglich  deren  der  Verdacht  einer  Fälschung  vorliegt,  oder  jene, 
welche  Spuren  von  Abstempelungen,  Siegeln  und  Merkmalen  auf? 
weisen,  werden  von  den  mit  dem  Umtausch  betrauten  Ämtern 
zurückbehalten  und  in  der  im  Artikel  3  bestimmten,  in  zwei 
Exemplaren  auszufertigenden  Erklärung,  von  denen  eines  als 
Empfangsbestätigung  dem  Erleger  übergeben  wird,  beschrieben 
und  der  königlichen  Finanzverwaltung  in  Trient  vorgelegt. 

Wenn  die  mit  der  Überprüfung  betraute  Kommission  die 
Noten  als  gefälscht  erkennt,  so  werden  die  zurückbehaltenen  No? 
ten  vernichtet;  andernfalls  erfolgt  die  Umwechslung  und 
der  entfallende  Betrag  wird  in  Lire  dem  Überbringer  der  im 
vorigen  Absatz  erwähnten  Empfangsbestätigung  gegen  Einzie? 
hung  derselben  ausgezahlt.  Ergibt  sich  bei  der  Überprüfung,  daß 
die  Noten  einer  Abstempelung  etc.  unterzogen  wurden,  so  wer? 
den  dieselben  beschlagnahmt. 

Art.  3. 

Die  zum  Umtausch  vorgelegten  Geldzeichen  müssen  vom 
Einreicher  gemäß  Art.  3  der  obzitierten  Verordnung  des  Ober? 
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kommandos  mittels  einer  besonderen,  von  ihm  selbst  gefertigten 
und  mit  der  Angabe  seines  Wohnsitzes  versehenen  Erklärung 
eingereicht  werden.  Die  erforderlichen  Drucksorten  stellen  die 
mit  dem  Umtausch  betrauten  Stellen  zur  Verfügung. 

Art.  4. 

Die  Geldzeichen  werden  mit  der  Erklärung  den  mit  dem 
Umtausch  betrauten  Ämtern  vorgelegt.  Diese  führen  den 
Umtausch  gemäß  dem  im  Art.  2  der  Verordnung  des  Ober? 
kommandos  festgesetzten  Verhältnisse  durch  und  übergeben  dem 
Eileger  eine  aus  einem  eigenen  Juxtenbuch  abzutrennende 
Quittung,  in  welcher  bestätigt  wird,  daß  dem  Inhaber  derselben 
der  Umtausch  der  von  ihm  vorgelegten  Geldzeichen  bewilligt 
wurde. 

Die  Quittungen  Lauten  auf  Namen,  sind  nicht  übertragbar, 
auch  nicht  durch  Indossament,  und  bilden  die  einzige  Grundlage 
zur  Geltendmachung  der  sich  eventuell  aus  den  im  Art.  7  der 
Verordnung  des  Oberkommandos  vorgesehenen  weiteren  Ver* 
fügungen  ergebenden  Rechte. 

Der  Inhaber  der  Erklärung  ist  daher  verpflichtet,  sich  bei 
Ausstellung  derselben  zu  vergewissern,  daß  die  darin  enthaltenen 
Angaben  bezüglich  der  Person,  des  Betrages  der  vorgelegten 
Geldzeichen  und  der  Personsbeschreibung  vollkommen  richtig 
sind.  Etwaige  spätere  Reklamationen  seitens  des  Erlegers  werden 
nicht  berücksichtigt. 

Art.  5. 

In  der  Regel  wird  der  Umtausch  gleich  bei  Vorlage  der 
österreichisch?ungarischen  Geldzeichen  durchgeführt.  Wenn  be* 
sondere  Umstände  dem  sofortigen  Umtausch  entgegenstehen, 
werden  die  im  Art.  4  erwähnten  Quittungen  zunächst  nur  mit 
Angabe  der  vorgelegten  österreichischsungarischen  Geldzeichen 
ausgegeben. 

Diese  Quittungen  werden  zum  Zwecke  der  Vervollständig 
gung  und  der  Empfangnahme  des  Gegenwertes  in  italienischer 
Valuta  den  ausstellenden  Behörden  in  einer  von  diesen  festzu* 
setzenden  Frist  seinerzeit  neu  vorzulegen  sein. 
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Art.  6. 

Der  gemäß  Art.  6  der  mehrfach  zitierten  Verordnung  ent? 
fallende  Gegenwert  wird  in  nachstehenden  italienischen  Geld* 
zeichen  ausbezahlt:  in  Noten  der  Banca  d'Italia,  des  Banco  di 
Napoli  und  des  Banco  di  Sicilia  zu  1000,  500,  100,  50,  25  Lire, 
in  italienischen  Staatsnoten  zu  10  und  5  Lire  und  in  Kassen? 
scheinen  des  italienischen  Staates  zu  2  und  1  Lire. 

Art.  7. 

Den  Einreichern  von  österreichisch?ungarischen  Geld? 
zeichen  können  auf  Verlangen  oder  gegen  Vorweisung  .  der  im 
Art.  4  erwähnten  Quittung  durch  die  Banca  d'Italia,  den  Banco 
di  Napoli  und  den  Banco  di  Sicilia  5% ige  Schatzscheine  mit  fünf* 
jähriger  Laufzeit  unter  Gewährung  einer  Vergütung  von  2%  vom 
Nominalbetrage  der  Schatzscheine  abgegeben  werden.  Doch 
darf  der  Nominalbetrag  der  Schatzscheine  den  in  der  oberwähn? 
ten  Quittung  angegebenen  Lirebetrag  nicht  übersteigen. 

Die  Quittung  wird  dem  Einreicher  zurückgestellt  werden. 

Art.  8. 

Der  Umtausch  der  im  Besitze  italienischer  Offiziere  und 
Mannschaftspersonen  befindlichen  Geldzeichen  wird  im  Wege 
jener  Behörde  durchgeführt,  welchen  die  Auszahlung  der  Löhne 
und  Gebühren  dieser  Personen  obliegt. 

Art.  9. 

Der  Umtausch  von  bei  Banken  und  Kreditinstituten  in  den 
besetzten  Gebieten  innerhalb  der  Waffenstillstandslinie  einge? 
legten  österreichisch?ungarischen  Geldzeichen  erfolgt  von  Amts 
wegen,  soweit  nicht  die  Einleger  bei  den  genannten  Instituten 
ein  gegenteiliges  Begehren  gemäß  Art.  8  der  Verordnung  des 
Oberkommandos  stellen. 

Verordnung  des  königlich  italienischen  Armee  'Ober' 
kommandos  vom  17.  Juni  19 19,  betreffend  Bestimmungen 
über  die  öffentlichen  Abgaben  in  den  besetzten  Gebieten. 

Art.  1. 

Mit  1.  Juli  1919  sind  in  den  besetzten  Gebieten  der  Venezia 
Tridentina  und  der  Venezia  Giulia  in  allen  gesetzlichen  Ver? 
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fügungen  (Dekreten,  Verordnungen  und  Kundmachungen  etc.), 
welche  von  der  seinerzeitigen  Regierung  erlassen  wurden  und 
die  Bemessung  und  Einhebung  von  direkten  Steuern  jedweder 
Art,  von  Stempel*  und  sonstigen  Gebühren  und  Abgaben,  Zöllen, 
Erzeugungs?,  Verbrauchsabgaben  sowie  alle  übrigen  öffentlichen 
Abgaben,  einschließlich  der  dazugehörigen  Zuschläge  betreffen, 
mögen  sie  dem  Staate  oder  den  Ländern,  Gemeinden  oder  ande? 
ren  Körperschaften  zu  leisten  sein,  die  in  Kronen  und  Bruch* 
teilen  von  Kronen  ausgedrückten  Beträge  als  in  Lire  al  pari  um* 
gerechnet  anzusehen. 

Für  die  direkten  Steuern,  welche  sich  auf  einen  vor  dem 
1.  Juli  1919  liegenden  Zeitraum  beziehen,  bleiben,  auch  wenn 
die  Bemessung  nachträglich  erfolgte,  die  bisher  in  Kraft  stehen* 
den  Verfügungen  über  den  auf  dieselben  anzuwendenden  Um* 
rechnungskurs  in  Kraft.*) 

Für  Abgaben,  welche  periodisch  wiederkehrend  auf  Grund 
von  vor  dem  1.  Juli  1919  stattfindenden  Bemessungen  zu  ent* 
richten  sind,  wird  der  im  ersten  Absätze  dieses  Artikels  erwähnte 
Umrechnungskurs  nur  auf  den  nach  dem  1.  Juli  1919  gelegenen 
Zeitraum  Anwendung  zu  finden  haben. 

Art.  2. 

Auf  die  oberwähnten  Gebiete  werden  die  im  italienischen 
Reiche  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  in  den 
durch  den  Generalzivilkommissär  beglaubigten  Beilagen  **)  zu 
diesem  Dekrete  wiedergegeben  sind  und  die  im  nachstehenden 
erwähnten  Gegenstände  betreffen,  ausgedehnt,  und  zwar: 

a)  Stempel  auf  Wechsel  und  andere  kaufmännische  Ur 
künden; ***") 

*)  Nämlich  1  Krone  =  40  Centesimi. 
**)  Die  Beilagen  zu  dieser  Verordnung  enthalten  italienische  Ge* 
setze  und  Verordnungen  gebührenrechtlichen  Inhaltes. 

***)  Nicht  etwa  alle  kaufmännischen  Urkunden,  sondern  nur  die 
taxativ  in  dieser  Rubrik  des  italienischen  Tarifes  aufgezählten  kauf>- 
männischen  (durch  Giro  übertragbaren)  Papiere  (Schecks,  Anweisung 
gen  etc.).  Bezüglich  der  anderen  Urkunden,  z.  B.  Empfangsbestäti* 
gungen,  Frachtbriefe,  Fakturen,  Rechnungen  etc.,  sind  auch  derzeit  noch 
die  österreichischen  Gesetze  maßgebend. 
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b)  Stempel  auf  Plakate  und  andere  öffentliche  Kund? 
machungen; 

c)  Stempel  auf  Noten  und  Rechnungen  der  Gasthäuser, 
Kaffeehäuser  und  anderer  öffentlicher  Lokale; 

d)  Stempel  auf  Eintrittskarten  in  Theater  und  andere 
Lokale,  in  welchen  Vorstellungen  oder  andere  öffentliche  Ver? 
anstaltungen  stattfinden; 

e)  Abgaben  zugunsten  der  öffentlichen  Wohltätigkeit; 

f)  Stempel  auf  Packungen  von  Parfüms  und  medizinischen 
Spezialitäten; 

g)  Stempel  auf  für  den  öffentlichen  Verkauf  bestimmte 
Schmuckgegenstände; 

h)  Verkauf  von  Filigran*  oder  gewöhnlichem  Papier  mit  eins 
gedrucktem  Stempel. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Bestimmungen  werden  in 
der  aus  den  Beilagen  ersichtlichen  Weise  Anwendung  finden. 

Art.  3. 

Die  Veröffentlichung  des  Textes  der  in  den  Beilagen  er? 
wähnten  Gesetze  und  Verordnungen  erfolgt  durch  Übermittlung 
je  eines  Exemplares  an  jedem  der  Generalzivilkommissäre  des 
Trentino  und  der  Venezia  Giulia;  diese  Gesetze  und  Verord* 
nungen  werden  dort  hinterlegt  und  durch  30  aufeinanderfolgende 
Tage  dem  Publikum  während  der  gewöhnlichen  Amtsstunden 
zur  Einsichtnahme  zugänglich  gemacht. 

(Gazzetta  Ufficiale  vom  28  Juni  1919,  Nr.  153.) 

Königliches  Dekret  vom  27.  November  1919,  Nr.  2227, 
betreffend  die  Konvertierung  der  Kronennoten  in  den 
besetzten  Gebieten. 

Art.  1. 

Im  Jurisdiktionsgebiete  der  Generalzivilkommissäre  für  die 
Venezia  Giulia  und  für  die  Venezia  Tridentina  wird  der  Um? 
rechnungskurs  der  österreichisclvungarischen  Noten  endgültig 
mit  60  Centesimi  für  eine  Krone  festgesetzt. 

Die  Differenz  zwischen  den  in  Durchführung  der  Verord* 
nung  des  Oberkommandos  vom  31.  März  1919  gezahlten  und 
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den  endgültig  festgesetzten  Beträgen  wird  von  denselben  Kassen, 
welche  den  Umtausch  vorgenommen  haben,  beglichen  werden. 

Die  Zahlung  beginnt  am  25.  Februar  1920  und  findet  gegen 
Einziehung  der  von  diesen  Kassen  den  Besitzern  von  Kronennoten 
ausgestellten  Quittungen  statt.  Nach  dem  30.  Juni  1920  wird 
eine  Nachzahlung  nicht  mehr  zugelassen,  soferne  im  folgenden 
Artikel  nicht  etwas  anderes  bestimmt  ist. 

Art.  2. 

Durch  Dekret  des  Schatzministers,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerratspräsidenten,  werden  die  Modalitäten  und  die 
Garantien  bestimmt  werden,  unter  welchen  innerhalb  der  im 
Art.  206,  P.  1,  des  am  10.  September  1919  unterzeichneten  und 
durch  kgl.  Dekret  vom  6.  Oktober  1919,  Nr.  1804,  ratifizierten 
Friedensvertrages  von  St.  Germain  festgesetzten  Frist  zum  Ums 
tausch  von  Kronenbeträgen  geschritten  werden  darf,  die  infolge 
höherer,  von  dem  Beteiligten  zu  beweisender  Gewalt  nicht  recht; 
zeitig  eingewechselt  werden  konnten. 

Art.  3. 

Das  Wertverhältnis  zwischen  Krone  und  Lire  bleibt  in  derr 
im  Artikel  1  bezeichneten  Gebiete  mit  60  Centesimi  für  eine 
österreichischsungarische  Krone  endgültig  festgesetzt. 

In  diesem  Verhältnis  sind  von  den  Kreditinstituten  die  vor 
dem  10.  April  1919  erfolgten  Kronendepots  samt  Zinsen  umzu? 
rechnen.  Zu  diesem  Kurse  sind  aber  jene  Depots  nicht  umzu? 
rechnen,  welche  über  ausdrückliches  Verlangen  der  einzelnen 
Einleger  von  dem  Umtausch  ausgeschlossen  wurden. 

Dieser  Umrechnungskurs  findet  weiters  keine  Anwendung 
auf  von  ausländischen  physischen  Personen,  deren  Wohnsitz  oder 
Niederlassung  sich  nicht  in  den  obgenannten  Gebieten  befindet, 
erlegte  Summen. 

Art.  4.*) 

Die  nach  Artikel  1  sich  ergebende  Differenz  wird  vom 
italienischen  Staate  den  Banken  und  übrigen  Kreditinstituten» der 
Venezia  Giulia  und  Tridentina  nach  der  Höhe  der  bis  einschließ; 


*)  Vgl.  Art.  1  des  kgl.  Dekrets  vom  29.  Januar  1920,  Nr.  144,  S.  578. 
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lieh  9.  April  1919  bestandenen  Spar?  und  Kontokorrenteinlagen, 
die  Zinsen  vom  1.  Januar  1919  an  nicht  mitgerechnet,  unter  Ab* 
zug  folgender  Posten  zugeführt: 

a)  des  Kassenbestandes  vom  9.  April  1919  in  Kronen, 
Staatsnoten  und  Kassenscheinen  von  besonderen  Serien; 

b)  der  Beträge,  welche  ein  Kreditinstitut  bis  einschließlich 
9.  April  1919  bei  anderen  Kreditinstituten  des  im  Artikel  1  be* 
zeichneten  Gebietes  eingelegt  hatte; 

c)  der  Beträge  der  eigenen  Depots,  welche  jedes  Institut  aus 
Gegenden  jenseits  der  Waffenstillstandslinie  zurückgezogen  und 
in  die  Venezia  Giulia  nach  dem  20.  April  1919  eingeführt  hat,  in* 
soweit  dieselben  zum  Umtausche  nach  dem  Verhältnis  40  :  100 
zugelassen  werden; 

d)  der  einem  bestehenden  Depot  in  der  Zeit  vom  3.  No* 
vember  1918  bis  einschließlich  9.  April  1919  infolge  von  Barüber- 
Weisungen  oder  im  Kontokorrentverkehr  mit  Gebieten  jenseits 
der  Waffenstillstiandslinie  gutgebrachten  Beträge,  insoweit  diese 
Gutschriften  vom  italienischen  Staate  nicht  als  rechtmäßig  an- 
erkannt werden; 

e)  der  in  dem  unter  d)  bezeichneten  Zeiträume  durch  Bar* 
geldüberweisungen  oder  im  Kontokorrentverkehr  mit  jenseits  der 
Waffenstillstandslinie  neu  entstandenen  Depots,  die  vom  italieni* 
sehen  Staate  nicht  als  rechtmäßig-  anerkannt  werden; 

f)  der  Einlagen  von  ausländischen  physischen  oder  juristi* 
sehen  Personen,  welche  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Niederlassung 
nicht  in  den  unter  Artikel  1  bezeichneten  Gebieten  haben. 

Art.  5. 

In  demselben  Verhältnisse  von  60  Centesimi  für  eine  Krone 
werden  die  bei  ehemals  österreichisch*ungarischen  Anstalten  mit 
dem  Sitze  jenseits  der  Waffenstillstandslinie  in  Kronenwährung 
gemachten  Einlagen  konvertiert  werden,  soferne  solche  Depots 
zum  Umtausch  in  italienische  Valuta  nach  dem  Verhältnisse 
40  :  100  zugelassen  worden  sind. 

Den  zum  Umtausch  zugelassenen  Beträgen  ist  zum  Zwecke 
der  .im  ersten  Teile  dieses  Artikels  bezeichneten  Konvertierung 
der  Betrag  der  bis  einschließlich  9.  April  1919  zugewachsenen 
Zinsen  zuzuschlagen,  wobei  die  Kapitalisierung  der  Zinsen  selbst 
vom  1.  Januar  1919  an  ausgeschlossen  ist. 
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Art.  6. 

Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  folgenden  Artikel  wer? 
den  auf  Grund  des  im  Artikel  2  festgesetzten  Verhältnisses  außer* 
dem  die  Zahlungen  für  alle  in  Kronen  ausgedrückten  Verbind* 
lichkeiten  geregelt,  welche  bis  zum  9.  April  1919  nicht  getilgt 
worden  und  im  Gebiete  der  Venezia  Giulia  und  der  Venezia 
Tridentina  zu  erfüllen  sind  oder  sich  auf  daselbst  befindliche 
Gegenstände  beziehen. 

Die  in  der  Zwischenzeit  unter  dem  Vorbehalte  des  Art.  10 
des  Dekretes  vom  31.  März  1919  geleisteten  Zahlungen  sind  bis 
zum  30.  Juni  1920  durch  Zahlung  von  20  Centesimi  für  je  40  ge* 
zahlte  Centesimi  zu  ergänzen. 

Art.  7. 

Wenn  eine  Zahlung  auf  Grund  einer  vor  dem  1.  November 
1918  eingegangenen  Verbindlichkeit  von  einer  Gegenleistung  von 
Sachen  oder  Dienstleistungen  bedingt  ist,  die  nach  Inkrafttreten 
des  vorliegenden  Dekretes  auszuführen  ist,  so  beträgt  das  Um? 
rechnungsverhältnis  zwischen  Krone  und  Lire  1:1. 

Unberührt  bleiben  die  Sonderbestimmungen  über  die  Miet* 
Verträge,  welche  in  Anbetracht  der  durch  den  Krieg  verursachten 
außerordentlichen  Verhältnisse  erlassen  wurden. 

Art.  8. 

Für  Lebensversicherungs*  und  Leibrentenverträge,  die 
vor  dem  10.  April  1919  mit  Personen,  welche  die  italienische 
Staatsbürgerschaft  besitzen  oder  infolge  der  Annexion  erlangen 
werden,  abgeschlossen  worden  sind,  wird  jener  Teil  der  versicher* 
ten  Summe,  welcher  den  bis  zum  besagten  Tage  gezahlten  Prä* 
mien  entspricht,  nach  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  wirklichen 
Werte  der  Prämienreserven  und  der  verfallenen  und  nicht  er* 
füllten  Verpflichtungen  und  dem  bezüglichen  Teile  der  nach  der 
Bilanz  am  10.  April  1919  bestehenden  Aktiven  bestimmt  werden. 

Stellt  sich  der  auf  diese  Weise  bestimmte  Wert  der  Polizzen 
niedriger  als  jener,  der  sich  bei  Anwendung  der  im  Art.  3  fest* 
gesetzten  Ausgleichsquote  ergäbe,  so  haben  die  Versicherungs* 
Unternehmungen  durch  Entnahme  aus  den  Reservefonds  die 
Prämienreserven  soweit  zu  ergänzen,  daß  der  Wert  der  Polizzen 
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am  10.  April  1919  dem  vorerwähnten  Umtauschverhältnis  ent« 
spricht. 

Die  nach  dem  10.  April  fällig  werdenden  Prämien  sind  vom 
Versicherten  nach  dem  im  Art.  3  festgesetzten  Verhältnisse  zu 
zahlen,  es  sei  denn,  daß  er  den  Vertrag  auf  Grund  eines  höheren 
bis  al  pari  reichenden  Umtauschverhältnisses  fortzusetzen 
wünscht.  Bei  Beendigung  des  Vertrages  hat  das  Versicherungs* 
unternehmen  außer  dem  nach  dem  ersten  Absätze  dieses  Arti? 
kels  bestimmten  Teil  der  versicherten  Summe  auch  jene  Summe 
zu  entrichten,  welche  den  nach  dem  10.  April  1919  fällig  ge* 
wordenen  und  auf  Grund  des  vom  Versicherten  gewählten  Um* 
tauschverhältnisses  gezahlten  Prämien  entspricht. 

Durch  Dekret  werden  über  Antrag  des  Ministerratspräsi? 
denten  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Industrie,  Handel 
und  Arbeit  und  dem  Schatzminister  nähere  Vorschriften  erlassen 
werden,  die  bei  der  Bestimmung  des  Wertes  des  im  1.  Absätze 
erwähnten  Teiles  der  versicherten  Summe  zur  Anwendung  zu 
gelangen  haben. 

Dieser  Wert  wird  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  vom  Tage 
der  ersten  Festsetzungen  gerechnet,  einer  Überprüfung  unter? 
zogen  werden. 

Art.  9. 

Die  Bestimungen  des  vorliegenden  Dekretes  finden  auf  die 
Teuerungszulagen  und  auf  die  übrigen  in  Anbetracht  der  durch 
den  Krieg  hervorgerufenen  außerordentlichen  Verhältnisse  be* 
willigten  Zuwendungen  keine  Anwendung. 

Art.  10. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  vor  dem 
10.  April  1919  geleistete  Zahlungen  keine  Anwendung. 

Art.  11. 

Hat  die  Anwendung  einer  der  in  den  vorangehenden  Arti? 
kein  vorgesehenen  Relationen  einen  erheblichen  Schaden  des 
einen  und  eine  beträchtliche  Bereicherung  des  anderen  Teiles  zur 
Folge,  so  kann  sich  der  interessierte  Teil  an  den  zuständigen 
Gerichtshof  erster  Instanz  wenden,  welcher,  nach  fruchtlosem 
Versuch  einer  Einigung  in  tunlichst  kürzester  Friest  nach  Billig* 
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keitsgrundsätzen  darüber  entscheiden  wird,  ob  hinsichtlich  der 
Umrechnung  in  dem  Vertrage  eine  Änderung  einzutreten  habe 
oder  aber  der  Vertrag  aufzulösen  ist. 

Dieselbe  Berechtigung  steht  demjenigen  zu,  der  vor  dem 
10.  April  1919  die  Verpflichtung  zum  Abschlüsse  eines  Vertrages 
eingegangen  ist,  wenn  im  Vorvertrage  die  Zahlung  in  ■  Kronen 
festgesetzt  worden  ist. 

Gesuche  um  Einleitung  dieses  Verfahrens  müssen  innerhalb 
dreier  Monate  nach  Inkrafttreten  des  vorliegenden  Dekretes  übers 
reicht  werden. 

Gegen  die  vom  Gerichtshofe  erster  Instanz  erflossenen  Ent? 
Scheidungen  sind  keine  Rechtsmittel  zulässig. 

Die  Protokolle  über  einen  abgeschlossenen  Vergleich  treten 
.an  Stelle  des  Vertrages;  die  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe 
gelten  als  Exekutionstitel  im  Sinne  der  in  den  neuen  Provinzen 
geltenden  Exekutionsordnung. 

Art.  12. 

Unbeschadet  der  Befugnisse,  welche  den  nach  der  in  den 
neuen  Provinzen  des  Königreiches  geltenden  Gesetzgebung  zu? 
ständigen  Behörden  zukommen,  steht  es  den  gesetzlichen  und 
statutarischen  Vertretern  von  Gesellschaften  oder  juristischen 
Personen  zu,  unter  Berücksichtigung  des  Wertes  der  gesamten 
Aktiven  selbst  unter  Zugrundelegung  eines  von  dem  im  Art.  3 
festgesetzten  abweichenden  Verhältnisses  eine  neue  Bewertung 
der  Eigentums*  und  Anteilsquoten  an  bestimmten  gemeinsamen 
Einkünften  vorzunehmen. 

Art.  13. 

Der  Umtausch  jener  Lirenoten  und  Kassenscheine  besonder 
rer  Serien  (Serienlire),  denen  durch  die  Verordnungen  des  Ober? 
kommandos  des  kgl.  Heeres  vom  9.  Dezember  1918  und  vom 
27.  Februar  1919  gesetzliche  Zahlkraft  gegeben  wurde,  in  ge? 
wohnliche  Noten  oder  Kassenscheine  findet  bis  zum  30.  Juni 
1920  statt. 

Der  Umtausch  wird  zum  Nominalwerte  mit  einem  Zuschlage 
von  50%  vorgenommen.  Dieser  Zuschlag  wird  gegen  Vorweisung 
der  Noten  und  Kassenscheine  besonderer  Serien  oder,  wenn  diese 
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vor  Erlassung  des  vorliegenden  Dekretes  in  gewöhnliche  Scheine 
umgetauscht  wurden,  gegen  Vorweisung  des  Dokumentes  gezahlt, 
mit  welchem  die  Triester  Schatzabteilung  zur  Vornahme  des 
Umtausches  ermächtigt  wurde. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  verlieren  die  Serienlire  das  Recht 
auf  den  besagten  Zuschlag  und  werden  den  Staatsnoten  und  den 
Kassenscheinen  gleichgestellt. 

Art.  14. 

Die  Differenz  zwischen  dem  durch  Art.  1  des  gegenwärtigen 
Dekretes  und  dem  durch  die  Verordnung  des  Oberkommandos 
vom  31.  März  1919  festgesetzten  Umrechnungskurse  wird  für  Be 
träge  bis  zu  5000  Lire  in  barem  ausbezahlt. 

Das  italienische  Schatzamt  ist  berechtigt  zu  zahlen: 

in  gewöhnlichen,  nach  einem  Jahre  fällig  werdenden  Schatz? 
scheinen  Beträge  über  5000  und  bis  zu  10.000  Lire; 

in  dreijährigen  Schatzscheinen  Beträge  über  10.000  Lire. 

Für  die  Noten  besonderer  Serien  wird  die  Barzahlung  des 
im  Art.  13  festgesetzten  Zuschlages  auf  15.000  Lire  nicht  über* 
steigende  Summen  beschränkt,  die  Zahlung  in  gewöhnlichen 
Schatzscheinen  hat  für  Beträge  über  15.000  bis  zu  30.000  Lire 
und  jene  in  dreijährigen  Schatzscheinen  für  Beträge  über  30.000 
Lire  statt. 

Art.  15. 

Den  Anstalten  und  juristischen  Personen  der  Venezia  Giu? 
lia  und  Venezia  Tridentina,  welche  zum  Zwecke  der  Wohl« 
tätigkeit  und  der  sozialen  Fürsorge  oder  sonst  ohne  Absicht  auf 
Gewinn  ausschließlich  in  den  obgenannten  Gebieten  ihre  Tätig? 
keit  entfalten,  kann  eine  staatliche  Unterstützung  in  der  Form 
eines  begünstigten  Darlehens  oder  in  anderer  zu  bestimmender 
Weise  gewährt  werden,  wenn  sie  infolge  der  Anwendung  des  vor? 
liegenden  Dekretes  solche  Einbußen  an  ihrem  Vermögen  oder 
an  ihrem  Aktivstande  erleiden,  daß  sie  ihren  statutenmäßigen 
Hauptzwecken  nachzukommen  nicht  weiter  in  der  Lage  sind. 

Mit  einem  weiteren  zu  erlassenden  und  zur  Erlangung  der 
Gesetzeskraft  dem  Parlamente  zu  unterbreitenden  königlichen 
Dekrete  werden  über  Antrag  des  Präsidenten  des  Ministerrates, 
im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  die  auf  die  Höhe, 
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die  Art  und  die  Form  des  im  ersten  Teile  dieses  Artikels  vor? 
gesehenen  Beitrages  Bezug  habenden  Bestimmungen  festgesetzt 
werden. 

Art.  16. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Dekretes  finden  auf 
die  Rechtsverhältnisse,  welche  durch  die  Bestimmungen  des 
Friedensvertrages  zwischen  den  alliierten  und  assoziierten  Mäch? 
ten  einerseits  und  Deutschland  andererseits,  unterzeichnet  zu 
Versailles  am  28.  Juni  1919  und  ratifiziert  durch  kgl.  Gesetzes? 
dekret  vom  6.  Oktober  1919,  Nr.  1803,  und  jenes  zwischen  den* 
selben  Mächten  und  Österreich,  unterzeichnet  zu  St.  Germain 
am  10.  September  1919  und  ratifiziert  durch  kgl.  Gesetzesdekret 
vom  6.  Oktober  1919,  Nr.  1804,  geregelt  sind,  keine  Anwendung. 

Art.  17. 

Das  vorliegende  Dekret  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Ver? 
öffentlichung  in  der  „Gazzetta  Ufficiale"  des  Königreiches  in 
Kraft  und  wird  zwecks  Umwandlung  in  ein  Gesetz  dem  Paria? 
mente  dann  vorgelegt  werden,  wenn  die  Provinzen,  in  denen 
es  Anwendung  findet,  im  Parlament  vertreten  sein  werden. 

Das  vorliegende  Dekret  ist,  mit  dem  Staatssiegel  versehen, 
in  die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Dekrete  des  König? 
reiches  Italien  aufzunehmen  und  jedermann  zu  beauftragen,  das? 
selbe  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Königliches  Dekret  vom  29.  Jänner  1920,  Nr.  144, 
betreffend  die  Abänderung  des  königlichen  Dekretes 
vom  27.  November  19 19,  Nr.  2227,  betreffend  die  Kon' 
vertierung  der  österreichischen  Kronennoten  in  den  Prc 
vinzen  Venezia  Tridentina  und  Venezia  Giulia. 

Im  Hinblick  auf  die  Verordnung  des  k.  i.  Armeeoberkom? 
mandos  vom  31.  März  1919  *)  betreffend  die  Einführung  der  italie? 
nischen  Valuta  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  der  Venezia  Tri? 

*)  Siehe  S.  561.  Diese  Verordnung  ist  allerdings  vom  5.  April  1919 
datiert,  dürfte  jedoch  offenbar  hier  gemeint  sein,  da  eine  andere  Vers- 
ordnung aus  dieser  Zeit,  welche  sich  mit  der  Regelung  der  einschlägigen 
Materie  befaßt,  nicht  bekannt  geworden  ist. 

37* 
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dentina  und  Venezia  Giulia  und  den  Umtausch  der  österreichische 
ungarischen  Geldzeichen  und  in  Berücksichtigung  des  könig? 
liehen  Dekretes  vom  27.  November  1919,  Nr.  2227,  wird  ange- 
ordnet, wir  folgt: 

Art.  1. 

Zu  den  im  Art.  4  des  Dekretes  vom  27.  November  1919 
Nr.  2227,  aufgezählten  Abzugsposten  werden  noch  die  folgern 
den  hinzugefügt: 

1.  Jene  Beträge,  welche  auf  Grund  ausdrücklichen  Wun? 
sches  der  einzelnen  Deponenten  von  der  Konvertierung  aus? 
geschlossen  wurden,  und  zwar  in  Gemäßheit  des  Art.  8  der  Ver- 
ordnung des  k.  i.  Oberkommandos  vom  31.  März  1919. 

2.  Jene  Depot?  und  Kontokorrenteinlagen,  welche  am 
9.  April  1919  in  Geschäften  angelegt  waren,  welche  nach  diesem 
Tage  gemäß  den  Bestimmungen  des  Art.  10  der  Verordnung  des 
k.  i.  Oberkommandos  vom  31.  März  1919  zu  erfüllen  sind. 

3.  Jene  Depot?  und  Kontokorrenteinlagen,  welche  am 
9.  April  1919  in  Positionen  bestanden,  die  nicht  in  österreichisch? 
ungarischen  Kronen  zu  erfüllen  sind. 

4.  Jede  andere  Post,  welche  aus  der  Anlage  von  Depot?  und 
Kontokorrenteinlagen  herrührt,  bezüglich  welcher  die  Differenz 
auf  den  Umrechnungskurs  zu  Lasten  Dritter  geht. 

Art.  2. 

Gegen  die  Feststellungen  gemäß  Art.  4  des  Dekretes  vom 
27.  November  1919,  Nr.  2227,  welcher  nunmehr  durch  den  Art.  1 
des  vorliegenden  Dekretes  abgeändert  erscheint,  können  die 
Bank?  und  Kreditinstitute  beim  italienischen  Schatzministerium 
Rekurs  einlegen. 

Art.  3. 

Dieses  Dekret  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
der  „Gazzetta  Ufficiale"  in  Kraft  und  wird  dem  Parlamente 
zwecks  Umwandlung  in  ein  Gesetz  vorgelegt  werden. 

(Gazzetta  Ufficiale  vom  24.  Februar  1920,  Nr.  45.) 
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Verordnung  des  Generalzivilkommissärs  für  die  Venezia 
Giulia,  Nr.  626/2667,  betreffend  die  Regelung  des  De' 

visenverkehrs. 

Der  Generalzivilkommissär  für  die  Venezia  Giulia  verfügt 
in  Anbetracht  der  sich  ergebenden  Notwendigkeit,  den  Verkehr 
mit  Devisen,  bezw.  ausländischen  Valuten  in  der  Venezia  Giulia 
zu  regeln,  mit  Bezug  auf  das  kgl.  Dekret  vom  24.  Juli  1919, 
Nr.  1251,  folgendes: 

Art.  1. 

Banken,  Bankiers  und  Geldwechsler,  welche  sich  im  Ge* 
biete  der  Venezia  Giulia  befinden,  dürfen  Devisen,  bezw.  aus? 
ländische  Valuten  ausschließlich  an  solche  Personen  verkaufen, 
welche  dieselben  benötigen: 

a)  zu  Zahlungen  ins  Ausland  von  Transitwaren  und  von 
Waren,  deren  Einfuhr  entweder  frei  ist  oder  deren  Import  durch 
von  den  kompetenten  Behörden  erlassene  Einfuhrbewilligungen 
gerechtfertigt  erscheint; 

b)  zur  Erfüllung  von  unabweislichen  Verpflichtungen,  wel? 
che  vor  der  Veröffentlichung  des  vorliegenden  Dekretes  ein? 
gegangen  oder  nachträglich  vom  Generalzivilkommissariat  ge? 
nehmigt  wurden; 

c)  zur  Rückzahlung  von  Lireforderungen  ausländischer  Ban- 
ken gegenüber  Banken  der  Venezia  Giulia; 

d)  zur  Befriedigung  gerechtfertigt  erscheinender  Bedürfnisse 
von  Personen,  welche  in  der  Venezia  Giulia  oder  in  den  alten 
Provinzen  des  Reiches  Vermögen  haben  und  im  Auslande  an* 
sassig  sind; 

e)  zur  Deckung  von  Reisespesen  von  Personen,  welche  sich 
erwiesenermaßen  nach  dem  Auslande  begeben,  soweit  es  sich  um 
Beträge  handelt,  welche  3000  Lire  nicht  übersteigen. 

Makler  und  Sensale  sowie  Vermittler  überhaupt  dürfen  ent; 
gegen  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  Devisen,  beziehungs* 
weise  Valuten  weder  kaufen  noch  verkaufen. 


-  580  - 


Art.  2. 

Die  im  Art.  1  angeführten  Geschäfte  dürfen  nur  im  Wege 
der  dort  genannten  Firmen  abgeschlossen  werden.  Hievon  sind 
nur  die  Fälle  nach  lit.  d  und  e  ausgenommen. 

Art.  3. 

Banken,  Bankiers  und  Geldwechsler  haben  die  Verpflich; 
tung,  täglich  der  hiesigen  Filiale  der  Banca  d'Italia  jedes  einzelne 
Geschäft  in  Devisen,  bezw.  ausländischen  Valuten  über  einen 
5000  Lire  übersteigenden  Betrag  anzuzeigen  und  haben  gleich; 
falls,  nach  einzelnen  Devisengattungen  geordnet,  den  Gesamt; 
betrag  der  Geschäfte  über  5000  Lire  nicht  übersteigende  Beträge 
dieser  Filiale  bekanntzugeben.  Von  den  Klienten  sind  Dokumente 
zu  verlangen,  welche  die  Rechtmäßigkeit  des  Bedarfes  an  De; 
visen,  bezw.  Valuten  gemäß  den  Bestimmungen  des  Art.  1  be; 
scheinigen.  Der  Generalzivilkommissär  behält  sich  vor,  falls  dies 
zweckmäßig  erscheinen  sollte,  den  Banken  direkt  genaue  Ver; 
fügungen  über  die  Beschaffenheit  und  den  Inhalt  dieser  Doku; 
mente  mitzuteilen. 

Art.  4. 

Die  im  vorgehenden  Artikel  erwähnten  Dokumente  sowie 
auch  die  buchhalterischen  Aufzeichnungen,  welche  den  Kauf  und 
Verkauf  von  Valuten  betreffen,  müssen  zur  Einsichtnahme  der 
Kontrollorgane  des  Generalzivilkommissariats  zur  Verfügung 
gehalten  werden. 

Art.  5. 

Wer  den  Bestimmungen  der  Artikel  1  und  2  zuwiderhandelt, 
wird  kumulativ  mit  10  bis  30  Tagen  Arrest  und  mit  einer  Geld; 
strafe  von  50%  des  dem  Geschäfte,  welches  entgegen  den  gesetz; 
liehen  Bestimmungen  abgewickelt  wurde,  zugrunde  liegenden 
Betrages,  keinesfalls  aber  mit  weniger  als  3000  Lire  bestraft  wer; 
den.  Überdies  wird  gegen  den  Zuwiderhandelnden  das  Verbot 
des  Handels  mit  Devisen,  bezw.  ausländischen  Valuten  mit  Wirk; 
samkeit  für  einen  Zeitraum  von  1  bis  6  Monaten  verfügt  werden 
können. 


Art.  6. 


Unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Dekrets  des  Zivilkom? 
missariats  vom  23.  März  1920,  Nr.  626/1845  B,  wird  jeder,  welcher 
durch  Verbreitung  falscher  Gerüchte  oder  anderer  betrügerischer 
Mittel  auf  dem  öffentlichen  Markte  oder  im  Börsenprivatverkehr 
ein  Steigen  der  Devisenkurse  verursacht,  kumulativ  mit  einer 
Arreststrafe  von  10  bis  30  Tagen  und  mit  einer  Geldstrafe  von 
1000  bis  3000  Lire  bestraft  werden. 

Art.  7. 

Die  Aburteilung  der  Übertretungen  der  Bestimmungen  des 
vorliegenden  Dekretes  obliegt  den  Bezirksgerichten. 


I, 

G. 
Ungarn. 
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16.  Mai  19 19,  Z.  XCH,  betreffend  die  Emission  von 
Papiergeld  durch  die  ungarische  Postsparkasse. 

§  % 

Die  von  der  ungarischen  Postsparkasse  emittierten  Geldzeichen 
sind  gesetzliches  Zahlungsmittel  und  jedermann  ist  verpflichtet,  dieselben 
in  unbeschränkter  Menge  an  Zahlungsstatt  anzunehmen. 

§  2. 

Die  ungarische  Postsparkasse  ist  verpflichtet,  für  den  vollen  Wert 
der  emittierten  Geldzeichen  Banknoten  der  Österreichisch*ungarischen 
Bank  als  Deckung  zu  hinterlegen.  Für  die  Geldzeichen  haftet  die 
ungarische  Postsparkasse  außer  mit  dieser  Deckung  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen.  Für  die  aus  der  Emission  der  Geldzeichen  entstehenden 
Verbindlichkeiten  der  Postsparkasse  übernimmt  die  ungarische  Räte* 
republik  besondere  Bürgschaft. 

§  3. 

Wer  die  Annahme  der  von  der  ungarischen  Postsparkasse 
emittierten  Geldzeichen  verweigert,  wird  vor  das  Revolutionstribunal 
gestellt. 

Verordnung  des  revolutionären  regierenden  Rates  vom 
5.  Juni  1919,  Z.  CXI,  betreffend  die  Einziehung  der 
Noten*)  der  Österreichisch  'ungarischen  Bank, 

§  l. 

Die  ungarische  Räterepublik  stellt  auf  dem  Standpunkte  der 
vollen  finanziellen  Unabhängigkeit  des  Landes.  Sie  wird  das  mit 
31.  Dezember  1919  ablaufende  Privilegium  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  nicht  erneuern.  Sie  zieht  die  Banknoten  der  Österreichisch« 
ungarischen  Bank  gemäß  den  folgenden  Bestimmungen  vom  heutigen 


)  Vgl.  die  Verordnung  vom  5.  August  1919,  Z.  9,  Seite  589  f. 
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Tage  an  stufenweise  ein  und  tauseht  sie  zu  den  unten  festgesetzten 
Zeitpunkten  gegen  verkehrslähige  Geklärten  um. 

.§  2.  ..^ 
Die  Banknoten  der   Östcrreichisch*ungarischen  Bank  zu  50,  100, 
1000  und  10.000  K  hören  mit  30.  Juni  1919  auf,  gesetzliches  Zahlungs* 
mittel  zu  sein. 

Die  Banknoten  zu  10  und  20  K  verbleiben  bis  31.  Juli  1919,  die 
zu  1,  2,  25  und  200.  K  bis  31.  Dezember  1919  im  Umlauf.  # 

§  3. 

Die  Banknoten  der  Osterreichiseh=ungarischcn  Bank  dürfen  nach 
den  im  §  2  festgesetzten  Zeitpunkten  im  Gebiete  des  Landes  als 
Zahlungsmittel  nicht  verwendet,  nicht  umgewechselt  und  nicht  ange* 
nommen  werden. 

§  4. 

Die  Banknoten  der  Österreichisch^ungarisehen  Bank  können  nach 
den  im  §  2  festgesetzten  Zeitpunkten  innerhalb  60  Tagen  bei  der  Post; 
Sparkasse  oder  einem  der  unter  Kontrolle  der  Räterepublik  stehenden 
Finanzinstitute,  beziehungsweise  einer  Vermittlungsstelle  derselben 
zwecks  Einlösung'  und  Umtausches  präsentiert  werden. 

§  5. 

Nach  Ablauf  der  zur  Einlösung  festgesetzten  Frist  verlieren  die 
Banknoten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  im  Gebiete  der  ungari* 
sehen  Räterepublik  ihre  Umlaufsfähigkeit  und  können  auch  zwecks 
Umtausches  nicht  mehr  präsentiert  werden. 

Falls  die  Einlösung  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stößt, 
kann  im  Falle  des  Nachweises  dieses  Umstandes  das  Volkskommis? 
sariat  für  Finanzen  (die  Finanzhauptabteilung  des  Volkswirtschaftsrates) 
die  nachträgliche  Einlösung  der  Banknoten  bewilligen. 

§  6. 

Die  aus  dem  Verkehr  gezogenen  Banknoten  können  auch  während 
der  zur  Einlösung  festgesetzten  Frist  bei  den  im  §  4  bezeichneten  Finanz- 
Instituten  gegen  Einlagebüchel  oder  gegen  Gutschrift  im  Kontokorrent* 
verkehr  erlegt  werden. 

Hinsichtlich  der  Rückzahlung  solcher  Forderungen  ist  die  Ver« 
Ordnung  Z.  P.  Nr.  29  des  Volkskommissariats  für  Finanzen  (erschienen 
am  8.  Mai  in  Nr.  37  des  Tanäcsköztärsasäg)  maßgebend.  Der  Inhaber  des 
Einlagebuches  oder  des  Kontokorrentkontos  kann  über  die  so  entstände* 
nen  Forderungen  unbeschränkt  verfügen. 

§  7. 

Die  eingelösten  Banknoten  sind  von  den  mit  der  Übernahme 
betrauten  Finanzinstituten  in  Budapest  der  Hauptanstalt  der  Öster* 
reichischsungarischen  Bank,  in  der  Provinz  der  mit  der  Durchführung  der 
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Einlösung  betrauten  Zweiganstalt  auf  Girokonto  ungesäumt  in  Rechnung 
zu  stellen. 

§  8. 

Anläßlich  der  Banknoteneinlösung  findet  keinerlei  Abzug  statt.  Die 
Noten  werden  von  den  mit  der  Einlösung  betrauten  Instituten  al  pari  um« 
getauscht. 

§  9. 

Wer  nach  den  im  §  2  angegebenen  Zeitpunkten  aus  dem  Verkehr 
gezogene  Banknoten  an  Zahlungsstatt  verwendet,  solche  annimmt  oder 
umwechselt  oder  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  in  irgendeiner 
Art  umgeht,  wird  vor  das  Revolutionstribunal  gestellt.  Die  in  seinem 
Besitze  vorgefundenen  Banknoten  werden  konfisziert. 

§  io. 

Dem  Anzeiger  gebührt  als  Belohnung  die  Hälfte  des  konfiszierten 
Betrages. 

§  11- 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft.  Ihre 
Durchführung  obliegt  dem  Volkswirtschaftsrate. 

Verordnung  des  revolutionären  regierenden  Rates  vom 
5.  Mai  19 19,  betreffend  den  Annahmezwang  bezüglich 
der  Noten  zu  25  und  200  K. 

§  l. 

Jedermann  ist  nach  wie  vor  verpflichtet,  die  von  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  ausgegebenen  Banknoten  zu  200  und  25  Kronen  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  anzunehmen. 

§  2. 

Wer  sich  weigert,  die  Banknoten  zu  200  und  zu  25  Kronen  an 
Zahlungsstatt  anzunehmen,  oder,  obwohl  es  ihm  möglich  wäre,  bei 
Zahlungen  umzuwechseln,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig  und  ist  vor 
ein  Revolutionsgericht  zu  stellen. 

Verordnung  der  Regierung  der  ungarischen  Volksrepublik 
vom  5.  August  191 9,  Z.  9,  über  die  Außerkraftsetzung 
der  auf  die  stufenweise  Einziehung  der  Banknoten  der 
Österreichisch '  ungarischen     Bank     bezüglichen  Ver' 

fügungen. 

§  1. 

Die   auf  die  stufenweise  Einziehung   der  Banknoten  der  Öster* 
reichischsungarischen  Bank  bezüglichen  Verfügungen,  laut  welchen  die 
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Banknoten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  zu  50,  100,  1000  und 
10.000  K  mit  30.  Juni  d.  J.  und  die  Banknoten  zu  10  und  20  K  mit 
31.  Juli  d.  J.  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  dienen  aufhören,  ver? 
Heren  ihre  Kraft. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

(Hivatalos  Közlöny  vom  6.  August  1919.) 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  14.  August 
191 9,  Z.  3954,  M.'E,  ex  1919,  betreffend  die  Wert' 
regelung  der  im  Umlauf  befindlichen  Zahlungsmittel. 

§  1. 

Nebst  den  von  der  Österreichischnmgarischen  Bank  emit= 
tierten  Banknoten  zu  200  und  25  K  sind  den  von  der  Bank  emits 
tierten  vollkommen  ähnliche  über  200  und  25  K  lautende  Bank* 
noten  in  großen  Mengen  im  Verkehr,  welche  die  Räteregierung 
widerrechtlich  hergestellt  und  in  Umlauf  gebracht  hat.  Diese 
von  der  Räteregierung  in  Verkehr  gesetzten  Banknoten  sind 
als  Falsifikate  rechtsungültig,  die  Österreichischmngarische  Bank 
trifft  hinsichtlich  derselben  keinerlei  Verpflichtung  zur  Einlösung 
und  ihre  Außerverkehrsetzung  ist  notwendig. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  das  Publikum  diesen  Falsifikaten 
im  Verkehr  einen  gewissen  Wert  beigemessen  hat  und  deren  Uns 
gültigkeitserklärung  die  Besitzer  dieser  Noten,  insbesondere  die 
Arbeiterschaft  und  die  Beamten  sehr  empfindlich  treffen  würde, 
wird  das  Ministerium  an  Stelle  der  Falsifikate  deren  Besitzern 
gesetzliche,  auf  den  fünften  Teil  des  auf  diesen  Noten  ausge- 
zeichneten vollen  Wertes  lautende  Zahlungsmittel  ausfolgen,  ver? 
ordnet  jedoch,  daß  auch  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  dieser 
Umtausch  technisch  durchführbar  sein  wird,  jedermann  diese  von 
der  Räteregierung  emittierten  Geldzeichen  mit  einem  Fünftel  des 
auf  denselben  ausgezeichneten  Wertes,  d.  i.  die  Geldzeichen  zu 
200  K  mit  dem  Werte  von  40  K,  diejenigen  zu  25  K  mit  dem 
Werte  von  5  K  als  Zahlung  anzunehmen  verpflichtet  ist. 

Das  Ministerium  lenkt  die  Aufmerksamkeit  darauf,  daß  nicht- 
alle  im  Umlauf  befindlichen  Geldzeichen  zu  200  K  und  25  K 
Falsifikate  sind,  da  die,  auf  200  K  lautenden  Banknoten,  welche 
die  Serie  Nr.  2000  sowie  die  auf  25  K  lautenden  Bankzeichen, 
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welche  die  Serie  Nr.  3000  nicht  erreichen,  vollwertige  Emissionen 
der  Österreichisch*ungarischen  Bank  sind.  Die  österreichisch* 
ungarische  Bank  trifft  die  entsprechenden  Vorkehrungen  zur  Ein* 
lösung  dieser  Banknoten  im  Sinne  der  Bankstatuten  und  des 
Regulativs.  Damit  das  Publikum  die  Falsifikate  von  den  Original* 
noten  der  Österreichischmngarischen  Bank  unterscheiden  könne, 
werden  alle  Steuer?  und  Postämter  zwecks  Vergleichung  mit 
Originalexemplaren  versehen  und  angewiesen,  dem  Publikum  die 
notwendigen  näheren  Auskünfte  zu  erteilen. 

§2. 

Außer  den  Falsifikaten  zu  200  und  25  K  sind  den  von  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  emittierten  Banknoten  zu  2  und 
1  K  vollkommen  ähnliche  Banknoten  zu  2  und  1  K  in  großen 
Mengen  im  Verkehr,  welche  die  Räteregierung  gleichfalls  wider* 
rechtlich  hergestellt  und  in  Verkehr  gesetzt  hat.  Diese  von  der 
Räteregierung  in  Verkehr  gesetzten  Geldzeichen  sind  als  Falsifi* 
kate  rechtsungültig.  Die  Österreichisch*omgarische  Bank  trägt 
hinsichtlich  derselben  keinerlei  Verpflichtung  zur  Einlösung. 

Mit  Rücksicht  darauf  jedoch,  daß  durch  die  Ungültigkeits* 
erklärung  der  Noten  die  ärmste  Bevölkerungsschichte  auf  das 
empfindlichste  getroffen  würde,  ferner  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
Geldzeichen  geringeren  Wertes  im  Verkehr  sehr  benötigt  werden 
und  der  Ersatz  der  Falsifikate  durch  andere  Geldzeichen  derzeit 
auf  technische  Schwierigkeiten  stößt,  verordnet  das  Ministerium, 
daß  jedermann  verpflichtet  ist,  /diese  von  der  Räteregierung 
emittierten  Geldzeichen  zu  2  und  1  K  mit  dem  auf  denselben  aus* 
gezeichneten  vollen  Werte  als  Zahlung  anzunehmen.  Für  die 
Einlösung  dieser  Noten  wird  der  Staat  Sorge  tragen. 

§3. 

Die  von  der  ungarischen  Postsparkasse  emittierten  Geld* 
zeichen  zu  20,  10  und  5  K  müssen  mit  dem  auf  denselben  aus* 
gezeichneten  vollen  Werte  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  ange* 
nommen  werden. 

§4. 

Die  Frage  der  Bezahlung  der  von  den  Arbeitern  einzelner 
Unternehmungen  und  Wirtschaften  im  Monate  August  noch  nicht 
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behobenen  Arbeitslöhne  sowie  die  Frage,  in  welchem  Verhält? 
nisse  die  Bezahlung  der  fernerhin  fällig  werdenden  Arbeitslöhne 
geleistet  werden  wird,  wird  im  Einvernehmen  mit  den  interes? 
sierten  Arbeiter?  und  Arbeitsgeberverbänden  ehestens  geregelt 
werden.  Die  Unternehmungen  und  Wirtschaften  sind  verpflichtet, 
den  Arbeitern  bis  dahin  zur  Lebensführung  notwendige  Vor? 
Schüsse  zu  erteilen. 

§  5. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Verordnung  wird  hinsichtlich  der 
privatrechtlichen  Verhältnisse  und  der  in  sonstiger  rechtlicher 
Beziehung  erforderlichen  Vorschriften  eine  in  nächster  Zeit  zu 
erlassende  Verordnung  Bestimmungen  treffen. 

§6. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  15.  August  1919.) 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung 
vom   16.  August  1919,  Z.  3987,  M.'E.  ex  1919,  be' 
treffend  die  Auszahlung  der  während  der  Dauer  der 
Räteregierung  hinterlegten  Depots.*) 

§1. 

Gemäß  der  von  der  ungarischen  Regierung  erlassenen  Verord* 
nung  Z.  3994/M.  E.  ex  1919  (siehe  Nr.  84  des  „Budapesti  Közlöny"  vom 
15.  August  1919)  betreffend  die  Wertregelung  der  im  Umlaufe  befind* 
liehen  Zahlungsmittel  ist  jedermann  verpflichtet,  die  von  der  Räte? 
regierung  emittierten,  auf  200  K  lautenden  Geldnoten  mit  dem  Werte  von 
40  K  und  die  auf  25  K  lautenden  Geldnoten  mit  dem  Werte  von  5  K 
anzunehmen.  Eine  in  nächster  Zeit  besonders  zu  erlassende  Verord* 
nung  wird  die  in  Verbindung  damit  in  rechtlicher  Beziehung  erfordere 
liehen  Vorschriften  festsetzen. 

Das  Ministerium  verordnet  hiemit,  daß  von  den  bei  einer  im 
Gebiete  Ungarns  befindlichen  Firma  (Bank,  Sparkasse  usw.)  während 
der  Zeit  der  Räteregierung,  dies  ist  in  der  Zeit  vom  21.  März  bis 
15.  August  1919,  auf  laufende  Rechnung,  Einlagebuch  usw.  erlegten  Be* 
trägen,  insolange  die  intendierte  Rechtsordnung  noch  nicht  geschaffen 

*)  Siehe  §  5  der  folgenden  Verordnung. 
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ist,  seitens  der  Parteien  die  Ausfolgung  von  nur  einem  Fünftel  des  Ein* 
lagebetrages  gefordert  werden  kann. 

Hinsichtlich  der  vor  dem  21.  März  1919  erlegten  Beträge  sind  auch 
fernerhin  die  bestehenden  Vorschriften  maßgebend. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft.  (Budapesti  Közlöny  vom  17.  August  1919.) 

Verordnung  des  Ungarischen  Ministeriums  vom  9.  Ok' 
tober  191 9,  Z.  5151/1919,  betreffend  die  mit  der  Wert' 
regelung  der  im  Umlauf  befindlichen  Zahlungsmittel  im 
Zusammenhang  stehenden  privatrechtlichen  Verhältnisse 
und  sonstigen  rechtlichen  Beziehungen, 

Das  Ungarische  Ministerium  verordnet  im  Sinne  des  §  5  der 
zu  Z.  M.  E.  3954  ex  1919  erlassenen  (am  15.  August  1919  in  der 
Nr.  84  des  „Budapesti  Közlöny"  kundgemachten)  Verordnung 
betreffend  die  Wertregelung  der  im  Umlauf  befindlichen 
Zahlungsmittel  hinsichtlich  der  mit  dieser  Verordnung  im 
Zusammenhang  stehenden  privatrechtlichen  Verhältnisse  und 
sonstigen  Beziehungen  auf  Grund  der  im  §  16  des  Gesetzärtikels 
LXIII  ex  1912  betreffend  Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall 
sowie  der  im  §  14  des  Gesetzartikels  L  ex  1914  erhaltenen  Er? 
mächtigung  wie  folgt: 

§  1. 

Jede  vor  dem  15.  August  1919  entstandene  und  vor  dem 
15.  August  1919  noch  nicht  getilgte,  auf  Kronenwährung 
lautende  Geldschuld,  einschließlich  der  aus  dem  Kontokor? 
rent?  und  Spareinlagengeschäfte  der  Geldinstitute  herrührenden 
Schulden,  muß,  insoferne  diese  Verordnung  keine  Ausnahme  be? 
stimmt,  im  vollen  Betrage  und  mit  solchen  Geldzeichen  geleistet 
werden,  welche  im  Zeitpunkte  der  Zahlung  als  Zahlungsmittel 
im  Verkehr  stehen.  Der  Betrag,  auf  welchen  eine  solche  Geld? 
schuld  lautet,  erleidet  demnach  durch  die  Verordnung  Z.  M.  E. 
3954/1919  betreffend  die  Wertregelung  der  im  Umlauf  befind* 
liehen  Zahlungsmittel  keine  Änderung. 
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§2. 

Falls  jedoch  die  Parteien  vor  dem  15.  August  1919  die  Zah< 
lung  einer  Geldschuld  mit  den  von  der  Räterepublik  in  Verkehr 
gebrachten  gefälschten  Banknoten  zu  200  und  25  Kronen  (söge* 
nanntem  weißen  Gelde)  vereinbart  haben,  oder  falls  aus  den 
Umständen  diese  Absicht  der  Parteien  gefolgert  werden  kann, 
so  muß  die  Schuld  so  erfüllt  werden,  als  wenn  der  Schuldbetrag 
bereits  ursprünglich  mit  einem  Fünftel  des  Nennwertes  fest* 
gesetzt  worden  wäre. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  dann,  wenn  die  Zahlungsver* 
pflichtung  aus  einem  Vollmachts*,  insbesondere  einem  Kommis* 
sionsverhältnis,  sowie  aus  der  Verwaltung  fremden  Vermögens 
herrührt,  und  zwar  bis  zur  Höhe  des  in  „weißem  Gelde"  auf* 
genommenen  Betrages,  welcher  am  15.  August  1919  in  der  Hand 
des  Bevollmächtigten  (Kommissionärs,  Verwalters)  verblieben  ist. 
Die  Geltendmachung  der  auf  die  Verletzung  der  pflichtgemäßen 
Obsorge  beruhenden  Forderungen  wird  jedoch  nicht  ausge* 
schlössen. 

§3. 

Der  Schuldner  kann  entsprechend  dem  §  2  seine  vor  dem 
15.  August  1919  fällig  gewordene  Geldschuld  mit  einem  Fünftel 
des  Nominalwertes  tilgen,  wenn  er  infolge  Verschuldens  des 
Gläubigers  vor  dem  15.  August  aus  dem  Grunde  nicht  zahlen 
konnte,  weil  der  Gläubiger  die  von  ihm  gehörig  angebotene,  fällig 
gewordene  Leistung  nicht  angenommen  oder  die  Annahme  der 
zum  bestimmten  Termin  zu  leistenden  und  fällig  gewordenen 
Schuld  im  voraus  verweigert  hat,  oder  weil  sich  der  Gläubiger 
wegen  Übernahme  des  Geldes  beim  Schuldner  hätte  melden 
sollen,  dies  jedoch  unterlassen  hat,  obgleich  der  Schuldner  zu 
zahlen  in  der  Lage  und  bereit  war.  Diese  Vorschrift  gilt  dann 
nicht,  wenn  hinsichtlich  des  Zahlungsmittels  eine  besondere  Ver* 
einbarung  getroffen  worden  ist. 

§4. 

Zahlungen,  Gutschriften  oder  Belastungen,  welche  vor  dem 
15.  August  1919  bewirkt  wurden,  können  aus  dem  Grunde,  weil 
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eine  solche  Zahlung,  Gutschrift  oder  Belastung  in  ,, weißem 
Gelde"  erfolgt  ist,  nicht  angefochten  werden. 

Die  auf  eine  vor  dem  20.  März  1919  entstandene  und  vor 
dem  15.  August  1919  noch  nicht  fällig  gewesene  Forderung  vor 
letzterem  Tage  in  „weißem  Gelde"  bewirkte  Zahlung  dagegen 
kann  mit  dem  ein  Fünftel  des  bezahlten  Betrages  übersteigenden 
Teile  angefochten  werden,  wenn  der  Gläubiger  die  Zahlung  mit 
Vorbehalt  angenommen  hat  und  der  Schuldner  nicht  berechtigt 
war,  seine  Schuld  vor  Fälligkeit  zu  bezahlen.  In  einem  solchen 
Falle  ist  der  Schuldner  verpflichtet,  eine  Nachzahlung  zu  leisten, 
falls  er  nicht  nachweisen  kann,  daß  der  Gläubiger  trotz  der  vor* 
zeitigen  Zahlung  keinen  Schaden  erlitten  hat. 

§  5. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft.  Gleichzeitig  verliert  die  vom  Ungarischen  Ministerium 
betreffend  die  Auszahlung  der  während  der  Dauer  der  Räte? 
regierung  hinterlegten  Depots  am  16.  August  1919  z.  Z.  M.  E.  3987 
erlassene,  am  17.  August  1919  in  Nr.  88  des  „Budapesti  Közlöny" 
kundgemachte  Verordnung  ihre  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  14.  Oktober  1919.) 

Verordnung  des  Finanzministers 
vom   19.  August  19 19,  Z.  49613  ex  1919,  betreffend 
die  Verrechnung  der  im  Umlauf  befindlichen  ZahlungS' 
mittel  bei  Steuerzahlungen. 

Die  ungarische  Regierung  hat  mit  ihrer  am  14.  August  1.  J. 
zu  Z.  3954/M.*E.,  erlassenen  und  in  Nr.  84  des  „Budapesti  Köz* 
löny"  erschienenen  Verordnung  den  Wert  der  einzelnen  im  Um^ 
lauf  befindlichen  Zahlungsmittel  geregelt. 

Im  Anschlüsse  hieran  verordne  ich  bezüglich  der  Verrech? 
nung  der  Zahlungsmittel  bei  der  Steuerentrichtung  folgendes: 

1.  Einzahlungen  auf  öffentliche,  vor  dem  15.  August  1919 
fällig  gewordene  Schuldigkeiten  sind,  insoferne  sie  bis  zum 
15.  August  1919  erfolgten,  mit  welchen  Geldzeichen  auch  immer 
sie  geleistet  wurden,  mit  dem  vollen  Nennwerte  der  erlegten 
Geldzeichen  zu  verrechnen. 
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2.  Bei  solchen  bis  einschließlich  15.  August  1919  erfolgten 
Einzahlungen,  welche  sich  aut"  nach  dem  15.  August  1919  fällig 
werdende  öffentliche  Schuldigkeiten  beziehen  und  sich  somit  im 
Zeitpunkte  der  Einzahlung  als  Überzahlung  darstellen,  sind  die 
eingezahlten  Geldarten,  insoferne  auf  Grund  der  Aufzeichnungen 
konstatiert  werden  kann,  in  welchen  Geldarten  die  Abstattung 
erfolgt  ist,  nach  dem  in  der  Verordnung  der  ungarischen  Res 
gierung,  Z.  3954/M.*E.  vom  14.  August  1.  J.,  festgestellten  Werte 
zu  verrechnen. 

3.  Bei  den  nach  dem  15.  August  1919  erfolgenden  Ein- 
zahlungen können  die  einzelnen  Geldarten  selbstverständlich  nur 
in  den  in  der  Verordnung  Z.  3954/M.sE.  ex  1919  der  ungarischen 
Regierung  festgestellten  Werten  verrechnet  werden. 

4.  Bei  der  Feststeilung,  welche  Beträge  bis  inklusive 
15.  August  1919  fällig  geworden  sind,  diene  zur  Richtschnur,  daß 
dort,  wo  die  Steuervorschreibung  fehlt  oder  unterblieben  ist,  die 
Steuerzahlung  nach  Maßgabe  der  letzten  Steuervorschreibung  zu 
bewerkstelligen  ist. 

(Budapesti  Közlöny  vom  23.  August  1919.) 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  17.  März  1920, 
Z.  1700/ 1920,  M. 'E.,  betreffend  die  Uberstempelung 
der  von  der  Osterreichisch'ungarischen  Bank  emittierten 

Banknoten. 

Das  Ministerium  ordnet  folgendes  an: 

§1. 

Die  von  der  Österreichischsungarischen  Bank  emittierten 
und  auf  dem  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete 
Ungarns  in  Umlauf  befindlichen  Banknoten  zu  10,  20,  25,  50, 
100,  200,  1000  und  10.000  Kronen  sind  mit  einem  ungarischen 
Stempel  zu  versehen. 

Ohne  ungarische  ÜberStempelung  verlieren  diese  Bank* 
noten  vom  18.  März  1920  angefangen  ihre  Umlaufsfähigkeit  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel.  Von  diesem  Tage  angefangen  kann 
die  österreichischnmgarische  Bank  ihre  der  ÜberStempelung 
unterliegenden  Banknoten  in  Ungarn  nur  mit  ungarischer  Übers 
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Stempelung  versehen  in  Verkehr  bringen,  und  sowohl  den  öffent* 
liehen  Kassen  als  auch  den  ungarischen  Instituten  der  öster* 
reichisch*ungarischen  Bank  ist  es  verboten,  nicht  überstempelte, 
der  ÜberStempelung  aber  unterliegende  Banknoten  ials  Zahlung 
oder  ins  Depot,  zur  Einlösung  oder  Umwechslung  anzunehmen. 
Vom  genannten  Tage  an  können  nur  die  mit  dem  ungarischen 
Stempel  versehenen  Noten  rechtsgültig  zu  Zahlungen  verwendet 
werden.  Vom  28.  März  1920  an  ist  es  allgemein  verboten,  nicht 
überstempelte  Banknoten  als  Zahlung  zu  fordern,  zu  geben  oder 
anzunehmen. 

Wenn  die  Parteien  vor  dem  Inkrafttreten  der  gegenwärtigen 
Verordnung  die  Zahlung  in  nicht  überstempelten,  jedoch  im  Sinne 
-der  gegenwärtigen  Verordnung  der  ÜberStempelung  unterliegen* 
den  Banknoten  bedungen  haben,  so  ist,  vom  Tage  des  Inkraft* 
tretens  der  gegenwärtigen  Verordnung  angefangen,  diese  Ver- 
einbarung ebenso  auszulegen,  als  wenn  die  Parteien  die  Erfüllung 
in  überstempelten  Banknoten  vereinbart  hätten. 

Die  Banknoten  zu  1  und  2  Kronen  werden  vorläufig  nicht 
überstempelt  und  dienen  auch  ohne  ÜberStempelung  unverändert 
weiter  als  gesetzliches  Zahlungsmittel. 

Ebenso  bleiben  unverändert  in  Verkehr: 

a)  die  durch  die  Postsparkasse  emittierten  Noten  zu  5,  10 
und  20  Kronen; 

b)  die  durch  die  sogenannte  Räteregierung  in  Verkehr  ge* 
brachten  falschen  Noten  zu  25  und  200  Kronen,  die  auch  weiter* 
hin  mit  dem  durch  die  Verordnung  Z.  3954/1919  M.  E.*)  (verlaut* 
bart  am  15.  August  1919  in  Nr.  84  des  „Budapesti  Közlöny") 
festgestellten  Werte,  d.  i.  die  25*Kronen*Noten  im  Werte  von 
5  Kronen,  die  200*Kronen*Noten  im  Werte  von  40  Kronen  an 
Zahlungsstatt  angenommen  werden  müssen. 

Jedermann  —  sei  es  eine  Einzelperson  oder  eine  Gesell* 
schaft,  Firma,  Unternehmung  oder  ein  Verein  usw.  —  ist  ver* 
pflichtet,  die  in  seinem  Besitze  oder  seiner  Verwahrung  (in  den 
durch  ihn  gemieteten  Panzerkästen  oder  Fächern,  Safes  usw.)  be* 


*)  Siehe  Seite  590  ff. 
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findliche  Menge  an  Banknoten  der  im  ersten  Alinea  des  §  1  an* 
geführten  Kategorien  —  ohne  Rücksicht  darauf,  wer  der  Besitzer 
der  Noten  ist  —  vom  18.  bis  27.  März  1920  an  eine  Sammelstelle 
behufs  ÜberStempelung  einzuliefern. 

Als  Sammelstellen  fungieren: 

a)  die  ungarische  Postsparkasse  in  Budapest; 

b)  alle  jene  Geldinstitute,  die  Mitglieder  der  Geldinstituts* 
zentrale  sind; 

c)  alle  jene  Kreditgenossenschaften,  die  dem  Verbände  der 
auf  Grund  des  G.*A.  XXIII  im  Jahre  1898  gegründeten  Landes* 
Zentralkreditgenossenschaft  angehören. 

Die  Sammelstelle  zahlt  die  Hälfte  (50  Prozent)  des  Nominal* 
betrages  der  ihr  zwecks  ÜberStempelung  eingelieferten  Bank* 
noten  in  überstempelten  Banknoten  der  einliefernden  Partei  aus, 
hält  aber  die  andere  Hälfte  unter  Ausfolgung  eines  auf  den 
Namen  des  Besitzers  lautenden  Kassenscheines  als  Staatsdarlehen 
zurück.  Ist  die  der  Partei  zurückzuerstattende  Summe  durch  10 
nicht  teilbar,  so  ist  sie  im  Sinne  des  §  3,  Absatz  4,  abzurunden. 

Falls  die  einer  Sammelstelle  zur  Verfügung  stehende  Summe 
überstempelter  Banknoten  nicht  genügt,  um  die  einer  Partei  ge^ 
bührenden  Noten  zurückzuerstatten,  so  folgt  sie  der  Partei  über 
den  nicht  ausbezahlten  Betrag  vorläufig  eine  Quittung  aus,  gegen 
die  die  überstempelten  Banknoten  spätestens  innerhalb  acht 
Tagen  einzulösen  sind. 

Die  Sammelstellen  sind  berechtigt,  jedoch  nicht  verpflichtet, 
zu  prüfen,  ob  der  Überbringer  der  Kassenbestätigung  oder  Quit* 
tung  zur  Übernahme  der  staatlichen  Bescheinigung  (§  9),  be* 
ziehungsweise  der  überstempelten  Banknoten  berechtigt  er* 
scheint. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  beziehen  sich 
auch  auf  die  bei  Behörden  oder  öffentlichen  Notaren  in 
natura  im  Depot  verwahrten  Banknoten,  —  mit  Ausnahme  der 
als  corpora  delicti  verwahrten  Banknoten. 

Die  im  ersten  Absatz  des  gegenwärtigen  Paragraphen  fest* 
gesetzte  Einlieferungsverflichtung  erstreckt  sich  nicht  auf  die 
Österreichisch*ungarische  Bank,  die  zur  Einlieferung  der  Bank* 
notenbestände  ihrer  Budapester  Hauptanstalt  und  ihrer  urigari* 
sehen  Filialen  behufs  ÜberStempelung  nicht  verpflichtet  ist. 
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Hinsichtlich  der  Einlieferung  der  bei  den  öffentlichen  Kas? 
sen  befindlichen  Banknoten  sind  die  Bestimmungen  des  §  5  dieser 
Verordnung  maßgebend. 

§  3. 

Mit  fremder  ÜberStempelung  versehene  sowie  unbrauchbar 
gewordene  oder  lädierte  (unvollständige)  Banknoten  können  be* 
hufs  ÜberStempelung  nicht  übernommen  werden. 

Ebenso  können  folgende  durch  die  österreichischsungarische 
Bank  bereits  aus  dem  Verkehr  gezogene  Banknoten  nicht  ange^ 
nommen  werden  : 

a)  die  mit  dem  Datum  vom  2.  Januar  1910  emittierten  Noten 
zu  100 K, 

b)  die  mit  dem  Datum  vom  2.  Januar  1902  emittierten  Noten 
zu  50  K  und 

c)  die  mit  dem  Datum  vom  2  Januar  1907  emittierten  Bank* 
noten  zu  20  K. 

Die  unbrauchbar  gewordenen  oder  lädierten  (unvollständig 
gen)  sowie  die  durch  die  österreichischsungarische  Bank  bereits 
aus  dem  Verkehr  gezogenen  Banknoten  werden  jedoch  durch  die 
Sammelstellen  übernommen  und  zum  Umtausch  oder  zur  teil* 
weisen  Vergütung,  beziehungsweise  Umwechslung  im  Sinne  der 
Statuten  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  an  die  Budapester 
Hauptanstalt  der  österreichisch?ungarischen  Bank  weitergeleitet. 
Auf  Grund  der  Verfügungen  der  genannten  Hauptanstalt  haben 
die  Postsparkasse,  die  Geldinstitutszentrale,  beziehungsweise  die 
Landes-Zentral^Kreditgenossenschaft  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß 
die  Hälfte  (50  Prozent)  des  Gegenwertes  solcher  Banknoten  unter 
Ausfolgung  einer  auf  den  Namen  des  Besitzers  lautenden  Kassen? 
bestätigung  zurückbehalten  werde. 

Eine  Banknote  zu  10  K  allein  kann  zur  Überstempelung 
nicht  angenommen  werden.  Im  übrigen  besteht  hinsichtlich  der 
Höhe  des  Betrages  keinerlei  Beschränkung.  Da  es  jedoch  aus 
technischen  Gründen  notwendig  ist,  daß  die  der  Partei  zurück- 
zuerstattende Summe  durch  10  teilbar  sei,  muß  die  der  Partei 
zurückzuerstattende  Summe  im  Notfalle  auf  eine  durch  10  teih 
bare  Summe  nach  oben  abgerundet  werden.  In  solchen  Aus; 
nahmsfällen  ist  von  den  eingelieferten  Banknoten  selbstverständ* 
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lieh  ein  geringerer  Teil  als  deren  Hälfte  (50  Prozent)  zurück/u? 
behalten. 

Die  10.000?Kronen?Banknoten  können  aus  technischen  Grün- 
den nur  paarweise  behufs  ÜberStempelung  angenommen  werden. 

Die  Sammelstelle  ist  auch  verpflichtet,  eine  Banknote  zu 
10.000  K  gegen  besondere  Quittung  zu  übernehmen,  doch  ge* 
schieht  die  ÜberStempelung  und  die  Zurückbehaltung  von  50  Pro; 
zent  solcher  Banknoten  abweichend  von  dem  ordentlichen  Vers 
fahren  durch  die  Geldinstitutszentrale  oder  durch  die  Landes* 
ZentraMvreditgenossenschaft,  denen  die  Sammelstellen  solche 
Banknoten  unter  genauer  Angabe  des  Niamens  und  der  Wohnung 
des  Besitzers  übermitteln. 

Wer  Banknoten  zu  10.000  K  eingeliefert  hat,  erhält  die  aus 
diesen  zurückzuerstattende  Summe  ebenfalls  in  10.000?Kronen? 
Banknoten.  Niemand  ist  jedoch  verpflichtet,  mehr  als  die  Hälfte 
des  durch  ihn  in  10.000?Kronen?Banknoten  eingelieferten  Be? 
träges  in  überstempelten  10.000?Kronen?Banknoten  anzunehmen. 

Die  einliefernde  Partei  kann  die  in  überstempelten  Bank* 
noten  zurückzuerstattende  Summe  wohl  nicht  in  Banknoten  eben? 
solcher  Wertskalen  fordern,  denen  die  eingelieferten  Banknoten 
angehörten,  doch  ist  deren  Wunsch  nach  Maßgabe  der  zur  Ver? 
fiigung  stehenden  Banknotenmenge  nach  Tunlichkeit  zu  berück? 
sichtigen. 

§  4. 

Die  Sammelstellen  sind  verpflichtet,  sowohl  ihre  vorrätigen, 
als  auch  sämtliche  ihnen  zwecks  Überstempelung  eingelieferten 
Banknoten  einer  Hauptsammelstelle  einzusenden. 

Als  Hauptsammelstellen  fungieren: 

I.  in  Budapest: 

a)  die  Zentralstaatskasse; 

b)  die  Staatskasse  im  9.  Bezirk; 

c)  die  BudapestersRegionalstaatskasse  (4.  Bezirk); 

d)  die  Geldinstitutszentrale; 

e)  die  Landes-Zentral?Kreditgenossenschaft; 

II.  in  der  Provinz:  sämtliche  Staatskassen  (Steuerämter). 
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Die  Hauptsammelstejle  mh.lt  die  Hälfte  (50  Prozent)  der 
ihr  zwecks  ÜberStempelung  eingelieferten  Banknoten,  beziehungs? 
weise,  wenn  die  Sammelstelle  mit  Rücksicht  auf  die  im  §  3,  AI.  4, 
erwähnten  Fälle  mehr  beanspruchen  sollte,  die  bezeichnete 
größere  Summe  in  überstempelten  Banknoten  der  Sammelstelle 
aus  und  gibt  über  die  zurückbehaltene  andere  Hälfte  eine  Kassen; 
bestätigung,  und  zwar  eine  besondere  Kassenbestätigung  über 
jene  Summe,  die  die  Sammelstelle  aus  ihrem  eigenen  Vorrat, 
und  eine  besondere  über  jene  Summe,  die  sie  von  den  der 
Sammelstelle  durch  die  Parteien  eingelieferten  Banknoten  zurück; 
behalten  hat. 

Falls  die  der  Hauptisammelstelle  zur  Verfügung  stehenden 
Mengen  überstempelter  Banknoten  nicht  genügen  sollten,  um 
die  der  Sammelstelle  gebührende  Summe  sofort  auszuzahlen,  so  hat 
sie  über  den  nicht  ausbezahlten  Teil  der  der  Sammelstelle  zurück- 
zuerstattenden Summe  vorläufig  eine  Quittung,  auszustellen,  gegen 
deren  Vorweisung  die  überstempelten  Banknoten  spätestens 
innerhalb  fünf  Tagen  auszulösen  sind. 

Die  Hauptsammelstellen  sind  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet, zu  prüfen,  ob  derjenige,  der  die  Kassenbestätigung  oder 
Quittung  vorweist,  zur  Übernahme  der  staatlichen  Bestätigung 
(§  9),  beziehungsweise  der  überstempelten  Banknoten  be? 
rechtigt  ist. 

Die  Hauptsammelstellen  liefern  die  ihnen  eingelieferten 
Banknotenmengen  in  Budapest  der  Staatsdruckerei,  in  der  Pro? 
vinz  aber,  falls  die  ÜberStempelung  nicht  am  Sitze  der  Haupt; 
Sammelstelle  erfolgt,  der  nächsten  Überstempelungsstelle  ein. 

Die  Überstempelung  erfolgt  in  Budapest  in  der  Staats? 
druckerei,  in  der  Provinz  aber  bei  den  vom  Finanzminister  be? 
zeichneten  Staatskassen. 

§  5. 

Sämtliche  Staatskassen  (die  Kassen  der  Steuerämter,  Berg; 
werke,  Forstämter,  Postämter,  der  Staatsbahnen  und  sonstige 
besondere  und  Manipulationskassen,  die  Kassen  der  Konsum? 
Steuerämter  sowie  die  Haus?  oder  Handkassen  der  einzelnen 
Ministerien  und  Behörden),  ferner  alle  sonstigen  öffentlichen 
Kassen,  inbegriffen  die  städtischen  und  Kommunalkassen,  sind 
verpflichtet,  am  Morgen  des  18.  März  1920  einen  Kassaabschluß 
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zu  machen  und  ihrer  Oberbehörde,  ^wenn  diese  sich  in  dem* 
selben  Orte  befindet,  auf  kurzem  Wege  schriftlich,  wenn  aber 
nicht,  telegraphisch,  womöglich  noch  am  selben  Tage  laut  der 
folgenden  Punkte  a)  bis  d)  detailliert  zu  melden,  wieviel  ihr  Bar* 
vorrat  einschließlich  der  Guthaben  der  von  ihnen  verwalteten 
Fonds,  Stiftungen  und  Depots  beträgt: 

a)  an  der  ÜberStempelung  unterliegenden  Banknoten, 

b)  an  Postsparkassennoten, 

c)  an  Ein*  und  Zweikronennoten, 

d)  an  von  der  sogenannten  Räteregierung  in  Verkehr  ge* 
setzten  falschen  25*  und  200*Kronen*Noten. 

In  Orten,  in  denen  die  ÜberStempelung  durchgeführt  wird, 
tragen  die  Staatskassen  (Steuerämter)  vorschriftsmäßig  Sorge  für 
die  Überstempelung  der  Banknoten.  Erfolgt  jedoch  die  Über* 
Stempelung  nicht  am  Sitze  der  Staatskasse  (Steueramt),  so  ist  die 
betreffende  Kasse  verpflichtet,  sämtliche  der  Überstempelung 
unterliegenden  Banknoten  tunlichst  noch  iam  Tage  des  Erschep 
nens  dieser  Verordnung,  spätestens  aber  am  folgenden  Tage  der 
nächsten  Überstempelungsstelle  einzuliefern. 

Die  im  ersten  Alinea  dieses  Paragraphen  aufgezählten  son* 
stigen  öffentlichen  Kassen  sind  verpflichtet,  ihre  sämtlichen  der 
Überstempelung  unterliegenden  Banknoten  ohne  Verzug  einer 
Staatskasse  (einem  Steueramte)  als  Hauptsammelstelle  zwecks 
Überstempelung  einzuliefern.  Die  Hauptstelle  zahlt  die  Hälfte 
(50  Prozent)  der  ihr  von  diesen  Kassen  behufs  Überstempelung 
eingelieferten  Summen,  beziehungsweise  mit  Rücksicht  auf  den 
Inhalt  des  §  3,  Alinea  4,  eventuell  einen  größeren  Teil  in  über* 
stempelten  Banknoten  aus,  während  sie  den  Rest  unter  Ausstel* 
lung  einer  Kassenbestätigung  zurückbehält. 

§  6. 

Die  Überstempelung  erfolgt  in  der  Weise,  daß  auf  dem 
ungarischen  Text  der  Banknoten  —  auf  dem  rechtsseitigen  unga* 
rischen  Text  der  Banknoten  zu  200  und  25  Kronen  ein 
Stampiglienabdruck  in  folgender  Ausführung  erfolgt:  Das  in 
bordeauxroter  Farbe  gedruckte  Stampiglienbild  im  Durchmesser 
von,  39  Millimetern  zeigt  eine  innen  und  außen  gezackte  und  aus 
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glatten  Linien  gebildete,  mit  dekorativen  Zeichnungen  ausgefüllte 
Kreisform,  in  deren  weißem  Feld  die  in  der  Mitte  befindliche 
Schildzeichnung  das  Wort  „Magyarorszag"  umgibt. 

§  7. 

Zur  Leitung  und  Kontrolle  der  ÜberStempelung  ist  bei  jeder 
Überstempelungsstelle  eine  Lokalkommission  zu  bilden,  die  aus 
dem  Präsidenten  und  mindestens  sechs,  höchstens  zehn  Mitglit; 
dern  besteht. 

Präsident  dieser  Kommission  ist  in  Städten  der  Bürger- 
meister,  an  den  Bezirksamtssitzen  der  Oberstuhlrichter,  im  Falle 
ihrer  Verhinderung  ihr  Amtsstellvertreter.  Der  Präsident  bildet 
die  Kommission  24  Stunden  nach  der  Veröffentlichung  dieser 
Verordnung  aus  Vertretern  der  öffentlichen  Ämter,  Kirchen, 
Lehranstalten  und  Geldinstitute. 

In  der  Kommission  müssen  Platz  finden: 

a)  in  Orten,  wo  eine  Finanzdirektion  besteht,  der  Finanz? 
direktor  oder  sein  Vertreter, 

b)  in  Städten,  die  gleichzeitig  Bezirksamtssitze  sind,  der 
Oberstuhlrichter,  und 

c)  mindestens  zwei  Vertreter  der  Geldinstitute. 

Ein  Mitglied  entsendet  der  Finanzminister  in  die  Kommis* 
sion.  Die  Annahme  der  Kommissionsmitgliedschaft  ist  obliga? 
torisch. 

Der  Präsident  mahnt  jene  Mitglieder  der  Kommission,  die 
öffentliche  Beamte  sind,  an  ihren  Eid  und  nimmt  jenen,  die 
nicht  öffentliche  Beamte  sind,  das  Gelöbnis  ab,  daß  sie  die  Über? 
Stempelungsaktion  mit  voller  Kraft  fördern  und  jede  Handlung 
sowie  alle  Bestrebungen,  die  im  Gegensatze  zu  den  in  dieser  An* 
gelegenheit  zu  erlassenden  Instruktionen  oder  zu  dem  Zweck 
der  ÜberStempelung  stehen,  aus  Kräften  zu  verhindern  und  zu 
ahnden  trachten  werden. 

Die  Kommission  wirkt  als  öffentliche  Behörde.  Als  solche 
ist  sie  berechtigt,  von  jedermann  —  Behörden,  Ämtern,  physi? 
sehen  oder  juristischen  Personen  —  jeden  zur  Durchführung  der 
Überstempelung  erforderlichen  Dienst,  jede  Unterstützung  oder 
sonstige    Dienstleistung,    beispielsweise    die    Überlassung  von 


-  604  - 


Lokalitäten,  Ausrüstungen,  Fuhrwerken  zu  fordern,  militärische 
oder  sonstige  Brachialgewalt  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Kommission  ist  verpflichtet,  während  der  ganzen  Dauer 
der  ÜberStempelung  ständig  in  Bereitschaft  zu  stehen,  sich  von 
dem  regelmäßigen  Fortgang  der  ÜberStempelung  täglich  zu  über* 
zeugen,  dafür  zu  sorgen,  daß  den  Sammelstellen  und  der  Haupt< 
Sammelstelle  die  entsprechende  Menge  überstempelter  Banknoten 
zur  Verfügung  stehe,  um  Stauungen  zu  verhindern  und  dem  Be* 
darf  entsprechend  zu  verfügen,  welche  Gemeinden  ihre  Bank? 
noten  an  bestimmten  Tagen  einzuliefern  haben;  sie  hat  ferner  für 
die  erhöhte  militärische  Bewachung  der  Transporte,  der  Abstem* 
pelungsstellen  und  der  Staatskasse  zu  sorgen,  in  entsprechender 
Zahl  geeignetes  Personal  zur  Zählung  der  Banknoten  aus  den 
lokalen  Ämtern,  Geldinstituten  oder  sonstigen  Unternehmungen 
zu  beordnen,  es  dem  Bedarf  entsprechend  zu  ergänzen,  überhaupt 
im  Interesse  der  erfolgreichen  Abwicklung  der  Überstempeluug 
jede  notwendige  Verfügung  ungesäumt  zu  treffen.  Die  Kommis* 
sion  hat  ferner  für  die  gehörige  Aufklärung  der  Bevölkerung  ihres 
Kreises,  für  ihre  Orientierung  über  den  Inhalt  des  §  1,  Abschnitt 
1,  2  und  3,  und  des  §  2,  Abschnitt  1  dieser  Verordnung  gemäß  §  8 
sofort  und  wiederholt  zu  sorgen. 

Wenn  die  Räume  einer  Staatskasse  zur  Vornahme  der  Ah 
Stempelung  infolge  der  lokalen  Verhältnisse  schlechterdings  nicht 
geeignet  sind  und  im  Orte  eine  geeignetere  Lokalität  nicht  zu 
finden  ist,  so  kann  die  Kommission  alle  hiezu  geeigneten  Lokali; 
täten  und  Mobilien  (Geldschränke  usw.)  für  die  Zwecke  und  für 
die  Dauer  der  Überstempelungsaktion  mit  Ausschluß  jeden 
Rechtsverfahrens  mit  sofortiger  Wirksamkeit  unentgeltlich  in 
Anspruch  nehmen. 

Der  Wirkungskreis  der  Kommission  erstreckt  sich  auf  das 
gesamte  Gebiet,  aus  welchem  Banknoten  zum  Sitze  der  Kommis- 
sion zur  ÜberStempelung  gelangen;  die  Kommission  kann  in  die 
einzelnen  auf  dem  betreffenden  Gebiet  befindlichen  Orte  im 
Bedarfsfalle  Delegierte  entsenden. 

Die  Agenden  der  Lokalkommission  versieht  in  Budapest 
die  in  den  Lokalitäten  der  Geldinstitutszentrale  wirkende 
Zentralkommission,  die  gemäß  der  vom  Finanzminister  erhaL 
tenen  Instruktionen  auch  die  Überstempelungsaktion  im  ganzen 
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Lande  leitet.  Für  die  Bildung  der  Zentralkommission  trägt  der 
Finanzminister  Sorge. 

Die  Lokalkommissionen  und  die  Zentralkommission  vei* 
sehen  auch  die  Leitung  und  Kontrolle  der  nach  Beendigung  der 
Überstempelungsaktionen  noch  notwendigen  Verfügungen;  ihre 
Tätigkeit  endet  erst  mit  dem  Zeitpunkte  ihrer  Enthebung  durch 
den  Finanzminister. 

*  §  8. 

Bürgerpflicht  der  ersten  Beamten  der  Munzipien,  der  Leiter 
der  städtischen  und  der  Bezirksbehörden  wie  auch  ihrer  Stell? 
Vertreter,  der  Gemeindenotare  und  dichter,  der  Seelsorger  der 
rezipierten  und  gesetzlich  anerkannten  Religionsgenossenschaften, 
der  Professoren  und  der  Lehrer,  der  Zeitungen,  der  Finanzinsti* 
tute,  der  Leiter  der  Kredit*  und  der  Verbrauchsgenossenschaften, 
der  Vereine  und  Klubs  jeder  Art  und  jeden  Arbeitgebers  ist  es, 
in  entsprechender  Weise  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegenheit 
die  im  §  1,  Alinea  1,  2  und  3,  wie  auch  im  §  2,  Alinea  1,  ent? 
haltenen  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung  zu  er? 
örtern  und  die  Bevölkerung  darüber  aufzuklären,  daß  jeder,  der 
seine  der  ÜberStempelung  unterliegenden  Banknoten  nicht  recht* 
zeitig  zur  ÜberStempelung  einliefert,  sich  selbst  mit  dem  ganzen 
Wert  der  nicht  eingelieferten  Banknoten  schädigt. 

Die  im  Interesse  der  erfolgreichen  Durchführung  der  Über? 
Stempelung  entsendeten  und  entsprechend  legitimierten  Beauf? 
tragten  der  Geldinstitutszentrale  und  der  Landes?Zentral?Kredit? 
genossenschaft  sind  in  der  Ausführung  ihrer  Aufgabe  nach  Mög* 
lichkeit  zu  unterstützen. 

Die  Gemeinden  (Städte)  haben  auf  Wunsch  der  mit  der 
ÜberStempelung  betrauten  Organe  zu  Zwecken  der  Überstempe? 
lung  für  die  Beistellung  der  notwendigen  Fuhrwerke  zu  sorgen. 

Während  der  Zeit  der  ÜberStempelung  der  Banknoten 
können  sämtliche  mit  der  ÜberStempelung  zusammenhängenden 
Arbeiten  an  Sonntagen  während  des  ganzen  Tages  verrichtet 
werden. 

§9. 

Die  über  den  zurückbehaltenen  Teil  der  eingereichten  Bank? 
noten  ausgestellten  Kassenbestätigungen  werden  später  gegen  auf 
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den  Namen  des  Eigentümers  lautende  Staatsscheine  umgetauscht 
werden,  wofür  der  Finanzminister  Sorge  trägt. 

Die  auf  Grund  dieser  Scheine  entstehenden  Forderungen 
sind  —  bis  auf  weiteres  —  durch  ein  Rechtsgeschäft  unter  Leben; 
den  nicht  übertragbar. 

Von  dem  Betrage  der  so  entstandenen  Forderung  zahlt  das 
Ärar  vier  Prozent  Zinsen  pro  anno. 

Der  Staat  nimmt  die  Staatsscheine  in  vollem  Nennbetrage 
bei  Bezahlung  des  Kaufschillings,  von  Kaufschillingstilgungsraten 
oider  Renten  nach  Parzellen,  die  der  Staat  im  Zuge  der  Agrar? 
reform  vergibt,  statt  Bargeldes  an.  Besitzer  von  Staatsscheinen 
genießen  hiebei  gegenüber  den  Barzahlenden  eine  Vorzugs^ 
Stellung. 

Sollte  eine  einmalige  Vermögensabgabe  eingeführt  werden, 
so  wird  zu  deren  Zahlung  die  auf  diesen  Bestätigungen  beruhende 
Forderung  im  vollen  Nominalwerte  verwendet  werden  können.. 
Die  die  Zahlung  betreffenden  Bedingungen  und  Modalitäten  wird 
der  Finanzminister  festsetzen. 

Bei  der  Ausübung  dieser  Rechte  wie  auch  bei  der  Behebung 
der  Zinsen  oder  der  zur  Rückzahlung  gelangenden  Kapitals? 
betrage,  wie  überhaupt  bei  der  Ausübung  aller  Rechte  aus  den 
Staatsscheinen  wird  der  Nachweis  der  Identität  des  Eigentümers 
gefordert  werden;  da  alle  diese  Rechte  nur  dem  in  der  Bestäti* 
gung  genannten  Eigentümer  zustehen  werden,  liegt  es  im  Inter; 
esse  des  Eigentümers  der  Banknoten,  daß  die  Kassenbestätigung 
über  den  zurückbehaltenen  Betrag  auf  seinen  Namen  ausgestellt 
werde. 

Für  durch  irrige  Angabe  des  Namens  oder  der  Adresse  des 
Eigentümers  entspringende  Schäden  haften  weder  die  Sammele 
stellen  und  die  Hauptsammelstellen,  noch  das  Ärar. 

§  10. 

Die  Budapester  Hauptanstalt  und  die  ungarischen  Filialen 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  haben  die  bei  ihnen  be* 
stehenden  Girokonti  am  18.  März  1920  abzuschließen;  übersteigt 
die  zugunsten  des  Kontoinhabers  sich  ergebende  Forderung  jene 
vom  15.  Januar  1920,  so  haben  sie  mit  der  Hälfte  (50  Prozent) 
dieses  Mehrbetrages  den  Kontoinhaber  zu  belasten  und  denselben 
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Betrag  in  Budapest  dem  Girokonto  der  Zentralstaatskasse,  in  der 
Provinz  dem  der  Lokalstaatskasse  gutzuschreiben. 

Über  diese  dem  Ärar  gutgeschriebenen  Beträge  erhalten  die 
Kontoinhaber  auf  Grund  der  Angaben  der  Budapester  Haupt* 
anstalt  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  auszustellende  Staat* 
liehe  Bestätigungen,  auf  die  die  Bestimmungen  des  §  9  anzuwen* 
den  sind.  * 

Wurde  ein  Teil  der  Forderung  des  Kontoinhabers  gemäß 
dem  ersten  Alinea  des  vorliegenden  Paragraphen  dem  Ärar  gut* 
geschrieben  und  haben  in  der  Zeit  vom  8.  bis  18.  März  1920 
dritte  Personen  für  eine  Nichtschuld  oder  für  eine  bis 
18.  März  1920  noch  nicht  fällige  Schuld  auf  das  Girokonto  eine 
Zahlung  oder  eine  Überweisung  geleistet,  so  kann  der  Konto* 
Inhaber  den  Finanzminister  ersuchen,  bei  entsprechender  Ver* 
minderung  des  Betrages  der  auf  seinen  Namen  auszustellenden 
staatlichen  Bestätigung  bis  zur  Höhe  der  Hälfte  des  Betrages 
der  erwähnten  Einzahlungen  oder  Überweisungen  auf  den  Namen 
desjenigen  eine  staatliche  Bestätigung  ausstellen  zu  lassen,  der 
die  erwähnte  Einzahlung  oder  Überweisung  geleistet  oder  hiezu 
den  Auftrag  erteilt  hat. 

Der  Kontoinhaber  hat  dieses  Ansuchen  spätestens  bis 
15.  April  1920.  zu  stellen  und  in  diesem  detailliert  alle  auf  sein 
Girokonto  in  der  Zeit  vom  8.  bis  18.  März  1920  erfolgten  Ein* 
Zahlungen  und  Überweisungen  ersichtlich  zu  machen.  Hiebei 
sind  diejenigen  durch  dritte  Personen  für  eine  Nichtschuld  oder 
für  eine  bis  18.  März  1920  noch  nicht  fällige  Schuld  erfolgten 
Einzahlungen  zu  berücksichtigen. 

Gibt  der  Finanzminister  dem  Ansuchen  statt,  so  ist  über 
die  Hälfte  des  Betrages  sämtlicher  im  dritten  Alinea  erwähnten 
Einzahlungen  oder  Überweisungen  eine  staatliche  Bestätigung 
auf  den  Namen  desjenigen  auszustellen,  der  die  Einzahlung  oder 
Überweisung  geleistet  oder  dazu  Auftrag  erteilt  hat,  ferner  ist 
die  auf  den  Namen  des  Kontoinhabers  auszustellende  Staat* 
liehe  Bestätigung  durch  eine  auf  einen  entsprechend  geringeren 
Betrag  lautende  Bestätigung  umzutauschen.  In  diesem  Falle  gilt 
die  in  dem  dritten  Alinea  erwähnte  Einzahlung  oder  Überweisung 
in  dem  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Parteien  bis  zur  Höhe  der 
Hälfte  des  eingezahlten  oder  überwiesenen  Betrages  als  nicht 
erfolgt. 
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§  11. 

Hinsichtlich  der  bei  Finanzinstituten  oder  sonst  gegen  Ein* 
lagebüchel,  in  laufender  Rechnung,  gegen  Kassenscheine  oder  als 
unverzinsliches  Depot  erlegten  Beträge  bleibt  die  Forderung  des 
Eigentümers  im  vollen  Betrage  unverändert  aufrecht,  ausgenom* 
men  die  in  der  Zeit  vom  8.  bis  einschließlich  18.  März  1920  er* 
legten  Beträge,  deren  Hälfte  (50  Prozent)  bis  auf  weiteres  unter 
Sperre  genommen  wird,  es  sei  denn,  daß  die  beteiligte  Partei 
nachweist,  der  fragliche  Betrag  sei  zur  Begleichung  oder  Tilgung 
einer  fällig  gewordenen  Schuld,  zur  Begleichung  oder  Verringe> 
rung  einer  Kontokorrentschuld  erlegt  worden. 

Von  einem  Konto  auf  ein  anderes  überwiesene  Beträge 
unterliegen  nicht  der  Sperre,  wenn  die  Überweisung  aus  einem 
vor  dem  8.  März  1920  erlegten  Betrag  erfolgt  ist. 

Über  die  unter  Sperre  genommenen  Beträge  kann  der  Eigen* 
tümer  bis  auf  weiteres  nicht  verfügen.  Ob  die  unter  Sperre  ge* 
nommenen  Beträge  ganz  oder  zum  Teile,  und  gegebenenfalls  in 
welchem  Ausmaße  und  nach  welchen  Prinzipien  für  die  Zwecke 
einer  Staatsanleihe  zurückgehalten  werden  sollen  oder  nicht,  be* 
stimmt  der  Finanzminister.  Derselbe  regelt  auch  das  eventuell 
hiebei  zu  beobachtende  Verfahren.  Sollte  der  Finanzminister  in 
dieser  Sache  bis  spätestens  31.  Mai  1920  keine  Verfügungen  tref- 
fen, so  gelten  die  unter  Sperre  genommenen  Beträge  als  end* 
gültig  befreit;  in  diesem  Falle  werden  für  sie  die  Bestimmungen 
des  §  15,  Alinea  2,  maßgebend  sein. 

Jedes  Finanzinstitut  (Firma)  hat  über  die  Beträge,  die  bei 
ihm  in  der  Zeit  vom  8.  bis  18.  März  1920  gegen  Einlagebüchel, 
in  laufender  Rechnung,  gegen  Kassenscheine  oder  als  unverzins* 
liches  Depot  erlegt  wurden,  unter  genauer  Angabe  des  Namens, 
des  dauernden  Wohnortes  und  der  genauen  Adresse  des  Eigen* 
tümers,  des  Tages  des  Erlages  der  Beträge  und,  insoferne  ein 
Betrag  zur  Tilgung  einer  Schuld  erlegt  wurde,  unter  genauer 
Bezeichnung  dieser  Schuld  einen  detaillierten  und  genauen  Aus* 
weis  anzufertigen  und  diesen  spätestens  bis  zum  15.  April  1920 
der  Geldinstitutszentrale,  beziehungsweise,  falls  es  sich  um  dem 
Verbände  der  Landes*Zentral*Kreditgenossenschaft  angehörende 
Kreditgenossenschaften  handelt,  der  Landes  *  Zentral  *  Kredit 
genossenschaft  einzusenden.  Der  Finanzminister  kann  die  W  ahr 


-  609  - 


heit  der  Angaben  des  Ausweises  durch  Delegierte  kontrollieren 
lassen. 

Für  die  Einsendung  des  Ausweises  wie  auch  für  die  Richtig* 
ke'it  der  Angaben  und  dafür,  daß  aus  den  unter  Sperre  ge* 
nommenen  Beträgen  keine  Auszahlung  erfolge,  sind  bei  Aktien* 
gesellschaften  und  bei  Genossenschaften  der  Direktor  und  die 
Direktionsmitglieder  des  Instituts,  bei  anderen  Firmen  die 
Firmeninhaber  solidarisch  verantwortlich. 

Die  Bestimmungen  des  vorliegenden  Paragraphen  beziehen 
sich  auch  auf  Postsparkasseneinlagen  und  Scheckkontoforde* 
rungen. 

§  12. 

Für  die  Zahlung  von  fälligen  oder  bis  einschließlich 
18.  April  1920  fällig  werdenden  Geldschulden,  die  auf  einem 
vor  dem  Inkrafttreten  der  gegenwärtigen  Verordnung  ausgestell* 
ten  Wechsel,  einer  solchen  kaufmännischen  Anweisung,  Warrant, 
Scheck  oder  überhaupt  auf  einem  solchen  Handelsgeschäfte  oder 
Privatrechtstitel  beruhen,  der  vor  dem  Inkrafttreten  der  gegen* 
wärtigen  Verordnung  entstanden  ist,  wird  bis  25.  April  1920  ein 
Moratorium  bewilligt. 

Von  Schulden,  von  denen  auf  Grund  einer  Bedingung 
oder  kraft  Gesetzes  Zinsen  gebühren,  können  auch  für  die 
Dauer  des  Moratoriums  Zinsen  berechnet  werden.  Von  einer  un* 
verzinslichen  Schuld  können  die  gesetzlichen  Zinsen  berechnet 
werden. 

Dem  Moratorium  unterliegen  nicht: 

1.  Unterhaltsgebühren  und  Leibrenten; 

2.  aus  dem  Dienstverhältnisse  entstehende  Schulden,  in* 
begriffen  die  aus  dem  landwirtschaftlichen,  dem  kommerziellen 
oder  industriellen  Arbeitsverhältnisse  entstehenden; 

3.  aus  dem  Miet*  oder  Aftermietverhältnisse  entstehende 
und  monatlich  oder  nach  kürzeren  Zeiträumen  fällige  Miet* 
schulden. 

Der  Umstand,  daß  irgendeine  Forderung  gemäß  der  gegen* 
wärtigen  Verordnung  dem  Moratorium  unterliegt,  schließt  die 
Verwendung  der  Forderung  zur  Einrechnung  nicht  aus. 

39* 
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Die  Rechtsverhältnisse  bezüglich  der  bei  Finanzinstituten 
oder  bei  irgendeiner  Firma  eingelegten  Beträge  regelt  §  15. 

§  13. 

Die  Frist  der  Stundung  kann  hinsichtlich  der  der  Stundung 
unterliegenden  Schulden  weder  in  den  Zeitraum  der  Verjährung, 
noch  in  die  für  die  Geltendmachung  oder  Aufrechterhaltung  der 
Rechte  festgesetzten  Fristen,  noch  in  die  im  letzten  Alinea  des 
§  27  und  im  §  28  des  Konkursrechtes  bestimmte  sechsmonatige 
Frist  eingerechnet  werden.  Diese  Norm  gilt  auch  hinsichtlich  der 
Frist,  die  für  die  Präsentierung  von  Wechseln  und  Wertpapieren 
behufs  Vidierung  oder  Akzeptierung  festgesetzt  ist. 

Die  festgesetzten  Rechtsfolgen  für  den  Fall  der  Nichterfül? 
lung  bei  Verfall  treten  nicht  ein,  wenn  die  mit  der  Geldschuld 
belastete  Partei  die  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  bewilligte 
Stundung  in  Anspruch  genommen  hat. 

§  14. 

Hinsichtlich  einer  der  Stundung  unterliegenden  Geldschuld 
kann  für  die  Dauer  der  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  be; 
willigten  Stundung  weder  ein  Prozeß  angestrengt,  noch  die  Er? 
lassung  eines  Zahlungsauftrages  verlangt  werden;  das  Gericht 
ist  von  Amts  wegen  verpflichtet,  Klagebegehren  oder  Ansuchen 
um  einen  Zahlungsauftrag  abzuweisen,  aus  deren  Inhalt  hervor- 
geht, daß  die  Forderung,  die  durch  sie  geltend  gemacht  werden 
soll,  der  Stundung  unterliegt.  Ein  vor  Inkrafttreten  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  eingeleitetes  Verfahren  ist  sowohl  beim 
Gericht  erster  Instanz,  als  auch  vor  dem  Appellationsgericht  fort; 
zusetzen;  die  Leistungsfrist  ist  im  Urteile  derart  festzusetzen, 
daß  sie  mit  dem  Tage  des  Ablaufes  der  durch  die  gegenwärtige 
Verordnung  gewährten  Stundungsfrist  beginnt. 

Zur  Hereinbringung  einer  der  Stundung  unterliegenden 
Forderung  kann  während  der  Dauer  der  Stundung  eine  Exekution 
nicht  angeordnet,  noch  kann  wegen  einer  solchen  Schuld  gegen 
den  Schuldner  der  Konkurs  angesucht  oder  angeordnet  werden: 
die  vor  dem  Inkrafttreten  der  gegenwärtigen  Verordnung  am 
geordnete  Exekution  zur  Sicherstellung  kann  sich  während  der 
Dauer  der  Stundung  nur  bis  zur  Sicherstellung  der  Forderung 


-  611  - 


erstrecken.  Eine  Exekution  zur  Sicherstellung  kann  gemäß  den 
in  dieser  Beziehung  richtunggebenden  Normen  auch  hinsichtlich 
der  der  Stundung  unterliegenden  Forderungen  angeordnet  weiden. 

§  15.*)  . ;  . 

Von  Beträgen,  die  bei  Geldinstituten  oder  bei  einer  Firma  gegen 
Einlagebücher,  im  Kontokorrent,  gegen  Kassenscheine  oder  als  unver* 
zinsliche  Depots  vor  dem  Inkrafttreten  der  gegenwärtigen  Verordnung 
erlegt  wurden,  kann  die  Partei  —  unter  Aufrechterhaltung  der  bedungen 
nen  Kündigungsfristen  —  bis  zum  5.  April  eine  Auszahlung  nur  dann 
fordern,  wenn  sie  in  glaubwürdiger  Weise  nachweist,  daß  sie  die  ge? 
forderte  Summe  zum  Zwecke  der  eigenen  oder  der  Lebensführung  ihrer 
Angehörigen  oder  behufs  Deckung  anderer  unabweisbar  notwendiger  und 
keinen  Aufschub  leidender  Auslagen,  oder  zur  Auszahlung  einer  im  Sinne 
der  Punkte  1 — 3  des  Alinea  3  des  §  12  der  gegenwärtigen  Verordnung 
nicht  der  Stundung  unterliegenden  Schuld  benötigt. 

Nach  dem  5.  April  1920  kann  die  Partei  bis  auf  weitere  Verfügung 
entweder  auf  einmal  oder  in  Raten  ohne  Nachweis  des  Zweckes  die 
Auszahlung  einer  solchen  Summe  fordern,  die  die  Hälfte  (50  Prozent) 
jener  Summe  nicht  übersteigt,  die  am  Tage  nach  dem  Inkrafttreten 
der  gegenwärtigen  Verordnung  erlegt  war;  die  Auszahlung  einer  dieses 
Ausmaß  übersteigenden  Summe  aber  kann  sie  nur  fordern,  wenn  sie 
glaubwürdig  nachweist,  daß  sie  den  geforderten  Betrag  zu  dem  im 
Alinea  1  erwähnten  Zwecke  oder  zur  Tilgung  einer  öffentlichen  Schuld 
benötigt. 

§  16. 

Der  erste  Beamte  des  Munizipiums  kann  auf  Vorschlag  des 
Präsidenten  der  Lokalkommission  über  eine  zum  Mitglied  der 
im  §  7  erwähnten  Lokalkommission  designierte  und  am  Domizil 
der  Kommission  wohnhafte  Person,  die  die  Mitgliedschaft  der 
Kommission  ohne  triftige  Gründe  nicht  annimmt,  oder  die 
Leistung  des  Gelübdes  verweigert  oder  der  Einladung  des  Prä* 
sidenten  oder  der  von  Seiten  der  Lokalkommission  erfolgten  Ex? 
mittierung  nicht  Genüge  leistet,  eine  Geldstrafe  bis  zu  1000  K 
verhängen.  Die  Geldstrafe  ist  zugunsten  des  Hilfsfonds  der 
Kriegsinvaliden  zu  verwenden. 

§  17. 

Die  durch  unberechtigte  ÜberStempelung  oder  durch  Nach? 
ahmung  oder  Fälschung  der  ÜberStempelung  verübten  Delikte 


*)  Vgl.  Verordnung  vom  20.  Januar  1921,  Z.  460/21,  Seite  620. 
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werden  nach  den  in  den  Strafgesetzen  enthaltenen  Bestimmungen 
über  die  Münzverfälschung  geahndet. 

Einer  mit  Gesetz  festzustellenden  schweren  Strafe  verfällt 
derjenige,  der  : 

behufs  ÜberStempelung  von  Banknoten  Stempelvorrichtun  = 
gen  unberechtigterweise  verfertigen  läßt  oder  verfertigt; 

von  der  Einlieferung  der  der  ÜberStempelung  unterliegen? 
den  Banknoten  andere  abzureden  oder  die  Überstempelung  auf 
andere  Weise  zu  erschweren  oder  zu  vereiteln  bestrebt  ist; 

von  den  mit  fremder  Überstempelung  versehenen  Bank? 
noten  die  Überstempelung  entfernt  oder  zu  dem  Zwecke  un; 
kenntlich  macht,  daß  die  Banknoten  als  nicht  überstempelt  gel? 
ten  sollen; 

nicht  überstempelte  Banknoten  ankauft ; 

gelegentlich  der  Überstempelung  zur  Anmeldung  von  Daten 
verpflichtet  ist  und  wissentlich  unwahre  Angaben  macht; 

den  Verfügungen  der  gegenwärtigen  Verordnung  in  einer 
nicht  unter  die  vorstehenden  Absätze  fallenden  Weise  zuwider* 
handelt  oder  sie  umgeht. 

§  18. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft.  (Budapest!  Közlöny  vom  18.  März  1920.) 

Gesetzartikel  III.   vom  Jahre   1920,  betreffend  die  in 
Angelegenheit  der  Banknotenabstempelung  erlassenen 
Regierungsverfügungen. 

(Kundgemacht  in  der  Landesgesetzsammlung  am  8.  April  1920.) 
Die  ungarische  Nationalversammlung  hat  beschlossen  : 

§  1. 

Die  Nationalversammlung  genehmigt  die  Verfügung  des 
Ministeriums  bezüglich  der  Überstempelung  der  von  der  öster? 
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reichisch*ungarischen  Bank  emittierten  Banknoten,  welche  auf 
dem  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete  Ungarns 
im  Umlauf  sind;  sie  genehmigt  die  Bildung  der  zur  Überstempe- 
lung  berufenen  Organe  sowie  die  Anordnung,  wonach  zur  Durch? 
führung  der  Überstempelungsaktion  notwendige  Dienste  geleistet 
werden  müssen.  Sie  genehmigt  weiters  alle  Verfügungen  des 
Ministeriums  betreffend  die  Zurückbehaltung  eines  Teiles  der  zur 
ÜberStempelung  gelangenden  Banknoten  und  der  bei  Geldinsti* 
tuten  oder  anderweitig  hinterlegten  Beträge  als  Staatsanleihe, 
sie  genehmigt  die  Bedingungen  der  Anleihe  und  deren  Verzin; 
sung,  die  Verfügung,  wonach  die  überstempelten  Noten  als  aus; 
schließliches  Zahlungsmittel  zu  gelten  haben,  und  die  Regelung 
des  Umlaufes  derselben,  sowie  die  Verfügungen  betreffend  die 
Erfüllung  privatrechtlicher  Verpflichtungen. 

Das  Ministerium  kann  die  mit  diesem  Gesetze  genehmigten 
Bestimmungen  ergänzen,  abändern  und  auf  die  durch  die  Öster? 
Teichischnmgarische  Bank  emittierten  und  auf  dem  unter  ungari? 
scher  Verwaltung  stehenden  Gebiete  in  Umlauf  befindlichen 
Ein?  und  Zwei?Kronenbanknoten  ausdehnen. 

§2. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  ÜberStempelung  in 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  auch  nach  Ablauf  der  für  die 
Überstempelung  bestimmten  Frist  zu  bewilligen  und  in  solchen 
Fällen  von  dem  Betrage,  der  zur  nachträglichen  Überstempelung 
vorgelegten  Banknoten,  der  den  als  Staatsanleihe  zurückzube? 
haltenden  Betrag  übersteigt,  eine  Gebühr  bis  zur  Höhe  von  25%  ' 
einzuheben. 

§3. 

Die  Zinsen  der  im  §  1  dieses  Gesetzes  erwähnten  Staats? 
anleine  sind  von  der  Kapitalszinsen?  und  Rentensteuer  befreit, 
die  über  die  Empfangnahme  der  Zinsen  ausgestellten  Quittungen 
sind  gebührenfrei. 

§4. 

Wer  im  Sinne  der  mit  diesem  Gesetze  genehmigten  oder 
auf  Grund  des  §  1  dieses  Gesetzes  zu  treffenden  Verfügungen 
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der  Überstempelung  unterliegende  Banknoten  widerreehtlich  mit 
einer  ÜberStempelung  versieht  oder  versehen  läßt  oder  die  Über* 
Stempelung  nachahmt  oder  nachahmen  läßt,  wer  die  Über? 
Stempelung  fälscht  oder  fälschen  läßt,  begeht  ein  Verbrechen  und 
ist  mit  Gefängnis  von  5  bis  10  Jahren  und  mit  einer  Geldstrafe 
von  20.000  bis  50.000  Kronen  zu  bestrafen. 

Insoferne  nicht  die  Handlung  unter  eine  strenger  zu  ahn* 
dende  Bestimmung  fällt,  begeht  ein  Verbrechen  und  ist  mit  Ge* 
fängnis  in  der  Dauer  von  2  bis  5  Jahren  und  einer  Geldstrafe 
von  10.000  bis  20.000  Kronen  zu  bestrafen,  wer  nicht  überstempelte 
Banknoten  in  Verkehr  bringt  oder  bringen  läßt,  kauft  oder  kaufen 
läßt,  oder  solche  Banknoten  ohne  Bewilligung  des  Finanzministers 
ins  Ausland  oder  in  ein  nicht  unter  ungarischer  Verwaltung 
stehendes  Gebiet  ausführt  oder  ausführen  läßt  oder  von  dort  ein- 
führt oder  einführen  läßt. 

Insoferne  nicht  die  Handlung  unter  eine  strenger  zu  ahn* 
dende  Bestimmung  fällt,  begeht  ein  Vergehen  und  ist  mit  Ge; 
fängnis  von  1  Monat  bis  zu  3  Jahren  und  einer  Geldstrafe  von 
5000  bis  100.000  Kronen  zu  bestrafen  : 

1.  Wer  unberechtigterweise  zum  Zwecke  der  Über* 
Stempelung  von  Banknoten  eine  Stampiglienvorrichtung  anfertigt 
oder  anfertigen  läßt  ; 

2.  Wer  von  der  Ablieferung  der  der  ÜberStempelung  unter' 
liegenden  Banknoten  abrät  oder  zur  Verweigerung  oder  Unter* 
lassung  der  Ablieferung  auffordert  oder  in  irgend  einer  Weise 
die  ÜberStempelung  erschwert  oder  vereitelt  ; 

3.  Wer  von  einer  mit  einer  fremden  ÜberStempelung  ver* 
sehenen  Banknote  die  Überstempelung  zu  dem  Zwecke  entfernt 
oder  entfernen  läßt,  unkenntlich  macht  oder  machen  läßt,  um  die 
Noten  als  nicht  überstempelt  erscheinen  zu  lassen; 

4.  Wer  gelegentlich  der  Überstempelung  zur  Angabe  von 
Daten  verpflichtet  ist  und  wissentlich  unwahre  Angaben  macht 
oder  machen  läßt. 

Auch  der  Versuch  einer  solchen  Handlung  ist  strafbar. 

Die  zur  Leitung  und  Kontrolle  der  Überstempelung  be* 
rufenen  Organe  sind  bei  Anwendung  der  Strafgesetze  als  Be= 
Horden,  die  bei  der  Überstempelung  mitwirkenden  anderen  Per* 
so'nen  als  behördliche  Organe  anzusehen. 
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Wer  die  durch  dieses  Gesetz  genehmigte  Verordnung  des 
Ministeriums  oder  eine  auf  Grund  des  §  1  dieses  Gesetzes  zu 
erlassende  Verfügung  in  einer  nicht  unter  die  Bestimmungen 
der  vorigen  Absätze  fallenden  Weise  übertritt  oder  umgeht,  be# 
geht,  insoferne  seine  Handlung  nicht  unter  eine  strenger  zu 
ahndende  Bestimmung  fällt,  eine  Übertretung  und  ist  mit  Arrest 
bis  zur  Dauer  von  6  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  2000  K 
zu  bestrafen. 

Die  Dauer  der  an  Stelle  der  Geldstrafe  im  Uneinbringlich* 
keitsfalle  tretenden  Freiheitsstrafe  darf  im  Falle  eines  Ver- 
brechens drei  Jahre,  im  Falle  eines  Vergehens  zwei  Jahre  nicht 
übersteigen  ;  im  Falle  einer  Übertretung  ist  die  Bestimmung  des 
§  6,  Alinea  3  und  4,  des  Gesetzartikels  IV  vom  Jahre  1916 
anzuwenden. 

§5. 

Das  im  §  4,  Alinea  1,  umschriebene  Verbrechen  begeht  und 
mit  der  dort  festgesetzten  Strafe  ist  zu  bestrafen,  wer,  ohne  an 
einer  im  §  4,  Absatz  1,  umschriebenen  Handlung  als  Anstifter 
oder  Täter  beteiligt  zu  sein, 

1.  eine  mit  falscher  oder  gefälschter  ÜberStempelung  ver* 
sehene  Banknote  in  Verkehr  bringt  oder  bringen  läßt, 

2.  eine  mit  falscher  oder  gefäschter  ÜberStempelung  ver? 
sehene  Banknote  aus  dem  Auslande  oder  aus  einem  nicht  unter 
ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete  behufs  Inverkehr* 
Setzung  einführt,  übernimmt  oder  beschafft. 

§6. 

Wer  statt  einer  echt  überstempelten  eine  falsche  oder  ge* 
fälscht  überstempelte  Banknote  erhalten  hat  und  sie  in  Kenntnis 
der  Unechtheit,  als  echt  in  Verkehr  setzt  oder  setzen  läßt,  begeht 
ein  Vergehen  und  ist  mit  einer  der  im  §  4,  Alinea  3,  festgesetzten 
Strafen  zu  belegen. 

§  7. 

Verabredungen  zur  Übertretung  dieses  Gesetzes  bilden,  falls 
es  zu  einer  Vorbereitungshandlung  kommt,  nach  den  in  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Unterscheidungen  Verbrechen  oder  Ver> 
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gehen  und  sind  nach  den  für  den  Versuch  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes geltenden  Bestimmungen  zu  ahnden:  falls  die  Verabredung 
nicht  bis  zum  Versuch  geführt  hat,  liegt  eine  im  §  4,  Alinea  6, 
umschriebene  und  mit  der  dort  festgesetzten  Strafe  zu  ahndende 
Übertretung  vor. 

§8. 

Gegen  Personen,  welche  in  diesem  Gesetze  umschriebene 
Verbrechen  oder  Vergehen  begehen,  ist  außer  der  Strafe  auch  der 
Amtsverlust  und  die  Sistierung  der  Ausübung  der  politischen 
Rechte  auszusprechen. 

§9. 

Bei  Handhabung  der  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes, 
der  mit  demselben  ratifizierten  Verordnung  oder  einer  auf 
Grund  des  §  1  dieses  Gesetzes  zu  erlassenden  Verordnung  findet 
die  Bestimmung  des  §  61  des  Gesetzartikels  V  ex  1878  betreffend 
die  Konfiskation  Anwendung;  auch  kann  die  Beschlagnahme  von 
Postsendungen  verfügt  werden. 

Das  Gericht  kann  die  Konfiskation  auch  in  dem  Falle  am 
ordnen,  wenn  der  im  Eigentum  eines  Täters  oder  Teilnehmers 
befindliche  Banknotenvorrat,  betreffs  dessen  die  strafbare  Hand* 
lung  begangen  wurde,  weder  das  Mittel  noch  das  Ergebnis  der 
Verübung  der  strafbaren  Handlung  ist. 

Wenn  der  Banknotenvorrat,  dessen  Konfiskation  das  Ge* 
rieht  ausgesprochen  hat,  nicht  in  natura  beschlagnahmt  werden 
kann  oder  wenn  die  Konfiskation  deshalb  nicht  möglich  ist,  weil 
der  Banknotenvorrat,  hinsichtlich  dessen  die  strafbare  Handlung 
begangen  wurde,  weder  im  Eigentum  eines  Tälers,  noch  eines 
Teilnehmers  steht,  kann  der  Verurteilte  zur  Bezahlung  des  dem 
Werte  eines  solchen  Banknotenvorrats  entsprechenden  Betrages 
verpflichtet  werden. 

Ein  Drittel  des  konfiszierten  Banknotenvorrates,  beziehungs* 
weise,  bei  Handhabung  der  Bestimmung  des  Abs.  3  dieses  Para* 
graphen,  ein  Drittel  der  durch  den  Verurteilten  gezahlten  Summe 
gebührt  dem  Anzeiger  (Ergreifer)  als  Prämie. 

Unter  mehrere  Anspruchsberechtigte  ist  die  Prämie  im 
gleichen  Verhältnisse   aufzuteilen.  Über  die  Festsetzung  der  Be* 


-  617  - 


lohnung  entscheidet  das  Gericht  im  Urteile.  Gegen  diese  EnU 
Scheidung  kann  sowohl  die  kgl.  Anwaltschaft  als  auch  der  An* 
zeiger  (Ergreifer)  die  Berufung  einlegen. 

§  10. 

Die  Wirksamkeit  der  in  den  Paragraphen  4  und  9  dieses 
Gesetzes  festgesetzten  Strafbestimmungen  erstreckt  sich  auf  die 
vom  Tage  des  Inkrafttretens  der  in  diesem  Gesetze  ratifizierten 
Verordnung  an  begangenen  strafbaren  Handlungen. 

Diese  Strafbestimmuiigen  sind  auch  gegenüber  den  unter 
die  Militärgerichtsbarkeit  fallenden  Personen  entsprechend  an= 
zuwenden  (§  7,  Alinea  2  des  Gesetzartikels  XXXII,  beziehungs? 
weise  XXXIII  ex  1912).  Zur  Durchführung  des  Verfahrens  sind 
die  Militärstrafgerichte  berufen.  Unter  den  im  ersten  Absatz 
des  §  4  auf  die  Geldfälschung  bezüglichen  Bestimmungen  sind 
die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzes  zu  ver* 
stehen. 

§  ii. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

Ich  ordne  hiemit  die  Kundmachung  dieses  Gesetzartikels 
an  und  werde  diesen  Gesetzartikel  als  dem  Willen  der  Nation 
entsprechend  sowohl  selbst  beobachten  als  auch  durch  andere 
beobachten  lassen. 

Budapest,  7.  April  1920. 

(Budapesti  Közlöny  vom  8.  April  1920.) 

Verordnung  des  ungarischen  Finanzministers  vom  9.  April 
1920,  Z.  P.  M.  2020/1920,  betreffend  die  Aufhebung  der 
im  §  11  der  Verordnung  Z.  M.  E.  1700/1920  angeord' 
neten  Sperre  der  Kontokorrentforderungen  von  Aus' 
ländern  und  ausländischen  Firmen. 

§  1. 

Die  im  §  11  der  Verordnung  Z.  M.  E:  1700/1920*)  betreffend 
die  ÜberStempelung  der  von  der  österreichisch?ungarischen  Bank 


*)  Siehe  Seite  608. 
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emittierten  Banknoten  angeordnete  Sperre  der  vom  8.  bis  ein? 
schließlich  18.  März  d.  J.  auf  laufende  Rechnung  erlegten 
Beträge  hebe  ich  auf  Grund  der  in  Alinea  3  des  zitierten 
§  11  erhaltenen  Ermächtigung  unter  den  im  folgenden  Absatz 
enthaltenen  Beschränkungen  bezüglich  der  Kontokorrentforde? 
Hingen  von  Ausländern  und  ausländischen  Firmen  auf. 

Diese  Verfügung  bezieht  sich  nicht  auf  solche  Ausländer, 
deren  ständiger  Wohnort,  und  auf  solche  ausländische  Firmen, 
deren  Domizil  im  Inlande  ist.  Sie  bezieht  sich  weiters  auch  nicht 
auf  im  Inlande  befindliche  Zweigniederlassungen  ausländischer 
Firmen.  Demgemäß  sind  die  Bestimmungen  des  §  11  der  Verord- 
nung Z.  1700/1920  M.  E.  hinsichtlich  der  Kontokorrentforderungen 
im  Inlande  ansässiger  Ausländer  oder  hier  domizilierender  aus* 
iändischer  Firmen  sowie  der  oberwähnten  Zweigniederlassungen 
auch  fernerhin  maßgebend. 

Unter  Inland  ist  bei  Anwendung  dieser  Verordnung  das 
unter  ungarischer  oder  fremder  Verwaltung  stehende  Gebiet 
Ungarns  und  das  Gebiet  von  Kroatien  und  Slawonien  zu  ver* 
stehen. 

§  2. 

Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  von  der  Sperre  befreiten 
Beträge  müssen  in  einen  nach  §  11,  Alinea  4,  der  Verordnung 
Z.  1700/1920  M.  E.  vorgeschriebenen  Ausweis  aufgenommen  wer? 
den,  wobei  ersichtlich  zu  machen  ist,  daß  die  Kontokorrent? 
forderungen  auf  Grund  dieser  Verordnung  von  der  Sperre  be? 
freit  wurden. 

Bei  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  sind  der 
Anstaltsdirektor  und  die  Direktionsmitglieder,  bei  anderen  Fir? 
men  die  Firmeninhaber  solidarisch  dafür  verantwortlich,  daß 
die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  nur  bei  solchen  Konto* 
korrenten  angewendet  werden,  welche  den  im  §  1  angeführten 
Bedingungen  entsprechen. 

§  3. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

(Budapest!  Közlöny  vom  10.  April  1920.) 
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Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  18.  Mai  1920,  Z,  P.  M.  2924/1920,  betreffend  Auf-' 
hebung  der  Sperre  hinsichtlich  eines  Teiles  der  im  Sinne 
des  $  11  der  Verordnung  Z.  M.  E.  1700/ 1920  gesperrten 
Spareinlagen  und  Kontokorrentforderungen, 

§1. 

Auf  Grund  der  Ermächtigung  der  Verordnung  Z.  1700/1920 
M.  E.  hebe  ich  die  in  §  11  dieser  Verordnung  verfügte  Sperre  hhv 
sichtlich  Spareinlagen  aus  Kontokorrentguthaben  auf,  insoweit 
dieselben  3000  K  nicht  übersteigen.  Falls  jedoch  der  Inhaber 
der  Spareinlage  oder  der  Kontokorrentforderung  am  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  mehrere  Spareinlagen  oder 
Kontokorrentforderungen  bei  dem  betreffenden  Geldinstitute  be* 
sitzt  und  der  unter  Sperre  gesetzte  Gesamtbetrag  derselben 
3000  K  übersteigt,  findet  die  Aufhebung  nicht  statt. 

§2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Kraft.  •  . 

(Budapesti  Közlöny  vom  20.  Mai  1920.) 


Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  28.  Mai  1920,  Z,  P,  M.  8145/1920,  betreffend  Frei" 
gäbe  eines  Teiles  der  im  Sinne  des  §  11  der  Verord' 
nung  Z.  M.  E.  1 700/1920  unter  Sperre  genommenen 

Beträge, 

§  1. 

Auf  Grund  der  erhaltenen  Ermächtigung  hebe  ich  bezüglich 
der  nach  §  11  der  Verordnung  Z.  M.  E.  1700/1920,  betreffend  die 
ÜberStempelung  der  durch  die  Österreichisch-ungarische  Bank 
emittierten  Banknoten,  gesperrten  Beträge,  soferne  dieselben 
10.000  Kronen  nicht  übersteigen,  die  Sperre  auf. 
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Die  den  Betrag  von  10.000  Kronen  übersteigenden  Beträge 
sind  auch  weiterhin  unter  Sperre  zu  halten.  Bis  spätestens 
30.  Juni  1920  wird  noch  verlügt  werden,  ob,  bezw.  in  welchem 
Ausmaße  und  unter  welchen  Modalitäten  dieselben  zum  Zwecke 
einer  Staatsanleihe  zurückbehalten  werden  sollen. 

§2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  30.  Mai  1920.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
20.  Januar  1921,  Z.  460/1921,  betreffend  die  Aufhebung 
der  im  §  15  der  Verordnung  Z.  1700/1920,  betreffend 
die  Uberstempelung  der  von  der  Osterreichisch^ungari^ 
sehen  Bank  emittierten  Banknoten  enthaltenen  Zalv 
lungsbeschränkungen  (Moratorium). 

J 

§  1. 

Die  im  §  15  der  Verordnung  Z.  1700/1920  betreffend  die 
ÜberStempelung'  der  von  der  österreichischsungarischen  Bank 
emittierten  Banknoten  enthaltenen  Zahlungsbeschränkungen  wer5 
den  außer  Kraft  gesetzt. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  27.  Januar  1921.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  3o.  Juni  1920,  Z.  36 18/ 1920,  betreffend  Inanspruch> 
nähme  gesperrter  Guthaben  als  Staatsanleihe. 

§  % 

Auf  Grund  der  im  §  11,  Alinea  3  der  Verordnung  Z.  1700/1920 
M.  E.  erhaltenen  Ermächtigung  nehme  ich  als  Zwangsanleihe  die 
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10.000  K  überschreitenden  Beträge  —  insoferne  sie  nicht  durch 
bisherige  Verfügungen  von  der  Sperre  befreit  wurden  — ,  welche 
bei  Geldinstituten  oder  Firmen  auf  Einlagebücher,  laufende  Rech? 
nung,  Kassenscheine  oder  als  unverzinsliche  Depots  placiert  und 
gemäß  §  11  der  Verordnung  Z.  1700/1920  M.  E.  unter  Sperre  ges 
nommen  waren,  in  Anspruch,  mit  der  Maßgabe,  daß  der  ganze 
Betrag  in  Anspruch  genommen  wird,  wenn  die  gesperrte  Summe 
25.000  K  überschreitet,  jedoch  nur  mit  dem  10.000  K  überschrei? 
tenden  Betrage,  wenn  die  gesperrte  Summe  den  Betrag  von 
25.000  K  nicht  übersteigt. 

Wenn  daher  die  Summe  größer  als  25.000  K  ist,  dann  wird 
der  ganze  Betrag  in  Anspruch  genommen,  wenn  jedoch  die  ge? 
sperrte  Summe  25.000  K  oder  weniger  beträgt,  so  sind  von  dieser 
Summe  10.000  K  von  der  Inanspruchnahme  frei  und  nur  der 
10.000  K  überschreitende  Teil  der  gesperrten  Summe  wird  als 
Anleihe  in  Anspruch  genommen. 

§2. 

Banken  und  Bankiers  sind  verpflichtet,  von  den  Guthaben, 
die  im  Sinne  des  §  1  unter  die  Inanspruchnahme  als  Staatsanleihe 
fallen,  unverzüglich  in  zwei  Exemplaren  ein  Verzeichnis  anzu* 
fertigen  und  spätestens  bis  15.  Juli  1920  eines  der  zuständigen 
königlich  ungarischen  Finanzdirektion,  das  andere  der  Geldinsti? 
tutszentrale,  beziehungsweise  der  LandessZentralsKreditgenossen* 
schaft,  falls  es  sich  um  Institute  handelt,  die  der  Landes-Zentral? 
Kreditgenossenschaft  angehören,  zu  übermitteln. 

Die  entweder  nach  dem  Gesetze  oder  nach  besonderen 
Vereinbarungen  laufenden  Zinsen  der  als  Staatsanleihe  in  An? 
spruch  genommenen  Beträge  stehen  dem  Kontoinhaber,  bezie* 
hungsweise  Einleger  bis  einschließlich  31.  Juli  1920  zu. 

Banken  und  Bankiers  sind  verpflichtet,  die  im  Sinne  des  §  1 
als  Staatsanleihe  in  Anspruch  genommenen  Beträge  spätestens 
bis  15.  August  1920  dem  königlich  ungarischen  Fiskus  im  Wege 
der  Geldinstitutszentrale  abzuführen,  beziehungsweise  auf  das 
bei  der  Landes?Zentral?Kreditgenossenschaft  geführte  Kontokor? 
rentkonto  ,, Staatliche  Bargeldanleihe"  zu  erlegen. 

Banken  und  Bankiers  belasten  den  Kontoinhaber,  bezie? 
hungsweise  Einleger  mit  der  eingezahlten  Summe  mit  dem  Werte 
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1.  August  1920.  Der  königlich  ungarische  Fiskus  wird  zugunsten 
der  Kontoinhaber  Kassen-Empfangsbestätigungen  über  die  ein* 
gezahlten  Summen  ausstellen  und  für  die  in  Anspruch  genomme- 
nen Beträge  vom  1.  August  1920  an  jährlich  4%  Zinsen  zahlen. 

Die  die  Kassen*Empfangsbestätigungen,  beziehungsweise 
die  an  deren  Stelle  auszugebenden  endgültigen  staatlichen  Bej 
stätigungen  betreffenden  Bestimmungen  sowie  genaue  Anweisun? 
gen  hinsichtlich  der  Zinsenzahlung  für  die  in  Anspruch  genonv 
menen  Beträge  werde  ich  in  einer  besonderen  Verordnung  fest? 
setzen. 

§3. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
in  Kraft.  (Budapesti  Közlöny  vom  30.  Juni  1920.) 

Verordnung   des   königlich    ungarischen  Ministeriums 
vom  14.  April  1920,  Z.  2980/1920,  betreffend  das  Ver- 
bot der  Einfuhr  von  Banknoten  zu  1  und  2  K. 

§  1. 

Die  Einfuhr  der  von  der  Österreichisch?ungarischen  Bank 
emittierten  Banknoten  zu  1  und  2  K  in  ein  unter  ungarischer  Ver« 
waltung  stehendes  Gebiet  ist  ohne  Bewilligung  des  Finanzminis 
sters  verboten. 

Im  Reisenden?  und  Grenzpassantenverkehr  können  den  Be- 
trag von  100  K  nicht  übersteigende  Beträge  in  Banknoten  zu 
1  und  2  K  auch  ohne  Bewilligung  des  Finanzministers  eingeführt 
werden. 

Hinsichtlich  des  Verkehres  mit  anderen  von  der  Öster? 
reichisch?ungarischen  Bank  emittierten  und  nicht  überstempelten 
Banknoten  sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  III  vom 
Jahre  1920  maßgebend. 

§2. 

Wer  das  in  dieser  Verordnung  enthaltene  Verbot  über? 
tritt  oder  umgeht,  beziehungsweise  zu  umgehen  versucht  oder 
dabei  mitwirkt,  begeht,  insoferne  seine  Handlung  nicht  unter 
eine  strenger  zu  ahndende  Bestimmung  fällt,  eine  Übertretung 
und  wird  mit  Arrest  bis  zur  Dauer  von  sechs  Monaten  und  einer 
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Geldstrafe  bis  zu  2000  K  belegt.  Im  Falle  der  Konfiskation  ge- 
bührt ein  Drittel  des  konfiszierten  Betrages  demjenigen  als  Be- 
lohnung, der  sich  an  der  Ergreifung  des  Täters  auf  frischer  Tat 
oder  an  der  Aufdeckung  des  Sachverhaltes  ein  Verdienst  ers 
worben  hat. 

§  3. 

Die  Regierungsverordnung  Z.  M.  E.  727/1920*)  (kund* 
gemacht  in  der  am  27.  Januar  1920  erschienenen  Nummer  21  des 
„Budapesti  Közlöny")  betreffend  Abänderung  der  Regierungs; 
Verordnung  Z.  1311/1919  über  die  zeitweilige  Beschränkung  des 
Zahlungsverkehrs  wird  außer  Kraft  gesetzt. 

§  4. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  20.  April  1920.) 


Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  2,3.  November  1920,  Z.  107000,  betreffend  Um' 
tausch  und  Einlösung  der  unbrauchbar  oder  schadhaft 
gewordenen  Postsparkasse'Geldnoten  vom  Jahre  19 19 
zu  20,  10  und  5  Kronen. 

§  1. 

Die  20*  und  10*K*Noten  der  ungarischen  Postsparkasse 
vom  15.  Juli  und  vom  9.  August  1919  sowie  die  5*K*Noten  vom 
15.  Mai  1919  werden,  insoferne  dieselben  für  den  allgemeinen 
Verkehr  unbrauchbar  oder  schadhaft  geworden  sind,  von  der  kgl. 
ungarischen  Staatskasse  sowie  von  der  Budapester  Hiauptkaisse 
der  kgl.  ungarischen  Postsparkasse  nach  den  in  den  folgenden 
Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  umgetauscht,  bezw.  ein= 
gelöst. 

*)  Siehe  Seite  628  f. 
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§2. 

Die  infolge  der  gewöhnlichen  Abnützung  unbrauchbar  ge* 
wordenen,  aber  in  allen  ihren  Teilen  vollständigen  Geldnoten 
werden,  insoferne  über  ihre  Echtheit  kein  Zweifel  besteht,  mit 
dem  vollen  Nennwerte  umgetauscht. 

§  3. 

Geldnoten,  welche  absichtlich  verändert  worden  sind,  kön? 
nen  von  den  Staatskassen  und  ?ämtern  nicht  als  Zahlung  ange* 
nommen  oder  umgetauscht  werden,  vielmehr  müssen  diese 
zwecks  Konstatierung  der  Echtheit,  bezw.  zwecks  Bewilligung 
des  Umtausches  im  Wege  der  Staatskasse  dem  Finanzministe^ 
rium  übersendet  werden. 

§  4. 

Schadhafte  Geldnoten,  an  denen  einzelne  Teile  fehlen,  wer? 
den  nur  mit  dem  Betrage  eingelöst,  welcher  auf  die  nicht  schad? 
haften  Teile  entfällt. 

§  5. 

Zwecks  Feststellung  des  für  schadhafte  Geldnoten  zu  ver? 
gütenden  Betrages  werden  die  Geldnoten  auf  ein  in  100  gleiche 
Teile  geteiltes  Netz  gelegt. 

Jeder  einzelne  Teil  ist 

bei  den  20*K*Noten  14*7  mm  breit  und  9  mm  hoch 
„    10  „      ,,      14*2  „      „      „    8*8  „ 

r  i"7  O 

i>        >>         J    >>  j>  U         >>  j>  i>       O        >>  i» 

Für  jeden  Teil,  welcher  von  der  auf  das  Netz  angepaßten 
Geldnote  nicht  mindestens  zur  Hälfte  gedeckt  wird,  ist 

bei  den  20*fGNoten  20  Heller 
„     „    10  „     „      10  „ 

>>  n  5     »>  >>  ^  »I 

zu  berechnen.  Dieser  Betrag  ist  vom  vollen  Nennwerte  der  zur 
Einlösung  präsentierten  Geldnote  in  Abzug  zu  bringen. 

§  7. 

Geldnoten,  bei  welchen  die  Serie  oder  die  Nummer  fehlt, 
ferner  durchlochte,  zerstückelte  oder  schmutzige  Noten,  oder 
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solche,  hinsichtlich  deren  Echtheit  Zweifel  bestehen,  müssen  im 
Wege  der  Staatskasse  dem  Finanzministerium  übersendet 
werden. 

§  8. 

Die  Auszahlung  der  auf  die  umzutauschenden  oder  einzu* 
lösenden  Noten  entfallenden  Summe  kann  in  allen  gesetzlichen 
Zahlungsmitteln  geschehen. 

(Budapesti  Közlöny  vom  25.  November  1920.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  22.  November  1920,  Z.  5989,  betreffend  Ausgabe 
von  auf  20  Heller  lautenden  Geldzeichen  der  königlich 
ungarischen  Postsparkasse. 

Der  kgl.  ungarische  Finanzminister  hat  auf  Grund  der  dem 
kgl.  ungarischen  Ministerium  im  §  10  des  Gesetzartikels  IV  vom 
Jahre  1920  zuteil  gewordenen  Ermächtigung  unter  dem  22.  No* 
vember  1920  z.  Z.  P.  M.  5989  die  folgende  Verordnung  erlassen: 

Die  kgl.  ungarische  Postsparkasse  beginnt  gleichzeitig  die 
Ausgabe  von  auf  20  Heller  lautenden  Geldzeichen  mit  dem 
Datum  vom  2.  Oktober  1920.  Diese  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel  dienenden  Postsparkasse^Geldzeichen  müssen  mit  dem  auf 
denselben  aufgedruckten  Werte  bis  zum  Betrage  von  zehn  Kro* 
nen  von  jedermann  angenommen  werden. 

(Budapesti  Közlöny  vom  23.  November  1920.) 


40* 


Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom   19.  Fe" 
bruar  191 9,   Z.  1311/1919,   betreffend   zeitweilige  Bc 
schränkungen  des  Zahlungsverkehrs.*) 

§  1. 

1.  Die  Einfuhr  von  Banknoten  der  Österreichisch*ungarischen  Bank 
und  die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  nach  Ungarn  sowie  die  Durch* 
führung  solcher  Überweisungen  ist  bis  auf  weiteres  verboten.  Der 
Finanzminister  kann  Überweisungen  von  Kronenbeträgen  aus  dem  Aus* 
lande  nach  Ungarn  ausnahmsweise  oder  unter  besonderen  Bedingungen 
gestatten. 

2.  Im  Reisenden*  und  Grenzpassantenverkehr  ist  die  Einfuhr  von 
Banknoten  bis  zum  Betrage  von  500  K  gestattet. 

§  2. 

Personen  und  Firmen,  welche  außerhalb  Ungarns  in  einem  der  auf 
dem  Boden  der  ehemaligen  österreichisch*ungarischen  Monarchie  be* 
stehenden  Nationalstaaten  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Auf* 
enthalt  haben,  dürfen  ihre  in  Ungarn  bestehenden  oder  später  ent* 
stehenden  Kronenguthaben  zu  Zahlungen  nach  jenem  Gebiete,  in 
welchem  sie  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben, 
oder  nach  dem  Gebiete  der  anderen  auf  dem  Boden  der  ehemaligen  öster* 
reichisch*ungarischen  Monarchie  bestehenden  Nationalstaaten  ohne  Be* 
schränkung,  zu  Zahlungen  nach  dem  übrigen  Auslande  oder  innerhalb 
Ungarns  aber  bis  auf  weiteres  nur  mit  Genehmigung  des  Finanzministers 
verfügen. 

§  3. 

Die  in  Ungarn  bestehenden  oder  später  entstehenden  Guthaben 
und  Forderungen  von  Personen  und  Firmen,  welche  in  einem  der  auf 
dem   Boden   der   ehemaligen   österreichisch*ungarischen   Monarchie  be* 

*)  Vgl.  die  österreichische  Verordnung  vom  15.  Februar  1919, 
StGBl.  Nr.  114,  S.  128  ff.,  die  tschechoslowakischen  Verordnungen  vom 
6.  März  1919,  Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  113,  S.  255  f.  und  vom  10.  Juni  1919, 
Slg.  d.  G.  u.  V.  Nr.  311,  S.  266  f.,  das  polnische  Gesetz  vom  11.  März  1919, 
S.401  etc. 
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stehenden  Nationalstaaten  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Auf? 
enthalt  haben,  sind  als  solche  kenntlich  zu  machen  und  gesondert  zu 
führen.  » 

§  4. 

Die  Überführung  von  Zins*  und  Dividendenscheinen  aus  den 
anderen  Nationalstaaten  nach  Ungarn  ist  nur  mit  Genehmigung  des 
Finanzministers  zulässig. 

§  5. 

Die  Veräußerung  von  Wertpapieren  an  Personen  oder  Firmen, 
welche  außerhalb  Ungarns  in  dem  Gebiete  eines  anderen  Nationalstaates 
ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  ist  nur  mit 
Genehmigung  des  Finanzministers  zulässig. 

§  6. 

Der  effektive  Banknotenverkehr  zwischen  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  und  den  auf  den  Boden  derehemaligen  österreichisch* 
ungarischen  Monarchie  bestehenden  Nationalstaaten  sowie  dem  übrigen 
Auslande  ist  frei  ;  doch  sind  Verfügungen  über  die  so  entstandenen 
Kronenguthaben  innerhalb  Ungarns  nur  mit  Genehmigung  des  Finanz* 
ministers  zulässig. 

§  7. 

Hinsichtlich  jener  Gebiete  Ungarns,  welche  von  der  bewaffneten 
Macht  eines  anderen  Staates  besetzt  sind,  wird  der  Finanzminister  mit 
Verordnung  Verfügungen  treffen. 

§  8. 

1.  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  können 
vom  Finanzminister  bewilligt  werden. 

2.  Anträge  auf  Bewilligungen  gemäß  §§  2  bis  5  sind  an  den  Finanz* 
minister  zu  richten  und  im  Wege  der  Devisenzentrale  in  Budapest  ein* 
zubringen. 

§  9. 

Wer  eine  der  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen 
umgeht,  zu  umgehen  versucht  oder  daran  mitwirkt,  begeht  eine  Über* 
tretung  und  ist  mit  Arrest  bis  zu  6  Monaten  und  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  K2000. —  zu  bestrafen.  Gleichzeitig  kann  auch  auf  Konfiskation  der 
den  Gegenstand  der  Übertretung  bildenden  Werte  erkannt  werden.  Im 
Falle  der  Anordnung  der  Konfiskation  gebührt  demjenigen  die  Hälfte 
des  Wertes  der  konfiszierten  Gegenstände,  welcher  zur  Ergreifung  des 
Täters  oder  zur  Ermittlung  des  Tatbestandes  beigetragen  hat. 
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§  10. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk* 
samkeit.  (Budapesti  Közlöny  vom  20.  Februar  1919.) 


Verordnung  des  ungarischen  Finanzministers 
vom  22.  Februar  191 9,  Z.  811,  betreffend  die  zeitweilige 
Einschränkung  des  Zahlungsverkehrs. 

§  1. 

Auf  Grund  der  im  §  7  der  von  der  Regierung  der  ungarischen 
Volksrepublik  betreffend  die  zeitweilige  Einschränkung  des  Zahlungs* 
Verkehrs  am  19.  Februar  1919  z.  Z.  1311/1919  erlassenen  Verordnung 
erhaltenen  Ermächtigung  ordne  ich  an,  daß  jene  Gebiete  Ungarns,  welche 
von  der  bewaffneten  Macht  eines  anderen  Staates  besetzt  sind,  für  die 
Dauer  der  Besetzung  vom  Gesichtspunkte  der  von  der  Regierung  der 
ungarischen  Volksrepublik  erlassenen  Verordnung  Z.  1311/1919  derselben 
Behandlung  unterliegen  wie  die  auf  dem  Gebiete  der  früheren  öster* 
reichisch^ungarischen  Monarchie  außerhalb  Ungarns  gelegenen  Staaten. 


§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  23.  Februar  1919.) 


Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  23.  Jänner 
1920,  Z.  727,  betreffend  Abänderung  der  RegierungS' 
Verordnung  Z.  1311/1919  über  die  zeitweilige  Beschrän- 


kung des  Zahlungsverkehrs.*)] 


§  1. 

Die  Regierungsverordnung  vom  19.  Februar  1919,  Z.  1311  (er* 
schienen  im  „Budapesti  Közlöny"  vom  20.  Februar  1919),  sowie  die 
Finanzministerialverordnung  vom  22.  Februar  1919  (erschienen  im  „Buda? 
pesti  Közlöny"  vom  23.  Februar  1919)  betreffend  die  zeitweilige  Be* 
schränkung  des  Zahlungsverkehrs  werden  mit  der  unten  angeführten 
Ausnahme  außer  Kraft  gesetzt. 

§  2. 

Die  Einfuhr  von  nicht  abgestempelten  Banknoten  der  Öster* 
reichischsungarischen  Bank,  inklusive  der  h  und  2*Kronen*Banknoten, 
und  die  Uberweisung  von  Beträgen  in  nicht  abgestempelten  Kronen 

*)  Außer  Kraft  gesetzt  durch  die  Verordnung  Z.  2980/1920,  S.  622  f. 
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nach  Ungarn  sowie  die  Durchführung  solcher  Überweisungen  ist  bis 
.auf  weiteres  verboten.  Das  Finanzministerium  kann  die  Einfuhr  oder 
Uberweisung  von  nicht  abgestempelten  Kronenbeträgen  nach  Ungarn 
ausnahmsweise  oder  unter  besonderen  Bedingungen  gestatten. 

Im  Reisenden*  und  Grenzpassantenverkehr  ist  die  Einfuhr  von 
nicht  abgestempelten  Banknoten  der  Österreichischmngarischen  Bank 
bis  zum  Betrage  von  1000  K  gestattet. 

§  3. 

Wer  die  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen  übertritt 
oder  umgeht,  dies  versucht  oder  hiebei  mitwirkt,  macht  sich  —  in? 
soferne  die  Handlung  nicht  einer  strenger  zu  ahndenden  Bestimmung 
unterliegt  —  einer  Übertretung  schuldig  und  wird  mit  Arrest  bis  zu 
6  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  bestraft  Gleichzeitig 
kann  auch  die  Konfiskation  der  den  Gegenstand  der  Handlung  bildenden 
Werte  verfügt  werden.  Im  Falle  der  Anordnung  der  Konfiskation  ge* 
bührt  demjenigen  die  Hälfte  des  Wertes  der  konfiszierten  Gegenstände 
.als  Belohnung,  welcher  sich  um  die  Ergreifung  des  Täters  oder  um  die 
Ermittlung  des  Tatbestandes  verdient  gemacht  hat. 

§  4. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  27.  Januar  1920.) 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  23.  Jänner 
1920,  Z.  770/1920*),  betreffend  Außerkraftsetzung  der 
Regierungsverordnungen  Z.  2013/1918  und  171/1919 
über  den  Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zalv 
lungsmitteln  und  die  Beschränkung  des  Verkehrs  mit 

dem  Auslande. 

Die  Regierungverordnung  vom  18.  Juni  1918,  Z.  2013/1918  (er* 
schienen  im  „Budapesti  Közlöny"  am  28.  Juni  1918)  betreffend  den 
Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  und  Beschränk 
kung  des  Verkehres  mit  dem  Auslande  sowie  die  Regierungsverordnung 
vom  13.  Januar  1919,  Z.  171/1919  (erschienen  im  „Budapesti  Közlöny" 
am  17.  Januar  1919)  betreffend  die  Ergänzung  der  Strafbestimmungen 
obiger  Verordnung  werden  mit  der  unten  angeführten  Ausnahme  außer 
Kraft  gesetzt. 

*)  Außer  Kraft  gesetzt  durch  die  Verordnung  vom  18.  Dezember  1920,  Z.  6583, 
S.  643  ff.  Die  hier  aufgehobene  Verordnung  vom  18.  Juni  1918,  Z.  2013/18  deckt  sich 
inhaltlich  mit  der  österreichischen  Verordnung  vom  gleichen  Tage  ;  s.  S.  162  ff. 
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§  2. 

Personen,  welche  Waren,  Wertpapiere  oder  sonstige  Vermögens* 
werte  ausführen,  zu  deren  Ausfuhr  im  Sinne  der  bestehenden  Vor* 
Schriften  eine  Ausfuhrbewilligung  erforderlich  ist,  sind  verpflichtet,  den 
Gegenwert  nach  Empfangnahme  ungesäumt  in  der  Valuta  des  Staates, 
nach  welchem  die  Lieferung  bestimmt  ist,  der  Budapestcr  Hauptkassc  der 
Österreichisch*ungarischen  Bank  oder  ihren  im  Gebiete  Ungarns  ge* 
legenen  Zweiganstalten,  oder  den  vom  Finanzminister  im  Verordhugs* 
wege  zu  bestimmenden  anderen  Stellen  abzuliefern. 

Zur  zollamtlichen  Behandlung  der  auszuführenden  Waren,  Wert* 
papiere  oder  sonstigen  beweglichen  Vermögensgegenstände  ist  eine  von 
der  Budapester  Hauptanstalt  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  oder 
einer  ihrer  im  Gebiete  Ungarns  gelegenen  Zweiganstalten  oder  einer 
der  anderen  vom  Finanzminister  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden 
Stellen  ausgestellte,  beziehungsweise  kontrasignierte  Erklärung  erfordere 
lieh,  mit  welcher  die  t  Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Ablieferung, 
der  ausländischen  Valuta  nachgewiesen  erscheint. 

§  3. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  zur  Sicherstellung  der  Er* 
füllung  der  Verpflichtung  zur  Ablieferung  der  ausländischen  Valuta 
von  den  Parteien  eine  Kaution  unter  den  von  ihm  von  Fall  zu  Fall, 
festzustellenden  Modalitäten  zu  verlangen. 

§  4. 

Der  Finanzminister  kann  Geldinstitute  oder  andere  Firmen,  welche 
sich  gewerbemäßig  auch  bisher  mit  der  Ein*  und  Ausfuhr  von  Waren 
(Wertpapieren)  befaßt  haben,  von  der  Verpflichtung  zur  Ablieferung 
der  ausländischen  Valuta  bis  zu  einem  Teile  des  Betrages  entheben. 

§  5. 

Der  Gegenwert  in  Kronen  für  die  von  den  Parteien  abgeführten 
effektiven  ausländischen  Zahlungsmittel  (Valuten)  wird  den  Parteien  auf 
Grund  des  am  Tage  vor  der  Ablieferung  notierten  Kurses  gutge* 
schrieben,  *)  der  Kronenwert  der  von  den  Parteien  abgelieferten,  im 
Auslande  zahlbaren  Schecks  und  Devisen  hingegen  auf  Grund  des  Durch* 
Schnittes  der  durch  acht  Tage  vor  Einlangen  des  Avisos  über  die  Gut* 
schrift  aus  dem  Auslande  an  der  vom  Finanzminister  zu  bestimmenden 
Börse  notierten  Valutenkurse. 

§  6. 

Die  Ausfuhr  von  reinem  Gold  und  Silber  sowie  von  Gold  und 
Silber  in  Münzen  und  Stangen,  von  rohem  Gold  und  Silber,  in  alten 

;)  Vgl.  die  Verordnung  Z.  4824/1920.  S.  632. 
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Bruchstücken  und  Abfällen,  ferner  von  Körnchen,  Schroten,  Platten, 
Stangen,  Stäben,  Drähten,  Blechen,  Bändern  und  Streifen  aus  Gold  und 
Silber,  Goldblättchen,  Goldflaumen,  Gold?  und  Silberarbeiten  sowie  von 
Halbfabrikaten  aus  Gold  und  Silber  ist  verboten. 

§  7. 

Der  Finanzminister  kann  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des 
§  6  gestatten. 

§  8. 

Personen,  welche  das  im  §  6  dieser  Verordnung  enthaltene  Aus* 
fuhrverbot  überschreiten  oder  umgehen,  werden  nach  den  Gefällsstraf* 
bestimmungen  bestraft.  In  solchen  Fällen  muß  stets  die  Konfiskation  der 
den  Gegenstand  der  Handlung  bildenden  Werte  verfügt  werden.  Ein 
Drittel  des  Wertes  der  konfiszierten  Gegenstände  kommt,  unabhängig 
von  der  dem  Anzeiger  und  dem  Ergreifer  nach  den  bestehenden  Vor* 
Schriften  gebührenden  Prämie,  demjenigen  als  Belohnung  zu,  welcher 
sich  um  die  Anzeige  wegen  Gefällsübertretung  oder  um  die  Ermittlung 
des  Tatbestandes  verdient  gemacht  hat. 

Personen,  welche  die  im  §  2  dieser  Verordnung  enthaltenen  Be* 
Stimmungen  übertreten  oder  umgehen,  dies  versuchen  oder  daran  mit* 
wirken,  machen  sich  —  insoferne  nicht  ihre  Handlung  einer  strenger  zu 
ahndenden  Strafbestimmung  unterliegt  —  einer  Übertretung  schuldig 
und  sind  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  Kronen  sowie  mit  Verlust  der  erlegten  Kaution  zu  bestrafen;  auch 
können  sie  von  der  Erlangung  weiterer  Ausfuhrbewilligungen  ausge* 
schlössen  werden. 

Das  Verfahren  wegen  Übertretung  gehört  in  die  Kompetenz  der 
Verwaltungsbehörde  als  Polizei*Strafgericht,  im  Wirkungssprengel  der 
hauptstädtischen  Staatspolizei  jedoch  in  die  Kompetenz'  der  Staats* 
polizei. 

§  9. 

Durch  diese  Verordnung  werden  die  zwecks  Verhinderung  der 
Steuerflucht  erlassenen  Verfügungen  betreffend  die  Aus*  und  Einfuhr 
von  Waren  und  Wertgegenständen,  und  die  Ausfuhr  und  Überweisung 
von  Geld  nach  dem  Auslande  sowie  die  Geltung  der  Bestimmungen  der 
Verordnung  des  ungarischen  Ministeriums  Z.  5510  (erschienen  im  „Buda* 
pesti  Közlöny"  vom  28.  Oktober  1919)  betreffend  die  neuerliche  Regelung 
der  Warenausfuhr  nicht  berührt. 

§  io. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  27.  Januar  1920.) 
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Verordnung  der  ungarischen  Regierung  Z.  4824/1920, 
betreffend  Abänderung  des  §  5  der  Verordnung  Z.  770 
ex  1920,  betreffend  Außerkraftsetzung  der  Verordnungen 
Nr.  2013/19 18  und  171/1919  über  den  Handel  und  Ver^ 
kehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  und  die  Bc 
schränkung  des  Verkehrs  mit  dem  Auslande. 

§  l. 

§  5  der  Verordnung  Z.  770/1920  betreffend  Außerkraftsetzung 
der  Verordnungen  Z.  2013/1918  und  171/1919  über  den  Handel  mit  aus? 
ländischen  Zahlungsmitteln  und  über  die  Beschränkung  des  Verkehrs 
mit  dem  Auslande  wird  folgendermaßen  abgeändert  : 

Der  Gegenwert  für  die  eingelieferten  effektiven  Zahlungsmittel 
(Valuten)  wird  den  Parteien  auf  Grund  des  an  der  Budapester  Börse 
am  Einlieferungstage  notierten  Valutenkurses  verrechnet,  der  Gegenwert 
der  von  den  Parteien  zur  Verfügung  gestellten,  im  Auslande  zahlbaren 
Schecks  und  Devisen  hingegen  auf  Grund  des  am  Tage  des  Einlangens 
des  Avisos  aus  dem  Auslande  über  die  Gutschrift  an  der  Budapester 
Börse  notierten  Kurses.  Falls  jedoch  am  Tage  der  Einlieferung,  beziehungs* 
weise  am  Tage  des  Einlangens  des  Avisos  aus  dem  Auslande  an  der 
Budapester  Börse  kein  Verkehr  stattfinden  sollte,  so  ist  der  Verrechnung 
jener  letzte  Kurs  zugrunde  zu  legen,  welcher  am  Vortage  der  Ein* 
lieferung,  beziehungsweise  Einlangens  des  Avisos  notiert  wurde. 

Der  auf  diese  Weise  errechnete  Kronengegenwert  wird  am  nächst* 
folgenden  Werktage  nach  Einlieferung  der  ausländischen  Valuta,  be* 
ziehungsweise  nach  Einlangen  des  Auslandsavisos  über  die  zur  Ver* 
fügung  gestellten  Valuten,  beziehungsweise  Devisen  der  Partei  ausbezahlt. 

§  2. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 
Budapest,  im  Monate  Juni  1920. 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
19.  November  1920,  Z.  9830/1920,  betreffend  Ergänzung 
der  Regierungsverordnung  Z.  770/1920  über  den  Ver^ 
kehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln.*) 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund  der  ge* 
setzlichen  Bestimmungen  betreffend  Ausnahmsverfügungen  für  den 
Kriegsfall  folgendes  an: 

*)  Vgl.  die  Verordnung  vom  18.  Dezember  1920,  Z.  6583,  S.  642  ff.  und  Verord* 
nung  Z.  6800,  S.  645  ff. 
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§  1. 

Gutschriften  ungarischer  Kronenbeträge  zugunsten  eines  Kontos 
von  Personen  und  Firmen,  welche  im  Auslande  außer  Österreich,  Jugo* 
slawien,  Rumänien,  Tschechoslowakei  und  Polen  ihren  Wohnsitz,  be* 
ziehungsweise  Sitz  haben,  können  nur  dann  erfolgen,  wenn  die  Buda? 
pester  Hauptanstalt  der  Österreichischnmgarischen  Bank  (Devisenkasse) 
hiezu  ihre  Zustimmung  erteilt. 

Die  in  Punkt  1  bezeichneten  Personen  und  Firmen  können  über  die 
auf  ihrem  Konto  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  be* 
stehenden,  auf  ungarische  Kronenwährung  lautenden  Forderungen  frei 
verfügen,  über  die  nach  Erscheinen  der  Verordnung  ihrem  Konto  gut- 
gebrachten, auf  ungarische  Kronenwährung  lautenden  Forderungen  da* 
gegen  innerhalb  der  Grenzen  Ungarns  frei,  außerhalb  derselben  aber  nur 
mit  Zustimmung  der  Budapester  Hauptanstalt  der  österrcichisctuungari* 
sehen  Bank  (Devisenkasse). 

§  2. 

Zur  Gutschrift  von  auf  ungarische  Kronenwährung  lautenden 
Beträgen  auf  das  Konto  von  Personen  oder  Firmen,  die  in  Österreich, 
Jugoslawien,  Rumänien,  Tschecho  *  Slowakei  und  Polen  ihren  Wohn* 
sitz,  beziehungsweise  Sitz  haben,  ist  die  Zustimmung  der  Budapester 
Hauptanstalt  der  Österreichisch?ungarischen  Bank  (Devisenkassa)  nicht 
erforderlich,  dagegen  können  diese  Personen  oder  Firmen  über  ihre 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der  Verordnung  bestandenen  sowie  über  die 
nach  Inkrafttreten  der  Verordnung  ihrem  Konto  gutgeschriebenen,  auf 
ungarische  Kronenwährung  lautenden  Forderungen  zugunsten  von  Personen 
oder  Firmen,  die  im  Auslande,  ausgenommen  in  Österreich,  Jugoslawien, 
Rumänien,  Tschechoslowakei  und  Polen  ihren  Wohnsitz,  beziehungs= 
weise  Sitz  haben,  nur  mit  Zustimmung  der  Budapester  Hauptanstalt 
der  Österreichischnmgarischen  Bank  (Devisenkasse)  verfügen.  *) 

§  3. 

Zur  Ausfuhr  ausländischer  Valuten,  im  Auslande  zahlbarer 
Schecks  oder  Wechsel  ist  die  Bewilligung  der  Budapester  Hauptanstalt 
der  Österreichisch?ungarischen  Bank  (Devisenkasse)  erforderlich. 


*)  Diese  Bestimmung  deckt  sich  im  wesentlichen  mit  der  Verfügung  der 
deutschösterreichischen  Devisenzentrale  vom  22.  April  1920  (s.  Seite  167),  wonach  der 
Erlag  und  die  Überweisung  von  Kronenbeträgen  zu  Gunsten  von  Personen  oder  Firmen, 
welche  in  Jugoslawien,  Polen,  der  Tschecho*Slowakei,  Rumänien  und  Bulgarien  oder 
in  Ungarn  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
über  Kapitalflucht,  ohne  Einholung  einer  besonderen  Bewilligung  der  Devisenzentrale 
mit  der  Einschränkung  freigegeben  werden,  daß  über  die  solcher  Art  entstandenen,  be= 
ziehungsweise  entstehenden  deutschösterreichischen  Kronenguthaben  nur  zu  Gunsten 
von  Personen  oder  Firmen,  welche  in  Deutschösterreich  oder  in  einem  der  vorerwähnt 
ten  Länder  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  haben,  verfügt  werden  darf. 
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§  4. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  zur  Erteilung  der  nach  §  3 
erforderlichen  Bewilligung  auch  andere  Stellen  im  Verordnungswege  zu 
ermächtigen. 

§  5. 

Wer  die  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen  über* 
tritt  oder  umgeht,  macht  sich  einer  Gefällsübertretung  schuldig  und 
wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  welche  dem  zweifachen  des  den 
Gegenstand  der  Handlung  bildenden  Wertes  entspricht. 

§  6. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  gelten  unbeschadet  des  zur 
Verhinderung  der  Steuerflucht  erlassenen  Verbotes  der  Ausfuhr  von 
Werten  und  der  die  Überweisung  in  das  Ausland  betreffenden  Bestimm 
mungen. 

§  7. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  20.  November  1920.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
18.  Dezember   1920,  Z.  10598,  betreffend  die  Sperre 
von  20°/o  der  bei  Geldinstituten  und  Bankfirmen  be** 
stehenden  Einlagen. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  folgendes  an: 

Die  bei  inländischen  Finanzinstituten  (Aktiengesellschaften 
und  Genossenschaften),  bei  Firmen,  welche  laut  dem  Handels* 
register  Bankgeschäfte  betreiben  (§  2  des  Gesetzartikels  LVIIf 
vom  Jahre  1908),  bei  Filialen  ausländischer  Finanzinstitute,  welche 
sich  auf  dem  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete 
des  Landes  befinden,  bei  der  königlich  ungarischen  Postspar* 
kasse,  bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank  auf  Einlagebücher 
oder  gegen  Kassenscheine  hinterlegten  Beträge,  einschließlich 
der  im  Giroverkehr  der  österreichisch*ungarischen  Bank  erfolg* 
teil  EinIngen,  die  Kontokorrenteinlagen  sowie  die  in  natura  ge^ 
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sondert  verwahrten  Bankdepots,  ob  sie  nun  in  ungarischer 
Kronenwährung  oder  in  einer  anderen  Währung  erlegt  wurden 
und  verwahrt  werden,  werden  bis  20%  der  am  Tage  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  bestehenden  Kapitalsforderung  ge? 
sperrt. 

Einlagen,  welche  noch  nicht  behobene  Teile  eines  von  Pri? 
vaten  oder  Gemeinden  aufgenommenen  Pfandbrief*,  beziehungs? 
weise  Kommunaldarlehens  darstellen,  fallen  nicht  unter  die  Sperre 
im  Sinne  dieser  Verordnung. 

§  2. 

Die  im  §  1,  Abs.  1,  enthaltene  Bestimmung  erstreckt  sich 
nicht  auf  Einlagen,  beziehungsweise  Kontokorrentforderungen 
oder  Verwahrungsdepots  ausländischer  Staatsbürger  und  Firmen. 
Der  Finanzminister  kann  jedoch  die  Wirksamkeit  der  erwähnten 
Bestimmung  durch  eine  besondere  Verordnung  auch  auf  Staats? 
bürger  und  Handelsfirmen  einzelner  ausländischer  Staaten, 
welche  der  Finanzminister  in  der  Verordnung  besonders  be; 
zeichnet,  ausdehnen. 

§3. 

Wer  die  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen 
übertritt  oder  umgeht,  macht  sich  einer  Gefällsübertretung 
schuldig  und  wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  welche  dem 
Doppelten  des  den  Gegenstand  der  Handlung  bildenden  Wertes 
entspricht. 

§  4. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  für  die  Durchführung 
dieser  Verordnung  Sorge  zu  tragen,  gleichzeitig  den  Überwei? 
sungs*  und  den  Devisenverkehr  zu  regeln  und  die  bezüglichen 
Ministerialverordnungen  abzuändern,  beziehungsweise  außer 
Kraft  zu  setzen. 

§  5.  . 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom    19.   Dezember  1920.) 


-  636  - 


Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
23.  Dezember  1920,  Z.  10720/ 1920,  betreffend  Er' 
gänzung  der  Verordnung  Z.  10598/1920  über  die  Sperre 
von  20°/o  der  bei  Geldinstituten  und  Bankfirmen  bc 
stehenden  Einlagen. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  zur  Erläute? 
rung,  beziehungsweise  in  Ergänzung  der  Verordnung  Z.  10598 
vom  Jahre  1920  folgendes  an: 

Die  Bestimmung  des  ersten  Satzes  des  §  2  der  zitierten  Ver- 
ordnung kann  auf  ausländische  Staatsbürger  und  Firmen,  deren 
ständiger  Wohnort,  beziehungsweise  Sitz  sich  auf  dem  unter  un= 
garischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete  befindet,  nicht  ange* 
wendet  werden.  Demzufolge  sind  die  im  §  1  der  zitierten  Ver? 
Ordnung  aufgezählten  Forderungen  solcher  (ausländischer  Staats* 
bürger  und  Firmen  von  der  Sperre  nicht  befreit. 

(Budapesti  Közlöny  vom  24.  Dezember  1920.) 

Verordnung  des   königlich  ungarischen  Ministeriums 
Z.  601,  betreffend  Ergänzung  der  Verordnung  Z.  10598 
ex  1920  über  die  20  %  ige  Sperre  der  bei  Geldinstituten 
und  Bankfirmen  bestehenden  Einlagen. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  Ausnahmsverfügungen 
für  den  Kriegsfall  folgendes  an  : 

§  1. 

Im  Sinne  der  im  §  1  der  Verordnung  Z.  10598/1920  (kund? 
gemacht  in  der  am  19.  Dezember  1920  erschienenen  Nummer  291 
des  „Budapesti  Közlöny")  enthaltenen  allgemeinen  Bestimmun* 
gen  unterliegen  auch  diejenigen  Beträge  der  Sperre,  welche  bei 
einem  Finanzinstitute  (Bankfirma)  mit  einer  festgesetzten  Be* 
Stimmung  (z.  B.  zur  Auszahlung  an  eine  dritte  Person)  deponiert 
worden  sind. 
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Dessenungeachtet  müssen  ausnahmsweise  diejenigen  bei 
einem  Finanzinstitute  (Bankfirma)  deponierten  Beträge  nicht  ge? 
sperrt  werden, 

a)  welche  zum  Zwecke  der  Beschaffung  von  Bedarfsartikeln 
für  im  öffentlichen  Dienste  stehende  Angestellte  angesammelt 
und  bis  zur  tatsächlichen  Beschaffung  bei  einem  Finanzinstitute 
oder  einer  Bankfirma  deponiert  worden  sind,  sowie  solche  Ein? 
lagen  und  Depots  von  Wirtschaftsverbänden  öffentlicher  Ange? 
stellter; 

b)  welche  vor  dem  19.  Dezember  1920  bei  dem  Finanz? 
institute  (der  Bankfirma)  eingelangt  und  dort  infolge  eines  gleich? 
falls  vor  dem  19.  Dezember  1920  ausdrücklich  angenommenen 
schriftlichen  Auftrages  (Akkreditivs)  zum  Zwecke  der  Auszah? 
lung  an  eine  dritte  Person  oder  zur  Deckung  solcher  Auszah? 
lungen  gebunden  sind;  über  diese  Beträge  ist  jedoch  dem  Finanzs- 
ministerium bis  15.  Februar  1921  ein  separater  Ausweis  vorzu? 
legen; 

c)  welche  bei  einem  Finanzinstitute  (einer  Bankfirma)  zur 
Deckung  von  Gebühren  von  einem  mit  demse/lben  (derselben) 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  deponiert  worden  sind; 

d)  welche  ein  Finanzinstitut  (eine  Bankfirma)  bei  dem  Buda? 
pester  Giro?  und  Kassenverein  deponiert  hat;  die  von  anderen 
Personen  bei  der  genannten  Anstalt  deponierten  Beträge  sind 
nur  dann  von  der  Sperre  befreit,  wenn  sie  zur  Erfüllung  von  am 
20.  Dezember  1920  fällig  gewordenen  Verpflichtungen  bestimmt 
waren. 

§  2. 

Die  am  19.  Dezember  1920  bestandenen  Saldi  der  bei  ein 
und  demselben  Finanzinstitut  (ein  und  derselben  Bankfirma)  auf 
den  Namen  derselben  Partei  geführten  und  auf  welche  Geldart 
immer  lautenden  verschiedenen  Konti  (Einlagen,  Kontokorrente» 
Depots)  sind  zwecks  Durchführung  der  Sperre  zusammenzuziehen* 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sich  auf  einzelnen  Konti  ein  Soll- 
oder  Habensaldo  ergibt.  Bei  dieser  Vereinigung  müssen  die  aus? 
ländischen  Geldarten  (Valuten,  beziehungsweise  Devisen)  mit 
dem  nach  dem  Durchschnittskurs  der  an  der  Budapester  Effekten? 
börse,  in  Ermanglung  einer  Notierung  an  der  Budapester  Börse 
nach  dem  Durchschnittskurs  der  an  der  nächsten  ausländischen 
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Börse  am  17.  Dezember  1920  notierten  Schlußkurse  berechneten 
Kronenbetrag  eingestellt  werden. 

Vom  Gesichtspunkt  dieser  Bestimmung  ist  ein  Finanzinsti; 
tut  mit  seinen  an  seinem  Sitze  befindlichen  Filialen  als  eine  An* 
stalt  zu  betrachten. 

§  3. 

Die  Sperre  erstreckt  sich  nicht  auf  Forderungen  (Gesamt? 
vermögen)  ausländischer  Staatsbürger,  Firmen  und  ausländischer 
juristischer  Personen  (§  2  der  Verordnung  Z.  10598/1920).  Die 
Forderungen  solcher  ausländischer  Staatsbürger  jedoch,  deren 
ständiger  Wohnort  sich  auf  einem  unter  ungarischer  Verwaltung 
stehenden  Gebiet  befindet,  oder  welche  sich  ununterbrochen  seit 
mindestens  einem  Jahre  oder  des  Erwerbes  wegen  dauernd  hier 
aufhalten,  ebenso  die  Forderungen  solcher  Firmen,  welche  ihren 
Sitz,  eine  Geschäftsniederlassung  oder  eine  Filiale  auf  einem 
unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Gebiet  haben,  müssen 
gesperrt  werden. 

Der  vorhergehende  Absatz  ist  auch  auf  Forderungen  von 
Personen  und  Firmen  anzuwenden,  welche  in  dem  unter  fremder 
Verwaltung  stehenden  Gebiete  Ungarns  heimatszuständig  sind 
oder  dort  ihren  Sitz  haben;  hinsichtlich  der  Forderungen  von 
Personen  und  Firmen,  welche  im  Gebiete  des  tschecho-slowaki* 
sehen  Staates  heimatszuständig  sind  oder  dort  ihren  Sitz  haben, 
bleibt  die  Bestimmung  des  §  2  der  Finanzministerialverordnung 
Z.  6583/1920  *)  unberührt,  gemäß  welcher  20%  dieser  Forderun* 
gen  insoliange  der  Sperre  unterliegen,  als  die  beiden  Staaten  nicht 
ein  anderweitiges  Übereinkommen  abschließen. 

Die  Frage,  ob  der  Eigentümer  einer  Einlage  oder  eines  De* 
pots  ausländischer  Staatsbürger  ist  oder  auf  einem  unter  fremder 
Verwaltung  stehenden  Gebiete  Ungarns  die  Gemeindezuständig* 
keit  besitzt  (§  2  der  Verordnung  Z.  10598/1920),  haben  die  Finanz* 
institute  (Bankfirmen)  nicht  zu  prüfen,  vielmehr  haben  sie  nach 
bestem  Wissen  anzunehmen,  ob  sich  die  Zuständigkeit  der  Partei, 
beziehungsweise  die  Gemeindezugehörigkeit  nach  ihrem  ständi* 
gen  Wohnort  (Sitz)  richtet. 

*)  Siehe  Seite  642. 
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Im  Zweifel  wird  vermutet,  daß  der  Eigentümer  der  Einlage 
■oder  des  Depots  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  die  Gemeinde? 
Zuständigkeit  auf  einem  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden 
Gebiete  besitzt. 

Der  Eigentümer  der  Einlage  oder  des  Depots  kann  gegen* 
über  der  demgemäß  bestehenden  Vermutung  das  Gegenteil  be; 
weisen. 

Die  inländischen  Filialen  ausländischer  Firmen  müssen  vom 
Gesichtspunkt  der  Einlagen?  und  Depotsperre  als  inländische 
Firmen  angesehen  werden. 

Die  unter  einer  Chiffre,  einem  Losungswort  oder  einer  son? 
stigen  ähnlichen  Bezeichnung  eingelegten  Beträge  müssen  als 
inländische  Einlagen,  beziehungsweise  Forderungen  angesehen 
werden. 

§  4. 

Personen,  welche  kraft  ihres  Berufes  oder  ihrer  Beschäftig 
gung  Gelder  dritter  Personen  verwalten  (z.  B.  Advokaten,  No- 
tare, Kommissionäre  etc.),  können  gemäß  den  folgenden  Bestimm 
mungen  anzeigen,  daß  das  vor  dem  19.  Dezember  1920  bei  einem 
Geldinstitute  (bei  einer  Bankfirma)  deponierte  oder  dortselbst 
für  ihre  Rechnung  eingegangene  Bargeld  zur  Gänze  oder  zum 
Teile  nicht  ihnen,  sondern  einem  oder  mehreren  ihrer  Auftrag* 
geber  gehört.  Die  Anzeigen  müssen  bis  15.  Februar  1921  dem 
Finanzminister  unterbreitet  werden,  wobei  diejenigen  schriftlichen 
Belege  beizulegen  oder  anzugeben  sind,  aus  denen  hervorgeht, 
daß  der  .Beauftragte  das  Geld  des  Auftraggebers  deponiert  hat. 
Der  Beauftragte  ist  verpflichtet,  eine  Abschrift  der  Anzeige  bis 
zum  erwähnten  Termin  auch  an  das  Finanzinstitut  (Bankfirma) 
gelangen  zu  lassen. 

Falls  der  Beauftragte  den  obigen  Bedingungen  entsprochen 
hat,  kann  er  seinem  Auftraggeber  bis  auf  weitere  Verfügung  die 
Ausfolgung,  beziehungsweise  Gutschrift  eines  Betrages,  welcher 
20%  seiner  am  19.  Dezember  1920  bestandenen  Kapitalsforderung 
entspricht,  verweigern. 

§  5. 

Von  der  Sperre  sind  folgende  Einlagen  und  Depots  befreit. 
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1.  Einlagen  und  Depots  des  ungarischen  Staates  und  solche,, 
welche  der  Verfügung  einer  königlich  ungarischen  Staatsbehörde 
unterliegen, 

2.  Einlagen  und  Depots  eines  auf  unter  ungarischer  Verwal* 
tung  stehendem  Gebiete  befindlichen  Munizipium-s,  einer  Stadt 
oder  einer  Gemeinde, 

3.  Einlagen  und  Depots  der  königlich  ungarischen  Staats^ 
bahnen, 

4.  Einlagen,  Depots,  und  Reservefonds  der  Vormundschafts^ 
kassen, 

5.  Einlagen  und  Depots  der  in  Verwahrung  von  öffentlichen 
Behörden  stehenden  gemeinnützigen  Stiftungen  und  Fonds, 

6.  Einlagen  und  Depots  der  Pensionsfonds  aller  Arten.  Vor* 
aussetzung  für  diese  Befreiung  von  der  Steuer  ist,  daß  die  Ein* 
lagen  und  Depots  auf  den  Namen  der  in  den  Punkten  1 — 6  auf- 
gezählten juristischen  Personen  (Anstalten)  erliegen, 

7.  die  auf  das  Aktieneinzahlungskonto  neugegründeter 
Aktiengesellschaften  aus  dem  Titel  der  Aktieneinzahlung  und  auf 
das  Geschäftsanteils^Einzahlungskonto  neugegründeter  Gt- 
nossenschaften  aus  dem  Titel  der  Geschäftsanteilseinzahlung 
deponierten  Beträge,  insoferne  die  konstituierende  Generalver* 
Sammlung  nach  dem  19.  Dezember  1920  oder  innerhalb  dreier 
diesem  Tage  vorangehender  Monate  abgehalten  wurde. 

§6. 

Für  die  Erfüllung  der  in  dieser  Verordnung  sowie  der  in 
den  vom  Ministerium  oder  vom  Finanzminister  in  dieser  An* 
gelegenheit  bereits  erlassenen  und  allenfalls  noch  zu  erlassenden 
Verordnung  enthaltenen  Verpflichtungen,  insbesonders  für  die 
Vornahme  der  Sperre  sind  bei  Aktiengesellschaften  und  Ge* 
nossenschaften  die  Direktoren  und  die  Direktionsmitglieder,  bei 
Bankfirmen  die  Firmainhaber  solidarisch  verantwortlich. 

Der  Finanzminister  kann  sich  von  der  Erfüllung  dieser  Ver? 
pflichtungen  im  Wege  einer  durch  seinen  Delegierten  vorzuneh* 
menden  Prüfung  Überzeugung  verschaffen. 

Die  Finanzinstitute  (Bankfirmen)  sind  verpflichtet,  die  Ur* 
künden  und  Aufzeichnungen,  welche  im  Sinne  der  bezüglichen 
Verordnungen  die  Befreiung  von  der  Sperre  nachweisen,  im  Ori* 
ginal  oder  in  beglaubigter  Abschrift  aufzubewahren  und  dem 
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zum  Zwecke  der  amtlichen  Prüfung  entsendeten  Organe  vorzu? 
zeigen. 

§7- 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  bezüglich  der  20% igen 
Sperre  des  in  der  Verwaltung  der  Vormundschaftskassen  befind* 
liehen  Barvermögens  —  so  lange  die  Gesetzgebung  in  dieser  Hin* 
sieht  nichts  verfügt  —  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern  im  Verordnungswege  Verfügungen  zu  treffen. 

§  8. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  30.  Januar  1921.) 
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Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
vom  18.  Dezember  1920,  Z.  6583,  betreffend  die  Sperre 
der  bei  Geldinstituten  und  Bankfirmen  hinterlegten 
Spareinlagen  und  die  Regelung  des  Überweisungs'  und 
Devisenverkehrs. 

Auf  Grund  der  in  der  Verordnung  des  königlich  ungari? 
sehen  Ministeriums  Z.  10598  erhaltenen  Ermächtigung  wird  ver* 
ordnet  wie  folgt: 

§  1. 

Von  sämtlichen  bei  Geldinstituten  (Aktiengesellschaften. 
Genossenschaften),  die  sich  in  unter  ungarischer  Verwaltung 
stehenden  Gebieten  befinden,  bei  Firmen,  welche  laut  dem  Han= 
delsregister  Bankgeschäfte  betreiben  (§  2  des  Gesetzartikels  LVI1I 
vom  Jahre  1908),  bei  den  im  Gebiete  Ungarns  befindlichen  Filia* 
len  ausländischer  Finanzinstitute,  bei  der  königlich  ungarischen 
Postsparkasse,  bei  der  Österreichisch*ungarischen  Bank  befind* 
liehen  Einlagen,  welche  gegen  Sparkassebücher,  gegen  Kassen* 
scheine  oder  andere  Urkunden  hinterlegt  worden  sind,  von  Konto* 
korrenteinliagen  sowie  von  in  natura  abgesondert  verwahrten  Bar; 
gelddepots,  sei  es,  daß  dieselben  auf  ungarische  Kronenwährung 
oder  auf  eine  andere  Währung  lauten,  werden  bis  zu  20%  der  am 
Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bestehenden  Kapitals? 
forderungen  gesperrt;  die  Parteien  können  bis  auf  weitere  Ver? 
fügung  über  die  gesperrten  Beträge  nicht  verfügen. 

Über  die  20%  ihrer  Forderungen  übersteigenden  Beträge 
sowie  über  die  künftig  entstehenden  Einlagen  oder  Kontokorrent? 
forderungen  können  die  Parteien  frei  verfügen» 
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§2. 

Die  im  §  1,  Abs.  1,  enthaltenen  Bestimmungen  finden  nicht 
Anwendung  auf  Einlagen,  Kontokorrentforderungen  und  Bars 
geldbestände  von  Untertanen  ausländischer  Staaten  oder  von 
ausländischen  Handelsfirmen;  diese  können  somit  über  den  vol* 
len  Betrag  ihrer  Forderungen  frei  verfügen.  Eine  Ausnahme  bil* 
den  die  Einlagen,  Kontokorrentforderungen  und  Bargeldbestände 
von  Personen,  die  nach  einer  im  Gebiete  des  tschecho?slowaki= 
sehen  Staates  gelegenen  Gemeinde  zuständig  sind.  20%  der 
Forderungen  dieser  Personen  unterliegen  gleichfalls  insolange 
der  Sperre,  als  zwischen  den  beiden  Staaten  nicht  ein  ander  weiti>- 
ges  Übereinkommen  geschlossen  worden  ist. 

§  3. 

Die  im  §  1  genannten  Geldinstitute  und  Firmen  sind  ver* 
pflichtet,  bis  einschließlich  15.  Januar  1921  einen  Ausweis  über  die 
bei  ihnen  am  19.  Dezember  1920  bestandenen  Einlagen  sowie 
über  die  aus  irgendeinem  anderen  Titel  erlegten  Beträge  dem 
königlich  ungarischen  Finanzministerium  vorzulegen.  Der  Aus* 
weis  hat  zu  enthalten: 

1.  den  getrennt  nach  Staaten  zusammengefaßten  Endbetrag 
der  Spareinlagen  und  der  anderen  verzinslichen  Geldforderungen 
(mit  Ausnahme  der  im  folgenden  Punkte  3  erwähnten),  die  aus* 
ländischen  Staatsbürgern,  beziehungsweise  solchen  Personen,  die 
in  einem  unter  fremder  Verwaltung  stehenden  Gebiete  Ungarns 
heimatzuständig  sind,  oder  Firmen  zustehen,  die  dort  ihren  Sitz 
haben 

2.  die  getrennt  nach  fremden  Valuten  zusammengefaßten 
Endbeträge  der  den  unter  Punkt  1  fallenden  Kontoeigentümern 
zustehenden  Forderungen  (z.  B.  deutsche  Reichsmark,  französi* 
sehe  Francs  etc.) 

3.  die  getrennt  nach  fremden  Valuten  zusammengefaßt 
ten  Beträge  der  Einlagen  und  anderen  verzinslichen  Forde* 
rungen  von  im  Gebiete  des  tschechoslowakischen  Staates 
heimatzuständigen  Personen; 

4.  die  Einlagen  und  sonstigen  Forderungen  ungarischer 
Staatsbürger  und  Firmen,  welche  auf  dem  unter  ungarischer  Ver* 
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waltung  stehenden  Gebiete  wohnhaft  sind,  beziehungsweise  dort 
ihren  Sitz  haben,  und  zwar  geteilt  nach  folgenden  Gruppen: 

a)  der  Gesamtbetrag  der  Einlagen  und  der  sonstigen  Forde; 
rungen  der  Aktiengesellschaften  mit  Ausnahme  der  Geld? 
institute; 

b)  der  Gesamtbetrag  der  Einlagen  und  der  sonstigen  Fordes 
rungen  der  Genossenschaften; 

c)  die  Einlagen  und  sonstigen  Forderungen  anderer  Ge* 
seilschaftsfirmen,  Einzelfirmen  und  Privatpersonen  nach  folgen  - 
der  Zusammenstellung: 

aa)  der  Gesamtbetrag  der  einzeln  1000K  nicht  über* 
steigenden  Einlagen  und  sonstigen  Forderungen,  bb)  der  Ge; 
samtbetrag  der  10.000  K  nicht  übersteigenden,  cc)  der  50.000  K 
nicht  übersteigenden,  dd)  der  100.000  K  nicht  übersteigenden, 
ee)  der  100.000  K  übersteigenden  Einlagen  und  sonstigen  For* 
derungen. 

d)  die  auf  fremde  Valuten  lautenden  Einlagen  oder  sonsti* 
gen  Forderungen  der  im  Punkt  4  dieses  Paragraphen  erwähnten 
Personen  nach  der  im  Punkt  c)  bezeichneten  Skala  (z.  B.  1000 
deutsche  Reichsmark  nicht  übersteigende  Forderungen  etc.). 

§  4. 

Auf  Losungsworte  oder  dgl.  erlegte  Beträge  sind  als  inländi* 
sehe  Einlagen,  beziehungsweise  Forderungen  anzusehen. 

Von  der  Sperre  sind  solche  Einlagen,  beziehungsweise  For- 
derungen ausgenommen,  welche  noch  nicht  behobene  Teile  eines 
von  einzelnen  Parteien  oder  Gemeinden  (Genossenschaften  etc.) 
aufgenommenen  Pfandbrief-,  beziehungsweise  Kommunal^ 
darlehens  darstellen. 

Weiters  sind  Einlagen  von  Geldinstituten  bei  anderen  Geld* 
instituten,  bei  der  Österreichisch^ungarischen  Bank  oder  bei  der 
königlich  ungarischen  Sparkasse,  sowie  Forderungen,  die  Geld* 
instituten  gegen  diese  Institute  zustehen,  von  der  Sperre  aus? 
genommen. 

§  5. 

Inländer  können  über  die  nicht  gesperrten  Beträge  (80% 
ihrer  Einlagen,  beziehungsweise  Kontokorrentforderungen),  Aus* 
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länder  (mit  Ausnahme  von  Personen  und  Firmen,  die  im  tsche? 
cho?slowakischen  Gebiete  heimatzuständig  sind,  beziehungs*- 
weise  dort  ihren  Sitz  haben)  über  ihre  vollen  Forderungen  frei 
verfügen  und  mit  denselben  für  inländische  oder  ausländische 
Rechnung  Überweisungen  vornehmen.  Die  in  dieser  Hinsicht 
bestehenden  beschränkenden  Verordnungen,  einschließlich  der 
Regierungsverordnung  Z.  770  vom  Jahre  1920  betreffend  den 
Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln,*)  werden  außer 
Kraft  gesetzt. 

Der  Devisenverkehr  ist  vollständig  frei. 

§  6  ••) 

Die  Unterlassung  der  Vorlage  des  im  §  3  vorgeschriebenen  Aus- 
weises wird  als  Übertretung  mit  einer  Geldstrafe  von  5000  K  geahndet. 

§  7. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft. 

(Budapesti  Közlöny  vom  19.  Dezember  1920.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers 
Z.  6800/1920,  betreffend  die  Regelung  der  Ausfuhr  von 
Wertgegenständen  und  Ergänzung  der  5  und  6  der 
Verordnung  Z.  6583/1920  über  die  Sperre  von  Ein' 

lagen.***) 

Auf  Grund  des  die  Vermögenssteuer  betreffenden  §  38  des 
Gesetzartikels  XXXII/1916  sowie  auf  Grund  der  in  der  Verord? 
nung  Z.  10598/1920  erhaltenen  Ermächtigung  ordne  ich  im  Inter? 
esse  der  stufenweisen  Einführung  des  freien  Verkehrs  in  Ab* 
änderung,  beziehungsweise  Aufhebung  der  bisher  bestandenen 
Beschränkungen  folgendes  an: 

*)  Siehe  Seite  629  ff. 

**)  Außer  Kraft  gesetzt  durch  §  10  der  folgenden  Verordnung. 
***)  Siehe  Seite  642. 
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§  l. 

Mit  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  verlieren  alle  hinsieht? 
lieh  der  Ausfuhr  von  Wertgegenständen  aus  dem  Staatsgebiet 
bestehenden  Verbote,  insoferne  die  vorliegende  Verordnung  nichts 
anderes  verfügt,  ihre  Kraft.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die 
vorliegende  Verordnung  im  allgemeinen  die  Gültigkeit  der  im 
§  38  des  Gesetzartikels  XXXII  vom  Jahre  1916  über  die  Ver^ 
mögenssteuer  enthaltene  Bestimmung  nicht  berührt,  laut  welcher 
der  Steuerpflichtige,  welcher  ein  innerhalb  des  Staatsgebietes  be- 
findliches Vermögen,  das  nach  dem  erwähnten  Gesetz  der  Steuer* 
pflicht  unterliegt,  nach  einem  außerhalb  des  Staatsgebietes  ge? 
legenen  Gebiete  ausführt,  zur  Anmeldung  verpflichtet  ist. 

Die  Art  der  Anmeldung  war  bisher  durch  die  am  21.  Ok? 
tober  1916  erlassene  Finanzministerialverordnung  Z.  85671/1916 
geregelt. 

An  Stelle  der  eben  bezogenen  Verordnung,  welche  im 
übrigen  keine  Verfügung  über  die  Bewilligung  der  Ausfuhr,  son? 
dern  nur  über  die  Anmeldung  getroffen  hat,  treten  zwecks  Er* 
leichterung,  beziehungsweise  Vereinfachung  der  Formalitäten  der 
Anmeldung  die  im  folgenden  §  2  umschriebenen  Vorschriften. 

§2. 

Nach  Gesetzartikel  XXXII  vom  Jahre  1916  ist  derjenige 
Vermögenssteuerpflichtige,  der  sein  nach  den  bestehenden 
Vermögenssteuergesetzen  der  Steuerpflicht  unterliegendes,  auf 
dem  Gebiet  des  ungarischen  Staates  befindliches  Vermögen  aus 
dem  ungarischen  Staatsgebiet  ausführen,  per  Post  versenden  oder 
überweisen  will,  verhalten,  dasselbe  auf  Grund  des  §  38  des 
Gesetzartikels  XXXII  vom  Jahre  1916  vorher  bei  der  kompe* 
tenten  königlich  ungarischen  Finanzdirektion  (in  Budapest  bei 
dem  königlich  ungarischen  Steuerinspektorstellvertreter  des  be^ 
treffenden  Bezirkes)  zur  Anmeldung  zu  bringen. 

Diese  Verpflichtung  zur  Anmeldung  besteht  in  dem  Falle, 
wenn  der  Vermögenssteuerpflichtige  sein  nach  den  bestehenden 
Vermögenssteuergesetzen  der  Steuerpflicht  unterliegendes,  auf 
dem  Gebiet  des  ungarischen  Staates  befindliches  Vermögen  auf 
das  inländische  Konto  oder  Depot  eines  Ausländers  überweist 
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oder  erlegt.  Im  Falle  der  Überweisung  kann  über  Auftrag  der 
Partei  auch  das  die  Überweisung  vollziehende  Finanzinstitut  die 
Anmeldung  bewerkstelligen,  doch  bleibt  die  Partei  für  die  An* 
meidung  verantwortlich. 

Die  in  diesem  Paragraphen  enthaltene  Anmeldepflicht  be? 
zieht  sich  nicht  auf  die  das  Eigentum  der  im  Inlande  domizi? 
lierenden,  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unter? 
nehmungen  bildenden  Werte.  Die  auf  dem  Gebiet  des  ungari? 
sehen  Staates  keinen  ständigen  Wohnort  besitzenden  auslände 
sehen  Staatsbürger  trifft  die  Anmeldepflicht  gleichfalls  nicht, 
soweit  sie  nicht  hier  vermögenssteuerpflichtig  sind. 

Die  Anmeldepflicht  bezieht  sich  jedoch  auf  offene  Handels* 
gesellschaften  und  Kommanditgesellschaften,  obgleich  nicht 
diese  selbst,  sondern  nur  ihre  Gesellschafter  nach  dem  ihnen  zu? 
kommenden  Anteil  am  Gesellschaftsvermögen  Subjekte  der  Ver? 
mögenssteuer  sind. 

Im  Reiseverkehr  kann  im  Falle  der  Ausfuhr  von  in?  oder 
ausländischem  Gelde  in  einem  20.000  K  nicht  übersteigenden 
Betrag  von  der  Anmeldung  Abstand  genommen  werden. 

Gelegentlich  der  Ausfuhr  von  ungarischen  Kriegs?Staats? 
schuldentitres  (Staatskassenscheine,  Kriegsanleiheobligationen) 
ist  außer  dem  Nominalwert  der  Obligationen  auch  die  auf  der 
Obligation  ersichtliche  Buchstabenbezeichnung  und  die  Nummer 
sowie  der  Umstand  anzumelden,  ob  die  auszuführenden  Titres 
in  Gemäßheit  des  §  1  der  Verordnung  Z.  9390/1920*)  mit  der 
Kontrollbezeichnung  versehen  worden  sind. 

Die  Partei  erhält  über  die  erstattete  Anmeldung  (bei  Kriegs? 
Staatsschuldentitres  mit  Angabe  des  Nominalwertes,  der  Buch? 
stabenbezeichnung  und  der  Nummer)  eine  mit  der  Unterschrift 
des  Amtsvorstandes  und  dem  Amtssiegel  versehene  schriftliche 
Bestätigung,  welche  im  Falle  der  Ausfuhr  bei  der  Grenzstation, 
im  Falle  des  Postversandes  beim  Aufgabepostamt  und  im  Falle 
der  Überweisung  bei  dem  Finanzinstitut  als  Legitimation  dient. 

||     .        §  3: 

Ungeachtet  der  im  §  1  dieser  Verordnung  erfolgten  Außer? 

*)  Diese  vom  23.  Dezember  1920  datierte  Verordnung  setzt  die 
Bedingungen  für  die  Nostrifizierung  der  Titres  der  ungarischen 
Kriegsstaatsschulden  fest. 
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kraftsetzung  der  auf  die  Ausfuhr  der  Wertgegenstände  bezüa- 
liehen  Verbote  und  Beschränkungen  ist  bis  auf  weitere  Verfügung 
auch  weiterhin  verboten: 

1.  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  des  §  180  des 
am  4.  Juni  1920  in  Trianon  geschlossenen  Friedensvertrages  die 
Ausfuhr  von  reinem  Gold  und  Silber  sowie  von  Gold  und  Silber 
in  Münzen  und  Stangen,  weiters  von  Gold  und  Silber  in  rohem 
Zustande,  in  alten  Bruchstücken  und  Abfällen,  weiters  von  Körn? 
chen,  Platten,  Stangen,  Stäben,  Drähten,  Blechen,  Bändern  und 
Streifen  aus  Gold  und  aus  Silber,  von  Goldblättchen,  Gold* 
flaumen,  Gold?  und  Silberarbeiten  sowie  von  aus  Gold  und 
Silber  verfertigten  Halbfabrikaten: 

2.  die  Ausfuhr  folgender  Wertpapiere: 

a)  auf  Gold  oder  auf  Kronen  sowie  auf  ausländische  Wäh- 
rung (auf  Pfund  Sterling,  auf  Franken,  Mark  etc.)  lautender 
ungarischer  Wertpapiere  (Aktien,  Pfandbriefe,  Anleiheobligatio* 
nen,  ungarische  Goldrentenobligationen  etc.); 

b)  bei  auf  Kronen  oder  auf  andere  Währung  lautenden 
Wertpapieren  (einschließlich  der  in  dem  von  Ungarn  abgetrenn* 
ten  Gebiet  in  der  dort  geltenden  Valuta  zahlbaren  Wertpapiere), 
wenn  der  Sitz  ihres  Ausstellers  oder  ihr  Emissionsort  nicht  auf 
ungarischem  Staatsgebiet  liegt,  sowohl  die  Ausfuhr  als  auch  die 
Hinterlegung  in  das  hiesige  Depot  eines  Ausländers,  ausgenommen 
den  Fall,  wenn  die  Partei  20%  der  auszuführenden,  beziehungs? 
weise  zu  deponierenden  Wertpapiere  in  natura  oder  20%  ihres 
Wertes  nach  dem  Kurse  vom  20.  Dezember  1920  oder  mangels  eines 
solchen  Kurses  20%  des  am  20.  Dezember  1920  bestandenen  Ver? 
kehrswertes  bei  einer  königlich  ungarischen  Staatskasse  zugunsten 
des  königlichen  Ärars  einzahlt  oder  bei  einem  dem  Verbände 
der  Geldinstitutszentrale  angehörigen  Finanzinstitute  zugunsten 
des  Kontos  des  königlich  ungarischen  Ärars  deponiert  und  die 
diesbezügliche  Quittung  oder  Bestätigung  der  kompetenten  könig* 
lieh  ungarischen  Finanzdirektion  (dem  Steuerinspektor-Stellver- 
treter) übergibt; 

3.  bei  ausländischen  Geldarten  (einschließlich  der  von  der 
Österreichisclvungarischen  Bank  ausgegebenen  und  nicht  mit  der 
ungarischen  ÜberStempelung  versehenen  Banknoten)  sowohl  die 
Ausfuhr,  als  auch  die  Hinterlegung  derselben  in  das  hiesige  De; 
pot  eines  Ausländers,  ausgenommen  den  Fall,  wenn  die  die  Aus 
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fuhr,  bezw.  den  Erlag  beabsichtigende  Partei  20%  der  auszu? 
führenden,  beziehungsweise  zu  deponierenden  Valuten  in  natura 
oder  20%  ihres  Wertes  nach  dem  im  Zeitpunkt  der  Ausfuhr, 
beziehungsweise  der  Deponierung  bestandenen  Tageskurs  bei 
einer  königlich  ungarischen  Staatskasse  zugunsten  des  könig- 
lichen Ärars  einzahlt  oder  bei  einem  dem  Verbände  der  Geld; 
institutszentrale  angehörigen  Finanzinstitute  zugunsten  des  ge> 
sperrten  Kontos  des  königlich  ungarischen  Ärars  deponiert  und 
die  diesfällige  Quittung  oder  Bestätigung  der  kompetenten  könig? 
lieh  ungarischen  Finanzdirektion  (dem  Steuerinspektorstellver? 
treter)  übergibt; 

4.  auf  Grund  der  Verordnung  Z.  3923/1919  vom  9.  August 
1919  sowohl  die  Ausfuhr  als  auch  die  Hinterlegung  in  das  hiesige 
Depot  eines  Ausländers  von  Denkmälern  der  Kunst  und  Wissen- 
schaft mit  Musealwert  sowie  von  Werken  der  darstellenden 
Kunst  nicht  lebender  Künstler  (Gemälden,  graphischen  Werken, 
Statuen),  von  Handschriften,  Drucksorten,  Diplomen,  ungari- 
schen kulturgeschichtlichen  Erinnerungen  (kirchlichen  und  weit5 
liehen  Möbeln,  Schnitzereien,  Goldschmiedearbeiten  und  Aus; 
Stattungsgegenständen),  archäologischen  Erinnerungen  (Funden), 
Medaillen  und  Münzen,  ethnographischen,  volksbildenden  und 
naturwissenschaftlichen  Gegenständen  (Möbeln,  Holz*  und  Bein? 
Schnitzereien,  Geweben,  architektonischen  Planskizzen,  Auf- 
nahmen von  Kunstdenkmälern); 

5.  auf  Grund  des  im  §  4  des  Gesetzartikels  III  vom  Jahre 
1920*)  enthaltenen  Verbotes  sowohl  die  Ausfuhr,  als  auch  die 
Hinterlegung  von  nicht  gestempelten  Banknoten  in  ein  inländi; 
sches  Depot  eines  Ausländers;  schließlich 

6.  bis  auf  weitere  Verfügung  des  Finanzministeriums  so? 
wohl  die  Ausfuhr,  als  auch  die  Hinterlegung  der  4%igen  und  der 
372%igen  ungarischen  Rentenanleihen  (Kronenrenten)  und  der 
4%igen  Theiß?  und  Szegediner  Prämienanleiheobligationen  in  ein 
inländisches  Depot  eines  Ausländers. 

§  4. 

Dem  Einfuhrverbot  unterliegen  bis  auf  weitere  Verfügung- 


*)  Siehe  Seite  612  ff. 
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iL  auf  Grund  des  im  §  4  des  Gesctzartikels  III  vom  Jahre 
1920  enthaltenen  Verbotes  die  nicht  gestempelten  Banknoten  : 

2.  die  Einfuhr  der  im  Sinne  der  Verordnung  Z.  2980  vom 
14.  April  1920  *)  von  der  Österreichisclvung'arischen  Bank  aus* 
gegebenen  Banknoten  zu  1  und  2  K  in  einem  100  K  übersteigen? 
den  Betrag; 

3.  auf  Grund  des  im  §  16  der  Verordnung  Z.  9390  vom 
23.  Dezember  1920  enthaltenen  Verbotes  —  bis  zur  Beendigung 
der  Nostrifizierung  —  die  Einfuhr  von  ungarischen  Staats? 
schuldentitres  (Staatskassenscheinen,  Kriegsanleiheobligationen). 

§  5. 

Von  den  im  §  3  und  4  enthaltenen  Verboten  kann  der 
königlich  ungarische  Finanzminister  Ausnahmen  bewilligen. 

§  6. 

Falls  jemand  in?  oder  ausländische  Geldsorten,  Wertpapiere, 
Schecks  oder  andere  Wertgegenstände  durch  solche  Länder 
durchführt,  in  welchen  eine  Devisenzentrale  tätig  ist,  kann  er 
vom  königlich  ungarischen  Finanzministerium  eine  Ausfuhrbewil? 
ligung  verlangen. 

Das  Ansuchen  um  die  Bewilligung  kann  persönlich,  be? 
ziehungsweise  durch  einen  Bevollmächtigten  oder  per  Post  ein? 
gereicht  werden. 

§  7. 

Die  die  Valorenausfuhr  betreffenden  Verbots?  und  Straf? 
bestimmungen  der  Verordnungen  vom  20.  März  1915,  Z.  993, 
vom  17.  Februar  1919,  Z.  6000,  vom  23.  Januar  1920,  Z.  770  **)  und 
der  Ergänzungsverordnung  vom  19.  November  1920,  Z.  9830,***) 
schließlich  der  §  1  und  §  2,  Punkt  c,  sowie  der  §§  6  und  7  der 
Verordnung  vom  13.  Oktober  1920,  Z.  8790,  verlieren  mit  In? 
krafttreten  dieser  Verordnung  ihre  Wirksamkeit. 


*)  Siehe  Seite  622, 
**)  Siehe  Seite  h29  ff. 
***)  Siehe  Seite  632  ff. 


-  651  - 


Diese  Verordnung  berührt  nicht  die  Bestimmungen  der  auf 
die  neuerliche  Regelung  des  Außenhandels  mit  Waren  bezüg? 
liehen  Verordnung  vom  25.  Oktober  1919,  Z.  5510,  und  der  diese 
Verordnung  zum  Teile  abändernden  Verordnung  vom  5.  Ja* 
nuar  1920,  Z.  10239.  Diese  Verordnung  erstreckt  sich  somit  nicht 
auf  die  Ein?  und  Ausfuhr  von  Handelswaren;  bis  auf  weitere 
Verfügung  bleiben  alle  jene  besonderen  Rechtsnormen  unver? 
ändert,  nach  welchen  der  Außenhandelsverkehr  Beschränkungen 
unterworfen  werden  kann. 

Unberührt  verbleiben  ferner  die  im  §  1  des  Gesetzartikels 
XV  vom  Jahre  1920  enthaltenen  Bestimmungen  betreffend  die 
Preistreiberei. 

§  8. 

Die  Verordnung  Z.  6583/1920  *)  bezieht  sich  nicht  auf  Über* 
tretungen  oder  Umgehungen  dieser  Verordnung,  soweit  dieselben 
vor  deren  Inkrafttreten  begangen  werden. 

Hinsichtlich  der  Bestrafung  dieser  Handlungen,  der  Durch? 
führung  der  eingeleiteten  Verfahren  und  der  beschlagnahmten 
Werte  werden  besondere  Verfügungen  erlassen  werden. 

§  9. 

L  Wer  der  im  §  2  dieser  Verordnung  ausgesprochenen  An- 
meldepflicht nicht  Genüge  leistet,  unterliegt  den  im  Gesetz? 
artikel  XXXII  vom  Jahre  1916  festgesetzten  Straf bestimmungen. 

II.  Die  in  den  Punkten  3  und  4  (und  1  des  §  4)  dieser  Ver? 
Ordnung  erwähnten  Verbote  unterliegen  den  im  §  4  des  Gesetz? 
artikels  III  vom  Jahre  1920  enthaltenen  Strafbestimmungen. 

III.  Wer  dagegen  die  in  dieser  Verordnung  enthaltenen 
sonstigen  Bestimmungen  übertritt  oder  umgeht,  begeht,  insoferne 
die  Handlung  nicht  einer  schwereren  Strafbestimmung  unter? 
liegt,  eine  Übertretung  und  wird  mit  Arrest  bis  zur  Dauer  von 
sechs  Monaten  und  einer  Geldstrafe  ,  bis  zum  Betrage  von 
2000  K  bestraft. 


*)  Siehe  Seite  642  ff. 
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Wenn  die  Größe  des  Vorteils  festgestellt  werden  kann, 
welchen  der  Täter  durch  seine  Handlung  widerrechtlich  erlangt 
hat,  kann  die  anzuwendende  Geldstrafe  bis  zu  einem  den  Be* 
trag  von  2000  K  übersteigenden,  auf  das  Doppelte  des  festge* 
stellten  Vorteils  erhöhten  Betrag  ausgedehnt  werden. 

Der  Gegenstand,  hinsichtlich  dessen  die  Übertretung  be* 
gangen  wurde,  ist  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  im  Eigentum  des 
Täters  oder  des  Beteiligten  steht,  zu  konfiszieren. 

Über  die  Verwendung  der  konfiszierten  Gegenstände  und 
ihres  Wertes  verfügt  der  Finanzminister.  Der  Finanzminister 
kann  Prämien  für  die  Erstattung  von  Anzeigen  und  Aufdeckung 
von  Übertretungen  festsetzen. 

§  10. 

Wer  die  im  §  3  der  Verordnung  Z.  6583/1920  enthaltene 
Bestimmung  übertritt  oder  umgeht,  ist  im  Sinne  des  §  9,  Ab- 
satz III  dieser  Verordnung  wegen  Übertretung  zu  bestrafen. 

Der  §  6  der  Verordnung  Z.  6583/1920  verliert  seine  Wirk* 
samkeit. 

§  n. 

Das  Verfahren  über  Übertretungen  dieser  Verordnung  ge- 
hört in  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Polizei* 
Strafgericht,  im  Wirkungsgebiete  der  Staatspolizei  dagegen  in 
deren  Wirkungskreis. 

In  dritter  Instanz  entscheidet  der  Finanzminister. 

§  12. 


Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft.  (Budapesti  Közlöny  vom  25.  Januar  1921.) 


Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
27.  September  1920,  Z.  8291/1920,  betreffend  die  gegen** 
über  den  Bewohnern  der  besetzten  Gebiete  zustehenden, 
auf  Kronenwährung  lautenden  Geldforderungen. 

Nachdem  derzeit  nicht  bestimmt  werden  kann,  in  welcher 
Geldart  die  in  den  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Ge? 
bieten  wohnhaften  ungarischen  Staatsbürger  die  Begleichung  der 
ihnen  gegenüber  in  den  besetzten  Gebieten  wohnhaften  Per? 
sonen  zustehenden,  auf  Kronen  lautenden  Forderungen  bean? 
spruchen  können  und  sie  durch  die  Entgegennahme  von  Kronen 
eventuell  einen  Nachteil  erleiden  könnten,  wird  folgendes  ver? 
ordnet: 

§  1. 

Die  in  den  unter  ungarischer  Verwaltung  stehenden  Ge? 
bieten  wohnhaften  ungarischen  Staatsbürger  sind  bis  auf  weitere 
Verfügung  auch  dann  nicht  verpflichtet,  die  Bezahlung  der 
ihnen  gegenüber  den  in  den  besetzten  Gebieten  wohnhaften  Per? 
sonen  zustehenden,  auf  Kronen  lautenden  Geldforderungen  an? 
zunehmen,  wenn  die  Schuld  bereits  fällig  geworden  ist. 

Der  Gläubiger  kommt  mit  der  Verweigerung  der  Zahlungs? 
annähme  nicht  in  Verzug  und  kann  aus  dem  Titel  der  Nicht? 
annähme  der  Zahlung  keinerlei  Nachteil  erleiden.  Diese  Rechte 
stehen  dem  Gläubiger  auch  gegenüber  einer  in  einem  unter  unga? 
rischer  Verwaltung  stehenden  Gebiete  wohnhaften  Person  zu, 
welche  die  Geldschuld  von  einer  in  einem  besetzten  Landes? 
teile  wohnhaften  Person  übernommen  hat. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden  auch  auf  juri? 
stische  Personen  Anwendung;  hinsichtlich  ihrer  Zugehörigkeit 
ist  der  Ort  ihres  Sitzes  maßgebend. 
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1  2. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

(Budapester  Közlöny  vom  29.  September  1920.) 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom 
21,  Januar  1921,  Z,  540,  betreffend  Ergänzung  der  Min u 
sterial Verordnung  Z.  8291/20,  betreffend  die  gegenüber 
Einwohnern  der  besetzten  Gebiete  zustehenden,  auf 
Kronenwährung  lautenden  Geldforderungen. 

§  1. 

Die  Bestimmungen  des  §  1  der  Verordnung  Z.  8291  vom 
Jahre  1920  (kundgemacht  in  Nr.  223  des  am  29.  September  1920 
erschienenen  „Budapesti  Közlöny")  betreffend  die  gegenüber  den 
Einwohnern  der  besetzten  Gebiete  zustehenden,  auf  Kronen? 
Währung  lautenden  Geldforderungen  sind  auch  für  den  Fall  an? 
wendbar,  wenn  zwar  der  Schuldner  nicht  im  besetzten  Landes? 
teil  wohnhaft  ist,  jedoch  zur  Sicherstellung  einer  auf  Kronen? 
Währung  lautenden  Geldforderung  eines  auf  dem  unter  ungari? 
scher  Verwaltung  stehenden  Gebiet  wohnhaften  ungarischen 
Staatsbürgers  ob  einer  im  besetzten  Gebiet  des  Landes  gelegenen 
Liegenschaft  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung 
ein  Pfandrecht  einverleibt  oder  vorgemerkt  ist,  oder  das  ob  der? 
selben  aus  diesem  Grunde  einverleibte  Pfandrecht  nach  der  Be? 
setzung  ohne  Einwilligung  des  Gläubigers  gelöscht  wurde  oder 
gelöscht  wird. 

Falls  jedoch  zur  Sicherstellung  der  Forderung  auch  ob  einer 
solchen  Liegenschaft,  welche  auf  unter  ungarischer  Verwaltung 
stehendem  Gebiet  gelegen  ist,  das  Simultanpfandrecht  haftet, 
können  die  Bestimmungen  des  §  1  der  Verordnung  Z.  8291/1920 
nur  in  den  dort  bestimmten  Fällen  Anwendung  finden. 

§  2. 


Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft.  (Budapesti  Közlöny  vom  22.  Januar  1921.) 


Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
vom  29.  Dezember  19 14,  Z.  9420/ 19 14  über  die  Zalv 

lung  in  Gold. 

Das  kgl.  ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund  der  im 
§  16  des  Gesetzartikels  LXIII  vom  Jahre  1912  über  die  Ausnahme? 
Verfügungen  für  den  Kriegsfall  erhaltenen  Ermächtigung  fol? 
gendes  an  : 

§1. 

Solche  auf  einem  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  zu  erfüllenden  Handelsgeschäfte,  Wechsel*  oder  einem 
anderen  privatrechtlichen  Titel  beruhenden  Geldschulden,  deren 
Zahlung  in  den  Goldwertmünzen  der  Kronenwährung  bedungen 
ist,  können  während  der  Zeit  der  Wirksamkeit  dieser  Verord? 
nung  im  Nominalwert  mit  welchem  gesetzlichen  Zahlungsmittel 
der  Kronenwährung  immer  erfüllt  werden. 

§2. 

Solche  auf  einem  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  zu  erfüllenden  Handelsgeschäfte,  Wechsel?  oder  einem 
anderen  privatrechtlichen  Titel  beruhende  Geldschulden,  deren 
Zahlung  in  Goldgulden,  Körmöczer  oder  kaiserlichen  Dukaten 
oder  in  ausländischer  Goldwährung  bedungen  sind,  können 
während  der  Zeit  der  Wirksamkeit  deser  Verordnung  mit  wel? 
chem  gesetzlichen  Zahlungsmittel  der  Kronenwährung  immer 
erfüllt  werden. 

Den  bei  der  Umrechnung  solcher  Schulden  des  kgl.  ungari? 
sehen  Staatsärars  auf  Kronenwährung  anzuwendenden  Kurs  stellt 
der  kgl.  ungarische  Finanzminister  fest.  Bei  der  Erfüllung  der 
dem  ersten  Absatz  unterliegenden  sonstigen  Schulden  in  Kronen? 
Währung  ist  das  damalige  Äquivalent  der  umzurechnenden  Münz; 
gattung  oder  Goldwährung  richtunggebend. 
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§3. 

Der  Gläubiger  kann  spätestens  dann,  wenn  der  Schuldner 
die  Zahlung  auf  Grund  der  §§  1  und  2  in  einem  von  der  bedun? 
genen  Münzgattung  oder  Währung  abweichenden  Zahlungsmittel 
anbietet,  verlangen,  daß  der  Schuldner  seine  Schuld  nach  dem 
Aufhören  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  in  der  bedungenen 
Münzgattung  oder  Währung  begleiche. 

Für  die  Zeit  der  Stundung  können  sowohl  nach  der 
Kapitals?  wie  nach  der  Zinsenforderung  die  bedungenen  oder 
mangels  solcher  die  gesetzlichen  Zinsen  angerechnet  werden  ; 
ausgenommen  hievon  sind  jedoch  die  auf  ungarischen  Staats? 
schuldentritres  und  auf  den  eine  Zinsengarantie  von  Seiten  des 
ungarischen  Staates  genießenden  Titres  beruhenden  Kapitals?  und 
Zinsenforderungen. 

Wenn  der  Gläubiger  die  Stundung  der  Erfüllung  verlangt 
hat,  kann  er  vom  Schuldner  bis  zum  Erlöschen  der  Wirksamkeit 
dieser  Verordnung  keine  Erfüllung  fordern. 

§4. 

Die  Verfügungen  dieser  Verordnung  erstrecken  sich  sowohl 
auf  Rechtstitel,  die  vor  deren  Inslebentreten  entstanden  sind,  wie 
auf  solche,  die  nachher  entstehen. 

§5. 

Die  Gültigkeit  dieser  Verordnung  erstreckt  sich  insoweit 
auf  Kroatien?Slawonien,  als  sie  sich  auf  Rechtsverhältnisse  be? 
zieht,  die  in  einem  für  das  ganze  Gebiet  der  heiligen  ungarischen 
Krone  wirksamen  Gesetze  geregelt  sind. 

§6. 

Diese  Verordnung  tritt  am  20.  Dezember  1914  in  Kraft. 
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Verordnung   des   Delegierten   des  Finanzministers    vom  22.  April 

1920,  Zahl  8956,  betreffend  die  Kursbestimmung  des  österreichisch? 
ungarischen  Metallgeldes  zu  10  und  20  Heller    ......  464 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  17.  Juni 
1919,  Zahl  1919  (betreffend  die  Kursbestimmung  der  Kronen? 
noten)  466 
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Kundmachung    des   Finanzministeriums    vom    11.  November  1919, 

Zahl  I.  3345  (betreffend  die  Kursbestimmung  der  Kronennoten)  466 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  3.  Jänner 
1920,  Zahl  100  (betreffend  die  Kursbestimmung  der  Kronen« 
noten)   466 

Aus  der  Verordnung  des  Finanzministers  vom  30.  Oktober  1919, 
Zahl  I.  3154  (betreffend  die  Behandlung  nicht  oder  nicht  ord« 
nungsgemäß  gestempelter  Banknoten  der  Österreichisch«unga« 
rischen  Bank)  466 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  11.  Dezems 
ber  1919,  Zahl  22175  (betreffend  die  Behandlung  verdächtig  ge« 
stempelter  Banknoten  der  Österreichisch«ungarischen  Bank).    .  467 

Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien  vom  25.  Februar 
1920,  Zahl  3215  Pr.  (betreffend  die  Strafverfolgung  unbefugter 
Inverkehrsetzung  von  zur  Markierung  von  Kronennoten  be« 
stimmter  Marken  oder  gefälschter  Kronennoten)  467 

Verordnung  des  Finanzministers  über  Beschluß  des  Ministerrates 
vom  19.  November  1919,  Zahf  I.  3439,  verlautbart  durch  den 
Delegierten  des  Finanzministers  am  27.  November  1919  sub  21836 
(betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Kronennoten)   .    .    .  468 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
11.  Februar  1920,  Zahl  2984/1920  (betreffend  den  Umtausch  der 
Kronennoten)  468 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
13.  Februar  1920,  Zahl  3227,  betreffend  die  Außerkurssetzung 
der  österreichischsungarischen  Banknoten  zu  20, 50, 100  und  1000  K  472 

Aus  der  Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom 
24.  Februar  1920,  Zahl  4106  (betreffend  Durchführung  des  Um« 
tausches  der  Kronennoten)  474 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
21.  Mai  1920,  Zahl  11889,  betreffend  nachträglichen  Umtausch 
von  echt  markierten  Banknoten  der  Österreichisch«ungari« 
sehen  Bank  gegen  Kronen« Dinarnoten  475 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums  des  König« 
reiches  SHS.  in  Agram  vom  6.  März  1920,  Nr.  5087,  betreffend 
die  Verlängerung  der  Frist  für  den  Umtausch  der  österreichisch« 
ungarischen  Geldnoten  zu  20,  50  und  100  Kronen  476 

Kundmachung  des  Delegierten   des  Finanzministers  vom  8.  April  * 
1920,  Zahl  8101,   betreffend  den  Umtausch  der  Noten  der 
Österreichisch  «ungarischen  Bank  zu  50  und  20  K  478 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
18.  Juni  1920,  Zahl  13918,  betreffend  die  Beschreibung  der 
Dinarnoten  der  Nationalbank  zu  100,  20,  10,  5  und  1  Dinar 
sowie  50  Para  oder  l/ä  Dinar  478 
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Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums  in  Agram 
vom  27.  Juli  1920,  Zahl  17429  (betreffend  die  Regelung  des  Um. 
laufes  der  Kronen*Dinarnoten).  479 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministeriums  in  Agram  vom 
4.  August  1920,  Zahl  17682,  betreffend  die  Außerkurssetzung 
der  österreichisch*ungarischen  Banknoten  zu  1  und  2  Kronen  479 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  des  Königreiches 
SHS.  in  Agram  vom  20.  Februar  1921,  Zahl  4192,  betreffend 
Beschränkung  der  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Banknoten 
der  Österreichisch? ungarischen  Bank  zu  1,  2  und  10  Kronen 
seitens  staatlicher  Kassen  480 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  des  Königreiches 
SHS.  vom  28.  Februar  1921,  Zahl  5341,  betreffend  die  Außer, 
kurssetzung  der  österreichisch*ungarischen  Banknoten  zu  1,  2 
und  10  Kronen  481 


Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien  vom  28.  Mai 
1919,  Zahl  4694,  betreffend  das  Einfuhrverbot  von  Noten  zu 
25  K  und  200  K  483 

Verordnung  des  Banus  von  Kroatien  und  Slawonien  vom  4.  Juni 
1919,  Zahl  5381  (betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr  der  un* 
garischen  Postsparkassenoten)  483 

Verordnung  der  Delegation  des  Finanzministeriums  für  Slowenien 
und  Istrien  in  Laibach,  Zahl  1750  Pr.,  betreffend  das  Handels* 
verbot  mit  Scheidemünzen  und  Beschränkung  der  Ausfuhr 
aus  dem  Gebiete  des  Königreiches  SHS   483 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  6.  Oktober 

1919,  Zahl  18109  (betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Silber* 
geld)   484 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  4.  Dezem* 
ber  1919,  Zahl  22251  (betreffend  teilweise  Aufhebung  des  Ver* 
botes  der  Einfuhr  von  Kronenbanknoten)  485 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  20.  Dezem* 
ber  1919,  Zahl  23108  (betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  von 
markierten  Kronennoten)   485 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  18.  April 

1920,  Zahl   8382,   betreffend   das   Verbot   der   Ausfuhr  von 
Kronen* Dinarnoten  aus  dem  Königreiche  SHS   485 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
30.  August  1920,  Zahl  20170,  betreffend  die  Ausfuhr  von  Dinar* 
und  Kronen* Dinarnoten  486 

Erlaß  der  Generalzolldirektion  in  Belgrad  vom  8.  Oktober  1920, 
C.  Zahl  64863,  betreffend  die  Einschränkung  der  zur  Ausfuhr 
zugelassenen  Summe  von  Dinar*,  bezw.  Kronen*Dinarbanknoten  486 


-  674  - 

Seite 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
15.  Dezember  1920,  Zahl  30198,  betreffend  die  Einfuhr  von 
österreichisch  und  ungarisch  gestempelten  Banknoten  der  öster* 
reichisch*  ungarischen  Bank  487 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  20.  Novem* 
ber  1919,  betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  französischer 
Francs,  englischer  Pfund  Sterlings,  amerikanischer  Dollars  und 
Schweizer  Franken  aus  dem  Königreiche  SHS  488 

Verordnung  des  Delegierten  des  Finanzministers  vom  24.  Jänner 
1920,  Zahl  1420,  betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  von 
griechischen  Drachmen  und  italienischen  Lire  488 

Kundmachung  des  Delegierten  des  Finanzministers  in  Agram  vom 
25.  Juli  1920,  Zahl  17612,  betreffend  das  Verbot  der  Aus, 
fuhr  von  Valuten  489 

Vertrag,  abgeschlossen  zwischen  der  Regierung  des  Königreiches 
SHS.  und  der  Privilegierten  Nationalbank  des  Königreiches 
Serbien,  Finanzministerium  des  Königreiches  SHS.  General* 
inspektorat  J.  Zahl  1021,  vom  26.  Jänner  1920     .......  490 

Vertrag  zwischen  der  Regierung  des  Königreiches  SHS.  und  der 

Nationalbank  des  Königreiches  SHS  508 

Verordnung  über  die  Zentrale  für  Zahlungen  an  das  Ausland  (De* 
visenzentrale).  Erlassen  auf  Grund  der  Verordnung  des  Fi* 
nanzministeriums  des  Königreiches  SHS.  vom  7.  November 

1919,  Zahl  2799    510 

Verordnung  des  Agramer  Delegierten  des  Finanzministers  vom  19.  März 

1920,  Zahl  6462,  betreffend  die  Kontrolle  des  Verkehrs  mit  frem* 

den  Valuten  und  Devisen  512 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  1.  April  1920,  I.  Zahl  11991, 

betreffend  den  Kauf  und  Verkauf  von  Devisen  *  514 

Nachtragskundmachung  zur  Verordnung  Nr.  217,   Zahl  4329  Val., 

betreffend  den  Kauf  und  Verkauf  von  Devisen  516 

Verordnung   des  Finanzministeriums    des  Königreiches  SHS.  vom 

1.  Oktober  1920,  l,  Nr.  22354,  betreffend  die  Regelung  des 

Devisen?  und  Valutenverkehrs  517 


E. 

Rumänien. 


Erlaß  vom  7.  Juni  1919,  Nr.  55,  des  delegierten  Ministers  in  Czerno* 
witz,  betreffend  die  Abstempelung  der  Banknoten  der  Öster* 
reichisch?ungarischen  Bank  533 
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Erlaß  des  delegierten  Ministers  in  Czernowitz  vom  18.  Juli  1919, 
Nr.  63,  betreffend  die  Ergänzung  des  Erlasses  vom  7.  Juni  1919, 
Nr.  55   537 

Ergänzungsverordnung  des   Finanzministeriums  vom    3.  Juli  1919, 

Nr.  6781/1,  betreffend  die  Abstempelung  der  Kronenbanknoten  537 

Verordung  des  Finanzministeriums  vom  21.  Juli  1919,  Nr.  8129,  über 
die  nachträgliche  Abstempelung  der  österreichisch*ungarischen 


Banknoten  538 

Erlaß  des  Finanzministeriums  Nr.  89  ex  1919  vom  29.  Juli  1919,  be* 
treffend  die  Zahlungen  in  gestempelten  Kronennoten  in  der 
Bukowina  und  dem  Verwaltungsgebiete  des  dirigierenden  Rates  539 

Kundmachung  des  Ressorts  für  Finanzen,  betreffend  die  Kennzeichen 

der  gefälschten  Notenstempel  539 

Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3364,  betreffend  die  Einziehung  der 

Kronen*  und  Rubclnoten   .  540 

Durchführungsverordnung  zum  Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3364, 

betreffend  die  Einziehung  der  Rubel*  und  der  Kronennoten  542 

Instruktion  des  Finanzministeriums  vom  7.  August  1920,  Nr.  77245, 

für  die  mit  dem  Umtausche  der  Kronennoten  betrauten  Ämter  547 

Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3366,  betreffend  die  Ausgabe  von 


Noten  zu  1,  2  und  5  Lei  anläßlich  der  Vereinheitlichung  des 


Geldverkehrs  551 

Gesetz  vom  12.  August  1920,  Nr.  3367,  betreffend  die  Einrechnung 

gewisser  Titres  in  die  Golddeckung  der  Banca  Nationala  .  .  .  552 

Gesetz  vom  30.  August  1920,  Nr.  3652,  betreffend  die  Ermächtigung 
des  Finanzministeriums  zur  Prägung  von  Metallgeld  kleiner 
Stückelung  552 

Kundmachung  des  Finanzministers  vom  30.  August  1920,  betreffend 

die  Festsetzung  des  Kroneneinlösungskurses  553 

Verordnung  des  Staatssekretärs  für  Inneres  in  Klausenburg  Nr.  290/370 

Res.  vom  2.  September  1920    554 

Verordnung  des  delegierten  Ministers  von  Czernowitz  vom  22.  Jänner 
1919,  Nr.  59,  betreffend  die  Einschränkung  der  Zirkulation  und 
des  Handels  mit  Zahlungsmitteln  555 

Verordnung  des  delegierten  Ministers  in  Czernowitz  vom  27.  Fe* 
bruar  1919,  betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr  von  ungestem* 
pelten  Noten  und  Kassenscheinen  der  Österreichisch*ungari* 
sehen  Bank  555 
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Dekret  des  Armeeoberkommandanten  vom  26.  November  1918,  be? 
treffend  den  Umlauf  der  gesetzlichen  österreichischen  Geld? 
zeichen  in  dem  von  königlichen  Heere  besetzten  Gebieten  .    .  559 

Königliches  Dekret  vom  27.  März  1919,  Nr.  371,  betreffend  die  Be* 
Schaffung  der  zur  Konvertierung  der  Kronen  in  Lire  erforder? 
liehen  Mittel  560 

Verordnung  des  italienischen  Oberkommandos  vom  5.  April  1919, 
betreffend  die  Konvertierung  der  Kronen  in  Lire  in  den  be* 
setzten  Gebieten  561 

Verordnung  des  Gouverneurs  von  Trient  vom  5.  April  1919,  be> 
treffend  die  Durchführung  der  Kronenkonvertierung  in  den 
besetzten  Gebieten  ,  565 

Verordnung  des  königlich  italienischen  Armee « Oberkommandos 
vom  17.  Juni  1919,  betreffend  Bestimmungen  über  die  öffent* 
liehen  Abgaben  in  den  besetzten  Gebieten  568 

Königliches  Dekret  vom  27.  November  1919,  Nr.  2227,  betreffend 

die  Konvertierung  der  Kronennoten  in  den  besetzten  Gebieten  570 

Königliches  Dekret  vom  29.  Jänner  1920,  Nr.  144,  betreffend  die 
Abänderung  des  königlichen  Dekretes  vom  27.  November  1919, 
Nr.  2227,  betreffend  die  Konvertierung  der  österreichischen 
Kronennoten  in  den  Provinzen  Venezia  Tridentina  und 
Venezia  Giulia  577 


Verordnung   des   Generalzivilkommissärs   für    die  Venezia  Giulia, 

Nr.  626/2667,  betreffend  die  Regelung  des  Devisenverkehrs  .    .  579 


G. 
Ungarn. 

Verordnung  des  revolutionären  regierenden  Rates  vom  16.  Mai  1919, 
Z.  XCII,  betreffend  die  Emission  von  Papiergeld  durch  die  um 
garische  Postsparkasse  587 

Verordnung  des  revolutionären  regierenden  Rates  vom  5.  Juni  1919, 
Z.  CXI,  betreffend  die  Einziehung  der  Noten  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  587 

Verordnung  des  revolutionären  regierenden  Rates  vom  5.  Mai  1919, 
betreffend  den  Annahmezwang  bezüglich  der  Noten  zu  25  und 
200  K  58* 

Verordnung  der  Regierung  der  ungarischen  Volksrepublik  vom  5.  August 
1919,  Z.  9,  über  die  Außerkraftsetzung  der  auf  die  stufenweise 


Einziehung  der  Banknoten  der  Österreichisch* ungarischen  Bank 
bezüglichen  Verfügungen  589 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  14.  August  1919,  Z.  3954. 
M.*E.  ex  1919,  betreffend  die  Wertregelung  der  im  Umlauf  be* 
findlichen  Zahlungsmittel  590 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  16.  August  1919,  Z.  3987 
M.*E.  ex  1919,  betreffend  die  Auszahlung  der  während  der  Dauer 
der  Räteregierung  hinterlegten  Depots  592 

Verordnung  des  ungarischen  Ministeriums  vom  9.  Oktober  1919, 
Z.  5151/1919,  betreffend  die  mit  der  Wertregelung  der  im  Um* 
lauf  befindlichen  Zahlungsmittel  im  Zusammenhang  stehenden 
privatrechtlichen  Verhältnisse  und  sonstigen  rechtlichen  Be* 
Ziehungen   593 

Verordnung  des  Finanzministers  vom  19.  August  1919,  Z.  49613  ex 

1919,  betreffend  die  Verrechnung  der  im  Umlauf  befindlichen 
Zahlungsmittel  bei  Steuerzahlungen  595 

Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  17.  März  1920,  Z.  1700/1920 
M.*E.,  betreffend  die  Überstempelung  der  von  der  Österreichisch* 
ungarischen  Bank  emittierten  Banknoten  596 

Gesetzartikel  III  vom  Jahre  1920,  betreffend  die  in  Angelegenheit  der 

Banknotenabstempelung  erlassenen  Regierungsverfügungen  .  .  612 

Verordnung  des  ungarischen  Finanzministers  vom  9.  April  1920, 
Z.  P.  M.  2020/1920,  betreffend  die  Aufhebung  der  im  §  1 1  der  Ver* 
Ordnung  Z.  M.*E.  1700/1920  angeordneten  Sperre  der  Konto* 
korrentforderungen  von  Ausländern  und  ausländischen  Firmen  617 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  vom  18.  Mai 

1920,  Z.  P.  M.  2924/1920,  betreffend  Aufhebung  der  Sperre  hin* 
sichtlich  eines  Teiles  der  im  Sinne  des  §  11  der  Verordnung  Z. 
M.  E.  1700/1920  gesperrten  Spareinlagen  und  Kontokorrentfor* 
derungen  619 

Vorderung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  vom  28.  Mai  1920, 
Z.  P.  M.  3145/1920,  betreffend  Freigabe  eines  Teiles  der  im  Sinne 
des  §  11  der  Verordnung  Z.  M.  E.  1700/1920,  unter  Sperre  ge* 
nommenen  Beträge  619 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom  20.  Jänner 

1921,  Z.  460/1921,  betreffend  die  Aufhebung  der  im  §  15  der  Ver* 
Ordnung  Z.  1700/1920,  betreffend  die  Überstempelung  der  von 
der  Österreichisch* ungarischen  Bank  emittierten  Banknoten,  ent* 
haltenen  Zahlungsbeschränkungen  (Moratorium)  620 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  vom  30.  Juni 
1920,  Z.  3618/1920,  betreffend  Inanspruchnahme  gesperrter  Gut* 
haben  als  Staatsanleihe  620 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom  H.April  1920, 
Z.  2980/1920,  betreffend  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Banknoten 
zu  1  und  2  K  622 
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Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  vom  23.  No* 
vember  1920,  Z.  107000,  betreffend  Umtausch  und  Einlösung  der 
unbrauchbar  oder  schadhaft  gewordenen  Postsparkasse* Geld* 
noten  vom  Jahre  1919  zu  20,  10  und  5  Kronen  623 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanzministers  vom  22.  No* 
vember  1920,  Z.  5989,  betreffend  Ausgabe  von  auf  20  Heller 
lautenden  Geldzeichen  der  königlich  ungarischen  Postsparkasse  625 


Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  19.  Februar  1919.Z.  1311/1919, 

betreffend  zeitweilige  Beschränkungen  des  Zahlungsverkehrs  .  .  626 

Verordnung  des  ungarischen  Finanzministers  vom  22.  Februar  1919, 
Z.  811,  betreffend  die  zeitweilige  Einschränkung  des  Zahlungs* 
Verkehrs  628 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  23.  Jänner  1920,  Z.  727, 
betreffend  Abänderung  der  Regierungsverordnung  Z.  1311/1919 
über  die  zeitweilige  Beschränkung  des  Zahlungsverkehrs  .  .  .  628 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  vom  23.  Jänner  1920,  Z.  770/1920, 
betreffend  Außerkraftsetzung  de  Regierungsverordnungen  Z. 
2013/1918  und  171/1919  über  den  Handel  und  Verkehr  mit  aus* 
ländischen  Zahlungsmitteln  und  die  Beschränkung  des  Verkehrs 
mit  dem  Auslande  629 

Verordnung  der  ungarischen  Regierung  Z.  4824/1920,  betreffend  Ab* 
änderung  des  §  5  der  Verordnung  Z.  770/1920,  betreffend  Außer* 
kraftsetzung  der  Verordnungen  Nr.  2013/1918  und  171/1919  über 
den  Handel  und  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln 
und  die  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  dem  Auslande  .  .  .  632 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom  19.  November 
1920,  Z.  9830/1920,  betreffend  Ergänzungder  Regierungsverordnung 
Z.  770/1920  über  den  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  632 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  vom  18.  Dezember 
1920,  Z.  10598,  betreffend  die  Sperre  von  20%  der  bei  Geld* 
instituten  und  Bankfirmen  bestehenden  Einlagen  634 
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Im  Texte  des  Buches  sind  im  allgemeinen  die  durch,  spätere  Maßnahmen 
aufgehobenen  legislatorischen  Verfügungen  durch  kleinere  Satztypen  (Petit= 
satz)  als  solche  kenntlich  gemacht.  Dagegen  sind  noch  geltende  Gesetze,  Ver- 
ordnungen  usw.  durch  größere  Typen  herausgehoben.  Lediglich  der  1.  Teil 
(S.  5—93)  ist  zur  Gänze  in  kleineren  Satztypen  gehalten,  weil  er  vom  Stand* 
punkte  dieses  Werkes  aus  lediglich  die  Vorgeschichte  zu  der  Währungsgesetz= 
gebung  der  Sukzessionsstaaten  darstellt. 


Druckfehlerberichtigung. 

Auf  Seite  XXXIII  der  Einleitung,  Zeile  17,  soll  es  statt  Art.  205 
richtig  heißen:  Art.  206. 

Auf  Seite  531  soll  es  in  der  6.  Zeile  von  unten  anstatt  «Einrechnung 
gewisser  Titres  und  die  Golddeckung»  richtig  heißen:  «Einrechnung  ge- 
wisser Titres  in  die  Golddeckung». 

Auf  Seite  558  soll  die  4.  Seitenzahl  von  oben  anstatt  365  richtig 
heißen:  565. 
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